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DER MINISTER FÜR INFRASTRUKTUR UND VERKEHR

im Einvernehmen mit dem

MINISTER DES INNERN

und dem

LEITER DER ABTEILUNG KATASTROPHENSCHUTZ
GESTÜTZT AUF das Gesetz Nr. 1086 vom 5. November 1971: „Regeln für in Beton, Stahlbeton, Vorspannbeton und Metallaufbauten ausgeführte Bauwerke“, 
GESTÜTZT AUF das Gesetz Nr. 64 vom 2. Februar 1974: „Maßnahmen für Bauwerke mit besonderen Vorschriften für Erdbebenzonen“, 
GESTÜTZT auf das Gesetz Nr. 317 vom 21. Juni 1986 betreffend „Informationsverfahren auf dem Gebiet der Normen und technischen Vorschriften und der Vorschriften für die Dienste der Informationsgesellschaft zur Umsetzung der Richtlinie 98/34/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 22. Juni 1998, geändert durch die Richtlinie 98/48/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 20. Juli 1998“,
GESTÜTZT auf die Verordnung (EU) Nr. 305/2011 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 9. März 2011 zur Festlegung harmonisierter Bedingungen für die Vermarktung von Bauprodukten und zur Aufhebung der Richtlinie 89/106/EWG des Rates,
GESTÜTZT auf das gesetzesvertretende Dekret Nr. 112 vom 31. März 1998: „Übertragung von administrativen Befugnissen und Aufgaben vom Staat auf die Regionen und lokalen Gebietskörperschaften im Sinne von Kapitel I des Gesetzes Nr. 59 vom 15. März 1997“,
GESTÜTZT auf das Dekret des Präsidenten der Republik Nr. 380 vom 6. Juni 2001 „Einheitstext der Rechtsvorschriften über das Bauwesen“, 
GESTÜTZT auf das Gesetzesdekret Nr. 136 vom 28. Mai 2004, mit Änderungen umgewandelt in das Gesetz Nr. 186 vom 27. Juli 2004, und insbesondere auf Artikel 5 Absatz 1, der vorsieht, dass von dem Obersten Rat für Öffentliche Arbeiten im Einvernehmen mit der Abteilung Katastrophenschutz technische Normen auch zur seismischen und hydraulischen Überprüfung von Bauwerken sowie für die Planung, den Bau und die – auch seismische und hydraulische – Anpassung von Staudämmen, Brücken und Gründungs- und Stützbauten für Böden festgelegt werden, um einheitliche Sicherheitsniveaus sicherzustellen,
GESTÜTZT auf das Dekret des Ministers für Infrastruktur und Verkehr vom 14. Januar 2008, mit dem die Bestimmungen zu „Neuen technischen Normen für Baukonstruktionen“ verabschiedet worden sind, veröffentlicht in der ordentlichen Beilage Nr. 30 zum Amtsblatt Nr. 29 vom 4. Februar 2008, 
GESTÜTZT auf das Dekret des Ministers für Infrastruktur und Verkehr vom 26. Juni 2014 über „Technische Normen für die Planung und den Bau von Stauanlagen (Staudämme und Stauwehre)“, veröffentlicht im Amtsblatt Nr. 156 vom 8. Juli 2014 - Allgemeine Reihe,
IN DER ERWÄGUNG, dass die „Neuen technischen Normen für Baukonstruktionen“ aus dem genannten Ministerialdekret vom 14. Januar 2008 wie vorgesehen aktualisiert werden müssen, 
GESTÜTZT auf die Abstimmung Nr. 53, mit der die Generalversammlung des Obersten Rates für öffentliche Arbeiten in der Sitzung vom 14. November 2014 die Aktualisierung der „Neuen technischen Normen für Baukonstruktionen“ aus dem genannten Ministerialdekret vom 14. Januar 2008 befürwortet hat, 
GESTÜTZT auf die Mitteilung Nr. 7889 vom 27. Februar 2015, mit der der Vorsitzende des Obersten Rates für öffentliche Arbeiten der Rechtsabteilung des Ministeriums für Infrastruktur und Verkehr die oben genannte und von der Generalversammlung des Obersten Rates für öffentliche Arbeiten verabschiedete Aktualisierung der technischen Normen für Baukonstruktionen übermittelt hat, 
GESTÜTZT auf den Artikel 52 des genannten Dekrets des Präsidenten der Republik Nr. 380 von 2001, in dem bestimmt wird, dass sowohl öffentliche als auch private Bauwerke in allen Gemeinden der Republik unter Einhaltung der technischen Normen für die verschiedenen Bauteile realisiert werden müssen, welche durch Dekrete des Ministers für Infrastruktur und Verkehr im Einvernehmen mit dem Minister des Innern festgelegt worden sind, falls die technischen Normen Bauwerke in Erdbebenzonen betreffen,
IN DER ERWÄGUNG, dass in Artikel 5 Absatz 2 des genannten Gesetzesdekrets Nr. 136 von 2004 vorgesehen wird, dass die technischen Normen mit den Verfahren aus Artikel 52 des genannten Dekrets des Präsidenten der Republik Nr. 380 von 2001 im Einvernehmen mit der Abteilung Katastrophenschutz zu erlassen sind,
GESTÜTZT auf Artikel 54 des genannten gesetzesvertretenden Dekrets Nr. 112 von 1998, in dem vorgesehen wird, dass einige dem Staat zustehende Befugnisse, wie zum Beispiel die Vorbereitung des nationalen technischen Regelwerks für Bauwerke aus bewehrtem Beton oder Stahl und Bauwerke in Erdbebenzonen, gemeinsam mit der Vereinigten Konferenz auszuüben sind,
GESTÜTZT auf Artikel 93 des oben genannten gesetzesvertretenden Dekrets Nr. 112 von 1998, in dem vorgesehen wird, dass einige dem Staat zustehende Befugnisse, wie zum Beispiel die allgemeinen Kriterien zur Bestimmung der Erdbebenzonen und die technischen Normen für die Bauwerke in diesen Zonen, nach Anhörung der Vereinigten Konferenz auszuüben sind,
GESTÜTZT auf Artikel 83 des genannten Dekrets des Präsidenten der Republik Nr. 380 von 2001, in dem vorgesehen wird, dass alle Bauwerke, deren Sicherheit in jedem Fall die öffentliche Sicherheit betreffen kann und die in als seismisch deklarierten Zonen gebaut werden sollen, abgesehen von den Bestimmungen aus dem vorgenannten Artikel 52 dieses Dekrets des Präsidenten der Republik Nr. 380 von 2001, von speziellen technischen Normen geregelt werden müssen, die durch Dekrete des Ministers für Infrastruktur und Verkehr im Einvernehmen mit dem Minister des Innern nach Anhörung des Obersten Rates für Öffentliche Arbeiten, des nationalen Forschungsrates und der Vereinigten Konferenz erlassen werden,
GESTÜTZT auf das Einverständnis, das der Leiter der Abteilung Katastrophenschutz in der Mitteilung Az. CG/0006287 vom 26. Januar 2017 nach Maßgabe des genannten Artikels 5 Absatz 2 des Gesetzesdekrets Nr. 136 von 2004 zum Ausdruck gebracht hat, 
GESTÜTZT auf das Einverständnis, das der Minister des Innern in der Mitteilung Az. 0000808 vom 17. Januar 2017 nach Maßgabe des Artikels 1 Absatz 1 des genannten Artikels 52 des Dekrets des Präsidenten der Republik Nr. 380 von 2001 zum Ausdruck gebracht hat, 
NACH ANHÖRUNG des nationalen Forschungsrates mit Mitteilung Nr. 73455 vom 3. November 2016 nach Maßgabe des genannten Artikels 83 des Dekrets des Präsidenten der Republik Nr. 380 von 2001,
NACH EINHOLUNG des Einverständnisses der Vereinigten Konferenz in der Sitzung vom 22. Dezember 2016 nach Maßgabe des genannten Artikels 54 des Dekrets des Präsidenten der Republik Nr. 112 von 1998,
IN DER ERWÄGUNG, dass der Entwurf des Dekrets der Europäischen Kommission über den Minister für wirtschaftliche Entwicklung nach Maßgabe der Richtlinie (EU) 2015/1535 des Europäischen Parlaments und des Rats vom 9. September 2015 notifiziert worden ist und dass die obligatorische Stillhaltefrist aus Artikel 6 Absatz 1 dieser Richtlinie am 8. Mai 2017 abgelaufen ist, 
IN DER ERWÄGUNG, dass der Anwendungsbereich der technischen Normen auch in Bezug auf die Bauwerke mit genehmigtem endgültigem Plan oder Ausführungsplan und auf die in der Ausführung begriffenen Bauwerke im Einklang mit der Abstimmung Nr. 53/2014 des Obersten Rates für öffentliche Arbeiten festgelegt werden muss,
NACH FESTSTELLUNG, dass die Mitteilungspflichten nach Artikel 15 Absatz 7 und Artikel 39 Absatz 5 der Richtlinie 2006/123/EG des Parlaments und des Rates vom 12. Dezember 2006 über Dienstleistungen im Binnenmarkt erfüllt wurden,
ERLÄSST DAS FOLGENDE DEKRET
Artikel 1
(Verabschiedung)
1. Der aktualisierte Text der technischen Normen für Baukonstruktionen laut Gesetz Nr. 1086 vom 5. November 1971, Gesetz Nr. 64 vom 2. Februar 1974, Dekret des Präsidenten der Republik Nr. 380 vom 6. Juni 2001 und laut Gesetzesdekret Nr. 136 vom 28. Mai 2004, mit Änderungen umgewandelt in das Gesetz Nr. 186 vom 27. Juli 2004 wird verabschiedet und dem vorliegenden Dekret als Anlage beigefügt. Die vorliegenden Normen ersetzen die Normen, die mit Ministerialdekret vom 14. Januar 2008 verabschiedet worden sind. 
Artikel 2 
(Anwendungsbereich und Übergangsbestimmungen)
1. Im Anwendungsbereich des gesetzesvertretenden Dekrets Nr. 50 vom 18. April 2016 können in Fällen, in denen vor Inkrafttreten der technischen Normen für Bauwerke aus Artikel 1 Baumaßnahmen für öffentliche oder öffentlich genutzte Bauwerke begonnen, öffentliche Aufträge vergeben sowie Einreichungspläne bzw. Ausführungspläne genehmigt worden sind, bis zur Fertigstellung der Arbeiten sowie bei deren Abnahme auch weiterhin die bei der Erstellung der entsprechenden Pläne verwendeten Normen benutzt werden. In Bezug auf den zweiten und dritten Fall des vorstehenden Satzes kann von dieser Möglichkeit nur dann Gebrauch gemacht werden, wenn die Arbeiten innerhalb von fünf Jahren ab Inkrafttreten der technischen Normen für Baukonstruktionen aus Artikel 1 übergeben werden. In Bezug auf den dritten vorgenannten Fall kann von dieser Möglichkeit nur dann Gebrauch gemacht werden, wenn die Pläne nach den technischen Normen aus dem Ministerialdekret vom 14. Januar 2008 erstellt worden sind.
2. In Fällen, in denen vor Inkrafttreten der technischen Normen für Baukonstruktionen aus Artikel 1 Baumaßnahmen für die Tragwerke privater Bauwerke begonnen oder deren Ausführungspläne nach Maßgabe der geltenden Bestimmungen bei den zuständigen Behörden eingereicht worden sind, können bis zur Fertigstellung der Arbeiten sowie bei deren statischer Abnahme auch weiterhin die bei der Erstellung der entsprechenden Pläne verwendeten Normen benutzt werden.
Artikel 3
(Inkrafttreten)
1. Die neuen technischen Normen aus Artikel 1 treten 30 Tage nach der Veröffentlichung des vorliegenden Dekrets im Amtsblatt der Italienischen Republik in Kraft.
Dieses Dekret und die dazugehörigen Anlagen werden im Amtsblatt der Italienischen Republik veröffentlicht.
DER MINISTER FÜR INFRASTRUKTUR UND VERKEHR
DER MINISTER DES INNERN
DER LEITER DER ABTEILUNG KATASTROPHENSCHUTZ
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Ministerium für Infrastruktur und Verkehr
Oberster Rat für öffentliche Arbeiten
Zentraler Technischer Dienst
TECHNISCHE NORMEN FÜR BAUKONSTRUKTIONEN
Verabschiedet mit Ministerialdekret vom 17. Januar 2018
Aktualisierter Text der technischen Normen für Baukonstruktionen laut Gesetz Nr. 1086 vom 5. November 1971, Gesetz Nr. 64 vom 2. Februar 1974, Dekret des Präsidenten der Republik Nr. 380 vom 6. Juni 2001 und laut Gesetzesdekret Nr. 136 vom 28. Mai 2004, mit Änderungen umgewandelt in das Gesetz Nr. 186 vom 27. Juli 2004 (*).
Die vorliegenden Normen ersetzen die Normen, die mit Ministerialdekret vom 14. Januar 2008 verabschiedet worden sind.
(*) Stellungnahme des Obersten Rates für öffentliche Arbeiten Nr. 53/2012, abgegeben in der Sitzung der Genralversammlung vom 14. November 2014
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4.1.10.5
Ergänzende Vorschriften
4.1.10.5.1
Auflager
4.1.10.5.2
Herstellung der Verbindungen
4.1.10.5.3
Toleranzen
4.1.11.
SCHWACH BEWEHRTER ODER UNBEWEHRTER BETON
4.1.11.1
Sicherheitsbewertung – Berechnungsvorschriften
4.1.12.
LEICHTBETON (LC)
4.1.12.1
Berechnungsvorschriften
4.1.13.
FEUERWIDERSTAND
4.2.
STAHLBAUWERKE
4.2.1.
BAU- UND WERKSTOFFE
4.2.1.1
Walzstahl
4.2.1.2
Korrosionsbeständiger Stahl
4.2.1.3
Schweißungen
4.2.1.4
Schrauben und Niete
4.2.2.
BEWERTUNG DER SICHERHEIT
4.2.2.1
Grenzzustände
4.2.3.
TRAGWERKSANALYSE
4.2.3.1
Klassifizierung der Querschnitte
4.2.3.2
Tragfähigkeit der Querschnitte
4.2.3.3
Methoden für die globale Analyse
4.2.3.4
Auswirkungen der Verformungen
4.2.3.5
Auswirkung von Imperfektionen
4.2.4.
NACHWEISE
4.2.4.1
Nachweise in den Grenzzuständen der Tragfähigkeit
4.2.4.1.1
Bemessungswiderstand
4.2.4.1.2
Tragfähigkeit der Bauglieder
4.2.4.1.2.1
Zug
4.2.4.1.2.2
Druck
4.2.4.1.2.3
Einachsige (gerade) Biegung
4.2.4.1.2.4
Schub
4.2.4.1.2.5
Torsion
4.2.4.1.2.6
Biegung und Schub
4.2.4.1.2.7
Gerade Biegung mit Druck oder Zug
4.2.4.1.2.8
Zweiachsige Biegung mit Druck oder Zug
4.2.4.1.2.9
Biegung, Schub und Axiallast
4.2.4.1.3
Stabilität der Bauglieder
4.2.4.1.3.1
Druckstäbe
4.2.4.1.3.2
Biegebeanspruchte Träger
4.2.4.1.3.3
Druck- und biegebeanspruchte Bauglieder
4.2.4.1.3.4
Stabilität von Platten
4.2.4.1.4
Grenzzustand der Ermüdung
4.2.4.1.5
Versprödung bei niedrigen Temperaturen
4.2.4.1.6
Festigkeit von Kabeln, Stäben und Seilen
4.2.4.1.7
Tragfähigkeit der Stützvorrichtungen
4.2.4.2
Nachweise in den Grenzzuständen der Gebrauchstauglichkeit
4.2.4.2.1
Vertikalverschiebungen
4.2.4.2.2
Seitliche Verschiebungen
4.2.4.2.3
Schwingungen als Grenzzustand der Gebrauchstauglichkeit
4.2.4.2.3.1
Gebäude
4.2.4.2.3.2
Konstruktionen mit erhöhter Flexibilität, die zyklischen Belastungen ausgesetzt sind
4.2.4.2.3.3
Windinduzierte Schwingungen
4.2.4.2.4
Grenzzustand der lokalen Plastifizierungen
4.2.5.
NACHWEISE FÜR VORÜBERGEHENDE BEMESSUNGSSITUATIONEN
4.2.6.
NACHWEISE FÜR AUSSERGEWÖHNLICHE BEMESSUNGSSITUATIONEN
4.2.7.
NACHWEISE DURCH VERSUCHE AN BEISPIELTRAGWERKEN UND MODELLEN
4.2.8.
VERBINDUNGEN
4.2.8.1
Schrauben-, Niet- und Bolzenverbindungen unter statischer Belastung
4.2.8.1.1
Schrauben- und Nietverbindungen
4.2.8.1.2
Bolzenverbindungen
4.2.8.2
Schweißverbindungen
4.2.8.2.1
Verbindungen mit voll durchgeschweißten Nähten
4.2.8.2.2
Verbindungen mit teilweise durchgeschweißten Nähten
4.2.8.2.3
Schweißverbindungen mit Kehlnähten
4.2.8.2.4
Tragfähigkeit der Kehlnahtschweißungen
4.2.8.3
Ermüdungsbeanspruchte Verbindungen
4.2.8.4
Verbindungen mit Belastung durch Schwingungen, Stoßbelastung und/oder Lastumkehr
4.2.9.
ANFORDERUNGEN FÜR KONSTRUKTION, BEMESSUNG UND AUSFÜHRUNG
4.2.9.1
Grenzdicken
4.2.9.2
Kaltverfestigter Stahl
4.2.9.3
Verbindungen gemischten Typs
4.2.9.4
Spezifische Problemstellungen
4.2.9.5
Stützvorrichtungen
4.2.9.6
Beschichten und Verzinken
4.2.10.
DAUERHAFTIGKEITSKRITERIEN
4.2.11.
FEUERWIDERSTAND
4.3.
VERBUNDBAUWERKE AUS STAHL UND BETON
4.3.1.
BEWERTUNG DER SICHERHEIT
4.3.1.1
Grenzzustände der Tragfähigkeit
4.3.1.2
Grenzzustände der Gebrauchstauglichkeit
4.3.1.3
Bauphasen
4.3.2.
TRAGWERKSANALYSE
4.3.2.1
Klassifizierung der Querschnitte
4.3.2.2
Methoden für die globale Analyse
4.3.2.2.1
Linear-elastische Analyse
4.3.2.2.2
Plastische Analyse
4.3.2.2.3
Nichtlineare Analyse
4.3.2.3
Wirksame Breiten
4.3.2.4
Auswirkungen der Verformungen
4.3.2.5
Auswirkungen der Imperfektionen
4.3.3.
BEMESSUNGSFESTIGKEITEN
4.3.3.1
Baustoffe
4.3.3.1.1
Stahl
4.3.3.1.2
Beton
4.3.4.
TRÄGER MIT MITWIRKENDER PLATTE
4.3.4.1
Querschnittstypologie
4.3.4.2
Querschnittstragfähigkeit
4.3.4.2.1
Biegetragfähigkeit
4.3.4.2.1.1
Elastische Methode
4.3.4.2.1.2
Plastische Methode
4.3.4.2.1.3
Elastisch-Plastische Methode
4.3.4.2.2
Schubtragfähigkeit
4.3.4.3
Verbindungssysteme Stahl-Beton
4.3.4.3.1
Schubverbindungen mit Dübeln
4.3.4.3.1.1
Anordnung und Einschränkungen
4.3.4.3.1.2
Tragfähigkeit der Verbinder
4.3.4.3.2
Andere Arten von Verbindern
4.3.4.3.3
Bewertung der auf das Verbindungssystem einwirkenden Schubbeanspruchungen
4.3.4.3.4
Konstruktive Details des Bereichs der Schubverbindung
4.3.4.3.5
Querbewehrung
4.3.4.4
Ausführung
4.3.4.5
Mindestdicken
4.3.5.
VERBUNDSTÜTZEN
4.3.5.1
Allgemeines und Typologie
4.3.5.2
Biegesteifigkeit, Schlankheit und mechanischer Beitrag des Stahls
4.3.5.3
Querschnittstragfähigkeit
4.3.5.3.1
Querschnittstragfähigkeit bei normalen Spannungen
4.3.5.3.2
Schubtragfähigkeit des Querschnitts
4.3.5.4
Stabilität der Bauglieder
4.3.5.4.1
Druckstützen
4.3.5.4.2
Lokale Instabilität
4.3.5.4.3
Druck- und biegebeanspruchte Stützen
4.3.5.5
Lastübertragung zwischen Stahlkomponente und Betonkomponente
4.3.5.5.1
Schlupffestigkeit zwischen den Komponenten
4.3.5.6
Eisenüberdeckung und Mindestbewehrung
4.3.6.
PROFILBLECH-VERBUNDDECKEN
4.3.6.1
Analysen zur Berechnung der Beanspruchungen
4.3.6.1.1
Wirksame Breite für konzentrierte oder lineare Kräfte
4.3.6.2
Nachweise im Grenzzustand der Tragfähigkeit
4.3.6.3
Nachweise in den Grenzzuständen der Gebrauchstauglichkeit
4.3.6.3.1
Nachweise zur Rissbildung
4.3.6.3.2
Verformbarkeitsnachweise
4.3.6.4
Nachweise für das Profilblech in der Betonierphase
4.3.6.4.1
Tragfähigkeitsnachweis
4.3.6.4.2
Nachweise in den Grenzzuständen der Gebrauchstauglichkeit
4.3.6.5
Konstruktive Details
4.3.6.5.1
Mindestdicke der Profilbleche
4.3.6.5.2
Deckendicke
4.3.6.5.3
Zuschlagsstoffe
4.3.6.5.4
Auflager
4.3.7.
NACHWEISE FÜR ÜBERGANGSSITUATIONEN
4.3.8.
NACHWEISE FÜR AUSSERGEWÖHNLICHE SITUATIONEN
4.3.9.
FEUERWIDERSTAND
4.3.10.
NACHWEISE DURCH VERSUCHE AN BEISPIELTRAGWERKEN UND MODELLEN
4.4.
HOLZBAUWERKE
4.4.1.
BEWERTUNG DER SICHERHEIT
4.4.2.
TRAGWERKSANALYSE
4.4.3.
EINWIRKUNGEN UND EINWIRKUNGSKOMBINATIONEN
4.4.4.
LASTDAUERKLASSEN
4.4.5.
NUTZUNGSKLASSEN
4.4.6.
BEMESSUNGSFESTIGKEIT
4.4.7.
GRENZZUSTÄNDE DER GEBRAUCHSTAUGLICHKEIT
4.4.8.
GRENZZUSTÄNDE DER TRAGFÄHIGKEIT
4.4.8.1
Tragfähigkeitsnachweise
4.4.8.1.1
Zug parallel zur Faserrichtung
4.4.8.1.2
Zug senkrecht zur Faserrichtung
4.4.8.1.3
Druck parallel zur Faserrichtung
4.4.8.1.4
Druck senkrecht zur Faserrichtung
4.4.8.1.5
Druck schräg zur Faserrichtung
4.4.8.1.6
Biegung
4.4.8.1.7
Biegung und Zug
4.4.8.1.8
Biegung und Druck
4.4.8.1.9
Schub
4.4.8.1.10
Torsion
4.4.8.1.11
Schub und Torsion
4.4.8.2
Stabilitätsnachweise
4.4.8.2.1
Biegebeanspruchte Bauteile (Trägerinstabilität)
4.4.8.2.2
Druckbeanspruchte Bauteile (Stützeninstabilität)
4.4.9.
VERBINDUNGEN
4.4.10.
TRAGENDE BAUTEILE
4.4.11.
TRAGSYSTEME
4.4.12.
WIDERSTANDSFÄHIGKEIT
4.4.13.
DAUERHAFTIGKEIT
4.4.14.
FEUERWIDERSTAND
4.4.15.
VORSCHRIFTEN FÜR DIE AUSFÜHRUNG
4.4.16.
NACHWEISE FÜR ÜBERGANGSSITUATIONEN, PRÜFUNGEN UND LASTVERSUCHE
4.4.17.
NACHWEISE FÜR AUSSERGEWÖHNLICHE BEMESSUNGSSITUATIONEN
4.4.18.
NACHWEISE DURCH VERSUCHE AN BEISPIELTRAGWERKEN UND MODELLEN
4.5.
BAUWERKE AUS MAUERWERK
4.5.1.
BEGRIFFSBESTIMMUNGEN
4.5.2.
MATERIALIEN UND TYPOLOGISCHE EIGENSCHAFTEN
4.5.2.1
Mörtel
4.5.2.2
Tragende Mauersteine
4.5.2.2.1
Künstliche Mauersteine
4.5.2.2.2
Natürliche Steine
4.5.2.3
Mauerwerksverbände
4.5.3.
MECHANISCHE EIGENSCHAFTEN DES MAUERWERKS
4.5.4.
STRUKTURELLER AUFBAU
4.5.5.
TRAGWERKSANALYSE
4.5.6.
NACHWEISE
4.5.6.1
Bemessungsfestigkeiten
4.5.6.2
Nachweise in den Grenzzuständen der Tragfähigkeit
4.5.6.3
Nachweise in den Grenzzuständen der Gebrauchstauglichkeit
4.5.6.4
Vereinfachte Nachweise
4.5.7.
BEWEHRTES MAUERWERK
4.5.8.
EINGEFASSTES MAUERWERK
4.5.9.
NACHWEISE FÜR ÜBERGANGSSITUATIONEN
4.5.10.
NACHWEISE FÜR AUSSERGEWÖHNLICHE SITUATIONEN
4.5.11.
FEUERWIDERSTAND
4.5.12.
NACHWEISE DURCH VERSUCHE AN BEISPIELTRAGWERKEN UND MODELLEN
4.6.
ANDERE KONSTRUKTIONSSYSTEME
KAPITEL 5 - BRÜCKEN
5.1.
STRASSENBRÜCKEN
5.1.1.
GEGENSTAND
5.1.2.
ALLGEMEINE VORSCHRIFTEN
5.1.2.1
Fahrbahngeometrie
5.1.2.2
Lichte Höhe
5.1.2.3
Hydraulische Kompatibilität
5.1.3
EINWIRKUNGEN AUF STRASSENBRÜCKEN
5.1.3.1
Ständige Einwirkungen
5.1.3.2
Verdrehungen und aufgeprägte Verformungen
5.1.3.3
Veränderliche Einwirkungen durch den Verkehr. Vertikale Lasten: q1
5.1.3.3.1
Vorbemerkung
5.1.3.3.2
Bestimmung des Begriffs „konventionelle Fahrspuren“
5.1.3.3.3
Lastschemata
5.1.3.3.4
Straßenkategorien
5.1.3.3.5
Anordnung der beweglichen Lasten zur Erzielung der ungünstigsten Lastbedingungen
5.1.3.3.6
Sekundärtragwerke von Fahrbahnplatten
5.1.3.4
Veränderliche Einwirkungen durch den Verkehr. Zusätzliche Zunahme der Dynamik bei Unterbrechungen im Tragwerk: q2
5.1.3.5
Veränderliche Einwirkungen durch den Verkehr. Einwirkung in Längsrichtung durch Bremsen oder Beschleunigen: q3
5.1.3.6
Veränderliche Einwirkungen durch den Verkehr. Zentrifugale Einwirkung: q4
5.1.3.7
Einwirkungen von Schnee und Wind: q5
5.1.3.8
Hydrodynamische Einwirkungen: q6
5.1.3.9
Temperatureinwirkungen: q7
5.1.3.10
Einwirkungen auf das Geländer und Aufprall von Fahrzeugen, die von der Spur abgekommen sind: q8
5.1.3.11
Passive Widerstände der Einspannungen: q9
5.1.3.12
Seismische Einwirkungen: E
5.1.3.13
Außergewöhnliche Einwirkungen: A
5.1.3.14
Lastkombinationen
5.1.4.
SICHERHEITSNACHWEISE
5.1.4.1
Nachweise in den Grenzzuständen der Tragfähigkeit
5.1.4.2
Grenzzustände der Gebrauchstauglichkeit
5.1.4.3
Nachweise im Grenzzustand der Ermüdung
5.1.4.4
Nachweise im Grenzzustand der Rissbildung
5.1.4.5
Nachweise im Grenzzustand der Verformung
5.1.4.6
Nachweise der seismischen Einwirkungen
5.1.4.7
Nachweise in der Bauphase
5.1.5.
TRAGWERKE
5.1.5.1
Fahrbahnplatte
5.1.5.1.1
Mindestdicken
5.1.5.1.2
Strukturen aus Fertigbauteilen
5.1.5.2
Pfeiler
5.1.5.2.1
Mindestdicken
5.1.5.2.2
Schematisierung und Berechnung
5.1.6.
EINSPANNUNGEN
5.1.6.1
Schutz der Einspannungen
5.1.6.2
Kontrolle, Instandhaltung und Austausch
5.1.6.3
Einspannungen in erdbebengefährdeten Gebieten
5.1.7.
ZUSÄTZLICHE ARBEITEN
5.1.7.1
Abdichtung
5.1.7.2
Fahrbahndecke
5.1.7.3
Verbindungen
5.1.7.4
Entsorgung der Flüssigkeiten von der Fahrbahnplatte
5.1.7.5
Vorrichtungen für die Inspektion und Instandhaltung der Bauwerke
5.1.7.6
Schächte für Leitungen und Kabel
5.2.
EISENBAHNBRÜCKEN
5.2.1.
WICHTIGSTE KRITERIEN FÜR DIE BEMESSUNG UND INSTANDHALTUNG
5.2.1.1
Inspektion und Instandhaltung
5.2.1.2
Hydraulische Kompatibilität
5.2.1.3
Lichte Höhe
5.2.2.
EINWIRKUNGEN AUF BAUWERKE
5.2.2.1
Ständige Einwirkungen
5.2.2.1.1
Ständig getragene Lasten
5.2.2.2
Veränderliche vertikale Einwirkungen
5.2.2.2.1
Lastmodelle
5.2.2.2.1.1
Lastmodell LM 71
5.2.2.2.1.2
Lastmodelle SW
5.2.2.2.1.3
Leerzug
5.2.2.2.1.4
Lokale Lastenverteilung.
5.2.2.2.1.5
Verteilung der vertikalen Lasten für die Aufschüttungen an der Rückseite der Widerlager
5.2.2.2.2
Lasten auf den Gehwegen
5.2.2.2.3
Dynamische Auswirkungen
5.2.2.3
Veränderliche horizontale Einwirkungen
5.2.2.3.1
Zentrifugalkraft
5.2.2.3.2
Seitliche Einwirkung (Ausscheren)
5.2.2.3.3
Einwirkungen durch Anfahren und Bremsen
5.2.2.4
Veränderliche Umgebungseinwirkungen
5.2.2.4.1
Windeinwirkung
5.2.2.4.2
Temperatur
5.2.2.5
Statische Wechselwirkungen Zug-Gleis-Tragwerk
5.2.2.6
Aerodynamische Wirkungen in Zusammenhang mit der Durchfahrt von Zügen
5.2.2.6.1
Vertikale Flächen parallel zum Gleis
5.2.2.6.2
Horizontale Flächen über dem Gleis
5.2.2.6.3
Horizontalen Flächen neben dem Gleis
5.2.2.6.4
Tragwerke mit mehreren vertikalen, horizontalen oder geneigten Flächen neben dem Gleis
5.2.2.6.5
Flächen, die das Gleis auf einer Länge von weniger als 20 m vollständig umgeben
5.2.2.7
Hydrodynamische Einwirkungen
5.2.2.8
Seismische Einwirkungen
5.2.2.9
Außergewöhnliche Einwirkungen
5.2.2.9.1
Bruch der Oberleitung
5.2.2.9.2
Entgleisung auf der Brücke
5.2.2.9.3
Entgleisung unter der Brücke
5.2.2.10
Indirekte Einwirkungen
5.2.2.10.1
Verformungen
5.2.2.10.2
Schwinden und Kriechen
5.2.2.10.3
Parasitäre Widerstände in den Einspannungen
5.2.3.
BESONDERE VORSCHRIFTEN FÜR NACHWEISE
5.2.3.1
Kombination von Güterzügen und den von ihnen erzeugten Einwirkungen auf mehrere Gleise
5.2.3.1.1
Anzahl der Gleise
5.2.3.1.2
Anzahl gleichzeitiger Züge
5.2.3.1.3
Gleichzeitigkeit der Einwirkungen durch den Verkehr – charakteristische Werte kombinierter Einwirkungen für verschiedene Lastgruppen
5.2.3.1.4
Seltene und häufige Werte der Einwirkungen durch Schienenverkehr
5.2.3.1.5
Quasiständige Werte der Einwirkungen durch Schienenverkehr
5.2.3.1.6
Einwirkungen durch Schienenverkehr Übergangssituationen
5.2.3.2
Nachweise für die GZT und GZG
5.2.3.2.1
Voraussetzungen in Bezug auf die GZT
5.2.3.2.2
Voraussetzungen in Bezug auf die GZG
5.2.3.2.2.1
Grenzzustände der Gebrauchstauglichkeit für die Sicherheit des Schienenverkehrs
5.2.3.2.3
Nachweise im Grenzzustand der Ermüdung
5.2.3.2.4
Nachweise im Grenzzustand der Rissbildung
KAPITEL 6 - GEOTECHNISCHE BEMESSUNG
6.1.
ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN
6.1.1.
GEGENSTAND DER NORMEN
6.1.2.
ALLGEMEINE VORSCHRIFTEN
6.2.
GLIEDERUNG DER BEMESSUNG
6.2.1.
GEOLOGISCHE CHARAKTERISIERUNG UND MODELLIERUNG DES STANDORTS
6.2.2.
GEOTECHNISCHE UNTERSUCHUNG, CHARAKTERISIERUNG UND MODELLIERUNG
6.2.3
BAUPHASEN UND BAULICHE AUSFÜHRUNG
6.2.4.
SICHERHEITS- UND LEISTUNGSNACHWEISE
6.2.4.1
Nachweise in den Grenzzuständen der Tragfähigkeit (GZT)
6.2.4.1.1
Einwirkungen
6.2.4.1.2
Tragfähigkeiten
6.2.4.1.3.
Strukturelle Nachweise anhand von Analysen der Wechselwirkungen zwischen Boden und Tragwerk
6.2.4.2
Nachweise in Bezug auf Grenzzustände der Tagfähigkeit hydraulischer Art
6.2.4.3
Nachweise in den Grenzzuständen der Gebrauchstauglichkeit (GZG)
6.2.5.
ANWENDUNG DER BEOBACHTUNGSMETHODE
6.2.6.
ÜBERWACHUNG DES KOMPLEXES BAUWERK-BODEN
6.3.
STABILITÄT NATÜRLICHER HÄNGE
6.3.1.
ALLGEMEINE VORSCHRIFTEN
6.3.2.
GEOLOGISCHE MODELLIERUNG DES HANGS
6.3.3.
GEOTECHNISCHE MODELLIERUNG DES HANGS
6.3.4.
SICHERHEITSNACHWEISE
6.3.5.
STABILISIERUNGSMASSNAHMEN
6.3.6.
KONTROLLEN UND ÜBERWACHUNG
6.4.
FUNDAMENTE
6.4.1.
ALLGEMEINE BEMESSUNGSKRITERIEN
6.4.2.
FLACHGRÜNDUNGEN
6.4.2.1.
Nachweise in den Grenzzuständen der Tragfähigkeit (GZT)
6.4.2.2
Nachweise in den Grenzzuständen der Gebrauchstauglichkeit (GZG)
6.4.3.
PFAHLGRÜNDUNGEN
6.4.3.1
Nachweise in den Grenzzuständen der Tragfähigkeit (GZT)
6.4.3.1.1
Tragfähigkeit von axialen Belastungen ausgesetzten Pfählen
6.4.3.1.1.1
Tragfähigkeit einer Pfahlkonstruktion unter axialer Belastung
6.4.3.1.2
Tragfähigkeit von Querbelastungen ausgesetzten Pfählen
6.4.3.2
Nachweise in den Grenzzuständen der Gebrauchstauglichkeit (GZG)
6.4.3.3
Nachweise in den Grenzzuständen der Tragfähigkeit (GZT) bei kombinierten Gründungen
6.4.3.4
Nachweise in den Grenzzuständen der Gebrauchstauglichkeit (GZG) bei kombinierten Gründungen
6.4.3.5
Konstruktive Aspekte
6.4.3.6
Pfahlintegritätsprüfungen
6.4.3.7
Lastnachweise
6.4.3.7.1
Bemessungsnachweise an Pilotpfählen
6.4.3.7.2
Nachweise in der Bauphase
6.5.
STÜTZBAUTEN
6.5.1
ALLGEMEINE BEMESSUNGSKRITERIEN
6.5.2
EINWIRKUNGEN
6.5.2.1
Überlasten
6.5.2.2
Geometrisches Referenzmodell
6.5.3
NACHWEISE IN DEN GRENZZUSTÄNDEN
6.5.3.1
Sicherheitsnachweise (GZT)
6.5.3.1.1
Stützmauern
6.5.3.1.2
Schlitzwände
6.5.3.2
Nachweise der Gebrauchstauglichkeit (GZG)
6.6.
ZUGANKER
6.6.1.
BEMESSUNGSKRITERIEN
6.6.2.
SICHERHEITSNACHWEISE (GZT)
6.6.3.
KONSTRUKTIVE ASPEKTE
6.6.4.
LASTNACHWEISE
6.6.4.1.
Bemessungsnachweise an vorläufigen Verankerungen
6.6.4.2.
Lastnachweise an den Verankerungen während der Bauphase
6.7.
UNTERIRDISCHE BAUTEN
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SPEZIFISCHE BEMESSUNGSVORSCHRIFTEN FÜR TRAGWERKE MIT KONZENTRISCHEN VERSTREBUNGEN
7.5.6
SPEZIFISCHE BEMESSUNGSVORSCHRIFTEN FÜR TRAGWERKE MIT EXZENTRISCHEN VERSTREBUNGEN
7.6.
VERBUNDBAUWERKE AUS STAHL UND BETON
7.6.1.
EIGENSCHAFTEN DER MATERIALIEN
7.6.1.1
Beton
7.6.1.2
Stahl für Stahlbeton
7.6.1.3
Baustahl
7.6.2.
TRAGWERKSARTEN UND VERHALTENSBEIWERTE
7.6.2.1
Tragwerksarten
7.6.2.2
Verhaltensbeiwerte
7.6.3.
STEIFIGKEIT DES VERBUNDQUERSCHNITTS
7.6.4.
BEMESSUNGSKRITERIEN UND KONSTRUKTIVE DETAILS ZU DISSIPATIVEN TRAGWERKEN
7.6.4.1
Bemessungskriterien für dissipative Tragwerke
7.6.4.2
Tragfähigkeitsnachweise (TRAG)
7.6.4.3
Duktilitätsnachweise (Duk)
7.6.4.4
Konstruktive Details
7.6.5
SPEZIFISCHE VORSCHRIFTEN FÜR DIE BAUGLIEDER
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7.8.1.5
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7.8.1.5.1
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7.8.1.5.3
Dynamische Modalanalyse
7.8.1.5.4
Statische nichtlineare Analyse
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Dynamische nichtlineare Analyse
7.8.1.6
Sicherheitsnachweise
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7.9.2.1
Werte für den Verhaltensbeiwert
7.9.3.
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KAPITEL 12 - TECHNISCHE REFERENZUNTERLAGEN


KAPITEL 1.
GEGENSTAND
 TC " KAPITEL 1 - GEGENSTAND" \f C \l "1" 
VORBEMERKUNG
Die vorliegenden technischen Vorschriften für Baukonstruktionen werden auf der Rechtsgrundlage der Gesetze Nr. 1086 vom 5. November 1971 und Nr. 64 vom 2. Februar 1974 (zusammengefasst im Einheitstext der Rechtsvorschriften für das Bauwesen, Dekret Nr. 380 des Präsidenten der Republik vom 6. Juni 2001) und des Artikels 5 des Gesetzesdekrets Nr. 136 vom 28. Mai 2004, durch Artikel 1 mit Änderungen umgewandelt in das Gesetz Nr. 186 vom 27. Juli 2004 in der aktuellen Fassung erlassen. 
1.1
GEGENSTAND
Die vorliegenden technischen Vorschriften für Baukonstruktionen definieren die Prinzipien für die Planung, die Ausführung und die Abnahme von Bauwerken im Hinblick auf die Leistungsmerkmale, die sie als wesentliche Anforderungen an die mechanische Festigkeit und Stabilität (auch im Brandfall) und an ihre Dauerhaftigkeit einhalten müssen. 
Die Vorschriften enthalten somit allgemeine Sicherheitskriterien und führen die Einwirkungen an, die bei der Planung und Bemessung zu verwenden sind, sie legen die Eigenschaften von Baustoffen und Bauprodukten fest und behandeln ganz allgemein die Aspekte, die sich auf die Tragsicherheit der Bauwerke beziehen. 
Bezüglich der anwendungstechnischen Angaben zur Erzielung der vorgeschriebenen Leistungsmerkmale können, soweit im vorliegenden Dokument nicht ausdrücklich spezifiziert, bewährte Normen und die anderen in Kapitel 12. Insbesondere die Eurocodes und die zugehörigen nationalen Anhänge stellen bewährte Angaben dar und bieten damit systematische Unterstützung bei der Anwendung der vorliegenden Vorschriften.
KAPITEL 2.
SICHERHEIT UND LEISTUNGSERWARTUNGEN
 TC " KAPITEL 2 - SICHERHEIT UND LEISTUNGSERWARTUNGEN" \f C \l "1" 
2.1.
GRUNDLEGENDE PRINZIPIEN 
Bauwerke und tragende Bauteile müssen so konstruiert, bemessen, ausgeführt, geprüft und instand gehalten werden, dass ihre vorgesehene Nutzung in einer wirtschaftlich vertretbaren Form und mit dem im vorliegenden Regelwerk vorgeschriebenen Sicherheitsniveau ermöglicht wird. 
Die Sicherheit und die Leistungsmerkmale eines Bauwerks oder einzelner Bauwerksteile sind im Hinblick auf die Grenzzustände zu bewerten, die während der in Absatz 2.4 angegebenen Nennlebensdauer eintreten können. Ein Grenzzustand ist der Zustand, dessen Überschreitung dazu führt, dass das Bauwerk nicht mehr den Erfordernissen, die im vorliegenden Regelwerk angeführt sind, genügt. 
Entsprechend den Vorschriften der spezifischen Kapitel müssen die Bauwerke und die unterschiedlichen Tragwerkstypen insbesondere die folgenden Anforderungen erfüllen: 
-
Sicherheit gegenüber Grenzzuständen der Tragfähigkeit (GZT): Fähigkeit zur Vermeidung von Einsturz, Gleichgewichtsverlusten und schweren, völligen oder teilweisen Verwerfungen, welche die Unversehrtheit von Personen beeinträchtigen, den Verlust von Sachwerten nach sich ziehen, schwere Umwelt- und Sozialschäden verursachen oder das Bauwerk außer Betrieb setzen können, 
-
Sicherheit gegenüber Grenzzuständen der Gebrauchstauglichkeit (GZG): Fähigkeit, die für die Betriebsbedingungen vorgesehenen Leistungsmerkmale zu gewährleisten, 
-
Brandschutz: Fähigkeit, im Hinblick auf das Tragwerk für einen vorgeschriebenen Zeitraum die Leistungen zu gewährleisten, die für den Brandfall vorgesehen sind,
-
Dauerhaftigkeit: Fähigkeit des Bauwerks, über seine gesamte geplante Lebensdauer hinweg und unter Berücksichtigung der Umwelteigenschaften an seinem Standort sowie des vorgesehenen Instandhaltungsniveaus die Leistungsniveaus beizubehalten, für die es geplant worden ist,
-
Robustheit: Fähigkeit, einen im Vergleich zum Ausmaß der möglichen außergewöhnlichen Ursache (wie Explosion, Anprall) unverhältnismäßigen Schaden zu vermeiden. 
Die Überschreitung eines Grenzzustands der Tragfähigkeit hat irreversiblen Charakter. 
Die Überschreitung eines Grenzzustands der Gebrauchstauglichkeit kann reversiblen oder irreversiblen Charakter haben. 
Bei bestehenden Bauwerken kann auf andere Sicherheitsniveaus als bei Neubauten Bezug genommen werden und es ist auch möglich, nur die Grenzzustände der Tragfähigkeit zu berücksichtigen. Nähere Einzelheiten finden sich in Kapitel 8.
Um in den hier behandelten Bauwerken verwendet werden zu können, müssen Baustoffe und Bauprodukte entsprechenden Abnahmeverfahren und -prüfungen unterzogen werden. Abnahmeprüfungen und -verfahren sind in den baustoffspezifischen Teilen des vorliegenden Regelwerks definiert. 
Lieferungen von tragwerksrelevanten Komponenten, Systemen oder Produkten müssen Installations- und Wartungshandbücher beinhalten, die in die Dokumentation der Bauwerke aufzunehmen sind. Bauliche und anlagentechnische Komponenten, Systeme und Produkte, die nicht Bestandteil des Tragwerksaufbaus sind, aber eine eigenständige statische Funktion erfüllen, müssen unter Beachtung der im Folgenden festgelegten Sicherheitsniveaus und Leistungsmerkmale bemessen und installiert werden. 
Die zu berücksichtigenden Einwirkungen müssen im Einklang mit den Vorgaben der entsprechenden Kapitel des vorliegenden Regelwerks angenommen werden. In Ermangelung spezifischer Angaben sind entsprechende Untersuchungen, eventuell auch Versuche, oder bewährte Normen oder andere Dokumente heranzuziehen. 
2.2.
ANFORDERUNGEN AN TRAGWERKSBAUTEN
2.2.1.
GRENZZUSTÄNDE DER TRAGFÄHIGKEIT (GZT)
Die wichtigsten Grenzzustände der Tragfähigkeit sind im Folgenden aufgeführt: 
a)
Verlust des Gleichgewichts des Tragwerks oder einzelner als starre Körper angesehener Tragwerksteile,
b)
übermäßige Verschiebungen oder Verformungen,
c)
Erreichen der maximalen Widerstandsfähigkeit von Tragwerksteilen, Verbindungen, Fundamenten, 
d)
Erreichen der maximalen Widerstandsfähigkeit des Tragwerks als Ganzes, 
e)
Erreichen eines irreversiblen kinematischen Zustands, 
f)
Erreichen von Versagensmechanismen im Baugrund, 
g)
Bruch von Baugliedern und Verbindungen infolge von Ermüdung, 
h)
Bruch von Baugliedern und Verbindungen infolge von anderen zeitabhängigen Beanspruchungen,
i)
Instabilität einzelner Tragwerksteile oder des Tragwerks im Ganzen. 
Weitere Grenzzustände der Tragfähigkeit werden in Bezug auf die Besonderheiten der einzelnen Bauwerke betrachtet; die Grenzzustände der Tragfähigkeit bei seismischen Einwirkungen umfassen auch die Grenzzustände bezüglich der Sicherheit von Menschenleben (GZM) und bezüglich der Sicherheit gegen Einsturz (GZE) und sind unter 3.2.1 näher beschrieben. 
2.2.2.
GRENZZUSTÄNDE DER GEBRAUCHSTAUGLICHKEIT (GZG)
Die wichtigsten Grenzzustände der Gebrauchstauglichkeit sind im Folgenden aufgeführt: 
a)
lokale Beschädigungen (z. B. zu große Risse im Beton), die die Dauerhaftigkeit des Tragwerks, seine Funktionsfähigkeit oder das Erscheinungsbild beeinträchtigen können, 
b)
Verschiebungen und Verformungen, die die Nutzung des Bauwerks, seine Funktionsfähigkeit und das Erscheinungsbild beeinträchtigen können, 
c)
Verschiebungen und Verformungen, die die Funktionsfähigkeit und das Erscheinungsbild von nichttragenden Bauteilen, Anlagen oder Maschinen beeinträchtigen können,
d)
Schwingungen, die die Nutzung des Bauwerks beeinträchtigen können, 
e)
Ermüdungsschäden, die die Dauerhaftigkeit beeinträchtigen können, 
f)
übermäßige Korrosion und/oder Verschlechterung der Materialien in Abhängigkeit von den Witterungseinflüssen, denen sie ausgesetzt sind und die die Dauerhaftigkeit beeinträchtigen können.
Weitere Grenzzustände der Gebrauchstauglichkeit werden in Bezug auf die Besonderheiten der einzelnen Bauwerke betrachtet; die Grenzzustände der Gebrauchstauglichkeit bei seismischen Einwirkungen umfassen auch den Grenzzustand der Funktionsfähigkeit (GZF) und den Grenzzustand der Schadensbegrenzung (GZS) und sind unter Absatz 3.2.1 näher beschrieben.
2.2.3.
BRANDSCHUTZ
Erforderlichenfalls müssen die Risiken, die sich aus einem Brand ergeben, dadurch begrenzt werden, dass die Bauwerke so bemessen und gebaut werden, dass die Widerstandsfestigkeit und die Stabilität der tragenden Elemente gewährleistet sind und dass die Ausbreitung von Feuer und Rauch eingeschränkt wird. 
2.2.4.
DAUERHAFTIGKEIT
Ein angemessenes Dauerhaftigkeitsniveau kann gewährleistet werden, indem das Bauwerk und die spezifische Instandhaltung so bemessen und geplant werden, dass eine Verschlechterung des Bauwerks, zu der es im Laufe seiner geplanten Nennlebensdauer kommen könnte, nicht dazu führt, dass seine Leistungen unter das vorgesehene Niveau absinken.
Dieser Anforderung kann dadurch nachgekommen werden, dass angemessene Maßnahmen ergriffen werden, die die vorgesehenen Umweltbedingungen und Instandhaltungsbedingungen berücksichtigen und sich auf die Besonderheiten des jeweiligen Bauvorhabens stützen, darunter:
a)
angemessene Wahl der Materialien, 
b)
angemessene Bemessung der Tragwerke, 
c)
angemessene Wahl der konstruktiven Details, 
d)
Einsatz von Konstruktions- und Tragwerkstypen, mit denen die Inspektionsfähigkeit der Tragwerksteile nach Möglichkeit gewährleistet wird, 
e)
Planung von Schutzmaßnahmen und Instandhaltungsmaßnahmen oder – falls solche Maßnahmen nicht vorgesehen oder nicht möglich sind – Planung und Bemessung, die darauf abzielt, sicherzustellen, dass eine Verschlechterung des Bauwerks oder der Materialien, aus denen es besteht, nicht zum Einsturz des Bauwerks führt, 
f)
die für Tragkonstruktionen verwendeten Produkte und Bauteile müssen hinsichtlich der für die Sicherheitsbewertung unverzichtbaren mechanischen, physikalischen und chemischen Eigenschaften klar gekennzeichnet sein und über eine geeignete Qualifizierung gemäß Kapitel 11 verfügen, 
g)
Einsatz von Schutzstoffen oder Schutzüberzügen der Materialien, vor allem an den Stellen, die bei Fertigstellung des Bauwerks nicht sichtbaren bzw. schwer zu inspizieren sind, 
h)
Einsatz von aktiven oder passiven Kontrollmaßnahmen, die sich für die Einwirkungen und Phänomene eignen, denen das Bauwerk ausgesetzt ist.
In der Planungsphase müssen die Umweltbedingungen ermittelt werden und ihre Bedeutung im Hinblick auf die Dauerhaftigkeit muss bewertet werden.
2.2.5.
WIDERSTANDSFÄHIGKEIT
Ein Robustheitsniveau, das im Hinblick auf die vorgesehene Nutzung des Bauwerks und die Folgen eines etwaigen Einsturzes angemessen ist, kann dadurch gewährleistet werden, dass von mindestens einer der folgenden Planungsstrategien Gebrauch gemacht wird: 
a) Planung eines Tragwerks, das außergewöhnlichen Einwirkungen standhalten kann, indem Nennwerte der außergewöhnlichen Einwirkungen mit den anderen expliziten Bemessungseinwirkungen kombiniert werden,
b) Verhinderung der möglichen Auswirkungen außergewöhnlicher Einwirkungen, denen das Tragwerk ausgesetzt werden kann, oder Reduzierung ihrer Intensität,
c) Verwendung eines Tragwerks, das von seiner Form und seinem Typ her wenig anfällig für die berücksichtigten außergewöhnlichen Einwirkungen ist,
d) Verwendung eines Tragwerks, das von seiner Form und seinem Typ her lokale Beschädigungen toleriert, die von einer außergewöhnlichen Einwirkung verursacht werden,
e) Gestaltung von möglichst redundanten, widerstandsfähigen und/oder duktilen Tragwerken,
f) Einsatz von aktiven oder passiven Kontrollmaßnahmen, die sich für die Einwirkungen und Phänomene eignen, denen das Bauwerk ausgesetzt ist.
2.2.6.
NACHWEISE 
Sofern in den spezifischen Teilen der vorliegenden Normen nicht anders angegeben, müssen die Sicherheitsnachweise für die Tragwerke geführt werden: 
a)
für die Grenzzustände der Tragfähigkeit, die infolge der verschiedenen Einwirkungskombinationen auftreten können, 
b)
für die Grenzzustände der Gebrauchstauglichkeit, wie sie im Hinblick auf die erwarteten Leistungsmerkmale festgelegt werden,
c)
erforderlichenfalls für die Auswirkungen infolge von thermischen Einwirkungen im Zusammenhang mit der Entwicklung eines Brands.
Die Sicherheitsnachweise der Tragwerke müssen in den Konstruktionsunterlagen enthalten sein und sich auf die von den vorliegenden Normen vorgeschriebenen mechanischen Eigenschaften der Baustoffe und auf die aus entsprechenden Untersuchungen abgeleitete geotechnische Charakterisierung des Baugrunds beziehen. Der Nachweis für das Tragwerk ist unter Berücksichtigung des Bauprozesses auch für Zwischenphasen zu führen; die Nachweise für diese Übergangssituationen werden im Allgemeinen nur für die Grenzzustände der Tragfähigkeit geführt. 
Für Bauwerke, bei denen im Laufe der Arbeiten Situationen auftreten, die sich von den Bemessungssituationen signifikant unterscheiden, müssen entsprechende Nachweise geführt werden.
2.3.
BEWERTUNG DER SICHERHEIT 
Nachstehend sind die Kriterien der semiprobabilistischen Methode in den Grenzzuständen der Tragfähigkeit festgelegt, die auf der Verwendung von Teilsicherheitsbeiwerten basieren, wie sie in den meisten Fällen anwendbar sind; diese Methode wird als Methode der ersten Stufe bezeichnet. Bei besonders wichtigen Bauwerken können Methoden einer höheren Stufe eingesetzt werden, die sich der bewährten technischen Dokumentation aus Kapitel 12 entnehmen lassen.
In der semiprobabilistischen Methode der Grenzzustände muss die Tragsicherheit durch den Vergleich des Bemessungswiderstands Rd, im Hinblick auf Widerstandsfähigkeit, Duktilität und/oder Verschieben des Tragwerks oder der Tragwerksglieder, in Abhängigkeit von den mechanischen Eigenschaften der Baustoffe, aus denen es besteht (Xd), und der Nennwerte der betroffenen geometrischen Größen (ad) mit dem entsprechenden Bemessungswert der Beanspruchung Ed in Abhängigkeit zu den Bemessungswerten der Einwirkungen (Fd) und den Nennwerten der geometrischen Größen des betroffenen Bauwerks verglichen werden.
Der Sicherheitsnachweis in Bezug auf die Grenzzustände der Tragfähigkeit (GZT) wird mittels folgender Formelgleichung angegeben: 

Rd ≥ Ed
[2.2.1] 
Der Widerstandsbemessungswert eines vorgegebenen Baustoffes Xd ist seinerseits abhängig von dem charakteristischen Widerstandswert, der als 5 %-Quantil der statistischen Verteilung der Größe mit der folgenden Formel angesetzt wird: Xd = Xk/γM, wobei γM der Teilsicherheitsbeiwert ist, der dem Widerstand des Baustoffs zugeordnet wurde.
Der Bemessungswert für die einzelnen auf das Tragwerk einwirkenden Einwirkungen Fd wird durch seinen charakteristischen Wert Fk, erhalten, verstanden als Wert des 95%-Quantils der statistischen Verteilung oder als Wert, der durch eine zugewiesene Wiederkehrperiode durch den folgenden Ausdruck dargestellt wird: Fd =γFFk , wobei γF der Teilsicherheitsbeiwert ist, der den Einwirkungen zugeordnet wurde. Für den Fall des gleichzeitigen Eintretens mehrerer veränderlicher Einwirkungen unterschiedlichen Ursprungs wird ein Kombinationswert (0 Fk definiert, wobei (0≤1 ein angemessener Kombinationsbeiwert ist, der die reduzierte Wahrscheinlichkeit berücksichtigt, dass mehrere Einwirkungen unterschiedlichen Ursprungs gleichzeitig mit ihrem charakteristischen Wert eintreten.
Für Größen, die durch Verteilungen mit kleineren Variationskoeffizienten als 0,10 gekennzeichnet sind, oder für Größen, die sich nicht einseitig auf Widerstände oder Einwirkungen beziehen, können die Nennwerte berücksichtigt werden, die mit den Mittelwerten zusammenfallen.
Die charakteristischen Werte für die physikalisch-mechanischen Parameter der Materialien sind im Kapitel 11 definiert. Für die Sicherheit der Bauwerke und der geotechnischen Systeme werden die charakteristischen Werte für die physikalisch-mechanischen Parameter des Baugrunds unter 6.2.2. definiert.
Die Fähigkeit, die für die Grenzzustände der Gebrauchstauglichkeit (GZG) vorgesehenen Leistungen zu gewährleisten, muss durch einen Vergleich der Bemessungsgrenzwerte, die den einzelnen untersuchten Funktionsaspekten zugeordnet wurden (Cd), mit den entsprechenden Bemessungswerten für die Auswirkung der Einwirkungen (Ed) mithilfe der folgenden Formelgleichung überprüft werden: 

Cd ≥ Ed
[2.2.2]
2.4.
NENNLEBENSDAUER, NUTZUNGSKLASSEN UND BEZUGSZEITRAUM
2.4.1.
BEMESSUNGSNENNLEBENSDAUER
Die Bemessungsnennlebensdauer VN eines Bauwerks wird konventionell bestimmt als der Zeitraum (in Jahren), in dem das Bauwerk, sofern es ordnungsgemäß instand gehalten wird, spezifische Leistungsniveaus beibehält. 
Die Mindestwerte für VN, die für die verschiedenen Bauwerkstypen zu verwenden sind, werden in Tabelle 2.4.I angegeben. Diese Werte können auch zur Definition der zeitabhängigen Einwirkungen verwendet werden. 
Tabelle 2.4.I – Mindestwerte für die Bemessungsnennlebensdauer VN für die verschiedenen Bauwerkstypen 
	
	BAUWERKSTYPEN
	Mindestwerte für VN (in Jahren)

	1
	Temporäre Bauten - vorläufige Bauten
	10

	2
	Bauwerke mit normalen Leistungsniveaus 
	50

	3
	Bauwerke mit hohen Leistungsniveaus 
	100


Bauwerke oder Teile von Bauwerken, die mit der Absicht abgerissen werden können, sie wiederzuverwenden, gelten nicht als temporäre Bauten. Bei Neubauten, deren Bauphasendauer bei der Planung als PN vorgesehen wurde, muss die Nennlebensdauer in Bezug auf diese Bauphase zur Bewertung der seismischen Einwirkungen mit mindestens PN und in jedem Fall mit mindestens 5 Jahren angesetzt werden. 
Die seismischen Nachweise für Bauwerke des Typs 1 oder Bauwerke in der Bauphase können entfallen, wenn ihre geplante Dauer laut Entwurf weniger als 2 Jahre beträgt.
2.4.2.
NUTZUNGSKLASSEN 
Bezüglich der seismischen Einwirkungen werden die Bauwerke im Hinblick auf die Folgen einer Unterbrechung ihrer Funktionsfähigkeit oder eines eventuellen Einsturzes in die nachfolgend beschriebenen Nutzungsklassen eingeteilt: 
Klasse I:
Bauwerke, in denen sich nur gelegentlich Personen aufhalten, landwirtschaftliche Gebäude. 
Klasse II:
Bauwerke, deren Nutzung normale Menschenansammlungen vorsieht, ohne umweltgefährdende Inhalte und ohne wesentliche öffentliche und soziale Funktionen. Gewerbe mit einer nicht umweltgefährdenden Betriebstätigkeit. Brücken, Infrastrukturbauten und Straßennetze, soweit sie nicht in die Nutzungsklasse III oder IV fallen; Eisenbahnnetze, deren Unterbrechung keine Notfallsituationen hervorruft. Dämme, deren Einsturz keine erheblichen Folgen hat. 
Klasse III:
Bauwerke, deren Nutzung bedeutende Menschenansammlungen vorsieht. Gewerbe mit umweltgefährdenden Betriebstätigkeiten. Außerstädtische Straßennetze, soweit sie nicht in die Nutzungsklasse IV fallen. Brücken und Eisenbahnnetze, deren Unterbrechung Notfallsituationen hervorruft. Dämme, deren Einsturz erhebliche Folgen nach sich zieht. 
Klasse IV:
Bauwerke mit wichtigen öffentlichen oder strategischen Funktionen, auch im Hinblick auf das Zivilschutzmanagement im Katastrophenfall. Gewerbe mit besonders umweltgefährdenden Betriebstätigkeiten. Straßennetze des Typs A oder B im Sinne des Ministerialdekrets Nr. 6792 vom 5.11.2001 „Funktionale und geometrische Vorschriften für den Straßenbau“ sowie des Typs C, sofern sie zu Verbindungsstrecken zwischen Provinzhauptstädten gehören, die nicht über Straßen des Typs A oder B zu erreichen sind. Brücken und Eisenbahnnetze von kritischer Bedeutung für die Aufrechterhaltung der Kommunikationswege, insbesondere nach einem Erdbeben. Dämme, die mit dem Betrieb von Wasserleitungen und von Anlagen zur Erzeugung elektrischer Energie in Verbindung stehen.
2.4.3
WIEDERKEHRPERIODE FÜR DIE SEISMISCHE EINWIRKUNG
Die seismischen Einwirkungen auf die Bauwerke werden in Hinblick auf einen Bezugszeitraum VR bewertet, der für den jeweiligen Bauwerkstyp ermittelt wird, indem seine Nennlebensdauer VN mit dem Nutzungsbeiwert CU multipliziert wird:

VR = VN ∙ CU
[2.4.1] 
Der Nutzungsbeiwert CU wird in Abhängigkeit von der Nutzungsklasse gemäß Tabelle 2.4.II festgelegt. 
Tabelle 2.4.II – Nutzungsbeiwerte CU
	NUTZUNGSKLASSE
	I
	II
	III
	IV

	BEIWERT CU
	0,7
	1,0
	1,5
	2,0


Bei Bauwerken, die Tätigkeiten dienen, bei denen das Risiko gravierender Unfälle besteht, werden im Hinblick auf die Umweltfolgen und die Folgen für die öffentliche Sicherheit, die durch Erreichen der Grenzzustände bestimmt sind, für CU auch höhere Werte als 2 verwendet.
2.5.
EINWIRKUNGEN AUF BAUWERKE 
2.5.1.
KLASSIFIZIERUNG DER EINWIRKUNGEN 
Als Einwirkungen werden sämtliche Ursachen oder Gesamtheiten von Ursachen bezeichnet, die Grenzzustände in einem Tragwerk herbeiführen können. 
2.5.1.1
Klassifizierung der Einwirkungen nach der Art ihrer Entfaltung 
a)
direkte:
konzentrierte Kräfte, verteilte, ortsfeste oder ortsveränderliche Lasten,
b)
indirekte:
eingeprägte Verschiebungen, Temperatur- und Feuchtigkeitsschwankungen, Schwinden, Vorspannung, Nachgeben von Verbindungen usw. 
c)
Degradation:
-
endogene: natürliche Veränderung des Materials, aus dem das Tragwerk besteht, 
-
exogene: Veränderung der Eigenschaften der Materialien, aus denen das Tragwerk besteht, durch äußere Einflüsse. 
2.5.1.2
Klassifizierung der Einwirkungen nach der Tragwerksantwort 
a)
statische: auf das Tragwerk aufgebrachte Einwirkungen, die keine nennenswerte Beschleunigung des Tragwerks oder einzelner Tragwerksteile zur Folge haben; 
b)
pseudostatische: dynamische Einwirkungen, die sich durch eine äquivalente statische Einwirkung darstellen lassen, 
c)
dynamische: Einwirkungen, die erhebliche Beschleunigungen des Tragwerks oder seiner Teile zur Folge haben. 
2.5.1.3
Klassifizierung der Einwirkungen nach der zeitlichen Veränderung ihrer Intensität 
a)
ständige (G): Einwirkungen, die während der gesamten Bemessungsnennlebensdauer des Bauwerks einwirken und deren Intensität sich im Laufe der Zeit wenig und langsam ändert: 
-
Eigengewicht aller Tragwerksteile; Eigengewicht des Erdreichs, sofern zutreffend; vom Erdreich erzeugte Kräfte (ausgenommen die Auswirkungen veränderlicher Lasten, die auf den Boden aufgebracht werden); durch den Wasserdruck erzeugte Kräfte (sofern sie sich als zeitlich konstant darstellen) (G1); 
-
Eigengewicht aller nichttragenden Teile (G2); 
-
aufgeprägte Verschiebungen und Verformungen, einschließlich Schwinden; 
-
Vorspannung (P).
b)
veränderliche (Q): Einwirkungen, die auf das Tragwerk oder das tragende Bauteil mit Momentanwerten einwirken, die sich im Laufe der Nennlebensdauer des Bauwerks deutlich voneinander unterscheiden können: 
-
Überlasten; 
-
Windeinwirkungen; 
-
Schneelasten; 
-
Temperatureinwirkungen. 
Veränderliche Einwirkungen gelten als langdauernde Einwirkungen, wenn sie mit signifikanter Intensität, wenngleich nicht kontinuierlich, über einen im Vergleich zur Nennlebensdauer des Tragwerks nicht zu vernachlässigenden Zeitraum einwirken. Sie gelten als kurzdauernde Einwirkungen, wenn sie über einen im Vergleich zur Nennlebensdauer des Tragwerks kurzen Zeitraum einwirken. Je nach Standort, an dem das Bauwerk steht, kann eine mäßige klimatische Einwirkung kurz- oder langdauernd sein. 
c)
außergewöhnliche (A): Einwirkungen, die während der Nennlebensdauer des Tragwerks nur ausnahmsweise auftreten; 
-
Brände; 
-
Explosionen;
-
Anprälle und Aufschläge; 
d)
seismische (E): Einwirkungen von Erdbeben. 
Wenn die Auswirkungen der Einwirkungen bewertet werden, muss gegebenenfalls auch das zeitabhängige Verhalten der Baustoffe berücksichtigt werden, wie zum Beispiel die Viskosität. 
2.5.2.
CHARAKTERISIERUNG DER ELEMENTAREN EINWIRKUNGEN 
Der Bemessungswert für die einzelnen auf das Tragwerk einwirkenden Einwirkungen Fd wird durch seinen charakteristischen Wert Fk erhalten, wie in Absatz 2.3 angegeben.
Laut den Definitionen in Absatz 2.3 kann im Hinblick auf den charakteristischen Wert Gk von dauerhaften Einwirkungen, die durch Verteilungen mit kleineren Variationskoeffizienten als 0,10 gekennzeichnet sind, davon ausgegangen werden, dass er dem Durchschnittswert entspricht.
Bei veränderlichen Einwirkungen, die durch Verteilungen zeitabhängiger Extremwerte gekennzeichnet sind, wird als charakteristischer Wert der Wert angenommen, der durch eine zugewiesene Wiederkehrperiode gekennzeichnet ist. Für Umwelteinwirkungen (Schnee, Wind, Temperatur) wird die Wiederkehrperiode auf 50 Jahre festgesetzt, was einer jährlichen Überschreitungswahrscheinlichkeit von 2 % entspricht; für Verkehrseinwirkungen auf Straßenbrücken wird die Wiederkehrperiode konventionell mit 1000 Jahren angesetzt.
Bei der Bestimmung der Kombinationen der Einwirkungen stellen die Terme Qkj die veränderlichen Einwirkungen unterschiedlicher Art dar, die gleichzeitig einwirken können: Qk1 ist die dominierende veränderliche Einwirkung und Qk2, Qk3, … stehen für veränderliche Einwirkungen, die gleichzeitig mit der dominierenden auftreten können.
In Bezug auf die relative Dauer der Intensitätsstufen der veränderlichen Einwirkung gelten folgende Definitionen:
-
quasiständiger Wert ψ2j ∙Qkj: Momentanwert, der in mehr als 50 % der Zeit des Bezugszeitraums überschritten wird. Dieser Wert kann ungefähr mit dem Mittelwert der zeitlichen Intensitätsverteilung gleichgesetzt werden; 
-
häufiger Wert ψ1j∙Qkj: Wert, der für einen Gesamtzeitraum überschritten wird, der einen kleinen Bruchteil des Bezugszeitraums ausmacht. Dieser Wert kann ungefähr mit dem Wert des 95 %-Quantils der zeitlichen Intensitätsverteilung gleichgesetzt werden; 
-
Kombinationsbeiwert ψ0j ∙Qkj: der Wert, für den die Wahrscheinlichkeit, dass die durch ein gleichzeitiges Eintreten mit anderen Einwirkungen verursachten Auswirkungen überschritten werden, etwa genauso groß ist wie die Wahrscheinlichkeit in Verbindung mit dem charakteristischen Wert einer einzigen Einwirkung.
Falls keine stochastische Charakterisierung der betrachteten Einwirkung verfügbar ist, kann der Nennwert angenommen werden. Im Folgenden sind die charakteristischen Werte mit dem Index k versehen, während die Nennwerte ohne den Index k geschrieben sind.
In Tabelle 2.5.I sind die Kombinationsbeiwerte für gängige Wohn- und Gewerbebauten angeführt. 
Tabelle 2.5.I – Werte der Kombinationsbeiwerte 
	Kategorie/veränderliche Einwirkung
	ψ0j
	ψ1j
	ψ2j

	Kategorie A - Wohngebäude 
	0,7
	0,5
	0,3

	Kategorie B -
Büros 
	0,7
	0,5
	0,3

	Kategorie C - Gebäude mit Menschenansammlungen 
	0,7
	0,7
	0,6

	Kategorie D - Geschäftsgebäude 
	0,7
	0,7
	0,6

	Kategorie E – Bereiche zur Lagerung, zur gewerblichen und industriellen Nutzung, Bibliotheken, Archive, Lager und Gewerbegebäude
	1,0
	0,9
	0,8

	Kategorie F - Garagen, Parkplätze und Fahrzeugverkehrsflächen (für Fahrzeuge mit einem Gewicht ≤ 30 kN) 
	0,7
	0,7
	0,6

	Kategorie G - Garagen, Parkplätze und Fahrzeugverkehrsflächen (für Fahrzeuge mit einem Gewicht > 30 kN) 
	0,7
	0,5
	0,3

	Kategorie H - Dächer, die nur für Instandhaltungszwecke zugänglich sind
	0,0
	0,0
	0,0

	Kategorie I – Begehbare Dächer
	sind von Fall zu Fall zu bewerten

	Kategorie K – Dächer für Sondernutzungen (Anlagen, Hubschrauberlandeplätze, ...)
	

	Wind 
	0,6
	0,2
	0,0

	Schnee (Höhe ≤ 1000 m über NN) 
	0,5
	0,2
	0,0

	Schnee (Höhe > 1000 m über NN) 
	0,7
	0,5
	0,2

	Temperaturschwankungen 
	0,6
	0,5
	0,0


2.5.3.
EINWIRKUNGSKOMBINATIONEN 
Für den Nachweis der Grenzzustände werden die folgenden Einwirkungskombinationen definiert: 
−
Grundkombination, die im Allgemeinen für die Grenzzustände der Tragfähigkeit (GZT) verwendet wird: 

γG1 · G1 + γG2 · G2 + γP ·P + γQ1 · Qk1 + γQ2 · ψ02 · Qk2 + γQ3· ψ03 · Qk3 + …
[2.5.1]
−
charakteristische (seltene) Kombination, die im Allgemeinen für irreversible Grenzzustände der Gebrauchstauglichkeit (GZG) verwendet wird: 

G1 + G2 + P + Qk1 + ψ02 · Qk2 + ψ 03 · Qk3+ …
[2.5.2]
−
häufige Kombination, die im Allgemeinen für reversible Grenzzustände der Gebrauchstauglichkeit (GZG) verwendet wird: 

G1 + G2 + P + ψ11 · Qk1 + ψ22 · Qk2 + ψ23 · Qk3 + …
[2.5.3]
−
quasiständige Kombination (GZG), die im Allgemeinen für Langzeitauswirkungen verwendet wird: 

G1 + G2 + P + ψ21 · Qk1 + ψ 22 · Qk2 + ψ23 · Qk3 + …
[2.5.4]
−
seismische Kombination, die für Grenzzustände der Tragfähigkeit und der Gebrauchstauglichkeit in Verbindung mit der seismischen Einwirkung E verwendet wird: 

E + G1 + G2 + P + ψ21 · Qk1 + ψ22 · Qk2 + …
[2.5.5]
−
außergewöhnliche Kombination, die für Grenzzustände der Tragfähigkeit in Verbindung mit den außergewöhnlichen Bemessungseinwirkungen A verwendet wird: 

G1 + G2 + P + Ad + ψ21 · Qk1 + ψ22 · Qk2 + …
[2.5.6]
Die Auswirkungen der seismischen Einwirkung werden unter Berücksichtigung der Massen bewertet, die mit den folgenden Schwerkraftlasten verknüpft sind: 
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[2.5.7]
Bei den GZG-Kombinationen wird davon ausgegangen, dass die Lasten Qkj, die für die Nachweise einen günstigen Beitrag leisten, und gegebenenfalls die Lasten G2 unberücksichtigt bleiben.
Weitere Kombinationen sind in Abhängigkeit von spezifischen Aspekten (z. B. Ermüdung usw.) in Betracht zu ziehen. 
In den oben angeführten Formeln hat das Symbol „+“ die Bedeutung „kombiniert mit“. 
Die Werte der Kombinationsbeiwerte ψ0j, ψ1j und ψ2j sind in Tabelle 2.5.I bzw. in Tabelle 5.1.VI für Straßenbrücken und in Tabelle 5.2.VII für Eisenbahnbrücken angegeben. Die Werte der Teilsicherheitsbeiwerte γGi und γQj sind in Absatz 2.6.1 angegeben.
2.6.
EINWIRKUNGEN IN DEN NACHWEISEN IM GRENZZUSTAND 
Die Nachweise im Grenzzustand sind unter den ungünstigsten Lastbedingungen, die auf das Tragwerk einwirken können, und unter Bewertung der Auswirkungen der unter 2.5.3 festgelegten Kombinationen zu führen. 
2.6.1.
GRENZZUSTÄNDE DER TRAGFÄHIGKEIT 
Bei den Nachweisen im Grenzzustand der Tragfähigkeit sind zu unterscheiden: 
− der Grenzzustand des Gleichgewichts als starrer Körper:
EQU
− der Grenzzustand des Widerstands des Tragwerks einschließlich der Fundamentteile:
STR
− der Grenzzustand des Widerstands des Erdreichs:
GEO
Sofern die folgenden Kapitel der vorliegenden Vorschriften keine abweichenden Angaben enthalten, sind in Tabelle 2.6.I die Werte der Teilbeiwerte γF angegeben, die zur Bestimmung der Beanspruchungen in den Nachweisen im Grenzzustand der Tragfähigkeit anzunehmen sind. 
Für die Nachweise im Grenzzustand des Gleichgewichts als starrer Körper (EQU) werden für die Einwirkungen die Teilbeiwerte γF verwendet, die in der Spalte EQU der Tabelle 2.6.I. angegeben sind. 
Für die Bemessung von Tragwerksbauteilen, bei denen keine geotechnischen Einwirkungen einwirken, werden die Nachweise in den Grenzzuständen der strukturellen (STR) Tragfähigkeit unter Verwendung der γF-Beiwerte geführt, die in Spalte A1 der Tabelle 2.6.I. angegeben sind.
Für die Bemessung von Tragwerksbauteilen, bei denen geotechnische Einwirkungen (Fundamentplatten, Plateaus, Pfosten, Stützmauern ...) einwirken, können in den Nachweisen in den Grenzzuständen der strukturellen (STR) und geotechnischen (GEO) Tragfähigkeit wahlweise zwei verschiedene Bemessungsansätze angewandt werden. 
Im Ansatz 1 werden zwei verschiedene Kombinationen von Gruppen von Teilbeiwerten verwendet, die für die Einwirkungen (γF), für den Widerstand der Materialien (γM) und gegebenenfalls für den Gesamtwiderstand des Systems (γR) definiert werden. In der Kombination 1 des Ansatzes 1 werden für die Einwirkungen die γF-Beiwerte verwendet, die in Spalte A1 der Tabelle 2.6.I. angegeben sind. In der Kombination 2 des Ansatzes 1 werden dagegen die γF-Beiwerte verwendet, die in Spalte A2 angegeben sind. In sämtlichen Fällen muss sowohl bei der strukturellen Bemessung als auch bei der geotechnischen Bemessung die ungünstigste Kombination der beiden angegebenen Kombinationen verwendet werden.
Im Ansatz 2 wird eine einzige Kombination der Gruppen von Teilbeiwerten verwendet, die für die Einwirkungen (γF), für den Widerstand der Materialien (γM) und gegebenenfalls für den Gesamtwiderstand des Systems (γR) definiert werden. In diesem Ansatz werden für die Einwirkungen die in Spalte A1 angegebenen γF-Beiwerte verwendet. 
Die γM-Beiwerte und die γR-Beiwerte werden in den folgenden Kapiteln definiert. 
Tabelle 2.6.I – Teilbeiwerte für die Einwirkungen in den GZT-Nachweisen
	
	Beiwert γF
	EQU
	A1 
	A2 

	Ständige Lasten G1
	günstig
	γG1
	0,9
	1,0
	1,0

	
	ungünstig
	
	1,1
	1,3
	1,0

	Nichtstrukturelle ständige Lasten G2(1)
	günstig
	γG2
	0,8
	0,8
	0,8

	
	ungünstig
	
	1,5
	1,5
	1,3

	Veränderliche Einwirkungen Q
	günstig
	γQi
	0,0
	0,0
	0,0

	
	ungünstig
	
	1,5
	1,5
	1,3

	(1)Für den Fall, dass die nichtstrukturellen ständigen Lasten (z. B. ständig getragene Lasten) in der Planungsphase hinreichend definiert sind, können für sie dieselben Beiwerte angesetzt werden, die für die ständigen Einwirkungen gelten.


Die Symbole in Tabelle 2.6.I haben folgende Bedeutung: 
γG1
Teilbeiwert der ständigen Lasten G1; 
γG2
Teilbeiwert der ständigen nicht strukturellen Lasten G2; 
γQi
Teilbeiwert der veränderlichen Einwirkungen Q. 
Falls die Einwirkung aus dem Druck des Erdreichs besteht, gelten für die Wahl der Teilsicherheitsbeiwerte die Angaben in Kapitel 6. 
Der Teilbeiwert der Vorspannung wird mit γP = 1,0 angesetzt.
Weitere Werte für die Teilsicherheitsbeiwerte für besondere und spezifische Einwirkungen sind in den folgenden Kapiteln angegeben. 
2.6.2.
GRENZZUSTÄNDE DER GEBRAUCHSTAUGLICHKEIT 
Die Nachweise in den Grenzzuständen der Gebrauchstauglichkeit beziehen sich auf die unter Absatz 2.2.2 angeführten Punkte. 
Spezifische Angaben zu diesen Nachweisen in Bezug auf die verschiedenen tragenden Materialien finden sich in Kapitel 4 (nichtseismische Bedingungen) bzw. Kapitel 7 (seismische Bedingungen). 
KAPITEL 3.
EINWIRKUNGEN AUF BAUWERKE
 TC " KAPITEL 3 - EINWIRKUNGEN AUF BAUWERKE" \f C \l "1" 
3.1.
WOHN- UND GEWERBEBAUTEN
3.1.1.
ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN
In diesem Absatz werden die nominalen und/oder charakteristischen Lasten für Wohn- und Gewerbebauten definiert. Beschreibung und Definition der Lasten müssen in den Konstruktionsunterlagen ausdrücklich angegeben sein. 
Bei den Lasten ist im Allgemeinen davon auszugehen, dass sie statisch aufgebracht werden; davon ausgenommen sind Sonderfälle, bei denen die dynamischen Effekte gebührend bewertet werden müssen. Neben den Einwirkungen in der endgültigen Nutzungssituation sind auch die Einwirkungen zu berücksichtigen, die in den einzelnen Phasen der Bauausführung auftreten. 
3.1.2.
EIGENGEWICHTE DER TRAGWERKSMATERIALIEN
Die ständigen Schwerkrafteinwirkungen, die mit den Eigengewichten der Tragwerksmaterialien verbunden sind, werden von den geometrischen Abmessungen und von den Gewichten pro Volumeneinheit der Materialien abgeleitet, aus denen die Tragwerksteile des Bauwerks errichtet werden. Für die gängigsten Materialien können die Werte für die Gewichte pro Volumeneinheit übernommen werden, die in Tabelle 3.1.I angegeben sind.
Tabelle 3.1.I - Gewicht pro Volumeneinheit der wichtigsten Tragwerksmaterialien 
	MATERIAL
	GEWICHT/VOLUMENEINHEIT [kN/m³]

	Zementbeton und Mörtel 
	

	Gewöhnlicher Beton 
	24,0

	Stahl- und/oder Spannbeton 
	25,0

	„Leichtbeton“: von Fall zu Fall zu bestimmen 
	14,0 ÷ 20,0

	„Schwerbetone“: von Fall zu Fall zu bestimmen
	28,0 ÷ 50,0

	Kalkmörtel 
	18,0

	Zementmörtel 
	21,0

	Kalk in Pulverform 
	10,0

	Zement in Pulverform 
	14,0

	Sand
	17,0

	Metalle und Legierungen 
	

	Stahl 
	78,5

	Gusseisen 
	72,5

	Aluminium
	27,0

	Steinmaterial 
	

	Vulkantuff 
	17,0

	Kompakter Kalkstein 
	26,0

	Weicher Kalkstein 
	22,0

	Gips 
	13,0

	Granit 
	27,0

	Ziegelstein (Vollziegel) 
	18,0

	Bauholz 
	

	Nadelbäume und Pappel 
	4,0 ÷ 6,0

	Nadelbäume (außer Pappel) 
	6,0 ÷ 8,0

	Verschiedene Stoffe 
	

	Süßwasser (klar) 
	9,81

	Meerwasser (klar) 
	10,1

	Papier 
	10,0

	Glas 
	25,0


Für Tragwerksmaterialien, die nicht in Tabelle 3.1.I aufgeführt sind, sind entsprechende experimentelle Untersuchungen oder anerkannte Normen heranzuziehen, wobei die Nennwerte als charakteristische Werte anzusetzen sind. 
3.1.3
NICHTSTRUKTURELLE STÄNDIGE LASTEN
Als nichtstrukturelle ständige Lasten gelten Lasten, die während der normalen Nutzung des Bauwerks vorhanden sind, beispielsweise Lasten von Außendämmungen, Trennwänden, Estrichen, Isolierungen, Fußböden und Bodenbelägen, Putzschichten, Zwischendecken, Anlagen und sonstigen Elementen, auch wenn es in manchen Fällen erforderlich sein kann, Übergangszustände zu berücksichtigen, in denen sie nicht vorhanden sind. 
Die ständigen Schwerkrafteinwirkungen, die mit den Eigengewichten der Tragwerksmaterialien verbunden sind, werden von den geometrischen Abmessungen und von den Gewichten pro Volumeneinheit der Materialien abgeleitet, aus denen die nichttragenden Teile des Bauwerks errichtet werden. Die Gewichte pro Volumeneinheit der nicht strukturellen Materialien können der Tabelle 3.1.I. entnommen werden oder es sind entsprechende experimentelle Untersuchungen oder anerkannte Normen heranzuziehen, wobei die Nennwerte als charakteristische Werte anzusetzen sind.
Bei horizontalen Elementen, auch bei solchen mit unidirektionaler Struktur, die aber die Fähigkeit zur Querverteilung besitzen, können die nichtstrukturellen ständigen Lasten und die veränderlichen Lasten für den Gesamtnachweis als gleichmäßig verteilt angenommen werden. Andernfalls sind die tatsächlichen Lastverteilungen zu bewerten. 
Zwischenwände und leichte Anlagen von Wohn- und Bürogebäuden können im Allgemeinen als verteilte Ersatzlasten angesetzt werden, sofern die Decken ein angemessenes Querverteilungsvermögen besitzen. 
Bei horizontalen Trennelementen von Wohn- und Bürogebäuden kann das Eigengewicht der inneren Trennelemente als ständige getragene und gleichmäßig verteilte Last g2 berechnet werden, sofern konstruktive Maßnahmen getroffen werden, die eine geeignete Lastverteilung gewährleisten. Die gleichmäßig verteilte Last g2 hängt vom Eigengewicht pro Längeneinheit G2 der Unterteilungen ab, und zwar nach folgendem Schema: 
	- für Trennelemente mit
	
	G2 ≤ 1,00 kN/m : g2 = 0,40 kN/m²; 

	- für Trennelemente mit
	1,00 <
	G2 ≤ 2,00 kN/m : g2 = 0,80 kN/m²; 

	- für Trennelemente mit
	2,00 <
	G2 ≤ 3,00 kN/m : g2 = 1,20 kN/m²; 

	- für Trennelemente mit
	3,00 <
	G2 ≤ 4,00 kN/m : g2 = 1,60 kN/m² ; 

	- für Trennelemente mit
	4,00 <
	G2 ≤ 5,00 kN/m : g2 = 2,00 kN/m². 


Innere Trennelemente mit einem Eigengewicht von mehr als 5,00 kN/m müssen einschließlich ihrer effektiven Position auf der Geschossdecke in der Bemessungsphase berücksichtigt werden. 
3.1.4.
ÜBERLASTEN
Überlasten bzw. ausgeübte Lasten umfassen die Lasten im Zusammenhang mit dem Bestimmungszweck des Bauwerks; Modelle für solche Einwirkungen können bestehen aus: 
-
gleichmäßig verteilten vertikalen Lasten
qk
-
konzentrierten vertikalen Lasten
Qk
-
linearen horizontalen Lasten
Hk
Die Nennwerte und/oder charakteristischen Werte für qk, Qk und Hk sind in Tabelle 3.1.II angegeben. Diese Werte enthalten die normalen dynamischen Auswirkungen, sofern kein Risiko für erhebliche dynamische Verstärkungen der Tragwerksantwort besteht. 
Tabelle 3.1.II - Überlastwerte für die verschiedenen Kategorien der Bestimmungszwecke der Bauwerke
	Kat.
	Räume
	qk
[kN/m2]
	Qk
[kN]
	Hk
[kN/m]

	A
	Wohngebäude
	
	
	

	
	Wohn- und Aufenthaltsräume; zu dieser Kategorie gehören auch Wohngebäude und dazugehörige Versorgungsgebäude, Hotels (ausgenommen sind Räume, in denen es zu Menschenansammlungen kommen kann), Krankenhausräume
	2,00
	2,00
	1,00

	
	Gemeinsame Treppen, Balkone, Laubengänge 
	4,00
	4,00
	2,00

	B
	Büroräume
	
	
	

	
	Kat. B1 Büros ohne Publikumsverkehr 
	2,00
	2,00
	1,00

	
	Kat. B2 Büros mit Publikumsverkehr 
	3,00
	2,00
	1,00

	
	Gemeinsame Treppen, Balkone und Laubengänge
	4,00
	4,00
	2,00

	C
	Gebäude mit Menschenansammlungen 
	
	
	

	
	Kat. C1 Räume mit Tischen, wie zum Beispiel Schulen, Cafés, Restaurants, Bankettsäle, Lesesäle und Empfangssäle 
	3,00
	3,00
	1,00

	
	Kat. C2 Räume mit festen Sitzplätzen, wie zum Beispiel Kirchen, Theater, Kinos, Konferenzsäle und Wartesäle, Universitätsaulas und Auditorien
	4,00
	4,00
	2,00

	
	Kat. C3 Räume ohne Hindernisse für den Personenverkehr, wie zum Beispiel Museen, Ausstellungssäle, Eingangshallen von Büros, Hotels und Krankenhäusern und Bahnhofsvorhallen
	5,00
	5,00
	3,00

	
	Kat. C4. Räume, in denen sportliche Tätigkeiten ausgeübt werden können, wie zum Beispiel Tanzsäle, Sporthallen, Bühnen.
	5,00
	5,00
	3,00

	
	Kat. C5. Gebäude, in denen es zu großen Menschenansammlungen kommen kann, wie zum Beispiel Gebäude für öffentliche Veranstaltungen, Konzertsäle, Sporthallen und dazugehörige Tribünen, Ränge und Bahnsteige.
	5,00
	5,00
	3,00

	
	Gemeinsame Treppen, Balkone und Laubengänge
	Gemäß der benötigten Nutzungskategorie mit folgenden Einschränkungen

	
	
	≥ 4,00
	≥ 4,00
	≥ 2,00

	D
	Geschäftsgebäude
	
	
	

	
	Kat. D1 Geschäfte / Läden
	4,00
	4,00
	2,00

	
	Kat. D2 Einkaufszentren, Märkte, Großlager
	5,00
	5,00
	2,00

	
	Gemeinsame Treppen, Balkone und Laubengänge
	Gemäß der benötigten Nutzungskategorie

	E
	Lagergebäude zur gewerblichen und industriellen Nutzung
	
	
	

	
	Kat. E1 Räume zur Ansammlung von Waren und dazugehörige Zugangsbereiche, wie zum Beispiel Bibliotheken, Archive, Lager, Depots, verarbeitende Labors
	≥ 6,00
	7,00
	1,00*

	
	Kat. E2 Industriegebäude 
	sind von Fall zu Fall zu bewerten

	F-G
	Garagen und Verkehrsflächen für Fahrzeuge (ohne Brücken)
	
	
	

	
	Kat. F Garagen, Verkehrsflächen, Parkplätze und Stellplätze für leichte Fahrzeuge (Gewicht bei voller Beladung bis zu 30 kN) 
	2,50
	2 x 10,00
	1,00**

	
	Kat. G Verkehrsflächen und Parkplätze für mittlere Fahrzeuge (Gewicht bei voller Beladung zwischen 30 kN und 160 kN), wie zum Beispiel Zufahrtsrampen, Be- und Entladezonen.
	sind von Fall zu Fall zu bewerten und in jedem Fall nicht unter
5,00               2 x 50,00              1,00**

	H-I-K
	Dächer
	
	
	

	
	Kat. H Dächer, die nur für Instandhaltungszwecke zugänglich sind
	0,50
	1,20
	1,00

	
	Kat. I Begehbare Dächer von Gebäuden der Nutzungskategorien A bis D
	je nach Zugehörigkeitskategorie

	
	Kat. K Dächer für Sondernutzungen (Anlagen, Hubschrauberlandeplätze, ...)
	sind von Fall zu Fall zu bewerten

	* beinhaltet nicht die horizontalen Einwirkungen, die eventuell von gelagerten Materialien ausgeübt werden.
** nur für Geländer oder Abtrennungen in Fußgängerzonen. Die von den Kraftfahrzeugen auf die Sperren ausgeübten Einwirkungen sind von Fall zu Fall zu bewerten.


Die in Tabelle 3.1.II angegebenen Werte beziehen sich auf die üblichen Nutzungsbedingungen der jeweiligen Kategorien. Andere Regelungen können im Hinblick auf spezifische Erfordernisse höhere Werte vorschreiben. 
Bei Einwirkungen atypischer Lasten (wie Maschinen, Tanks, interner Lager, Anlagen usw.) sind die Intensitäten von Fall zu Fall in Abhängigkeit von den vorhersehbaren Höchstwerten zu bewerten; diese Werte müssen in den Konstruktionsunterlagen und der Dokumentation für die statische Abnahme ausdrücklich angegeben sein. 
3.1.4.1
Gleichmäßig verteilte vertikale Überlasten 
Analog zu den unter 3.1.3 definierten ständigen nichtstrukturellen Lasten können bei horizontalen Elementen, auch bei solchen mit unidirektionaler Struktur, die aber die Fähigkeit zur Querverteilung besitzen, die Überlasten für den Gesamtnachweis als gleichmäßig verteilt angenommen werden. Andernfalls sind die tatsächlichen Lastverteilungen zu bewerten. 
Bei den Nutzungskategorien A, B, C, D, H und I können die vertikalen verteilten Überlasten, die auf ein einzelnes Tragwerkselement einwirken, das Teil einer horizontalen Trägerstruktur ist (beispielsweise ein Stützbalken), auf der Grundlage der Erweiterung der Einflussfläche A [m2] desselben Elements reduziert werden. Der Reduktionsfaktor (A ist gegeben durch 
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[3.1.1]
wobei (0 der Kombinationsbeiwert (Tabelle 2.5.I) ist. Bei den Kategorien C und D darf (A nicht kleiner sein als 0,6.
Ebenso können ausschließlich bei den Nutzungskategorien A und D die Belastungskomponenten, die durch die Überlasten eingeführt wurden und auf die vertikalen Bauglieder einwirken (darunter auch Stützen und Trennwände), die Bestandteile von mehrstöckigen Gebäuden mit mehr als 2 Stockwerken sind, in Abhängigkeit zur Anzahl der belasteten Stockwerke n reduziert werden, wobei der Reduktionsfaktor (n gegeben wird von 
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[3.1.2]
Die beiden Reduktionsfaktoren (A und (n können nicht kombiniert werden. 
3.1.4.2
Konzentrierte vertikale Überlasten
Die konzentrierten vertikalen Überlasten Qk, die in der Tabelle 3.1.II angegeben sind, sind Gegenstand eigener lokaler Nachweise und dürfen den entsprechenden verteilten vertikalen Lasten, die in den Nachweisen für das gesamte Gebäude verwendet wurden, nicht überlagert werden; sie müssen auf Lastabdrücken aufgebracht werden, die der Verwendung und der Form des horizontalen Trennelements angemessen sind; in Ermangelung exakter Angaben kann als Form des Lastabdrucks ein Quadrat von 50 x 50 mm angenommen werden, ausgenommen Garagen, Parkplätze und Übergangsflächen (Kategorien F und G). Bei den Bauwerken der Kategorie F sind die Lasten auf zwei Abdrücke von 100 x 100 mm mit einem Achsabstand von 1,80 m aufzubringen. Bei den Bauwerken der Kategorie G sind die Lasten auf zwei Abdrücke von 200 x 200 mm mit einem Achsabstand von 1,80 m aufzubringen.
3.1.4.3
Horizontale lineare Überlasten
Die horizontalen linearen Überlasten Hk in der Tabelle 3.1.II müssen in lokalen Nachweisen verwendet werden und werden nicht mit den Lasten kombiniert, die in den Nachweisen für das Gebäude als Ganzes verwendet wurden. 
Die linearen horizontalen Überlasten müssen auf Wände in einer Höhe von 1,20 m über dem Fußboden, auf Geländer und Handläufe in Höhe der Oberkante aufgebracht werden. 
Die lokalen Nachweise beziehen sich hinsichtlich der Nutzungsbedingungen auf die zweidimensionalen vertikalen Bauteile wie Zwischenwände, Wände, Außenverkleidungen (unabhängig von ihrer Ausführung); ausgenommen sind bewegliche Raumteiler (die aber ebenfalls ausreichende Stabilität im Betrieb garantieren müssen). 
Die Erfüllung der Vorschrift kann auch experimentell nachgewiesen werden, wobei alle Zwänge, die das Bauwerk aufweist, und alle Ressourcen, die der Konstruktionstyp ermöglicht, zu berücksichtigen sind. 
3.2.
SEISMISCHE EINWIRKUNG 
Die seismischen Einwirkungen, auf deren Grundlage die Einhaltung der verschiedenen Grenzzustände zu beurteilen ist, werden auf der Basis der „seismischen Grundgefährlichkeit“ am Standort des Bauwerks definiert. Sie sind abhängig von den morphologischen und stratigrafischen Eigenschaften, durch die die lokale seismische Antwort gekennzeichnet ist.
Die seismische Gefährlichkeit definiert sich aus der maximalen Horizontalbeschleunigung ag im freien Feld am starren Bezugsstandort mit horizontaler topografischer Oberfläche (der Kategorie A wie sie unter 3.2.2 definiert ist) sowie aus den Ordinaten des ihr entsprechenden elastischen Beschleunigungsantwortspektrums Se(T), bezogen auf vorgegebene Überschreitungswahrscheinlichkeiten PVR (wie sie unter 3.2.1 definiert sind) im Bezugszeitraum VR , (wie er unter 2.4 definiert ist). Alternativ ist die Verwendung von Beschleunigungsdiagrammen zulässig, sofern diese der lokalen seismischen Gefährlichkeit des Standorts angemessen sind. 
Für die Zwecke der vorliegenden Regelung werden die Spektralformen für jede der Überschreitungswahrscheinlichkeiten PVR im Bezugszeitraum VR auf der Basis der Werte der folgenden Parameter am horizontalen starren Bezugsstandort definiert: 
ag
maximale Horizontalbeschleunigung am Standort; 
Fo
Höchstwert des Verstärkungsfaktors des Horizontalbeschleunigungsspektrums; 
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Referenzwert für die Bestimmung der Anfangsperiode des Abschnitts mit konstanter Geschwindigkeit des Horizontalbeschleunigungsspektrums. 
Für die Werte für ag, Fo und 
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, die zur Bestimmung der seismischen Einwirkungen benötigt werden, wird auf die Anlagen A und B zum Dekret des Ministers für Infrastruktur vom 14. Januar 2008, veröffentlicht in der ordentlichen Beilage des Amtsblatts Nr. 29 vom 4. Februar 2008, in der jeweils geltenden Fassung verwiesen.
3.2.1.
GRENZZUSTÄNDE UND ZUGEHÖRIGE ÜBERSCHREITUNGSWAHRSCHEINLICHKEITEN 
Hinsichtlich der seismischen Einwirkungen werden die Grenzzustände (sowohl der Gebrauchstauglichkeit (GZG) als auch der Tragfähigkeit (GZT)) in Bezug auf die Leistungsmerkmale des Bauwerks als Ganzes bestimmt, sodass tragende und nichttragende Bauteile sowie Anlagen einbezogen sind. 
Die Grenzzustände der Gebrauchstauglichkeit (GZG) sind folgende: 
-
Grenzzustand der Funktionsfähigkeit(GZF): Infolge des Erdbebens darf das Gebäude als Ganzes (einschließlich der tragenden und nichttragenden Bauteile und der für seine Funktion relevanten Anlagen) keine signifikanten Schäden und Nutzungsunterbrechungen erleiden; 
-
Grenzzustand der Schadensbegrenzung(GZS): Infolge des Erdbebens erleidet das Gebäude als Ganzes (einschließlich der tragenden und nichttragenden Bauteile und der für seine Funktion relevanten Anlagen) Schäden, die die Benutzer nicht in Gefahr bringen und die Widerstandsfähigkeit und die Steifigkeit gegenüber vertikalen und horizontalen Einwirkungen nicht signifikant beeinträchtigen, sodass es sofort weiterbenutzt werden kann, wenngleich ein Teil der Anlagen ausgefallen ist. 
Die Grenzzustände der Tragfähigkeit (GZT) sind folgende: 
-
Grenzzustand bezüglich der Sicherheit von Menschenleben (GZM): Infolge des Erdbebens kommt es im Bauwerk zum Bruch und zum Versagen nichttragender Bauteile und anlagentechnischer Komponenten und zu signifikanten Schäden an tragenden Bauteilen, was mit einem signifikanten Verlust an Steifigkeit gegenüber horizontalen Einwirkungen einhergeht; das Bauwerk bewahrt einen Teil seiner Widerstandsfähigkeit und Steifigkeit gegenüber vertikalen Einwirkungen sowie eine Sicherheitsmarge gegenüber dem Einsturz infolge horizontaler seismischer Einwirkungen; 
-
Grenzzustand bezüglich der Sicherheit gegen Einsturz(GZE): Infolge des Erdbebens kommt es im Bauwerk in schwerwiegendem Ausmaß zum Bruch und zum Versagen nichttragender Bauteile und anlagentechnischer Komponenten und zu sehr schweren Schäden an tragenden Bauteilen; das Bauwerk bewahrt noch eine Sicherheitsmarge gegenüber vertikalen Einwirkungen sowie eine geringe Sicherheitsmarge gegenüber dem Einsturz infolge horizontaler Einwirkungen. 
Die Überschreitungswahrscheinlichkeiten im Bezugszeitraum PVR, der zur Bestimmung der in jedem der betrachteten Grenzzustände einwirkenden seismischen Einwirkungen heranzuziehen ist, sind in Tabelle 3.2.I angegeben.
Tabelle 3.2.I – Überschreitungswahrscheinlichkeit PVR in Abhängigkeit vom betrachteten Grenzzustand
	Grenzzustände
	PVR: Überschreitungswahrscheinlichkeit innerhalb des Bezugszeitraums VR

	Grenzzustände der Gebrauchstauglichkeit 
	GZF 
	81% 

	
	GZS 
	63% 

	Grenzzustände der Tragfähigkeit 
	GZM 
	10% 

	
	GZE 
	5% 


Falls der Schutz gegenüber den Grenzzuständen der Gebrauchstauglichkeit von vorrangiger Bedeutung ist, sind die in der Tabelle angegebenen PVR-Werte in Abhängigkeit vom angestrebten Schutzgrad zu verringern.
Für jeden Grenzzustand und die zugehörige Überschreitungswahrscheinlichkeit PVR im Bezugszeitraum VR wird die Wiederkehrperiode TR des Erdbebens mit der folgenden Gleichung ermittelt: 

TR = - VR / ln (1- PVR) = - CU VN / ln (1- PVR)
[3.2.0]
3.2.2
KATEGORIEN VON UNTERGRÜNDEN UND TOPOGRAFISCHE BEDINGUNGEN
Kategorien von Untergründen
Zur Definition der seismischen Bemessungseinwirkung ist es erforderlich, die Auswirkung der lokalen seismischen Antwort durch spezifische Analysen, wie unter 7.11.3 angegeben, zu bewerten. Falls die stratigrafischen Bedingungen und die Eigenschaften des Erdreichs eindeutig auf die in Tabelle 3.2.II definierten Kategorien zurückgeführt werden können, kann auch ein vereinfachter Ansatz herangezogen werden, der auf einer Einteilung des Untergrunds in verschiedene Kategorien in Abhängigkeit zur Scherwellenausbreitungsgeschwindigkeit VS beruht. Die Werte für die mechanischen Parameter, die für die Analyse der lokalen seismischen Antwort und der Geschwindigkeit VS für den vereinfachten Ansatz nötig sind, sind Bestandteil der geotechnischen Charakterisierung der Böden im signifikanten Volumen aus Absatz 6.2.2. 
Die Werte für VS werden durch spezifische Prüfungen erhalten oder – bei triftigem Grund und begrenzt auf den vereinfachten Ansatz – durch empirische Beziehungen mit bewährter Zuverlässigkeit aus den Ergebnissen anderer Prüfungen vor Ort, wie zum Beispiel dynamische Eindringprüfungen für grobkörnige Böden und statische Eindringprüfungen, abgeleitet.
Die Einteilung des Untergrunds in verschiedene Kategorien erfolgt auf Grundlage der stratigrafischen Bedingungen und anhand der Werte der äquivalenten Scherwellenausbreitungsgeschwindigkeit VS,eq (in m/s), die durch den folgenden Ausdruck definiert wird:
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wobei gilt:
hi
Dicke der i-ten Schicht; 
VS,i
Geschwindigkeit der Scherwellen in der i-ten Schicht; 
N
Anzahl der Schichten;
H
Tiefe des Substrats, definiert als Felsformationen oder sehr steife Böden, gekennzeichnet durch VS nicht unter 800 m/s. 
Bei Flachgründungen bezieht sich die Substrattiefe auf die Gründungssohle, während sie sich bei Pfahlgründungen auf den Pfahlkopf bezieht. Im Falle von Stützbauten für natürliche Böden bezieht sich die Tiefe auf den Kopf des Stützbauwerks. Bei Stützmauern von Böschungen bezieht sich die Tiefe auf die Gründungssohle.
Bei Substratablagerungen mit einer Tiefe H über 30 m, wird die äquivalente Scherwellenausbreitungsgeschwindigkeit VS,eq durch den Parameter VS,30 definiert, der erhalten wird, wenn im vorstehenden Ausdruck H=30 m angesetzt wird und die Eigenschaften der Schichten bis in diese Tiefe berücksichtigt werden.
Die Untergrundkategorien, die die Verwendung des vereinfachten Ansatzes gestatten, sind in Tabelle 3.2.II zusammengefasst.
Tabelle 3.2.II – Untergrundkategorien, die die Verwendung des vereinfachten Ansatzes gestatten.
	Kategorie 
	Merkmale der topografischen Oberfläche 

	A 
	Zutage tretende Felsformationen oder sehr steife Böden, charakterisiert durch Werte der Scherwellenausbreitungsgeschwindigkeit über 800 m/s, eventuell einschließlich einer oberflächlichen Schicht mit schlechten mechanischen Eigenschaften mit einer Dicke von höchstens 3 m. 

	B 
	Weiches Gestein und stark verdichtete grobkörnige Böden oder sehr feste feinkörnige Böden, charakterisiert durch eine zur Tiefe hin zunehmende Verbesserung der mechanischen Eigenschaften und durch Werte zwischen 360 m/s und 800 m/s für die äquivalente Geschwindigkeit.

	C 
	Mittelverdichtete grobkörnige Böden oder mittelfeste feinkörnige Böden, mit einer Tiefe des oberen Substrats über 30 m, charakterisiert durch eine zur Tiefe hin zunehmende Verbesserung der mechanischen Eigenschaften und durch Werte zwischen 180 m/s und 360 m/s für die äquivalente Geschwindigkeit.

	D 
	Wenig verdichtete grobkörnige Böden oder wenig feste feinkörnige Böden, mit einer Tiefe des oberen Substrats über 30 m, charakterisiert durch eine zur Tiefe hin zunehmende Verbesserung der mechanischen Eigenschaften und durch Werte zwischen 100 m/s und 180 m/s für die äquivalente Geschwindigkeit.

	E
	Böden mit Eigenschaften und Werten für die äquivalente Geschwindigkeit, die zurückgeführt werden können auf die Eigenschaften und Werte für die Kategorien C oder D, mit einer Substrattiefe von höchstens 30 m.


Die seismischen Einwirkungen für diese fünf Kategorien von Untergründen sind unter Absatz 3.2.3 der vorliegenden Vorschriften definiert.
Für Untergrundbedingungen jeglicher Art, die sich nicht in eine der vorstehenden Kategorien einstufen lassen, muss für die Festlegung der seismischen Einwirkungen die spezifische lokale Antwort analysiert werden.
Topografische Bedingungen 
Bei komplexen topografischen Bedingungen müssen für die lokale seismische Antwort spezifische Analysen erstellt werden. Für einfache Oberflächenkonfigurationen kann folgende Klassifizierung herangezogen werden (Tab. 3.2.III): 
Tabelle 3.2.III – Topografische Kategorien
	Kategorie 
	Merkmale der topografischen Oberfläche 

	T1 
	Flaches Gelände, einzelne Hänge und Erhebungen mit einer durchschnittlichen Neigung i ≤ 15 

	T2 
	Hänge mit einer durchschnittlichen Neigung i > 15° 

	T3 
	Erhebungen mit einer Breite, die am Scheitel viel kleiner als am Fuß ausfällt, und mit einer durchschnittlichen Neigung 15° ≤ i ≤ 30° 

	T4 
	Erhebungen mit einer Breite, die am Scheitel viel kleiner als am Fuß ausfällt, und mit einer durchschnittlichen Neigung i > 30° 


Die oben beschriebenen topografischen Kategorien beziehen sich auf vorwiegend zweidimensionale geometrische Konfigurationen, Kämme oder langgezogene Rücken; sie müssen bei der Definition der seismischen Einwirkung berücksichtigt werden, wenn die Höhe mehr als 30 m beträgt. 
3.2.3
BEWERTUNG DER SEISMISCHEN EINWIRKUNG 
3.2.3.1
Beschreibung der seismischen Bewegung an der Oberfläche und in der Gründungsebene 
Für die Zwecke der vorliegenden Vorschriften ist die seismische Einwirkung durch drei Translationskomponenten, zwei horizontale (X und Y) und eine vertikale (Z), charakterisiert, die als voneinander unabhängig anzusehen sind. Vorbehaltlich der Angaben unter Absatz 7.11 für geotechnische Bauten und Systeme wird die vertikale Komponente berücksichtigt, falls dies ausdrücklich vorgesehen ist (siehe Kapitel 7) und vorausgesetzt der Standort des Bauwerks ist durch eine Beschleunigung des Bodens charakterisiert, die unter dem folgenden Absatz 3.2.3.2. definiert ist und g ≥ 0,15 g entspricht.
Die Komponenten können je nach dem eingesetzten Analyseverfahren durch eine der folgenden Darstellungen beschrieben werden:
-
maximale Beschleunigung an der Oberfläche;
-
maximale Beschleunigung und zugehöriges Antwortspektrum an der Oberfläche;
-
Beschleunigungsdiagramm der Bodenbewegung.
Auf der Basis entsprechender Analysen der lokalen seismischen Antwort kann man von den Oberflächenwerten dann zu den Werten auf den unter 3.2.2 definierten Bezugsebenen übergehen; in Ermangelung solcher Analysen kann davon ausgegangen werden, dass die Einwirkung an der Oberfläche auch auf diese Ebenen einwirkt. 
Die beiden unabhängigen orthogonalen Komponenten, die die horizontale Bewegung beschreiben, werden durch dasselbe Antwortspektrum oder durch die beiden horizontalen Beschleunigungskomponenten der seismischen Bewegung charakterisiert. 
Die Komponente, die die vertikale Bewegung beschreibt, wird durch ihr Antwortspektrum oder durch die vertikale Beschleunigungskomponente charakterisiert. In Ermangelung spezifischer Informationen ist es vereinfachend möglich, die maximale Beschleunigung und das Antwortspektrum der an der Oberfläche erwarteten vertikalen Komponente auf der Basis der maximalen Beschleunigung und des Antwortspektrums der beiden horizontalen Komponenten zu bestimmen. Die vertikale Beschleunigungskomponente kann mit den horizontalen Beschleunigungskomponenten der seismischen Bewegung korreliert werden. 
Unabhängig von der Überschreitungswahrscheinlichkeit PVR im Bezugszeitraum VR werden die elastischen Antwortspektren und Bemessungsantwortspektren sowie die Beschleunigungsdiagramme der Bodenbewegung in den folgenden Abschnitte definiert.
3.2.3.2
Elastisches Beschleunigungsantwortspektrum 
Das elastische Antwortspektrum der Beschleunigung wird durch eine Spektralform (Normalspektrum) ausgedrückt, die sich auf eine konventionelle Dämpfung von 5 % bezieht, multipliziert mit dem Wert der maximalen Horizontalbeschleunigung ag am horizontalen starren Bezugsstandort. Sowohl die Spektralform als auch der Wert für ag ändern sich mit der Überschreitungswahrscheinlichkeit im Bezugszeitraum PVR (siehe die Abschnitte 2.4 und 3.2.1). 
Die auf diese Weise definierten Spektren können für Tragwerke mit einer Grundperiode kleiner oder gleich 4,0 s verwendet werden. Bei Tragwerken mit höheren Grundperioden ist das Spektrum durch entsprechende Analysen zu definieren, oder die seismische Einwirkung muss mittels Beschleunigungsdiagrammen beschrieben werden. 
3.2.3.2.1
Elastisches Beschleunigungsantwortspektrum der Horizontalkomponenten 
Das elastische Beschleunigungsantwortspektrum der Horizontalkomponente der seismischen Bewegung Sewird durch folgende Ausdrücke definiert: 
	0 ≤ T < TB
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	TB ≤ T < TC
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	TC ≤ T < TD
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	TD ≤ T
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dabei gilt:
T
ist die Eigenschwingungsperiode; 
S
ist der Beiwert, der die Untergrundkategorie und die topografischen Bedingungen berücksichtigt, und zwar mittels der folgenden Beziehung: 

S =SS ( ST
[3.2.3]
wobei SS der Faktor für stratigrafische Verstärkung (siehe Tabelle 3.2.IV) und ST der Faktor für die topografische Verstärkung (siehe Tabelle 3.2.V) ist; 
η
ist der Faktor, der das elastische Spektrum für konventionelle Beiwerte der viskosen Dämpfung ξ mit einem anderen Wert als 5 % verändert, und zwar nach der Beziehung: 
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[3.2.4]
wobei ξ (in Prozent) auf Basis der Materialien, des Tragwerktyps und des Baugrunds bewertet wird;
Fo
ist der Faktor, der die maximale spektrale Verstärkung am horizontalen starren Bezugsstandort quantifiziert; sein Mindestwert beträgt 2,2; 
TC
ist die Periode am Anfang des Abschnitts mit konstanter Geschwindigkeit des Spektrums; sie wird mit der folgenden Beziehung bestimmt 
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wobei: 
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 unter 3.2 definiert ist und CC ein Beiwert in Abhängigkeit zur Untergrundkategorie (siehe Tabelle 3.2.IV) ist; 
TB
ist die Periode am Anfang des Abschnitts des Spektrums mit konstanter Beschleunigung und wird durch die folgende Beziehung gegeben:
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TD
ist die Periode am Anfang des Abschnitts des Spektrums mit konstanter Verschiebung, ausgedrückt (in Sekunden) durch folgende Beziehung: 
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[3.2.7]
Bei besonderen Untergrundkategorien, bei bestimmten geotechnischen Systemen oder wenn die Genauigkeit für die Vorhersage von Verstärkungsphänomenen erhöht werden soll, können die bei der Bemessung zu betrachtenden seismischen Einwirkungen durch eingehendere Analysen der lokalen seismischen Antwort bestimmt werden. Diese Analysen erfordern eine ausreichende Kenntnis der geotechnischen Eigenschaften der Böden, insbesondere der Belastungs-Verformungs-Relationen im zyklischen Bereich, die durch spezifische Untersuchungen und Versuche zu bestimmen sind. 
In Ermangelung solcher Bestimmungen wird für die Horizontalkomponenten der Bewegung und für die unter 3.2.2 definierten Baugrundkategorien die Spektralform in Untergründen der Kategorie A durch den stratigrafischen Beiwert SS , den topografischen Beiwert ST und den Beiwert CC , der den Periodenwert TC ändert, modifiziert. 
Stratigrafische Verstärkung 
Bei einem Untergrund der Kategorie A haben die Beiwerte SS und CC den Wert 1. 
Für die Untergrundkategorien B, C, D und E können die Beiwerte SS und CC in Abhängigkeit von den Werten für Fo und 
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 für Untergründe der Kategorie A berechnet werden, und zwar anhand der Formeln in Tabelle 3.2.IV, in denen g = 9,81 m/s2 und die Erdbeschleunigung 
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Tabelle 3.2.IV – Formeln für SS und CC
	Untergrundkategorie
	SS
	CC

	A
	1,00
	1,00

	B
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Topografische Verstärkung 
Um den topografischen Bedingungen Rechnung zu tragen und in Ermangelung spezifischer Analysen der lokalen seismischen Antwort werden die Werte des topografischen Beiwerts ST ST verwendet, die in Tabelle 3.2.VI in Abhängigkeit zu den unter 3.2.2 definierten topografischen Kategorien und der Lage des Bauwerks oder der Maßnahme angegeben sind. 
Tabelle 3.2.V – Höchstwerte des Beiwerts der topografischen Verstärkung ST
	Topografische Kategorie 
	Lage des Bauwerks oder der Maßnahme 
	ST

	T1 
	-
	1,0 

	T2 
	am höchsten Punkt des Hangs 
	1,2 

	T3 
	am Scheitel der Erhebung mit einer durchschnittlichen Neigung von höchstens 30°
	1,2 

	T4 
	am Scheitel der Erhebung mit einer durchschnittlichen Neigung über 30°
	1,4 


Die räumliche Veränderung des topografischen Verstärkungsbeiwerts ist dadurch definiert, dass dieser Wert mit der Höhe des Hangs bzw. der Erhebung linear abnimmt, vom höchsten Punkt bzw. Scheitel, wo ST den in Tabelle 3.2.V angegebenen Wert annimmt, bis zum Fuß, wo ST den Einheitswert annimmt. 
3.2.3.2.2
Elastisches Beschleunigungsantwortspektrum der Vertikalkomponente 
Das elastische Beschleunigungsantwortspektrum der Vertikalkomponente der seismischen Bewegung Sewird durch folgende Ausdrücke definiert: 
	0 ≤ T < TB
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	TB ≤ T < TC
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	TD ≤ T
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dabei gilt:
T
ist die Eigenschwingungsperiode (in vertikaler Richtung);
Fv 
ist der Faktor, der die maximale Spektralverstärkung als maximale Horizontalbeschleunigung des Bodens ag am starren Bezugsstandort quantifiziert, und zwar nach der Relation: 
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[3.2.9]
Die Werte für ag, Fo, S, η sind in 3.2.3.2.1 für die Horizontalkomponenten der seismischen Bewegung definiert; die Werte für SS, TB, TC und TD sind – vorbehaltlich einer genaueren Bestimmung – in Tabelle 3.2.VI angegeben. 
Tabelle 3.2.VI – Werte der Parameter des elastischen Antwortspektrums der Vertikalkomponente 
	Untergrundkategorie
	SS
	TB
	TC
	TD

	A, B, C, D, E 
	1,0 
	0,05 s 
	0,15 s 
	1,0 s 


Um den topografischen Bedingungen Rechnung zu tragen und in Ermangelung spezifischer Analysen werden für den topografischen Beiwert ST die in Tabelle 3.2.V angegebenen Werte verwendet. 
3.2.3.2.3
Elastisches Verschiebungsantwortspektrum der Horizontalkomponenten 
Das elastische Verschiebungsantwortspektrum der Horizontalkomponenten SDe(T) wird aus der entsprechenden Beschleunigungsantwort Se(T) nach folgendem Ausdruck ermittelt: 


[image: image35.wmf]

 EMBED Equation.3 [image: image36.wmf]2

2

T

x

)

T

(

S

)

T

(

S

e

De

÷

ø

ö

ç

è

æ

p

=


[3.2.10]
sofern die Eigenschwingungsperiode T nicht die TE-Werte überschreitet, die in Tabelle 3.2.VII angegeben sind. 
Tabelle 3.2.VII – Werte der Parameter TE und TF
	Untergrundkategorie
	TE [s]
	TF [s]

	A 
	4,5 
	10,0 

	B 
	5,0 
	10,0 

	C, D, E 
	6,0 
	10,0 


Für Schwingungsperioden, die TE überschreiten, können die Ordinaten des Spektrums mit folgenden Formeln ermittelt werden: 
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[3.2.11]
wobei alle hier verwendeten Formelzeichen schon definiert wurden, ausgenommen dg, das in Absatz 3.2.3.3. definiert wird. 
3.2.3.3
Horizontale Verschiebung und horizontale Geschwindigkeit des Bodens 
Die Maximalwerte der horizontalen Verschiebung dg und der horizontalen Geschwindigkeit vg des Bodens ergeben sich aus den folgenden Ausdrücken: 
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wobei ag, S, TC und TD die bereits unter 3.2.3.2.1 verwendeten Werte annehmen. 
3.2.3.4
Bemessungsspektren für den Grenzzustand der Funktionsfähigkeit (GZF)
Das für den Grenzzustand der Funktionsfähigkeit, sowohl für die Horizontalkomponenten als auch für die Vertikalkomponente, zu verwendende Bemessungsspektrum Sd(T) ist das entsprechende elastische Antwortspektrum, bezogen auf die betrachtete Überschreitungswahrscheinlichkeit im Bezugszeitraum PVR (siehe 2.4 und 3.2.1). 
3.2.3.5
Bemessungsantwortspektren für die Grenzzustände der Schadensbegrenzung (GZS), bezüglich der Sicherheit von Menschenleben (GZM) und bezüglich der Sicherheit gegen Einsturz (GZE).
Falls die Nachweise in den Grenzzuständen der Schadensbegrenzung, bezüglich der Sicherheit von Menschenleben und bezüglich der Sicherheit gegen Einsturz zum Zwecke der Bemessung oder Prüfung der Tragwerke nicht unter Verwendung geeigneter Beschleunigungsdiagramme und dynamischer Schritt-Analysen geführt werden, kann das dissipative Vermögen der Tragwerke durch eine Reduzierung der elastischen Kräfte berücksichtigt werden, die in vereinfachender Weise dem anelastischen dissipativen Vermögen des Tragwerks, seiner Überfestigkeit und der Zunahme der Eigenperiode infolge der Plastifizierungen Rechnung trägt. In diesem Fall ist das sowohl für die Horizontalkomponenten als auch für die Vertikalkomponente zu verwendende Bemessungsspektrum Sd(T) das entsprechende elastische Antwortspektrum, bezogen auf die betrachtete Überschreitungswahrscheinlichkeit im Bezugszeitraum PVR (siehe 2.4 und 3.2.1). Zur Bewertung der Beanspruchung wird dieses Spektrum verwendet, wobei bei nichtlinearen statischen Analysen η = 1 angesetzt wird, bei linearen statischen oder dynamischen Analysen mit reduzierten Ordinaten wird in den Formeln [3.2.2] (für horizontale Komponenten) und in den Formeln [3.2.8] (für vertikale Komponenten) η durch 1/q ersetzt, wobei q der Verhaltensfaktor ist, der in Kapitel 7 (Tabelle 7.3.I) festgelegt ist. 
In jedem Fall ist anzunehmen: Sd(T) ≥ 0,2ag. 
3.2.3.6
Verwendung von Beschleunigungsdiagrammen der Bodenbewegungen 
Die Grenzzustände der Tragfähigkeit und der Gebrauchstauglichkeit können mithilfe von Beschleunigungsdiagrammen der Bodenbewegung geprüft werden. Jedes Beschleunigungsdiagramm beschreibt eine (horizontale oder vertikale) Komponente der seismischen Einwirkung; die Gesamtheit der drei Komponenten (zwei zueinander orthogonale Horizontalkomponenten und eine Vertikalkomponente) bildet eine Beschleunigungsdiagrammgruppe der Bodenbewegung. 
Die Dauer der künstlichen Beschleunigungsdiagramme der Bodenbewegung ist auf der Grundlage der Magnitude und der übrigen physikalischen Parameter festzulegen, die für die Wahl der Werte für ag und SS bestimmend sind. In Ermangelung spezifischer Untersuchungen ist die Dauer des pseudostationären Teils der Beschleunigungsdiagramme mit mindestens 10 s anzusetzen; vor und nach dem pseudostationären Teil müssen Abschnitte mit von Null ansteigender bzw. auf Null zurückgehender Amplitude liegen, sodass die Gesamtdauer des Beschleunigungsdiagramms mindestens 25 s beträgt.
Die künstlichen Beschleunigungsdiagramme müssen ein elastisches Antwortspektrum haben, das mit dem für die Bemessung herangezogenen Antwortspektrum kohärent ist. Die Kohärenz mit dem elastischen Spektrum ist auf der Basis des Mittelwerts der spektralen Ordinaten zu prüfen, die mit den verschiedenen Beschleunigungsdiagrammen für einen Beiwert der äquivalenten viskosen Dämpfung  in Höhe von 5 % bestimmt wurden. Die mittlere spektrale Ordinate darf die entsprechende Komponente des elastischen Spektrums bei den Nachweisen im Grenzzustand der Tragfähigkeit an keinem Punkt des größeren der beiden Intervalle 0,15 s  2,0 s und 0,15 s  2 T (wobei T die Eigenschwingungsperiode des Tragwerks im elastischen Bereich darstellt) und bei den Nachweisen im Grenzzustand der Gebrauchstauglichkeit an keinem Punkt des Intervalls 0,15 s  1,5 T um mehr als 10 % unterschreiten. Bei Bauwerken mit Erdbebenisolierung wird die Obergrenze des Kohärenzintervalls mit 1,2 Tis angesetzt, wobei Tis die äquivalente Periode des isolierten Tragwerks darstellt, bewertet für die Verschiebungen des Isolierungssystems, die von dem untersuchten Grenzzustand hervorgerufen werden. 
In den dynamischen Analysen von geotechnischen Bauten und Systemen ist die Verwendung künstlicher Beschleunigungsdiagramme nicht zulässig. 
Die Verwendung von Beschleunigungsdiagrammen, die durch Simulation von Quelle und Ausbreitung generiert wurden, ist zulässig, sofern die Annahmen bezüglich der seismogenen Eigenschaften der Quelle und des Ausbreitungsmediums ausreichend belegt sind und sofern die mittlere spektrale Ordinate die entsprechende Komponente des elastischen Spektrums in den oben angegebenen Intervallen um nicht mehr als 20 % unterschreitet.
Die Verwendung von natürlichen oder aufgezeichneten Beschleunigungsdiagrammen ist zulässig, sofern ihre Auswahl für die Seismizität des Standorts repräsentativ ist und sofern sie auf Basis der seismogenen Eigenschaften der Quelle, der Bodenbedingungen am Aufzeichnungsort, der Magnitude, der Entfernung von der Quelle und der am Standort erwarteten maximalen Horizontalbeschleunigung ausreichend belegt wird. 
Aufgezeichnete Beschleunigungsdiagramme müssen so selektiert und skaliert werden, dass sich die entsprechenden Antwortspektren den elastischen Antwortspektren in dem für das Problem relevanten Eigenschwingungsperiodenbereich annähern. Konkret ist die Vereinbarkeit mit dem elastischen Spektrum auf der Basis des Mittelwerts der spektralen Ordinaten zu prüfen, die mit den verschiedenen Beschleunigungsdiagrammen für einen Beiwert der äquivalenten viskosen Dämpfung  in Höhe von 5 % bestimmt wurden. Die mittlere spektrale Ordinate darf die entsprechende Komponente des elastischen Spektrums bei den verschiedenen Grenzzuständen an keinem Punkt des Intervalls der fraglichen Eigenschwingungsperiode für das untersuchte Bauwerk um mehr als 10 % unterschreiten und um mehr als 30 % überschreiten. 
3.2.4.
AUSWIRKUNGEN DER RÄUMLICHEN VERÄNDERLICHKEIT DER BEWEGUNG 
3.2.4.1
Räumliche Veränderlichkeit der Bewegung 
Bei Bauten mit einer signifikanten Längenausdehnung kann die seismische Bewegung an den verschiedenen Punkten, an denen diese Bauten mit dem Untergrund in Berührung kommen, unterschiedlich ausfallen, und zwar wegen des asynchronen Charakters der Ausbreitung, wegen eventuell vorhandener Inhomogenitäten und Diskontinuitäten und wegen des unterschiedlichen lokalen Antwortverhaltens des Bodens. 
Den oben genannten Auswirkungen muss Rechnung getragen werden, wenn sie ein signifikantes Ausmaß erreichen können oder wenn die Untergrundbedingungen im Verlauf des Bauwerks so stark variieren, dass die Verwendung unterschiedlicher Beschleunigungsdiagramme oder Antwortspektren erforderlich wird. 
Wenn keine präziseren und hinreichend dokumentierten physikalischen Modelle verfügbar sind, kann man, um der räumlichen Veränderlichkeit der seismischen Bewegung Rechnung zu tragen, in erster Näherung ein Kriterium verwenden, das darin besteht, die (beispielsweise mit dem Antwortspektrum bewerteten) dynamischen Auswirkungen noch mit den pseudostatischen Auswirkungen zu überlagern, die durch die relativen Verschiebungen hervorgerufen werden. 
Bei der Dimensionierung von aufgehenden Konstruktionen können diese Auswirkungen vernachlässigt werden, wenn das Gründung-Boden-System ausreichend steif ist, um die relativen Verschiebungen auf ein Minimum zu reduzieren. In Gebäuden ist dies beispielsweise der Fall, wenn die Fundamentsockel in geeigneter Weise verbunden werden. 
Die dynamischen Auswirkungen können bewertet werden, indem man eine einzige seismische Einwirkung annimmt, die derjenigen Untergrundkategorie entspricht, die die höchsten Beanspruchungen hervorruft. 
Falls das Bauwerk in Teilstücke unterteilt ist, die jeweils auf einem Untergrund mit ausreichend homogenen Eigenschaften gegründet sind, wird für jedes dieser Teilstücke die entsprechende seismische Einwirkung angenommen. 
3.2.4.2
Absolute und relative Verschiebung des Bodens 
Der Wert der maximalen horizontalen absoluten Bodenverschiebung (dg) lässt sich mit dem Ausdruck [3.2.12] bestimmen. 
Falls die im vorhergehenden Absatz behandelten Auswirkungen der räumlichen Veränderlichkeit der Bewegung bewertet werden müssen, kann der Wert der Relativverschiebung zwischen den beiden durch die stratigrafischen Merkmale des jeweiligen Untergrunds charakterisierten Punkten i und j, deren Bewegung als unabhängig angesehen werden kann, mit dem folgendem Ausdruck geschätzt werden: 
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[3.2.13]
wobei dgi und dgj die anhand der lokalen Eigenschaften des Untergrunds berechneten maximalen Verschiebungen an den Punkten i und j darstellen. 
Die Bewegung zweier Bodenpunkte kann als unabhängig angesehen werden, wenn die Punkte, bezogen auf den Untergrundtyp, voneinander weit entfernt liegen; eine unabhängige Bewegung liegt auch bei großen orografischen Unterschieden zwischen den Punkten vor. 
Wenn keine starken orografischen Diskontinuitäten bestehen, kann die relative Verschiebung zwischen Punkten im Abstand x (in Metern) nach folgendem Ausdruck bewertet werden: 
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[3.2.14]
wobei vs die Scherwellenausbreitungsgeschwindigkeit in m/s ist, während sich dij0 aus folgendem Ausdruck ergibt. 
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[3.2.15]
Bei Punkten in einem Abstand von weniger als 20 m wird die relative Verschiebung, wenn die Punkte auf unterschiedlichen Untergründen liegen, durch dij0 dargestellt; wenn die Punkte auf einem Untergrund desselben Typs liegen, kann die relative Verschiebung anstatt nach dem Ausdruck [3.2.14] mit folgenden Ausdrücken geschätzt werden 
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Für die Bestimmung der Belastungen, die durch die Relativverschiebungen des Bodens in den Brücken hervorgerufen werden, können die Kriterien verwendet werden, die in bewährten Dokumenten angeführt sind. 
3.3.
WINDEINWIRKUNGEN 
Der Wind, bei dem im Allgemeinen von einer horizontalen Richtung ausgegangen wird, übt auf Bauwerke in Raum und Zeit veränderliche Einwirkungen aus, die im Allgemeinen dynamische Belastungen hervorrufen. 
Bei den üblichen Bauwerken werden diese Einwirkungen standardmäßig auf die unter 3.3.3 definierten äquivalenten statischen Einwirkungen zurückgeführt. Bei Bauwerken, die sich hingegen durch eine ungewöhnliche Form oder Typologie, durch große Höhe oder Länge, durch besondere Schlankheit oder Leichtigkeit oder erhebliche Flexibilität und reduziertes Dissipationsvermögen auszeichnen, kann der Wind Auswirkungen hervorrufen, deren Bewertung die Verwendung geeigneter Berechnungs- und Versuchsmethoden nach dem Stand der Technik erfordert. 
3.3.1.
BASISREFERENZGESCHWINDIGKEIT
Die Basisreferenzgeschwindigkeit vb ist der charakteristische Wert der Windgeschwindigkeit, gemittelt über 10 Minuten, in einer Höhe von 10 m über dem Erdboden über einem Gelände der Expositionskategorie II (siehe Tabelle 3.3.II) und bezogen auf eine Wiederkehrperiode TR = 50 Jahre. 
In Ermangelung spezifischer und adäquater statistischer Untersuchungen ergibt sich vb aus dem Ausdruck: 
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	[3.3.1]


Vb,0
ist die Basisreferenzgeschwindigkeit auf Höhe des Meeresspiegels, die in Tabelle 3.3.I zugeordnet wurde, in Abhängigkeit von der Zone, in der das Bauwerk steht (Abb. 3.3.1); 
ca
ist der Höhenkoeffizient, der sich aus der folgenden Beziehung ergibt: 
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	[3.3.1.b]


wobei gilt: 
a0, ks
sind die in Tabelle 3.3.I angegebenen Parameter, die von der Zone abhängen, in der das Bauwerk steht (Abb. 3.3.1); 
as
ist die Höhe über dem Meeresspiegel des Standorts, an dem sich das Bauwerk befindet. 
Bei dieser Zoneneinteilung werden keine spezifischen und lokalen Aspekte berücksichtigt, die gegebenenfalls einzeln definiert werden. 
Tabelle 3.3.I -Werte der Parameter vb,0, a0, ks
	Zone 
	Beschreibung
	vb,0 [m/s] 
	a0 [m] 
	ks 

	1 
	Aostatal, Piemont, Lombardei, Trentino-Südtirol, Venetien, Friaul-Julisch Venetien (ohne die Provinz Triest) 
	25 
	1 000 
	0,40 

	2 
	Emilia-Romagna 
	25 
	750 
	0,45 

	3 
	Toskana, Marken, Umbrien, Latium, Abruzzen, Molise, Apulien, Kampanien, Basilikata, Kalabrien (ohne die Provinz Reggio Calabria) 
	27 
	500 
	0,37 

	4 
	Sizilien und die Provinz Reggio Calabria 
	28 
	500 
	0,36 

	5 
	Sardinien (Zone östlich der Verbindungslinie zwischen Capo Teulada und Isola di Maddalena) 
	28 
	750 
	0,40 

	6 
	Sardinien (Zone westlich der Verbindungslinie zwischen Capo Teulada und Isola di Maddalena) 
	28 
	500 
	0,36 

	7 
	Ligurien 
	28 
	1 000 
	0,54 

	8 
	Provinz Triest 
	30 
	1 500 
	0,50 

	9 
	Inseln (außer Sizilien und Sardinien) und offenes Meer 
	31 
	500 
	0,32 


In Höhenlagen über 1500 m über dem Meeresspiegel können die Werte der Referenzgeschwindigkeit anhand von gut dokumentierten Daten oder ausreichend belegten statistischen Untersuchungen ermittelt und auf die lokalen Klima- und Expositionsbedingungen bezogen werden. Unbeschadet solcher Bewertungen (die in Gipfel- und Kammlagen auf jeden Fall zu empfehlen sind) dürfen die verwendeten Werte keinesfalls kleiner als die für 1500 m Höhe vorgesehenen Werte ausfallen. 
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Figura 3.3.1 — Mappa delle zone in cui é suddiviso il territorio italiano




Abbildung 3.3.1 - Landkarte der Zonen, in die das italienische Staatsgebiet eingeteilt ist
	Isola della Maddalena
	Isola della Maddalena

	Capo Teulada
	Capo Teulada


3.3.2.
REFERENZGESCHWINDIGKEIT 
Die Referenzgeschwindigkeit vr ist der charakteristische Wert der Windgeschwindigkeit, gemittelt über 10 Minuten, in einer Höhe von 10 m über dem Erdboden über einem Gelände der Expositionskategorie II (siehe Tabelle 3.3.II) und bezogen auf eine Wiederkehrperiode TR. Diese Geschwindigkeit wird definiert durch die Beziehung:
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	[3.3.2]


wobei gilt:
vb
ist die Basisreferenzgeschwindigkeit aus 3.3.1;
cr
ist der Wiederkehrkoeffizient in Abhängigkeit zur Bemessungswiederkehrperiode TR.
In Ermangelung spezifischer und adäquater statistischer Untersuchungen ergibt sich der Wiederkehrkoeffizient aus der Beziehung:
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	[3.3.3]


wobei TR die Wiederkehrperiode, ausgedrückt in Jahren, ist.
Falls nicht anders vorgegeben, wird TR = 50 Jahre angesetzt, was cr = 1 entspricht. Bei Neubauten in der Bauphase oder bei Übergangsphasen hinsichtlich Baumaßnahmen an bestehenden Bauwerken kann die Wiederkehrperiode der Einwirkung, wie nachstehend angegeben, reduziert werden:
· Bei Bauphasen oder Übergangsphasen, für deren Dauer zum Zeitpunkt der Planung höchstens drei Monate vorgesehen sind, wird TR mit ≥ 5 Jahren angesetzt;
· bei Bauphasen oder Übergangsphasen, für deren Dauer zum Zeitpunkt der Planung zwischen drei Monate und einem Jahr vorgesehen ist, wird TR mit ≥ 10 Jahren angesetzt;
3.3.3.
ÄQUIVALENTE STATISCHE EINWIRKUNGEN 
Die Einwirkungen des Windes bestehen aus Drücken und Unterdrücken, die normal zu den äußeren und inneren Oberflächen der Bauwerksteile ansetzen (Absatz 3.3.4). 
Die Windlast auf den einzelnen Bauteilen wird bestimmt durch die ungünstigste Kombination des auf die äußere Oberfläche der Bauteile wirkenden Drucks mit dem auf die innere Oberfläche wirkenden Druck. 
Bei Bauwerken großer Ausdehnung ist außerdem auch den vom Wind ausgeübten Tangentialeinwirkungen Rechnung zu tragen (Absatz 3.3.4).
Die gesamte Windbelastung des Bauwerks ergibt sich aus der Resultierenden der Einwirkungen auf die einzelnen Bauteile, wobei als Windrichtung eine der Hauptachsen der Horizontalprojektion des Bauwerks betrachtet wird; in Sonderfällen, beispielsweise bei Türmen mit quadratischer oder rechteckiger Grundfläche, ist auch die Möglichkeit eines diagonal wehenden Windes zu berücksichtigen. 
3.3.4.
WINDDRUCK
Der Winddruck ergibt sich aus dem Ausdruck: 

p = qr ce cp cd
[3.3.4]
wobei gilt: 
qr
ist der kinetische Referenzdruck gemäß Absatz 3.3.6; 
ce
ist der Expositionsbeiwert gemäß Absatz 3.3.7; 
cp
ist der Druckbeiwert gemäß Absatz 3.3.8; 
cd
ist der dynamische Beiwert gemäß Absatz 3.3.9. 
3.3.5.
TANGENTIALEINWIRKUNG DES WINDES 
Die Tangentialeinwirkung pro Oberflächeneinheit parallel zur Windrichtung ergibt sich aus dem Ausdruck: 

pf = qr ce cf
[3.3.5]
wobei gilt: 
qr
ist der kinetische Referenzdruck gemäß Absatz 3.3.6; 
ce
ist der Expositionsbeiwert gemäß Absatz 3.3.7; 
cf
ist der Reibungsbeiwert gemäß Absatz 3.3.8. 
3.3.6.
KINETISCHER REFERENZDRUCK
Der kinetische Referenzdruck qr ergibt sich aus dem Ausdruck: 
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[3.3.6]
wobei gilt: 
vr
ist die Referenzgeschwindigkeit des Windes aus Absatz 3.3.2; 
(
ist die Luftdichte, die standardmäßig mit 1,25 kg/m³ angesetzt wird.
Wenn ( in kg/m³ und vr in m/s ausgedrückt werden, wird qr in N/m2 ausgedrückt.
3.3.7.
EXPOSITIONSBEIWERT 
Der Expositionsbeiwert ce ist abhängig von der Höhe z des betrachteten Punkts über dem Erdboden, von der Geländetopografie und von der Expositionskategorie des Standorts, an dem sich das Bauwerk befindet. In Ermangelung spezifischer Analysen, die der Windherkunftsrichtung und der tatsächlichen Rauigkeit und Topografie des umgebenden Geländes Rechnung tragen, wird der Expositionsbeiwert bis zu einer Höhe über dem Boden z = 200 m nach folgender Formel berechnet: 
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	[3.3.7]


wobei gilt: 
kr , z0, zmin
werden in Tabelle 3.3.II in Abhängigkeit zur Expositionskategorie des Standorts, an dem sich das Bauwerk befindet, zugewiesen; 
ct
ist der Topografiebeiwert. 
Tabelle 3.3.II - Parameter zur Bestimmung des Expositionsbeiwerts 
	Expositionskategorie des Standorts
	Kr
	z0 [m]
	zmin [m]

	I
	0,17
	0,01
	2

	II
	0,19
	0,05
	4

	III
	0,20
	0,10
	5

	IV
	0,22
	0,30
	8

	V
	0,23
	0,70
	12


Die Expositionskategorie wird gemäß Abbildung 3.3.2 in Abhängigkeit zur geografischen Lage des Standorts, an dem sich das Bauwerk befindet, und der in Tabelle 3.3.III definierten Rauigkeitsklasse des Geländes zugewiesen. In einem 40 km breiten Küstenstreifen ist die Expositionskategorie von der Höhenlage des Standorts unabhängig. 
Der Topografiebeiwert ct wird im Allgemeinen mit 1 angesetzt, und zwar sowohl für flache als auch für wellige, hügelige und bergige Gebiete. In diesem Fall zeigt Abb. 3.3.3 den gestaffelten Verlauf von ce für die verschiedenen Expositionskategorien. 
Bei Bauwerken in der Nähe von Hügelspitzen oder in freien Hanglagen kann der Topografiebeiwert ct durch eingehendere Analysen bewertet werden. 
Tabelle 3.3.III - Geländerauigkeitsklassen 
	Geländerauigkeitsklassen
	Beschreibung

	A
	Städtische Gebiete, in denen mindestens 15 % der Fläche von Gebäuden bedeckt sind, deren durchschnittliche Höhe mehr als 15 m beträgt 

	B
	Städtische Gebiete (außer solchen der Klasse A), Vorstadt-, Industrie- und Waldgebiete 

	C
	Gebiete mit verstreuten Hindernissen (Bäume, Häuser, Mauern, Einfriedungen usw.); Gebiete mit einer Rauigkeit, die nicht in die Klassen A, B oder D eingestuft werden kann 

	D
	a) Meer und dazugehöriger Küstenstreifen (bis zu 2 km von der Küste); 
b) See (mit einer maximalen Breite von mindestens 1 km) und dazugehöriger Küstenstreifen (bis zu 1 km von der Küste)
c) Gebiete ohne Hindernisse oder mit sehr seltenen isolierten Hindernissen (freies Feld, Flughäfen, Landwirtschafts- und Weideflächen, Sumpf- oder Sandgebiete, verschneite oder vereiste Flächen, Meere, Binnenseen usw.)

	Die Zuweisung der Rauigkeitsklasse hängt nicht von der orografischen und topografischen Beschaffenheit des Geländes ab. Um einen Standort in die Klasse A oder B einstufen zu können, ist es erforderlich, dass die für die Klasse charakteristischen Bedingungen in einem Umkreis von mindestens 1 km um das Bauwerk und auf jeden Fall in einem Umkreis, der mindestens der 20-fachen Bauwerkshöhe entspricht, für alle mindestens 30° breiten Sektoren eingehalten werden, aus denen der Wind weht. Falls das Bauwerk in den Bereichen steht, die unter den Buchstaben a oder b angegeben sind oder falls sich im Umkreis von 1 km um das Bauwerk ein 30° breiter Sektor befindet, in dem 90 % des Geländes von dem unter Buchstabe c angegebenen Typ ist, muss angenommen werden, dass der Standort der Klasse D angehört. Falls Zweifel über die Einstufung in die Rauigkeitsklasse bestehen, ist die ungünstigere Klasse anzunehmen (die Windeinwirkung ist im Allgemeinen in der Klasse A am geringsten und in der Klasse D am größten). 
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Abbildung 3.3.2 - Bestimmung der Expositionskategorien
	ZONE 1,2,3,4,5
	ZONEN 1, 2, 3, 4, 5

	mare
	Meer

	costa
	Küste

	Categoria II in zona 1,2,3,4
	Kategorie II in Zone 1, 2, 3, 4

	Categoria III in zona 5
	Kategorie III in Zone 5

	Categoria III in zona 2,3,4,5
	Kategorie III in Zone 2, 3, 4, 5

	Categoria IVin zona 1
	Kategorie IV in Zone 1

	ZONA 9
	ZONE 9

	Categoria II in zona 8
	Kategorie II in Zone 8

	Categoria III in zona 7
	Kategorie III in Zone 7
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Abbildung 3.3.3 - Verlauf des Expositionsbeiwerts ce in Abhängigkeit von der Höhe über dem Erdboden (für ct = 1)
	z(m)
	z(m)

	Ce(z)
	Ce(z)


3.3.8.
AERODYNAMISCHE BEIWERTE
Der Druckbeiwert cp hängt von der Art und der Geometrie des Bauwerks und seiner Ausrichtung in Bezug auf die Windrichtung ab. 
Der Reibungsbeiwert cf hängt von der Rauigkeit der Oberfläche ab, auf die der Wind tangential einwirkt. 
Beide Beiwerte, die als aerodynamische Beiwerte definiert werden, können aus Daten entnommen werden, die durch angemessene Unterlagen gestützt werden, oder aus experimentellen Prüfungen im Windtunnel gewonnen werden.
3.3.9.
DYNAMISCHER BEIWERT
Mit dem dynamischen Beiwert wird den reduzierenden Effekten, die mit der Nichtgleichzeitigkeit der maximalen lokalen Drücke zusammenhängen, und den verstärkenden Effekten, die durch die dynamische Tragwerksantwort hervorgerufen werden, Rechnung getragen. 
Dieser dynamische Beiwert kann bei Bauwerken des gängigen Typs (wie Gebäude mit regelmäßiger Form, deren Höhe 80 m nicht überschreitet, und Industriehallen) vorsichtig mit 1 angesetzt oder aber durch spezifische Analysen bzw. auf der Basis anerkannt zuverlässiger Daten bestimmt werden.
3.3.10.
BESONDERE VORSICHTSMASSNAHMEN BEI DER BEMESSUNG 
Durch Windeinwirkungen auf lange Brücken, hohe Gebäude und generell auf Bauwerke mit großen Ausmaßen oder mit nicht-symmetrischen Formen können quer zur Windrichtung Kräfte und Drehmomente von beachtlicher Intensität entstehen. Diese Einwirkungen können durch die dynamische Antwort des Tragwerks noch weiter verstärkt werden.
In den letzten Stockwerken von Hochhäusern können die Windeinwirkungen Schwingungen (vor allem Beschleunigungen des Stockwerks) verursachen, die von den Bewohnern vollkommen unterschiedlich wahrgenommen werden: einige Menschen nehmen sie überhaupt nicht wahr, andere fühlen sich dadurch gestört und für wieder andere sind sie physiologisch unerträglich.
Bei schlanken zylinderförmigen Konstruktionen oder Konstruktionsteilen, wie Schornsteinen, Telekommunikationstürmen oder einzelnen Fachwerkträgerelementen ist die dynamische Wirkung zu berücksichtigen, die durch die alternierende Wirbelablösung auf der einen Seite und den vom Wind getroffenen Körper auf der anderen Seite verursacht wird. Diese Effekte können ganz besonders gravierend sein, wenn die Frequenz der Wirbelablösung einer Eigenfrequenz des Tragwerks entspricht, wodurch Resonanzerscheinungen auftreten, deren Amplituden umso größer ausfallen, je kleiner die Dämpfung und die Masse des Tragwerks sind. Treten Resonanzerscheinungen bei relativ kleinen Windgeschwindigkeiten und damit recht häufig ein, muss ganz besonders auf Ermüdungserscheinungen geachtet werden. 
Bei besonders verformbaren, leichten und wenig gedämpften Tragwerken kann die Interaktion des Windes mit dem Tragwerk zu aeroelastischen Einwirkungen führen, durch deren Auswirkungen die Eigenfrequenzen und/oder die Dämpfung des Tragwerks so stark geändert werden können, dass das Tragwerk instabil wird. Zu diesen aeroelastischen Einwirkungen gehören das sogenannte „Galopping“ und das „Flattern“. Das Galloping ist typisch für vereiste Kabel oder Wasserrinnsale, Fachwerkträgerelemente und generell für nicht kreisförmige Bauteile. Die Torsionsdivergenz ist generell typisch für sehr dünne Platten. Das Flattern ist typisch für Hänge- und Schrägseilbrücken oder Flügelprofile. 
Bei vergleichbaren Tragwerken oder tragenden Elementen analoger Form, beispielsweise Hochhäusern, Tanks, Kühltürmen, Brücken, Schornsteinen, Kabeln, Fachwerkträgerelementen und Rohrleitungen können so starke Interferenzerscheinungen auftreten, dass die Windauswirkungen auf diese Tragwerke oder isolierte tragende Elemente geändert werden würden. Diese Auswirkungen können die statischen, dynamischen und aeroelastischen Einwirkungen des Windes extrem verschlimmern. 
In all den oben genannten Fällen wird empfohlen, auf Daten zurückzugreifen, die durch angemessene Dokumentationen gestützt werden oder durch angemessen bewährte analytische, numerische und/oder experimentelle Verfahren gewonnen wurden. 
3.4.
SCHNEEEINWIRKUNGEN 
3.4.1.
SCHNEELAST auf Dächern
Die Schneelast auf dem Dach wird nach der folgenden Formel bewertet: 
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[3.4.1]
wobei gilt:
qsk
ist der Wert der Referenzschneelast auf dem Boden aus Absatz 3.4.2; 
µi
ist der unter Absatz 3.4.3 angegebene Formbeiwert des Dachs;
ce
ist der Expositionsbeiwert gemäß Absatz 3.4.4; 
cd
ist der unter Absatz 3.4.5 angegebene thermische Beiwert. 
Es wird davon ausgegangen, dass die Last bezogen auf die Horizontalprojektion der Dachoberfläche in vertikaler Wirkung wirkt. 
3.4.2.
REFERENZWERT DER SCHNEELAST AUF DEM BODEN 
Die Schneelast auf dem Boden hängt in Anbetracht der regional unterschiedlichen Schneefälle von den lokalen Klima- und Expositionsbedingungen ab. 
Falls keine geeigneten statistischen Untersuchungen und spezifische lokale Studien vorliegen, in denen sowohl die Höhe der Schneedecke als auch ihre Dichte berücksichtigt wird, darf die Referenz-Schneelast auf dem Boden in Orten in einer Höhe bis zu 1500 m über dem Meeresspiegel nicht kleiner angesetzt werden als die Schneelasten, die gemäß den nachstehend angeführten Ausdrücken zu berechnen sind, denen für die verschiedenen Zonen, die in Abb. 3.4.1. angegeben sind, Werte für eine Wiederkehrperiode von 50 Jahren entsprechen. Bei dieser Zoneneinteilung werden keine spezifischen und lokalen Aspekte berücksichtigt, die gegebenenfalls einzeln definiert werden müssen. 
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Abbildung 3.4.1 – Schneelastzonen
	Zone di carico della neve [kN/m2]
	Schneelastzonen [kN/m2]


In den nachstehend angeführten Ausdrücken gibt die Bezugshöhe as (angegeben in m) an, wie hoch der Boden an dem Standort, an dem das Bauwerk gebaut wird, über dem Meeresspiegel liegt. 
Zone I - Alpin 
Aosta, Belluno, Bergamo, Biella, Bolzano, Brescia, Como, Cuneo, Lecco, Pordenone, Sondrio, Turin, Trento, Udine, Verbano-Cusio-Ossola, Vercelli, Vicenza: 
	qsk = 1,50 kN/m2
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	as ≤ 200 m
	[3.4.2]

	qsk = 1,39 [1 + (as/728)2] kN/m2
	as > 200 m
	


Zone I - Mediterran 
Alessandria, Ancona, Asti, Bologna, Cremona, Forlì-Cesena, Lodi, Mailand, Modena, Monza Brianza, Novara, Parma, Pavia, Pesaro und Urbino, Piacenza, Ravenna, Reggio Emilia, Rimini, Treviso, Varese: 
	qsk = 1,50 kN/m2
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	as ≤ 200 m
	[3.4.3]

	qsk = 1,35 [1 + (as/602)²] kN/m2
	as > 200 m
	


Zone II 
Arezzo, Ascoli Piceno, Avellino, Bari, Barletta-Andria-Trani, Benevento, Campobasso, Chieti, Fermo, Ferrara, Florenz, Foggia, Frosinone, Genua, Gorizia, Imperia, Isernia, L’Aquila, La Spezia, Lucca, Macerata, Mantova, Massa Carrara, Padua, Perugia, Pescara, Pistoia, Prato, Rieti, Rovigo, Savona, Teramo, Triest, Venedig, Verona: 
	qsk = 1,00 kN/m2
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	as ≤ 200 m
	[3.4.4]

	qsk = 0,85 [1 + (as/481)²] kN/m2
	as > 200 m
	


Zone III 
Agrigento, Brindisi, Cagliari, Caltanissetta, Carbonia-Iglesias, Caserta, Catania, Catanzaro, Cosenza, Crotone, Enna, Grosseto, Latina, Lecce, Livorno, Matera, Medio Campidano, Messina, Neapel, Nuoro, Ogliastra, Olbia-Tempio, Oristano, Palermo, Pisa, Potenza, Ragusa, Reggio Calabria, Rom, Salerno, Sassari, Siena, Syrakus, Taranto, Terni, Trapani, Vibo Valentia, Viterbo: 
	qsk = 0,60 kN/m2
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	as ≤ 200 m
	[3.4.5]

	qsk = 0,51 [1 + (as/481)²] kN/m2
	as > 200 m
	


In Höhenlagen über 1500 m über dem Meeresspiegel sind die lokalen Klima- und Expositionsbedingungen zugrunde zu legen, wobei für die Schneelast in jedem Fall mindestens die für 1500 m vorgesehenen Werte angesetzt werden müssen. 
Bei Neubauten in der Bauphase oder bei Übergangsphasen hinsichtlich Baumaßnahmen an bestehenden Bauwerken kann die Wiederkehrperiode der Einwirkung, wie nachstehend angegeben, reduziert werden:
· Bei Bauphasen oder Übergangsphasen, für deren Dauer zum Zeitpunkt der Planung höchstens drei Monate vorgesehen sind, wird TR mit ≥ 5 Jahren angesetzt;
· bei Bauphasen oder Übergangsphasen, für deren Dauer zum Zeitpunkt der Planung zwischen drei Monate und einem Jahr vorgesehen ist, wird TR mit ≥ 10 Jahren angesetzt.
3.4.3.
Formbeiwert für DÄCHER
3.4.3.1
Allgemeines
Die Formbeiwerte für Dächer hängen von den Formen der Dächer selbst, von der Neigung der Dachbestandteile im Verhältnis zur Horizontalen sowie von den lokalen klimatischen Bedingungen am Standort ab, an dem das Bauwerk steht.
In Ermangelung von Daten, die durch angemessene Dokumentationen gestützt werden, können die Nennwerte des Formbeiwerts µ1 für Dächer mit einem oder zwei Dachflächen der Tabelle 3.4.II entnommen werden, wobei α (in Sexagesimalgrad) den Neigungswinkel der Dachfläche zur Horizontalen darstellt.
Tabelle 3.4.II – Werte für den Formbeiwert
	Formbeiwert
	0°≤ α ≤ 30°
	30° < α < 60°
	α ≥ 60°

	(1
	0,8
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	0,0


Es wird angenommen, dass der Schnee nicht am Abrutschen gehindert wird. Sollte die Dachfläche unten mit einem Geländer, einer Sperre oder anderen Hindernissen enden, darf der Formbeiwert nicht kleiner als 0,8 angesetzt werden, unabhängig davon, wie groß der Winkel  ist. 
Für Dächer mit mehreren Dachflächen, für Dächer mit unterschiedlichen Formen, für Dächer neben höheren Gebäuden oder für die Schneeanhäufung an Geländern sowie für alle sonstigen bemessungsrelevanten Situationen sind bewährte Normen heranzuziehen. 
3.4.3.2
Dächer mit einer Dachfläche 
Bei Dächern mit einer Dachfläche muss die Lastbedingung betrachtet werden, die in Abb. 3.4.2. angegeben ist.
[image: image62.png]



Abbildung 3.4.2 - Lastbedingung für Dächer mit einer Dachfläche
3.4.3.3
Dächer mit zwei Dachflächen 
Bei Dächern mit zwei Dachflächen müssen die drei alternativen Lastbedingungen mit den Bezeichnungen Fall I, Fall II und Fall III in Abb. 3.4.3 berücksichtigt werden. 
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Abbildung 3.4.3 - Lastbedingungen für Dächer mit zwei Dachflächen
	Caso I
	Fall I

	Caso II
	Fall II

	Caso III
	Fall III


3.4.4.
EXPOSITIONSBEIWERT 
Der Expositionsbeiwert CE trägt den spezifischen Eigenschaften des Geländes Rechnung, in dem sich das Bauwerk befindet. Richtwerte für den Expositionsbeiwert der verschiedenen Expositionsklassen sind in Tabelle 3.4.I angegeben. Falls nicht anders angegeben, wird CE = 1 angenommen. 
Tabelle 3.4.I – Werte für CE für verschiedene Expositionsklassen 
	Topografie
	Beschreibung
	CE

	Windig
	Flache Gebiete, ohne Hindernisse, allseitig exponiert, ohne höhere Gebäude oder Bäume
	0,9

	Normal
	Gebiete, in denen der Wind wegen der Beschaffenheit des Geländes bzw. wegen anderer Bauwerke oder Bäume den Schnee nicht in signifikantem Ausmaß vom Gebäude entfernt
	1,0

	Geschützt
	Gebiete, in denen das betrachtete Bauwerk deutlich niedriger ist als das umliegende Gelände oder von höheren Bauwerken oder Bäumen umgeben ist
	1,1


3.4.5.
THERMISCHER BEIWERT
Der thermische Beiwert trägt der Verringerung der Schneelast Rechnung, die durch das Schmelzen des Schnees infolge von Wärmeverlusten des Bauwerks bewirkt wird. Dieser Beiwert berücksichtigt die Wärmedämmungseigenschaften der für die Bedachung verwendeten Baustoffe. Sofern keine spezifischen und dokumentierten Untersuchungen vorliegen, ist Ct = 1 anzusetzen.
3.5.
TEMPERATUREINWIRKUNGEN
3.5.1.
ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN 
Schwankungen der Außentemperatur im Tages- oder Jahresverlauf, Sonneneinstrahlung und Konvektion bewirken eine Veränderung der Temperaturverteilung in den einzelnen tragenden Bauteilen. 
Das Ausmaß der thermischen Einwirkungen wird im Allgemeinen durch mehrere Faktoren beeinflusst; dazu gehören die Klimabedingungen am Standort, die Exposition, die Gesamtmasse des Tragwerks und ggf. das Vorhandensein nichttragender Dämmelemente. 
3.5.2
AUSSENLUFTTEMPERATUR 
Die Außenlufttemperatur Test kann den Wert Tmax oder Tmin annehmen, definiert als sommerliche Höchsttemperatur und winterliche Tiefsttemperatur der Luft am Standort des Bauwerks, bezogen auf eine Wiederkehrperiode von 50 Jahren. 
Bei Neubauten in der Bauphase oder bei Übergangsphasen hinsichtlich Baumaßnahmen an bestehenden Bauwerken kann die Wiederkehrperiode der Einwirkung, wie nachstehend angegeben, reduziert werden:
· Bei Bauphasen oder Übergangsphasen, für deren Dauer zum Zeitpunkt der Planung höchstens drei Monate vorgesehen sind, wird TR mit ≥ 5 Jahren angesetzt;
· bei Bauphasen oder Übergangsphasen, für deren Dauer zum Zeitpunkt der Planung zwischen drei Monate und einem Jahr vorgesehen ist, wird TR mit ≥ 10 Jahren angesetzt.
Sollten für den betreffenden Standort keine statistischen Untersuchungen verfügbar sein, die sich auf konkrete Daten stützen, müssen Tmax oder Tmin anhand der nachstehend angeführten Ausdrücke für die verschiedenen Zonen berechnet werden, die in Abb. 3.5.1. angegeben sind. Bei dieser Zoneneinteilung werden keine spezifischen und lokalen Aspekte berücksichtigt, die gegebenenfalls einzeln definiert werden müssen. 
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Abbildung 3.5.1 – Zonen der Außenlufttemperatur.
	ZONA
	ZONE


In den nachstehend angeführten Ausdrücken werden Tmax und Tmin in °C angegeben; die Bezugshöhe as (angegeben in m) gibt an, wie hoch der Boden an dem Standort, an dem das Bauwerk gebaut wird, über dem Meeresspiegel liegt. 
Zone I 
Aostatal, Piemont, Lombardei, Trentino-Südtirol, Venetien, Friaul-Julisch Venetien, Emilia Romagna: 
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Zone II 
Ligurien, Toskana, Umbrien, Latium, Sardinien, Kampanien, Basilikata: 
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Zone III 
Marken, Abruzzen, Molise, Apulien: 
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Zone IV 
Kalabrien, Sizilien: 


[image: image71.wmf]mins

T29a/1000

=--×


[3.5.7]


[image: image72.wmf]maxs

T422a/1000

=-×


[3.5.8]
3.5.3.
INNENLUFTTEMPERATUR 
Sollten keine genaueren Angaben verfügbar sein, die sich aus dem Typ des Bauwerks oder seiner Zweckbestimmung ergeben, kann die Innenlufttemperatur Tint mit 20 °C angesetzt werden. 
3.5.4.
TEMPERATURVERTEILUNG IN DEN TRAGENDEN BAUTEILEN 
Das Temperaturfeld im Schnitt eines eindimensionalen tragenden Bauteils mit der Längsachse x kann im Allgemeinen durch folgende Komponenten beschrieben werden: 
a)
die einheitliche Komponente ∆Tu = T − T0 , die der Differenz zwischen der aktuellen Durchschnittstemperatur T und der anfänglichen Temperatur zum Baudatum T0 entspricht; 
b)
die in den Hauptachsen y und z des Schnitts linear veränderlichen Komponenten ∆TMy und ∆TMz. 
Bei Tragwerken, die hohen Temperaturgradienten ausgesetzt sind, muss den Auswirkungen des nichtlinearen Temperaturverlaufs im Innern der Schnitte Rechnung getragen werden. 
Die aktuelle Durchschnittstemperatur T kann als Mittelwert zwischen der Temperatur der äußeren Oberfläche Tsup,est und der Temperatur der inneren Oberfläche Tsup,int des betrachteten Elements bewertet werden. 
Die Temperatur der äußeren Oberfläche Tsup,est und die Temperatur der inneren Oberfläche Tsup,int des betrachteten Bauteils werden ausgehend von der Außenlufttemperatur Test und der Innenlufttemperatur Tint bewertet, wobei der Wärmeübertragung an der Luft-Bauwerk-Schnittstelle durch Strahlung und Konvektion und einer eventuell vorhandenen Dämmung Rechnung getragen wird (siehe Abb. 3.5.2). 
In Ermangelung genauerer Bestimmungen kann für die Anfangstemperatur angenommen werden: T0=15 °C. 
Zur Bewertung des Beitrags der Sonneneinstrahlung kann Tabelle 3.5.I herangezogen werden. 
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Abbildung 3.5.2 - Temperaturverlauf im Innern eines tragenden Bauteils
	ESTERNO
	AUSSEN

	Test
	Test

	Tsup,est
	Tsup,est

	MATERIALE ISOLANTE
	DÄMMUNG

	INTERNO
	INNEN

	Tsup,int
	Tsup,int

	Tint
	Tint

	ELEMENTO STRUTTURALE
	TRAGENDES BAUTEIL


Tabelle 3.5.I - Beitrag der Sonneneinstrahlung 
	Jahreszeit
	Art der Oberfläche
	Temperaturanstieg

	
	
	Oberflächen in Nord/Ost-Lage
	Oberflächen in Süd/West-Lage und horizontale Oberflächen

	Sommer 
	Reflektierende Oberfläche 
	0 °C 
	18 °C 

	
	Helle Oberfläche 
	2 °C 
	30 °C 

	
	Dunkle Oberfläche 
	4 °C 
	42 °C 

	Winter 
	0 °C 
	0 °C 


3.5.5.
THERMISCHE EINWIRKUNGEN AUF GEBÄUDE 
Für den Fall, dass die Temperatur keine für die Sicherheit oder die Funktionstüchtigkeit des Tragwerks wesentliche Einwirkung darstellt, ist es bei Gebäuden zulässig, nur die Komponente ∆Tu zu berücksichtigen, die direkt der Tabelle 3.5.II. entnommen werden kann. 
Falls die Temperatur hingegen eine für die Sicherheit oder die Funktionstüchtigkeit des Tragwerks wesentliche Einwirkung darstellt, ist eine genauere Bewertung des Verlaufs der Temperatur T im Querschnitt der tragenden Bauteile mit einer eingehenderen Untersuchung des Problems der Wärmeübertragung erforderlich. 
Tabelle 3.5.II – ∆Tu-Werte für Gebäude 
	Tragwerkstyp
	∆Tu

	Exponierte Stahlbeton- und Spannbetontragwerke 
	± 15 °C 

	Geschützte Stahlbeton- und Spannbetontragwerke 
	± 10 °C 

	Exponierte Stahltragwerke 
	± 25 °C 

	Geschützte Stahltragwerke 
	± 15 °C 


3.5.6.
BESONDERE VORSICHTSMASSNAHMEN BEI DER KONSTRUKTION UND BEMESSUNG VON THERMISCH BESONDERS BEANSPRUCHTEN TRAGWERKEN 
Bei der Konstruktion und Bemessung von Tragwerken und tragenden Bauteilen, die mit flüssigen, luftförmigen oder festen Stoffen unterschiedlicher Temperatur in Berührung kommen (wie Schornsteine, Rohrleitungen, Silos, Tanks, Kühltürme usw.) sind die den spezifischen Betriebsbedingungen entsprechenden Temperaturverteilungen zu berücksichtigen. 
3.5.7.
THERMISCHE BEANSPRUCHUNGEN 
Zur Bewertung der thermischen Beanspruchungen können die Wärmeausdehnungskoeffizienten bei Umgebungstemperatur αT herangezogen werden, die in Tabelle 3.5.III angegeben sind. 
Tabelle 3.5.III - Wärmeausdehnungskoeffizienten bei Umgebungstemperatur 
	Material
	αT [10–6/°C]

	Aluminium 
	24

	Baustahl 
	12

	Baubeton 
	10

	Gemischte Stahl-Beton-Bauten 
	12

	Leichtbeton 
	7

	Mauerwerk 
	6 ÷ 10

	Holz (parallel zur Faser) 
	5

	Holz (rechtwinklig zur Faser) 
	30 ÷ 70


3.6.
AUSSERGEWÖHNLICHE EINWIRKUNGEN 
Außergewöhnliche Einwirkungen sind Einwirkungen, die bei Ereignissen wie Brand, Explosion und Aufprall auftreten. 
Die Bauwerke sollten einen angemessenen Robustheitsgrad aufweisen, der von dem vorgesehenen Bestimmungszweck des jeweiligen Bauwerks abhängt. Bei der Bemessung und Planung der Bauwerke sind Risikoszenarien und außergewöhnliche Einwirkungen nach den Angaben unter Absatz 2.2.5 zu ermitteln. 
Für Bauwerke, bei denen das Brandrisiko zum Schutz des Einzelnen und der Allgemeinheit sowie des angrenzenden Eigentums und der Güter, die dem Brand direkt ausgesetzt sind, begrenzt werden muss, sind spezifische Überprüfungen zum Grad der Brandschutzleistung des Tragwerks durchzuführen.
Die Tragwerke müssen außerdem im Hinblick auf Explosionen und Aufprälle nach wahrscheinlichen Risikoszenarien oder auf Wunsch des Auftraggebers überprüft werden.
Die bei der Planung berücksichtigten außergewöhnlichen Einwirkungen sind mit den anderen Einwirkungen anhand der außergewöhnlichen Einwirkungskombination gemäß Absatz 2.5.3 zu betrachten. 
3.6.1.
BRAND 
3.6.1.1
Begriffsbestimmungen 
Als Brand gilt die sich selbst nährende und unkontrollierte Verbrennung von brennbaren Materialien, die in einem Brandabschnitt vorhanden sind. 
Für die Zwecke der vorliegenden Vorschriften wird ein konventioneller Bemessungsbrand verwendet; dieser ist definiert durch eine Brandkurve, die den zeitabhängigen Verlauf des Temperaturmittelwerts der Verbrennungsgase an der Oberfläche der tragenden Bauteile darstellt. 
Es können folgende Arten von Bemessungsbrandkurven angewandt werden: 
nominal:
Kurve, die zur Klassifizierung der Bauwerke und für die Nachweise des Feuerwiderstands verwendet wird; 
natürlich:
Kurve, die auf Basis von Brandmodellen und physikalischen Parametern bestimmt wird, die die veränderlichen Zustände innerhalb des Brandabschnittes wiedergeben. 
Die Fähigkeit zur Brandabschnittsbildung: Neigung eines Bauelements, unter Brandeinwirkung neben seiner eigenen Stabilität, eine ausreichende thermische Isolierung und eine ausreichende Dichtheit gegen Rauch und gegen die heißen Verbrennungsgase beizubehalten, sowie alle etwaigen weiteren vorgeschriebenen Leistungen zu gewährleisten. 
Tragfähigkeit im Brandfall: Neigung des Tragwerks, eines Teilbereiches davon oder eines tragenden Bauteils, einen ausreichenden mechanischen Widerstand unter der Einwirkung des Brands und in Bezug zu den anderen einwirkenden Lasten aufrechtzuerhalten.
Der Feuerwiderstand betrifft die Tragfähigkeit eines Tragwerks, eines Teilbereiches davon oder eines tragenden Bauteils sowie die Fähigkeit zur Brandabschnittsbildung sowohl von tragenden Trennelementen (wie z. B. Mauern, Decken, ...) sowie von nichttragenden Trennelementen (wie z. B. Türen und Zwischenwände). 
Ein Brandschutzabschnitt ist ein Teil des Bauwerks, der durch Bauelemente begrenzt wird, die geeignet sind, unter Brandeinwirkung für einen vorgegebenen Zeitraum die Fähigkeit zur Brandabschnittsbildung zu gewährleisten.
Die Brandbelastung ist die Wärmemenge sämtlicher brennbarer Materialien innerhalb eines Raums welche, auf Basis von Parametern, die das Brandverhalten der einzelnen Materialien berücksichtigen, korrigiert wird. 
Die spezifische Brandlast ist die Brandlast, bezogen auf die Bruttoflächeneinheit.
Die spezifische Bemessungsbrandlast ist die spezifische Brandlast, die – gestützt auf Parameter, die das Brandrisiko des Brandabschnittes berücksichtigen und auf Faktoren, die die vorhandenen Brandschutzmaßnahmen berücksichtigen – korrigiert wird. 
Die Werte für die spezifische Bemessungsbrandlast (qf,d) werden nach der folgenden Beziehung berechnet: 

qf,d = qf · δq1 · δq2 · δn
[3.6.1]
wobei gilt: 
	qf 
	ist der Nennwert der Brandlast [MJ/m2]. 

	δq1 ≥ 1,00 
	ist ein Faktor, der das Brandrisiko in Bezug auf die Fläche des Abschnitts berücksichtigt. 

	δq2≥ 0,80 
	ist ein Faktor, der das Brandrisiko in Bezug auf die Art der in dem Brandabschnitt durchgeführten Tätigkeit berücksichtigt. 
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	ist ein Faktor, der die verschiedenen Brandschutzmaßnahmen berücksichtigt (Sprinkleranlagen, Melder, Hydrantennetz, Löschmannschaften usw.) 


Falls in dem Brandabschnitt starke Unsymmetrien in der Verteilung der brennbaren Stoffe bestehen, ist der Nennwert qf der Brandlast auch entsprechend der tatsächlichen Brandlastverteilung zu berechnen. Bei einer sehr konzentrierten Anordnung der brennbaren Stoffe kann von einem lokalisierten Brand ausgegangen werden, wobei allerdings in jedem Fall zu prüfen ist, ob die Voraussetzungen für die Entwicklung eines Vollbrands gegeben sind. Angaben zur Berechnung der spezifischen Bemessungsbrandlast finden sich im Dekret des Ministers des Innern vom 9. März 2007 in der jeweils aktuellen Fassung.
Ein ortsbegrenzter Brand ist ein Brandherd in einem begrenzten Teilbereich des Brandschutzabschnittes, wobei sich die Wärmeabgabe auf jene tragenden Bauteile konzentriert, die sich über dem Brandherd oder in dessen unmittelbarer Nähe befinden. 
Bei tragenden Bauteilen aus Holz kann auch nur ein Anteil ihres Beitrags zur Bestimmung der Brandlast berücksichtigt werden, der unter Rückgriff auf anerkannte bewährte Normen festzulegen ist. 
3.6.1.2
Leistungsanforderungen 
Die Leistungsanforderungen an die Tragwerke eines Bauwerks lassen sich in Abhängigkeit von den in Absatz 2.2.3 definierten Zielen gemäß Tabelle 3.5.IV ermitteln. 
Tabelle 3.5.IV - Leistungsstufen im Brandfall 
	Stufe I 
	Keine besonderen Anforderungen an den Feuerwiderstand, wenn die Folgen eines Tragwerkseinsturzes hinnehmbar sind oder das Brandrisiko vernachlässigt werden kann; 

	Stufe II 
	Aufrechterhaltung der Leistungsmerkmale in Bezug auf den Feuerwiderstand der Tragwerke über einen ausreichenden Zeitraum, um die Evakuierung der Anwesenden an einen sicheren Ort außerhalb des Bauwerks zu gewährleisten; 

	Stufe III 
	Aufrechterhaltung der Leistungsmerkmale in Bezug auf den Feuerwiderstand der Tragwerke über einen für das Notfallmanagement ausreichenden Zeitraum; 

	Stufe IV 
	Anforderungen an den Feuerwiderstand der Tragwerke, um zu gewährleisten, dass diese nach dem Brand nur in begrenztem Ausmaß beschädigt sind; 

	Stufe V 
	Anforderungen an den Feuerwiderstand der Tragwerke, um zu gewährleisten, dass diese nach dem Brand weiterhin voll funktionstüchtig sind.


Den Leistungsstufen entsprechen Feuerwiderstandsklassen, die für die verschiedenen Bauwerkstypen festzulegen sind. Insbesondere für Bauwerke, in denen Tätigkeiten stattfinden, die der Aufsicht der staatlichen Feuerwehr unterliegen oder durch spezifische Brandschutzvorschriften geregelt sind, sind die Leistungsstufen und die damit verbundenen Feuerwiderstandsklassen in entsprechenden Regelungen des Ministeriums des Innern gemäß dem gesetzesvertretenden Dekret Nr. 139 vom 8. März 2006 und spätere Änderungen und Ergänzungen festgelegt. 
Die Leistungsstufen und die damit verbundenen Feuerwiderstandsklassen werden in Bezug auf den Bestimmungszweck des Gebäudes, die Art und die Menge des in dem Gebäude vorhandenen Materials, seine Ausdehnung/Höhe, die hypothetisch größte Menschenansammlung und die im Bauwerk vorhandenen Brandschutzmaßnahmen ermittelt.
3.6.1.3
Feuerwiderstandsklasse 
Die Feuerwiderstandsklassen lauten: 15, 20, 30, 45, 60, 90, 120, 180, 240 und 360; sie geben an, für welchen Zeitraum (in Minuten) der Feuerwiderstand gewährleistet sein muss. 
Die Feuerwiderstandsklassen beziehen sich auf den Standardbrand, der durch die nominalen Brandkurven dargestellt wird. 
3.6.1.4
Bemessungskriterien 
Die Bemessung von Tragwerken für den Brandfall muss die Erreichung der unter Absatz 3.6.1.2 angegebenen Leistungsmerkmale gewährleisten. 
Die Sicherheit des Tragwerkssystems im Brandfall ist auf der Basis des Feuerwiderstands der einzelnen tragenden Bauteile, der Tragwerksteile oder des Tragwerkssystems im Ganzen zu bestimmen. 
3.6.1.5
Verfahren zur Analyse des Feuerwiderstands 
Die Analyse des Feuerwiderstands lässt sich in folgende Schritte untergliedern: 
-
Bestimmung des geeigneten Bemessungsbrands für das untersuchte Bauwerk; 
-
Analyse der Temperaturentwicklung im Innern der tragenden Bauteile; 
-
Analyse des mechanischen Verhaltens der dem Brand ausgesetzten Tragwerke;
-
Sicherheitsnachweise. 
3.6.1.5.1
Bemessungsbrand 
Gemäß dem verwendeten konventionellen Bemessungsbrand ist der Temperaturverlauf in Bezug auf die folgenden Kurven zu bewerten:
- nominale Brandkurve (aus den nachstehend angeführten Brandkurven zu ermitteln) für das Intervall der Expositionszeit, das der vorgesehenen Mindestfeuerwiderstandsklasse entspricht, ohne Kühlphasen jeglicher Art,
- Naturbrandkurve, die unter Berücksichtigung der gesamten Branddauer zu ermitteln ist, einschließlich der Abkühlungsphase bis zur Rückkehr zur Umgebungstemperatur.
Beim Brand von brennbaren vorwiegend zelluloseähnlichen Materialien ist die nominale Referenzbrandkurve die nominale Standardkurve, die folgendermaßen definiert ist:
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[3.6.2]
wobei gilt: θg ist die Temperatur der heißen Gase, angegeben in °C und t ist die Zeit, angegeben in ersten Minuten. 
Bei Bränden mit einer relevanten Menge an Kohlenwasserstoffen oder anderen Stoffen mit einer gleichwertigen thermischen Freisetzungsgeschwindigkeit muss die nominale Standardbrandkurve durch die folgende nominale Kurve der Kohlenwasserstoffe ersetzt werden: 
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[3.6.3]
Bei Bränden, die sich innerhalb des Brandabschnitts ausbreiten, aber auf externe Tragwerke übergreifen, kann die nominale Standardbrandkurve durch die folgende nominale Außenbrandkurve ersetzt werden: 


[image: image77.wmf][

]

C

20

)

e

313

,

0

e

687

,

0

1

(

660

t

8

,

3

t

32

,

0

g

°

+

×

-

×

-

=

q

-

-


[3.6.4]
Konventionelle Bemessungsbrände werden generell jeweils auf nur einen Brandabschnitt des Gebäudes angewandt. 
Außerdem sind spezifische nominale Kurven zulässig, um besondere Brandszenarien zu beschreiben (Tunnelbrandkurve, Slow-Heating-Curve usw.), sofern sie entsprechend erprobt sind.
3.6.1.5.2
Analyse der Temperaturentwicklung 
Der Temperaturbereich in den Tragwerkskomponenten wird durch Lösung des entsprechenden Wärmeausbreitungsproblems bewertet, wobei der Wärmeübertragung durch Strahlung und Konvektion von den Brandgasen an die Außenseite der Bauteile Rechnung zu tragen ist und auch eventuell vorhandene Schutzmaterialien zu berücksichtigen sind. 
3.6.1.5.3
Analyse des mechanischen Verhaltens 
Das mechanische Verhalten des Tragwerks wird analysiert, indem die Minderung der mechanischen Festigkeit der Bauteile infolge der Beschädigung der Materialien durch die Temperaturerhöhung berücksichtigt wird. 
Die Analyse des mechanischen Verhaltens muss für denselben Zeitraum wie die Analyse der Temperaturentwicklung durchgeführt werden. 
Dabei ist den vorhandenen ständigen Einwirkungen und jenen veränderlichen Einwirkungen Rechnung zu tragen, die nach der außergewöhnlichen Kombination gleichzeitig mit dem Brand einwirken. 
Die Möglichkeit des gleichzeitigen Auftretens eines Brands und anderer außergewöhnlicher Einwirkungen oder seismischer Einwirkungen wird nicht in Betracht gezogen. 
Gegebenenfalls sind auch die Auswirkungen indirekter Beanspruchungen infolge behinderter Wärmeausdehnungen zu berücksichtigen; davon ausgenommen sind Fälle, in denen: 
‒
im Vorhinein zu erkennen ist, dass sie vernachlässigbar sind oder günstig wirken; 
‒
sie schon implizit in vereinfachten und konservativen Modellen des Tragverhaltens unter Brandbedingungen berücksichtigt sind. 
Indirekte Beanspruchungen infolge von tragenden Bauteilen, die an das untersuchte Bauteil angrenzen, können vernachlässigt werden, wenn die Brandschutzanforderungen in Bezug auf die nominale Brandkurve und die Feuerwiderstandsklassen bewertet werden.
3.6.1.5.4
Sicherheitsnachweise 
Der Nachweis des Feuerwiderstands wird geführt, indem in Bezug auf die nominale Brandkurve überprüft wird, ob die mechanische Festigkeit über den der Feuerwiderstandsklasse des Tragwerks entsprechenden Zeitraum aufrechterhalten bleibt. 
Falls auf eine Naturbrandkurve Bezug genommen wird, müssen sich Analysen und Nachweise auf die gesamte Branddauer einschließlich der Abkühlungsphase erstrecken. 
Unbeschadet der Einhaltung der gesetzlichen Bestimmungen gemäß dem gesetzesvertretenden Dekret Nr. 139/2006 kann für den Fall, dass die Anforderungen an den Feuerwiderstand der Tragwerke für einen begrenzten Zeitraum aufrechterhalten werden müssen, (beispielsweise Leistungsstufe II aus Tabelle 3.5.IV), der Nachweis für die Tragfähigkeit der Tragwerke auf die Expositionszeit des Naturbrands im Einklang mit der gewählten Leistungsstufe begrenzt werden. 
3.6.2
EXPLOSIONEN 
3.6.2.1
Allgemeines 
Die Auswirkungen von Explosionen können bei der Bemessung jener Bauwerksteile berücksichtigt werden, in denen explosive Pulver- oder Gasmischungen in der Luft vorhanden sind. 
Einwirkungen von Explosionen, die sich außerhalb des Bauwerks ereignen, fallen nicht unter dieses Kapitel. 
3.6.2.2
Klassifizierung der explosionsbedingten Einwirkungen 
Die explosionsbedingten Bemessungseinwirkungen lassen sich nach den Auswirkungen, die sie am Bauwerk hervorrufen können, gemäß Tabelle 3.6.I in drei Kategorien einteilen. 
Tabelle 3.6.I - Kategorien der explosionsbedingten Einwirkungen 
	Einwirkungskategorie
	Mögliche Auswirkungen

	1
	Vernachlässigbare Auswirkungen auf die Tragwerke 

	2
	Auf Teilen der Tragwerke lokalisierte Auswirkungen 

	3
	Allgemeine Auswirkungen auf die Tragwerke 


3.6.2.3
Modellierung der explosionsbedingten Einwirkungen 
Die Explosionen üben auf Bauwerke Druckwellen aus. Bei gewöhnlichen Bauwerken ist es zulässig, diese Druckwellen konventionell auf äquivalente statische Druckverteilungen zurückzuführen, sofern dies durch angemessene theoretische Modelle nachgewiesen wird. 
Für Explosionen der Kategorie 1 ist keinerlei Nachweis gefordert. 
Für Explosionen der Kategorie 2 kann, wenn in den explosionsgefährdeten Bereichen geeignete Berstplatten vorhanden sind, der äquivalente statische Nenndruck (angegeben in kN/m²) verwendet werden, der dem größeren der beiden folgenden Werte entspricht: 
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[3.6.5b]
wobei gilt: 
pv
ist der gleichmäßig verteilte statische Druck, bei dem die Berstöffnungen nachgeben, in kN/m2
Av
ist die Fläche der Berstöffnungen, in m²
V
ist das Volumen des Raums, in m³
Das Verhältnis zwischen der Fläche der Berstelemente und dem zu schützenden Volumen muss folgende Bedingung erfüllen: 
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[3.6.6]
Die Formeln gelten für Räume oder Gebäudebereiche bis zu einem Gesamtvolumen von 1000 m³. 
Es wird davon ausgegangen, dass der Explosionsdruck gleichzeitig auf alle Wände des betrachteten Raums oder Raumkomplexes wirkt. 
Alle Hauptelemente und ihre Verbindungen müssen in jedem Fall so bemessen sein, dass sie einem – aus jeder Richtung aufgebrachten – äquivalentem statischen Ersatzdruck mit einem Bemessungswert pd= 20 kN/m², standhalten und auch der erwarteten Reaktion, die auf die Bauglieder des Hauptelements direkt von jedem damit verbundenen Bauteil, das demselben Druck ausgesetzt ist, übertragen wird. 
Für Explosionen der Kategorie 3 sind eingehendere Untersuchungen durchzuführen. 
3.6.2.4
Bemessungskriterien 
Als annehmbar gelten ortsbegrenzte – auch schwere – Explosionsschäden, wenn das Tragwerk im Ganzen nicht gefährdet ist und die Tragfähigkeit über einen ausreichenden Zeitraum erhalten bleibt, um die erforderlichen Notfallmaßnahmen ergreifen zu können. 
Bei der Konstruktion und Bemessung können geeignete Schutzmaßnahmen getroffen werden, beispielsweise: 
‒
der Einsatz von Flächen, die in der Lage sind, unter einem vorgegebenen Überdruck zu kollabieren; 
‒
der Einsatz von Entkopplungselementen, um explosionsgefährdete Gebäudeteile von anderen zu trennen; 
‒
Vorsorgemaßnahmen, die verhindern, dass es bei ortsbegrenztem Tragwerksversagen zu einem Einsturz in signifikantem Umfang kommt. 
3.6.3.
ANPRALL 
3.6.3.1
Allgemeines 
Nachstehend werden die Einwirkungen definiert, die durch folgende Ereignisse verursacht werden: 
‒
Anprall von Fahrzeugen, 
‒
Anprall von Zügen, 
‒
Anprall von Wasser- und Luftfahrzeugen. 
Nicht in Betracht gezogen werden außergewöhnliche Einwirkungen, die durch Naturphänomene wie Steinschlag, Erdrutsch oder Lawinen verursacht werden. 
3.6.3.2
Klassifizierung der durch Anprall verursachten Einwirkungen 
Die durch Anprall verursachten Bemessungseinwirkungen lassen sich nach den Auswirkungen, die sie am Bauwerk hervorrufen können, gemäß Tabelle 3.6.II. in drei Kategorien einteilen. 
Tabelle Tabelle 3.6.II – Einwirkungskategorien 
	Einwirkungskategorie
	Mögliche Auswirkungen

	1
	Vernachlässigbare Auswirkungen auf die Tragwerke 

	2
	Auf Teilen der Tragwerke lokalisierte Auswirkungen 

	3
	Allgemeine Auswirkungen auf die Tragwerke 


Die durch einen Anprall oder Aufprall verursachten Einwirkungen sind auf jene tragenden Bauteile oder deren Schutzsysteme aufzubringen, bei denen die Folgen eines Versagens in die Kategorien 2 oder 3 fallen. 
3.6.3.3
Anprall von Fahrzeugen 
3.6.3.3.1
Fahrzeugverkehr unter Brücken und anderen Tragwerken 
Die Einwirkungen durch einen Anprall von Fahrzeugen verlaufen parallel zur Fahrtrichtung des Fahrzeugs zum Zeitpunkt des Aufpralls. Bei den Nachweisen können – als nicht simultan – zwei Einwirkungen betrachtet werden, nämlich parallel zur normalen Fahrtrichtung (Fd,x) und rechtwinklig (Fd,y) zur normalen Fahrtrichtung mit 
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[3.6.7]
In Ermangelung genauerer Bestimmungen und unter Vernachlässigung des Dissipationsvermögens des Tragwerks können für die äquivalenten statischen Kräfte die in Tabelle 3.6.III angegebenen Werte herangezogen werden. 
Tabelle 3.6.III – Äquivalente statische Kräfte für den Anprall von Fahrzeugen 
	Straßentyp
	Fahrzeugtyp
	Kraft
Fd,x [kN]

	Autobahnen und Überlandstraßen
	-
	1 000

	Ortsstraßen
	-
	750

	Innerstädtische Straßen
	-
	500

	Parkplätze und Parkhäuser
	Personenkraftwagen 
	50

	
	Zum Gütertransport bestimmte Nutzfahrzeuge mit einer zulässigen Gesamtmasse über 3,5 t. 
	150


Für den Anprall von Personenkraftwagen auf vertikale Bauglieder ist die resultierende Kollisionskraft F auf das Tragwerk in einer Höhe von 0,5 m über der Fahrfläche aufzubringen. Die Fläche, auf der die Kraft aufgebracht wird, beträgt 0,25 m (Höhe) mal 1,50 m bzw. Breite des Bauglieds, je nachdem, welcher Wert kleiner ist. 
Für den Anprall auf vertikale Bauglieder ist die resultierende Kollisionskraft F auf das Tragwerk in einer Höhe von 1,25 m über der Fahrfläche aufzubringen. Die Fläche, auf der die Kraft aufgebracht wird, beträgt 0,5 m (Höhe) mal 1,50 m bzw. Breite des Bauglieds, je nachdem, welcher Wert kleiner ist. 
Für den Fall eines Anpralls auf horizontale tragende Bauelemente über der Straße ergibt sich die resultierende Kollisionskraft F, die für die Nachweise des statischen Gleichgewichts oder der Festigkeit oder des Verformungsvermögens der tragenden Bauteile zu verwenden ist, aus der Gleichung: 

F = r Fd,x
[3.6.8]
wobei der Faktor r von der Höhe der Überführung abhängt: Bei einer Höhe bis zu 5 m beträgt er 1,0, zwischen 5 m und 6 m nimmt er dann linear von 1,0 auf 0 ab, jenseits 6 m liegt er bei 0. Die Kraft F wird auf die vertikalen Oberflächen (Frontseite des tragenden Bauteils) aufgebracht. 
Auf der Laibung des Tragglieds sind dieselben Anpralllasten F wie oben angegeben zu berücksichtigen, jedoch mit einer Neigung nach oben von 10°. 
Die Fläche, auf der die Kraft aufgebracht wird, wird mit 0,25 x 0,25 m angesetzt. 
In Bauwerken, wo regelmäßig Gabelstapler verkehren, kann als Äquivalent für den Aufprall eine horizontale statische Einwirkung angenommen werden, die in einer Höhe von 0,75 m über dem Boden aufgebracht wird und folgenden Wert annimmt 

F = 5 W
[3.6.9]
wobei W das Gesamtgewicht des Gabelstaplers mit maximaler Zuladung darstellt. 
3.6.3.3.2
Fahrzeugverkehr auf Brücken 
Sofern keine spezifischen Vorschriften bestehen, kann bei der Tragwerksbemessung von Brücken den Kräften, die bei einem unfallbedingten Anprall auf die Sicherheitselemente einwirken, durch eine äquivalente horizontale Kollisionskraft von 100 kN Rechnung getragen werden. Diese Kraft stellt die Wirkung des Anpralls auf die Hindernisse dar und muss als horizontal in Querrichtung in einer Höhe von 100 mm unter der Oberkante des Elements oder 1,0 m über der Fahrbahnebene einwirkend angenommen werden, je nachdem, welcher Wert kleiner ist. 
Die Einwirkungen, die in den lokalen Nachweisen der Fahrbahnplatten zu berücksichtigen sind, müssen im Einklang mit Absatz 5.1.3.10 definiert werden.
Die Kollisionskräfte durch Fahrzeuge auf tragende Bauteile, die möglicherweise oberhalb der Fahrbahnebene vorhanden sind, sind in Absatz 3.6.3.3.1 vorgegeben.
3.6.3.4
Anprall von Eisenbahnfahrzeugen 
Im Falle einer Entgleisung besteht das Risiko, dass entgleiste Fahrzeuge mit Tragwerken entlang des Schienenwegs kollidieren. Diese müssen so konstruiert und bemessen sein, dass sie den durch ein solches Ereignis verursachten Einwirkungen standhalten. 
Diese Einwirkungen können auf der Basis einer spezifischen Risikoanalyse bestimmt werden, gegebenenfalls unter Berücksichtigung von Schutz- oder Opferelementen (Puffer) bzw. von Anlagenbedingungen, die das Risiko, dass ein solches Ereignis eintritt, verringern können (Gehsteige, Zwangsschienen usw.). Diese Einwirkungen werden nicht auf Stützen von Schutzdächern oder Vordächern von Eisenbahnanlagen aufgebracht.
In Ermangelung spezifischer Risikoanalysen können in Abhängigkeit zum Abstand d zwischen den exponierten Elementen und der Gleisachse die folgenden äquivalenten statischen Einwirkungen angenommen werden: 
▪
für d ≤ 5 m: 
-
4000 kN parallel zur Fahrtrichtung der Züge; 
-
1500 kN senkrecht zur Fahrtrichtung der Züge; 
▪
für 5 m < d ≤ 15 m: 
-
2000 kN parallel zur Fahrtrichtung der Züge; 
-
750 kN senkrecht zur Fahrtrichtung der Züge; 
▪
für d > 15 m Null in beiden Richtungen. 
Diese Kräfte müssen in einer Höhe von 1,80 m über der Schienenoberfläche aufgebracht werden und brauchen nicht als gleichzeitig wirkend angenommen zu werden. 
3.6.3.5
Anprall von Wasser- und Luftfahrzeugen
Die Einwirkungen aus dem Anprall von Wasserfahrzeugen und Luftfahrzeugen sind auf der Grundlage der Angaben bewährter Unterlagen aus Kapitel 12 zu bewerten. 
KAPITEL 4.
WOHN- UND GEWERBEBAUTEN
 TC " KAPITEL 4 - WOHN- UND GEWERBEBAUTEN" \f C \l "1" 
4.1.
BETONBAUTEN 
Gegenstand dieser Vorschriften sind Tragwerke aus: 
–
normalem Stahlbeton 
–
Spannbeton 
–
schwach bewehrtem oder unbewehrtem Beton
und zwar in Bezug auf Beton mit normalem Gewicht und unter Ausschluss von Bauwerken und Bauten, für die besondere Regelungen gelten.
Unter Absatz 4.1.12 finden sich darüber hinaus ergänzende Vorschriften für Tragwerke aus Beton mit Leichtzuschlagstoffen.
Nachstehend werden unter gewöhnlichem Beton alle Betonarten verstanden, die den Bestimmungen des vorliegenden Absatzes 4.1 und des Absatzes 11.2 entsprechen; davon ausgenommen sind Betonarten mit leichten Gesteinskörnungen (LC) aus Absatz 4.1.12 und faserverstärkte Betonarten (FRC) aus Absatz 11.2.12. 
Um das Verhalten und die Festigkeit von Tragwerken aus Beton zu bewerten, wird dieser durch eine Festigkeitsklasse bestimmt und gekennzeichnet, die sich aus den charakteristischen Werten der einachsigen Zylinder- und Würfeldruckfestigkeit (angegeben in MPa) ergibt, die an zylindrischen (oder prismatischen) und kubischen Prüfkörpern gemessen wird (Absatz 11.2). 
Für die standardisierten Festigkeitsklassen von Normalbeton können die Angaben der Normen UNI EN 206 und UNI 11104 herangezogen werden. 
Auf der Basis der standardisierten Bezeichnung werden die in Tabelle 4.1.I aufgeführten Festigkeitsklassen definiert. 
Tabelle 4.1.I – Festigkeitsklassen 
	Festigkeitsklasse 

	C8/10 

	C12/15 

	C16/20 

	C20/25 

	C25/30 

	C30/37 

	C35/45 

	C40/50 

	C45/55 

	C50/60 

	C55/67 

	C60/75 

	C70/85 

	C80/95 

	C90/105 


Abgesehen von den in Tabelle 4.1.I angeführten Festigkeitsklassen können die bereits in Gebrauch befindlichen Festigkeitsklassen C28/35 und C32/40 herangezogen werden.
Die Betonarten der verschiedenen Festigkeitsklassen werden – vorbehaltlich der Grenzen, die sich aus den Anforderungen an die Dauerhaftigkeit ergeben – entsprechend den Angaben in Tabelle 4.1.II verwendet. 
Für Festigkeitsklassen über C70/85 wird auf Fall C aus Absatz 11.1 verwiesen. 
Für Festigkeitsklassen über C45/55 müssen die charakteristische Festigkeit und alle mechanischen und physikalischen Größen, die die Festigkeit und die Dauerhaftigkeit des Betons beeinflussen, vor Beginn der Arbeiten durch entsprechende Voruntersuchungen ermittelt werden, und bei der Herstellung sind spezifische Qualitätskontrollverfahren zu beachten. 
Tabelle 4.1.II – Verwendung der verschiedenen Festigkeitsklassen 
	Bestimmungszweck
	Mindestfestigkeitsklassen

	Unbewehrte oder schwach bewehrte Tragwerke (Absatz 4.1.11) 
	C8/10

	Einfach bewehrte Tragwerke 
	C16/20

	Vorgespannte Tragwerke 
	C28/35


4.1.1.
SICHERHEITSBEWERTUNG UND ANALYSEVERFAHREN 
Die Sicherheitsbewertung ist gemäß den in Kapitel 2 dargelegten grundlegenden Prinzipien und Methoden durchzuführen. 
Insbesondere können bei der Tragwerksanalyse zur Bewertung der Auswirkungen der Einwirkungen folgende Verfahren befolgt werden: 
a)
linear-elastische Analyse; 
b)
plastische Analyse; 
c)
nicht lineare Analyse. 
Sofern relevant, sind in den verschiedenen oben genannten Analyseverfahren die Auswirkungen zweiter Ordnung zu berücksichtigen (Absatz 4.1.1.4). 
Ziel der globalen Analysen ist es, die Verteilung der inneren Kräfte, der Spannungen, der Verformungen und der Verschiebungen im gesamten Tragwerk oder in einem Tragwerksteil zu bestimmen.
Lokale Analysen können in einzelnen Bereichen nötig sein, wie etwa: 
–
in der Nähe der Auflager; 
–
unter konzentrierten Lasten; 
–
an den Verbindungsstellen Träger-Stützen; 
–
in den Verankerungszonen;
–
bei Veränderungen des Querschnitts. 
4.1.1.1
Linear-elastische Analyse
Die linear-elastische Analyse kann zur Bewertung der Auswirkungen der Einwirkungen sowohl für die Grenzzustände der Gebrauchstauglichkeit als auch für die Grenzzustände der Tragfähigkeit verwendet werden. 
Zur Bestimmung der Auswirkungen der Einwirkungen werden die Analysen unter folgenden Annahmen durchgeführt: 
–
voll reagierende Querschnitte mit Steifigkeiten, zu deren Bewertung nur der Beton herangezogen wird; 
–
lineare Spannungs-Verformungs-Beziehungen; 
–
Mittelwerte des Elastizitätsmoduls. 
Zur Bestimmung der Auswirkungen der Temperaturverformungen, etwaiger Setzungen und des Schwindens werden die Analysen unter folgenden Annahmen durchgeführt: 
–
Grenzzustände der Tragfähigkeit: reduzierte Steifigkeiten, bewertet unter der Annahme gerissener Querschnitte (in Ermangelung genauerer Bewertungen kann die Steifigkeit der gerissenen Querschnitte mit der Hälfte der Steifigkeit der voll reagierenden Querschnitte angesetzt werden); 
–
Grenzzustände der Gebrauchstauglichkeit: Zwischensteifigkeiten, zwischen den Steifigkeiten der voll reagierenden Querschnitte und denen der gerissenen Querschnitte. 
Nur bei den Nachweisen im Grenzzustand der Tragfähigkeit können die Ergebnisse der elastischen Analyse durch eine Umverteilung der Momente modifiziert werden, sofern das Gleichgewicht und die plastische Rotationsfähigkeit der Querschnitte, wo die Umverteilung erfolgt, beachtet werden. Die Umverteilung ist nicht zulässig für Pfeiler und Rahmenknoten; zulässig ist sie für Durchlaufträger, für Rahmenträger, bei denen die Auswirkungen zweiter Ordnung vernachlässigt werden können und für Platten, vorausgesetzt dass die Biegebeanspruchungen überwiegen und die Verhältnisse zwischen den lichten Weiten benachbarter Felder im Bereich 0,5-2,0 liegen. 
Bei Trägern und Platten, die diese Bedingungen einhalten, kann die Umverteilung der Biegemomente ohne explizite Nachweise zur Duktilität der Bauglieder durchgeführt werden, sofern das Verhältnis  zwischen dem Moment nach der Umverteilung und dem Moment vor der Umverteilung die Bedingung 1    0,70 erfüllt. 
Die Werte von  ergeben sich aus den Ausdrücken: 
δ ≥ 0,44 + 1,25 · (0,6 + 0,0014/εcu) x / d
für fck ≤ 50 MPa
[4.1.1]
δ ≥ 0,54 + 1,25 · (0,6 + 0,0014/εcu)x / d
für fck > 50 MPa
[4.1.2]
wobei x die Höhe der Druckzone nach der Umverteilung und d die Nutzhöhe des Querschnitts (Abb. 4.1.4) ist und εcu in Absatz 4.1.2.1.2.1 definiert wird. 
Bei Durchlaufträgern, Rahmenträgern, bei denen die Auswirkungen zweiter Ordnung vernachlässigt werden können, und bei Platten darf das Verhältnis x/d in den kritischen Querschnitten in keinem Fall den Wert 0,45 überschreiten für fck ≤ 50 MPa bzw. 0,35 für fck > 50 MPa.
4.1.1.2
Plastische Analyse
Die plastische Analyse kann zur Bewertung der Auswirkungen statischer Einwirkungen und nur für die Grenzzustände der Tragfähigkeit verwendet werden. 
Dem Material kann ein starr-plastisches Spannungs-Verformungs-Diagramm zugewiesen werden, wobei nachzuweisen ist, dass die Duktilität der Querschnitte, in denen die Plastifizierungen auftreten, ausreicht, um die Ausbildung des vorgesehenen Mechanismus zu gewährleisten. 
Bei der Analyse werden die Auswirkungen vorheriger Belastungen vernachlässigt, und es wird von einer gleichmäßigen Zunahme der Intensität der Einwirkungen sowie von einem konstanten Verhältnis ihrer Intensitäten ausgegangen, sodass ein einziger Versagensfaktor erhalten wird. Die Analyse kann nach Theorie erster oder zweiter Ordnung erfolgen. 
4.1.1.3
Nichtlineare Analyse
Die nichtlineare Analyse kann zur Bewertung der Auswirkungen statischer und dynamischer Einwirkungen sowohl für die Grenzzustände der Gebrauchstauglichkeit als auch für die Grenzzustände der Tragfähigkeit verwendet werden, vorausgesetzt, dass Gleichgewicht und Kongruenz erfüllt sind. 
Dem Material kann ein Spannungs-Verformungs-Diagramm zugewiesen werden, das in geeigneter Weise das tatsächliche Verhalten wiedergeben muss, wobei nachzuweisen ist, dass die Querschnitte, in denen die Plastifizierungen auftreten, in der Lage sind, im Grenzzustand der Tragfähigkeit alle aus der Analyse abgeleiteten nichtelastischen Verformungen auszuhalten, und zwar unter gebührender Berücksichtigung der Unsicherheitsfaktoren. 
Bei der Analyse werden die Auswirkungen vorheriger Belastungen vernachlässigt, und es wird von einer gleichförmigen Zunahme der Intensität der Einwirkungen sowie von einem konstanten Verhältnis ihrer Intensitäten ausgegangen. Die Analyse kann nach Theorie erster oder zweiter Ordnung erfolgen. 
4.1.1.4
Auswirkungen der Verformungen
Generell sind folgende Analysen möglich:
–
die Analyse erster Ordnung, bei der das Gleichgewicht auf die Ausgangskonfiguration des Tragwerks bezogen wird, 
–
die Analyse zweiter Ordnung, bei der das Gleichgewicht auf die verformte Konfiguration des Tragwerks bezogen wird. 
Die globale Analyse kann nach Theorie erster Ordnung durchgeführt werden, wenn davon ausgegangen werden kann, dass die Auswirkungen der Verformungen auf das Ausmaß der Beanspruchungen, auf Instabilitätserscheinungen oder andere für die Tragwerksantwort relevante Parameter vernachlässigbar sind. 
Die Auswirkungen zweiter Ordnung können vernachlässigt werden, wenn sie weniger als 10 % der entsprechenden Auswirkungen erster Ordnung betragen oder wenn die Bedingungen aus Absatz 4.1.2.3.9.2 erfüllt sind. 
4.1.2.
NACHWEISE IM GRENZZUSTAND
4.1.2.1
Baustoffe 
4.1.2.1.1
Bemessungsfestigkeiten von Baustoffen 
4.1.2.1.1.1
Bemessungsdruckfestigkeit des Betons 
Für Beton ergibt sich die Bemessungsdruckfestigkeit fcd aus: 

fcd =αccfck / γc
[4.1.3]
wobei gilt: 
αcc
ist der Abminderungsbeiwert für die Langzeitfestigkeit;
γc
ist der Teilsicherheitsbeiwert für Beton; 
fck
ist die charakteristische Zylinderdruckfestigkeit des Betons nach 28 Tagen. 
Der Beiwert γc beträgt 1,5. 
Der Beiwert αcc beträgt 0,85. 
Bei flachen Bauteilen (Platten, Wände usw.) aus gewöhnlichem Ortbeton mit einer Dicke unter 50 mm ist die Bemessungsdruckfestigkeit auf 0,80 fcd zu reduzieren. 
Für die kontinuierliche Produktion von Bauteilen oder Tragwerken, die einer kontinuierlichen Kontrolle des Betons unterliegt, aus der für die Festigkeit ein Variationskoeffizient (Verhältnis zwischen mittlerer quadratischer Abweichung und Mittelwert) von höchstens 10 % hervorgeht, kann der γc -Beiwert von 1,5 auf 1,4 herabgesetzt werden. Diese Produkte müssen einem Qualitätsmanagementsystem gemäß Absatz 11.8.3 unterzogen werden. 
4.1.2.1.1.2
Bemessungszugfestigkeit von Beton 
Die Bemessungszugfestigkeit fctd beträgt: 

fctd = fctk/ γc
[4.1.4]
wobei gilt: 
γc
ist der bereits unter Absatz 4.1.2.1.1.1 definierte Teilsicherheitsbeiwert für Beton;
fctk
ist die charakteristische Zugfestigkeit des Betons (Absatz 11.2.10.2). 
Der Beiwert γc nimmt den Wert 1,5 an. 
Bei flachen Bauteilen (Platten, Wände usw.) aus gewöhnlichem Ortbeton mit einer Dicke unter 50 mm ist die Bemessungszugfestigkeit auf 0,80 fctd zu reduzieren. 
Der Beiwert γc kann in den unter Absatz 4.1.2.1.1.1 angegebenen Fällen von 1,5 auf 1,4 herabgesetzt werden.
4.1.2.1.1.3
Bemessungsfestigkeit von Stahl 
Die Bemessungsfestigkeit von Stahl fyd bezieht sich auf die Streckgrenze; ihr Wert ergibt sich aus: 

fyd = fyk/ γs
[4.1.5]
wobei gilt:
γs
ist der Teilsicherheitsbeiwert für Stahl; 
fyk
ist bei gewöhnlicher Bewehrung die charakteristische Streckgrenze von Stahl (s. Absatz 11.3.2), bei Spannbewehrung hingegen die konventionelle charakteristische Streckgrenze, die sich je nach Erzeugnisart aus fpyk (Stäbe), fp(0,1)k (Drähte), fp(1)k (Litzen und Geflechte) ergibt; siehe hierzu Tabelle 11.3.VIII. 
Der Beiwert γs nimmt immer, bei allen Stahlarten, den Wert 1,15 an. 
4.1.2.1.1.4
Tangentiale Verbundspannung Stahl-Beton
Der Bemessungswert der tangentialen Verbundfestigkeit fbd beträgt: 
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[4.1.6]
wobei gilt: 
(c
ist der Teilsicherheitsbeiwert für Beton mit dem Wert 1,5;
fbk
ist die charakteristische tangentiale Verbundfestigkeit gemäß: 
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[4.1.7]
wobei 
η1 =
1,0 bei guten Verbundbedingungen;
η1 =
0,7 bei nicht guten Verbundbedingungen, wie zum Beispiel bei sehr dichten Bewehrungen oder Verankerungen in zugbeanspruchten Betonbereichen, in tragenden Bauteilen, die mit Gleitschalungen hergestellt werden, sofern keine geeigneten Vorkehrungen ergriffen werden; 
η2 =
1,0 für Stäbe mit einem Durchmesser Φ ≤ 32 mm
η2 =
(132 - Φ)/100 für Stäbe mit größerem Durchmesser
Die Bemessungslänge der Verankerung und die Überlappungslänge werden von der Form der Stäbe, von der Eisenüberdeckung, von der Auswirkung einer Abschlussbewehrung der Querbewehrung, von dem Vorhandensein geschweißter Querstäbe, von dem Querdruck entlang der Verankerungslänge und von dem Anteil der überlappten Bewehrung im Verhältnis zur Gesamtbewehrung beeinflusst. Für die anzuwendenden detaillierten Regeln kann die Norm UNI EN 1992-1-1:2015, Abschnitt 8 herangezogen werden.
4.1.2.1.2
Bemessungsdiagramme der Baustoffe
4.1.2.1.2.1
Spannungs-Verformungs-Bemessungsdiagramme für Beton 
Für das Spannungs-Verformungs-Diagramm von Beton können geeignete, für das tatsächliche Materialverhalten repräsentative Modelle herangezogen werden, die auf der Basis der Bemessungsfestigkeit fcd und der maximalen Verformung εcu definiert werden. 
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Abbildung 4.1.1 – σ-ε-Modelle für Beton
In Abbildung 4.1.1 sind die σ-ε-Modelle für Beton dargestellt: 
(a) Parabel-Rechteck; (b) Dreieck-Rechteck; (c) Rechteck (Stress Block). 
Insbesondere für Festigkeitsklassen kleiner oder gleich C50/60 kann angenommen werden: 
εc2 = 0,20%
εcu = 0,35%
εc3 = 0,175%
εc4 = 0,07%
Für Festigkeitsklassen über C50/60 kann angenommen werden: 
εc2 = 0,20% +0,0085%(fck −50)0,53
εcu = 0, 26% +3,5% [(90 − fck) /100] 4
εc3 = 0,175% +0, 055% [(fck −50)/40 ]
εc4 = 0, 2 ( εcu
sofern bei Verwendung des Modells c entsprechende Beschränkungen getroffen werden. 
Bei Querschnitten oder Teilen von Querschnitten, die annähernd gleichförmigen Druckspannungsverteilungen ausgesetzt sind, wird für die Bruchverformungsgrenze anstatt εcu der Wert εc2 angenommen. 
Umschnürter Beton
Für das Spannungs-Verformungs-Diagramm von umschnürtem Beton können geeignete, für das tatsächliche Materialverhalten im dreiachsigen Druckspannungszustand repräsentative Modelle herangezogen werden. Diese Modelle können sowohl bei der Berechnung der Grenzfestigkeit als auch bei der Berechnung der Duktilität der Querschnitte herangezogen werden und dürfen nur auf die von dem Querschnitt umschnürten Zonen aufgebracht werden.
Die Umschnürung des Betons wird normalerweise durch geschlossene Bewehrungsbügel und innen liegenden Abstandhärtern erzeugt, die durch die seitliche Ausdehnung des Betons selbst, der sie sich tendenziell widersetzen, die Streckgrenze erreichen können. Durch die Umschnürung kann der Beton höhere Spannungen und Verformungen erreichen als nicht umschnürter Beton. Die anderen mechanischen Eigenschaften können unverändert herangezogen werden.
In Ermangelung genauerer Bestimmungen anhand von bewährten Analysemodellen kann das in Abbildung 4.1.2 dargestellte Verhältnis zwischen Spannung und Verformung (bei dem von positiven Druckverformungen ausgegangen wird) herangezogen werden, in dem die charakteristische Festigkeit und die Verformungen des umschnürten Betons nach den folgenden Beziehungen bewertet werden:
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[4.1.12]
wobei σ2 der effektive seitliche Umschnürungsdruck im GZM ist, während c2 und cu gemäß Absatz 4.1.2.1.2.1 bewertet werden.
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Abbildung 4.1.2 – σ-ε-Modelle für umschnürten Beton
	non confinato
	nicht umschnürt

	confinato
	umschnürt


Der effektive Umschnürungsdruck σ2 kann über die folgende Beziehung bestimmt werden:
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[4.1.12.a]
Dabei ist ein Effizienzbeiwert (≤ 1), definiert als Verhältnis zwischen dem Volumen Vc,eff des effektiv umschnürten Betons und dem Volumen Vc des Betonelements, bereinigt um das Volumen der Längsbewehrung (das in der Regel vernachlässigt werden kann), und ist der Umschnürungsdruck, der von der Querbewehrung ausgeübt wird.
Der seitliche Druck kann für jede Hauptrichtung des Querschnitts, direkt durch Gleichgewichtsberücksichtigungen auf dem umschnürten Kern an der Streckgrenze der Querbewehrung nach den folgenden Angaben bewertet werden.
a) Für rechteckige Querschnitte
Für die beiden Hauptrichtungen des Querschnitts x und y gelten jeweils die Beziehungen:
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[4.1.12.b]
wobei gilt: Ast,x und Ast,y sind die Gesamtmenge (Flächen der Querschnitte) der parallel bzw. in den Hauptrichtungen x und y verlaufenden Querbewehrung, bx und by sind die Ausmaße des Kerns in den entsprechenden Richtungen (in Bezug auf die Mittellinie der Bewehrungsbügel), s ist der Abstand der Bügel, fyk,st ist die charakteristische Spannung des Bügelstahls. 
Der äquivalente seitliche Druck σl kann über die folgende Beziehung bestimmt werden:
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[4.1.12.c]
b) Für runde Querschnitte
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[4.1.12.d]
wobei gilt: Ast ist die Fläche des Bügelquerschnitts, D0 ist der Durchmesser des umschnürten Kerns (in Bezug auf die Mittellinie der Bügel).
Der Effizienzbeiwert  kann mithilfe der folgenden Gleichung als Produkt eines Terms bezüglich der Anordnung der Querbewehrungen in der Ebene des Querschnitts und eines Terms bezüglich des Abstands der Bewehrungsbügel bewertet werden:
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wobei gilt:
a)
für rechteckige Querschnitte
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[4.1.12.f]
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[4.1.12.g] 
wobei gilt: n ist die Gesamtzahl der seitlich von den Bewehrungsbügeln oder Abstandhärtern enthaltenen Längsstäbe, bi ist der Abstand zwischen den aufeinanderfolgenden enthaltenen Stäbe.
b)
für runde Querschnitte
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[4.1.12.i] 
wobei gilt:  = 2 für einzelne runde Bewehrungsbügel,  = 1 für spiralförmige Bügel.
Bei der Bewertung der Tragfähigkeit des Querschnitts darf der Beitrag der Eisenüberdeckung in den Zonen außerhalb des umschnürten Kerns, in dem die maximale Verformung die Bruchverformungsgrenze des nicht umschnürten Betons überschreitet, nicht berücksichtigt werden.
Falls für die Umschnürung der Elemente ausreichend bemessene Verstärkungen verwendet werden, kann auf Verhaltensmodelle aus bewährten technischen Referenzunterlagen zurückgegriffen werden.
4.1.2.1.2.2
Spannungs-Verformungs-Bemessungsdiagramme für Stahl
Für das Spannungs-Verformungs-Diagramm von Stahl können geeignete, für das tatsächliche Materialverhalten repräsentative Modelle herangezogen werden, die auf der Basis des Bemessungswerts εud = 0,9εuk (εuk = (Agt)k) der maximalen gleichmäßigen Verformung, des Bemessungswerts der Streckgrenze fyd und des Überfestigkeitsverhältnisses k = (ft / fy)k definiert werden (Tabelle 11.3.Ia-b). 
In Abbildung 4.1.3 sind die σ-ε-Modelle für Stahl dargestellt: 
(a) bilinear finit mit Verfestigung; (b) elastisch-idealplastisch indefinit. 
[image: image103.jpg]arctgEg

eyd eud euk €

yd

arctgE ¢

€yd




(a)
(b)
Abbildung 4.1.3 – σ-ε-Modelle für Stahl
4.1.2.2
Grenzzustände der Gebrauchstauglichkeit 
4.1.2.2.1
Allgemeines
Es müssen Nachweise in den folgenden Grenzzuständen geführt werden: 
· Verformung, 
· Schwingung, 
· Rissbildung, 
· Gebrauchsspannungen, 
· Ermüdung hinsichtlich eventueller Schäden, die die Dauerhaftigkeit beeinträchtigen könnten. Die spezifischen Regeln für diese Nachweise sind unter den folgenden Punkten festgelegt. 
4.1.2.2.2
Grenzzustand der Verformung
Die Grenzzustände der Verformung müssen den Leistungsanforderungen an das Tragwerk entsprechen, auch im Hinblick auf dessen Zweckbestimmung und nach Maßgabe der statischen, funktionalen und ästhetischen Anforderungen. 
Die Grenzwerte müssen den spezifischen Anforderungen angepasst sein und können aus der einschlägigen Fachliteratur abgeleitet werden. 
4.1.2.2.3
Schwingungen als Grenzzustand der Gebrauchstauglichkeit
Falls vorgeschrieben, müssen Grenzwerte für Schwingungen ermittelt werden: 
· um ein annehmbares Komfortniveau (im Hinblick auf die von den Nutzern wahrgenommenen Empfindungen) sicherzustellen oder 
· um möglichen Schäden an sekundären Elementen und nichttragenden Bauteilen vorzubeugen, 
· um möglichen Schäden, die die Funktion von Maschinen und Anlagen beeinträchtigen können, vorzubeugen. 
4.1.2.2.4
Grenzzustand der Rissbildung
Nach absteigendem Schweregrad sind die folgenden Grenzzustände für die gewählte Einwirkungskombination zu unterscheiden: 
a)
Grenzzustand der Dekompression, in dem die Normalspannung überall eine Druckspannung ist und höchstens 0 beträgt; 
b)
Grenzzustand der Rissbildung, in dem die Normalzugspannung in der am meisten beanspruchten Faser folgenden Wert annimmt: 
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[4.1.13]
wobei fctm in Absatz 11.2.10.2 definiert ist; 
c)
Grenzzustand der Rissöffnung, in dem der auf dem betrachteten Niveau berechnete Grenzwert der Rissöffnung einem der folgenden Nennwerte entspricht: 
w1 = 0,2 mm
w2 = 0,3 mm
w3 = 0,4 mm 
Der Grenzzustand der Rissbildung ist, wie im Folgenden beschrieben, in Abhängigkeit zu den Umgebungsbedingungen und der Korrosionsanfälligkeit der Bewehrungen festzusetzen. 
4.1.2.2.4.1
Einwirkungskombinationen
Betrachtet werden die folgenden Kombinationen: 
· quasiständige Kombinationen; 
· häufige Kombinationen. 
4.1.2.2.4.2
Umgebungsbedingungen
Hinsichtlich des Korrosionsschutzes von Metallbewehrungen und des Schutzes des Betons vor Verschlechterungserscheinungen lassen sich die Umgebungsbedingungen entsprechend den Angaben in Tabelle 4.1.III und nach Maßgabe der Expositionsklassen, wie sie in den vom Zentralen Technischen Dienst des Obersten Rates für öffentliche Arbeiten herausgegebenen Leitlinien für Tragbeton sowie in der Norm UNI EN 206:2016 definiert sind, einteilen in: gewöhnlich, aggressiv und sehr aggressiv. 
Tabelle 4.1.III – Beschreibung der Umgebungsbedingungen 
	Umgebungsbedingungen
	Expositionsklassen

	Gewöhnlich 
	X0, XC1, XC2, XC3, XF1 

	Aggressiv 
	XC4, XD1, XS1, XA1, XA2, XF2, XF3 

	Sehr aggressiv 
	XD2, XD3, XS2, XS3, XA3, XF4 


4.1.2.2.4.3
Korrosionsanfälligkeit der Bewehrungen 
Die Bewehrungen lassen sich in zwei Gruppen einteilen: 
–
anfällige Bewehrungen; 
–
wenig anfällige Bewehrungen. 
Zur ersten Gruppe gehören die Spannbetonstähle. 
Zur zweiten Gruppe gehören die gewöhnlichen Stähle.
Bei verzinkten Stählen und nichtrostenden Stählen kann ihre geringere Korrosionsanfälligkeit auf der Grundlage bewährter Dokumente berücksichtigt werden. 
4.1.2.2.4.4
Wahl der Grenzzustände der Rissbildung 
In Tabelle 4.1.IV sind die Kriterien für die Wahl des Grenzzustands der Rissbildung im Hinblick auf die oben dargelegten Anforderungen angegeben. 
Tabelle 4.1.IV - Kriterien für die Wahl des Grenzzustands der Rissbildung 
	Anforderungsgruppe
	Umgebungsbedingungen
	Einwirkungskombination
	Bewehrung

	
	
	
	Anfällig
	Wenig anfällig

	
	
	
	Grenzzustand
	wk
	Grenzzustand
	wk

	A
	gewöhnlich
	häufig 
	Rissöffnung 
	≤ w2
	Rissöffnung 
	≤ w3

	
	
	quasiständig 
	Rissöffnung 
	≤ w1
	Rissöffnung 
	≤ w2

	B
	aggressiv
	häufig 
	Rissöffnung 
	≤ w1
	Rissöffnung 
	≤ w2 

	
	
	quasiständig 
	Dekompression 
	-
	Rissöffnung 
	≤ w1

	C
	Sehr aggressiv
	häufig 
	Rissbildung 
	-
	Rissöffnung 
	≤ w1

	
	
	quasiständig 
	Dekompression 
	-
	Rissöffnung 
	≤ w1


w1, w2, w3 sind in Absatz 4.1.2.2.4, der Wert wk ist in Absatz 4.1.2.2.4.5 definiert. 
4.1.2.2.4.5
Nachweis im Grenzzustand der Rissbildung 
Grenzzustand der Dekompression und der Rissbildung 
Die Spannungen werden auf der Basis der geometrischen und mechanischen Eigenschaften des homogenisierten, ungerissenen Querschnitts berechnet. 
Grenzzustand der Rissöffnung 
Der charakteristische Wert der Rissöffnung (wk) darf die Nennwerte w1, w2, w3, die in Tabelle 4.1.IV angegeben sind, nicht überschreiten. 
Die charakteristische Rissbreite wk wird berechnet als das 1,7-Fache des Produkts aus der mittleren Verformung der Bewehrungsstäbe εsm und dem mittleren Rissabstand ∆sm: 

wk = 1,7 εsm ∆sm
[4.1.14]
Zur Berechnung von εsm und ∆sm sind bewährte Kriterien aus der einschlägigen Fachliteratur heranzuziehen. 
Der Nachweis der Rissbreite kann auch ohne direkte Berechnung geführt werden, indem die Zugspannung in der Bewehrung, bewertet im Teilquerschnitt für die betreffende Lastkombination, auf ein Maximum in Korrelation zu Stabdurchmesser und -abstand begrenzt wird.
4.1.2.2.5
Grenzzustand der Spannungsbegrenzung
Nach Bewertung der inneren Einwirkungen in den verschiedenen Tragwerksteilen, die durch die charakteristische und die quasiständige Einwirkungskombination hervorgerufen werden, sind sowohl im Beton als auch in der Bewehrung die maximalen Spannungen zu berechnen; es muss nachgewiesen werden, dass diese Spannungen unter den im Folgenden angegebenen zulässigen Höchstwerten liegen. 
4.1.2.2.5.1
Maximale Betondruckspannung unter Gebrauchsbedingungen 
Die maximale Betondruckspannung σc,max muss folgende Grenzen einhalten: 

σc,max ≤ 0,60 fck für die charakteristische Kombination
[4.1.15]

σc,max ≤ 0,45 fck für die quasiständige Kombination.
[4.1.16]
Bei flachen Bauteilen (Platten, Wände usw.) aus gewöhnlichem Ortbeton mit einer Betondicke unter 50 mm sind die oben angegebenen Grenzwerte um 20 % zu reduzieren. 
4.1.2.2.5.2
Maximale Stahlspannung unter Gebrauchsbedingungen 
Die maximale Spannung σs,max, die durch die Einwirkungen der charakteristischen Kombination hervorgerufen wird, muss die folgende Grenze einhalten: 

σs,max ≤ 0,8 fyk
[4.1.17]
4.1.2.3
Grenzzustände der Tragfähigkeit 
4.1.2.3.1
Allgemeines 
Es müssen Nachweise in den folgenden Grenzzuständen geführt werden: 
· Festigkeit, 
· Duktilität.
4.1.2.3.2
Grenzzustand der Festigkeit
Es müssen Nachweise in den folgenden Grenzzuständen geführt werden:
· Biegebruchfestigkeit mit und ohne einwirkende Axialkraft,
· Scherfestigkeit und Durchstanzfestigkeit,
· Torsionsfestigkeit,
· Festigkeit massiger Bauteile,
· Ermüdungsfestigkeit,
· Stabilität schlanker Bauteile.
4.1.2.3.3
Grenzzustand der Duktilität
Falls in Absatz 7.4 der vorliegenden Normen vorgeschrieben, müssen Nachweise im folgenden Grenzzustand geführt werden:
· Biegeduktilität mit und ohne einwirkende Axialkraft.
4.1.2.3.4
Biegebruchfestigkeit und maximale Biegeduktilität mit und ohne einwirkende Axialkraft
4.1.2.3.4.1
Grundannahmen 
Für die Bewertung der Biegebruchfestigkeit mit und ohne einwirkende Axialkraft der eindimensionalen Bauelementequerschnitte werden die folgenden Annahmen herangezogen: 
–
Erhaltung der flachen Querschnitte; 
–
perfekter Verbund zwischen Stahl und Beton;
–
in den Kongruenzrelationen des Querschnitts berücksichtigte Anfangsverformung der Spannbewehrung; 
–
Zugfestigkeit des Betons gleich Null. 
4.1.2.3.4.2
Nachweise der Festigkeit und der Duktilität 
In Bezug auf den druck- und biegebeanspruchten Querschnitt, der in Abb. 4.1.4 dargestellt ist, wird der Tragfähigkeitsnachweis im Hinblick auf Festigkeit und Duktilität anhand der Berechnungsannahmen und der --Modelle aus Absatz 4.1.2.1.2 geführt.
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Abbildung 4.1.4 – Druck- und biegebeanspruchter Querschnitt
	asse di calcolo
	Berechnungsachse


Die Nachweise werden geführt, indem die Tragfähigkeit im Hinblick auf Festigkeit und (falls unter Absatz 7.4 des vorliegenden Regelwerks vorgeschrieben) Duktilität nach den folgenden Beziehungen mit der entsprechenden Beanspruchung verglichen wird:

MRd = MRd (NEd ) ≥ MEd
[4.1.18a] 

µ( = µ( (NEd ) ≥ Ed
[4.1.18b] 
wobei gilt:
MRd
ist der Bemessungswert des Widerstandsmoments, das NEd entspricht; 
NEd
ist der Bemessungswert der einwirkenden Normalkraft; 
MEd
ist der Bemessungswert des Beanspruchungsmoments;
µ(
ist der Bemessungswert der Krümmungsduktilität, die NEd entspricht; 
Ed
ist die Beanspruchung im Hinblick auf die Krümmungsduktilität.
Bei axial druckbeanspruchten Pfeilern ist in jedem Fall eine Biegekomponente MEd = e ( NE( mit Exzentrizität e mindestens gleich 1/200 der freien Durchbiegungshöhe des Pfeilers und in jedem Fall nicht unter 20 mm anzunehmen. 
Bei schiefer Druckbiegung kann der Nachweis für den Querschnitt in folgende Form gebracht werden: 
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[4.1.19]
wobei gilt: 
MEyd, MEzd
sind die Bemessungswerte der beiden Biegekomponenten der Einwirkung um die Achsen y und z; 
MRyd, MRzd
sind die Bemessungswerte der Widerstandsmomente der Druckbiegung entsprechend NEd, separat bewertet um die Achsen y und z. 
Der Exponent α kann abhängig von der Geometrie des Querschnitts und den folgenden Parametern abgeleitet werden: 

ν = NEd/NRcd
[4.1.20] 

ωt = At ( fyd/NRcd
[4.1.21]
mit NRcd =Ac · fcd . 
In Ermangelung einer spezifischen Bewertung kann Folgendes angenommen werden:
· für rechteckige Querschnitte:
	NEd/NRcd
	0,1
	0,7
	1,0

	
	1,0
	1,5
	2,0


mit linearer Interpolation bei anderen Werten als NEd/NRcd;
· für runde und elliptische Querschnitte:  = 2.
Die Tragfähigkeit kann im Hinblick auf den Faktor der Krümmungsduktilität µ( – jeweils separat für die beiden Hauptrichtungen des Nachweises – als Verhältnis zwischen der Krümmung, die einer 15 %-igen Reduzierung der maximalen Biegefestigkeit (oder dem Erreichen der Bruchverformungsgrenze des Betons und/oder Stahls) entspricht und der konventionellen Krümmung der ersten Plastifizierung 
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 berechnet werden, die durch die folgende Beziehung angegeben wird:

[image: image108.emf]M
Rd . ¢/
yd

q)yd =
MI
yd









f

yd

=

M

Rd

¢

M

yd

×¢ f

yd


wobei gilt:

[image: image109.emf]








¢ f

yd

 ist der kleinere Wert von den beiden Werten, die für die Krümmung beim Fließen der gespannten Bewehrung und für die Krümmung bei der Spitzenverformung des druckbeanspruchten Betons berechnet wurden (εc2 bei Verwendung des Parabel-Rechteck-Modells bzw. εc3 bei Verwendung des Dreieck-Rechteck-Modells);
MRd ist das Widerstandsmoment des Querschnitts im GZT;
M’yd ist das Moment, das 
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 entspricht und als maximales Widerstandsmoment des Querschnitts im nahezu elastischen Bereich angenommen werden kann.
4.1.2.3.5
Schubtragfähigkeit
Ohne spezifische Untersuchungen auszuschließen, ist bei der Bewertung der Tragfähigkeit eindimensionaler Bauteile gegenüber Schubbeanspruchungen und Durchstanzbeanspruchungen Folgendes zu berücksichtigen. 
4.1.2.3.5.1
Bauteile ohne schubfeste Querbewehrungen 
Wenn auf der Grundlage der Berechnung keine Schubbewehrung erforderlich ist, muss dennoch eine Mindestbewehrung nach den Vorgaben aus Absatz 4.1.6.1.1 vorgesehen werden. In Decken, Platten und Baugliedern mit vergleichbarem Verhalten kann eine solche Mindestbewehrung entfallen, sofern eine Querverteilung der Lasten gewährleistet ist.
Für den Tragfähigkeitsnachweis (GZT) gilt: 

VRd ≥ VEd
[4.1.22]
wobei VEd der Bemessungswert der einwirkenden Schubbeanspruchung ist. 
In Bezug auf das durch das Biegemoment gerissene Bauteil wird der Schubwiderstand nach folgender Formel bewertet: 
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[4.1.23]
mit 
fck
angegeben in MPa
k
= 1 + (200/d)1/2 ≤ 2
vmin
= 0,035 k3/2 fck1/2
Wobei gilt: 
d
ist die Nutzhöhe des Querschnitts (in mm); 
(1 = Asl / (bw ·d)
ist das geometrische Verhältnis der gespannten Längsbewehrung (≤ 0,02), die sich über mindestens (lbd + d) über den betrachteten Querschnitt hinaus erstreckt, wobei lbd die Länge der Verankerung ist;
σcp = NEd/Ac [MPa]
ist die mittlere Druckspannung im Querschnitt (≤ 0,2 fcd);
bw
ist die Mindestbreite des Querschnitts (in mm). 
Bei einfach aufgelagerten Spannbetonbauteilen kann der Bemessungswiderstand in den durch das Biegemoment (mit Zugspannungen nicht über fctd) nicht gerissenen Zonen vereinfachend nach folgender Formel bewertet werden: 

VRd = 0,7 · bw · d (
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[4.1.24]
Bei Einwirkungen signifikanter Zugbeanspruchungen ist die Schubfestigkeit des Betons mit Null anzusetzen; in diesem Fall ist es nicht möglich, Bauteile ohne Querbewehrung zu verwenden. 
Die Längsbewehrungen müssen nicht nur die durch die Biegebeanspruchungen verursachten Kräfte aufnehmen, sondern auch die Schubkräfte, die durch die Rissneigung gegenüber der Trägerachse hervorgerufen werden, einer Neigung, die mit 45° anzusetzen ist. Insbesondere müssen die Längsbewehrungen an den Auflagern eine Kraft aufnehmen, die dem Schub auf dem Auflager entspricht. 
4.1.2.3.5.2
Bauteile mit schubfesten Querbewehrungen 
Der Schubwiderstand VRd tragender Bauteile mit spezifischer Schubbewehrung ist auf der Grundlage eines geeigneten Fachwerkmodells zu bewerten. Die widerstandsfähigen Elemente des idealen Fachwerks sind: die Querbewehrungen, die Längsbewehrungen, der druckbelastete Betongurt und die geneigten Streben. Die Neigung  der Betonstreben gegenüber der Trägerachse muss folgende Grenzen einhalten: 

1 ≤ ctg θ≤ 2,5
[4.1.25]
Für den Tragfähigkeitsnachweis (GZT) gilt: 

VRd ≥ VEd
[4.1.26]
wobei VEd der Bemessungswert der einwirkenden Schubbeanspruchung ist. 
In Bezug auf die Querbewehrung wird der Bemessungswiderstand gegenüber „Schubzug“ nach folgender Formel bewertet: 
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[4.1.27]
In Bezug auf den Kernbeton wird der Bemessungswiderstand gegenüber „Schubdruck“ nach folgender Formel bewertet 

VRcd = 0,9 · d · bw · αc · fcd (ctgα + ctgθ)/(1 + ctg2 θ)
[4.1.28]
Der Schubwiderstand des Trägers ist der kleinere der oben definierten Widerstände:

VRd = min (VRsd, VRcd)
[4.1.29]
Hierin haben d, bw und σcp die in Absatz 4.1.2.3.5.1 angegebene Bedeutung; darüber hinaus gilt: 
Asw
Fläche der Querbewehrung;
s
Achsabstand zwischen zwei aufeinanderfolgenden Querbewehrungen;
α
Neigungswinkel der Querbewehrung gegenüber der Trägerachse;
fcd
reduzierte Bemessungsdruckfestigkeit des Kernbetons (= 0,5);
	αc
	Erhöhungsbeiwert mit dem Wert
	1
	für nicht druckbeanspruchte Bauglieder

	
	
	1 + σcp/fcd
	für 0 ≤σcp < 0,25 fcd

	
	
	1,25
	für 0,25 fcd ≤σcp ≤0,5 fcd

	
	
	2,5 (1 -σcp/fcd)
	für 0,5 fcd < σcp < fcd


Die Längsbewehrungen müssen auf Basis der Biegebeanspruchungen dimensioniert werden, die durch Translation des Biegemomentdiagramms 

a1 = ( 0,9 · d · ctg θ ) / 2
[4.1.30]
entlang der Trägerachse in der ungünstigeren Richtung erhalten werden.
4.1.2.3.5.3
Sonderfälle 
Querkomponenten 
Bei Bauteilen veränderlicher Höhe oder mit geneigten Vorspannkabeln wird für den Bemessungsschub angenommen: 

VEd = Vd + Vmd + Vpd
[4.1.31]
wobei gilt:
Vd
= Bemessungswert des durch externe Lasten hervorgerufenen Schubs; 
Vmd
= Bemessungswert der durch die Neigung der Baugliedkanten hervorgerufenen Schubkomponente; 
Vpd
= Bemessungswert der durch die Vorspannung hervorgerufenen Schubkomponente. 
Lasten in der Nähe der Auflager 
Der Schub am Auflager, der durch in einem Abstand v ≤ 2d vom Auflager aufgebrachte Lasten hervorgerufen wird, kann im Verhältnis av/2d reduziert werden, wobei folgende Vorschriften einzuhalten sind:
-
bei Endauflagern muss die Zugbewehrung, die in dem Querschnitt erforderlich ist, wo die dem Auflager nächstgelegene Last aufgebracht wird, verlängert und jenseits der theoretischen Auflagerachse verankert werden; 
-
bei Zwischenauflagern muss die Zugbewehrung am Auflager so weit wie nötig verlängert werden, auf jeden Fall bis zu dem Querschnitt, wo im Bereich av ≤ 2d die am weitesten entfernte Last aufgebracht wird. 
Bei Bauteilen mit schubfesten Querbewehrungen ist nachzuweisen, dass die auf diese Weise berechnete Schubbeanspruchung VEd folgende Bedingung erfüllt: 

VEd ≤ As · fyd · sinα
[4.1.32]
wobei As fyd die Festigkeit der Querbewehrung in dem Bereich mit der Länge 0,75 av ist, der sich mittig zwischen Last und Auflager befindet und den dort enthaltenen geneigten Schubriss durchquert. 
Die Schubbeanspruchung VEd, die ohne die Reduktion av/2d berechnet wurde, muss dabei immer folgende Bedingung erfüllen: 

VEd ≤ 0,5 bw d ν fcd
[4.1.33]
Dabei ist ν = 0,5 ein Abminderungsbeiwert für die Festigkeit des durch Schub gerissenen Betons. 
Hängende oder indirekte Lasten 
Wenn die zugbeanspruchten Bauteile des Fachwerks infolge einer besonderen Art der Lastaufbringung erhöhten Belastungen ausgesetzt sind, müssen die Bewehrungen entsprechend angepasst werden. 
4.1.2.3.5.4
Nachweis des Durchstanzwiderstands 
Der Durchstanznachweis für massive Platten, Platten mit massiven Stegen über Pfeilern und Fundamente muss für den Grenzzustand der Tragfähigkeit durchgeführt werden, und zwar an den Stellen, wo sich Pfeiler und konzentrierte Lasten befinden. 
Wenn keine entsprechend dimensionierte Querbewehrung vorhanden ist, muss der Durchstanzwiderstand unter Verwendung anerkannt zuverlässiger Formeln auf der Basis der Zugfestigkeit des Betons bewertet werden; hierbei ist davon auszugehen, dass die Beanspruchung auf einen wirksamen Plattenumfang von 2d vom Lastabdruck verteilt wird, wobei d für die (mittlere) Nutzhöhe der Platte steht. 
Falls die Zugfestigkeit des Betons auf dem wirksamen Umfang auf der Grundlage der Berechnung nicht ausreicht, um den vorgeschriebenen Durchstanzwiderstand zu gewährleisten, müssen entsprechende Schubbewehrungen eingefügt werden. Diese Bewehrungen müssen sich bis zum äußersten Umfang erstrecken, für den eine ausreichende Zugfestigkeit des Betons berechnet wurde. Für die Bewertung des Durchstanzwiderstands kann bei fehlender Schubbewehrung die Norm UNI EN1992‐1‐1 Abschnitt 6.4.4 und bei vorhandener Schubbewehrung die Norm UNI EN1992‐1‐1 Abschnitt 6.4.5 herangezogen werden. 
Im Fall von Gründungsplatten ist das oben dargelegte Modell in geeigneter Weise anzupassen. 
4.1.2.3.6
Torsionstragfähigkeit 
Wenn das statische Gleichgewicht eines Tragwerks von der Torsionstragfähigkeit der Bauteile, aus denen es besteht, abhängt, muss der Tragfähigkeitsnachweis für Torsionsbeanspruchungen geführt werden. Wenn hingegen in statisch unbestimmten Tragwerken Torsion nur aus Kongruenzerfordernissen auftritt und die Sicherheit des Tragwerks nicht von der Torsionstragfähigkeit abhängt, ist es im Allgemeinen nicht erforderlich, die Nachweise durchzuführen. Der Tragfähigkeitsnachweis (GZT) besteht darin zu überprüfen, dass: 

TRd ≥ TEd
[4.1.34]
wobei TEd der Bemessungswert des einwirkenden Torsionsmoments ist. 
Bei prismatischen Bauteilen, die einfacher Torsion oder Torsion in Kombination mit anderen Beanspruchungen ausgesetzt sind und einen vollen oder hohlen Querschnitt besitzen, besteht das Tragfähigkeitsmodell aus einem peripheren Fachwerk, in dem die Zugbeanspruchungen von den darin vorhandenen Längs- und Querbewehrungen und die Druckkräfte von den Betonstreben aufgenommen werden. 
Für den Beton wird der Widerstand nach folgender Formel berechnet 

TRcd = 2 · A · t · f'cd · ctgθ / (1 + ctg2θ)
[4.1.35]
wobei t die Dicke des hohlen Querschnitts ist; bei vollen Querschnitten gilt t = Ac/u, wobei Ac die Fläche des Querschnitts und u sein Umfang ist; t muss in jedem Fall mit ≥ 2-facher Abstand zwischen dem Rand und dem Mittelpunkt der Längsbewehrung angesetzt werden. 
Die Längs- und Querbewehrung des tragenden Fachwerks müssen innerhalb der Dicke t des peripheren Profils angeordnet werden. Die Längsstäbe können entlang dieses Profils verteilt werden, wobei jedoch an allen seinen Ecken ein Stab vorhanden sein muss. 
Für die Querbügel wird der Widerstand nach folgender Formel berechnet 
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[4.1.36]
Für die Längsbewehrung wird der Bemessungswiderstand nach folgender Formel berechnet: 
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[4.1.37] 
Hierin bedeuten: 
A
Fläche, die von der Mittelfaser des peripheren Profils umschlossen wird; 
As
Fläche der Bügel;
um
mittlerer Umfang des tragenden Kerns
s
Bügelabstand; 

[image: image116.wmf]å

1

A

Gesamtfläche der Längsstäbe. 
Die Neigung  der druckbeanspruchten Betonstreben gegenüber der Trägerachse muss folgende Grenzen einhalten: 

1≤ ctg θ ≤ 2,5
[4.1.38]
Innerhalb dieser Grenzen kann bei reiner Torsion angenommen werden ctg θ = (al/as)1/2
mit:
al =
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Der Bemessungstorsionswiderstand des Trägers ist der kleinste der drei oben definierten Werte: 

TRd = min (TRcd, TRsd, TRld)
[4.1.39]
Bei Bauteilen, auf die das Tragfähigkeitsmodell des peripheren Fachwerks nicht anwendbar ist, wie etwa dünnwandige Elemente mit offenem Querschnitt, müssen Berechnungsverfahren verwendet werden, die auf eindeutig belegten theoretischen Annahmen und Versuchsergebnissen beruhen. 
Zusammengesetzte Beanspruchungen 
a)
Torsion, Biegung und Normalkraft 
Die gemäß den obigen Angaben für Torsionsbeanspruchung bemessenen Längsbewehrungen müssen den für die Biegenachweise bemessenen Bewehrungen hinzugefügt werden. 
Darüber hinaus gelten die folgenden Regeln: 
-
In dem zugbeanspruchten Bereich der aufgrund von Biegebeanspruchung und Normalkraft geforderten Längsbewehrung muss die für Torsion geforderte Bewehrung hinzugefügt werden; 
-
In dem druckbeanspruchten Bereich ist eine zusätzliche Torsionslängsbewehrung nicht erforderlich, wenn die torsionsbedingte Zugspannung kleiner als die durch Biegung und Normalkraft bedingte Druckspannung im Beton ist. 
b)
Torsion und Schub 
Was den kritischen Zustand auf der Betonseite betrifft, ist der maximale Widerstand eines auf Torsion und Schub beanspruchten Bauglieds durch den Widerstand der druckbeanspruchten Betonstreben begrenzt. Damit dieser Widerstand nicht überschritten wird, muss folgende Bedingung erfüllt sein: 
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[4.1.40]
Für den Winkel  der druckbeanspruchten Betonstreben muss für beide Nachweise, Schub und Torsion, derselbe Wert angenommen werden. 
4.1.2.3.7
Tragfähigkeit von massigen Bauteilen in den diffusen Bereichen und Knoten 
Bei Bauteilen, für die die einfachen mechanischen Modelle nicht gelten, können die Sicherheitsnachweise nach Schematisierungen durchgeführt werden, die auf der Bestimmung von Zug- und Druckstreben beruhen. 
Die Sicherheitsnachweise müssen geführt werden in Bezug auf: 
– den Widerstand der nur aus der Bewehrung bestehenden Zugstreben
(Rs)
– den Widerstand der Betondruckstreben
(Rc)
– die Verankerung der Bewehrungen
(Rb)
– den Widerstand der Knoten
(Rn)
Es muss sich folgende Widerstandshierarchie ergeben
Rs < (Rn, Rb, Rc) 
Bei der Bewertung des Widerstands der Betonstreben ist das Vorhandensein mehrachsiger Beanspruchungszustände zu berücksichtigen. 
Die Bewehrungen, die die Zugstreben bilden, müssen in geeigneter Weise in den Knoten verankert sein. 
Die Kräfte, die auf die Knoten einwirken, müssen ausgewogen sein; die Querkräfte senkrecht zur Knotenebene müssen berücksichtigt werden. 
Die Knoten befinden sich an den Punkten, an denen die Lasten aufgebracht werden, an den Auflagern, in Verankerungsbereichen, wo eine Konzentration von gewöhnlichen oder Spannbewehrungen vorliegt, an den Biegestellen der Bewehrungen, an den Verbindungen und in den Ecken der Bauglieder. 
Besondere Vorsicht ist bei statisch unbestimmten Schemata geboten, die parallele Widerstandsmechanismen aufweisen. 
4.1.2.3.8
Ermüdungstragfähigkeit 
Bei Vorhandensein zyklischer Einwirkungen, die aufgrund Zykluszahl und Schwankungsbreite der Spannungszustände zu Ermüdungserscheinungen führen können, müssen die Tragfähigkeitsnachweise nach zuverlässigen Modellen geführt werden, die der anerkannten Fachliteratur zu entnehmen sind; die Nachweise für Beton und Stahl sind getrennt zu führen. 
4.1.2.3.9
Spezifische Angaben für Pfeiler und Wände
4.1.2.3.9.1
Umschnürte Pfeiler 
Bei vorwiegend druckbeanspruchten Bauteilen mit einer Bewehrung aus Längsstäben, die entlang einer Umfangslinie angeordnet sind und von einer Spirale umschlossen werden, deren Steigung höchstens 1/5 des Durchmessers des einbeschriebenen Kerns beträgt, wird der Widerstand im Grenzzustand der Tragfähigkeit berechnet, indem man die Beiträge des umschlossenen Betonquerschnitts des Kerns und der Querbewehrung addiert, wobei sich der Widerstand des umschlossenen Betonkerns als Summe des Widerstands des nicht umschlossenen Betonkerns und des Beitrags einer fiktiven Längsbewehrung mit demselben Gewicht wie die Spirale ausdrücken lässt. 
Der Beitrag der fiktiven Bewehrung darf nicht größer als der der Längsbewehrung ausfallen, während der auf diese Weise berechnete Gesamtwiderstand nicht mehr als das Doppelte des Widerstands des nicht umschlossenen Betonkerns betragen darf. 
4.1.2.3.9.2
Stabilitätsnachweise für schlanke Bauteile 
Die Stabilitätsnachweise für schlanke Bauteile müssen mit einer Analyse zweiter Ordnung geführt werden, die den Biegebeanspruchungen der axialen Einwirkungen auf die verformte Konfiguration dieser Bauteile Rechnung trägt. 
Geometrische Mängel und Kriechverformungen infolge von Langzeitlasten sind in angemessener Weise zu berücksichtigen. 
Zwischen inneren Einwirkungen und Verformungen müssen Zusammenhänge angenommen werden, anhand derer es möglich ist, das nichtlineare Verhalten der Materialien und die Auswirkungen der Rissbildung in den Querschnitten angemessen zu beschreiben. Der Beitrag des zugbeanspruchten Betons kann vorsichtshalber vernachlässigt werden. 
Grenzschlankheit für Einzelstützen 
Näherungsweise können die Auswirkungen zweiter Ordnung in Einzelstützen vernachlässigt werden, wenn die Schlankheit  den folgenden Grenzwert nicht überschreitet 


[image: image119.wmf]lim

25

v

l

=


[4.1.41]
wobei gilt: 
ν = NEd / (Ac · fcd)
ist die dimensionslose axiale Einwirkung.
Die Schlankheit wird berechnet als Verhältnis zwischen der freien Knicklänge l0 und dem Trägheitsradius i des nicht gerissenen Betonquerschnitts: 

λ= l0 / i
[4.1.42]
wobei insbesondere l0 auf der Basis der Endeinspannungen und der Interaktion mit etwaigen Nachbarelementen zu definieren ist. 
Für die Wände müssen bei der Berechnung von l0 die Einspannbedingungen auf den vier Seiten und das Verhältnis zwischen den wichtigsten Abmessungen auf dem Stockwerk berücksichtigt werden.
Globale Auswirkungen in Gebäuden 
Die globalen Auswirkungen zweiter Ordnung in Gebäuden können vernachlässigt werden, wenn folgende Bedingung nachgewiesen wird: 
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wobei gilt: 
PEd
ist die gesamte vertikale Last (auf verstrebten Bauteilen und Verstrebungen); 
n
ist die Anzahl der Geschosse; 
L
ist die Gesamthöhe des Gebäudes über der Einspannung an der Basis; 
Ecd
ist der in Absatz 4.1.2.3.9.3 definierte Bemessungswert des Elastizitätsmoduls von Beton; 
Ic
ist das Trägheitsmoment des als voll reagierend angenommenen Betonquerschnitts der Verstrebungen. 
4.1.2.3.9.3
Nachweisverfahren 
Für den Stabilitätsnachweis sind die Beanspruchungen unter den Bemessungseinwirkungen zu berechnen, indem das System der Gleichgewichtsbedingungen einschließlich der Auswirkungen zweiter Ordnung aufgelöst und die Tragfähigkeit der Querschnitte entsprechend den Angaben unter den vorstehenden Punkten des vorliegenden Absatzes 4.1.2.3 nachgewiesen wird. 
Für die druckbeanspruchten Stützen von Rahmen mit festen Knoten, die ansonsten keinen expliziten Biegeeinwirkungen ausgesetzt sind, ist in das Berechnungsmodell in jedem Fall ein Geradheitsfehler aufzunehmen, der 1/300 ihrer Höhe entspricht. 
Linear-elastische Analyse 
Das Lösungssystem lässt sich vereinfachend in pseudolinearer Form aufbauen, indem die mit den Beiträgen 2. Ordnung korrigierten elastischen Beiwerte und eine Biegesteifigkeit der Querschnitte laut 
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[4.1.44)
verwendet werden (wobei Ic das Trägheitsmoment des voll reagierenden Betonquerschnitts darstellt) und φ der Kriechbeiwert des Betons ist (11.2.10.7).
Für die korrigierten elastischen Beiwerte können die linearisierten Ausdrücke in der Variablen NEd (Axialbeanspruchung des Bauteils) verwendet werden. 
Nichtlineare Analyse 
Das Lösungssystem wird aufgebaut, indem für das Materialverhalten geeignete nichtlineare Modelle angenommen werden, die auf folgenden Parametern basieren: 
fck
charakteristische Festigkeit des Betons;
Ecd = Ecm / γCE
Bemessungswert des Elastizitätsmoduls des Betons mit γCE = 1,2; 
φ
Kriechbeiwert des Betons (Absatz 11.2.10.7); 
fyk
charakteristische Streckgrenze der Bewehrung; 
Es
Elastizitätsmodul der Bewehrung. 
Neben der allgemeinen Methode, die auf der numerischen Integration der Krümmungen beruht, können algebraisierte Verarbeitungsmethoden verwendet werden, die auf der Konzentration des Gleichgewichts in den kritischen Querschnitten beruhen (z. B. Methode der Modellsäule), für die auf die anerkannte Fachliteratur verwiesen wird. 
4.1.2.3.10
Nachweis des Verbunds zwischen den Stahlstäben und dem Beton 
Die Verankerung sowohl der zug- als auch der druckbeanspruchten Stäbe muss Gegenstand eines spezifischen Nachweises sein. 
Beim Nachweis der Verankerung ist gegebenenfalls der Gesamtwirkung der Stäbe und dem Vorhandensein etwaiger Querbewehrungen Rechnung zu tragen. 
Die Verankerung der Stäbe kann durch Endhaken verbessert werden. Wenn Endhaken verwendet werden, müssen sie einen geeigneten Innenradius aufweisen, um eine Beschädigung der Bewehrung zu vermeiden; für den Verbundnachweis können sie mit dem tatsächlichen Maß ihrer Entwicklung in der Stabachse berechnet werden. Wenn keine Haken verwendet werden, muss die Verankerungslänge auf jeden Fall mindestens dem 20-fachen Durchmesser entsprechen und darf keinesfalls weniger als 150 mm betragen. 
Besondere Vorsichtsmaßnahmen sind zu treffen, wenn Ermüdungserscheinungen oder andere durch wiederholte Beanspruchungen hervorgerufene Phänomene vorherzusehen sind. 
4.1.3.
NACHWEISE FÜR ÜBERGANGSSITUATIONEN 
Für konstruktive Übergangssituationen, wie sie beispielsweise während der Bauphase auftreten, sind Bautechnologien und Arbeitspläne zu verwenden, die keine bleibenden Schäden am Tragwerk oder an tragenden Bauteilen hervorrufen können und die Sicherheit des Bauwerks nicht beeinträchtigen. 
Das Ausmaß der zu berücksichtigenden Umgebungseinwirkungen ist jeweils im Hinblick auf die Dauer der vorübergehenden Einwirkung und die Ausführungstechnologie zu bestimmen. 
4.1.4.
NACHWEISE FÜR AUSSERGEWÖHNLICHE SITUATIONEN 
Die Bemessungsfestigkeiten der Baustoffe für eine spezifische Nachweissituation werden mit folgenden Teilsicherheitsbeiwerten ermittelt: 
–
Beton und Verbund mit der Bewehrung γC = 1,0 
–
Bewehrungsstahl γS = 1,0 
4.1.5.
NACHWEISE DURCH VERSUCHE AN BEISPIELTRAGWERKEN UND MODELLEN
Tragfähigkeit und Funktionstüchtigkeit von Tragwerken und tragenden Bauteilen können durch Versuche an einer ausreichenden Zahl von Proben gemessen werden. 
Die Ergebnisse der Versuche, die an angemessenen Proben ausgeführt werden, müssen mit statistischen Verfahren so analysiert werden, dass signifikante Parameter wie Mittelwert, Standardabweichung und Asymmetriefaktor der Verteilung erhalten werden, mit denen ein angemessenes Wahrscheinlichkeitsmodell bestimmt werden kann, das die untersuchten Mengen beschreibt (Zufallsvariablen). 
Ausführlichere Angaben dazu und vollständige Verfahren für die um Versuche ergänzte Bemessung finden sich in Anhang D der Norm UNI EN 1990:2006.
4.1.6.
KONSTRUKTIVE DETAILS 
4.1.6.1
Eindimensionale Elemente: Träger und Stützen 
Hinsichtlich der konstruktiven Details tragender Bauteile aus Beton werden im Folgenden die anwendungstechnischen Angaben zur Erreichung der vorgeschriebenen Leistungsmerkmale gegeben. 
Diese Angaben gelangen zur Anwendung, sofern sie nicht im Widerspruch zu restriktiveren Vorschriften für Bauwerke in erdbebengefährdeten Gebieten stehen. 
4.1.6.1.1
Bewehrung der Träger 
Die Fläche der Längsbewehrung im zugbeanspruchten Bereich darf folgenden Wert nicht unterschreiten 
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und keinesfalls kleiner als 0,0013 · bt · d sein
[4.1.45]
wobei gilt: 
bt
stellt die mittlere Breite des zugbeanspruchten Bereichs dar; bei einem T-Träger mit Druckgurt wird bei der Berechnung von bt nur die Stegbreite berücksichtigt; 
d
ist die Nutzhöhe des Querschnitts; 
fctm
ist der Mittelwert der unter Absatz 11.2.10.2 definierten axialen Zugfestigkeit; 
fyk
ist der charakteristische Wert der Zugfestigkeit der gewöhnlichen Bewehrung. 
In den Endauflagern muss an der Unterseite eine wirksam verankerte Bewehrung angeordnet sein, die im Einklang mit dem für Schub angepassten Fachwerkmodell berechnet wurde, folglich wird die Resultierende der Zugbeanspruchungen durch das Biegemoment in Abhängigkeit zum Neigungswinkel translatiert, der für die druckbeanspruchten Betonstreben angenommen wird. 
Außerhalb des Überlappungsbereichs darf die Zug- oder Druckbewehrungsfläche einzeln As,max = 0,04 Ac, nicht überschreiten, wobei Ac die Fläche des Betonquerschnitts darstellt. 
Die Träger müssen mit einer Querbewehrung versehen sein, die aus Bügeln mit einem Gesamtquerschnitt von mindestens Ast = 1,5 b mm²/m besteht, wobei b die Mindestdicke des Stegs in Millimetern darstellt; es müssen mindestens drei Bügel pro Meter vorhanden sein, und der Abstand darf nicht mehr als das 0,8-fache der Nutzhöhe des Querschnitts betragen. 
In jedem Fall müssen mindestens 50 % der Schubbewehrung aus Bügeln bestehen. 
Etwaige druckbeanspruchte Längsbewehrungen mit einem Durchmesser φ, die in den Tragfähigkeitsberechnungen berücksichtigt worden sind, müssen von Querbewehrungen mit einem Stababstand von höchstens 15 φ zurückgehalten werden.
4.1.6.1.2
Bewehrung der Stützen 
Bei Bauteilen, die vorwiegend durch Normalkraft belastet werden, müssen die Bewehrungsstäbe parallel zur Achse einen Durchmesser von mindestens 12 mm aufweisen, und die Achsabstände dürfen nicht größer als 300 mm sein. Darüber hinaus darf ihre Fläche folgenden Wert nicht unterschreiten: 

As,min = (0,10 NEd / fyd) und keinesfalls kleiner als 0,003 Ac ausfallen
[4.1.46]
wobei gilt: 
fyd
ist die Bemessungsfestigkeit der Bewehrung (bezogen auf die Streckgrenze) 
NEd
ist die axiale Bemessungsdruckkraft 
Ac
ist die Betonfläche. 
Die Querbewehrungen müssen in einem Achsabstand angeordnet sein, der höchstens das 12-fache des kleinsten Durchmessers der Längsbewehrungsstäbe beträgt und 250 mm keinesfalls überschreiten darf. Der Bügeldurchmesser muss mindestens 6 mm und ¼ des größten Durchmessers der Längsstäbe betragen. 
Außerhalb des Überlappungsbereichs darf die Bewehrungsfläche As,max = 0,04 Ac nicht überschreiten, wobei Ac die Fläche des Betonquerschnitts darstellt. 
4.1.6.1.3
Eisenüberdeckung und Eisenabstand 
Die tragende Bewehrung muss durch eine ausreichende Eisenüberdeckung geschützt werden. Für tragende Bauteile ist der Nachweis im Grenzzustand der Rissbildung nach Absatz 4.1.2.2.4 zu führen. 
Um den Korrosionsschutz der Bewehrung sicherzustellen, muss die Dicke der Betondeckschicht (Eisenüberdeckung) in Abhängigkeit von der Aggressivität der Umgebung und der Korrosionsanfälligkeit der Bewehrung sowie auch unter Berücksichtigung der Einbautoleranzen der Bewehrung bemessen werden. Zu diesem Zweck kann die Norm UNI EN 1992-1-1 hinzugezogen werden. 
Um einen homogenen Betonguss zu ermöglichen, müssen Eisenüberdeckung und -abstand auf die maximale Größe der verwendeten Zuschlagstoffe abgestimmt werden. 
Eisenüberdeckung und -abstand der Bewehrung müssen auch im Hinblick auf die erforderliche Entwicklung der Verbundspannungen mit dem Beton dimensioniert werden. 
4.1.6.1.4
Verankerung der Stäbe und ihre Verbindungen 
Längsbewehrungen sollten vorzugsweise in den druckbeanspruchten oder in den am wenigsten beanspruchten Bereichen unterbrochen bzw. überlappt werden. 
Die Kontinuität zwischen den Stäben kann folgendermaßen hergestellt werden: 
· durch Überlappung, die so berechnet wird, dass die Verankerung jedes einzelnen Stabs sichergestellt ist. In jedem Fall muss die Überlappungslänge im geradlinigen Abschnitt mindestens den Vorgaben im Absatz 4.1.2.3.10 entsprechen. Der gegenseitige Abstand (Eisenabstand) in der Überlappung darf den 4-fachen Durchmesser nicht überschreiten;
· durch Schweißverbindungen im Einklang mit der Norm UNI EN ISO 17660-1:2007. Dazu müssen die Schweißbarkeit der verwendeten Stähle sowie die Verträglichkeit von Metall und Zusatzmetall an den Schweißstellen bzw. unter den Schweißbedingungen, die im Ausführungsplan vorgesehen sind, verifiziert werden; 
· durch mechanische Verbindungen für Bewehrungsstäbe. Solche Verbindungen müssen zuvor nach den Angaben unter Absatz 11.3.2.9 validiert werden. 
Für Stäbe mit einem Durchmesser Ø > 32 mm sind bei der Verankerung und der Überlappung besondere Vorsichtsmaßnahmen zu treffen. 
Zwei Bewehrungsstäbe oder Bewehrungselemente aus Spannstahl können mithilfe von mechanischen Verbindungselementen (Muffen) montiert bzw. verbunden werden, die eine durchgehende Verbindung garantieren. Die mechanischen Verbindungen können unter Bezugnahme auf die einschlägige Fachliteratur bemessen werden. 
4.1.7.
AUSFÜHRUNG 
Alle Entwürfe müssen eine Beschreibung der Ausführungsspezifikationen in Abhängigkeit von den Besonderheiten des Bauwerks, des Klimas und der Bautechnologie enthalten. 
Insbesondere müssen die Konstruktionsunterlagen eine detaillierte Beschreibung der Vorsichtsmaßnahmen enthalten, die bei den Betonmischungen, beim Aushärten, bei der Entschalung und beim Einbau der tragenden Bauteile zu beachten sind. Ebenso sorgfältig muss die Bewehrung im Hinblick auf die Festlegung der Positionen, der Ausführungstoleranzen und der Biegemodalitäten bemessen werden. 
Zu diesem Zweck kann die Norm UNI EN 13670 heranzogen werden.
4.1.8.
ZUSÄTZLICHE VORSCHRIFTEN FÜR SPANNBETON 
Bei den in den vorliegenden Vorschriften vorgesehenen Systemen kann es sich um Systeme mit verschiebbaren, an den Enden verankerten Kabeln (Vorspannung mit nachträglichem Verbund) oder um Systeme mit Kabeln in kraftschlüssiger Verbindung (Vorspannung mit sofortigem Verbund) handeln. 
Die Belastung durch die Vorspannung ist mit den anderen Belastungen (Eigengewicht, ständige und veränderliche Lasten usw.) zu kombinieren, um die ungünstigsten Beanspruchungsbedingungen zu erhalten. 
Bei einer Vorspannung ohne sofortigen Verbund müssen, falls die Vorspannbewehrung nach dem Spannen nicht durch in die Hüllrohre eingepressten Mörtel kraftschlüssig mit dem Beton verbunden wird, die Folgen der relativen Verschiebung zwischen Stahl und Beton berücksichtigt werden. 
Die vorliegenden Vorschriften enthalten keine Angaben zur Behandlung der Fälle von Vorspannung ohne Verbund; hierzu wird auf die Norm UNI EN 1992-1-1 verwiesen. 
Falls eine Partialisierung der Querschnitte unter Gebrauchsbedingungen vorgesehen ist, muss der Ermüdungsfestigkeit des Stahls unter wiederholter Beanspruchung besondere Aufmerksamkeit geschenkt werden. 
4.1.8.1
Sicherheitsbewertung – Berechnungsvorschriften 
4.1.8.1.1
Grenzzustände der Tragfähigkeit 
Für die Bewertung der Tragfähigkeit der tragenden Bauteile gelten die Bestimmungen aus Absatz 4.1.2.3, unter Berücksichtigung der Tatsache, dass für den Nachweis der Querschnitte der Bemessungswert der Vorspannkraft mit dem Teilsicherheitsbeiwert γP = 1 nach den Vorgaben unter Absatz 2.6.1 anzusetzen ist.
Für die lokalen Tragfähigkeitsnachweise an den Verankerungen der Spannbewehrung wird der Bemessungswert der Vorspannkraft mit γP = 1,2 angesetzt.
4.1.8.1.2
Grenzzustände der Gebrauchstauglichkeit 
Es gelten die Bestimmungen aus Absatz 4.1.2.2. Zur Bewertung der Verformungs- und Spannungszustände sind die Spannungsabfälle infolge rheologischer Phänomene zu berücksichtigen, die zu zeitversetzten Materialverformungen führen: Schwinden und Kriechen von Beton, Relaxation des Stahls. 
In der Bewertung der Vorspannung mit nachträglichem Verbund muss man bei der Berechnung der Ausgangsspannung von der Spannung an der Presse die Verluste abziehen, die durch den Einzug der Verankerungsvorrichtungen, das Gleiten der Drähte und die Reibung im Verlauf des Kabels bedingt sind. 
Bei Tragwerken mit Vorspannung mit sofortigem Verbund ist der Spannungsabfall infolge elastischer Verformung zu berücksichtigen. 
Für die Begrenzung der Spannungszustände unter Gebrauchsbedingungen gelten für alle Spannbetontragwerke die Vorschriften aus Absatz 4.1.2.2.5. 
4.1.8.1.3
Gebrauchsspannungen im Beton nach Spannungsabfällen 
Es gelten die Bestimmungen aus Absatz 4.1.2.2.5. 
Zugspannungen an den Kanten von Tragwerken für vorgefertigte Bogenelemente sind nicht zulässig, wenn es nicht möglich ist, die gewöhnliche Bewehrung anzuordnen, die die Zugkraft aufnimmt. 
4.1.8.1.4
Ausgangsspannungen im Beton 
Bei der Vorspannung dürfen die Druckspannungen folgenden Wert nicht überschreiten: 

σc < 0,60 fckj
[4.1.47]
wobei fckj die charakteristische Festigkeit des Betons beim Spannen darstellt. 
Bei Bauteilen mit Vorspannung mit sofortigem Verbund kann die Spannung des Betons zum Zeitpunkt der Übertragung der Vorspannung bis auf den Wert 0,70 fckj vergrößert werden.
Im Verankerungsbereich der Bewehrung können lokale, von den Verankerungsvorrichtungen hervorgerufene Druckspannungen σc mit folgendem Wert toleriert werden: 

σc < c fcd
[4.1.48]
wobei gilt:
σc = γP P / A0 ist der Druck, der auf den Lastabdruck der Fläche A0 einwirkt;
P ist die Ausgangskraft der Spannung im Kabel (γP =1,2);
fcd = fckj / γc ist die Zylinderdruckfestigkeit des Betons bei der Vorspannung;
c ≤ 3 ist ein Überfestigkeitsfaktor der abhängt von:
dem Verhältnis A0/A1 zwischen der belasteten Fläche und der betroffenen Umgebungsfläche;
der Position des Lastabdrucks im Hinblick auf die Kanten des Querschnitts;
den etwaigen Interferenzen mit den betroffenen Flächen in der Nähe.
Für die Werte von c kann auf Absatz 6.7 der Norm UNI EN 1992-1-1 zurückgegriffen werden.
Es wird empfohlen, angemessene Bewehrungen anzuordnen, die die lastbedingten Querzugkräfte ausgleichen können.
Wenn sich die Einflussbereiche benachbarter Vorrichtungen überlagern, sind die Einwirkungen zu addieren und auf die Gesamtfläche zu beziehen. 
4.1.8.1.5
Grenzspannungen für Spannbetonstähle 
Für die Gebrauchsspannungen nach dem Ablassen gelten die Bestimmungen unter Absatz 4.1.2.2.5.2 wobei fp(0,1)k , fp(1)k oder fpyk für fyk zu ersetzen ist. 
Die Ausgangsspannungen beim Spannen der Kabel müssen die strengsten der folgenden Beschränkungen einhalten: 
	σspi < 0,85 fp(0,1)k 
	σspi < 0,75 fptk 
	für nachträglichen Verbund
	[4.1.49]

	σspi < 0,90 fp(0,1)k
	σspi < 0,80 fptk 
	für sofortigen Verbund
	


wobei fp(1)k oder fpyk gegebenenfalls für fp(0,1)k zu ersetzen ist. 
In beiden Fällen ist eine Überspannung bis zu höchstens 0,05 fp(0,1)k zulässig. 
4.1.8.2
Konstruktive Details für Spannbeton 
Hinsichtlich der konstruktiven Details tragender Bauteile aus Spannbeton enthalten die folgenden Punkte dieses Abschnitts die anwendungstechnischen Angaben zur Erreichung der vorgeschriebenen Leistungsmerkmale. 
4.1.8.2.1
Gewöhnliche Längsbewehrung 
Bei Spannbetonträgern (unter Ausschluss der Verbindungsquerschnitte der Träger aus Fertigquadern) muss der Anteil der gewöhnlichen Längsbewehrung, auch wenn keine Zugspannungen in seltenen Kombinationen vorliegen, mindestens 0,1 % der Gesamtfläche des Stegs und einer eventuellen Verdickung auf der Seite der Kabel betragen. 
Falls im Gebrauch eine Partialisierung des Querschnitts vorgesehen ist, müssen die Längsstäbe der gewöhnlichen Bewehrung im partialisierten Bereich des Querschnitts angeordnet werden. 
4.1.8.2.2
Bügel 
In den Trägern sind Bügel anzuordnen, deren Gesamtquerschnitt mindestens den Vorgaben aus Absatz 4.1.6.1.1 entsprechen muss. In der Nähe von konzentrierten Lasten oder Auflagerbereichen gelten die Vorschriften aus Absatz 4.1.2.3.5. 
Bei Torsion gelten die Vorschriften aus Absatz 4.1.2.3.6. 
4.1.8.3
Ausführung von Spannbetonbauten 
Bezüglich der Betonüberdeckung, die für den Korrosionsschutz der Bewehrung erforderlich ist, wird auf Absatz 4.1.6.1.3 verwiesen. 
Bei Bewehrungen mit sofortigem Verbund müssen die Litzen auf der Kopfseite mit geeignetem Schutzmaterial oder Ortbeton überdeckt werden. 
Bei Bewehrungen mit nachträglichem Verbund müssen die Verankerungsvorrichtungen auf der Kopfseite in gleicher Weise geschützt werden. 
Während des Spannvorgangs müssen gleichzeitig die aufgebrachte Kraft und die erzielte Dehnung gemessen werden. Für Produkte mit CE-Kennzeichnung gelten die Kontrollverfahren, die von den einschlägigen harmonisierten europäischen Normen vorgegeben werden.
Der lichte Mindestabstand zwischen den Hüllrohren muss sowohl auf die maximale Größe der verwendeten Gesteinskörnung als auch auf den Hüllrohrdurchmesser abgestimmt sein, um einerseits eine homogene Verteilung des Frischbetons und andererseits die erforderliche Entwicklung der Verbundspannungen mit dem Beton zu gewährleisten. 
Die Ergebnisse des Spannvorgangs, die Manometermesswerte und die gemessenen Dehnungen sind in entsprechende Tabellen zu übertragen und mit den Ausgangsspannungen der Bewehrungen und den konstruktiv vorgesehenen theoretischen Dehnungen zu vergleichen. 
Die verschiebbaren Kabel werden durch Einpressen von geeigneten Materialien geschützt, die Korrosion verhindern und den erforderlichen Verbund herstellen. 
Um die einwandfreie Ausführung der Einpressvorgänge sicherzustellen, müssen diese nach entsprechenden Qualitätskontrollverfahren durchgeführt werden. 
4.1.9.
ZUSÄTZLICHE VORSCHRIFTEN FÜR DECKEN 
Decken sind zweidimensionale ebene Bauteile, die orthogonal zu ihrer Ebene belastet werden und ein überwiegend eindimensionales Widerstandsverhalten aufweisen. 
4.1.9.1
Verbunddecken aus Stahlbeton, Spannbeton und Lochziegeln 
In Verbunddecken aus Stahlbeton oder Spannbeton und Lochziegeln dienen die Lochziegel dazu, das Gewicht zu verringern und die Biegesteifigkeit der Decke zu erhöhen. Dabei ist zwischen mitwirkenden und nicht mitwirkenden Ziegeln zu unterscheiden. 
Im Falle der nicht mitwirkenden Ziegel wird der Widerstand im Grenzzustand der Tragfähigkeit von dem Beton und der gewöhnlichen und/oder Spannbewehrung übernommen. Bei mitwirkenden Ziegeln tragen diese zusammen mit den anderen Materialien zum Widerstand bei. 
4.1.9.2
Verbunddecken aus Stahlbeton, Spannbeton und anderen Bausteinen als Ziegeln 
Zur Herstellung von Verbunddecken aus Stahlbeton und Spannbeton können auch andere Bausteine als Ziegel verwendet werden, die nur der Gewichtsverringerung dienen. 
Die Bausteine aus Blähton-Leichtbeton, geformtem Normalbeton, Polystyrol, Kunststoffen, mineralisierten organischen Elementen usw. müssen maßhaltig sein, dürfen nicht spröde sein und müssen den Verformungen der Decke folgen können. 
4.1.9.3
Decken aus Stahlbeton- oder Spannbetonfertigteilen 
Die Bestandteile dieser Decken müssen die Vorschriften des Absatzes 4.1 erfüllen. 
Neben den Angaben der vorstehenden Absätze zum Grenzzustand der Verformung sind die folgenden ergänzenden Vorschriften zu beachten. 
Die Elemente müssen mit geeigneten Vorrichtungen versehen sein, die die Kongruenz der Verformungen zwischen ihnen gewährleisten, und zwar sowohl für verteilte als auch für konzentrierte Lasten. Wenn keine mitwirkende bewehrte Deckenplatte vorhanden ist oder die Vorschriften der einschlägigen europäischen technischen Normen nicht eingehalten werden, muss die Wirksamkeit dieser Vorrichtungen durch Versuche nachgewiesen und bescheinigt werden. 
Wenn eine Querverteilung der Lasten erfolgen soll, muss die so zusammengesetzte Decke tragende Elemente orthogonal zur Richtung des Haupttragelements aufweisen. 
Wenn das Element auf der Außenseite mit Ortbeton vergossen wird, muss dieser eine Dicke von mindestens 40 mm aufweisen und mit einer Verteilbewehrung mit überkreuzter Maschung versehen sein, und es muss die Übertragung der Schubeinwirkungen zwischen den Fertigbauteilen und dem Vergussbeton nachgewiesen werden, und zwar unter Berücksichtigung der Zwangszustände, die aufgrund der unterschiedlichen rheologischen Eigenschaften von Beton, Element und Vergussbeton entstehen. 
4.1.10.
ZUSÄTZLICHE VORSCHRIFTEN FÜR FERTIGBAUTEILE 
Gegenstand des vorliegenden Absatzes sind tragende Stahlbeton- oder Spannbetonfertigteile (im Folgenden als Elemente bezeichnet), die den spezifischen Vorschriften des Absatzes 4.1 und den Berechnungsverfahren aus Absatz 2.6 entsprechen und – einzeln, miteinander verbunden oder im Verbund mit vor Ort errichteten Teilen – zur Realisierung von Hochbauten verwendet werden. 
In den Anwendungsbereich der vorliegenden Vorschriften fallen Elemente, die in dauerhaften Produktionsstätten oder in vorübergehenden, für eine bestimmte Baustelle eingerichteten Anlagen bzw. vor Ort an der Baustelle hergestellt werden. 
Als seriengefertigte Elemente gelten nur solche, die in dauerhaften Produktionsstätten mit repetitiver Technik und industriellen Prozessen in einer nach Größenbereichen und Bewehrungsart vorgegebenen Typologie hergestellt werden. 
Unter gelegentlich gefertigten Elementen sind jene zu verstehen, deren Produktion nicht das Kriterium der typologischen Repetitivität erfüllt. 
Das Element muss die Sicherheits- und Leistungsniveaus sowohl als Einzelelement (in den Übergangsphasen Ausformung, Förderung, Lagerung, Transport und Montage) als auch als Bestandteil des komplexeren Tragsystems, in das es eingebaut wird, gewährleisten. 
Bei Produkten mit CE-Kennzeichnung müssen – wo anwendbar – in jedem Fall die Absätze 11.8.2, 11.8.3.4 und 11.8.5 des vorliegenden Regelwerks beachtet werden. 
4.1.10.1
Nicht CE-kennzeichnungspflichtige Fertigprodukte 
Für die hier geregelten tragenden Fertigbauteile sind, sofern sie keiner Leistungserklärung und anschließenden CE-Kennzeichnung nach einer gemäß der Verordnung (EU) Nr. 305/2011 erarbeiteten harmonisierten technischen Spezifikation, deren Fundstellen im Amtsblatt der Europäischen Union veröffentlicht wurden, unterliegen, zwei Produktionskategorien vorgesehen: 
–
erklärte Serie 
–
kontrollierte Serie 
Elemente, auf die die CE-Kennzeichnung im Sinne der Verordnung (EU) Nr. 305/2011 nicht anwendbar ist, müssen in Prozessen, die einer Produktionskontrolle unterliegen, hergestellt werden; die Hersteller von gelegentlich (in erklärter Serie und in kontrollierter Serie) produzierten Elementen müssen außerdem eine vorherige Qualifizierung des Produktionssystems gemäß den Angaben unter Absatz 11.8 vornehmen. 
4.1.10.2
Seriengefertigte Fertigprodukte 
Zu den seriengefertigten Fertigprodukten gehören: 
–
seriengefertigte Elemente, für die eine Hinterlegung nach Artikel 9 des Gesetzes Nr. 1086 vom 5. November 1971 erfolgt ist; 
–
Elemente, für die eine Eignungsbescheinigung nach Artikel 1 und 7 des Gesetzes Nr. 64 vom 2. Februar 1974 erteilt wurde; 
–
alle sonstigen Elemente, die unter die Definition unter 4.1.10 Absatz 3 fallen. 
4.1.10.2.1
Fertigprodukte aus erklärter Serienproduktion 
Unter die erklärte Serienproduktion fallen seriengefertigte Elemente, die zwar einer vorgegebenen Typologie angehören, die aber jedes Mal mit auftragsbezogenen Maßen und Bewehrungen konstruiert werden (typologische Serie). 
Für die vorgegebenen Typologien muss der Hersteller im Rahmen der Qualifizierung der Produktion nach Absatz 11.8 die technische Dokumentation für den Produktionsprozess und das Baumuster beim Zentralen Technischen Dienst des Obersten Rates für öffentliche Arbeiten hinterlegen. 
Bei jeder einzelnen Verwendung der typologischen Serien muss die spezifische technische Dokumentation der seriengefertigten Elemente den Konstruktionsunterlagen beigefügt werden, die bei der nach geltendem Recht zuständigen Regionalbehörde zu hinterlegen sind. 
Unter die erklärte Serienproduktion fallen außerdem jene seriengefertigten Elemente, die aus einem hinreichend bestimmten, in Größe und Bewehrung vorgegebenen Typ auf der Basis eines hinterlegten Entwurfs bestehen (repetitive Serie). 
Für jeden Elementtyp oder für jede homogene Familie von Typen muss der Hersteller im Rahmen der Qualifizierung der Produktion nach Absatz 11.8 die technische Dokumentation für den Produktionsprozess und den spezifischen Entwurf beim Zentralen Technischen Dienst des Obersten Rates für öffentliche Arbeiten hinterlegen. 
Bei jeder einzelnen Verwendung der repetitiven Serien reicht es aus, den Konstruktionsunterlagen, die bei der nach geltendem Recht zuständigen Regionalbehörde zu hinterlegen sind, die Angaben zur Hinterlegung beim Zentralen Technischen Dienst beizufügen. 
4.1.10.2.2
Fertigprodukte aus kontrollierter Serienproduktion 
Unter kontrollierter Serienproduktion ist eine Serienproduktion zu verstehen, die die Anforderungen an die erklärte Serienproduktion erfüllt und darüber hinaus nach Verfahren erfolgt, die experimentelle Baumusterprüfungen und eine ständige Produktionskontrolle gemäß Absatz 11.8 vorsehen. 
Folgende Produkte müssen in kontrollierter Serienproduktion hergestellt werden: 
· Elemente, die einen unüblichen Konstruktionsaufbau aufweisen; 
· Elemente, die unter Verwendung von Spezialbeton oder von Beton einer Klasse > C 45/55 hergestellt werden; 
· Stahlbeton- oder Spannbetonelemente mit einer (auch lokalen) Dicke unter 40 mm; 
· Elemente, deren Konstruktion auf Berechnungsmodellen beruht, die in den vorliegenden technischen Vorschriften nicht vorgesehen sind. 
Für Elemente, die in eine der oben genannten Kategorien fallen, ist die vorherige Erteilung einer Herstellungsgenehmigung gemäß den Verfahren nach Absatz 11.8.4.3 obligatorisch vorgeschrieben. 
4.1.10.3
Verantwortlichkeiten und Zuständigkeiten 
Der Konstrukteur und der technische Leiter der Fertigteilproduktionsstätte sind in den jeweiligen Zuständigkeitsbereichen für die Tragfähigkeit und die Sicherheit des Elements verantwortlich, sowohl im eingebauten Zustand als auch während des Transports bis zur Baustelle. 
Der Konstrukteur und der Bauleiter des Tragwerkskomplexes, zu dem das Bauteil gehört, sind in ihren jeweiligen Zuständigkeitsbereichen für die Prüfung des Elements während der Montage, des Einbaus und der Nutzung der realisierten Gesamtkonstruktion verantwortlich. 
Die in dauerhaften Produktionsstätten hergestellten Elemente müssen unter der Verantwortung eines technischen Betriebsleiters gefertigt werden, der über eine entsprechende berufliche Qualifikation verfügt und die Verantwortlichkeiten des Bauleiters übernimmt. 
Elemente aus gelegentlicher Produktion müssen darüber hinaus unter der Aufsicht des Bauleiters des Bauwerks, für das sie bestimmt sind, hergestellt werden. 
Die Bediensteten des Zentralen Technischen Dienstes können die Fertigteilproduktionsstätten auch ohne vorherige Ankündigung aufsuchen, um die Einhaltung der vorliegenden Vorschriften zu überprüfen. 
4.1.10.4
Prüfungen an Fertigelementen 
Um die Leistungsmerkmale eines neuen Produkts oder einer neuen Produktionstechnologie zu überprüfen und die Zuverlässigkeit der in den Tragfähigkeitsnachweisen verwendeten Berechnungsmodelle zu verifizieren, ist es vor Aufnahme der laufenden Produktion erforderlich, mit einer angemessenen Anzahl von Baumustern echte Lastversuche bis zum Bruch durchzuführen. 
Für die kontrollierte Serienproduktion sind diese Versuche, zusätzlich zu den laufenden Materialprüfungen nach Kapitel 11, obligatorisch vorgeschrieben. 
4.1.10.5
Ergänzende Vorschriften 
Die Prüfungen am Fertigelement sind in Bezug auf das erreichte (und durch Materialprüfungen nach 11.8.3.1 und gegebenenfalls durch Baumusterprüfungen kontrollierte) Aushärtungs- und Festigkeitsniveaus durchzuführen, bevor das Element transportiert und statisch beansprucht wird. 
Hebezeuge und Fördergeräte müssen im Entwurf des Bauteils ausdrücklich angegeben sein und aus Materialien bestehen, die für die vorgesehenen Beanspruchungen geeignet und ausgelegt sind. 
Die Betonüberdeckung der Fertigbauteile muss die allgemeinen Vorschriften des vorliegenden Absatzes 4.1 erfüllen. 
4.1.10.5.1
Auflager 
Bei den endgültig aufgelagerten Elementen ist besonders auf die Position und die Größe der Stützkonstruktionen zu achten, sowohl hinsichtlich der Geometrie des Stützelements als auch hinsichtlich des Endquerschnitts des getragenen Elements, wobei auch die Maß- und Einbautoleranzen und die Verformungen infolge rheologischer und/oder thermischer Phänomene gebührend zu berücksichtigen sind. 
Provisorische und endgültige Einspannungen müssen mit besonderer Sorgfalt geplant und, sofern erforderlich, durch Versuche validiert werden. 
Gleitlager müssen so bemessen sein, dass sie die vorgesehenen relativen Verschiebungen ohne Verlust der Tragfähigkeit ermöglichen. 
4.1.10.5.2
Herstellung der Verbindungen
Die Verbindungen zwischen den Fertigbauteilen müssen im Hinblick auf Festigkeit und Verformbarkeit den Bemessungsannahmen entsprechen und müssen nach den Vorgaben unter dem entsprechenden Absatz des Kapitels 11.8 qualifiziert werden. 
4.1.10.5.3
Toleranzen 
Im Entwurf müssen die Fertigungstoleranzen angegeben sein, die das Fertigelement einhalten muss. Ein Element, das diese Toleranzen nicht einhält, wird als nicht konform bewertet und darf dann nur mit vorheriger Genehmigung des Bauleiters zur Verwendung im Bauwerk an die Baustelle ausgeliefert werden. 
Der Bauentwurf muss außerdem den Fertigungs-, Vermessungs- und Einbautoleranzen Rechnung tragen, um ein kohärentes Funktionieren des Gesamtsystems sicherzustellen. 
Der Einbau der Elemente und die Fertigstellung des Bauwerks müssen den Konstruktionsvorgaben entsprechen. Sollten Mängel auftreten, müssen diese vom Bauleiter im Hinblick auf eventuell erforderliche Korrekturmaßnahmen analysiert werden. 
4.1.11.
SCHWACH BEWEHRTER ODER UNBEWEHRTER BETON 
Schwach bewehrter Beton ist Beton, bei dem der Anteil der eingebauten Bewehrung kleiner ausfällt als der für Stahlbeton erforderliche Mindestanteil oder die mittlere Menge an Stahl pro Kubikmeter Beton gewichtsmäßig weniger als 0,3 kN beträgt. 
Sowohl schwach bewehrter Beton als auch unbewehrter Beton können nur für sekundäre Elemente oder für massive oder ausgedehnte Konstruktionen verwendet werden. 
4.1.11.1
Sicherheitsbewertung – Berechnungsvorschriften 
Bei den Nachweisen der Querschnittstragfähigkeit unter Normalkraftbeanspruchung finden die einschlägigen Annahmen Anwendung, die im Absatz 4.1.2.3.4.1 behandelt werden. Bei einem rechteckigen Querschnitt mit den Seiten a und b, der einer Normalbeanspruchung NEd mit einer Exzentrizität e in Richtung der Seite a ausgesetzt ist, ist der Tragfähigkeitsnachweis im GZT mit dem Modell c aus Absatz 4.1.2.1.2.1 zu führen mit

NEd ≤ NRd = fcd b x
[4.1.50]
wobei x = a – 2e.
Der Tragfähigkeitsnachweis desselben rechteckigen Querschnitts der Seiten a und b, der außerdem einer Schubbeanspruchung VEd in Richtung der Seite a ausgesetzt ist, wird geführt mit
VEd ≤ VRd = fcvd b x / 1,5
mit
fcvd = ((f2ct1d + σcfct1d)
für σc≤ σclim
fcvd = (( f2ct1d + σcfct1d-(2/4)
für σc> σclim
wobei gilt:
σc = NEd / (b x)
( = σc - σclim
σclim= fcd – 2 (( f2ct1d + fcd fct1d)
wobei gilt:
fct1d=0,85 fctd
ist die Bemessungszugfestigkeit für unbewehrten oder schwach bewehrten Beton.
4.1.12.
LEICHTBETON (LC)
Das vorliegende Kapitel gilt für Beton mit leichten mineralischen, künstlichen oder natürlichen Zuschlagstoffen, ausgenommen Porenbeton.
Für die standardisierten Dichtigkeits- und Festigkeitsklassen können die Angaben der Norm UNI EN 206:2016 herangezogen werden. 
Auf der Basis der standardisierten Bezeichnung, wie sie unter Absatz 4.1 für Beton mit normalem Gewicht definiert ist, werden Festigkeitsklassen bis zur Klasse LC55/60 zugelassen. 
Die Betonarten der verschiedenen Klassen werden entsprechend den Angaben in Tabelle 4.1.II verwendet. 
Es gelten die spezifischen Vorschriften über die Qualitätskontrolle gemäß Absatz 4.1 und 11.1. 
4.1.12.1
Berechnungsvorschriften 
Für die Bemessung und Konstruktion von Tragwerken aus Leichtbeton gelten die Vorschriften aus den Absätzen 4.1.1 bis 4.1.11, wobei die Besonderheiten der Materialien zu berücksichtigen sind und die Bemessungsfestigkeit in jedem Fall anzusetzen ist mit 

fctd=0,85 fctk/γc
[4.1.50] 
Stäbe mit einem Durchmesser > 32 mm dürfen nicht verwendet werden. Für anwendungstechnische Angaben wird auf die Norm UNI EN 1992-1-1:2005, Abschnitt 11 verwiesen. 
4.1.13.
FEUERWIDERSTAND 
Die Feuerwiderstandsnachweise können nach UNI EN 1992-1-2 geführt werden, wobei für die außergewöhnlichen Einwirkungen die γM-Beiwerte (siehe Absatz 4.1.4) verwendet werden und der Beiwert αcc mit 1,0 anzusetzen ist. 
4.2.
STAHLBAUWERKE 
Die vorliegenden Vorschriften legen die Grundsätze für allgemeine Regelungen fest, um die Sicherheitsanforderungen für Bauwerke mit Stahltragwerken zu erfüllen. 
Damit ein angemessenes Maß an mechanischer Festigkeit und Stabilität, Effizienz und Dauerhaftigkeit sichergestellt werden kann, müssen die Anforderungen für die Ausführung von Tragwerken aus Stahl der Norm UNI EN 1090-2:2011, „Ausführung von Stahl- und Aluminiumtragwerken - Teil 2: Technische Anforderungen für Tragwerke aus Stahl“ erfüllen, sofern dies nicht in Widerspruch zu den vorliegenden Vorschriften steht.
4.2.1.
BAU- UND WERKSTOFFE 
4.2.1.1
Walzstahl 
Die Stähle für den Einsatz im Tragwerk müssen den Stahlsorten von S235 bis S460, jeweils einschließlich, angehören und in ihren Eigenschaften den Anforderungen aus Absatz 11.3.4 der vorliegenden Vorschriften entsprechen. 
Für Anwendungen in den dissipativen Bereichen von Bauwerken, die seismischen Einwirkungen ausgesetzt sind, sind unter Absatz 11.3.4.9 der vorliegenden Vorschriften weitere Anforderungen spezifiziert.
Bei der Bemessung können für die Stähle aus den harmonisierten europäischen Normen UNI EN 10025-1, UNI EN 10210-1 und UNI EN 10219-1 in den Berechnungen die Nennwerte der charakteristischen Streckgrenzen fyk und Bruchspannungen ftk angenommen werden, die in den folgenden Tabellen angeführt sind.
Tabelle 4.2.I – Warmgewalzt mit Profilen mit offenem Querschnitt
	Normen und Qualität der Stähle
	Nenndicke „t” des Bauteils

	
	t ≤ 40 mm
	40 mm < t ≤ 80 mm

	
	fyk [N/mm2]
	ftk [N/mm2]
	fyk [N/mm²]
	ftk [N/mm²]

	UNI EN 10025-2 
	
	
	
	

	S 235 
	235
	360
	215
	360

	S 275 
	275
	430
	255
	410

	S 355 
	355
	510
	335
	470

	S 450 
	440
	550
	420
	550

	UNI EN 10025-3 
	
	
	
	

	S 275 N/NL 
	275
	390
	255
	370

	S 355 N/NL 
	355
	490
	335
	470

	S 420 N/NL 
	420
	520
	390
	520

	S 460 N/NL 
	460
	540
	430
	540

	UNI EN 10025-4 
	
	
	
	

	S 275 M/ML 
	275
	370
	255
	360

	S 355 M/ML 
	355
	470
	335
	450

	S 420 M/ML 
	420
	520
	390
	500

	S 460 M/ML 
	460
	540
	430
	530

	S 460 Q/QL/QL1
	460
	570
	440
	580

	UNI EN 10025-5 
	
	
	
	

	S 235 W 
	235
	360
	215
	340

	S 355 W 
	355
	510
	335
	490


Tabelle 4.2.II - Warmgewalzt mit Profilen mit hohlem Querschnitt
	Normen und Qualität der Stähle
	Nenndicke „t” des Bauteils

	
	t ≤ 40 mm
	40 mm < t ≤ 80 mm

	
	fyk [N/mm2]
	ftk [N/mm2]
	fyk [N/mm2]
	ftk [N/mm2]

	UNI EN 10210-1
	
	
	
	

	S 235 H
	235
	360
	215
	340

	S 275 H 
	275
	430
	255
	410

	S 355 H 
	355
	510
	335
	490

	S 275 NH/NLH 
	275
	390
	255
	370

	S 355 NH/NLH 
	355
	490
	335
	470

	S 420 NH/NLH 
	420
	540
	390
	520

	S 460 NH/NLH 
	460
	560
	430
	550

	UNI EN 10219-1 
	
	
	
	

	S 235 H 
	235
	360
	
	

	S 275 H 
	275
	430
	
	

	S 355 H 
	355
	510
	
	

	S 275 NH/NLH 
	275
	370
	
	

	S 355 NH/NLH 
	355
	470
	
	

	S 275 MH/MLH 
	275
	360
	
	

	S 355 MH/MLH 
	355
	470
	
	

	S 420 MH/MLH 
	420
	500
	
	

	S 460 MH/MLH 
	460
	530
	
	

	S 460 NH/NHL
	460
	550
	
	


4.2.1.2
Korrosionsbeständiger Stahl 
Korrosionsbeständiger Stahl für die Verwendung in Tragwerken muss den Vorgaben in Absatz 11.3.4.8 entsprechen. Was die Bemessung von Tragwerken aus korrosionsbeständigem Stahl betrifft, müssen die in der vorliegenden Vorschrift angeführten Angaben und Regeln ergänzt werden durch bewährte Normen, wie zum Beispiel die Norm UNI EN 1993-1-4.
4.2.1.3
Schweißungen 
Schweißverfahren und Zusatzwerkstoffe müssen den Anforderungen aus Absatz 11.3.4.5 der vorliegenden Vorschriften entsprechen. 
Hinsichtlich der Zulassung der Elektroden für das Lichtbogenschweißen wird auf die Norm UNI ENISO 2560 verwiesen. 
Für die anderen Schweißverfahren sind jeweils die in den Prüfungen zur Qualifizierung des Verfahrens vorgegebenen Drähte, Flussmittel oder Gase zu verwenden. 
Die Eigenschaften der Schweißzusatzwerkstoffe (Streckgrenze, Zugfestigkeit, Bruchdehnung und Kerbschlagzähigkeit) müssen – außer in vom Konstrukteur zu präzisierenden Sonderfällen – den entsprechenden Eigenschaften der Fügeteile entsprechen oder diese übertreffen.
4.2.1.4
Schrauben und Niete 
Schrauben und Niete für tragende Verbindungen müssen den Anforderungen nach Absatz 11.3.4.6 der vorliegenden Vorschriften entsprechen. 
Die in den Nachweisen als charakteristische Werte zu verwendenden Werte der Streckgrenze fyb und der Zugfestigkeit ftb der Schrauben sind unter Absatz 11.3.4.6 der vorliegenden Vorschriften spezifiziert. 
4.2.2.
BEWERTUNG DER SICHERHEIT 
Die Sicherheitsbeurteilung wird gemäß den in Kapitel 2 dargelegten grundlegenden Prinzipien durchgeführt. 
Die Einhaltung der Anforderungen an Festigkeit, Funktionsfähigkeit, Dauerhaftigkeit und Widerstandsfähigkeit wird gewährleistet, indem für das Tragwerk, die Tragwerksteile und die Verbindungen die hier beschriebenen Nachweise in den Grenzzuständen der Tragfähigkeit und den Grenzzuständen der Gebrauchstauglichkeit geführt werden. 
4.2.2.1
Grenzzustände 
Erforderlichenfalls sind die folgenden Grenzzustände der Tragfähigkeit nachzuweisen: 
–
Grenzzustand des Gleichgewichts, um das globale Gleichgewicht des Tragwerks und seiner Teile während der gesamten Nennlebensdauer einschließlich der Bau- und Instandhaltungsphasen zu prüfen; 
–
Grenzzustand des Versagens; dieser entspricht dem Erreichen der Streckgrenze oder der Grenzverformung des Werkstoffs und somit der Krise oder der übermäßigen Verformung eines Querschnitts, eines Bauglieds oder einer Verbindung (unter Ausnahme von Ermüdungserscheinungen) oder der Ausbildung eines Versagensmechanismus oder dem Auftreten von Gleichgewichtsinstabilitäten in den Bauteilen oder im Tragwerk als Ganzem, wobei auch lokale Instabilitätserscheinungen zu berücksichtigen sind, denen eventuell durch eine Reduzierung der tragenden Querschnittsflächen Rechnung getragen werden kann; 
–
Grenzzustand der Ermüdung, in dem die durch wiederholte Belastungen hervorgerufenen Spannungsveränderungen im Hinblick auf die Eigenschaften der betroffenen Tragwerksdetails geprüft werden. 
Für besondere Tragwerke oder Situationen kann die Betrachtung anderer Grenzzustände der Tragfähigkeit erforderlich sein. 
Erforderlichenfalls sind die folgenden Grenzzustände der Gebrauchstauglichkeit nachzuweisen: 
–
Grenzzustände der Verformung und/oder Verschiebung, um Verformungen und Verschiebungen zu vermeiden, die eine effiziente Nutzung des Bauwerks und seiner Inhalte oder sein Erscheinungsbild beeinträchtigen könnten; 
–
Grenzzustand der Schwingung, um sicherzustellen, dass die von den Benutzern wahrgenommenen Empfindungen ein annehmbares Komfortniveau gewährleisten; ein Überschreiten könnte ein Anzeichen für geringe Widerstandsfähigkeit sein und/oder auf Schäden an sekundären Komponenten hindeuten; 
–
Grenzzustand lokaler Plastifizierungen, um plastischen Verformungen zuvorzukommen, die irreversible und inakzeptable Verformungen nach sich ziehen; 
–
Grenzzustand des Gleitens der Verbindungen mit hochfesten Schrauben, falls die Verbindung für das Scherversagen der Schrauben ausgelegt wurde. 
4.2.3.
TRAGWERKSANALYSE 
Die Analysemethode muss mit den Bemessungsannahmen übereinstimmen. Die Analyse muss auf Tragwerksberechnungsmodellen basieren, die für den betrachteten Grenzzustand geeignet sind. 
Bemessungsannahmen und Berechnungsmodell müssen in der Lage sein, das globale Verhalten des Tragwerks sowie das lokale Verhalten der verwendeten Querschnitte, tragenden Bauteile, Verbindungen und Auflager nachzubilden. 
Bei der globalen Analyse des Tragwerks, bei der Analyse der Verstrebungssysteme und bei der Berechnung der Bauglieder sind die geometrischen und strukturellen Mängel aus Absatz 4.2.3.5 zu berücksichtigen. 
4.2.3.1
Klassifizierung der Querschnitte 
Die Querschnitte der Bauteile lassen sich in Abhängigkeit von ihrer Rotationsfähigkeit Cθ klassifizieren, die folgendermaßen definiert ist: 

Cϑ = ϑr / ϑy − 1
[4.2.0]
wobei ϑr und ϑy die Rotationen darstellen, die dem Erreichen der Grenzverformung bzw. der Streckgrenze entsprechen.
Die Querschnitte der tragenden Bauteile lassen sich in Abhängigkeit von ihrer Verformungsfähigkeit im plastischen Bereich klassifizieren: Dabei lassen sich die folgenden Querschnittsklassen unterscheiden:
Klasse 1
wenn der Querschnitt in der Lage ist, ein plastisches Gelenk zu bilden, das die für die Tragwerksanalyse nach der plastischen Methode gemäß Absatz 4.2.3.2 geforderte Rotationsfähigkeit besitzt, ohne an Tragfähigkeit zu verlieren. Querschnitte mit Rotationsfähigkeit Cϑ ≥ 3 können generell in diese Klasse eingestuft werden;
Klasse 2
wenn der Querschnitt in der Lage ist, das eigene plastische Widerstandsmoment zu entfalten, aber nur über begrenzte Rotationsfähigkeit verfügt. Querschnitte mit Rotationsfähigkeit Cϑ ≥ 1,5 können generell in diese Klasse eingestuft werden;
Klasse 3
wenn die rechnerischen Spannungen in den druckbeanspruchten äußersten Fasern des Querschnitts die Streckgrenze erreichen können, lokales Beulen aber die Entfaltung des plastischen Widerstandsmoments verhindert; 
Klasse 4
wenn es zur Bestimmung der Biege-, Schub- oder Normalkrafttragfähigkeit erforderlich ist, in den druckbeanspruchten Teilen des Querschnitts die Auswirkungen lokalen Beulens in der elastischen Phase zu berücksichtigen. In diesem Fall kann bei der Berechnung der Tragfähigkeit der tatsächliche geometrische Querschnitt durch einen wirksamen Querschnitt ersetzt werden.
Die Querschnitte der Klassen 1 und 2 werden als kompakt, die der Klasse 3 als mäßig schlank und die der Klasse 4 als schlank definiert. 
Die folgenden Tabellen 4.2.III, 4.2.IV und 4.2.V enthalten Angaben zur Querschnittsklassifizierung für die häufigsten Querschnittsformen und Beanspruchungsarten. 
Die Klasse eines Verbundquerschnitts entspricht dem Klassenwert der höherklassigen Komponente. 
Tabelle 4.2.III - Maximale Breiten/Dicken-Verhältnisse für druckbeanspruchte Teile
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	Biegung um die Achse
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	Biegung um die Achse

	Innere druckbeanspruchte Teile
	

	Klasse
	Biegebeanspruchtes Teil
	Druckbeanspruchtes Teil
	Biege- und druckbeanspruchtes Teil

	Spannungsverteilung in den Teilen (Druckbeanspruchung positiv)
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	Spannungsverteilung in den Teilen (Druckbeanspruchung positiv)
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	fyk
	235
	275
	355
	420
	460

	
	ε
	1,00
	0,92
	0,81
	0,75
	0,71

	*) ψ ≤ -1 gilt, wenn die Druckspannung σ ≤ fyk oder die Zugverformung εy > fyk/E


Tabelle 4.2.IV - Maximale Breiten/Dicken-Verhältnisse für druckbeanspruchte Teile
	Äußere Gurte
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	Warmgewalzte Profile
	Geschweißte Querschnitte

	Klasse
	Druckbeanspruchte äußere Gurte
	Biege- und druckbeanspruchte äußere Gurte

	
	
	Druckbeanspruchter Rand
	Zugbeanspruchter Rand

	Spannungsverteilung in den Teilen (Druckbeanspruchung positiv)
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	1
	c / t ≤ 9ε
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	c / t ≤ 10ε
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	Spannungsverteilung in den Teilen (Druckbeanspruchung positiv)
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Für ke siehe EN 1993-1-5
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Tabelle 4.2.V - Maximale Breiten/Dicken-Verhältnisse für druckbeanspruchte Teile
	Winkel
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Siehe auch die äußeren Gurte (siehe Tabelle 4.2. II)
Gilt nicht für Winkel in kontinuierlichem Kontakt mit anderen Komponenten

	Klasse
	Druckbeanspruchter Querschnitt

	Spannungsverteilung auf dem Querschnitt (Druckbeanspruchung positiv)
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	Rohrquerschnitte
[image: image164.png]




	Klasse
	Biege- und/oder druckbeanspruchter Querschnitt

	1
	d/t ≤ 50ε2

	2
	d/t ≤ 70ε2

	3
	d/t ≤ 90ε2 (Für d/t > 90 ε2 siehe EN 1993-1 -6)
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	ε2
	1,00
	0,85
	0,66
	0,56
	0,51


4.2.3.2
Tragfähigkeit der Querschnitte 
Die Tragfähigkeit der Querschnitte ist in Bezug auf Zug-, Druck-, Biege-, Schub- und Torsionsbeanspruchungen zu beurteilen, wobei auch die Auswirkungen der Kombination mehrerer dieser Beanspruchungen auf die Tragfähigkeit zu bestimmen sind. 
Die Querschnittstragfähigkeit wird nach einer der folgenden Methoden bestimmt. 
Elastische Methode (E) 
Es wird von einem linear-elastischen Materialverhalten bis zum Erreichen der Streckgrenze ausgegangen. 
Die Methode kann auf alle Querschnittsklassen angewandt werden, allerdings ist bei Querschnitten der Klasse 4 die Methode der wirksamen Querschnitte oder eine gleichwertige Methode heranzuziehen. 
Plastische Methode (P) 
Es wird von der vollständigen Plastifizierung des Materials ausgegangen. Die Methode kann nur auf Querschnitte der Klassen 1 und 2 angewandt werden. 
Elastisch-Plastische Methode (EP) 
Es wird von konstitutiven bilinearen oder komplexeren Spannungs-Verformungs-Beziehungen des Materials ausgegangen.. 
Die Methode kann auf Querschnitte aller Art angewandt werden. 
4.2.3.3
Methoden für die globale Analyse 
Die globale Tragwerksanalyse kann nach einer der folgenden Methoden durchgeführt werden: 
Elastische Methode (E) 
Die Auswirkungen der Einwirkungen werden unter der Annahme einer indefinit linearen Spannungs-Verformungs-Beziehung des Materials bewertet. 
Die Methode kann auf Tragwerke angewandt werden, die aus Querschnitten beliebiger Klasse bestehen. 
Die Querschnittstragfähigkeit kann bei kompakten Querschnitten (Klasse 1 oder 2) nach der elastischen, plastischen oder elastisch-plastischen Methode, bei schlanken Querschnitten (Klasse 3 oder 4) nach der elastischen oder elastisch-plastischen Methode bewertet werden. 
Plastische Methode (P) 
Die Auswirkungen der Einwirkungen werden unter Vernachlässigung der elastischen Verformung der Bauteile und mit Konzentration der plastischen Verformungen in den Querschnitten, die plastische Gelenke bilden, bewertet. 
Die Methode kann auf Tragwerke angewandt werden, die gänzlich aus Querschnitten der Klasse 1 bestehen. 
Elastisch-Plastische Methode (EP) 
Die Auswirkungen der Einwirkungen werden bewertet, indem in das Modell die Momenten-Krümmungs-Beziehung der Querschnitte eingeführt wird, die durch Berücksichtigung einer konstitutiven bilinearen oder komplexeren Spannungs-Verformungs-Beziehung erhalten werden. 
Die Methode kann auf Tragwerke angewandt werden, die aus Querschnitten beliebiger Klasse bestehen. 
Die möglichen Alternativen für die Methoden zur Tragwerksanalyse und zur Bewertung der Biegetragfähigkeit der Querschnitte sind in Tabelle 4.2.VI zusammengefasst. 
Tabelle 4.2.VI - Methoden für die globale Analyse, zugehörige Methoden zur Berechnung der Tragfähigkeit und zulässige Querschnittstypen
	Methode für die globale Analyse
	Methode zur Berechnung der Querschnittstragfähigkeit
	Querschnittstyp

	(E)
	(E)
	alle (*) 

	(E)
	(P)
	Klassen 1 und 2 

	(E)
	(EP)
	alle (*) 

	(P)
	(P)
	Klasse 1 

	(EP)
	(EP)
	alle (*) 

	(*) Bei Querschnitten der Klasse 4 kann die Tragfähigkeit in Bezug auf den wirksamen Querschnitt berechnet werden. 


4.2.3.4
Auswirkungen der Verformungen 
Generell sind folgende Analysen möglich:
–
die Analyse erster Ordnung, bei der das Gleichgewicht auf die Ausgangskonfiguration des Tragwerks bezogen wird, 
–
die Analyse zweiter Ordnung, bei der das Gleichgewicht auf die verformte Konfiguration des Tragwerks bezogen wird. 
Die globale Analyse kann nach Theorie erster Ordnung durchgeführt werden, wenn davon ausgegangen werden kann, dass die Auswirkungen der Verformungen auf das Ausmaß der Beanspruchungen, auf Instabilitätserscheinungen oder andere für die Tragwerksantwort relevante Parameter vernachlässigbar sind. 
Diese Bedingung kann als erfüllt angesehen werden, wenn folgende Beziehung zutrifft: 
	
[image: image166.wmf]10

F

F

Ed

cr

cr

³

=

a

 für die elastische Analyse
	[4.2.1]

	
[image: image167.wmf]15

F

F

Ed

cr

cr

³

=

a

 für die plastische Analyse
	


wobei αcr der Multiplikator der aufgebrachten Lasten ist, der die globale Instabilität des Tragwerks induziert; FEd ist der Wert der Bemessungslasten, und Fcr ist der Wert der instabilisierenden Last, der unter Berücksichtigung der elastischen Anfangssteifigkeit des Tragwerks berechnet wird. 
4.2.3.5
Auswirkung von Imperfektionen 
In der Tragwerksanalyse, bei der Analyse der Verstrebungssysteme und bei der Berechnung der Bauglieder sind die Auswirkungen geometrischer und struktureller Imperfektionen zu berücksichtigen, wie etwa mangelnde Vertikalität oder Geradheit, Passungsfehler und die in realen Verbindungen unvermeidlich auftretenden kleineren Exzentrizitäten. 
Für diesen Zweck können in der Analyse geeignete geometrische Ersatzimperfektionen mit Werten verwendet werden, die die möglichen Auswirkungen der realen Imperfektionen simulieren, sofern diese Auswirkungen nicht implizit in der Berechnung der Tragfähigkeit der Bauteile enthalten sind. 
In der Berechnung zu berücksichtigen sind: 
−
die globalen Imperfektionen für die Rahmen oder für die Verstrebungssysteme; 
−
die lokalen Imperfektionen für die einzelnen tragenden Bauteile. 
Bei Rahmen, die gegenüber Auswirkungen zweiter Ordnung empfindlich sind, können die Auswirkungen der globalen Imperfektionen nachgebildet werden, indem ein anfänglicher Vertikalitätsfehler des Tragwerks und eine Anfangskrümmung der Tragwerksteile eingeführt werden. 
Der anfängliche Vertikalitätsfehler in einem Rahmen kann vernachlässigt werden, wenn: 

HEd ≥ 0,15 ( QEd
[4.2.2]
wobei HEd die Summe der durch die Horizontallasten bewirkten Horizontalreaktionen an der Basis der Stützen der betrachteten Ebene ist, während QEd für die Summe der durch die Vertikallast bewirkten Vertikalreaktionen an der Basis der Stützen der Ebene selbst steht.
Bei Rahmen, die gegenüber Auswirkungen zweiter Ordnung nicht empfindlich sind, kann die Anfangskrümmung der tragenden Bauteile in der globalen Analyse zur Berechnung der Beanspruchungen, die in die Stabilitätsnachweise der Bauteile einzuführen sind, vernachlässigt werden. 
Bei der Analyse der Verstrebungssysteme, die die seitliche Stabilität von biegebeanspruchten Trägern oder druckbeanspruchten Bauteilen gewährleisten sollen, müssen die Auswirkungen der globalen Imperfektionen nachgebildet werden, indem eine geometrische Ersatzimperfektion des einzuspannenden Bauteils in Form eines anfänglichen Geradheitsfehlers eingeführt wird. 
Beim Nachweis einzelner Bauteile ist, sofern keine Auswirkungen zweiter Ordnung zu berücksichtigen sind, davon auszugehen, dass die lokalen Imperfektionen implizit in den Formeln der Stabilitätsnachweise enthalten sind. 
4.2.4.
NACHWEISE 
Die charakteristischen Einwirkungen (Lasten, Verdrehungen, Temperaturveränderungen usw.) müssen in Übereinstimmung mit den Angaben in den Kapiteln 3 und 5 der vorliegenden Vorschriften definiert werden. 
Bei Wohn- und Gewerbebauten gängigen Typs, die keinen spezifischen Regelungen unterliegen, sind die Bemessungseinwirkungen für die statischen Nachweise gemäß den Angaben in Kapitel 2 zu ermitteln. 
Die Berechnung muss nach geeigneten Modellen der Konstruktionsmechanik gemäß den unter Absatz 4.2.3 angegebenen Kriterien durchgeführt werden. 
4.2.4.1
Nachweise in den Grenzzuständen der Tragfähigkeit 
4.2.4.1.1
Bemessungswiderstand 
Der Bemessungswiderstand der Bauglieder Rd ergibt sich aus: 
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[4.2.3] 
wobei gilt: 
Rk
ist der charakteristische Widerstand des Bauglieds gegen die Beanspruchung (Zug, Druck, Biegung, Schub und Torsion), der durch die charakteristischen Werte der Materialfestigkeiten fyk und die geometrischen Eigenschaften der tragenden Bauteile in Abhängigkeit von der Querschnittsklasse bestimmt wird.
γM
ist der globale Teilsicherheitsbeiwert für das verwendete Tragfähigkeitsmodell. 
Falls es sich um Querschnitte der Klasse 4 handelt, können die „wirksamen“ geometrischen Eigenschaften, wirksame Fläche Aeff, wirksamer Widerstandsmodul Weff, wirksamer Trägheitsmodul Jeff, jeweils bewertet nach den in der Norm UNI EN 1993-1-5 angegebenen Verfahren, herangezogen werden. Im Fall von kaltgeformten tragenden Bauteilen und dünnen Blechen können die „wirksamen“ geometrischen Eigenschaften nach den Angaben in der Norm UNI EN 1993-1-3 bewertet werden. Alternativ zur Methode der wirksamen geometrischen Eigenschaften kann auch die Methode der reduzierten Spannungen herangezogen werden, die in der Norm UNI EN 1993-1-5 angegeben ist. 
Für die Nachweise der Querschnittstragfähigkeit der Bauglieder werden in Bezug auf die im vorliegenden Regelwerk dargelegten Tragfähigkeitsmodelle bei Verwendung von Stählen der in Absatz 11.3 spezifizierten Sorten S 235 bis S 460 die Teilsicherheitsbeiwerte γM0 und γM2 verwendet, die in der Tabelle 4.2.VII angegeben sind. Der Teilsicherheitsbeiwert γM2 ist insbesondere dann zu verwenden, wenn Nachweise für Bauteile geführt werden, die in den lochgeschwächten Verbindungszonen der Bauglieder auf Zug beansprucht werden. 
Zur Beurteilung der Stabilität der druck-, biege- und biegedruckbeanspruchten tragenden Bauteile wird der Teilsicherheitsbeiwert γM1 verwendet, der in der folgenden Tabelle angegeben ist.
Tabelle 4.2.VII - Teilsicherheitsbeiwerte für die Tragfähigkeit der Bauglieder und die Stabilität 
	Tragfähigkeit der Querschnitte der Klassen 1-2-3-4 
	γM0 = 1,05 

	Stabilität der Bauglieder 
	γM1 = 1,05 

	Stabilität der Bauglieder von Straßen- und Eisenbahnbrücken 
	γM1 = 1,10 

	Bruchtragfähigkeit der zugbeanspruchten (lochgeschwächten) Querschnitte 
	γM2 = 1,25 


4.2.4.1.2
Tragfähigkeit der Bauglieder 
Für den Nachweis der Träger hängt der zu berücksichtigende Bemessungswiderstand von der Klassifizierung der Querschnitte ab. 
Der Nachweis im elastischen Bereich ist für Querschnitte aller Art zulässig, wobei jedoch bei Querschnitten der Klasse 4 die Auswirkungen lokalen Beulens zu berücksichtigen sind. 
Die Nachweise im elastischen Bereich für die für Träger typischen ebenen Belastungszustände werden nach Maßgabe des folgenden Kriteriums geführt: 
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[4.2.4]
wobei gilt: 
σx,Ed
ist der Bemessungswert der Normalspannung im betrachteten Punkt, die parallel zur Baugliedachse einwirkt; 
σz,Ed
ist der Bemessungswert der Normalspannung im betrachteten Punkt, die orthogonal zur Baugliedachse einwirkt; 
τEd
ist der Bemessungswert der Tangentialspannung im betrachteten Punkt, die in der Ebene des Baugliedquerschnitts einwirkt. 
Der Nachweis im plastischen Bereich erfordert, dass eine „statisch zulässige“ innere Spannungsverteilung bestimmt wird, die also im Gleichgewicht mit den aufgebrachten Beanspruchungen (N, M, T usw.) steht und die Plastizitätsbedingung einhält. 
Die in den folgenden Absätzen dargelegten Tragfähigkeitsmodelle definieren die Querschnittstragfähigkeit der Bauglieder gegenüber den inneren Beanspruchungen, die separat oder gleichzeitig einwirken. 
Für Querschnitte der Klasse 4 können anstatt der im Folgenden verwendeten Formeln andere bewährte Verfahren verwendet werden. 
4.2.4.1.2.1
Zug 
Die axiale Bemessungseinwirkung NEd muss folgende Bedingung erfüllen: 


[image: image170.wmf]1

N

N

Rd

,

t

Ed

£


[4.2.5]
wobei der Bemessungszugwiderstand Nt,Rd von Baugliedern mit Querschnitten, die durch Lochbohrungen für Schrauben- oder Nietverbindungen geschwächt sind, mit dem kleineren der beiden folgenden Werte anzusetzen ist: 
a)
plastischer Bemessungswiderstand des Bruttoquerschnitts A, 
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[4.2.6]
b)
Bruchwiderstand des Nettoquerschnitts Anet an den Lochbohrungen für die Verbindungen 
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[4.2.7]
Wenn der Entwurf eine Widerstandshierarchie vorsieht, wie dies bei seismischen Einwirkungen der Fall ist, muss der plastische Widerstand des Bruttoquerschnitts Npl,Rd kleiner als der Bruchwiderstand der durch die Lochbohrungen für die Verbindungen geschwächten Querschnitte Nu,Rd ausfallen: 
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[4.2.8]
4.2.4.1.2.2
Druck 
Die Bemessungsdruckkraft NEd muss folgende Bedingung erfüllen: 
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[4.2.9]
wobei für den Bemessungsdruckwiderstand des Querschnitts Nc,Rd gilt: 
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für Querschnitte der Klassen 1, 2 und 3,
	[4.2.10]
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für Querschnitte der Klasse 4.
	


Die Fläche der Lochbohrungen für Schraub- oder Nietverbindungen braucht nicht in Abzug gebracht werden, wenn in allen Lochbohrungen die entsprechenden Verbindungselemente vorhanden sind und keine überdimensionierten oder Langlöcher vorhanden sind. 
4.2.4.1.2.3
Einachsige (gerade) Biegung 
Das Bemessungsbiegemoment MEd muss folgende Bedingung erfüllen: 


[image: image177.wmf]1

M

M

Rd

,

c

Ed

£


[4.2.11]
wobei der Bemessungswert des Biegewiderstands (für gerade Biegung) Mc,Rd unter Berücksichtigung etwaiger Lochbohrungen für Schraub- oder Nietverbindungen im zugbeanspruchten Bereich zu bewerten ist. 
Der Bemessungswert des Biegewiderstands (gerade Biegung) des Querschnitts Mc,Rd hat den Wert:
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 für Querschnitte der Klassen 1 und 2;
[4.2.12]
in denen Wpl den plastischen Widerstandsmodul des Querschnitts darstellt
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 für Querschnitte der Klasse 3;
[4.2.13]

[image: image180.png]_ Wettmn £
T™o

ra



 für Querschnitte der Klasse 4;
[4.2.2014]
Bei Querschnitten der Klasse 3 ist Wel,min der Mindestwert des widerstehenden Elastizitätsmoduls des Stahlquerschnitts; bei Querschnitten der Klasse 4 hingegen wird Weff,min berechnet, indem die infolge lokaler Instabilitätserscheinungen inaktiven Querschnittsteile entsprechend dem in der Norm UNI EN 1993-1-5 dargelegten Verfahren eliminiert werden und der kleinere der beiden auf diese Weise ermittelten Moduln gewählt wird. 
Für zweiachsige Biegung siehe weiter unten. 
Bei biegebeanspruchten Bauteilen mit geschraubten tragenden Verbindungen kann das Vorhandensein von Lochbohrungen in den Profilgurten bei der Berechnung des Widerstandsmoments vernachlässigt werden, wenn folgende Relation erfüllt ist 
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[4.2.15]
wobei Afdie gespannte Bruttogurtfläche, Af,net die Gurtfläche abzüglich der Lochbohrungen und ftk die Grenztragfähigkeit des Stahls ist. 
4.2.4.1.2.4
Schub 
Der Bemessungswert der Schubeinwirkung VEd muss folgende Bedingung erfüllen: 
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[4.2.16]
wobei für den Bemessungswert des Schubwiderstands Vc,Rd ohne Torsion Folgendes gilt:
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[4.2.17]
wobei Av die dem Schub widerstehende Fläche ist. Für in Stegebene belastete I- und H-Profile kann angenommen werden: 
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[4.2.18]
für in Stegebene belastete C- oder U-Profile kann angenommen werden: 
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[4.2.19]
für in Flanschebene belastete I- und H-Profile kann angenommen werden: 
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[4.2.20]
für in Stegebene belastete T-Profile kann angenommen werden: 
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[4.2.21]
für „warmgeformte“ rechteckige Hohlprofile mit gleichbleibender Dicke kann angenommen werden: 
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	[4.2.22]
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für kreisförmige Hohlquerschnitte und Rohre mit gleichbleibender Dicke: 
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[4.2.23]
wobei gilt: 
A
ist die Bruttofläche des Profilquerschnitts, 
b
ist die Flanschbreite bei Profilen und die Breite bei Hohlquerschnitten,
hw
ist die Steghöhe, 
h
ist die Höhe der Hohlquerschnitte, 
r
ist der Ausrundungsradius zwischen Steg und Flansch, 
tf
ist die Flanschdicke. 
twist die Stegdicke. 
Bei Torsion ist der Schubwiderstand des Profils entsprechend zu reduzieren. Bei I- oder H-Querschnitten ergibt sich der reduzierte Schubwiderstand aus der Formel 
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[4.2.24]
wobei τt,Ed die maximale Tangentialspannung aus gleichmäßiger Torsion darstellt. Bei Hohlquerschnitten lautet die Formel hingegen: 
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[4.2.25]
Der Schubnachweis des Querschnitts kann auch als Spannungsnachweis (elastischer Nachweis) in dem am meisten beanspruchten Punkt des Querschnitts geführt werden, und zwar nach der Formel: 
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[4.2.26]
wobei τEd im linear-elastischen Bereich bewertet wird. 
Der Beulnachweis für den Steg des schubbeanspruchten und steifenlosen Querschnitts ist in Übereinstimmung mit Absatz 4.2.4.1.3.4 zu führen, wenn: 
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[4.2.27]
wobei  vorsichtig mit 1,00 anzusetzen oder gemäß den Vorgaben einschlägiger Normen zu bewerten ist. 
4.2.4.1.2.5
Torsion 
Bei torsionsbeanspruchten Elementen muss der Bemessungswert der Torsionsbeanspruchung TEd, sofern Querschnittsverzerrungen vernachlässigt werden können, folgende Relation erfüllen: 
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[4.2.28]
wobei TRd der Bemessungswert des Torsionswiderstands des Querschnitts ist. Die Torsionseinwirkung TEd kann als Summe zweiter Komponenten betrachtet werden: 
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[4.2.29]
wobei Tt,Ed die gleichmäßige Torsion ist, während Tw,Ed für die Torsion aus behinderter Verwölbung steht. 
4.2.4.1.2.6
Biegung und Schub 
Wenn der Bemessungsschub VEd weniger als die Hälfte des Bemessungswerts des Schubwiderstands Vc,Rd beträgt,
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[4.2.30]
kann der Einfluss des Schubs auf die Biegetragfähigkeit vernachlässigt werden, ausgenommen Fälle, in denen das Schubbeulen die Biegetragfähigkeit des Querschnitts verringert. Wenn der Bemessungsschub VEd mehr als die Hälfte des Bemessungswerts des Schubwiderstands Vc,Rd beträgt, ist der Einfluss des Schubs auf die Biegetragfähigkeit zu berücksichtigen. 
Wenn 
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[4.2.31]
wird die Biegetragfähigkeit bestimmt, indem für die Schubfläche Av die reduzierte Streckgrenze (1 – () fyk angenommen wird. 
Für doppeltsymmetrische I- oder H-Querschnitte der Klassen 1 und 2, die in Stegebene auf Biegung und Schub beansprucht werden, kann der entsprechende Bemessungswiderstand gegen gerade Biegung folgendermaßen bewertet werden: 
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[4.2.32]
wobei Aw die Fläche des Profilstegs darstellt.
4.2.4.1.2.7
Gerade Biegung mit Druck oder Zug 
Für die Bewertung der geraden Biegung mit Druck oder Zug können einschlägige bewährte Verfahren herangezogen werden.
Für doppeltsymmetrische I- oder H-Querschnitte der Klassen 1 und 2, die in Stegebene auf gerade Biegung mit Druck oder Zug beansprucht werden, kann der entsprechende konventionelle Bemessungswiderstand gegen gerade Biegung folgendermaßen bewertet werden: 
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[4.2.33]
Für doppeltsymmetrische I- oder H-Querschnitte der Klassen 1 und 2, die in Flanschebene auf gerade Biegung mit Druck oder Zug beansprucht werden, kann der entsprechende konventionelle Bemessungswiderstand gegen gerade Biegung folgendermaßen bewertet werden: 
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[4.2.34]
oder
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[4.2.35]
wobei gilt: 
Mpl,y,Rd
ist das plastische Bemessungswiderstandsmoment gegen einfache Biegung in Stegebene, 
Mpl,z,Rd
ist das plastische Bemessungswiderstandsmoment gegen einfache Biegung in Flanschebene, 
und wenn 

n = NEd / Npl.Rd
[4.2.36]
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[4.2.37]
wobei gilt: 
A
ist die Bruttofläche des Querschnitts, 
b
ist die Flanschbreite, 
tf
ist die Flanschdicke. 
Für generische Querschnitte der Klassen 1 und 2 wird der Nachweis geführt, indem überprüft wird, ob das Bemessungsmoment kleiner ist als das um den Bemessungswert der Normalkraft reduzierte plastische Bemessungsmoment MN,y,Rd. 
4.2.4.1.2.8
Zweiachsige Biegung mit Druck oder Zug 
Für die Bewertung der zweiachsigen Biegung mit Druck oder Zug können einschlägige bewährte Verfahren herangezogen werden.
Für doppeltsymmetrische I- oder H-Querschnitte der Klassen 1 und 2, die auf zweiachsige Biegung mit Druck oder Zug beansprucht werden, kann die Tragfähigkeitsbedingung folgendermaßen bewertet werden: 
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[4.2.38]
mit n ≥ 0,2 wobei n = NEd / Npl,Rd. Falls n < 0,2 sowie bei generischen Querschnitten der Klassen 1 und 2 kann der Nachweis auf der sicheren Seite liegend geführt werden, indem kontrolliert wird, dass: 
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[4.2.39]
Bei Querschnitten der Klasse 3 kann der Nachweis für gerade oder zweiachsige Biegung mit Druck oder Zug, sofern keine Schubeinwirkungen vorliegen, als Spannungsnachweis mit elastischen Analysen geführt werden; die einwirkende Spannung wird unter Berücksichtigung eventuell vorhandener Lochbohrungen berechnet. 
Bei Querschnitten der Klasse 4 müssen die Nachweise in Bezug auf den elastischen Widerstand (Spannungsnachweis) geführt werden; es können die wirksamen geometrischen Eigenschaften des Querschnitts (unter Berücksichtigung eventuell vorhandener Lochbohrungen) verwendet werden.
4.2.4.1.2.9
Biegung, Schub und Axiallast 
Bei der Berechnung des Biegewiderstandsmoments sind die Auswirkungen der Axial- und Schubkräfte, sofern vorhanden, zu berücksichtigen. 
Wenn der Bemessungsschub VEd weniger als 50 % des Bemessungswerts des Schubwiderstands Vc,Rd beträgt, kann die Biegetragfähigkeit des Querschnitts nach den Formeln für Biegung mit Zug/Druck berechnet werden. Wenn die Bemessungsschubbeanspruchung 50 % des Bemessungsschubwiderstands überschreitet, wird eine infolge der Interaktion zwischen Biegung und Schub reduzierte Streckgrenze angenommen: fy,red = (1 -) fyk wobei gilt: 
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[4.2.40]
Bei Querschnitten der Klassen 3 und 4 müssen die Nachweise in Bezug auf den elastischen Widerstand (Spannungsnachweis) geführt werden; bei Querschnitten der Klasse 4 können die wirksamen geometrischen Eigenschaften des Querschnitts verwendet werden. 
4.2.4.1.3
Stabilität der Bauglieder 
4.2.4.1.3.1
Druckstäbe 
Der Stabilitätsnachweis eines Stabs wird unter der Annahme geführt, dass der Querschnitt gleichmäßig auf Druck beansprucht wird. Es muss gelten: 
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[4.2.41]
wobei gilt: 
NEd
der Bemessungswert der Druckeinwirkung und 
Nb,Rd
der Knickwiderstand im Druckstab ist, der sich ergibt aus
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[4.2.42]
und aus 
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[4.2.43]
Die χ-Beiwerte hängen vom Querschnittstyp und von der verwendeten Stahlsorte ab; sie werden in Funktion geeigneter Werte der dimensionslosen Schlankheit 
[image: image210.wmf]l

 nach folgender Formel ermittelt: 
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[4.2.44]
wobei 
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 α der Imperfektionsfaktor ist, der aus der Tabelle 4.2.VIII entnommen werden kann, und die dimensionslose Schlankheit 
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 ist 
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für Querschnitte der Klassen 1, 2 und 3 und
[4.2.45]
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für Querschnitte der Klasse 4.
[4.2.46]
Tabelle 4.2.VIII - Knickspannungskurven für verschiedene Querschnittstypen und Stahlklassen, für druckbeanspruchte Bauteile
	Querschnitt
	Grenzwerte
	Biegung um die Achse
	Knickspannungskurve

	
	
	
	S235,
S275,
S355,
S420
	S460

	Gewalzte Querschnitte
	
[image: image216.png]



	h/b > 1,2
	tf ≤ 40 mm
	y-y
z-z
	a
b
	a0
a0

	
	
	
	40 mm < tf ≤ 100 mm
	y-y
z-z
	b
c
	a
a

	
	
	h/b ≤ 1,2
	tf ≤ 100 mm
	y-y
z-z
	b
c
	a
a

	
	
	
	tf > 100 mm
	y-y
z-z
	d
d
	c
c

	Geschweißte I-Querschnitte
	
[image: image217.png]



	tf ≤ 40 mm
	y-y
z-z
	b
c
	b
c

	
	
	tf > 40 mm
	y-y
z-z
	c
d
	c
d

	Hohlquerschnitte
	
[image: image218.png]oal]




	„Warmgeformter“ Querschnitt
	beliebig
	a
	a0

	
	
	„Kaltgeformter“ Querschnitt
	beliebig
	c
	c

	Geschweißte Kastenquerschnitte
	
[image: image219.png]



	Allgemein
	beliebig
	b
	b

	
	
	„dicke“ Schweißnähte: a>0,5tf; b/tf< 30; h/tw< 30
	beliebig
	c
	c

	Vollquerschnitte, U- oder T-Form
	
[image: image220.png].




	beliebig
	c
	c

	L-Querschnitte
	
[image: image221.png]



	beliebig
	b
	b

	Knickspannungskurve
	a0
	a
	b
	c
	d

	Imperfektionsfaktor α 
	0,13
	0,21
	0,34
	0,49
	0,76


Ncr ist die auf den Eigenschaften des Bruttoquerschnitts und der Knicklänge l0 des Stabs basierende kritische elastische Last, berechnet für das Versagen infolge entsprechender Instabilität (durch Biegung, Torsion oder durch Biegung und Torsion). 
Falls 
[image: image222.wmf]l

kleiner als 0,2 ausfällt oder falls die Bemessungsbeanspruchung NEd weniger als 0,04 Ncr beträgt, können die mit Instabilitätserscheinungen verbundenen Auswirkungen für die druckbeanspruchten Stäbe vernachlässigt werden. 
Begrenzung der Schlankheit 
Als Knicklänge gilt die Länge l0 = β·l, die in der Berechnung der kritischen elastischen Last Ncr die Stablänge l, wie sie aus dem Tragwerksplan hervorgeht, ersetzt. Der Beiwert  ist unter Berücksichtigung der tatsächlichen Einspannbedingungen des Stabs in der betrachteten Knickebene zu bewerten. 
Die Schlankheit eines Stabs in der Nachweisebene ist definiert durch das Verhältnis: 

λ = l0 / i
[4.2.47]
wobei gilt:
l0
ist die Knicklänge in der betrachteten Ebene, 
i
ist der zugehörige Trägheitsradius. 
Die Schlankheit  sollte bei Hauptbauteilen auf 200, bei sekundären Bauteilen auf 250 begrenzt werden. 
4.2.4.1.3.2
Biegebeanspruchte Träger 
Bei biegebeanspruchten Trägern mit seitlich nicht ausreichend eingespanntem Druckgurt muss der Biegedrillknicknachweis nach folgender Formel geführt werden: 
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[4.2.48]
wobei gilt: 
MEd
ist das maximale Bemessungsbiegemoment 
Mb,Rd
ist der Bemessungswert des Widerstandsmoments für Instabilität. 
Bei einem entlang der starken Achse (y-Achse) biegebeanspruchtem Profil kann für das Bemessungswiderstandsmoment für Instabilitätserscheinungen eines seitlich nicht eingespannten Trägers angenommen werden: 
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[4.2.49]
wobei gilt: 
Wy ist der Widerstandsmodul des Querschnitts, der bei Querschnitten der Klassen 1 und 2 dem Plastizitätsmodul Wpl,y, bei Querschnitten der Klasse 3 dem Elastizitätsmodul Wel,y entspricht und bei Querschnitten der Klasse 4 dem wirksamen Modul Weff,ygleichgesetzt werden kann. 
Der Faktor χLT ist der Reduktionsfaktor für Biegedrillknicken, der von dem verwendeten Profiltyp abhängt und nach folgender Formel bestimmt werden kann: 
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[4.2.50]
wobei gilt: 
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Der dimensionslose Schlankheitsgrad 
[image: image227.wmf]LT

l

 ergibt sich aus der Formel:
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[4.2.51]
wobei Mcr das kritische elastische Drillknickmoment ist, das unter Berücksichtigung des Profilbruttoquerschnitts, der Lastbedingungen und der Verdrehsicherungen und unter der Annahme eines gleichförmigen Biegemomentdiagramms berechnet wird. 
Der Imperfektionsfaktor αLT ergibt sich aus den Angaben der Tabelle 4.2.IX a auf der Grundlage der Knickspannungskurven, die in Tabelle 4.2.IX b definiert sind.
Der Faktor f berücksichtigt die reale Verteilung des Biegemoments zwischen den Verdrehsicherungen des biegebeanspruchten Bauteils und wird nach folgender Formel bestimmt: 
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[4.2.52]
wobei der Korrekturfaktor kc die in Tabelle 4.2.X angegebenen Werte annimmt. Insbesondere bei linearer Veränderung des Biegemoments stellt  (-11) das Verhältnis zwischen dem Moment im kleinsten Modul und dem Moment im größten Modul dar, die beide mit ihrem Zeichen genommen werden.
Allgemein kann f = 1,  = 1, K = 1 und 
[image: image230.wmf]0

,

LT

l

 = 0,2 angenommen werden.
Tabelle 4.2.IX (a) Empfohlene Werte für αLT für die verschiedenen Knickspannungskurven.
	Knickspannungskurve
	a
	b
	c
	d

	Iimperfektionsfaktor αLT
	0,21
	0,34
	0,49
	0,76


Tabelle 4.2.IX (b) - Bestimmung der Knickspannungskurven für die verschiedenen Querschnittstypen und für die biegebeanspruchten Bauteile
	Querschnitt
	Grenzwerte
	Knickspannungskurve aus Tabelle 4.2.VIII

	I-Querschnitt, gewalzt 
	h/b ≤ 2
h/b > 2
	b
c

	Verbundquerschnitt, geschweißt 
	h/b ≤ 2
h/b > 2
	c
d

	Andere Querschnitte 
	-
	d


Für gewalzte I- oder H-Profile oder für I- oder H-Verbundprofile darf der Beiwert 
[image: image231.wmf]0
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0,4 keinesfalls überschreiten, während der Beiwert  0,75 keinesfalls unterschreiten darf, und wird der Term K folgendermaßen definiert:
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[4.2.53]
4.2.4.1.3.3
Druck- und biegebeanspruchte Bauglieder 
Bei druck- und biegebeanspruchten tragenden Bauteilen müssen die entsprechenden Instabilitätserscheinungen unter Heranziehung einschlägiger bewährter Normen untersucht werden. 
4.2.4.1.3.4
Stabilität von Platten 
Dünnwandige tragende Bauteile (der Klasse 4) weisen in Bezug auf lokales Beulen komplexe Probleme auf, zu deren Behandlung einschlägige bewährte Normen heranzuziehen sind. 
4.2.4.1.4
Grenzzustand der Ermüdung 
Für Tragwerke, die zyklischen Lasten ausgesetzt sind, ist die Ermüdungstragfähigkeit nachzuweisen; hierfür gilt: 
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[4.2.54]
wobei gilt: 
(d
ist der Spannungsausschlag (effektiv oder äquivalent zum Spannungsspektrum), der von den zyklischen, zu Ermüdungserscheinungen führenden Bemessungseinwirkungen mit Teilsicherheitsbeiwerten (Mf = 1 hervorgerufen wird; 
(R
ist die Ermüdungsfestigkeit für die entsprechende Kategorie der Konstruktionsdetails, wie sie sich aus den S-N-Kurven der Ermüdungsfestigkeit für die Gesamtzahl der Beanspruchungszyklen N, die während der geforderten Nutzungsdauer aufgebracht werden, ableiten lässt, 
(Mf
ist der in Tabelle 4.2.XI definierte Teilsicherheitsbeiwert. 
Im Fall von Gebäuden ist der Ermüdungsnachweis der Bauglieder im Allgemeinen nicht notwendig; dies gilt nicht für Gebäude, die mit Hebevorrichtungen für Lasten oder mit schwingungserzeugenden Maschinen ausgestattet sind. 
Tabelle 4.2.X - Korrekturbeiwert des Biegemoments für den Stabilitätsnachweis biegebeanspruchter Träger
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Für Brücken sind die für die Ermüdungsnachweise zu verwendenden Lastspektren in Kapitel 5 der vorliegenden Vorschriften festgelegt.
Zur Bewertung der Ermüdung müssen die Tragwerke zunächst einmal im Hinblick auf ihre Ermüdungsanfälligkeit klassifiziert werden.
Als wenig ermüdungsbruchanfällige Tragwerke werden Tragwerke definiert, die alle nachstehenden Bedingungen erfüllen: 
-
Konstruktionsdetails, Materialien und Spannungen, die so beschaffen sind, dass etwaige Schäden eine niedrige Ausbreitungsgeschwindigkeit und eine signifikante kritische Länge aufweisen;
-
bauliche Maßnahmen, die eine Umverteilung der Beanspruchungen ermöglichen;
-
Details, die dazu geeignet, sind, die Ausbreitung der Schäden zu begrenzen; 
-
leicht zu inspizierende und zu behebende Details;
-
vorgegebene Inspektions- und Instandhaltungsverfahren, die die Erkennung und Behebung etwaiger Schäden ermöglichen.
Als ermüdungsbruchanfällige Tragwerke werden Tragwerke definiert, die die vorstehenden Bedingungen nicht erfüllen.
Die Ermüdungsfestigkeit für ein Bauteil wird mittels einer charakteristischen Kurve bestimmt, die S-N-Kurve genannt wird und die Zahl der Bruchzyklen N in Abhängigkeit von den Spannungsveränderungen im Zyklus oder  zum Ausdruck bringt.
Für Angaben zur Ausführung der konstruktiven Details und für ihre Klassifizierung mit den entsprechenden S-N-Kurven wird auf die Norm UNI EN 1993-1-9 verwiesen. 
Tabelle 4.2.XI - Teilsicherheitsbeiwerte für die Ermüdungsnachweise. 
	
	Folgen des Bruchs

	
	Moderate Folgen
	Signifikante Folgen

	Wenig ermüdungsbruchanfällige Tragwerke 
	(Mf = 1,00
	(Mf = 1,15

	Ermüdungsbruchanfällige Tragwerke 
	(Mf = 1,15
	(Mf = 1,35


Die Ermüdungsnachweise können für unbegrenzte Lebensdauer oder für Beschädigung geführt werden. 
Nachweis für unbegrenzte Lebensdauer. 
Der Nachweis für unbegrenzte Lebensdauer wird geführt, indem sichergestellt wird, dass:
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oder dass: 
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wobei 
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 jeweils die Bemessungswerte der maximalen Schwankungen der Normalspannungen und der Tangentialspannungen sind, die im Einzelnen in das betrachtete Lastspektrum eingeführt wurden, und 
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 die Ermüdungsgrenzwerte bei konstanter Amplitude sind.
Der Nachweis für unbegrenzte Lebensdauer ist ausgeschlossen für sämtliche Detailkomponenten, deren S-N-Kurven keinen Grenzzustand der Ermüdung mit konstanter Amplitude aufweisen (z. B. Bolzen).
Beschädigungsnachweis 
Der Beschädigungsnachweis wird nach der Formel von Palmgren-Miner geführt, wobei überprüft wird, dass für die Beschädigung D Folgendes gilt:
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wobei 
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 die Zahl der Amplitudenzyklen 
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 ist, die in das Lastspektrum für die Beschädigungsnachweise im Laufe der vorgesehenen Lebensdauer für die Detailkomponente eingeführt werden, und 
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 die Zahl der Bruchamplitudenzyklen 
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 ist, die der charakteristischen S-N-Kurve der Detailkomponente entnommen wird.
Der Beschädigungsnachweis kann auch mit dem Verfahren der äquivalenten Schadenskoeffizienten ( geführt werden. Für die Verwendung dieses Verfahrens ist auf die einschlägigen Normen aus Kapitel 12 zurückzugreifen.
Bei Kombinationen aus Normal- und Tangentialspannungen muss die Beurteilung der Ermüdungstragfähigkeit die kombinierten Auswirkungen berücksichtigen und geeignete Kriterien für die Schadenskombination verwenden. 
Bei der Beurteilung der Ermüdungstragfähigkeit ist der Dicke des Grundmetalls, in dem ein potenzieller Schaden entstehen kann, Rechnung zu tragen. 
Die S-N-Kurven, die sich der einschlägigen Literatur entnehmen lassen, beziehen sich auf die Nennwerte der Spannungen. 
Bei Konstruktionsdetails, für die keine Ermüdungsfestigkeitskurve bekannt ist, können die Spannungsausschläge auf die geometrischen oder die Spitzenspannungen bezogen werden, also auf die Hauptspannungen im Grundmetall in der Nähe des potenziellen Schadens, jeweils gemäß den spezifischen Bedingungen und Beschränkungen der Methode und im Rahmen der Bruchmechanik. 
In den Ermüdungsnachweisen ist es zulässig, die günstigen Auswirkungen eventueller thermischer oder mechanischer Behandlungen zu berücksichtigen, sofern diese ausreichend belegt sind.
4.2.4.1.5
Versprödung bei niedrigen Temperaturen 
Die tiefste Temperatur, bei der der Stahl eines geschweißten Tragwerks ohne Sprödbruchgefahr verwendet werden kann, ist, sofern keine genaueren Daten vorliegen, auf der Basis der Temperatur T abzuschätzen, bei der für diesen Stahl die nach den einschlägigen europäischen Normen geforderte Kerbschlagzähigkeit KV gewährleistet werden kann. 
Was die Zähigkeitseigenschaften betrifft, wird bei ungeschützten Tragwerken als Bezugstemperatur TEd die Tiefsttemperatur am Aufstellungsort des Tragwerks mit einer Wiederkehrperiode von fünfzig Jahren Tmin angenommen, die in Absatz 3.5.2 definiert ist:

TEd = Tmin
[4.2.58]
Bei geschützten Tragwerken wird die um 15 °C erhöhte Temperatur T min angenommen: 

TEd = Tmin + 15 °C
[4.2.59]
Falls für den Standort keine statistischen Daten vorliegen, kann als tiefste Gebrauchstemperatur für ungeschützte Konstruktionen ein Wert TEd = -25 °C, für geschützte Konstruktionen ein Wert TEd = -10 °C angenommen werden. 
Zur Bestimmung der maximalen Verwendungsdicken der Stähle in Abhängigkeit von
–
der tiefsten Gebrauchstemperatur, 
–
den Bemessungsbeanspruchungsniveaus σEd nach der Grenzzustandsmethode, 
–
Stahlsorte und -güte, 
kann die Übersicht 2.1 der Norm UNI EN 1993-1-10:2005 verwendet werden. 
Für druckbeanspruchte Bauglieder gelten die Vorschriften nach der Übersicht 2.1 der Norm UNI EN 1993-1-10 mit σEd = 0,25 fy. 
Diese Tabelle gilt für Verformungsgeschwindigkeiten, die ε0 = 4x10-4/s nicht überschreiten, und für Materialien, die keinen Verfestigungs- und/oder Alterungsprozessen ausgesetzt wurden, die ihre Zähigkeitseigenschaften verändern. 
4.2.4.1.6
Festigkeit von Kabeln, Stäben und Seilen 
Der Nachweis für Kabel, Stäbe und Seile muss der Besonderheit dieser Elemente Rechnung tragen, und zwar sowohl in Bezug auf die Materialeigenschaften als auch in Bezug auf die Konstruktionsdetails; er kann nach Maßgabe entsprechender Angaben in einschlägigen Normen, wie zum Beispiel den Normen UNI EN 12385, UNI EN 10059 und UNI EN 10060 unter Verwendung von Teilsicherheitsbeiwerten γM, die die im vorliegenden Vorschriftenwerk festgelegten Sicherheitsniveaus gewährleisten, geführt werden. 
4.2.4.1.7
Tragfähigkeit der Stützvorrichtungen 
Die Nachweise für die Stützvorrichtungen sind unter Berücksichtigung der Besonderheit der verwendeten Materialien und des Typs der Vorrichtungen zu führen. 
Hierzu können Berechnungsmodelle aus einschlägigen Normen, wie zum Beispiel die Normen der Serie UNI EN 1337, und Teilsicherheitsbeiwerte γM, die die im vorliegenden Vorschriftenwerk festgelegten Sicherheitsniveaus gewährleisten, herangezogen werden. 
4.2.4.2
Nachweise in den Grenzzuständen der Gebrauchstauglichkeit
4.2.4.2.1
Vertikalverschiebungen 
Der Gesamtwert der orthogonalen Verschiebung zur Bauteilachse (Abb. 4.2.3) ist definiert als: 

δtot = δ1 + δ2
[4.2.60]
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Abb. 4.2.3 - Definition der Vertikalverschiebungen für die Gebrauchstauglichkeitsnachweise
	δmax
	δmax

	δtot
	δtot


wobei gilt: 
δC
die Anfangsüberhöhung des Trägers,
δ1
die elastische Verschiebung infolge ständiger Lasten, 
δ2
die elastische Verschiebung infolge veränderlicher Lasten, 
δmax
die Verschiebung im Endzustand, bereinigt um die Anfangsüberhöhung = δtot - δC. 
Bei Dächern, Decken und Trägern gewöhnlicher Gebäude werden die Grenzwerte von δmax und δ2, bezogen auf die charakteristischen Einwirkungskombinationen, als Funktion der lichten Weite L des Bauteils ausgedrückt. 
Diese Grenzwerte sind in Abhängigkeit von den Auswirkungen auf die getragenen Bauteile, von den Komfortansprüchen an das Bauwerk, von den Eigenschaften der tragenden und nichttragenden Bauteile, die auf dem betrachteten Bauteil lasten, und von eventuellen Implikationen einer übermäßigen Verformbarkeit auf den Wert der einwirkenden Lasten festzulegen. 
In Ermangelung genauerer Angaben können die Grenzwerte der Tabelle 4.2.XII verwendet werden, worin L die lichte Weite des Bauteils oder – bei Konsolen – die doppelte Kragweite ist. 
4.2.4.2.2
Seitliche Verschiebungen 
In Gebäuden müssen sich die durch die charakteristischen Einwirkungskombinationen hervorgerufenen seitlichen Verschiebungen am oberen Ende der Stütze in der Regel auf einen Bruchteil der Stützenhöhe bzw. der Gesamthöhe des Gebäudes beschränken, der in Abhängigkeit von den Auswirkungen auf die getragenen Bauteile, von den Komfortansprüchen an das Bauwerk und von eventuellen Implikationen einer übermäßigen Verformbarkeit auf den Wert der einwirkenden Lasten festzulegen ist. 
In Ermangelung genauerer Angaben können die in Tabelle 4.2.XIII für Horizontalverschiebungen angegebenen Werte verwendet werden ( Verschiebung am oberen Ende;  relative Verschiebung in der Ebene – Abb. 4.2.4). 
Tabelle 4.2.XII - Verformbarkeitsgrenzen für Deckenelemente in gewöhnlichen Bauwerken 
	Tragende Bauteile
	Obergrenzen für die Vertikalverschiebungen
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	Dächer im Allgemeinen 
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	Begehbare Dächer 
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	Decken im Allgemeinen 
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	Decken oder Dächer, die Putz oder andere spröde Oberflächenbeläge oder unflexible Zwischenwände tragen 
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	Decken, die Stützen tragen 
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	In Fällen, in denen die Verschiebung das Erscheinungsbild des Gebäudes beeinträchtigen kann 
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	Bei spezifischen technischen und/oder funktionalen Anforderungen sind diese Grenzwerte entsprechend zu reduzieren. 


Tabelle 4.2.XIII - Verformbarkeitsgrenzen für gewöhnliche Bauwerke, die Horizontallasten ausgesetzt sind
	Gebäudetyp
	Obergrenzen für die Horizontalverschiebungen
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	Eingeschossige Gewerbebauten ohne Laufkran 
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	Andere eingeschossige Gebäude 
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	Mehrgeschossige Gebäude 
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	Bei spezifischen technischen und/oder funktionalen Anforderungen sind diese Grenzwerte entsprechend zu reduzieren. 


[image: image266.jpg]T -
N
o




Abb. 4.2.4 -Definition der Horizontalverschiebungen für die Gebrauchstauglichkeitsnachweise
4.2.4.2.3
Schwingungen als Grenzzustand der Gebrauchstauglichkeit 
Die Nachweise sind für die häufigen Bemessungskombinationen zu führen. Dabei sind Normen zur Messung und Bewertung der von den Schwingungen eingeführten Auswirkungen, wie zum Beispiel die Norm UNI 9614, die Norm UNI 9916 sowie andere einschlägige Normen, heranzuziehen. 
4.2.4.2.3.1
Gebäude 
Bei Decken, die regelmäßig durch Personen belastet werden, darf die tiefste Eigenfrequenz der Deckenkonstruktion im Allgemeinen nicht unter 3 Hz liegen. 
Bei Decken, die zyklischen Erregungen ausgesetzt sind, darf die tiefste Eigenfrequenz im Allgemeinen nicht unter 5 Hz liegen. 
Alternativ zu diesen Beschränkungen kann eine Kontrolle zur Annehmbarkeit der Schwingungswahrnehmung durchgeführt werden. 
4.2.4.2.3.2
Konstruktionen mit erhöhter Flexibilität, die zyklischen Belastungen ausgesetzt sind 
Die Kontrollen zur Annehmbarkeit der Wahrnehmung müssen unter Befolgung der in einschlägigen Normen empfohlenen Methoden und Beschränkungen durchgeführt werden. 
4.2.4.2.3.3
Windinduzierte Schwingungen 
Für Konstruktionen mit erhöhter Flexibilität, wie etwa hohe und schlanke Gebäude, großflächige Dächer usw., müssen Nachweise in Bezug auf die Auswirkungen der dynamischen Windlast geführt werden, und zwar sowohl für Schwingungen parallel als auch für Schwingungen senkrecht zur Windlast. 
Die Nachweise müssen für die von Böen und für die von Wirbeln induzierten Schwingungen geführt werden, wobei Daten zu verwenden sind, die durch angemessene Dokumentationen gestützt werden oder aber durch einschlägige Analyseverfahren, numerische Verfahren und/oder Versuche.
4.2.4.2.4
Grenzzustand der lokalen Plastifizierungen 
In Stahlkonstruktionen ist es normal, dass einwirkende Restspannungen (infolge von Herstellungsprozessen, Toleranzen, Besonderheiten bestimmter Bauteile, lokalisierten Temperaturveränderungen) zu Spannungskonzentrationen und damit zu lokalen Plastifizierungen führen. Diese beeinflussen nicht die Bausicherheit, was die Grenzzustände der Tragsicherheit betrifft. Darüber hinaus tragen die Kriterien nach Absatz 4.2.4.1.3 dem Einfluss dieser Parameter auf die Stabilität der Bauglieder Rechnung. 
Bei Ermüdungserscheinungen mit niedriger Zykluszahl sind zur Vorsicht spezifische Nachweise erforderlich. 
4.2.5.
NACHWEISE FÜR VORÜBERGEHENDE BEMESSUNGSSITUATIONEN 
Für konstruktive Übergangssituationen, wie sie beispielsweise während der Bauphase auftreten, sind Bautechnologien und Arbeitspläne zu verwenden, die keine bleibenden Schäden am Tragwerk oder an tragenden Bauteilen hervorrufen können und die Sicherheit des Bauwerks nicht beeinträchtigen. 
Das Ausmaß der zu berücksichtigenden Umgebungseinwirkungen ist jeweils im Hinblick auf die zeitliche Dauer der Übergangssituation und die Ausführungstechnologie zu bestimmen. 
4.2.6.
NACHWEISE FÜR AUSSERGEWÖHNLICHE BEMESSUNGSSITUATIONEN 
Für außergewöhnliche Situationen muss der Entwurf die Widerstandsfähigkeit des Bauwerks mittels Schadensszenarien nachweisen, bei denen die Teilsicherheitsbeiwerte γM der Materialien mit dem Wert 1 angesetzt werden können. 
4.2.7.
NACHWEISE DURCH VERSUCHE AN BEISPIELTRAGWERKEN UND MODELLEN
Tragfähigkeit und Funktionstüchtigkeit von Tragwerken und tragenden Bauteilen können durch Versuche an einer ausreichenden Zahl von Proben gemessen werden. 
Die Ergebnisse der Versuche, die an angemessenen Proben ausgeführt werden, müssen mit statistischen Verfahren so analysiert werden, dass signifikante Parameter wie Mittelwert, Standardabweichung und Asymmetriefaktor der Verteilung erhalten werden, mit denen ein angemessenes Wahrscheinlichkeitsmodell bestimmt werden kann, das die untersuchten Mengen beschreibt (Zufallsvariablen). 
Ausführlichere Angaben dazu und vollständige Verfahren für die um Versuche ergänzte Bemessung finden sich in Anhang D der Norm UNI EN 1990:2006.
4.2.8.
VERBINDUNGEN 
Im vorliegenden Absatz werden elementare Verbindungssysteme als Bestandteile der konstruktiven Verbindungen zwischen den Stahlbauteilen behandelt. Insbesondere werden Methoden zur Berechnung des Tragfähigkeitsverhaltens sowie die zugehörigen Bedingungen und Regeln für die Realisierung der verschiedenen untersuchten Verbindungstypen dargelegt. Analysiert werden die folgenden Verbindungstypen: Schrauben-, Niet-, Bolzen- und Schweißverbindungen. 
Die Beanspruchungen, die in den Verbindungen im Grenzzustand der Tragfähigkeit und im Grenzzustand der Gebrauchstauglichkeit einwirken, sind gemäß den in Absatz 4.2.2 dargelegten Kriterien zu bewerten. 
Die auf diese Weise bestimmten Beanspruchungen können – nach elastischen oder plastischen Kriterien – in den einzelnen Elementen, aus denen die konstruktiven Verbindungen zwischen den Baugliedern bestehen, verteilt werden, sofern: 
–
die Einwirkungen, die auf diese Weise auf die elementaren Verbindungselemente der Verbindung verteilt werden, im Gleichgewicht mit den aufgebrachten Einwirkungen stehen und die für jedes Element vorgeschriebene Tragfähigkeitsbedingung erfüllen; 
–
die aus dieser Verteilung der Beanspruchungen im Innern der Verbindungselemente resultierenden Verformungen das jeweilige Verformungsvermögen nicht überschreiten. 
Für die Berechnung der Scherfestigkeit von Schrauben und Nieten, für die Lochleibung der verbundenen Platten und für die Vorspannung der Schrauben werden die Teilsicherheitsbeiwerte γM verwendet, die in Tabelle 4.2.XIV angegeben sind.
Tabelle 4.2. XIV - Teilsicherheitsbeiwerte für den Nachweis der Verbindungen.
	Tragfähigkeit der Schraubenverbindungen 
	γM2 = 1,25

	Tragfähigkeit der Nietverbindungen 
	

	Tragfähigkeit der Bolzenverbindungen 
	

	Tragfähigkeit von teilweise durchgeschweißten Schweißnähten und Kehlnähten 
	

	Tragfähigkeit der Kontaktplatten 
	

	Gleittragfähigkeit: für GZT
	γM3 = 1,25

	für GZG 
	γM3 = 1,10

	Tragfähigkeit der Bolzenverbindungen im Grenzzustand der Gebrauchstauglichkeit 
	γM6,ser = 1,0

	Vorspannung hochfester Schrauben
mit planmäßiger Vorspannung
mit nicht planmäßiger Vorspannung
	(M7 = 1,0
(M7 = 1,10


4.2.8.1
Schrauben-, Niet- und Bolzenverbindungen unter statischer Belastung 
Bei den Schraubenverbindungen ist zwischen „nicht vorgespannten“ und „vorgespannten“ Verbindungen zu unterscheiden. 
Nietverbindungen werden immer als „nicht vorgespannt“ angesehen, und Niete sollten vorzugsweise auf Scherung belastet werden. 
Scharnierbolzen werden auf Scherung und Biegung beansprucht.
4.2.8.1.1
Schrauben- und Nietverbindungen 
In den Verbindungen mit „nicht vorgespannten“ Schrauben müssen die Baugruppen Schraube/Mutter/Unterlegscheibe den Spezifikationen aus Absatz 11.3.4.6.1 entsprechen. 
In den Verbindungen mit „vorgespannten“ Schrauben müssen die Baugruppen Schraube/Mutter/Unterlegscheibe den Spezifikationen aus Absatz 11.3.4.6.2 entsprechen.
In den Verbindungen mit hochfesten Schrauben der Festigkeitsklassen 8.8 und 10.9, vorgespannten Schrauben mit planmäßiger Vorspannung, müssen die Schrauben, Muttern und Unterlegscheiben für reibschlüssige Verbindungen von demselben Hersteller stammen. Das Anzugsdrehmoment M für solche Verbindungen beträgt:
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wobei gilt: d ist der Nenndurchmesser der Schraube, Ares ist die Spannungsquerschnittsfläche der Schraube und ftbk ist der Bruchwiderstand des Schraubenmaterials.
Der Wert für den Faktor k ist auf den Schildern der Verpackungen (der Schrauben) für die drei Funktionsklassen angegeben, die in der nachstehenden Tabelle 4.2.XV angegeben sind.
Tabelle 4.2.XV - Funktionsklassen für Schrauben
	K0
	Keine Anforderung für den Faktor k

	K1
	Veränderlichkeitsbereich des Faktors ki des einzelnen Elements zwischen dem auf der Verpackung angegebenen Mindestwert und Höchstwert

	K2
	Mittelwert km des Faktors und sein Variationskoeffizient Vk, die auf der Verpackung angegeben sind


Sollte das Anzugsdrehmoment auf den Schildern der Schraubenverpackungen nicht angegeben sein, sondern lediglich der Faktor k gemäß den Funktionsklassen, können die nachstehend angeführten Tabellen 4.2.XVI und 4.2.XVII herangezogen werden, die sich auf die Schrauben der Festigkeitsklasse 8.8 bzw. 10.9 beziehen.
Tabelle 4.2.XVI – Anzugsdrehmomente für Schrauben der Festigkeitsklasse 8.8
	Schrauben 8.8 – Anzugsdrehmoment M [Nm]

	Schraube
	k = 0,10
	k = 0,12
	k= 0,14
	k = 0,16
	Fp,C [kN]
	Ares [mm2]

	M12
	56,6
	68,0
	79,3
	90,6
	47,2
	84,3

	M14
	90,2
	108
	126
	144
	64,4
	115

	M16
	141
	169
	197
	225
	87,9
	157

	M18
	194
	232
	271
	310
	108
	192

	M20
	274
	329
	384
	439
	137
	245

	M22
	373
	448
	523
	597
	170
	303

	M24
	474
	569
	664
	759
	198
	353

	M27
	694
	833
	972
	1110
	257
	459

	M30
	942
	1131
	1319
	1508
	314
	561

	M36
	1647
	1976
	2306
	2635
	457
	817


Tabelle 4.2.XVII – Anzugsdrehmomente für Schrauben der Festigkeitsklasse 10.9
	Schrauben 10.9 – Anzugsdrehmoment M [Nm]

	Schraube
	k = 0,10
	k = 0,12
	k = 0,14
	k = 0,16
	Fp,C [kN]
	Ares [mm2]

	M12
	70,8
	85,0
	99,1
	113
	59,0
	84,3

	M14
	113
	135
	158
	180
	80,5
	115

	M16
	176
	211
	246
	281
	110
	157

	M18
	242
	290
	339
	387
	134
	192

	M20
	343
	412
	480
	549
	172
	245

	M22
	467
	560
	653
	747
	212
	303

	M24
	593
	712
	830
	949
	247
	353

	M27
	868
	1041
	1215
	1388
	321
	459

	M30
	1178
	1414
	1649
	1885
	393
	561

	M36
	2059
	2471
	2882
	3294
	572
	817


In den Tabellen sind angeführt: die Abmessung der Schraube MXX, die Spannungsquerschnittsfläche Ares (in mm2), die Vorspannkraft Fp,C = 0,7Aresftbk (in kN) und die Werte für das Anzugsdrehmoment M (in Nm), die den verschiedenen Werten des Faktors k entsprechen. Da das Anzugsdrehmoment linear von dem Faktor k abhängig ist, ist die Interpolation nach Zeilen unmittelbar.
Es empfiehlt sich, nach Möglichkeit Produktionschargen gleicher Schrauben zu verwenden.
Bei dynamischen Lasten und/oder Schwingungslasten sollten Schraubensicherungssysteme verwendet werden, die den einschlägigen technischen Normen entnommen werden können.
Werden Schrauben der Funktionsklasse K1 oder K2 verwendet, müssen sämtliche „nicht vorgespannten“ Schrauben angemessen festgezogen werden. 
Die Schrauben müssen im Einklang mit der Norm UNI EN 1090-2:2011 festgezogen werden. 
Bei Verbindungen mit „vorgespannten“ hochfesten Schrauben hängt der Reibungswiderstand von der Vorbereitung der Kontaktflächen, der Ausführung und dem Lochspiel ab. Vereinfachend lässt sich der Bemessungswert des Gleitwiderstands einer hochfesten Schraube berechnen, indem eine Vorspannkraft in Höhe von 70 % der Grenzzugtragfähigkeit der Schraube angenommen wird. Der Wert der „Vorspannkraft“, der in den Reibungsverbindungen für den Grenzzustand der Gebrauchstauglichkeit oder den Grenzzustand der Tragfähigkeit anzunehmen ist, beträgt also: 
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[4.2.62]
wobei Ares die Spannungsquerschnittsfläche des Schraubengewindes ist
Die Anordnung der Löcher für die Schrauben- oder Nietverbindungen muss die Beschränkungen gemäß Tabelle 4.2.XVIII einhalten, die sich auf die in Abb. 4.2.5 dargestellten Verbindungsschemata bezieht. 
Tabelle 4.2.XVIII - Anordnung der Löcher für Schrauben- und Nietverbindungen. 
	Abstände und Mittenabstände
(Abb. 4.2.5)
	Mindestwert
	Höchstwert

	
	
	Verbindungen, die Korrosions- oder Umwelterscheinungen ausgesetzt sind
	Verbindungen, die keinen Korrosions- oder Umwelterscheinungen ausgesetzt sind
	Verbindungen von Elementen aus korrosionsbeständigem Stahl (UNI EN10025-5)

	e1
	1,2 d0
	4 t+40 mm
	-
	max(8 t;12 mm)

	e2
	1,2 d0
	4 t+40 mm
	-
	max(8 t;125 mm)

	p1
	2,2 d0
	min(14 t;200 mm)
	min(14 t;200 mm)
	min(14 t;175 mm)

	p1,0
	-
	min(14 t;200 mm)
	-
	-

	p1,i
	-
	min(28 t;400 mm)
	-
	-

	p2
	2,4 d0
	min(14 t;200 mm)
	min(14 t;200 mm)
	min(14 t;175 mm)

	Lokales Beulen der Platte zwischen den Schrauben/Nieten ist nicht zu berücksichtigen, wenn (p1/t)<[9(235/fy)0,5]: andernfalls wird eine Knicklänge von 0,6 ( p1 angenommen. 
t ist die Mindestdicke der verbundenen äußeren Elemente. 


Der Lochdurchmesser muss dem Schraubendurchmesser zuzüglich max. 1 mm (bei Schraubendurchmesser bis 20 mm) bzw. 1,5 mm (bei Schraubendurchmesser über 20 mm) entsprechen. Von diesen Grenzen kann abgewichen werden, wenn eventuelle Setzungen unter den Gebrauchslasten nicht die Überschreitung der Verformbarkeits- oder Gebrauchsgrenzen zur Folge haben. Wenn erforderlich, können „Präzisionspassungen“, bei denen das Lochspiel bis zu einem Schraubendurchmesser von 20 mm einen Wert von 0,3 mm, bei größeren Schraubendurchmessern einen Wert von 0,5 mm nicht überschreiten darf, oder andere bewährte Maßnahmen eingesetzt werden. 
Bei Langlöchern oder überdimensionierten Löchern sind die Angaben aus der Norm UNI EN 1993-1-8 heranzuziehen.
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Abb. 4.2.5 -Anordnung der Löcher für Schrauben- oder Nietverbindungen
Schrauben- oder Nietverbindungen unter Scher- und/oder Zugbelastung 
Der Bemessungswert der Schertragfähigkeit der Schrauben und Niete Fv,Rd für jede Scherfläche im Schaft des Verbindungselements kann angesetzt werden mit:

Fv,Rd = 0,6 ftbk Ares / γM2,
Schrauben der Festigkeitsklasse 4.6, 5.6 und 8.8;
[4.2.63]

Fv,Rd = 0,5 ftbk Ares / γM2,
Schrauben der Festigkeitsklasse 6.8 und 10.9;
[4.2.64]

Fv,Rd = 0,6 ftrk A0 / γM2,
für Niete.
[4.2.65]
Ares gibt die Spannungsquerschnittsfläche des Schraubengewindes an und wird verwendet, wenn die Scherfuge im Schraubengewinde liegt. Falls die Scherfuge im gewindelosen Schraubenschaft liegt, gilt: 

Fv,Rd = 0,6 ftbk A/γM2, Schrauben aller Festigkeitsklassen,
[4.2.66]
wobei A die Nennquerschnittsfläche des Schraubenschafts ist, während ftbk den Bruchwiderstand des zur Herstellung der Schraube verwendeten Werkstoffs angibt. Mit ftrk wird die charakteristische Festigkeit des Nietwerkstoffs angegeben, während A0 für den Lochquerschnitt steht. 
Für den Bemessungswert der Lochleibungstragfähigkeit Fb,Rd der Platte der Schrauben- oder Nietverbindung kann angenommen werden: 

Fb,Rd = k α ftk d t / γM2,
[4.2.67]
wobei gilt: 
d
ist der Nenndurchmesser des Schraubenschafts, 
t
ist die Dicke der verbundenen Platte, 
ftk
ist der charakteristische Bruchwiderstand des Werkstoffs der verbundenen Platte, 
α=min {e1/(3 d0); ftbk/ftk; 1}
für Randschrauben in Beanspruchungsrichtung, 
α=min {p1/(3 d0) – 0,25; ftbk/ftk; 1}
für innenliegende Schrauben in Beanspruchungsrichtung, 
k=min {2,8 e2/d0 – 1,7; 2,5}
für Randschrauben senkrecht zur Beanspruchungsrichtung, 
k=min {1,4 p2 /d0 – 1,7, 2,5}
für innenliegende Schrauben senkrecht zur Beanspruchungsrichtung, 
wobei e1, e2, p1 und p2 in Abb. 4.2.5 angegeben sind und d0 den Nenndurchmesser des Schraubenlochs angibt. 
Für den Bemessungswert der Zugtragfähigkeit der Verbindungselemente Ft,Rd kann angenommen werden: 

Ft,Rd = 0,9 ftbk Ares / γM2, für Schrauben;
[4.2.68] 

Ft,Rd = 0,6 ftrk Ares / γM2, für Niete.
[4.2.69] 
Darüber hinaus muss bei zugbeanspruchten Schraubenverbindungen für die Platte der Durchstanznachweis geführt werden; bei Nietverbindungen ist dies nicht erforderlich. Der Durchstanzwiderstand der verbundenen Platte beträgt: 

Bp,Rd = 0,6 π dm tp ftk / γM2;
[4.2.70] 
wobei dm entweder der Durchmesser der Mutter oder der mittlere Durchmesser des Schraubenkopfes ist, je nachdem, welcher Wert kleiner ausfällt; tp ist die Dicke der Platte und ftk ist die Zugfestigkeit des Plattenstahls. 
Die Gesamtschertragfähigkeit der einzelnen Verbindung ergibt sich somit aus min (Fv,Rd; Fb,Rd), die Zugtragfähigkeit der einzelnen Verbindung aus min (Bp,Rd; Ft,Rd). 
Bei kombinierter Zug- und Scherbeanspruchung kann die folgende lineare Interaktionsformel verwendet werden:


[image: image270.wmf]1

F

4

,

1

F

F

F

Rd

,

t

Ed

,

t

Rd

,

v

Ed

,

v

£

+


[4.2.71]
mit der Beschränkung 
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, wobei Fv,Ed und Ft,Ed die Scher- bzw. Zugbeanspruchungen angeben, die auf die Verbindung einwirken; die Scher- und Zugwiderstände sind verkürzend mit Fv,Rd und Ft,Rd angegeben. 
Reibschlussverbindungen unter Scherbelastung mit hochfesten Schrauben 
Für den Bemessungswert der Gleittragfähigkeit Fs,Rd einer vorgespannten Schraube der Festigkeitsklasse 8.8 oder 10.9 kann angenommen werden: 

Fs,Rd = n µ Fp,Cd / γM3.
[4.2.72] 
wobei gilt: 
n
ist die Anzahl der Reibungsflächen, 
µ
ist der Reibungskoeffizient,
Fp,Cd ist die Vorspannkraft der Schraube, die sich aus der Formel [4.2.62] ergibt und die bei kontrolliertem Anziehen mit 0,7 ftbk Ares statt mit 0,7 ftbk Ares / γM7 angesetzt werden kann. 
Der Reibungskoeffizient zwischen den Platten µ in Kontakt mit den „vorgespannten“ Verbindungen kann im Allgemeinen angenommen werden mit: 
	 = 0,5
	· mechanisch mit Sand oder Granulat abgestrahlte Oberflächen, ohne Rostverkrustungen und Schrotschuss;

	 = 0,4
	· mechanisch mit Sand oder Granulat abgestrahlte Oberflächen, die mit Spritzfarben auf Aluminium- oder Zinkbasis lackiert wurden;
· mechanisch mit Sand oder Granulat abgestrahlte Oberflächen, die mit einer 50-80 m dicken Schicht aus Alkalizinksilicat lackiert werden;

	 = 0,3
	· mechanisch mit Bürste oder Flammen gereinigte Oberflächen, ohne Rostverkrustungen;

	 = 0,2
	· unbehandelte Oberflächen.


Falls eine Verbindung mit vorgespannten hochfesten Schrauben (im Grenzzustand der Tragfähigkeit) auf Zug Ft,Ed beansprucht wird, wird der Bemessungswert der Gleittragfähigkeit Fs,Rd gegenüber dem oben angegebenen Wert reduziert und folgendermaßen berechnet: 

Fs,Rd = n µ ( Fp,Cd – 0,8 Ft,Ed )/ γM3
[4.2.73] 
Für den Nachweis der Gleittragfähigkeit im Grenzzustand der Gebrauchstauglichkeit kann dementsprechend angenommen werden: 

Fs,Rd,eser = n µ ( Fp,Cd – 0,8 Ft,Ed,eser )/ γM3
[4.2.74] 
wobei Ft,Ed,eser die Bemessungsbeanspruchung aus der Lastkombination für die Gebrauchstauglichkeitsnachweise darstellt.
4.2.8.1.2
Bolzenverbindungen 
Die Bemessungsschertragfähigkeit des Bolzens beträgt: 

Fv,Rd = 0,6 fupk A / γM2
[4.2.75]
wobei A die Querschnittsfläche des Bolzens ist und fupk die Zugfestigkeit des Bolzens darstellt. 
Die Bemessungslochleibungstragfähigkeit des durch den Bolzen verbundenen Stahlbauteils beträgt: 

Fb,Rd = 1,5 t d fy / γM0
[4.2.76]
wobei t die Bauteildicke angibt, fy ist der kleinere Wert der Streckgrenze des Bolzens (fypk) und der Streckgrenze der Platten (fyk). 
Bei der Bemessung der Bolzenverbindungen ist darauf zu achten, die Biegemomente zu begrenzen. Der Biegewiderstand des Bolzens ergibt sich aus: 

MRd = 1,5 Wel fypk / γM0
[4.2.77]
wobei Wel der (widerstehende) Elastizitätsmodul des Bolzenquerschnitts ist. 
Wenn während der Nutzungsdauer des Bauwerks ein Austausch des Bolzens vorgesehen ist, müssen die Biege- und Scherbeanspruchungen am Bolzen und die Druckbeanspruchungen am Lochrand begrenzt werden. Daher sind die Scherkraft Fb,Ed,ser und das Moment MEd,ser, die im Gebrauch auf den Bolzen einwirken, gemäß den folgenden Formeln zu begrenzen: 

Fb,Rd,ser = 0,6 t d fy / γM6ser > Fb,Ed,ser
[4.2.78]

M Rd,ser = 0,8 Wel fypk / γM6,ser > MEd,ser
[4.2.79]
Damit der Bolzen ausgetauscht werden kann, ist es darüber hinaus erforderlich, die Kontaktspannungen σh,Ed auf den Grenzwert fh,Ed = 2,5 fy / γM6,ser zu begrenzen. Die Kontaktspannungen können nach folgender Formel bewertet werden: 
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wobei d0 den Durchmesser des Bolzenlochs angibt; FEd,ser steht für die Scherkraft, die der Bolzen im Gebrauch überträgt, und E ist der Elastizitätsmodul des Stahls. 
4.2.8.2
Schweißverbindungen 
In diesem Absatz werden voll durchgeschweißte und teilweise durchgeschweißte Schweißverbindungen sowie Schweißverbindungen mit Kehlnähten behandelt. Hinsichtlich der Anforderungen an die Schweißverfahren, an die Zusatzwerkstoffe und an die Kontrollen, die geeignet und erforderlich sind, um Schweißverbindungen zu realisieren, deren mechanische Leistungsmerkmale den nach dem vorliegenden Vorschriftenwerk geforderten Sicherheitsniveaus entsprechen, wird auf Absatz 11.3.4.5 verwiesen. 
4.2.8.2.1
Verbindungen mit voll durchgeschweißten Nähten 
Voll durchgeschweißte Stumpfstöße, T-Stöße und Kreuzstöße werden im Allgemeinen mit Zusatzwerkstoffen realisiert, die mindestens dieselbe Festigkeit wie die Fügeteile besitzen. Die Bemessungsfestigkeit voll durchgeschweißter Verbindungen kann somit der Bemessungsfestigkeit des schwächeren Fügeteils gleichgesetzt werden. Eine voll durchgeschweißte Verbindung zeichnet sich dadurch aus, dass das Grundmetall über die ganze Dicke des Fügeteils mit dem Zusatzwerkstoff verschmilzt. 
4.2.8.2.2
Verbindungen mit teilweise durchgeschweißten Nähten 
Teilweise durchgeschweißte Stumpfstöße, T-Stöße und Kreuzstöße werden nach denselben Kriterien bewertet wie Kehlnähte (siehe nachstehenden Absatz 4.2.8.2.4). 
Die in den Nachweisen zu verwendende Kehlnahtdicke ist die theoretische Dicke, die der angewandten und in den Bauzeichnungen spezifizierten Vorbereitung entspricht, ohne die Durchdringung und die Schweißzugabe zu berücksichtigen, wie in UNI EN ISO 9692, Teile 1, 2, 3 und 4, definiert. 
4.2.8.2.3
Schweißverbindungen mit Kehlnähten 
Die Bemessungsfestigkeit der Kehlnähte pro Längeneinheit wird in Bezug auf die Nahtdicke „a“, also die Höhe „a“ des im Querschnitt der Schweißnaht eingeschlossenen Dreiecks (Abb. 4.2.6) bestimmt. 
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Abb. 4.2.6 - Bestimmung der Nahtfläche für Kehlnähte
Die Bemessungslänge L ist die gesamte Länge der Naht, sofern diese keine offensichtlich fehlenden oder fehlerhaften Enden aufweist. 
Eventuelle Spannungen σ// , wie sie im folgenden Absatz definiert sind, die im Querschnitt der Naht (verstanden als Teil des tragenden Querschnitts des Bauteils) einwirken, dürfen für den Nachweis der Schweißnaht selbst nicht in Betracht gezogen werden. 
Für die Berechnung der Festigkeit von Kehlnahtschweißungen sind, sofern die im folgenden Absatz dargelegten Berechnungsmodelle herangezogen werden, die Teilsicherheitsbeiwerte γM zu verwenden, die in Tabelle 4.2.XIV angegeben sind. Hierzu können Modelle verwendet werden, die in einschlägigen Normen enthalten sind, wobei die Teilsicherheitsbeiwerte γM die im vorliegenden Vorschriftenwerk festgelegten Sicherheitsniveaus gewährleisten müssen. 
Im Hinblick auf die Dauerhaftigkeit der Bauwerke sind Schweißverbindungen mit intermittierenden Nähten, die nicht kontinuierlich entlang der Fügeteilkanten ausgeführt werden, in Konstruktionen, die nicht sicher gegen Korrosion geschützt sind, nicht zulässig. 
Für die Nachweise ist entweder der Nahtquerschnitt in der tatsächlichen Position oder in umgekehrter Position heranzuziehen, wie im folgenden Absatz angegeben ist. 
4.2.8.2.4
Tragfähigkeit der Kehlnahtschweißungen 
Im Grenzzustand der Tragfähigkeit verteilen sich die Bemessungseinwirkungen auf die Kehlnähte gleichmäßig über den (in Absatz 4.2.8.2.3 definierten) Nahtquerschnitt. 
Im Folgenden bezeichnet σ( die Normalspannung und τ( die Tangentialspannung senkrecht zur Kehlnahtachse, die im Nahtquerschnitt in seiner tatsächlichen Position einwirken; σ(( bezeichnet die Normalspannung und τ(( die Tangentialspannung, die parallel zur Kehlnahtachse einwirken. Die Normalspannung σ(( beeinflusst die Tragfähigkeit der Naht nicht. 
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Abbildung 4.2.7
Betrachtet man den Nahtquerschnitt in seiner tatsächlichen Position, kann folgende Tragfähigkeitsbedingung angenommen werden:
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(( ≤ 0,9 ftk / (M2
	[4.2.81]


wobei gilt:
ftk
ist die charakteristische Nennzugfestigkeit des schwächeren Fügeteils; β = 0,80 für Stahl S235; 0,85 für Stahl S275; 0,90 für Stahl S355; 1,00 für Stahl S420 und S460. 
Alternativ kann – wenn a die Nahtdicke ist – auf der sicheren Seite liegend das folgende vereinfachte Kriterium angewandt werden: 

Fw,Ed/Fw,Rd ≤ 1
[4.2.82]
wobei Fw,Ed die Bemessungskraft ist, die die Kehlnaht pro Längeneinheit beansprucht, während Fw,Rd den Bemessungswiderstand der Kehlnaht pro Längeneinheit darstellt, nach der Formel
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[4.2.83]
Betrachtet man den Nahtquerschnitt in umgekehrter Position, bezeichnen n( und t( die Normalspannung und die Tangentialspannung rechtwinklig zur Nahtachse. 
Der Nachweis der Kehlnähte wird durchgeführt, indem kontrolliert wird, dass die folgenden beiden Bedingungen gleichzeitig erfüllt sind: 
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wobei fyk die charakteristische Streckgrenze ist, während sich die Beiwerte β1 und β2 in Abhängigkeit von der Stahlsorte aus Tabelle 4.2.XIX ergeben. 
Tabelle 4.2.XIX - Werte der Beiwerte β1 und β2 
	
	S235
	S275 - S355
	S420 - S460

	β1
	0,85
	0,70
	0,62

	β2
	1,0
	0,85
	0,75


4.2.8.3
Ermüdungsbeanspruchte Verbindungen 
Die Ermüdungsfestigkeit für die verschiedenen Details der Schrauben- und Schweißverbindungen mit den jeweiligen S-N-Kurven kann der Norm UNI EN 1993-1-9 entnommen werden. 
In jedem Fall sind die in Tabelle 4.2.XI angegebenen Teilsicherheitsbeiwerte zu verwenden. Alternativ können Modelle verwendet werden, die in einschlägigen Normen enthalten sind, wobei die Teilsicherheitsbeiwerte γM die im vorliegenden Vorschriftenwerk festgelegten Sicherheitsniveaus gewährleisten müssen. 
4.2.8.4
Verbindungen mit Belastung durch Schwingungen, Stoßbelastung und/oder Lastumkehr 
In Scherverbindungen, die dynamisch beansprucht werden (durch Schwingungen von Maschinen oder infolge plötzlicher Veränderungen der Beanspruchungen durch Stöße oder andere dynamische Einwirkungen), müssen geeignete technische Lösungen eingesetzt werden, die das Gleiten wirksam verhindern. 
Für diesen Zweck empfiehlt sich die Verwendung von Schweißverbindungen oder bei Schraubenverbindungen die Verwendung von Schraubensicherungen, vorgespannten Schrauben, Schrauben in kalibrierten Bohrungen oder anderen Schraubentypen, die geeignet sind, das Gleiten zu begrenzen oder zu beseitigen. 
4.2.9.
ANFORDERUNGEN FÜR KONSTRUKTION, BEMESSUNG UND AUSFÜHRUNG 
Die Ausführung von Stahltragwerken muss der Norm UNI EN 1090-2:2011 entsprechen und darf deshalb nicht im Widerspruch zum vorliegenden Regelwerk stehen.
4.2.9.1
Grenzdicken 
Die Verwendung von Profilen mit einer Dicke t < 4 mm ist verboten. 
Ausnahmen von dieser Vorschrift, bis zu einer Dicke t = 3 mm, sind bei Bauteilen zulässig, die sicher gegen Korrosion geschützt sind, wie beispielsweise an den Enden geschlossene Rohre und verzinkte Profile, oder bei Bauten, die keinen Witterungseinflüssen ausgesetzt sind. 
Die obigen Beschränkungen beziehen sich nicht auf kaltgeformte Bauteile und Profile. 
4.2.9.2
Kaltverfestigter Stahl 
Die Verwendung von kaltverfestigtem Stahl ist in allen Fällen verboten, in denen eine Plastifizierung des Materials (plastische Analyse, seismische oder außergewöhnliche Einwirkungen usw.) vorgesehen ist oder Ermüdungserscheinungen überwiegen. 
4.2.9.3
Verbindungen gemischten Typs 
In ein und derselben Verbindung ist die Verwendung unterschiedlicher Fügetechniken (z. B. Schweißen und Schrauben) verboten, sofern nicht eine von ihnen allein in der Lage ist, der gesamten Belastung standzuhalten, oder aber auf experimentellem Wege oder theoretisch nachgewiesen wird, dass die konstruktive Anordnung keine Gefahr eines vorzeitigen Kettenversagens aufweist. 
4.2.9.4
Spezifische Problemstellungen 
Für alle in den vorliegenden Vorschriften nicht behandelten Punkte in Bezug auf: 
–
Vorbereitung der Werkstoffe, 
–
Fertigungs- und Montagetoleranzen der tragenden Bauteile,
–
Verwendung der Flachstähle,
–
Querschnittsveränderungen,
–
Schnittpunkte,
–
Scherverbindungen mit normalen Schrauben und Nieten,
–
Toleranzen Loch/Schraube, Mittenabstand der Schrauben und Niete, Randabstand,
–
gleitfeste Verbindungen mit hochfesten Schrauben,
–
geschweißte Verbindungen,
–
Kontaktverbindungen
können einschlägige Normen herangezogen werden. 
4.2.9.5
Stützvorrichtungen 
Die Tragwerkskonzeption muss einen leichten Austausch der Stützvorrichtungen vorsehen, falls deren Nennlebensdauer kürzer ist als die der Konstruktion, mit der sie verbunden sind. 
4.2.9.6
Beschichten und Verzinken 
Sofern die tragenden Bauteile der Stahlkonstruktionen nicht nachweislich korrosionsbeständig sind, müssen sie durch Beschichtung oder Verzinkung ausreichend geschützt werden, wobei der Stahlsorte, der jeweiligen Lage im Tragwerk und der Umgebung am Standort Rechnung zu tragen ist. Besonders geschützt werden müssen (vorgespannte und nicht vorgespannte) Schraubenverbindungen, um Infiltrationen ins Innere der Verbindung zu verhindern. 
Auch für wetterfeste Baustähle (für die auf die Norm UNI EN 10025-5 verwiesen wird) ist gegebenenfalls ein Schutz durch Beschichtung vorzusehen. 
Für unzugängliche Teile oder Profile mit geschlossenem Querschnitt, die an den Enden nicht hermetisch verschlossen sind, sind geeignete Materialzugaben vorzusehen. 
Bauteile, die einbetoniert werden sollen, brauchen nicht beschichtet zu werden; sie können hingegen feuerverzinkt werden. 
4.2.10.
DAUERHAFTIGKEITSKRITERIEN 
Die Dauerhaftigkeit muss die Aufrechterhaltung der Geometrie und der Eigenschaften der Konstruktionsmaterialien sicherstellen, damit Funktionalität, Erscheinungsbild und Tragfähigkeit des Bauwerks unverändert erhalten bleiben. 
Um diese Aufrechterhaltung zu gewährleisten, müssen in der Planungsphase sowohl die konstruktiven Details als auch eventuell erforderliche Materialzugaben und Schutzmaßnahmen untersucht werden, und es muss ein Instandhaltungsplan (Inspektionen, Wartungsarbeiten und Zeitplan für deren Durchführung) ausgearbeitet werden. 
4.2.11.
FEUERWIDERSTAND 
Die Feuerwiderstandsnachweise können nach UNI EN 1993-1-2 geführt werden, wobei für die außergewöhnlichen Einwirkungen die γM-Beiwerte (siehe Absatz 4.2.6) verwendet werden. 
4.3.
VERBUNDBAUWERKE AUS STAHL UND BETON 
Verbundtragwerke bestehen aus Teilen in Baustahl und aus Teilen in Stahl- oder Spannbeton, deren Zusammenwirken durch ein entsprechend dimensioniertes Verbindungssystem gewährleistet wird.
Die vorliegenden Vorschriften legen die Grundsätze für allgemeine Regelungen fest, um die Sicherheitsanforderungen für Bauwerke mit Verbundtragwerken aus Stahl und Beton zu erfüllen.
Bezüglich aller in diesem Kapitel nicht ausdrücklich behandelten Punkte, Tragwerksentwurf, Ausführung, Kontrollen und Instandhaltung wird auf die vorstehenden Absätze 4.1 und 4.2 betreffend Stahlbeton- und Stahlbauten verwiesen. 
4.3.1.
BEWERTUNG DER SICHERHEIT 
Die Sicherheitsbeurteilung wird gemäß den in Kapitel 2 dargelegten grundlegenden Prinzipien durchgeführt. 
Die Einhaltung der Anforderungen an Festigkeit, Funktionsfähigkeit, Dauerhaftigkeit und Widerstandsfähigkeit wird gewährleistet, indem für das Tragwerk, die Tragwerksteile und die Verbindungen die hier beschriebenen Nachweise in den Grenzzuständen der Tragfähigkeit und den Grenzzuständen der Gebrauchstauglichkeit geführt werden. 
Zusätzlich zu den Angaben in den Absätzen 4.1 und 4.2 muss die Tragwerkssicherheit auch für die im Folgenden angegebenen Grenzzustände nachgewiesen werden.
4.3.1.1
Grenzzustände der Tragfähigkeit 
Grenzzustand der Tragfähigkeit des Stahl-Beton-Verbunds, um eine Krise der Verbindung zwischen Stahl- und Betonbauteilen und den dadurch hervorgerufenen Verlust der Verbundfunktion des Querschnitts zu vermeiden. 
4.3.1.2
Grenzzustände der Gebrauchstauglichkeit 
Grenzzustand der Gebrauchstauglichkeit des Stahl-Beton-Verbunds, um während der Nutzung des Bauwerks übermäßigen Schlupf zwischen dem Stahlbauteil und dem Betonbauteil zu vermeiden. 
4.3.1.3
Bauphasen 
Sofern relevant, müssen die Bauphasen bei der Bemessung und Konstruktion, der Analyse und dem Nachweis der Verbundtragwerke berücksichtigt werden. 
4.3.2.
TRAGWERKSANALYSE 
Die Analysemethode muss mit den Bemessungsannahmen übereinstimmen. 
Die Analyse muss auf Tragwerksberechnungsmodellen basieren, die für den betrachteten Grenzzustand geeignet sind. 
4.3.2.1
Klassifizierung der Querschnitte 
Die Klassifizierung der Verbundquerschnitte erfolgt nach dem in Absatz 4.2.3 für Stahlquerschnitte eingeführten Schema. Bei der Berechnung können für die Klassen 1 und 2 plastische oder elastische Spannungsverteilungen angenommen werden, während für die Klassen 3 und 4 elastische Spannungsverteilungen zu verwenden sind. 
Insbesondere muss bei Querschnitten der Klassen 1 und 2 die Zugbewehrung As, die innerhalb der mitwirkenden Plattenbreite angeordnet ist und zur Berechnung des plastischen Moments verwendet wird, aus Stahl B450C ausgeführt sein und folgende Bedingung einhalten:
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[4.3.1.b]
Hierin ist Ac die mitwirkende Fläche des Betongurts, fctm ist die mittlere Zugfestigkeit des Betons, fyk und fsk sind die charakteristischen Streckgrenzen des Baustahls bzw. des Bewehrungsstahls, hc ist die Dicke der Betonplatte, z0 ist der Abstand zwischen dem Schwerpunkt der ungerissenen Betonplatte und dem Schwerpunkt des ungerissenen Verbundquerschnitts,  ist bei Querschnitten der Klasse 2 gleich 1, bei Querschnitten der Klasse 1 gleich 1,1. 
4.3.2.2
Methoden für die globale Analyse 
Die Auswirkungen der Einwirkungen können mittels der elastischen Globalanalyse auch bewertet werden, wenn die plastische Tragfähigkeit berücksichtigt wird, oder auf jeden Fall im nichtlinearen Bereich der Querschnitte. 
Die globale elastische Analyse muss für die Nachweise in den Grenzzuständen der Gebrauchstauglichkeit verwendet werden, wobei entsprechende Korrekturen einzuführen sind, um nichtlinearen Effekten wie der Rissbildung im Beton Rechnung zu tragen; außerdem ist sie für die Nachweise im Grenzzustand der Ermüdung zu verwenden.
Schleppeffekte aus Schub und Auswirkungen des lokalen Beulens sind gebührend zu berücksichtigen, wenn sie die Analyse in signifikanter Weise beeinflussen. 
4.3.2.2.1
Linear-elastische Analyse 
Bei dieser Analyse sind Kriechen, Rissbildung, Temperaturauswirkungen und Bauphasen ebenfalls zu berücksichtigen, wenn diese Erscheinungen relevant sind.
Bei Bauwerken, die gegenüber Phänomenen zweiter Ordnung wenig empfindlich sind und bei denen somit keine Probleme hinsichtlich der globalen Stabilität zu erwarten sind, kann das Kriechen in den Deckenträgern berücksichtigt werden, indem die Fläche der Betonteile Ac durch gleichwertige Flächen ersetzt werden, die in Höhe des Homogenisierungsbeiwerts n reduziert werden (also in Höhe des kurz- und langfristig berechneten Verhältnisses zwischen den elastischen Modulen der Werkstoffe). Wenn keine lange anhaltenden Spannungen überwiegen, kann ein einziger Homogenisierungsbeiwert verwendet werden, indem der Elastizitätsmodul von Beton sowohl für kurzfristige Analysen als auch für langfristige Analysen mit fünfzig Prozent des elastischen Momentanmoduls angesetzt wird. Um der Rissbildung in Verbundträgern Rechnung zu tragen, können zwei Methoden verwendet werden. 
Die erste besteht darin, eine erste „ungerissene“ Analyse durchzuführen, bei der die homogenisierte Trägheit aller Träger gleich der Trägheit des voll reagierenden Querschnitts EJ1 ist. Sobald nach Abschluss der Analyse die Querschnitte bestimmt sind, die einem negativen Biegemoment ausgesetzt sind und in denen Rissbildungserscheinungen auftreten, wird eine zweite „gerissene“ Analyse durchgeführt. In dieser Analyse wird die Steifigkeit EJ1 den Trägerteilen zugewiesen, die einem positiven Biegemoment ausgesetzt sind, während die unter Vernachlässigung des zugbeanspruchten Betons ermittelte gerissene Steifigkeit EJ2, den Trägerteilen zugewiesen wird, die einem negativen Biegemoment ausgesetzt sind. Die neue Verteilung der Steifigkeiten und der inneren Beanspruchungen wird für die Nachweise in den Grenzzuständen der Gebrauchstauglichkeit und der Tragfähigkeit verwendet. 
Bei der zweiten Methode, die auf Durchlaufträger in verstrebten Rahmen angewandt werden kann, in denen die lichten Feldweiten um nicht mehr als 60 % differieren, wird eine Erweiterung der gerissenen Zone am Ende jedes Felds berücksichtigt, die durch die Steifigkeit EJ2 charakterisiert wird und 15 % der lichten Feldweite beträgt; allen übrigen Zonen wird die Steifigkeit EJ1 zugewiesen. 
Die Steifigkeit der Stützen muss mit dem unter Absatz 4.3.5.2 der vorliegenden Vorschriften angegebenen Wert angenommen werden. 
Temperaturauswirkungen sind bei der Berechnung zu berücksichtigen, wenn sie von Einfluss sind. Beim Nachweis im Grenzzustand der Tragfähigkeit können diese Auswirkungen für gewöhnlich vernachlässigt werden, wenn die tragenden Bauteile der Klasse 1 oder 2 angehören und keine Biegedrillknickgefahr besteht. 
Das aus der elastischen Analyse resultierende Biegemoment kann in einer Weise umgelagert werden, dass die Gleichgewichtsbedingung noch erfüllt wird, wobei die Auswirkungen des nichtlinearen Verhaltens der Materialien und alle Instabilitätserscheinungen zu berücksichtigen sind. 
Für die Nachweise im Grenzzustand der Tragfähigkeit (ausgenommen die Ermüdungsnachweise) kann das elastische Moment umgelagert werden, wenn der Verbundträger durchlaufend oder Bestandteil eines verstrebten Rahmens ist, eine konstante Höhe aufweist und keine Gefahr von Instabilitätserscheinungen besteht. 
Bei teilweise einbetonierten Verbundträgern ist auch nachzuweisen, dass die Rotationsfähigkeit ausreicht, um die Umlagerung durchführen zu können; dabei ist der Beitrag des druckbeanspruchten Betons in der Berechnung des im umgelagerten Zustand reduzierten Widerstandsmoments zu vernachlässigen. 
Die Reduktion des maximalen negativen Moments darf die in Tabelle 4.3.I angegebenen Prozentwerte nicht überschreiten. 
Tabelle 4.3.I - Grenzen für die Umlagerung des negativen Moments auf die Auflager
	Querschnittsklasse 
	1
	2
	3
	4

	„Ungerissene“ Analyse 
	40
	30
	20
	10

	„Gerissene“ Analyse 
	25
	15
	10
	0


Wenn Stahlprofile aus Baustahl der Güte S355 oder höher verwendet werden, darf die Umlagerung nur mit Querschnitten der Klasse 1 und der Klasse 2 durchgeführt werden und bei den „ungerissenen“ Analysen höchstens 30 %, bei den „gerissenen“ Analysen höchstens 15 % betragen. 
4.3.2.2.2
Plastische Analyse 
Die plastische Analyse kann für die Nachweise im Grenzzustand der Tragfähigkeit verwendet werden, wenn: 
–
alle Bauteile aus Stahl oder einem Stahl-Beton-Verbund bestehen; 
–
die Materialien die Anforderungen nach Absatz 4.3.3.1 erfüllen; 
–
die Querschnitte der Klasse 1 angehören; 
–
die Verbindungen zwischen den Baugliedern durch eine vollständige Wiederherstellung der plastischen Tragfähigkeit charakterisiert sind und eine ausreichende Rotationsfähigkeit oder eine ausreichende Überfestigkeit aufweisen. 
Darüber hinaus ist es in den Bereichen, in denen sich die plastischen Verformungen voraussichtlich entwickeln (plastische Gelenke), erforderlich, dass:
–
die Stahlprofile symmetrisch zur Stegebene sind, 
–
der Druckgurt in geeigneter Weise eingespannt ist,
–
die Rotationsfähigkeit des plastischen Gelenks ausreichend ist. 
4.3.2.2.3
Nichtlineare Analyse 
Die nichtlineare Analyse ist gemäß den Angaben unter Absatz 4.2.3.3 durchzuführen. 
Bei der Modellierung der Materialien sind alle ihre Nichtlinearitäten zu berücksichtigen; außerdem ist dem Verhalten der Schubverbindung zwischen den Bestandteilen der Verbundträger Rechnung zu tragen. 
Der Einfluss der Verformungen auf die inneren Beanspruchungen ist zu berücksichtigen, wenn dies relevant ist.
4.3.2.3
Wirksame Breiten 
Die Verteilung der Normalspannungen in den Verbundbauteilen muss mit einem Modell bestimmt werden, in dem die Verteilung der Kräfte in den Schenkeln des Metallträgers und in der Betonplatte berücksichtigt werden. 
Die wirksame Breite beffeiner Betonplatte kann mit Hilfe des folgenden Ausdrucks ermittelt werden:

beff = b0 + be1 + b e2,
[4.3.2]
wobei b0 den Abstand zwischen den Achsen der Verbinder darstellt und bei = min (Le/8, bi) der Wert der mitwirkenden Breite auf jeder Seite des Verbundquerschnitts ist (siehe Abb. 4.3.1). 
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Abb. 4.3.1. - Bestimmung der wirksamen Breite beff und der bei-Anteile
Le gibt den ungefähren Abstand zwischen zwei Nullpunkten im Momentendiagramm an. Bei Durchlaufträgern, deren Biegung vorwiegend durch einheitlich verteilte Lasten bestimmt ist, können die Angaben aus Abb. 4.3.2 verwendet werden.
Für die Endauflager ergibt sich folgende Formel:

beff=b0 + β1 be-1 + β2 b e-2,
[4.3.3]
mit 
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wobei gilt: Le und beff,i beziehen sich auf das Endfeld.
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Abb. 4.3.2 - Wirksame Breite beff und entsprechende Stützweiten Le für Durchlaufträger
	for beff,o
	für beff,o


4.3.2.4
Auswirkungen der Verformungen 
Generell sind folgende Analysen möglich: 
–
die Analyse erster Ordnung, bei der das Gleichgewicht auf die Ausgangskonfiguration des Tragwerks bezogen wird, 
–
die Analyse zweiter Ordnung, bei der das Gleichgewicht auf die verformte Konfiguration des Tragwerks bezogen wird. 
Die Auswirkungen der verformten Geometrie (Auswirkungen zweiter Ordnung) sind zu berücksichtigen, wenn sie die Auswirkungen der Einwirkungen signifikant verstärken oder das Tragwerksverhalten signifikant verändern. Die Analyse erster Ordnung kann verwendet werden, wenn die Zunahme der Beanspruchungen infolge der Auswirkungen zweiter Ordnung weniger als 10 % beträgt. Diese Bedingung gilt als erfüllt, wenn:

αcr ≥10
[4.3.4]
wobei αcr der Verstärkungsfaktor der Bemessungslasten ist, der erforderlich ist, um Verlusterscheinungen in der Stabilität des elastischen Gleichgewichts hervorzurufen. 
Für Rahmen kann der Wert von αcr anhand des für Stahlbauwerke geltenden Ausdrucks gemäß Absatz 4.2.3.4 berechnet werden. 
4.3.2.5
Auswirkungen der Imperfektionen 
Bei der Tragwerksanalyse sind die Auswirkungen von Imperfektionen so weit wie möglich zu berücksichtigen. 
Für diesen Zweck können geeignete geometrische Ersatzimperfektionen verwendet werden, sofern diese Auswirkungen nicht implizit in der Berechnung der Tragfähigkeit der tragenden Bauteile enthalten sind. 
In der Berechnung zu berücksichtigen sind: 
−
die globalen Imperfektionen für die Rahmen oder für die Verstrebungssysteme; 
−
die lokalen Imperfektionen für die einzelnen tragenden Bauteile. 
Im Rahmen der globalen Tragwerksanalyse können die Imperfektionen der druckbeanspruchten Verbundbauteile bei der Durchführung der Analyse erster Ordnung vernachlässigt werden. Die Imperfektionen der Bauteile können auch in den Analysen zweiter Ordnung vernachlässigt werden, wenn:
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[4.3.5]
wobei 
[image: image285.wmf]l

 die in Absatz 4.3.5.2 berechnete dimensionslose Schlankheit des Bauteils ist; Npl,Rk ist die charakteristische (also unter Berücksichtigung aller Materialfestigkeiten ohne Teilsicherheitsbeiwerte ermittelte) Druckfestigkeit des Bauteils, und NEd ist der Bemessungswert der Axialbeanspruchung. 
Die Auswirkungen der globalen Imperfektionen sind entsprechend den Vorgaben für Stahltragwerke unter Absatz 4.2.3.5 der vorliegenden Vorschriften zu berücksichtigen. 
Die durch eine Anfangskrümmung der Verbundstützen und der Verbundbauglieder im Allgemeinen darstellten Imperfektionen sind in den Kurven der Tabelle 4.3.III bereits berücksichtigt. Für Deckenträger sind die Imperfektionen in der Formel für den Nachweis gegen Biegedrillknicken enthalten. 
Für Stahlbauteile sind die Imperfektionen bereits in den Formeln der Stabilitätsnachweise unter Absatz 4.2.4.1.3 der vorliegenden Vorschriften berücksichtigt. 
4.3.3.
BEMESSUNGSFESTIGKEITEN 
Die Bemessungsfestigkeit fd ergibt sich aus dem Ausdruck: 
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[4.3.6]
wobei fk die charakteristische Materialfestigkeit darstellt. 
Für die Nachweise im Grenzzustand der Tragfähigkeit wird insbesondere angenommen γM:
γC (Beton) = 1,5;
γA (Baustahl) = 1,05;
γS (Bewehrungsstahl) = 1,15;
γV (Verbindungen) = 1,25. 
Für die Nachweise im Grenzzustand der Gebrauchstauglichkeit wird angenommen γM = 1. 
Für die Nachweise in außergewöhnlichen Bemessungssituationen wird angenommen γM = 1. 
Für die verschiedenen Materialien (Baustahl, Profilbleche, Bewehrungsstahl, Beton usw.) werden die in Kapitel 11 der vorliegenden Vorschriften festgelegten charakteristischen Festigkeiten fk angenommen. Im vorliegenden Abschnitt bezeichnen fyk, fsk, fpk und fck die mechanischen Festigkeiten von Baustahl, Bewehrungsstäben, Profilblech und Beton. 
4.3.3.1
Baustoffe 
4.3.3.1.1
Stahl 
Hinsichtlich der Eigenschaften der Stähle (Baustahl, Profilblech, Bewehrungsstahl), die in den Verbundtragwerken aus Stahl und Beton zum Einsatz kommen, wird auf Absatz 11.3 der vorliegenden Vorschriften verwiesen. 
Die Schweißvorschriften in Absatz 11.3 der vorliegenden Vorschriften gelten in vollem Umfang. 
Für die Schweißverfahren für Verbinder und die entsprechenden Prüfungen können einschlägige Normen herangezogen werden. 
Falls Dübel verwendet werden, muss der Stahl die Vorschriften nach Absatz 11.3.4.7 einhalten.
4.3.3.1.2
Beton 
Die mechanischen Eigenschaften des Betons müssen aus Versuchen hervorgehen, die in Übereinstimmung mit den Angaben der vorliegenden Vorschriften für Tragwerke aus Stahl- oder Spannbeton durchgeführt wurden. 
In den statischen Berechnungen kann für den Beton weder eine Festigkeitsklasse unter C20/25 noch eine Festigkeitsklasse über C60/75 berücksichtigt werden; für Betone mit Leichtzuschlagstoffen, deren Dichte nicht kleiner als 1800 kg/m3 ausfallen darf, gelten die Grenzklassen LC20/22 und LC55/60. 
Für Betonfestigkeitsklassen über C45/55 bzw. LC 40/44 ist gefordert, dass vor dem Beginn der Arbeiten eine angemessene Untersuchung durchgeführt wird und dass bei der Herstellung spezifische Qualitätskontrollverfahren beachtet werden. 
Wenn die Verwendung von Betonen mit Leichtzuschlagstoffen vorgesehen ist, muss berücksichtigt werden, dass sowohl die Werte des Elastizitätsmoduls als auch die der Beiwerte für Kriechen, Schwinden und Wärmeausdehnung von den Eigenschaften der verwendeten Zuschlagstoffe abhängen; die Werte sind daher auf der Basis der jeweiligen Materialeigenschaften zu wählen. 
Sollten Fertigbauteile verwendet werden, wird auf die spezifischen Angaben der vorliegenden Vorschriften verwiesen. 
4.3.4.
TRÄGER MIT MITWIRKENDER PLATTE 
4.3.4.1
Querschnittstypologie 
Die tragenden Stahlquerschnitte der Verbundträger (Abb. 4.3.3) lassen sich nach den Kriterien unter Absatz 4.2.3.1 in Klassen einteilen. 
Wenn der Stahlträger von Beton bedeckt ist, können die Stege für die Zwecke der Querschnittsklassifizierung als quer eingespannt behandelt werden, vorausgesetzt dass der Beton bewehrt, mechanisch mit dem Stahlquerschnitt verbunden und in der Lage ist, Instabilitäten des Stegs und sonstiger Teile des Druckgurts in Richtung Steg zu verhindern. 
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Abb. 4.3.3 -Typologien der Verbundquerschnitte für Träger
4.3.4.2
Querschnittstragfähigkeit 
Der vorliegende Abschnitt behandelt Verbundquerschnitte, die mit Profilen und mitwirkender Platte realisiert werden. Berechnungsmethoden und -kriterien zur Bestimmung der Querschnittstragfähigkeiten von kammerbetonierten Verbundträgern sind in Absatz 6.3 der Norm UNI EN 1994-1-1 zu finden. 
4.3.4.2.1
Biegetragfähigkeit 
Das Widerstandsmoment des Verbundquerschnitts kann nach unterschiedlichen Methoden bestimmt werden, analog zu den Angaben für Stahlkonstruktionen.
Die Breite der mitwirkenden Platte, die für die Nachweise der Querschnittstragfähigkeit zu verwenden ist, kann nach den Angaben unter Absatz 4.3.2.3 bestimmt werden.
Das zur Realisierung mitwirkender Decken verwendete und mit den Rippen parallel zur Stahlträgerachse angeordnete Profilblech darf bei der Berechnung des Widerstandsmoments nicht berücksichtigt werden. 
4.3.4.2.1.1
Elastische Methode 
Das elastische Widerstandsmoment wird auf der Basis einer elastischen Spannungsverteilung im Querschnitt berechnet. Der Beitrag des zugbeanspruchten Betons ist zu vernachlässigen. Das elastische Widerstandsmoment Mel wird berechnet, indem die Verformungen an der elastischen Grenze der Materialfestigkeit begrenzt werden: fcd für Beton, fyd für Baustahl, fsd für Bewehrungsstäbe.
4.3.4.2.1.2
Plastische Methode 
Der Bemessungswert für das plastische Moment Mpl,Rdwird unter der Annahme bewertet, dass der Betonquerschnitt bei der vollständigen Plastifizierung aller Materialien eine Druckspannung von 0,85 fcd aufweist. Die Zugfestigkeit des Betons wird vernachlässigt.
4.3.4.2.1.3
Elastisch-Plastische Methode 
Das Widerstandsmoment des Querschnitts wird durch eine nichtlineare Analyse ermittelt, in der die Spannungs-Verformungs-Kurven der Materialien verwendet werden. Es wird von der Erhaltung der ebenen Querschnitte ausgegangen. Die Methode ist auf Querschnitte jeder Klasse anwendbar; daher ist es erforderlich, alle vorhandenen Nichtlinearitäten, eventuelle Instabilitätserscheinungen und den Grad der Schubverbindung zu berücksichtigen. 
4.3.4.2.2
Schubtragfähigkeit 
Die vertikale Schubtragfähigkeit des Bauglieds ist voll und ganz dem Metallträger anvertraut, dessen Tragfähigkeit nach den Formeln in Absatz 4.2.4.1.2 berechnet werden kann. 
4.3.4.3
Verbindungssysteme Stahl-Beton 
Im Verbundbau gelten als Verbindungssysteme die Vorrichtungen, die dazu geeignet sind, die Übertragung der Längsschubkräfte zwischen Stahl und Beton sicherzustellen. 
Bei Trägern müssen über die ganze Länge Schubverbinder und Querbewehrungen vorgesehen werden, die in der Lage sind, die Längsschubkraft zwischen Platte und Stahlträger zu übertragen, wobei der Effekt der Haftreibung zwischen den beiden Teilen vernachlässigt wird. 
Der vorliegende Absatz enthält allgemeine Angaben über Verbindungssysteme zwischen Metallträger und Betonplatte sowie spezifische Angaben für die Berechnung der Verbindung mit „duktilen“ Verbindern.
Ein Verbindungssystem gilt als duktil, wenn es ein ausreichendes Verformungsvermögen aufweist, um im betrachteten Tragwerk die Annahme eines idealplastischen Verhaltens zu rechtfertigen; Verbinder können als „duktil“ eingestuft werden, wenn sie den Angaben in Absatz 4.3.4.3.1 entsprechen.
Das Konzept der völligen oder partiellen Wiederherstellung gilt nur für Träger, bei denen der Tragfähigkeitsnachweis der kritischen Querschnitte mit der plastischen Methode geführt wird. Ein Verbindungssystem gilt als System mit völliger Wiederherstellung, wenn eine Erhöhung der Tragfähigkeit der Verbindung nicht zu einer Erhöhung der Tragfähigkeit des Trägers führt. Im gegenteiligen Fall wird die Verbindung als Verbindung mit partieller Wiederherstellung definiert.
Als Grad der Verbindung ( gilt somit das Verhältnis zwischen der tatsächlichen Anzahl der vorhandenen Schubverbinder N und der Anzahl an Verbindern, die die vollständige Entfaltung des plastischen Widerstandsmoments des Verbundquerschnitts sicherstellt, Nf.
Wenn die reinen Stahlquerschnitte kompakt oder duktil sind (Klasse 1 und 2 gemäß der Definition in den Absätzen 4.2.3.1 und 4.3.4.1) und wenn sie nach der plastischen Methode bemessen werden, kann eine Schubverbindung mit partieller Wiederherstellung der Tragfähigkeit nur dann verwendet werden, wenn die Bemessungsgrenzlast kleiner ist als die Last, die dasselbe Bauteil, jedoch bemessen mit Verbindungen mit vollständiger Wiederherstellung der Tragfähigkeit, aushalten würde. 
Die verschiedenen Verbindungstypen lassen sich in folgende Kategorien einteilen: 
–
Schubverbindungen; 
–
Bügelverbindungen; 
–
kombinierte Schub- und Bügelverbindungen; 
–
Reibverbindungen. 
Im vorliegenden Absatz sind Berechnungsmethoden für Schubverbindungen dargelegt, die Kopfbolzendübel verwenden, bei denen der auf den einzelnen Schubverbinder einwirkende Zug weniger als 1/10 seiner Grenztragfähigkeit beträgt. 
4.3.4.3.1
Schubverbindungen mit Dübeln 
4.3.4.3.1.1
Anordnung und Einschränkungen 
Die Dübel müssen duktil sein, um die Anwendung einer plastischen Berechnungsmethode der Verbindung zu ermöglichen und um die plastische Berechnung für die Bestimmung des Widerstandsmoments des Trägers anzuwenden.
Diese Anforderung gilt als erfüllt, wenn die Dübel ein Schubverformungsvermögen über 6 mm aufweisen, dieser Wert muss jedoch durch angemessene Versuche validiert und muss in jedem Fall von dem Hersteller der Dübel zertifiziert sein. Alternativ dazu kann das Verhalten der Dübel auf der gesamten lichten Weite eines Deckenträgers als „duktil“ angenommen werden, wenn Folgendes gilt: 
· die Dübel weisen nach dem Schweißen eine Mindesthöhe von 76 mm und einen Durchmesser von 19 mm auf;
· der I- oder H-Querschnitt aus Stahl ist warm gewalzt; 
· bei der Verwendung von Profilblechen für die Decke sind die Profilbleche auf dem Träger durchgängig;
· in jeder Rippe wird ein einziger Dübel angeordnet;
· für das Profilblech gelten die folgenden Einschränkungen: b0/hp ≥ 2 und hp ≤ 60 mm (siehe Abbildungen 4.3.4.a und 4.3.4.b);
· die in die Decke einwirkende Kraft wird mit der Methode zur Berechnung des plastischen Moments berechnet. 
In jedem Fall muss der in Absatz 4.3.4.3 definierte Verbindungsgrad  die folgenden Einschränkungen einhalten:


[image: image288.wmf](

)

m

25

L

per 

 

          

          

          

          

          

          

1

m

25

L

per 

 

4

,

0

;

L

04

,

0

0

,

1

f

355

1

max

e

e

e

yk

>

³

h

£

ï

þ

ï

ý

ü

ï

î

ï

í

ì

ú

ú

û

ù

ê

ê

ë

é

×

-

×

÷

÷

ø

ö

ç

ç

è

æ

-

³

h


[4.3.7]
wobei mit Le der Abstand zwischen den Nullmomentpunkten (in Metern) auf dem Trägerteil angegeben wird, der einem positiven Moment ausgesetzt ist.
Alternativ dazu können Dübel als „duktil“ angesehen werden, wenn ihre Höhe höchstens das Vierfache ihres Durchmessers beträgt, der zwischen 16 mm und 25 mm liegen muss, wenn sie auf ein Profil mit gleichen Gurten geschweißt werden und einen Verbindungsgrad aufweisen, der die folgenden Einschränkungen erfüllt:
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[4.3.8]
Bei allgemeineren Fällen wird auf die einschlägigen Normen verwiesen.
4.3.4.3.1.2
Tragfähigkeit der Verbinder 
Der Bemessungswert der Schubtragfähigkeit eines automatisch geschweißten Kopfbolzendübels mit normalem Schweißbund, der in eine Vollbetonplatte eingesetzt wird, kann mit dem kleineren der folgenden Werte angesetzt werden:
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[4.3.9]
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[4.3.10]
wobei gilt:
γV
ist der unter Absatz 4.3.3 definierte Teilsicherheitsbeiwert;
ftk
ist die charakteristische Bruchfestigkeit des Dübelstahls (mit ftk ≤ 500 MPa);
fck
ist die Zylinderdruckfestigkeit des Betons der Platte;
Ecm
ist der in Absatz 11.2.10.3 definierte Mittelwert des elastischen Sekantenmoduls des Betons der Platte;
d
ist der Dübeldurchmesser (zwischen 16 und 25 mm);
hsc
ist die Höhe des Dübels nach dem Schweißen; 
α = 0,2 (hsc / d + 1 )
für 3 ≤ hsc / d ≤ 4,
[4.3.11 a]
α = 1,0
für hsc / d > 4.
[4.3.11 b]
Bei Profilblechdecken ist die für die Vollplatte berechnete Bemessungstragfähigkeit der Dübel entsprechend zu reduzieren. Bei Profilblechen, die mit den Rippen parallel zur Stahlträgerachse angeordnet sind, wird die Tragfähigkeit der Schubverbindung mit folgendem Reduktionsfaktor multipliziert:

kl = 0,6 ( b0 ((hsc − hp ) /
[image: image292.wmf]2

p

h

≤ 1,0
[4.3.13]
dabei ist hsc die Dübelhöhe des Verbinders (nicht höher als hp + 75 mm) und hsc, hp und b0 sind in Abb. 4.3.4 a angegeben. 
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Abb. 4.3.4 a - Anordnung des Profilblechs gegenüber dem Stahlträger
Wenn die Rippen quer zum Stahlträger angeordnet sind (Abb. 4.3.4 b), gilt für den Reduktionsfaktor: 

kt = 0,7 ( b0 ((hsc − hp ) /
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[4.3.14]
wobei nr für die Anzahl der in jede Rippe eingesetzten Dübel steht. 4.3.14 kann nur verwendet werden, wenn ftk des Verbinders kleiner ist als 450 MPa. Der Wert von kt muss immer kleiner als die in Tabelle 4.3.II angegebenen Werte sein; der Ausdruck von kt ist gültig, wenn hp ≤ 85 mm und b0 ≥ hp und bei Dübeln mit einem maximalen Durchmesser von 20 mm (bei durch das Blech geschweißten Dübeln) bzw. von 22 mm (bei gelochtem Blech). 
Tabelle 4.3.II - Obergrenzen des Beiwerts kt
	Anzahl der Dübel pro Rippe
	Blechdicke
	Dübel mit ( ≤ 20 mm, durch das Blech geschweißt
	Blech gelocht und Dübel auf das Profil geschweißt – Dübeldurchmesser 19 oder 22 mm

	Nr = 1
	≤ 1,0
	0,85
	0,75

	
	> 1,0
	1,00
	0,75

	Nr = 2
	≤ 1,0
	0,70
	0,60

	
	> 1,0
	0,80
	0,60
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Abbildung 4.3.4 b - Anordnung des Profilblechs gegenüber dem Stahlträger
4.3.4.3.2
Andere Arten von Verbindern 
Bei anderen Arten von Verbindern, wie Druckverbinder, Haken und Schleifen und steife Verbinder in Vollplatten, ist die Schubfestigkeit nach einschlägigen Normen zu bewerten. 
4.3.4.3.3
Bewertung der auf das Verbindungssystem einwirkenden Schubbeanspruchungen 
Für die Bemessung der Verbindung kann die Längsschubkraft pro Längeneinheit nach der linearen elastischen Theorie, der nichtlinearen Theorie oder – bei duktilen Verbindern – nach der plastischen Theorie berechnet werden. 
Im Falle der elastischen Analyse müssen die Nachweise für jeden einzelnen Verbinder geführt werden. 
Bei duktilen Verbindungen mit völliger Wiederherstellung wird der maximale Bemessungswert der Gesamtlängsschubkraft Vld, der die über die kritischen Querschnitte verteilten Verbinder widerstehen müssen, mit plastischen Gleichgewichtsgleichungen bestimmt. 
Wenn für die Querschnitte die elastische Theorie verwendet wird, muss auch die Längsschubkraft pro Längeneinheit nach der elastischen Theorie berechnet werden. Die statischen Eigenschaften des Querschnitts müssen mit denen übereinstimmen, die in der Berechnung der Normalspannungen verwendet wurden. 
4.3.4.3.4
Konstruktive Details des Bereichs der Schubverbindung 
Die Eisenüberdeckung über den Dübeln muss mindestens 20 mm betragen. Die Dicke des Tellers, mit dem der Verbinder verschweißt wird, muss für die Ausführung der Schweißverbindung und für eine wirksame Übertragung der Schubkräfte ausreichend sein. Der Mindestabstand zwischen dem Verbinder und dem Rand des Gurts, mit dem er verbunden ist, muss mindestens 20 mm betragen. 
Die Gesamthöhe des Dübels nach dem Schweißen muss mindestens dem 3-fachen Dübelschaftdurchmesser d entsprechen. Der Dübelkopf muss einen Durchmesser von mindestens 1,5 d und eine Dicke von mindestens 0,4 d aufweisen. Wenn die Schubverbinder Einwirkungen ausgesetzt sind, die Ermüdungsbeanspruchungen hervorrufen, darf der Dübeldurchmesser die 1,5-fache Dicke des Tellers, mit dem er verbunden ist, nicht überschreiten. Wenn die Dübel in Stegnähe auf den Flansch des Stahlprofils geschweißt sind, darf ihr Durchmesser höchstens das 2,5-fache der Flanschdicke betragen. 
Wenn die Verbinder mit Profilblechen zur Herstellung von Gebäudedecken verwendet werden, muss die Nennhöhe des Verbinders mindestens um den 2-fachen Schaftdurchmesser über das Profilblech hinausstehen. Die Mindestprofilhöhe, die in Gebäuden verwendet werden kann, beträgt 50 mm. 
4.3.4.3.5
Querbewehrung 
Die Querbewehrung der Platte muss so bemessen sein, dass sie ein vorzeitiges Brechen durch Schlupf oder Längsrissbildung in den kritischen Querschnitten der Betonplatte infolge der durch die Verbinder erzeugten erhöhten Schubbeanspruchungen verhindert. Die Bewehrung muss so dimensioniert sein, dass sie die Längsschubspannungen aufnimmt, die auf die „kritischen“ bruchgefährdeten Flächen a-a, b-b, c-c, d-d (s. Abb. 4.3.5) einwirken. 
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Abb. 4.3.5 - Typische Flächen für Schubversagen in den Betongurten
Die entlang der kritischen Flächen einwirkende Schubbeanspruchung muss in Übereinstimmung mit den Berechnungsannahmen bestimmt werden, von denen bei der Bestimmung der Tragfähigkeit der Verbindung ausgegangen wurde. 
Die Querbewehrungsfläche in einer Vollplatte muss mindestens dem 0,002-fachen der Betonfläche entsprechen und gleichmäßig verteilt sein. In Profilblechplatten mit Rippen parallel oder senkrecht zur Trägerachse muss die Fläche der Querbewehrung mindestens das 0,002-fache der Fläche des Betons über der Oberseite des Profilblechs betragen und gleichmäßig verteilt sein. 
4.3.4.4
Ausführung 
Die Ausführung muss den Vorgaben einschlägiger Normen entsprechen. 
4.3.4.5
Mindestdicken 
Für die Stahlteile der Verbundkonstruktion gelten die Regeln unter Absatz 4.2.9.1 der vorliegenden Vorschriften. 
Bei Trägern, die aus Metallprofilen und einer Stahlbetonplatte bestehen, darf die Dicke der mitwirkenden Platte nicht kleiner als 50 mm ausfallen, und die Dicke des Gurts des Stahlträgers, mit dem die Platte verbunden ist, muss mindestens 5 mm betragen. 
4.3.5.
VERBUNDSTÜTZEN 
4.3.5.1
Allgemeines und Typologie 
Betrachtet werden Verbundstützen unter mittiger Druckbelastung, Biegedruck und Schub, die aus einem Verbund von Metallprofilen, Metallbewehrungen und Beton bestehen: 
(a) vollständig einbetonierte Querschnitte; 
(b) teilweise einbetonierte Querschnitte; 
(c) ausbetonierte kastenartige Rechteckquerschnitte; 
(d) ausbetonierte kreisförmige Hohlquerschnitte. 
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Abb. 4.3.6 - Querschnittstypen für Verbundstützen, die in diesem Abschnitt behandelt werden.
Grundsätzlich können beliebige Querschnittstypen konzipiert werden, in denen die Stahl- und die Betonteile so miteinander verbunden sind, dass beliebige Formen realisiert werden. Der Entwurf solcher tragender Bauteile und die entsprechenden Nachweise sind unter Verwendung zuverlässiger numerischer Verfahren durchzuführen, die den Nichtlinearitäten der Materialien und Verbindungssysteme, Schwind- und Kriecherscheinungen und den imperfektionsbedingten Nichtlinearitäten Rechnung tragen müssen. 
Die folgenden Absätze enthalten Angaben für die Nachweise der gebräuchlichsten Verbundstützen (siehe Abb. 4.3.6), die folgende Anforderungen erfüllen: 
1. Der Querschnitt ist doppeltsymmetrisch; 
2. der Querschnitt ist entlang der Höhe der Stütze konstant; 
3. der in Absatz 4.3.5.2 definierte mechanische Beitrag der Bewehrung ( liegt zwischen 0,2 und 0,9; 
4. die in Absatz 4.3.5.2 definierte dimensionslose Schlankheit 
[image: image298.wmf]l

 ist kleiner als 2,0; 
5. bei vollständig einbetonierten Querschnitten (siehe Abb. 4.3.6) betragen die Höchstwerte der Eisenüberdeckung, die in der Berechnung berücksichtigt werden können: cy = 0,4 ( b und cz = 0,3 ( h; 
6. das Verhältnis zwischen der Höhe hc und der Breite bcdes Querschnitts muss die Bedingung 0,2 ≤ hc / bc ≤ 5,0 erfüllen;
7. die in der Berechnung verwendete Längsbewehrung darf nicht größer sein als 6 % des Querschnitts aus Beton.
Hinsichtlich der Nachweiskriterien ist außerdem zwischen dem Fall zu unterscheiden, bei dem die Beanspruchungen vollständig von dem Verbundtragwerk übernommen werden sollen, und dem Fall, in dem das Bauwerk realisiert wird, indem zuerst der Stahlteil errichtet wird, der dann durch den Beton ergänzt wird. 
4.3.5.2
Biegesteifigkeit, Schlankheit und mechanischer Beitrag des Stahls 
Der mechanische Beitrag des Stahlprofils ergibt sich aus folgender Formel: 
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[4.3.15]
wobei Aa die Fläche des Stahlprofils angibt, während Npl,Rd für die plastische Normalkrafttragfähigkeit des Verbundquerschnitts, wie unter Absatz 4.3.5.3.1 definiert, steht. 
Die effektive Biegesteifigkeit des Verbundquerschnitts EJeff, die zur Bestimmung der kritischen Eulerschen Last zu verwenden ist, ergibt sich aus der Formel:
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[4.3.16]
wobei ke ein Korrekturfaktor mit dem Wert 0,6 ist, während Ja, Js und Jc die Trägheitsmomente des Stahlprofils, der Bewehrungsstäbe und des Beton darstellen; Ec,eff ist der wirksame Elastizitätsmodul des Betons, der sich unter Berücksichtigung der Kriechwirkungen durch die folgende Relation ergibt:
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[4.3.17]
wobei gilt:
Ecm ist der elastische Momentanmodul des Betons
( ist der in Absatz 11.2.10.7 definierte Kriechbeiwert
NEd ist die maximale axiale Bemessungseinwirkung
NG,Ed ist der Anteil der axialen Einwirkung, der durch dauerhafte Einwirkungen hervorgerufen wird
Die dimensionslose Schlankheit der Stütze ergibt sich aus:
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[4.3.18]
wobei Ncr die kritische Eulersche Last ist, die anhand der effektiven Biegesteifigkeit des Verbundquerschnitts bestimmt wird, und Npl,Rk der charakteristische Wert der Druckfestigkeit, der sich ergibt durch:
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[4.3.19]
Bei der Berechnung der Beanspruchungen im Grenzzustand der Tragfähigkeit ist die Biegesteifigkeit anhand der folgenden Relation zu bestimmen, um die Auswirkungen zweiter Ordnung zu berücksichtigen: 
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[4.3.20]
wobei k0 den Wert 0,9 annimmt und ke,II mit 0,5 angesetzt wird. 
Wenn eine Stütze besonders schlank ist oder wenn ein Bauwerk ein besonderes Sicherheitsniveau einhalten muss, ist es erforderlich, auch Langzeitphänomene zu berücksichtigen. 
4.3.5.3
Querschnittstragfähigkeit 
4.3.5.3.1
Querschnittstragfähigkeit bei normalen Spannungen
Die plastische Normalkrafttragfähigkeit des Verbundquerschnitts kann nach folgender Formel bewertet werden: 
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[4.3.21]
wobei Aa, Ac und As die Flächen des Stahlprofils, des Betonteils und der Bewehrungsstäbe darstellen. Falls ausbetonierte Querschnitte (Abb. 4.3.6 c, d) verwendet werden, kann der Beiwert 0,85 durch den Beiwert 1,0 ersetzt werden (Abb. 4.3.6 c). Bei ausbetonierten Verbundstützen mit kreisförmigem Querschnitt (Abb. 4.3.6 d) kann bei der Berechnung der plastischen Normalkrafttragfähigkeit der vom Stahl gebotene Effekt der Umschließung des Betons in Anrechnung gebracht werden. Es können insbesondere verschiedene Umschließungsmodelle in den einschlägigen Normen und der technischen/wissenschaftlichen Fachliteratur herangezogen werden. In Ermangelung genauerer Analysen und für tragende Bauteile des in der Abbildung 4.3.7 dargestellten Typs kann das folgende Umschließungsmodell verwendet werden.
Die plastische Bemessungstragfähigkeit der ausbetonierten runden Stütze nimmt unter Berücksichtigung der Umschließung die folgende Form an:
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[4.3.22]
hierbei ist t die Dicke des Stahlrohrs und d ist der Außendurchmesser der Stütze. Diese Formel gilt für den Fall, dass 
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 werden durch die folgenden Ausdrücke erhalten:
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[4.3.23]
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[4.3.24]
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Abbildung 4.3.7 - Querschnittstyp einer ausbetonierten Verbundstütze, in der die Betonumschließung berücksichtigt werden kann
Die Berechnung des Bemessungswiderstandsmoments der Verbundstütze MRd in Abhängigkeit zur einwirkenden Normalkraft NEd wird durch den M-N-Interaktionsbereich erhalten, der die Tragfähigkeit des Querschnitts festlegt.
Zur Festlegung eines solchen N-M-Interaktionsbereichs können Methoden aus den einschlägigen Normen und der Fachliteratur herangezogen werden oder es kann auf entsprechende numerische Verfahren und Techniken zurückgegriffen werden, die sich auf die Ergänzung der Spannungs-Verformungs-Beziehungen des Stahls und des Betons im Verbundquerschnitt stützen.
Falls Verbundquerschnitte der in Abbildung 4.3.6 dargestellten Typen verwendet werden, die die Anforderungen aus Absatz 4.3.5.1 einhalten, kann für die Festlegung des N-M-Interaktionsbereichs eine vereinfachte Methode verwendet werden (siehe Abbildung 4.3.8).
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Abbildung 4.3.8 - Vereinfachte Methode für die Bewertung des N-M-Interaktionsbereichs für Verbundstützen
In dieser Methode wird für den Beton das Spannungsblockmodell übernommen, die Zugfestigkeit des Betons wird vernachlässigt und es wird ein plastisches Berechnungsverfahren angewandt, in dem sowohl die Bewehrungsstäbe als auch das Stahlprofil komplett ohne Stege angenommen werden. Der Definitionsbereich wird nicht vollständig dargestellt, sondern an eine mehreckige Ebene angenähert, die durch vier Punkte verläuft: A, B, C und D. 
Die Punkte A und B entsprechen jeweils den mittigen Normalkraftbeanspruchungen und reiner Biegung.
Die Punkte C und D werden ermittelt, indem die Normalkraft auf den Wert Npm,Rd und 0,5 Npm,Rd festgelegt wird, wobei Npm,Rd die Bemessungsnormalkrafttragfähigkeit nur für den Betonanteil des Verbundquerschnitts darstellt:
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[4.3.25]
wobei Ac die Gesamtbetonfläche des Verbundquerschnitts ist.
Dem Definitionsbereich der Tragfähigkeit kann das plastische Bemessungswiderstandsmoment entnommen werden, das der Normalkraft NEd mittels der Berechnungskombination zugeordnet ist:
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wobei Mpl,Rd das plastische Bemessungswiderstandsmoment und d ein einachsiger Bemessungsbeiwert für Druckbiegung sind.
Falls die Stütze schiefen Druckbiegungsbeanspruchungen ausgesetzt ist, wird der Nachweis für die Verbundstütze geführt, indem die Bemessungsbeiwerte dy und dz unabhängig für die beiden Biegeebenen der Stützen nach der Methode berechnet werden, die in Abbildung 4.3.8 dargestellt ist, und indem überprüft wird, dass:
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[4.3.27]
wobei gilt: Mpl,y,Rd und Mpl,z,Rd sind die plastischen Widerstandsmomente in Bezug auf die beiden Biegeebenen, dagegen sind My,Ed und Mz,Ed die Beanspruchungsmomente, die sich aus den Tragwerksanalysen ergeben und die erhöht werden, um die Erscheinungen zweiter Ordnung nach der Darstellung in Absatz 4.3.5.4.3 zu berücksichtigen oder die nach einem Berechnungsschema berechnet werden, in dem die Imperfektionen des Bauelements durch Verwendung angemessener Imperfektionsfaktoren berücksichtigt werden. Bei den Beiwerten (M,y und (M,z handelt es sich um die in Absatz 4.3.5.4.3 angeführten Beiwerte.
4.3.5.3.2
Schubtragfähigkeit des Querschnitts 
Die auf den Querschnitt einwirkende Bemessungsschubbeanspruchung VEd muss so auf den Stahl- und den Betonanteil verteilt werden, dass sie kleiner oder gleich der Tragfähigkeit jedes einzelnen der beiden Querschnittsteile ausfällt. In Ermangelung genauerer Analysen kann der Schub nach folgender Formel aufgeteilt werden:
	
[image: image318.wmf]Rd

,

pl

Rd

,

a

,

pl

Ed

Ed

,

a

M

M

V

V

×

=


	[4.3.28]

	
[image: image319.wmf]Ed

,

a

Ed

Ed

,

c

V

V

V

-

=


	


wobei gilt: 
Mpl,Rd ist das Widerstandsmoment des Verbundquerschnitts, während Mpl,a,Rd allein das Widerstandsmoment des Stahlquerschnitts darstellt. Im Allgemeinen darf die Schubbeanspruchung auf dem Stahlteil Va,Ed 50 % der Schubtragfähigkeit des alleinigen Stahlquerschnitts Va,Rd (Absatz 4.2.4.1.2) nicht überschreiten, um ihren Einfluss auf die Bestimmung der N-M-Interaktionskurve vernachlässigen zu können. Andernfalls können ihre Auswirkungen anhand der Angaben in Absatz 4.2.4.1.2 berücksichtigt werden.
Vereinfachend ist es möglich, die gesamte Schubeinwirkung VEd nur dem Stahlteil zuzuweisen. 
4.3.5.4
Stabilität der Bauglieder 
4.3.5.4.1
Druckstützen 
Die Stabilität der Verbundstütze ergibt sich aus der Formel: 
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wobei Npl,Rd die in Absatz 4.3.5.3.1 definierte Tragfähigkeit darstellt und  ein Reduktionsbeiwert ist, der den Instabilitätserscheinungen Rechnung trägt und in Abhängigkeit zur dimensionslosen Schlankheit des Bauteils 
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 nach folgender Formel ermittelt wird:
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Hierin ist 
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 und α ist der Imperfektionsfaktor gemäß Tabelle 4.3.III. 
Tabelle 4.3.III - Knickspannungskurven und Imperfektionsfaktoren 
	Querschnittstyp
	Biegung um die Achse
	Knickspannungskurve
	Imperfektion 
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(a)
	y-y
	b
	L/200

	
	z-z
	c
	L/150
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(b)
	y-y
	b
	L/200

	
	z-z
	c
	L/150
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(c)
	
	a
((s < 3 %)
	L/300

	
	
	b
(3 % < (s < 6 %)
	L/200

	
	
	(s=As/Ac 
(As Bewehrungsfläche, Ac Betonfläche)
	

	Knickspannungskurve
	a
	b
	C

	Imperfektionsfaktor (
	0,21
	0,34
	0,49


4.3.5.4.2
Lokale Instabilität 
Lokale Instabilitätserscheinungen können bei der Berechnung der Stützen vernachlässigt werden, wenn folgende Ungleichungen erfüllt sind: 
	
[image: image327.wmf]y

f

235

90

t

d

×

£


	für ausbetonierte kreisförmige Hohlstützen;
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	für ausbetonierte rechteckige Hohlstützen;
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	für teilweise einbetonierte Querschnitte;
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	für vollständig einbetonierte Querschnitte;
	[4.3.34]


Hierin sind b und tf die Breite und die Dicke der Flansche der I- oder H-Profile; d und t sind hingegen der Durchmesser bzw. die Dicke des Querschnitts der Hohlprofile; c ist die äußere Eisenüberdeckung der vollständig einbetonierten Querschnitte. 
4.3.5.4.3
Druck- und biegebeanspruchte Stützen 
Der Knicknachweis für die Verbundstütze wird geführt, indem kontrolliert wird, dass:

MEd≤αM (Mpl,Rd(NEd)
[4.3.35]
wobei MEd in Verbindung mit der Normalkraftbeanspruchung NEd der maximale Wert des Biegemoments in der Stütze ist, bei dessen Berechnung (sofern relevant) die Geradheitsfehler der Stütze (siehe Tabelle 4.3. III) und die Auswirkungen zweiter Ordnung zu berücksichtigen sind, während Mpl,Rd(NEd) das verfügbare Widerstandsmoment, eine Funktion von NEd darstellt. 
Der Beiwert αM wird bei Stählen zwischen den Klassen S235 und S355 mit 0,9 angenommen, bei S420 und S460 wird er dagegen mit 0,8 angesetzt. 
Die Auswirkungen der Phänomene zweiter Ordnung können berücksichtigt werden, indem die aus der elastischen Analyse resultierenden Momente mit dem folgenden Verstärkungskoeffizienten erhöht werden:
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worin Ncr die Eulersche Last darstellt, während  ein Beiwert ist, der von der Verteilung des Biegemoments entlang der Bauteilachse abhängt.
Der Beiwert  wird mit 1 angesetzt, wenn das Biegemoment einen parabolischen oder dreieckförmigen Verlauf mit Nullwerten an den Stützenenden aufweist; er ergibt sich aus:
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wenn der Verlauf linear ist, wobei Mmax und Mmin für die Momente an den Säulenenden stehen, die übereinstimmen, wenn sie die auf derselben Bauteilseite angeordneten Fasern spannen (wenn M konstant ist, gilt: Mmax = Mmin und β = 1,1). 
4.3.5.5
Lastübertragung zwischen Stahlkomponente und Betonkomponente 
Die Lasteinleitungslänge zwischen Stahl und Beton darf das Doppelte der größeren Querschnittsdimension oder – falls der Wert kleiner ist – ein Drittel der Stützenhöhe nicht überschreiten. 
Falls die Lasteinleitung durch den Haft- und Reibungsverbund übernommen werden soll, kann der punktuelle Wert der Tangentialspannung mittels einer elastischen Analyse in ungerissenem Zustand berechnet werden. Der punktuelle Maximalwert darf die im folgenden Absatz angegebenen Tangentialspannungen der Haftgrenze nicht überschreiten. 
Wenn eine mechanische Verbindung mit den unter Absatz 4.3.4.3.1 behandelten duktilen Verbindern hergestellt wird, kann eine Bewertung der eingeleiteten Kräfte im plastischen Bereich erfolgen, wobei diese gleichmäßig auf die Verbinder zu verteilen sind. 
In teilweise einbetonierten Querschnitten mit Doppel-T-Metallprofilen muss der Beton zwischen den Flanschen durch Bügel mit dem Steg verbunden sein, und zwar unter genauer Festlegung des Lasteinleitungsmechanismus zwischen Beton und Steg, wenn die schwache Achse biegebeansprucht ist. Wenn die Schubfestigkeit nicht ausschließlich dem Stahlprofil geschuldet wird; müssen die Bügel, die notwendig sind, um die Schubfestigkeit des Stahlbetonteils zu erhalten, durchgehend oder verschweißt sein. 
4.3.5.5.1
Schlupffestigkeit zwischen den Komponenten 
Die Schlupffestigkeit zwischen den Stahlprofilen und dem Beton beruht auf den Haftspannungen, auf der Reibung an der Schnittstelle Stahl/Beton sowie auf der mechanischen Verbindung; die Festigkeit muss ausreichen, um relevante Verschiebungen zu verhindern, die die betrachteten Berechnungsmodelle hinfällig machen könnten. 
Im Rahmen der Nachweismethode in den Grenzzuständen der Tragfähigkeit kann eine durch Haftung und Reibung bewirkte Bemessungsschubspannung bis zu folgenden Grenzen angenommen werden: 
–
0,30 MPa
für vollständig einbetonierte Querschnitte; 
–
0,55 MPa
für ausbetonierte kreisförmige Querschnitte; 
–
0,40 MPa
für ausbetonierte rechteckige Querschnitte; 
–
0,20 MPa
für die Flansche der teilweise einbetonierten Querschnitte; 
–
0 (Null)
für den Steg der teilweise einbetonierten Querschnitte. 
Wenn diese Werte überschritten werden, muss die gesamte Belastung von den mechanischen Verbindungen übernommen werden. Die mechanische Verbindung zwischen dem Doppel-T-Stahlprofil und dem Beton kann durch mit dem Profilsteg verschweißte oder durchgehende Bügel hergestellt werden; eine andere Möglichkeit der mechanischen Verbindung besteht in der Verwendung von Schubdübeln. In jedem Fall muss ein Verbindungssystem mit klar definierter mechanischer Wirkungsweise für die Übertragung der Beanspruchungen festgelegt werden. 
Falls Dübel am Steg von Doppel-T-Stahlquerschnitten oder ähnliches vorhanden sind, begrenzen die Flansche die seitliche Ausdehnung des Betons, wodurch der Schubwiderstand der Dübel erhöht wird. Dieser zusätzliche Widerstand kann auf jeder Flanschseite für jede Dübelreihe mit µPRd/2, (siehe Abb. 4.3.9) angesetzt werden, wobei PRd für den Widerstand des einzelnen Verbinders steht. Es kann angenommen werden:  = 0,5. Diese Werte der mechanischen Widerstände werden als gültig angesehen, wenn der Abstand zwischen den Flanschen (siehe Abb. 4.3.9) folgende Grenzen einhält: 
–
300 mm,
wenn ein Dübel je Reihe vorhanden ist; 
–
400 mm,
wenn zwei Dübel je Reihe vorhanden sind; 
–
600 mm,
wenn drei oder mehr Dübel je Reihe vorhanden sind. 
[image: image333.jpg]| fiPrai2

=600





Abb. 4.3.9 - Anordnung der Dübel für die mechanische Verbindung Stahl-Beton
4.3.5.6
Eisenüberdeckung und Mindestbewehrung 
Folgende Beschränkungen sind einzuhalten: 
–
Die Eisenüberdeckung des Flansches darf nicht weniger als 40 mm und auch nicht weniger als 1/6 der Flanschbreite betragen; 
–
die Eisenüberdeckung der Bewehrung muss den Vorschriften für Tragwerke aus normalem Stahlbeton entsprechen. 
Die Bewehrung ist gemäß den folgenden Angaben zu realisieren: 
–
Sofern die Längsbewehrung in der Berechnung berücksichtig wird, darf sie nicht weniger als 0,3 % des Betonquerschnitts betragen; 
–
die Querbewehrung ist gemäß den Regeln für normalen Stahlbeton zu bemessen; 
–
der Abstand zwischen den Stäben und dem Profil kann kleiner als der Abstand zwischen den Stäben oder Null sein; in diesen Fällen ist der für den Verbund Stahl-Beton wirksame Umfang auf die Hälfte bzw. ein Viertel zu reduzieren (Abb. 4.3.10);
–
Betonstahlmatten können in den einbetonierten Stützen als Bügel verwendet werden, dürfen aber nicht die Längsbewehrung ersetzen. 
In ausbetonierten Querschnitten ist eine Bewehrung generell nicht erforderlich.
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Abb. 4.3.10 - Wirksamer Umfang der Bewehrungsstäbe.
4.3.6.
PROFILBLECH-VERBUNDDECKEN 
Als Verbunddecke gilt eine Betonplatte, die auf ein Profilblech gegossen wird, wobei letzteres nach Aushärtung des Betons an der Tragfähigkeit des Verbunds mitwirkt und ganz oder teilweise die untere Bewehrung bildet. 
Die Übertragung der Längsschubkräfte an der Verbundfuge zwischen Blech und Beton darf nicht allein der Haftkraft überlassen bleiben, sondern es müssen spezifische Systeme verwendet werden, wie etwa: 
–
mechanisches Ineinandergreifen durch Verformung des Metallprofils oder Reibeingriff bei Profilen mit zurückspringenden Formen (siehe Abb. 4.3.11 a und b); 
–
Endverankerungen, bestehend aus verschweißten Dübeln oder anderen Verbindern, sofern kombiniert mit Eingriffssystemen (Abb. 4.3.11 c); 
–
Endverankerungen durch Verformung des Blechs, sofern kombiniert mit Eingriffssystemen (Abb. 4.3.11 d). 
Wirksamkeit und Sicherheit der Verbindung zwischen Profilblech und Beton sind in jedem Fall nachzuweisen. 
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Abb. 4.3.11 - Typische Formen der Verbindung durch Ineinandergreifen bei Verbunddecken
4.3.6.1
Analysen zur Berechnung der Beanspruchungen 
Wenn die Decken als Durchlaufträger berechnet werden, können die folgenden, bereits unter Absatz 4.3.2.2 dargelegten Analysemethoden verwendet werden: 
(a)
lineare Analyse, mit oder ohne Umlagerung; 
(b)
plastische Globalanalyse, vorausgesetzt dass die Querschnitte dort, wo Anforderungen an die plastische Rotation bestehen, eine ausreichende Rotationsfähigkeit aufweisen; 
(c)
elastisch-plastische Analyse, die das nichtlineare Materialverhalten berücksichtigt. 
Die linearen Analysemethoden sind sowohl für die Grenzzustände der Tragfähigkeit als auch für die Grenzzustände der Gebrauchstauglichkeit geeignet. Die plastischen Methoden dürfen nur im Grenzzustand der Tragfähigkeit verwendet werden. 
Für den Grenzzustand der Tragfähigkeit kann die plastische Analyse ohne weiteren direkten Nachweis der Rotationsfähigkeit verwendet werden, wenn Bewehrungsstahl B450C (gemäß Absatz 11.3.2.1) verwendet wird und wenn die lichte Feldweite weniger als 3 m beträgt. 
Wenn in der Analyse die Auswirkungen der Rissbildung im Beton vernachlässigt werden, können die negativen Biegemomente an den Innenauflagern bis auf 30 % reduziert werden, wobei die entsprechenden Zunahmen der positiven Biegemomente in den benachbarten Feldern zu berücksichtigen sind. 
Eine Durchlaufplatte kann als eine Reihe einfach aufgelagerter Felder bemessen werden; an den Zwischenauflagern sollten Bewehrungen gemäß den Angaben unter Absatz 4.3.6.3.1 angeordnet werden. 
4.3.6.1.1
Wirksame Breite für konzentrierte oder lineare Kräfte 
Bei konzentrierten Kräften oder Kräften, die entlang einer Linie parallel zu den Blechrippen aufgebracht werden, kann eine Verteilung auf die Breite bm vorgenommen werden, indem eine 45°-Ausbreitung bis zur Blechoberkante angenommen wird (siehe Abb. 4.3.12), und zwar nach der Formel 

bm = bp + 2 (hc + hf )
[4.3.38]
wobei gilt: 
bw ist die Breite, auf die die Last einwirkt, 
hc ist die Dicke der Platte über den Rippen und hf ist die Dicke der Ausbauschicht. Für lineare Lasteinleitungen quer zur Rippenachse kann dieselbe Formel verwendet werden, wobei als bp die Ausdehnung der Lastlinie angesehen wird. Wie in anderer Fachliteratur aus Kapitel 12 angegeben, können bei anderen Details der Plattenbewehrung unterschiedliche wirksame Breiten bm angenommen werden.
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Abb. 4.3.12 - Ausbreitung der konzentrierten Last
4.3.6.2
Nachweise im Grenzzustand der Tragfähigkeit 
In der Regel sind die folgenden Nachweise zu führen: 
–
Biegetragfähigkeit; 
–
Verbundtragfähigkeit (Schlupf); 
–
Durchstanz- und Schubtragfähigkeit. 
Für den Nachweis der Verbundtragfähigkeit gegenüber Schlupf muss der typische Bemessungswert der Längsschubkrafttragfähigkeit τu,Rd für das vorgesehene Profilblech bekannt sein, der gemäß den Kriterien in Kapitel 11 der vorliegenden Vorschriften zu bestimmen ist. 
Die Tragfähigkeit einer Verbunddecke gegenüber Schub-/Durchstanzbeanspruchungen wird in der Regel auf der Basis entsprechender Versuche bewertet, die so durchzuführen sind, dass sie die effektiven Bedingungen an der Kontaktfläche zwischen Blech und Beton, wie sie auf der Baustelle auftreten, nachbilden. 
Wenn nur das Profilblech als wirksam angesehen wird und dem Beton ausschließlich die Funktion, lokales Beulen zu verhindern, übertragen wird, kann die Tragfähigkeit in Übereinstimmung mit den Angaben einschlägiger Normen für kaltgeformte dünnwandige Stahlprofile nachgewiesen werden. 
4.3.6.3
Nachweise in den Grenzzuständen der Gebrauchstauglichkeit 
4.3.6.3.1
Nachweise zur Rissbildung 
Die Rissbreite des Betons in den Bereichen durchlaufender Decken mit einem negativen Moment muss gemäß Absatz 4.1.2.2.4 berechnet werden. 
Wenn die durchlaufenden Decken entsprechend Absatz 4.3.6.1 als einfach aufgelagert bemessen werden, muss der Querschnitt der Bewehrung zur Begrenzung der Rissbildung in während des Betonierens nicht unterstützten Bauwerken mindestens 0,2 %, in während des Betonierens unterstützten Bauwerken mindestens 0,4 % der Querschnittsfläche des Aufbetons über den Rippen betragen. 
4.3.6.3.2
Verformbarkeitsnachweise 
Die Auswirkung des Endschlupfes kann vernachlässigt werden, wenn in den Versuchsergebnissen die Last, die einen Schlupf von 0,5 mm verursacht, mehr als das 1,2-fache der Last der betrachteten charakteristischen Kombination beträgt oder wenn die tangentiale Schlupfspannung an der Verbundfuge weniger als 30 % der Haftspannungsgrenze τu,Rd beträgt. 
Die Berechnung der Durchbiegung kann entfallen, wenn das Verhältnis zwischen lichter Weite und Höhe die im vorstehenden Absatz 4.1 für Stahlbetontragwerke genannten Grenzen nicht überschreitet und die Auswirkung des Endschlupfes vernachlässigt werden kann. 
4.3.6.4
Nachweise für das Profilblech in der Betonierphase 
4.3.6.4.1
Tragfähigkeitsnachweis 
Der Tragfähigkeitsnachweis für das Profilblech muss in Übereinstimmung mit den Angaben der Norm UNI EN 1993-1-3 für kaltgeformte dünnwandige Bauteile und Bleche erfolgen. Die Auswirkungen von Riefen und Graten sind in der Beurteilung der Tragfähigkeit entsprechend zu berücksichtigen. 
4.3.6.4.2
Nachweise in den Grenzzuständen der Gebrauchstauglichkeit 
Die Durchbiegung des Blechs unter dem Eigengewicht und dem Gewicht des frischen Betons (ausgenommen die Baulasten) darf nicht größer ausfallen als L/180 oder 20 mm, wobei L die effektive lichte Stützweite zwischen zwei endgültigen oder provisorischen Auflagern darstellt. 
Diese Grenzen können erhöht werden, wenn größere Durchbiegungen nicht die Tragfähigkeit oder die Funktionstauglichkeit der Decke beeinträchtigen und wenn bei der Bemessung der Decke und der Stützkonstruktion das durch die Betonansammlung verursachte Zusatzgewicht berücksichtigt wird. Falls die Durchbiegung der Oberseite zu Problemen in Zusammenhang mit den Anforderungen an die Funktionalität des Tragwerks führen könnte, sind die Verformungsgrenzen zu reduzieren. 
4.3.6.5
Konstruktive Details 
4.3.6.5.1
Mindestdicke der Profilbleche 
Die Dicke der in den Verbunddecken verwendeten Profilbleche muss mindestens 0,8 mm betragen. Die Blechdicke kann auf 0,7 mm reduziert werden, wenn in der Bauphase geeignete Vorkehrungen getroffen werden, um den sicheren Verkehr von Baumaschinen und Personal zu ermöglichen. 
4.3.6.5.2
Deckendicke 
Die Gesamthöhe h der Verbunddecke muss mindestens 80 mm betragen. Die Aufbetondicke hc über der Oberseite der Blechrippen darf nicht weniger als 40 mm betragen. 
Wenn die Decke mit dem Träger ein Verbundbauglied bildet oder als horizontale Membran verwendet wird, darf die Gesamthöhe nicht weniger als 90 mm betragen, und hc darf nicht kleiner als 50 mm sein. 
4.3.6.5.3
Zuschlagsstoffe 
Die Nenngröße des Zuschlagsstoffs hängt von der kleinsten Dimension des Bauteils ab, in das der Beton gegossen wird. 
4.3.6.5.4
Auflager 
Verbunddecken, die von Stahl- oder Betonbauteilen gestützt werden, müssen eine Auflagerbreite von mindestens 75 mm aufweisen; das Auflagermaß des Profilblechrands muss mindestens 50 mm betragen. 
Bei Verbunddecken, die durch Bauteile aus anderen Materialien gestützt werden, sind diese Werte auf 100 mm bzw. 70 mm zu erhöhen. 
Bei überlappenden oder durchlaufenden Blechen, die auf Stahl- oder Betonbauteilen gelagert sind, muss die Auflagerbreite mindestens 75 mm, bei Bauteilen aus anderen Materialien mindestens 100 mm betragen. 
Die oben angegebenen Mindestwerte für die Auflagerbreite können verringert werden, wenn geeignete Bemessungsspezifikationen hinsichtlich Toleranzen, Lasten, Stützweiten, Auflagerhöhe und Anforderungen an die Durchgängigkeit der Bewehrung vorliegen. 
4.3.7.
NACHWEISE FÜR ÜBERGANGSSITUATIONEN 
Für konstruktive Übergangssituationen, wie sie beispielsweise während der Bauphase auftreten, sind Bautechnologien und Arbeitspläne zu verwenden, die keine bleibenden Schäden am Tragwerk oder an tragenden Bauteilen hervorrufen können und die Sicherheit des Bauwerks nicht beeinträchtigen. 
Das Ausmaß der zu berücksichtigenden Umgebungseinwirkungen ist jeweils im Hinblick auf die Dauer der Übergangssituation und die Ausführungstechnologie zu bestimmen. 
4.3.8.
NACHWEISE FÜR AUSSERGEWÖHNLICHE SITUATIONEN 
Für außergewöhnliche Situationen muss der Entwurf die Widerstandsfähigkeit des Bauwerks mittels Schadensszenarien nachweisen, bei denen für die Teilsicherheitsbeiwerte γM der Materialien die für Beton unter dem Absatz 4.1.4 und für Stahl unter dem Absatz 4.2.6 angegebenen Werte angesetzt werden. 
4.3.9.
FEUERWIDERSTAND 
Die Feuerwiderstandsnachweise können nach UNI EN 1994-1-2 geführt werden, wobei für die außergewöhnlichen Einwirkungen die γM-Beiwerte (siehe Absatz 4.2.6) verwendet werden. 
4.3.10.
NACHWEISE DURCH VERSUCHE AN BEISPIELTRAGWERKEN UND MODELLEN
Tragfähigkeit und Funktionstüchtigkeit von Tragwerken und tragenden Bauteilen können durch Versuche an einer ausreichenden Zahl von Proben gemessen werden. 
Die Ergebnisse der Versuche, die an angemessenen Proben ausgeführt werden, müssen mit statistischen Verfahren so analysiert werden, dass signifikante Parameter wie Mittelwert, Standardabweichung und Asymmetriefaktor der Verteilung erhalten werden, mit denen ein angemessenes Wahrscheinlichkeitsmodell bestimmt werden kann, das die untersuchten Mengen beschreibt (Zufallsvariablen). 
Ausführlichere Angaben dazu und vollständige Verfahren für die um Versuche ergänzte Bemessung finden sich in Anhang D der Norm UNI EN 1990:2006.
4.4.
HOLZBAUWERKE
Gegenstand dieser Vorschriften sind Bauten, deren Tragwerke aus Holzbauteilen oder Bauteilen aus Holzprodukten bestehen. 
Baustoffe und Bauprodukte müssen den Anforderungen aus Absatz 11.7 entsprechen.
Holz für tragende Zwecke muss vor dem Einbau nach der Festigkeit klassifiziert werden.
Die vorliegenden Vorschriften können auch für die Nachweise bestehender Holztragwerke verwendet werden, sofern eine korrekte Bewertung der Holzeigenschaften, insbesondere eventueller Degradationszustände, erfolgt.
4.4.1.
BEWERTUNG DER SICHERHEIT 
Die Sicherheitsbeurteilung muss gemäß den in Kapitel 2 dargelegten grundlegenden Prinzipien durchgeführt werden. 
Die Sicherheit muss nach der Methode der Grenzzustände beurteilt werden. 
Die Einhaltung der Anforderungen an Festigkeit, Steifigkeit, Dauerhaftigkeit und Widerstandsfähigkeit wird gewährleistet, indem für die einzelnen Tragwerksteile und für die Verbindungen die Nachweise in den Grenzzuständen der Tragfähigkeit und den Grenzzuständen der Gebrauchstauglichkeit geführt werden. 
4.4.2.
TRAGWERKSANALYSE 
Bei der Tragwerksanalyse kann von einem linear-elastischen Verhalten der Materialien und der Verbindungen ausgegangen werden, indem die entsprechenden (mittleren oder charakteristischen) Werte des Elastizitätsmoduls der Materialien und der Steifigkeit der Verbindungen in Abhängigkeit von den betrachteten Grenzzuständen und der Art des Nachweises berücksichtigt werden. 
Die Berechnungen müssen unter Verwendung geeigneter Modelle durchgeführt und gegebenenfalls durch Versuche untermauert werden. Das verwendete Modell muss hinreichend genau sein, um mit ausreichender Präzision das Tragverhalten des Bauwerks zu simulieren, auch im Hinblick auf die vorgesehenen baulichen Bedingungen. 
Bei der globalen Analyse des Tragwerks, bei der Analyse der Verstrebungssysteme und bei der Berechnung der Bauglieder sind die geometrischen und strukturellen Imperfektionen zu berücksichtigen. 
Hierzu können geeignete geometrische Ersatzimperfektionen verwendet werden, deren Wert den einschlägigen Normen entnommen werden kann. 
Bei Tragwerkstypen, die (auch dank Verbindungen mit ausreichender Duktilität) zur Umverteilung der inneren Einwirkungen in der Lage sind, können nichtlineare Analysemethoden verwendet werden. 
Bei mechanischen Verbindungen ist in der Regel der Einfluss ihrer Verformbarkeit zu berücksichtigen. 
Bei allen Tragwerken, insbesondere solchen, die aus Teilen mit unterschiedlichem rheologischem Verhalten zusammengesetzt sind, müssen die Nachweise in den Grenzzuständen der Tragfähigkeit und der Gebrauchstauglichkeit nicht nur in Bezug auf den Ausgangszustand, sondern auch in Bezug auf den Endzustand (auf unbestimmte Zeit) geführt werden. 
4.4.3.
EINWIRKUNGEN UND EINWIRKUNGSKOMBINATIONEN 
Die charakteristischen Einwirkungen müssen in Übereinstimmung mit den Angaben in den Kapiteln 3 und 2 der vorliegenden Vorschriften definiert werden. 
Bei Wohn- und Gewerbebauten, die keinen spezifischen Regelungen unterliegen, müssen die Bemessungseinwirkungen gemäß den Angaben in Kapitel 2 ermittelt werden.
4.4.4.
LASTDAUERKLASSEN 
Die Bemessungseinwirkungen sind in eine der in Tabelle 4.4.I aufgeführten Lastdauerklassen einzustufen.
Tabelle 4.4.I - Lastdauerklassen 
	Lastdauerklasse
	Lastdauer

	Ständig
	Länger als 10 Jahre

	Lange Dauer
	6 Monate bis 10 Jahre

	Mittlere Dauer
	1 Woche – 6 Monate

	Kurze Dauer
	weniger als 1 Woche

	Momentan
	--


Die Lastdauerklassen beziehen sich auf eine konstante Last, die über einen bestimmten Zeitraum im Leben des Tragwerks aktiv ist. Für veränderliche Lasten ist die geeignete Klasse in Abhängigkeit von der Interaktion zwischen der typischen zeitlichen Veränderung der Last im Laufe der Zeit und den rheologischen Eigenschaften der Materialien zu bestimmen. 
Für die Berechnung können im Allgemeinen folgende Annahmen getroffen werden: 
–
Das Eigengewicht und die Lasten, die während der normalen Nutzung des Tragwerks nicht entfernt werden können, gehören der Klasse von ständiger Dauer an; 
–
ständige Lasten, die sich während der normalen Nutzung des Tragwerks ändern, und veränderliche Lasten, die sich auf Lager und Abstellräume beziehen, gehören der Klasse von langer Dauer an; 
–
die veränderlichen Lasten der Gebäude, ausgenommen jene, die sich auf Lager und Abstellräume beziehen, gehören der Klasse von mittlerer Dauer an; 
–
die auf den Boden bezogene Überlast durch Schnee qsk, die für einen spezifischen Standort in einer bestimmten Höhenlage berechnet wird, muss bei niedrigeren Bezugshöhen as als 1000 m einer Lastdauerklasse in Abhängigkeit von den Standorteigenschaften zugeordnet werden, dagegen ist für Höhen as von 1000 m oder mehr mindestens von einer mittleren Lastdauer auszugehen;
–
mittlere Windlasten gehören der Klasse von kurzer Dauer an;
–
Windlasten und außergewöhnliche Einwirkungen im Allgemeinen gehören der Klasse von momentaner Dauer an.
4.4.5.
NUTZUNGSKLASSEN 
Die Tragwerke (oder Tragwerksteile) sind in eine der drei in Tabelle 4.4.II aufgeführten Nutzungsklassen einzustufen. 
Mit dem System der Nutzungsklassen soll die Abhängigkeit der Bemessungstragfähigkeiten und der elastischen Moduln des Holzes sowie der von dem Holz abgeleiteten Baustoffe von den Umgebungsbedingungen festgelegt werden.
Tabelle 4.4.II - Nutzungsklassen 
	Nutzungsklasse 1 
	ist gekennzeichnet durch eine Materialfeuchte, die bei einer Temperatur von 20 °C und einer relativen Luftfeuchte der umgebenden Luft, die nur für einige Wochen pro Jahr einen Wert von 65 % übersteigt, im Gleichgewicht mit der Umgebung steht. 

	Nutzungsklasse 2 
	ist gekennzeichnet durch eine Materialfeuchte, die bei einer Temperatur von 20 °C und einer relativen Luftfeuchte der umgebenden Luft, die nur für einige Wochen pro Jahr einen Wert von 85 % übersteigt, im Gleichgewicht mit der Umgebung steht. 

	Nutzungsklasse 3 
	ist gekennzeichnet durch eine höhere Feuchte als für die Nutzungsklasse 2 angegeben. 


4.4.6.
BEMESSUNGSFESTIGKEIT 
Die Lastdauer und die Holzfeuchte beeinflussen die Festigkeitseigenschaften des Holzes. 
Die auf den charakteristischen Werten beruhenden Bemessungswerte der Materialeigenschaften werden also nach kombinierten Kriterien, nämlich Nutzungs- und Lastdauerklasse, zugewiesen. 
Der Bemessungswert Xd einer Materialeigenschaft (oder der Festigkeit einer Verbindung) wird nach folgender Relation berechnet: 
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[4.4.1] 
wobei gilt: 
Xk
ist der charakteristische Wert der Materialeigenschaft, wie in Absatz 11.7 spezifiziert, oder der Festigkeit der Verbindung. Der charakteristische Wert Xk kann auch auf experimentellem Wege durch Versuche ermittelt werden, die unter den in den einschlägigen europäischen Normen definierten Bedingungen durchzuführen sind, wie in Absatz 11.7 angeführt; 
(M
ist der Teilsicherheitsbeiwert für das Material, dessen Werte in Tabelle 4.4.III angegeben sind; 
kmod
ist ein Korrekturbeiwert, der die Auswirkungen der Lastdauer und der Bauteilfeuchte auf die Festigkeitsparameter berücksichtigt. Die Werte für kmod sind in Tabelle 4.4.IV angegeben.
Wenn eine Lastkombination Einwirkungen beinhaltet, die verschiedenen Lastdauerklassen angehören, ist ein kmod-Wert zu wählen, der der Einwirkung von geringerer Dauer entspricht. 
Der Beiwert γ M wird nach Spalte A der Tabelle 4.4.III bewertet. Für die kontinuierliche Produktion von Bauteilen oder Tragwerken, die einer kontinuierlichen Kontrolle des Materials unterliegt, aus der für die Festigkeit ein Variationskoeffizient (Verhältnis zwischen mittlerer quadratischer Abweichung und Mittelwert) von höchstens 15 % hervorgeht, können die Werte angesetzt werden, die in Spalte B dieser Tabelle angeführt sind. Diese Produkte müssen einem Qualitätsmanagementsystem gemäß Absatz 11.7 unterzogen werden.
Tabelle 4.4.III - Teilsicherheitsbeiwerte γM für die Materialeigenschaften 
	Grenzzustände der Tragfähigkeit
	Spalte A
(M
	Spalte B
(M

	Grundkombinationen
	
	

	Massivholz 
	1,50
	1,45

	verleimtes Schichtholz
	1,45
	1,35

	Verleimtes Schichtholz 
	1,45
	1,35

	 Span- oder Faserplatten 
	1,50
	1,40

	Sperrholz, OSB-Platten 
	1,40
	1,30

	Verbindungen 
	1,50
	1,40

	außergewöhnliche Kombinationen 
	1,00
	1,00

	
	Für Materialien, die nicht in der Tabelle enthalten sind, können die jeweiligen Werte herangezogen werden, die in der einschlägigen Fachliteratur aus Kapitel 12 angeführt sind, wobei die im vorliegenden Regelwerk angegebenen Sicherheitsniveaus einzuhalten sind.


4.4.7.
GRENZZUSTÄNDE DER GEBRAUCHSTAUGLICHKEIT 
Die Tragwerksverformungen, die durch die Auswirkungen der aufgebrachten Einwirkungen, durch Zwangszustände, Feuchteschwankungen und das Gleiten in den Verbindungen hervorgerufen werden, müssen in Grenzen gehalten werden, die sowohl im Hinblick auf Schäden, die an Verkleidungen, Fußböden, Zwischenwänden und sonstigen Ausstattungselementen hervorgerufen werden können, als auch im Hinblick auf die ästhetischen Anforderungen und die Funktionsfähigkeit des Bauwerks akzeptabel sind. 
Generell ist bei der Bewertung der Tragwerksverformungen die Verformbarkeit der Verbindungen zu berücksichtigen. 
In Anbetracht des besonderen rheologischen Verhaltens von Holz und Holzbaustoffen ist es notwendig, sowohl die augenblickliche Verformung als auch die langfristige Verformung zu bewerten. 
Die augenblickliche Verformung wird bewertet, indem für die Bauglieder die Mittelwerte der Elastizitätsmoduln und den Momentanwert des Gleitmoduls der Verbindungen verwendet werden. 
Tabelle 4.4.IV -Werte für kmod für Holz und tragende Holzprodukte 
	Material
	Bezugsnorm
	Nutzungsklasse
	Lastdauerklasse

	
	
	
	Ständig
	Lang
	Mittel
	Kurz
	Momentan

	Massivholz
verleimtes Schichtholz (*)
Furnierschichtholz
	UNI EN 14081-1
UNI EN 14080
UNI EN 14374, UNI EN 14279
	1
	0,60
	0,70
	0,80
	0,90
	1,10

	
	
	2
	0,60
	0,70
	0,80
	0,90
	1,10

	
	
	3
	0,50
	0,55
	0,65
	0,70
	0,90

	Sperrholz
	UNI EN 636:2015
	
	1
	0,60
	0,70
	0,80
	0,90
	1,10

	
	
	
	2
	0,60
	0,70
	0,80
	0,90
	1,10

	
	
	
	3
	0,50
	0,55
	0,65
	0,70
	0,90

	OSB-Platten 
	UNI EN 300:2006
	OSB/2 
	1
	0,30
	0,45
	0,65
	0,85
	1,10

	
	
	OSB/3 – OSB/4
	1
	0,40
	0,50
	0,70
	0,90
	1,10

	
	
	
	2
	0,30
	0,40
	0,55
	0,70
	0,90

	Pressspanplatten 
(Span) 
	UNI EN 312:2010
	Teile 4 und 5 
	1
	0,30
	0,45
	0,65
	0,85
	1,10

	
	
	Teil 5: 
	2
	0,20
	0,30
	0,45
	0,60
	0,80

	
	
	Teile 6 und 7 
	1
	0,40
	0,50
	0,70
	0,90
	1,10

	
	
	Teil 7: 
	2
	0,30
	0,40
	0,55
	0,70
	0,90

	Faserplatten, Hartfaserplatten 
	UNI EN 622-2:2005
	HB.LA, HB.HLA 1 oder 2
	1
	0,30
	0,45
	0,65
	0,85
	1,10

	
	
	HB.HLA 1 oder 2
	2
	0,20
	0,30
	0,45
	0,60
	0,80

	Faserplatten, Mittelharte Platten
	UNI EN 622-3:2005
	MBH.LA 1 oder 2
	1
	0,20
	0,40
	0,60
	0,80
	1,10

	
	
	MBH.HLS 1 oder 2
	1
	0,20
	0,40
	0,60
	0,80
	1,10

	
	
	
	2
	-
	-
	-
	0,45
	0,80

	Mitteldichte Faserplatte (MDF)
	UNI EN 622-5:2010
	MDF.LA, MDF.HLS
	1
	0,20
	0,40
	0,60
	0,80
	1,10

	
	
	MDF.HLS
	2
	-
	-
	-
	0,45
	0,80

	Für Materialien, die nicht in der Tabelle enthalten sind, können die jeweiligen Werte herangezogen werden, die in der einschlägigen Fachliteratur aus Kapitel 12 angeführt sind, wobei die im vorliegenden Regelwerk angegebenen Sicherheitsniveaus einzuhalten sind.
(*) Die angegebenen Werte können auch für verleimte Schichtholzplatten verwendet werden, allerdings beschränkt auf die Nutzungsklassen 1 und 2. 


Die Langzeitverformung kann berechnet werden, indem für die Bauglieder die mit dem Faktor 1/(1+ kdef) entsprechend reduzierten Mittelwerte der Elastizitätsmoduln und einen in gleicher Weise reduzierten Wert des Gleitmoduls der Verbindungen verwendet werden.
Der Beiwert kdef trägt der mit der Zeit zunehmenden Verformbarkeit Rechnung, die durch die kombinierte Wirkung des Kriechens und der Materialfeuchte hervorgerufen wird. Die Werte für kdef sind in Tabelle 4.4.V angegeben. 
Die Nettodurchbiegung (Wert der orthogonalen Verschiebung in der Achse des Bauteils) eines biegebeanspruchten Elements ergibt sich aus der Summe der Durchbiegung, die alleine durch die ständigen Lasten hervorgerufen werden, abzüglich der etwaigen Gegenbiegung (falls vorhanden).
In den Fällen, in denen die momentane Durchbiegung, die nur durch die variablen Lasten in der seltenen Lastkombination hervorgerufen wird, eingeschränkt werden sollte, wird in Ermangelung genauerer Angaben empfohlen, dass diese kleiner sein sollte als L /300, wobei L die lichte Weite des Bauteils oder – bei Konsolen – die doppelte Kragweite ist.
In den Fällen, in denen die endgültige Durchbiegung eingeschränkt werden sollte, wird in Ermangelung genauerer Angaben empfohlen, dass diese kleiner sein sollte als L /200, wobei L die lichte Weite des Bauteils oder – bei Konsolen – die doppelte Kragweite ist.
Für die Berechnung der endgültigen Durchbiegung kann auf die einschlägigen Dokumente aus Kapitel 12 zurückgegriffen werden.
Die für die Durchbiegung angegebenen Grenzwerte stellen lediglich Richtwerte für die Mindestanforderungen dar. In besonderen Fällen können sich strengere Einschränkungen als erforderlich erweisen, beispielsweise in Bezug auf tragende Bauteile, die keine Bestandteile des Tragwerks sind. Für Deckenträger wird grundsätzlich empfohlen, den Nachweis der Vereinbarkeit der Verformung mit dem Bestimmungszweck zu führen.
Tabelle 4.4.V -Werte für kdef für Holz und tragende Holzprodukte 
	Material
	Bezugsnorm
	Nutzungsklasse

	
	
	1
	2
	3

	Massivholz
	UNI EN 14081-1 
	0,60
	0,80
	2,00

	verleimtes Schichtholz * 
	UNI EN 14080 
	0,60
	0,80
	2,00

	Furnierschichtholz
	UNI EN 14374, UNI EN 14279
	0,60
	0,80
	2,00

	Sperrholz 
	UNI EN 636:2015
	
	0,80
	-
	-

	
	
	
	0,80
	1,00
	-

	
	
	
	0,80
	1,00
	2,50

	OSB-Platten 
	UNI EN 300:2006
	OSB/2 
	2,25
	-
	-

	
	
	OSB/3 OSB/4 
	1,50
	2,25
	-

	Pressspanplatten (Span) 
	UNI EN 312:2010
	Teil 4: 
	2,25
	-
	-

	
	
	Teil 5: 
	2,25
	3,00
	-

	
	
	Teil 6: 
	1,50
	-
	-

	
	
	Teil 7: 
	1,50
	2,25
	-

	Faserplatten, Hartfaserplatten
	UNI EN 622-2:2005
	HB.LA
	2,25
	-
	-

	
	
	HB.HLA1, HB.HLA2 
	2,25
	3,00
	-

	Faserplatten, Mittelharte Platten
	UNI EN 622-3:2005
	MBH.LA1, MBH.LA2 
	3,00
	-
	-

	
	
	MBH.HLS1, MBH.HLS2 
	3,00
	4,00
	-

	Mitteldichte Faserplatte (MDF)
	UNI EN 622-5:2010
	MDF.LA
	2,25
	-
	-

	
	
	MDF.HLS
	2,25
	3,00
	-

	Bei Material, das mit einer Feuchte nahe am Sättigungspunkt der Faser eingebaut wird und einer Trocknung unter Last ausgesetzt sein kann, muss der Wert für kdef, sofern keine geeigneten Maßnahmen getroffen werden, im Anschluss an entsprechende Bewertungen erhöht werden, wobei zu den Angaben der Tabelle mindestens ein Wert von 2,0 zu addieren ist.
Für Materialien, die nicht in der Tabelle enthalten sind, können die jeweiligen Werte herangezogen werden, die in der einschlägigen Fachliteratur aus Kapitel 12 angeführt sind, wobei die im vorliegenden Regelwerk angegebenen Sicherheitsniveaus einzuhalten sind.
* Die angegebenen Werte können auch für verleimte Schichtholzplatten verwendet werden, allerdings beschränkt auf die Nutzungsklassen 1 und 2.


4.4.8.
GRENZZUSTÄNDE DER TRAGFÄHIGKEIT 
4.4.8.1
Tragfähigkeitsnachweise 
Die inneren Spannungen können unter der Annahme der Erhaltung der ebenen Querschnitte und einer bis zum Bruch linearen Spannungs-Verformungs-Relation berechnet werden. 
Die Bemessungsfestigkeiten der Materialien Xd sind in Absatz 4.4.6 angegeben.
Die Vorschriften des vorliegenden Abschnitts beziehen sich auf den Tragfähigkeitsnachweis von tragenden Bauteilen aus Massivholz oder von Holzprodukten mit einer Faserrichtung, die im Wesentlichen mit der eigenen Längsachse zusammenfällt, und mit konstantem Querschnitt, die Beanspruchungen ausgesetzt sind, die vorwiegend entlang einer oder mehrerer Hauptachsen des Bauteils einwirken (Abb. 4.4.1). 
Wegen der Anisotropie des Materials müssen die Nachweise der Zug- und Druckspannungszustände unter Berücksichtigung des Winkels zwischen Faserrichtung und Spannungsrichtung geführt werden. 
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Abb. 4.4.1 - Bauteilachsen
	Direzione prevalente della fibratura
	Hauptfaserrichtung


4.4.8.1.1
Zug parallel zur Faserrichtung 
Folgende Bedingung muss erfüllt sein: 

σt,0,d ≤ ft,0,d
[4.4.2] 
wobei gilt: 
σt,0,d
ist die Bemessungszugspannung parallel zur Faserrichtung, berechnet für den Nettoquerschnitt; 
ft,0,d
ist die entsprechende Bemessungsfestigkeit (Formel 4.4.1); bei der Bestimmung werden durch den Beiwert kh, wie er in Absatz 11.7.1.1 definiert ist, auch die Abmessungen des Querschnitts berücksichtigt. 
An den Endverbindungen ist eine eventuelle Biegeeinwirkung zu berücksichtigen, die durch die Exzentrizität der Zugeinwirkung durch die Verbindung hindurch hervorgerufen wird; diese sekundären Einwirkungen können näherungsweise durch eine entsprechende Reduktion der Bemessungszugfestigkeit in Anrechnung gebracht werden. 
4.4.8.1.2
Zug senkrecht zur Faserrichtung 
Beim Nachweis der Bauteile ist in angemessener Weise das tatsächlich zugbeanspruchte Volumen zu berücksichtigen. Für diesen Nachweis sind einschlägige Normen heranzuziehen. 
Besondere Aufmerksamkeit ist beim Nachweis der Bauteile erforderlich, die in Randnähe aufgebrachten Querkräften ausgesetzt sind, welche so beschaffen sind, dass sie zu rechtwinklig zur Faserrichtung verlaufenden Zugspannungen führen. 
4.4.8.1.3
Druck parallel zur Faserrichtung 
Folgende Bedingung muss erfüllt sein: 

σc,0,d ≤ fc,0,d
[4.4.3]
wobei gilt:
σc,0,d
ist die Bemessungsdruckspannung parallel zur Faserrichtung; 
fc,0,d
ist die entsprechende Bemessungsfestigkeit (Formel 4.4.1). 
Darüber hinaus muss der Stabilitätsnachweis für druckbeanspruchte Bauteile gemäß Absatz 4.4.8.2.2 geführt werden.
4.4.8.1.4
Druck senkrecht zur Faserrichtung 
Folgende Bedingung muss erfüllt sein: 

σc,90,d ≤ fc,90,d
[4.4.4]
wobei gilt: 
σc,90,d
ist die Bemessungsdruckspannung senkrecht zur Faserrichtung; 
fc,90,d
ist die entsprechende Bemessungsfestigkeit (Formel 4.4.1). 
Bei der Bewertung von σc,90,d kann die Lastverteilung in Faserrichtung entlang der Höhe des Bauteilquerschnitts berücksichtigt werden. Nach Maßgabe einschlägiger Normen ist es möglich, eine wirksame Breite zu berücksichtigen, die größer als die Lastbreite ist. 
4.4.8.1.5
Druck schräg zur Faserrichtung 
Bei Druckspannungen, die schräg zur Faserrichtung einwirken, ist ihr Einfluss auf die Tragfähigkeit in angemessener Weise und nach Maßgabe einschlägiger Normen zu berücksichtigen. 
4.4.8.1.6
Biegung 
Es müssen die beiden folgenden Bedingungen erfüllt sein: 
	[image: image339.png]Oumyd 1k, Omzd <1

finya finza




	[4.4.5a]

	[image: image340.png]Omzd <1

fiza




	[4.4.5b]


wobei gilt: 
σm,y,d und σm,z,d
sind die maximalen durch Biegung hervorgerufenen Bemessungsspannungen in den Ebenen xz bzw. xy, die unter der Annahme einer linear-elastischen Verteilung der Spannungen auf den Querschnitt bestimmt werden (siehe Abb. 4.4.1); 
fm,y,d und fm,z,d
sind die entsprechenden Bemessungsbiegefestigkeiten (Formel 4.4.1); bei der Bestimmung werden durch den Beiwert kh, wie er in Absatz 11.7.1.1 definiert ist, auch die Abmessungen des Querschnitts berücksichtigt . 
Der Beiwert km, mit dem der Umverteilung der Spannungen und der Inhomogenität des Materials im Querschnitt Rechnung getragen wird, nimmt folgende Werte an: 
–
km = 0,7 für rechteckige Querschnitte; 
–
km = 1,0 für andere Querschnitte. 
Darüber hinaus muss der Nachweis der Knickstabilität (Biegedrillknicken) für biegebeanspruchte Bauteile gemäß Absatz 4.4.8.2.1 geführt werden. 
4.4.8.1.7
Biegung und Zug 
Wenn neben der normal angreifenden Zugbeanspruchung auch Biegebeanspruchungen um die beiden Hauptachsen des tragenden Bauteils auftreten, müssen die beiden folgenden Bedingungen erfüllt sein: 
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Die für km zu verwendenden Werte sind in Absatz 4.4.8.1.6 angegeben. 
Darüber hinaus muss der Nachweis der Knickstabilität (Biegedrillknicken) für biegebeanspruchte Bauteile gemäß Absatz 4.4.8.2.1 geführt werden. 
4.4.8.1.8
Biegung und Druck 
Wenn neben der normal angreifenden Druckbeanspruchung auch Biegebeanspruchungen um die beiden Hauptachsen des tragenden Bauteils auftreten, müssen die beiden folgenden Bedingungen erfüllt sein: 
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Die für km zu verwendenden Werte sind im vorstehenden Absatz 4.4.8.1.6 angegeben. 
Darüber hinaus müssen die Stabilitätsnachweise für druckbeanspruchte Bauteile gemäß Absatz 4.4.8.2.2 geführt werden.
4.4.8.1.9
Schub 
Folgende Bedingung muss erfüllt sein: 

τd ≤ fv,d,
[4.4.8]
wobei gilt: 
τd
ist die maximale Bemessungsschubspannung, bewertet nach der Jouravski-Theorie, bei Berücksichtigung einer angemessen reduzierten Trägerbreite bei Vorliegen etwaiger Risse;
fv,d
ist die entsprechende Bemessungsschubfestigkeit (Formel 4.4.1).
Am Trägerende kann der oben genannte Nachweis geführt werden, indem τd konventionell bewertet wird und indem bei der Berechnung der Schubbeanspruchung am Trägerende der Beitrag etwaiger Kräfte, die innerhalb des Abschnitts wirken, dessen Länge der Trägerhöhe h (gemessen von der Innenkante des Auflagers) oder aber (bei Trägern mit Aussparungen) der reduzierten tatsächlichen Höhe heff entspricht, mit Null angesetzt wird. 
Für den Nachweis von Trägern mit Aussparungen oder Verjüngungen an den Enden sind einschlägige Normen heranzuziehen. 
Die Rollschubfestigkeit (rolling shear) kann höchstens mit dem zweifachen Wert der Zugfestigkeit orthogonal zur Faserrichtung angesetzt werden. 
4.4.8.1.10
Torsion 
Folgende Bedingung muss erfüllt sein: 

τtor,d ≤ ksh fv,d,
[4.4.9]
wobei gilt: 
τtor,d
ist die maximale Bemessungsschubspannung aus Torsion; 
ksh
ist ein Beiwert, der die Form des Querschnitts berücksichtigt;
fv,d
ist die Bemessungsschubfestigkeit (Formel 4.4.1). 
Für den Beiwert ksh können folgende Werte angesetzt werden:
ksh = 1,2
für kreisförmige Vollquerschnitte; 
ksh = 1+ 0,15 h/b ≤ 2
für rechteckige Vollquerschnitte mit den Seiten b und h, b ≤ h; 
ksh = 1
für andere Querschnitte. 
4.4.8.1.11
Schub und Torsion 
Bei Torsion in Verbindung mit Schub kann ein kombinierter Nachweis geführt werden, und zwar nach folgender Interaktionsformel: 
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[4.4.10]
wobei die Symbole dieselbe Bedeutung haben wie in den oben beschriebenen Schub- und Torsionsnachweisen. 
4.4.8.2
Stabilitätsnachweise 
Neben den Tragfähigkeitsnachweisen müssen geeignete Nachweise geführt werden, um die Sicherheit des Tragwerks und der einzelnen Bauglieder gegenüber möglichen Instabilitätserscheinungen wie Biegedrillknicken (Kippen) bei biegebeanspruchten Trägern und seitliches Ausweichen bei druckbeanspruchten oder druck- und biegebeanspruchten Bauteilen zu gewährleisten. 
Bei der Beurteilung der Stabilität sind in der Berechnung der Biegespannungen auch die Anfangskrümmung des Bauteils, die Exzentrizität der axialen Belastung und eventuell aufgeprägte Verformungen (Durchbiegung oder Überhöhung) zu berücksichtigen. 
In diesen Nachweisen muss für die Elastizitätsmoduln der Materialien das 5 %-Quantil der charakteristischen Werte verwendet werden. 
4.4.8.2.1
Biegebeanspruchte Bauteile (Trägerinstabilität) 
Im Fall der einfachen Biegung, bei der das Biegemoment um die starke Achse y des Querschnitts (also orthogonal zur möglichen Kippebene) einwirkt, muss für die Spannung, die durch das in dem Trägerabschnitt zwischen zwei aufeinanderfolgenden Verdrehsicherungen einwirkende Maximalmoment hervorgerufen wird, folgende Relation erfüllt sein: 
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[4.4.11]
σm,d
maximale Bemessungsspannung aus Biegung; 
kcrit,m
Reduktionsbeiwert für die kritische Spannung wegen Instabilität des Trägers, um der durch das seitliche Ausweichen verminderten Tragfähigkeit Rechnung zu tragen; 
fm,d
Bemessungsbiegefestigkeit (Formel 4.4.1); bei der Bestimmung werden durch den Beiwert kh auch die Abmessungen des Querschnitts berücksichtigt. 
Bei Trägern mit einer anfänglichen seitlichen Auslenkung gegenüber der Geradlinigkeit, die innerhalb der Grenzwerte für das Produkt liegt, können für den Beiwert der kritischen Spannung kcrit,m folgende Werte angenommen werden: 
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[4.4.12]

[image: image348.wmf]crit

m,

k

m,

m

rel,

/

f

s

=

l

relative Schlankheit des Trägers; 
fm,k
charakteristische Biegefestigkeit (Absatz 11.7.1.1); 
σm,crit
kritische Biegespannung, berechnet nach der klassischen Stabilitätstheorie mit den charakteristischen Werten der Elastizitätsmoduln (5 %-Quantil) (Absatz 11.7.1.1).
4.4.8.2.2
Druckbeanspruchte Bauteile (Stützeninstabilität) 
Im Falle eines nur durch Normalkraft beanspruchten Stabs muss folgende Bedingung erfüllt sein: 


[image: image349.wmf]1

 

c,0,d

crit,c

c,0,d

£

f

k

s


[4.4.13] 
σc,0,d
Bemessungsdruckspannung aus Normalkraft; 
fc,0,d
Bemessungsdruckfestigkeit; 
kcrit,c
Reduktionsbeiwert für die kritische Spannung wegen Instabilität der Stütze, bewertet für die Ebene, in der sich der kleinste Wert ergibt. 
Der Reduktionsbeiwert kcrit,c wird in Abhängigkeit zur relativen Stützenschlankheit λrel,c, berechnet; diese ergibt sich aus: 
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[4.4.14]
fc,0,k
charakteristische Druckfestigkeit parallel zur Faserrichtung; 
σc,crit
kritische Spannung, berechnet nach der klassischen Stabilitätstheorie mit den charakteristischen Werten der Elastizitätsmoduln (5 %-Quantil) (Absatz 11.7.1.1); 
λ
Schlankheit des tragenden Bauteils, bewertet für die Ebene, in der sich der größte Wert ergibt. 
Wenn λrel,c ≤ 0,3, muss kcrit,c = 1, gesetzt werden, ansonsten gilt 
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mit
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[4.4.16]
βc
Imperfektionsbeiwert, der, wenn die Bauteile die unter Absatz 4.4.15 definierten Geradheitsgrenzen einhalten, folgende Werte annehmen kann: 
-
für Massivholz βc = 0,2; 
-
für Schichtholz βc = 0,1. 
4.4.9.
VERBINDUNGEN 
Anzahl, Position, Tragfähigkeit und Steifigkeit der Verbindungen zwischen tragenden Elementen müssen so bemessen werden, dass die Übertragung der Bemessungsbeanspruchungen im betrachteten Grenzzustand den Kriterien entspricht, die bei der Durchführung der Tragwerksanalyse angewandt wurden.
Tragfähigkeiten und Verformbarkeiten der in den Verbindungen verwendeten Verbindungsmittel sind auf der Basis mechanischer Versuche zu bestimmen, zu deren Durchführung auf die Normen UNI EN 1075:2002, UNI EN 1380:2001, UNI EN 1381:2001, UNI EN 26891:1991, UNI EN 28970:1991 und die einschlägigen europäischen Normen verwiesen wird. 
Die Tragfähigkeit und die Verformbarkeit der Verbindungsmittel können nach Maßgabe anerkannter Normen bewertet werden. 
Bei der Berechnung der Tragfähigkeit von Verbindungen, die mit Verbindungsmitteln mit zylindrischem Schaft hergestellt werden, sind unter anderem der Typ und die Grenztragfähigkeit des einzelnen Verbindungsmittels, die Art der Verbindung (Holz-Holz, Platte-Holz, Stahl-Holz), die Anzahl der tragenden Querschnitte und – bei einer aus mehreren elementaren Verbindungen zusammengesetzten Verbindung – die Ausrichtung der einzelnen Verbindungsmittel zu berücksichtigen. 
Die Verwendung von speziellen Verbindungssystemen ist zulässig, sofern ihr Verhalten auf theoretischer und/oder experimenteller Grundlage eindeutig definiert ist und sofern damit ein Sicherheitsniveau garantiert wird, das nicht unter den Vorgaben der vorliegenden technischen Vorschriften liegt.
Über den gesamten Querschnitt verlaufende Keilzinkenverbindungen dürfen für die Nutzungsklasse 3 nicht verwendet werden. 
In jedem Fall müssen die Nachweise für die Verbindungssysteme für die wirklichen Einbaubedingungen geführt werden.
4.4.10.
TRAGENDE BAUTEILE 
Jedes tragende Bauteil aus Massivholz oder Holzbaustoffen, das überwiegend auf Druck, Biegung, Zug oder eine Kombination dieser Belastungen beansprucht wird, kann durch einen einzigen Querschnitt oder einen aus mehreren (verklebten oder mechanisch verbundenen) Elementen zusammengesetzten Querschnitt charakterisiert werden. 
In den Nachweisen des zusammengesetzten Bauteils ist das Gleiten in den Verbindungen zu berücksichtigen. Hierzu ist es zulässig, für die Verbindungen eine lineare Beziehung zwischen Beanspruchung und Gleiten anzunehmen. 
Bei der Verwendung von Holz im Verbund (durch Verklebung oder Verbindung) mit anderen Materialien für die tragenden Bauteile muss der Gesamtnachweis für das zusammengesetzte Bauteil dem tatsächlichen Verhalten der Verbindung Rechnung tragen, das unter Heranziehung anerkannter technischer Normen und eventuell auf experimentellem Wege zu bestimmen ist. In jedem Fall müssen die Beanspruchungen in den einzelnen Bauteilkomponenten mit den unter Absatz 4.1 und Absatz 4.2 für die einzelnen Materialien spezifizierten Beanspruchungen verglichen werden. 
4.4.11.
TRAGSYSTEME 
Gitterkonstruktionen, die aus Holzbauteilen bestehen, welche durch Metall- oder Holzverbinder oder Klebstoffe miteinander verbunden werden, sind im Allgemeinen als Balkensysteme zu analysieren, und zwar unter Berücksichtigung der Verformbarkeit und der tatsächlichen Exzentrizitäten der Verbindungen. 
Beim Nachweis der Stabilität der einzelnen Bauglieder in den Rahmentragwerken sind im Allgemeinen außer den tatsächlichen Einspannbedingungen auch die Verformbarkeit der Knoten und das Vorhandensein eventueller Verstrebungssysteme zu berücksichtigen. 
Beim Stabilitätsnachweis des Rahmentragwerks sind neben den instabilisierenden Auswirkungen der vertikalen Lasten auch die geometrischen und strukturellen Imperfektionen zu berücksichtigen, wobei die entsprechenden Einwirkungen in dieselbe Lastdauerklasse wie die Lasten, die sie hervorgerufen haben, einzustufen sind. 
In Fällen, in denen die seitliche Stabilität durch den Widerstand geeigneter Verstrebungen sichergestellt wird, kann die Knicklänge der Stützen in Ermangelung eingehender Analysen mit der Geschosshöhe gleichgesetzt werden. 
Bei Bögen sind neben den üblichen Nachweisen immer auch die Nachweise gegenüber Instabilität außerhalb der Ebene durchzuführen. 
Wie bei allen Schub ableitenden Bauteilen müssen die Einspannungen bei Bögen dazu geeignet sein, die Horizontalkomponenten der Reaktionen aufzunehmen. 
Bei der Bestimmung der Bemessungseinwirkungen auf die Verstrebungen und/oder Membranen sind auch die strukturellen geometrischen Imperfektionen sowie die von den aufgebrachten Lasten hervorgerufenen Verformungen, sofern von Bedeutung, zu berücksichtigen. 
Wenn die Dach- und Deckenkonstruktionen in ihrer Ebene auch Verstrebungsfunktionen übernehmen (Dach- und Deckenmembranen), muss ihre Fähigkeit, diese Funktion mit dem Verhalten einer Platte wahrzunehmen, entsprechend nachgewiesen werden, wobei auch die Realisierungsweise und die Eigenschaften der Verbindungsmittel zu berücksichtigen sind. 
Falls die Wandelemente in ihrer Ebene auch Verstrebungsfunktionen übernehmen (Wandmembranen), muss ihre Fähigkeit, diese Funktion mit dem Verhalten einer Vertikalkonsole wahrzunehmen, entsprechend nachgewiesen werden, wobei auch die Realisierungsweise und die Eigenschaften der Verbindungsmittel zu berücksichtigen sind. 
4.4.12.
WIDERSTANDSFÄHIGKEIT 
Die Anforderungen an die strukturelle Widerstandsfähigkeit gemäß den Absätzen 2.1 und 3.1.1 können auch durch geeignete konstruktive Lösungen und entsprechende bauliche Maßnahmen erfüllt werden, die bei Holzbauteilen zumindest folgende Punkte betreffen müssen: 
–
Schutz des Tragwerks und der Tragwerksteile vor Feuchtigkeit; 
–
Verwendung von Verbindungsmitteln, die von sich aus duktil sind, oder von Verbindungssystemen mit duktilem Verhalten; 
–
Verwendung von Verbundbauteilen mit insgesamt duktilem Verhalten; 
–
Begrenzung der Bereiche, in denen Holz senkrecht zur Faserrichtung zugbelastet wird, vor allem in Fällen, in denen diese Beanspruchungszustände von Tangentialspannungen begleitet werden (wie bei Aussparungen), und immer dann, wenn in dem Bauteil während seiner Lebensdauer erhöhte Feuchtegradienten vorhersehbar sind. 
4.4.13.
DAUERHAFTIGKEIT 
In Relation zur Nutzungsklasse des Tragwerks und den Lastbedingungen ist im Zuge der Konstruktion und Bemessung ein Instandhaltungs- und Kontrollplan zu erstellen, in dem angegeben ist, welche Arbeiten während der Nutzung des Bauwerks durchzuführen sind. 
4.4.14.
FEUERWIDERSTAND 
Die Feuerwiderstandsnachweise können nach UNI EN 1995-1-2 geführt werden, wobei für die außergewöhnlichen Einwirkungen die γM-Beiwerte (siehe Absatz 4.4.6, Tabelle 4.4.III) anzusetzen sind. 
4.4.15.
VORSCHRIFTEN FÜR DIE AUSFÜHRUNG 
Wenn die einschlägigen Produktnormen keine spezifischen Vorschriften enthalten, sind die Bearbeitungs- und Ausführungstoleranzen in der Entwurfsphase festzulegen. 
Wenn die einschlägigen Produktnormen keine spezifischen Vorschriften enthalten, müssen in der Entwurfsphase die Lager- und Einbaubedingungen und die Teillastphasen festgelegt werden, um Feuchteschwankungen im Material und deren Auswirkungen auf das Tragverhalten zu begrenzen. 
Bei allen Baugliedern, für die das Stabilitätsproblem von Bedeutung ist, darf die Abweichung von der theoretischen geometrischen Konfiguration bei verleimten Schichtholzbauteilen 1/500 des Abstands zwischen zwei aufeinanderfolgenden Einspannungen, bei Massivholzbauteilen 1/300 dieses Abstands nicht überschreiten.
Das Holz, die Elemente aus Holzbaustoffen und die tragenden Bauteile dürfen grundsätzlich keinen Witterungsbedingungen ausgesetzt werden, die ungünstiger als die für das fertige Tragwerk vorgesehenen Bedingungen ausfallen oder in irgendeiner Weise die Trag- und Funktionsfähigkeit beeinträchtigen könnten. 
Bevor das Holz verbaut oder belastet wird, muss die Holzfeuchte so nah wie möglich der Feuchte angenähert werden, die für die Umgebungsbedingungen am Standort des fertigen Bauwerks geeignet ist. 
Wenn mit Holzbauteilen gearbeitet wird, bei denen die Auswirkungen des Schwindens oder von Feuchteschwankungen vernachlässigbar sind, kann während des Einbaus eine höhere Materialfeuchte akzeptiert werden, vorausgesetzt dass das Holz anschließend bis zur im Entwurf vorgesehenen Feuchte trocknen kann, ohne dass seine Trag- und Funktionsfähigkeit beeinträchtigt wird.
Die Verbindungssysteme dürfen in eingebautem Zustand keine Verdrehungen aufweisen.
4.4.16.
NACHWEISE FÜR ÜBERGANGSSITUATIONEN, PRÜFUNGEN UND LASTVERSUCHE 
Für konstruktive Übergangssituationen, wie sie beispielsweise während der Bauphase auftreten, sind Bautechnologien und Arbeitspläne zu verwenden, die keine bleibenden Schäden am Tragwerk oder an tragenden Bauteilen hervorrufen können und die Sicherheit des Bauwerks nicht beeinträchtigen.
Das Ausmaß der zu berücksichtigenden Umgebungseinwirkungen ist jeweils im Hinblick auf die Dauer der Übergangssituation und die Ausführungstechnologie zu bestimmen. 
Die Zuweisung der Bemessungseinwirkungen zu einer Lastdauerklasse und einer Nutzungsklasse muss mit der tatsächlichen Dauer der untersuchten Übergangssituation entsprechen.
Bei der Durchführung von Lastversuchen an Konstruktionen mit tragenden Bauteilen aus Holz oder Holzbaustoffen müssen zusätzlich zu den Vorschriften des Kapitels 9 auch die Umgebungstemperatur und die Materialfeuchte berücksichtigt werden. 
Die Aufbringung der Last muss die Abhängigkeit des Materialverhaltens von der Dauer und der Geschwindigkeit der Lastaufbringung erkennen lassen. 
Zu diesem Zwecke können Prüfmethoden und -protokolle nach anerkannten Normen verwendet werden. 
4.4.17.
NACHWEISE FÜR AUSSERGEWÖHNLICHE BEMESSUNGSSITUATIONEN 
Für außergewöhnliche Situationen muss der Entwurf die Widerstandsfähigkeit des Bauwerks mittels Schadensszenarien nachweisen, bei denen die Teilsicherheitsbeiwerte γM der Materialien mit dem Wert 1 angesetzt werden können. 
4.4.18.
NACHWEISE DURCH VERSUCHE AN BEISPIELTRAGWERKEN UND MODELLEN
Tragfähigkeit und Funktionstüchtigkeit von Tragwerken und tragenden Bauteilen können durch Versuche an einer ausreichenden Zahl von Proben gemessen werden. 
Die Ergebnisse der Versuche, die an angemessenen Proben ausgeführt werden, müssen mit statistischen Verfahren so analysiert werden, dass signifikante Parameter wie Mittelwert, Standardabweichung und Asymmetriefaktor der Verteilung erhalten werden, mit denen ein angemessenes Wahrscheinlichkeitsmodell bestimmt werden kann, das die untersuchten Mengen beschreibt (Zufallsvariablen). 
Ausführlichere Angaben dazu und vollständige Verfahren für die um Versuche ergänzte Bemessung finden sich in Anhang D der Norm UNI EN 1990:2006.
4.5.
BAUWERKE AUS MAUERWERK 
4.5.1.
BEGRIFFSBESTIMMUNGEN 
Gegenstand der vorliegenden Vorschriften sind Bauwerke mit einer vertikalen Tragstruktur aus Mauerwerksystemen, die in der Lage sind, vertikalen und horizontalen Einwirkungen standzuhalten, und die auf Geschossebene durch horizontale, im Dachbereich möglicherweise auch durch geneigte Bauteile und durch die Fundamente miteinander verbunden sind. 
Für die Verwendung anderer Mauertypen oder Materialien als die nachstehend angeführten gelten die Vorgaben aus Absatz 4.6 oder aus Absatz 11.1.
4.5.2.
MATERIALIEN UND TYPOLOGISCHE EIGENSCHAFTEN 
4.5.2.1
Mörtel 
Die Vorschriften für Mauermörtel sind in Absatz 11.10.2 enthalten. 
4.5.2.2
Tragende Mauersteine 
4.5.2.2.1
Künstliche Mauersteine
Für künstliche Steine, die mit tragender Funktion verwendet werden sollen, gelten die Vorschriften aus Absatz 11.10.1. 
Künstliche Steine können mit Löchern normal zur Lagerfläche (senkrechte Lochung) oder parallel zur Lagerfläche (waagrechte Lochung) versehen sein; die Eigenschaften sind in Absatz 11.10 angegeben. Die Steine können auf der Lagerfläche gerichtet sein. 
Für die Verwendung in den hier behandelten Bauten werden die Steine nach dem prozentualen Lochanteil  und nach der mittleren Querschnittsfläche jedes einzelnen Lochs f klassifiziert. 
Die Löcher sind in der Regel nahezu gleichmäßig über die Stirnseite des Steins verteilt. 
Der Lochanteil ergibt sich aus der Gleichung  = 100 F/A; hierin bedeuten: 
F
ist die Gesamtfläche der durchgehenden Löcher und der tiefen nicht durchgehenden Löcher; 
A
ist die Bruttofläche der Stirnseite des Mauersteins, begrenzt durch ihren Umfang. 
Bei stranggepressten Ziegeln entspricht der Lochanteil  dem volumenbezogenen prozentualen Lochanteil nach den Festlegungen in der Norm UNI EN 772-9:2007. 
Die Tabellen 4.5.Ia und 4.5.Ib enthalten die Klassifizierung für Mauerziegel bzw. Mauersteine aus Beton. 
Tabelle 4.5.Ia - Klassifizierung Mauerziegel 
	Mauerziegel
	Lochanteil ϕ
	Lochquerschnittsfläche f

	Vollziegel 
	ϕ ≤ 15 %
	f ≤ 9 cm²

	Lochziegel 
	15 % < ϕ ≤ 45 %
	f ≤ 12 cm²

	Hohlziegel 
	45 % < ϕ ≤ 55 %
	f ≤ 15 cm²


Die Steine können Aussparungen mit begrenzter Tiefe aufweisen, die dazu bestimmt sind, mit dem Mörtelbett verfüllt zu werden. 
Mauerziegel mit einer Bruttofläche A über 300 cm² können mit einem höchstens 35 cm² großen, in die Berechnung des Gesamtlochanteils einzubeziehenden Griffloch versehen sein, um den Stein besser greifen zu können; bei einer Fläche A über 580 cm² sind zwei Löcher, jedes mit einer Fläche von höchstens 35 cm², oder ein Griffloch bzw. ein Loch zur Aufnahme der Bewehrung mit einer Fläche bis zu 70 cm² zulässig. 
Tabelle 4.5.Ib - Klassifizierung Mauersteine aus Beton 
	Mauersteine
	Lochanteil ϕ
	Lochquerschnittsfläche f

	
	
	A ≤ 900 cm²
	A > 900 cm²

	Vollsteine 
	ϕ ≤ 15 %
	f ≤ 0,10 A
	f ≤ 0,15 A

	Lochsteine 
	15 % < ϕ ≤ 45 %
	f ≤ 0,10 A
	f ≤ 0,15 A

	Hohlsteine 
	45 % < ϕ ≤ 55 %
	f ≤ 0,10 A
	f ≤ 0,15 A


Die Löcher von Mauerziegeln oder Mauersteinen aus Beton, die dazu bestimmt sind, mit Beton oder Mörtel verfüllt zu werden, unterliegen keinen Beschränkungen. 
Für die Mindestdicke der Innenstege (Mindestabstand zwischen zwei Löchern) gilt Folgendes:
Mauerziegel und Kalksandsteine:
7 mm;
Betonsteine:
18 mm;
Für die Mindestdicke der Außenstege (Mindestabstand vom Außenrand zum nächsten Loch nach Abzug einer etwaigen Rillung) gilt Folgendes:
Mauerziegel und Kalksandsteine:
10 mm;
Betonsteine:
18 mm;
Für die Werte der Haftfestigkeit Mörtel/Mauerstein können die Angaben einschlägiger Normen herangezogen werden. 
4.5.2.2.2
Natürliche Steine 
Die natürlichen Mauersteine werden aus einem frostbeständigen, nicht brüchigen oder bröckelnden Steinmaterial gewonnen; sie dürfen keine nennenswerten Mengen an löslichen Stoffen oder organischen Rückständen enthalten; sie müssen intakt sein und dürfen keine verwitterten oder ablösbaren Zonen aufweisen. 
Die Steine müssen die Anforderungen an die mechanische Festigkeit und an die Mörtelhaftung erfüllen, die nach den Angaben in Absatz 11.10.3 zu bestimmen sind. 
4.5.2.3
Mauerwerksverbände 
Ein Mauerwerk besteht aus der organisierten und effizienten Anordnung von Mauersteinen und Mörtel; es kann einschalig, (wenn die Wand in ihrer Ebene keine durchgehenden Hohlräume oder Fugen aufweist) oder zweischalig ausgeführt sein. Wenn im letztgenannten Fall die Querverbindungen vorhanden sind, die von dem Eurocode UNI EN 1996-1-1 vorgegeben sind, ist dieser Eurocode UNI EN 1996-1-1 heranzuziehen, andernfalls (wenn die von dem Eurocode vorgegebenen Querverbindungen nicht vorhanden sind) finden die Vorgaben aus Absatz 4.6 Anwendung. 
Im Falle von Naturstein bilden Steine mit einer annähernd quaderförmigen Geometrie, die in regelmäßigen Schichten verbaut werden, ein Hausteinmauerwerk. Die Verwendung von grob bearbeitetem Steinbruchmaterial ist in neuen Bauwerken zulässig, sofern es in nahezu regelmäßigen Schichten angeordnet wird; in diesem Fall spricht man von einem Mauerwerk aus Bruchstein; wenn in das Bruchsteinmauerwerk in höchstens 1,6 m Achsabstand über die ganze Länge der Mauer und ihre ganze Dicke Lagen aus einfachem Beton oder Stahlbeton oder mindestens zwei horizontale Reihen aus Vollziegeln eingesetzt sind, spricht man von Streifenmauerwerk. 
Die Verwendung dünner Mörtelfugen (mit einer Dicke zwischen 0,5 mm und 3 mm) und/oder von vertikalen nicht mit Mörtel verfüllten Fugen ist auf Gebäude beschränkt, deren oberirdische Geschosszahl nicht höher ist als in Absatz 7.8.1.2 vorgegeben und deren Geschosshöhe maximal 3,5 m beträgt. 
4.5.3.
MECHANISCHE EIGENSCHAFTEN DES MAUERWERKS 
Die grundlegenden Eigenschaften, auf deren Basis ein Mauerwerk klassifiziert wird, sind die charakteristische Druckfestigkeit fk, die charakteristische Schubfestigkeit ohne Axialeinwirkung fvk0, der Sekantenelastizitätsmodul E und der Tangentenelastizitätsmodul G. 
Die charakteristischen Festigkeiten fk und fvk0 werden entweder auf experimentellem Wege mit Mauerproben ermittelt oder aber – mit gewissen Einschränkungen – anhand der Eigenschaften der Bestandteile bestimmt. Die Verfahren zur Bestimmung der charakteristischen Festigkeiten sind in Absatz 11.10.3 angegeben, wo auch die Vorgehensweise zur Bewertung der Elastizitätsmoduln beschrieben sind. 
In jedem Fall müssen die Werte der für die Nachweise verwendeten mechanischen Eigenschaften im Bauentwurf angegeben sein. 
Wenn für fk ein Wert größer oder gleich 8 MPa gefordert ist, muss der Wert für fk auf jeden Fall durch Versuche kontrolliert werden, wie sie in Absatz 11.10 beschrieben sind. 
4.5.4.
STRUKTURELLER AUFBAU 
Das Gebäude aus tragendem Mauerwerk muss als dreidimensionale Struktur konzipiert sein. Die tragenden Systeme aus Mauerwerkwänden, Decken, Dach und Fundamente müssen untereinander so verbunden sein, dass sie den vertikalen und horizontalen Einwirkungen standhalten. 
Bei Mauerplatten wird davon ausgegangen, dass sie auch horizontalen Einwirkungen widerstehen, wenn ihre Länge mindestens der 0,3-fachen Geschosshöhe entspricht; sie übernehmen eine tragende Funktion, wenn sie überwiegend durch vertikale Einwirkungen beansprucht werden, und eine Verstrebungsfunktion, wenn sie überwiegend durch horizontale Einwirkungen beansprucht werden. Für die Zwecke eines angemessenen statischen und dynamischen Verhaltens des Gebäudes müssen nach Möglichkeit alle Wände sowohl die tragende Funktion als auch die Verstrebungsfunktion übernehmen. 
Die horizontalen Bauteile, im Allgemeinen ebene Decken oder geneigte Dachflächen, müssen hinsichtlich Festigkeit und Steifigkeit die Verteilung der horizontalen Einwirkungen auf die Verstrebungsmauern sicherstellen. 
Der Aufbau der ganzen Konstruktion sowie die Interaktion und die Verbindung zwischen ihren Teilen müssen so beschaffen sein, dass ausreichende Festigkeit und Stabilität und ein „kastenartiges“ Gesamtverhalten gewährleistet sind. 
Um ein kastenartiges Verhalten zu gewährleisten, müssen Mauern und horizontale Bauteile in geeigneter Weise miteinander verbunden sein. Alle Wände müssen in Höhe der Geschossdecken durch Stahlbetonringbalken und untereinander durch Verzahnungen entlang der vertikalen Kreuzungen verbunden sein. Die Betonringbalken müssen einen ausreichenden Querschnitt und eine geeignete Bewehrung aufweisen. 
Darüber hinaus müssen in Höhe der Geschossdecken geeignete Zugbänder vorgesehen sein, deren Zweck es ist, die parallelen Mauern des Mauerkastens miteinander zu verbinden. Diese Zugbänder müssen mittels Bewehrungen aus Metall oder einem anderen zugfesten Material realisiert werden, deren Enden wirksam in den Ringbalken verankert werden müssen. Für die Verbindung in Richtung des Deckengefüges können die Zugbänder entfallen, wenn die Verbindung durch die Decke selbst sichergestellt ist. Für die Verbindung normal zur Richtung des Deckengefüges können geeignete Vorkehrungen getroffen werden, die die Zugbänder wirksam ersetzen, bestehend aus Zuggliedern extern zur Decke. 
Die Verbindung zwischen dem Fundament und dem aufgehenden Tragwerk wird im Allgemeinen durch einen Stahlbetonsockel hergestellt, der an der Basis aller tragenden vertikalen Mauern angeordnet wird. Der erste Aufgang kann mit Wänden aus Stahlbeton errichtet werden; in diesem Fall muss die Anordnung der Fundamente und des darüberliegenden Mauerwerks eine ausreichende Zentrierung der Lasten gewährleisten, die in die Wände des ersten Aufgangs und das Fundament eingeleitet werden. 
Die Dicke der tragenden Mauern darf folgende Werte nicht unterschreiten: 
–
Mauerwerk aus künstlichen Vollsteinen
150 mm 
–
Mauerwerk aus künstlichen Lochsteinen
200 mm 
–
Mauerwerk aus künstlichen Hohlsteinen
240 mm 
–
Hausteinmauerwerk
240 mm 
–
Streifenmauerwerk
400 mm 
–
Bruchsteinmauerwerk
500 mm 
Die Phänomene zweiter Ordnung können durch die konventionelle Schlankheit der Wand kontrolliert werden, die sich aus folgendem Verhältnis ergibt: 

λ = h0 / t
[4.5.1]
Hierin ist h0 die Knicklänge der Wand, bewertet auf der Basis der Einspannbedingungen an den Rändern gemäß (4.5.6), während t die Wanddicke darstellt. 
Der Schlankheitswert  darf 20 nicht übersteigen. 
4.5.5.
TRAGWERKSANALYSE 
Die Tragwerksantwort wird mit folgenden Analyseverfahren berechnet: 
–
vereinfachte Analysen,
–
lineare Analysen, unter Annahme der Sekantenwerte der Elastizitätsmodule,
–
nichtlineare Analysen. 
Für die Bewertung lokaler Auswirkungen ist die Verwendung von Berechnungsmodellen für isolierte Tragwerksteile zulässig. 
Für die Berechnung der von den Decken in die Wände eingeleiteten Lasten und für die Bewertung der Auswirkungen, denen sie durch Einwirkungen außerhalb der Ebene ausgesetzt sind, ist die Verwendung vereinfachter Modelle zulässig, die auf dem Schema der vollen Gelenkigkeit an den Enden der tragenden Bauteile beruhen. 
4.5.6.
NACHWEISE 
Die Nachweise können unter der Annahme der Erhaltung der ebenen Querschnitte und unter Vernachlässigung der Biegezugfestigkeit des Mauerwerks geführt werden. 
Außer den Nachweisen für tragende Wände ist auch der Nachweis für Verbindungsträger aus gewöhnlichem Mauerwerk zu führen, wenn diese im Tragwerksmodell berücksichtigt werden. Diese Nachweise werden analog zu den Vorgaben für vertikale Mauerplatten geführt. 
4.5.6.1
Bemessungsfestigkeiten 
Die Bemessungsfestigkeiten, die bei den Nachweisen für Druck und Biegedruck, konzentrierte Lasten (fd), und Schub (fvd) zu verwenden sind, betragen: 

fd = fk /γM
[4.5.2] 

fvd = fvk / γM
[4.5.3] 
wobei gilt: 
fk
ist die charakteristische Druckfestigkeit des Mauerwerks; 
fvk
ist die charakteristische Schubfestigkeit des Mauerwerks unter den effektiven Druckspannungen, bewertet nach den Angaben in Absatz 11.10.3.3, in dem γM der Teilsicherheitsbeiwert für die Druckfestigkeit des Mauerwerks ist, einschließlich der Modellunsicherheiten und der geometrischen Unsicherheiten, der in Tabelle 4.5.II in Abhängigkeit von den weiter unten spezifizierten Ausführungsklassen und der Kategorie I oder II der verwendeten Mauersteine (siehe Absatz 11.10.1) angegeben ist. 
Tabelle 4.5.II. Werte des Beiwerts γM in Funktion der Ausführungsklasse und der Kategorie der Mauersteine 
	Material
	Ausführungsklasse

	
	1
	2

	Mauerwerk mit Mauersteinen der Kategorie I, Mörtel mit garantierter Leistung 
	2,0
	2,5

	Mauerwerk mit Mauersteinen der Kategorie I, Mörtel mit vorgeschriebener Zusammensetzung
	2,2
	2,7

	Mauerwerk mit Mauersteinen der Kategorie II, Mörtel jeder Art
	2,5
	3,0


Die Einstufung in die Ausführungsklassen 1 und 2 erfolgt entsprechend den nachstehend dargelegten Kriterien. 
In jedem Fall ist gefordert (Klasse 2): 
–
Verfügbarkeit von qualifiziertem und erfahrenem Personal, das beim ausführenden Unternehmen angestellt ist, für die Beaufsichtigung der Arbeiten (Baustellenleiter); 
–
Verfügbarkeit von qualifiziertem und erfahrenem Personal, das vom ausführenden Unternehmen unabhängig ist, für die Kontrolle der Arbeiten (Bauleiter). 
Klasse 1 wird vergeben, wenn zusätzlich zu den oben genannten Kontrollen noch folgende Kontrollmaßnahmen vorgesehen sind:
–
Vorortkontrolle und -beurteilung der Mörtel- und Betoneigenschaften; 
–
Dosierung der Mörtelbestandteile „nach Volumen“, unter Verwendung entsprechender Messbehälter, und Kontrolle des Mischvorgangs oder aber Verwendung von Fertigmörtel mit Herstellerzertifikat. 
4.5.6.2
Nachweise in den Grenzzuständen der Tragfähigkeit 
Folgende Grenzzustände der Tragfähigkeit sind nachzuweisen: 
–
Biegedruck durch seitliche Lasten (Widerstand und Stabilität außerhalb der Ebene); 
–
Biegedruck in der Mauerebene; 
–
Schub durch Einwirkungen in der Mauerebene; 
–
konzentrierte Lasten;
–
Biegung und Schub von Verbindungsträgern. 
Die Nachweise sind nach Maßgabe einschlägiger Normen zu führen. 
Für den Biegedrucknachweis für seitliche Lasten ist es für den Fall, dass von der Annahme einer vollen Gelenkigkeit der Mauerenden (siehe Absatz 4.5.5) ausgegangen wird, zulässig, die im Folgenden dargelegte vereinfachte Methode heranzuziehen. 
Die auf das tragende Bauteil bezogene reduzierte Einheitsbemessungsfestigkeit fd,rid wird angesetzt mit:
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[4.5.4]
wobei  der Reduktionsbeiwert für die Materialfestigkeit ist, der in Tabelle 4.5.III in Abhängigkeit von der konventionellen Schlankheit  und von dem weiter unten (Gleichung [4.5.6]) definierten Exzentrizitätsbeiwert angegeben ist. 
Nicht in der Tabelle angegebene Werte können durch lineare Interpolation gefunden werden; die Extrapolation ist in keinem Fall zulässig. 
Tabelle 4.5.III -Werte des Beiwerts Φ unter Annahme der Gelenkigkeit (Scharniergelenk) 
	Schlankheit (
	Exzentrizitätsbeiwert m = 6 e/t

	
	0
	0,5
	1,0
	1,5
	2,0

	0
	1,00
	0,74
	0,59
	0,44
	0,33

	5
	0,97
	0,71
	0,55
	0,39
	0,27

	10
	0,86
	0,61
	0,45
	0,27
	0,16

	15
	0,69
	0,48
	0,32
	0,17
	

	20
	0,53
	0,36
	0,23
	
	


Für die Bewertung der konventionellen Schlankheit  der Wand nach dem Ausdruck [4.5.1] ergibt sich die Knicklänge der Mauer h0 aus der Relation: 

h0 = ρh
[4.5.5]
wobei der Faktor ρ der Wirksamkeit der Einspannung durch die orthogonalen Mauern Rechnung trägt und h die lichte Geschosshöhe darstellt; bei einer isolierten Mauer hat der Faktor ρ den Wert 1; er nimmt die in Tabelle 4.5.IV angegebenen Werte an, wenn die Mauer keine Öffnungen aufweist und mit wirksamer Einspannung durch zwei Quermauern mit einer Dicke von mindestens 200 mm und einer Länge l von mindestens 1/5 h im Achsabstand a versteift wird. 
Tabelle 4.5.IV - Seitlicher Einspannfaktor 
	h/a
	(

	h/a ≤ 0,5
	1

	0,5 < h/a ≤ 1,0
	3/2 – h/a

	1,0 < h/a
	1/[1+(h/a)2]


Falls eine Quermauer Öffnungen aufweist, wird davon ausgegangen, dass sie ihre Versteifungsfunktion erfüllen kann, wenn zwischen dem Pfosten der Öffnungen und der Oberfläche der versteiften Mauer ein Abstand von mindestens 1/5 der Höhe dieser Mauer eingehalten wird; andernfalls wird angenommen: ρ = 1. 
Die Länge l der Versteifungsmauer beinhaltet auch die Hälfte der Dicke der versteiften Mauer. Der Exzentrizitätsbeiwert m ergibt sich aus der Relation: 

m = 6 e/t
[4.5.6]
wobei e für die Gesamtexzentrizität und t für die Dicke der Mauer steht. Die Exzentrizitäten der Vertikallasten über der Mauerdicke sind bedingt durch die Gesamtexzentrizitäten der Vertikallasten, durch die Ausführungstoleranzen und durch die horizontalen Einwirkungen. Konventionell können sie nach den im Folgenden dargelegten Kriterien bestimmt werden. 
a)
Gesamtexzentrizität der Vertikallasten: 


[image: image354.wmf]å

å

å

+

=

+

=

2

1

2

2

2

s

2

1

1

1

1

s

N

N

d

N

e

;

N

N

d

N

e


[4.5.7]
wobei gilt: 
es1
Exzentrizität der Resultierenden der von den Mauern der darüberliegenden Geschosse eingeleiteten Lasten in Bezug auf die Mittelebene der betrachteten Mauer; 
es2
Exzentrizität der Auflagerreaktionen der Decken über dem Nachweisquerschnitt; 
N1
Last, die von der darüberliegenden Mauer (die als zentriert über der betrachteten Mauer angesehen wird) eingeleitet wird; 
N2
Auflagerreaktion der Decken über der betrachteten Mauer; 
d1
Exzentrizität von N1 gegenüber der Mittelebene der betrachteten Mauer; 
d2
Exzentrizität von N2 gegenüber der Mittelebene der betrachteten Mauer; 
diese Exzentrizitäten können positiv oder negativ sein; 
b)
Exzentrität infolge von Ausführungstoleranzen, ea. 
In Anbetracht der morphologischen und dimensionalen Toleranzen, die mit den Technologien für die Errichtung von Gebäuden aus Mauerwerk verbunden sind, muss eine Exzentrizität ea berücksichtigt werden, für die mindestens folgender Wert anzusetzen ist

ea = h/200
[4.5.8]
wobei h die lichte Geschosshöhe ist. 
c)
Exzentrizität ev infolge der horizontalen Einwirkungen, die als normal zur Mauerwerkebene einwirkend angesehen werden,

ev = Mv/N
[4.5.9]
wobei Mv und N das durch die horizontalen Einwirkungen hervorgerufene maximale Biegemoment bzw. die Normalkraftbeanspruchung in dem entsprechenden Nachweisquerschnitt darstellen. Die Mauer wird auf Geschossebene als scharnierartig verbunden angesehen; sofern keine Öffnungen vorhanden sind, gilt dies auch für die Verbindungen an den Quermauern, wenn deren Achsabstand weniger als 6 m beträgt. 
Die Exzentrizitäten es, ea und ev werden konventionell nach den folgenden beiden Ausdrücken miteinander kombiniert: 
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[4.5.10]
Der Wert e = e1 wird für den Nachweis der Mauern in ihren Endquerschnitten verwendet; der Wert e = e2 wird für den Nachweis des Querschnitts verwendet, wo der Wert von Mv am größten ist. Die rechnerische Exzentrizität e darf keinesfalls kleiner als ea angesetzt werden. 
In jedem Fall muss sich ergeben: 


[image: image356.wmf]t

33

.

0

e

;

t

33

.

0

e

2

1

£

£


[4.5.11]
4.5.6.3
Nachweise in den Grenzzuständen der Gebrauchstauglichkeit 
Nachweise in den Grenzzuständen der Gebrauchstauglichkeit brauchen bei Tragwerken aus Mauerwerk im Allgemeinen nicht geführt zu werden, wenn die Nachweise für die Grenzzustände der Tragfähigkeit erbracht wurden. 
Für bewehrtes Mauerwerk und für besondere Situationen des nicht bewehrten Mauerwerks sind einschlägige technische Normen heranzuziehen. 
4.5.6.4
Vereinfachte Nachweise 
Bei einfachen Gebäuden ist es zulässig, die Nachweise vereinfachend zu führen, indem die in den vorliegenden technischen Vorschriften vorgesehenen Einwirkungen und die unter Absatz 4.5.6.1 angegebenen Materialfestigkeiten angenommen werden, der Teilsicherheitsbeiwert γM = 4,2 angesetzt wird und eine vereinfachte Bemessung verwendet wird, wie sie im Folgenden mit den zugehörigen Beschränkungen dargelegt wird: 
a)
Die tragenden Wände des Bauwerks sind von den Fundamenten bis zum obersten Punkt durchgehend; 
b)
keine Geschosshöhe beträgt mehr als 3,5 m; 
c)
die Anzahl der (unterirdischen und oberirdischen) Geschosse beträgt bei Bauwerken aus gewöhnlichem Mauerwerk höchstens 3, bei Bauwerken aus bewehrtem Mauerwerk höchstens 4; 
d)
der Grundriss des Gebäudes lässt sich einem Rechteck einbeschreiben, bei dem das Seitenverhältnis zwischen kleinerer und größerer Seite nicht kleiner als 1/3 ausfällt; 
e)
die Schlankheit des Mauerwerks gemäß dem Ausdruck [4.5.1] ist in keinem Fall größer als 12; 
f)
die veränderliche Last für die Decken beträgt nicht mehr als 3,00 kN/m²; 
g)
die Mindestanteile für die Querschnittstragfähigkeit der Wände, die in Bezug auf die Gesamtgrundrissfläche des Gebäudes in den beiden orthogonalen Richtungen berechnet wurden, die in Tabelle 7.8.II angegeben sind, müssen eingehalten werden.
Der Nachweis gilt als erbracht, wenn Folgendes zutrifft: 

σ = N/( 0,65 A) ≤ fk /γM
[4.5.12]
wobei N die gesamte Vertikallast an der Basis jedes Gebäudegeschosses darstellt, die der Summe der ständigen Lasten und der veränderlichen Lasten (bewertet mit γG = γQ = 1) der charakteristischen Kombination entspricht, während A für die Gesamtfläche der tragenden Mauern desselben Geschosses steht. 
4.5.7.
BEWEHRTES MAUERWERK 
Bewehrtes Mauerwerk besteht aus künstlichen, zur Herstellung von Mauerwänden geeigneten Voll- oder Lochsteinen mit einer vertikalen und horizontalen Bewehrung, die in den Mörtel oder den Beton eingebracht wird. 
Die Bewehrungsstäbe können aus Kohlenstoffstahl oder aus nichtrostendem Stahl oder aus Stahl mit einer Spezialbeschichtung bestehen, der jeweils den Vorgaben unter Absatz 11.3 entsprechen muss. 
Für die horizontale Bewehrung ist die Verwendung von elektrogeschweißten Bewehrungsgittern oder von anderen Bewehrungen zulässig, die so ausgebildet sind, dass ein ausreichender Verbund und eine Verankerung in Übereinstimmung mit den einschlägigen Normen gewährleistet werden. 
In jedem Fall muss ein ausreichender Korrosionsschutz der Bewehrung gewährleistet sein. 
Die Bewehrungsstäbe müssen einen Mindestdurchmesser von 5 mm aufweisen. Bei Wänden, in die eine Bewehrung eingemörtelt wird, um eine höhere Festigkeit gegenüber Lasten außerhalb der Ebene zu erreichen, um die Rissbildung zu begrenzen oder Duktilität zu verleihen, darf die Gesamtfläche der Bewehrung nicht weniger als 0,03 % der Bruttofläche des Wandquerschnitts betragen (also 0,015 % für jede Seite im Fall der Festigkeit gegenüber Lasten außerhalb der Ebene). 
Wenn die Bewehrung in bewehrten Mauerwerksteilen verwendet wird, um die Festigkeit in der Ebene zu erhöhen, oder wenn eine Schubbewehrung gefordert ist, darf der Anteil der horizontalen Bewehrung, bezogen auf die Bruttofläche des Mauerwerks, nicht weniger als 0,04 % und nicht mehr als 0,5 % betragen, und der Achsabstand darf 60 cm nicht überschreiten. Der Anteil der vertikalen Bewehrung, bezogen auf die Bruttofläche der Bewehrung, darf nicht weniger als 0,05 % und nicht mehr als 1,0 % betragen. In diesem Fall sind an jedem Ende jeder tragenden Wand, an jeder Kreuzung tragender Wände, an jeder Öffnung und ansonsten in einem Achsabstand von höchstens 4 m vertikale Bewehrungen mit einem Gesamtquerschnitt von mindestens 2 cm² anzuordnen. 
Die Verankerung muss einerseits ausreichend lang sein, um die Übertragung der Kräfte auf den Füllmörtel oder -beton garantieren zu können, andererseits muss in jedem Fall gewährleistet sein, dass sich im Mauerwerk keine Längsrisse bilden und dass das Mauerwerk nicht zerbröckelt. Die Verankerung muss durch einen geraden Stab, durch Haken, Biegestücke oder Gabeln oder alternativ durch geeignete mechanische Vorrichtungen mit nachgewiesener Wirksamkeit erfolgen. 
Die für gerade Stäbe erforderliche Verankerungslänge kann in Analogie zu den Verfahren für Stahlbetonkonstruktionen berechnet werden. 
Die Verankerung der Schubbewehrung einschließlich der Bügel muss durch Haken oder Biegestücke erfolgen, und zwar mit einem Längsbewehrungsstab, der in den Haken oder das Biegestück eingesetzt wird. Die Überlappungen müssen die Kontinuität der Zugkraftübertragung gewährleisten, sodass die Streckgrenze der Bewehrung erreicht wird, bevor die Verbindung ihre Festigkeit verliert. Wenn für die verwendete Technologie keine Versuchsdaten vorliegen, muss die Überlappungslänge mindestens 60 Durchmesser betragen. 
Der Mörtel oder der Beton, mit dem der Raum zur Aufnahme der Bewehrung verfüllt wird, muss die Bewehrung hohlraumfrei umschließen. Die Dicke der Deckschicht muss die Kraftübertragung zwischen Mauerwerk und Bewehrung und eine im Hinblick auf die Haltbarkeit des Stahls ausreichende Eisenüberdeckung gewährleisten. Die vertikale Bewehrung ist in dafür vorgesehene Aussparungen oder Vertiefungen anzuordnen, die so bemessen sind, dass in jeder von ihnen ein Zylinder mit einem Durchmesser von mindestens 6 cm einbeschrieben werden kann. 
Die für Mörtel geforderte Mindestdruckfestigkeit beträgt 10 MPa; für Beton ist hingegen mindestens Festigkeitsklasse C12/15 gefordert. Für die Werte der charakteristischen Verbundfestigkeit der Bewehrung können die Ergebnisse entsprechender Versuche oder die Angaben einschlägiger Normen herangezogen werden. 
Die für die Schubnachweise zu verwendende Bemessungsfestigkeit des Mauerwerks (fvd) kann berechnet werden, indem der Beitrag aller in das Bauteil eingebauten Schubbewehrungen ignoriert wird, sofern nicht die oben für Mauerwerksbewehrungen zur Erhöhung der Festigkeit in der Ebene spezifizierte Mindestbewehrungsfläche gegeben ist, oder aber indem der Beitrag der Schubbewehrung berücksichtigt wird, falls zumindest die in den einschlägigen Normen vorgesehene Mindestfläche vorhanden ist. 
In den Sicherheitsnachweisen muss für Stahl angenommen werden γs = 1,15. 
4.5.8.
EINGEFASSTES MAUERWERK 
Eingefasstes Mauerwerk besteht aus künstlichen Voll- oder Lochsteinen und ist mit Elementen aus Stahlbeton oder Mauerwerksbewehrung eingefasst. Für die Bemessung von eingefasstem Mauerwerk können die Vorgaben aus den Eurocodes für die Tragwerksplanung und insbesondere aus den Normen der Normenreihen UNI EN 1996 und UNI EN 1998 mit den entsprechenden nationalen Anhängen uneingeschränkt verwendet werden.
4.5.9.
NACHWEISE FÜR ÜBERGANGSSITUATIONEN 
Für konstruktive Übergangssituationen, wie sie beispielsweise während der Bauphase auftreten, sind Bautechnologien und Arbeitspläne zu verwenden, die keine bleibenden Schäden am Tragwerk oder an tragenden Bauteilen hervorrufen können und die Sicherheit des Bauwerks nicht beeinträchtigen. 
Das Ausmaß der zu berücksichtigenden Umgebungseinwirkungen ist jeweils im Hinblick auf die Dauer der Übergangssituation und die Ausführungstechnologie zu bestimmen. 
4.5.10.
NACHWEISE FÜR AUSSERGEWÖHNLICHE SITUATIONEN 
Für außergewöhnliche Situationen muss der Entwurf die Widerstandsfähigkeit des Bauwerks mittels Schadensszenarien nachweisen, bei denen die Teilsicherheitsbeiwerte γM der Materialien mit ½ der für gewöhnliche Situationen angenommenen Werte angesetzt werden (siehe Tabelle 4.5.II). 
4.5.11.
FEUERWIDERSTAND 
Die Feuerwiderstandsnachweise können nach UNI EN 1996-1-2 geführt werden, wobei für die außergewöhnlichen Einwirkungen die γM-Beiwerte (siehe Absatz 4.5.10) verwendet werden. 
4.5.12.
NACHWEISE DURCH VERSUCHE AN BEISPIELTRAGWERKEN UND MODELLEN
Tragfähigkeit und Funktionstüchtigkeit von Tragwerken und tragenden Bauteilen können durch Versuche an einer ausreichenden Zahl von Proben gemessen werden. 
Die Ergebnisse der Versuche, die an angemessenen Proben ausgeführt werden, müssen mit statistischen Verfahren so analysiert werden, dass signifikante Parameter wie Mittelwert, Standardabweichung und Asymmetriefaktor der Verteilung erhalten werden, mit denen ein angemessenes Wahrscheinlichkeitsmodell bestimmt werden kann, das die untersuchten Mengen beschreibt (Zufallsvariablen). 
Ausführlichere Angaben dazu und vollständige Verfahren für die um Versuche ergänzte Bemessung finden sich in Anhang D der Norm UNI EN 1990:2006.
4.6.
ANDERE KONSTRUKTIONSSYSTEME 
Falls andere Konstruktionssysteme als die von den vorliegenden technischen Vorschriften regulierten Konstruktionssysteme verwendet werden, muss deren Eignung durch eine Erklärung nachgewiesen werden, die gemäß Artikel 52 Absatz 2 des Dekrets des Präsidenten der Republik Nr. 380/01 von dem Vorsitzenden des Obersten Rates für öffentliche Arbeiten nach entsprechender Stellungnahme dieses Rates und nach vorheriger Untersuchung durch den Zentralen Technischen Dienst ausgestellt wird.
Mit „andere Konstruktionssysteme als die von den vorliegenden technischen Vorschriften regulierten Konstruktionssysteme“ sind Konstruktionssysteme gemeint, für die in den vorliegenden technischen Vorschriften und in der einschlägigen Fachliteratur aus Kapitel 12 im Hinblick auf die Einhaltung der von den vorliegenden technischen Vorschriften vorgegebenen Sicherheitsniveaus keine Bemessungs- und Ausführungsregeln vorgegeben werden.
In jedem Fall müssen die tragenden Materialien und Produkte, die im Konstruktionssystem verwendet werden, den Anforderungen aus Kapitel 11 entsprechen.
In spezifischen Einzelfällen können Behörden, die in den jeweiligen Gebieten dafür zuständig sind, die Einhaltung der technischen Normen für Baukonstruktionen nach Maßgabe des Dekrets des Präsidenten der Republik Nr. 380/2001 überprüfen oder die auftragvergebenden Behörden können die Beratungsdienste des Obersten Rates für öffentliche Arbeiten nach vorheriger Untersuchung durch den Zentralen Technischen Dienst gemäß Artikel 2 Absatz 1 Buchstabe b des Dekrets des Präsidenten der Republik Nr. 204/2006 in Anspruch nehmen.
KAPITEL 5.
BRÜCKEN
 TC " KAPITEL 5 - BRÜCKEN" \f C \l "1" 
5.1.
STRASSENBRÜCKEN
5.1.1.
GEGENSTAND 
Das vorliegende Kapitel enthält die allgemeinen Kriterien und die technischen Anweisungen für die Planung und den Bau von Straßenbrücken. 
Im Folgenden wird der Begriff „Brücken“ auch für alle Bauwerke gebraucht, die aufgrund ihrer jeweiligen Zwecke normalerweise mit verschiedenen Namen bezeichnet werden: Überführungen, Unterführungen oder Übergänge, Untergänge, Hochstraßen usw. 
Die beschriebenen Vorschriften betreffen, soweit zutreffend, auch bewegliche Brücken. 
5.1.2.
ALLGEMEINE VORSCHRIFTEN
5.1.2.1
Fahrbahngeometrie 
Im Sinne der vorliegenden Vorschrift ist die Fahrbahnbreite der Brücke die im rechten Winkel zur Straßenachse gemessene Entfernung zwischen den innersten Punkten der Geländer. 
Der Straßenkörper der Brücke besteht aus dem Planum, das unter Umständen durch eine Leitplanke geteilt wird und aus Fahrbahnen, Randstreifen, Bordsteinen und – wo vorgesehen – aus Gehsteigen besteht, je nach Bedeutung, Funktion und Eigenschaften der Straße.
Die Fahrbahn der Brücke besteht aus dem Planum und etwaigen überfahrbaren Gehsteigen mit einer Höhe unter 20 cm, die nicht von Schutzplanken oder anderen Rückhaltevorrichtungen geschützt werden. 
5.1.2.2
Lichte Höhe
Bei Brücken, bei denen es sich um eine Überführung über eine normale Straße handelt, darf die lichte Höhe an keinem Punkt 5 m unterschreiten. Dabei ist auch das Gefälle der darunter liegenden Straße zu berücksichtigen. 
Bei Straßen für begrenzten Verkehr ist aus triftigen und nachweisbaren Gründen eine Abweichung von der obigen Vorschrift zulässig, sofern die Mindesthöhe von 4 m nicht unterschritten wird. 
In Ausnahmefällen, in denen das Vorliegen unabänderbarer Einschränkungen die Unterschreitung dieses Werts erfordert, darf eine Mindesthöhe zugelassen werden, die jedoch in keinem Fall weniger als 3,20 m betragen darf. Eine solche Abweichung unterliegt der Zustimmung der für das Gebiet zuständigen Armeeleitung und der Feuerwehr. 
Brücken über Wasserläufe, die als schiffbar eingestuft sind, müssen eine lichte Höhe haben, die der Klasse der vorgesehenen Wasserfahrzeuge entspricht. 
In allen Fällen der Abweichung von der vorgeschriebenen Mindesthöhe von 5 m sind geeignete Sicherheitssignalanlagen (z. B. Gegenprofil) anzubringen, die in passender Entfernung von der Einfahrt des Bauwerks aufgestellt werden müssen. 
Die lichte Höhe von Fußgängerunterführungen darf nicht niedriger sein als 2,50 m. 
5.1.2.3
Hydraulische Kompatibilität 
Wenn die Brücke über einen natürlichen oder künstlichen Wasserlauf führt, muss dem Plan eine Kompatibilitätsstudie beigefügt werden, die aus einem hydrologischen und einem hydraulischen Bericht zu den Planungsentscheidungen, der Konstruktion und der Nutzung der Brücke bestehen muss.
Umfang und Ausführlichkeit der Studie und der ihr zugrunde liegenden Untersuchungen müssen der Bedeutung des Problems und der Planungsstufe angemessen sein. In jedem Fall muss ein Bemessungshochwasserstand festgelegt werden, der durch eine Wiederkehrperiode Tr von 200 Jahren (Tr = 200) gekennzeichnet ist.
Im Einklang mit der Planungsstufe muss in der hydraulischen Kompatibilitätsstudie Folgendes behandelt werden:
–
hydrologische Analyse der Hochwasserereignisse und Schätzung ihrer wahrscheinlichen Häufigkeit;
–
Festlegung der Monate im Jahr, in denen mit Hochwasser zu rechnen ist mit Bezugnahme auf die vorgesehene Abfolge der Bauphasen;
–
Festlegung des Ausmaßes der Tragfähigkeiten in den tatsächlichen Bedingungen, in den Bemessungsbedingungen und in den verschiedenen vorgesehenen Bauphasen, samt Berechnung des Profils des Rückstaus, der durch die im Flussbett vorhandenen Bauten verursacht wird, unter Berücksichtigung der möglichen Bildung von Geschiebeanschwemmungen;
–
Bewertung des ortsbegrenzten Aushubs im Hinblick auf die Formen und Abmessungen der Pfeiler, der Widerlager und der Fundamente sowie der anderen provisorischen und endgültigen Bauten im Flussbett unter Berücksichtigung der möglichen Bildung von Geschiebeanschwemmungen, neben allgemeineren Erosionserscheinungen infolge der Verengung des Flussbetts;
–
Untersuchung der Folgen von Aufprall und Abrieb durch Wasserfahrzeuge und schwimmende Gegenstände.
Normalerweise dürfen Widerlager, Pfeiler und Erhöhungen des Bauwerks den von dem Bemessungshochwasser betroffenen Abschnitt des Wasserlaufs und – falls er eingedämmt ist – die Dammkörper nicht berühren.
Falls die Pfeiler im Flussbett errichtet werden müssen, muss der lichte Abstand zwischen nebeneinanderliegenden Pfeilern oder zwischen Pfeiler und Widerlager der Brücke mindestens 40 m (gemessen im rechten Winkel zur Hauptströmung) betragen. Bei bestehenden Brücken, die unter Umständen niedrigere lichte Abstände aufweisen, ist es zulässig, das Planum zu verbreitern, sofern dadurch die Abmessungen der Pfeiler, Widerlager oder ihres Fundamentgrundrisses nicht geändert werden müssen und unter Einhaltung der nachstehend angeführten Vorschriften für den Freibord. In sämtlichen anderen Fällen muss die Genehmigung der zuständigen Behörde eingeholt werden, nach vorheriger Anhörung des Obersten Rates für öffentliche Arbeiten.
Bei Pfeilern und/oder Widerlagern im Flussbett muss den Problemen im Zusammenhang mit dem Aushub des Flussbetts und dem Schutz der Fundamente der Pfeiler und Widerlager auch unter Berücksichtigung des Treibguts, das der Wasserlauf mit sich führen kann, besondere Aufmerksamkeit gewidmet werden. In solchen Situationen muss bereits von den ersten Planungsphasen an eine Schätzung der Unterspülung ausgearbeitet werden.
Der Freibord – definiert als Abstand zwischen dem Bemessungswasserspiegel unmittelbar oberhalb der Brücke und der Laibung der Tragwerke – darf nicht niedriger als 1,50 m angenommen werden und muss in jedem Fall unter Berücksichtigung von Überlegungen und Prognosen zum Geschiebetransport auf dem Grund sowie dem Treibguttransport gewählt werden, wobei ein angemessener Abstand zwischen der Laibung der Tragwerke und dem Grund des Flussbetts gewährleistet werden muss.
Wenn die Laibung der Tragwerke nicht aus einer einzigen horizontalen Linie zwischen den Auflagern besteht, muss der Freibord für eine mittlere Breite von 2/3 des lichten Abstands zwischen den Auflagern und in jedem Fall für mindestens 40 m sichergestellt werden.
Der notwendige Freibord darf nicht dadurch erhalten werden, dass die Brücke bei Hochwasser angehoben wird.
Die Unterspülung und die hydrodynamischen Einwirkungen im Zusammenhang mit dem maximalen Wasserstand, der im Mittel jedes Jahr eintritt (es wird angenommen Tr = 1,001) müssen mit den anderen veränderlichen Einwirkungen kombiniert werden, wobei Werte des Einheitskoeffizienten anzuwenden sind.
Die Unterspülung und die hydrodynamischen Einwirkungen im Zusammenhang mit einem Bemessungshochwasserereignis dürfen ausschließlich mit anderen veränderlichen Verkehrslasten kombiniert werden, wobei für die letztgenannten veränderlichen Einwirkungen Kombinationsbeiwerte  zu verwenden sind.
5.1.3
EINWIRKUNGEN AUF STRASSENBRÜCKEN 
Bei der Bemessung von Straßenbrücken sind folgende Einwirkungen zu berücksichtigen: 
–
ständige Einwirkungen; 
–
Verdrehungen und aufgeprägte Verformungen;
–
verkehrsbedingte veränderliche Einwirkungen;
–
veränderliche Einwirkungen (Temperaturschwankungen, hydrodynamische Drücke, Wind, Schnee und Einwirkungen auf Geländer);
–
passive Widerstände der Einspannungen;
–
Aufprall von Fahrzeugen, die von der Spur abgekommen sind, auf Straßenschutzplanken;
–
seismische Einwirkungen;
–
außergewöhnliche Einwirkungen. 
5.1.3.1
Ständige Einwirkungen 
1.
Eigengewicht der tragenden Bauteile: g1
2.
Ständige getragene Lasten: g2 (Straßendecke, Gehwege, Lärmschutzbauten, Straßenschutzplanken, Geländer, Straßenmöbel, Abwasserableitungsanlagen, Straßenausstattung, Aufschüttungen und Ähnliches). 
3.
Andere ständige Einwirkungen: g3 (Erddruck, Wasserdrücke usw.).
5.1.3.2
Verdrehungen und aufgeprägte Verformungen 
1.
Bemessungswert für Verziehungen und Vorspannungen: ε1. 
Für die Nachweise müssen die in der Planung möglicherweise vorgesehenen Einwirkungen der Verdrehungen und Beanspruchungen berücksichtigt werden. 
2.
Rheologische Auswirkungen: Schwinden ε2 und Kriechen ε3;
Die Auswirkungen des Schwindens und Kriechens des Betons müssen entsprechend dem Charakter und der Intensität dieser Verformungen berechnet werden, die in den entsprechenden Abschnitten des vorliegenden Regelwerks festgelegt sind. 
3.
Nachgeben von Verbindungen: ε4 
Die durch das Nachgeben von Verbindungen hervorgerufenen Auswirkungen müssen berücksichtigt werden, wenn die Untersuchungen und geotechnischen Beurteilungen ergeben, dass sie für die Tragwerke von Bedeutung sind. 
5.1.3.3
Veränderliche Einwirkungen durch den Verkehr. Vertikale Lasten: q1
5.1.3.3.1
Vorbemerkung 
Die vertikalen Lasten durch den Verkehr werden durch die Lastschemata definiert, die im Absatz 5.1.3.3.3 beschrieben sind und auf konventionellen Fahrspuren angeordnet sind.
5.1.3.3.2
Bestimmung des Begriffs „konventionelle Fahrspuren“ 
Die Breiten wl konventioneller Fahrspuren auf einer Fahrbahn sowie die größtmögliche (ganze) Zahl solcher Fahrspuren auf einer Fahrbahn sind nachstehender Abbildung zu entnehmen (Abb. 5.1.1 und Tab. 5.1.I).
Wird eine Brückenfahrbahn mit einer einzigen Fahrbahnplatte durch einen Mittelstreifenbereich in zwei Seiten unterteilt, sind, sofern nicht anders angegeben, folgende Fälle zu unterscheiden: 
a)
falls die Seiten durch eine feste Schutzplanke getrennt sind, werden beide Seiten, einschließlich aller Notfallspuren und Verkehrsinseln, unabhängig voneinander in konventionelle Fahrspuren unterteilt. 
b)
falls die Seiten durch bewegliche Schutzplanken oder eine andere Rückhaltvorrichtung getrennt sind, wird die gesamte Fahrbahn, einschließlich des Mittelstreifenbereichs, in konventionelle Fahrspuren unterteilt. 
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Abb. 5.1.1 - Beispiel für die Nummerierung von Fahrspuren
	Parte rimanente
	Restlicher Bereich

	Corsia convenzionale numero 1
	Konventionelle Fahrspur Nr. 1

	Parte rimanente
	Restlicher Bereich

	Corsia convenzionale numero 2
	Konventionelle Fahrspur Nr. 2

	Parte rimanente
	Restlicher Bereich


Tabelle 5.1.I - Anzahl und Breite der Fahrspuren
	Breite der Fahrbahnoberfläche „w“
	Anzahl der konventionellen Fahrspuren
	Breite einer konventionellen Fahrspur [m]
	Breite des restlichen Bereichs [m]

	w < 5,40 m 
	nl = 1
	3,00 
	(w - 3,00) 

	5,4 ≤ w < 6,0 m 
	nl = 2
	w/2 
	0 

	6,0 m ≤ w 
	nl = Int(w/3)
	3,00 
	w - (3,00 x nl) 


Bei der Anordnung und Nummerierung der Fahrspuren muss von den ungünstigsten Bemessungsbedingungen ausgegangen werden. Bei jedem einzelnen Nachweis ist die Anzahl der als belastet anzusehenden Fahrspuren, ihre Anordnung auf der Fahrbahn und ihre Nummerierung so zu wählen, dass die Auswirkungen der Lastanordnung möglichst ungünstig sind. Die Fahrspur, die unter Belastung die ungünstigsten Wirkungen aufweist, erhält die Fahrspurnummer 1. Die Fahrspur, die die nächst ungünstigen Wirkungen aufweist, erhält die Nummer 2 usw. 
Wenn eine von einer einzigen Fahrbahnplatte getragene Fahrbahn zwei getrennten Seiten umfasst, erfolgt die Nummerierung der Fahrspuren für die gesamte Fahrbahn, d. h. es gibt nur eine Fahrspur Nr. 1, eine Fahrspur Nr. 2 usw., die jeweils zu einer der beiden Seiten gehören. 
Besteht die Fahrbahn aus zwei getrennten Seiten, die von zwei unabhängigen Fahrbahnplatten getragen werden, werden für die Bemessung der einzelnen Fahrbahnplatten eigene Nummerierungen verwendet. Wenn die unabhängigen Fahrbahnplatten dagegen von einem einzigen Träger oder einem einzelnen Widerlager getragen werden, erhalten sie für die Bemessung des Pfeilers bzw. des Widerlagers eine einzige Nummerierung für beide Seiten. 
Für jeden Einzelnachweis und für jede konventionelle Fahrspur werden die nachstehend beschriebenen Lastschemata für eine Länge und Längenanordnung so verwendet, dass die ungünstigste Wirkung erzielt wird. 
5.1.3.3.3
Lastschemata 
Die veränderlichen Einwirkungen des Verkehrs, einschließlich dynamischer Auswirkungen, sind in den folgenden Lastschemata definiert: 
Lastschema 1:
Besteht aus konzentrierten Lasten auf zwei Achsen gleichzeitig, die durch quadratische Reifenabdrücke mit einer Seitenlänge von 0,40 m ausgeübt werden und gleichmäßig verteilten Lasten, wie in Abb. 5.1.2 dargestellt. Dieses Schema ist sowohl für die allgemeinen als auch die lokalen Nachweise heranzuziehen, wobei auf der Achse der Fahrbahn eine einzige Doppelbelastung pro Fahrspur angenommen wird. Wenn eine Doppelbelastung vorliegt, muss sie als Ganzes betrachtet werden. 
Lastschema 2:
Besteht aus einer einzigen Achse, die auf spezifische rechteckige Reifenabdrücke mit einer Breite von 0,60 m und einer Länge von 0,35 m, wie in Abb. 5.1.2 dargestellt, aufgebracht wird. Dieses Schema ist unabhängig von anderen Schemata nur für lokale Nachweise heranzuziehen und mit der Längsachse in der Position mit der stärksten Belastung zu betrachten. Wenn die Belastung stärker ist, wird von einer einzelnen Reifenlast von 200 kN ausgegangen. 
Lastschema 3:
Besteht aus einer isolierten Last mit 150 kN mit einem quadratischen Abdruck von 0,40 m Seitenlänge. Wird für den lokalen Nachweis von Gehwegen verwendet, die nicht durch Leitplanken geschützt sind. 
Lastschema 4:
Besteht aus einer isolierten Last mit 10 kN mit einem quadratischen Abdruck von 0,10 m Seitenlänge. Wird für lokale Nachweise von Gehwegen verwendet, die durch Leitplanken geschützt sind und für Fußgängerüberführungen. 
Lastschema 5:
Besteht aus einer dichten Menge, die mit einer Nennintensität, einschließlich dynamischer Auswirkungen, von 5,0 kN/m² einwirkt. Der Kombinationswert beträgt jedoch 2,5 kN/m². Die Last der Menge muss auf alle signifikanten Zonen der betroffenen Oberfläche aufgebracht werden, einschließlich des zentralen Mittelstreifenbereichs, sofern dies relevant ist. 
Lastschemata 6.a, b, c:
In Ermangelung spezifischer Studien und als Alternative zum Hauptlastmodell, das allgemein vorsichtig ausgelegt ist, können für Bauwerke mit einer lichten Höhe von mehr als 300 m aufgrund der komplexen Statik der Brücke folgende Lasten herangezogen werden: qL,a, qL,b und qL,c 
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Dabei gilt: L ist die Länge des belasteten Bereichs in m. 
5.1.3.3.4
Straßenkategorien 
Auf der Grundlage der für die Durchfahrt zugelassenen beweglichen Lasten werden Straßenbrücken in folgende zwei Kategorien unterteilt:
Brücken für die Durchfahrt der oben angegebenen beweglichen Lasten mit ihrem jeweiligen Gesamtwert;
Brücken ausschließlich für die Überquerung durch die in Schema 5 beschriebenen Lasten (Fußgängerübergänge). 
Der Zugang von anderen Lasten als den Bemessungslasten zu Fußgängerbrücken muss durch geeignete Vorrichtungen verhindert werden. 
Falls erforderlich können in der Planung ein oder mehrere Sonderfahrzeuge eigens berücksichtigt werden, deren Geometrie und Achslast repräsentativ für die auf der Brücke vorgesehenen außerordentlichen Fahrzeuge sind. Diese Sonderfahrzeuge und die betreffenden Kombinationsregeln können im Einzelfall eigens angegeben oder von einschlägigen Vorschriften abgeleitet werden. 
5.1.3.3.5
Anordnung der beweglichen Lasten zur Erzielung der ungünstigsten Lastbedingungen 
Die Anzahl der beweglichen Lastsäulen, die bei der Berechnung zu berücksichtigen ist, entspricht der für die Breite der Fahrbahn maximalen Anzahl, wobei berücksichtigt werden muss, dass die konventionelle Spurbreite mit 3,00 m festgelegt ist. 
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Abb. 5.1.2 - Lastschemata 1 – 5 (Abmessungen in m)
	Carico tandem
	Doppelbelastung

	Corsia n.1
	Fahrspur Nr. 1

	Tandem
	Doppelbelastung

	Area rimanente
	Restliche Fläche

	Schema di carico 1 (dimensioni in [m])
	Lastschema 1 (Abmessungen in [m])

	Direzione dell'asse longitudinale del ponte
	Richtung der Längsachse der Brücke

	Carico asse
	Achslast

	*per 
	*pro 


In keinem Fall darf die Anzahl der Fahrspuren kleiner als 2 sein, es sei denn, die Breite der Fahrbahn ist geringer als 5,40 m. 
Die Anordnung der Lasten und die Anzahl der Fahrspuren auf der Fahrbahn sind jeweils so festzulegen, dass sich die ungünstigsten Beanspruchungsbedingungen für das betreffende Bauwerk, Bauglied oder den betreffenden Querschnitt ergeben. 
Im Einklang mit den vorstehend festgelegten Breiten sind folgende Belastungsstärken zu berücksichtigen (Tabelle 5.1.II): 
Tabelle 5.1.II - Belastungsstärken Qik und qik für die einzelnen Fahrspuren 
	Position 
	Achslast Qik [kN] 
	qik [kN/m²] 

	Fahrspur Nr. 1 
	300 
	9,00 

	Fahrspur Nr. 2 
	200 
	2,50 

	Fahrspur Nr. 3 
	100 
	2,50 

	Andere Fahrspuren 
	0,00 
	2,50 


Bei den Fußgängerbrücken wird die Last in Verbindung mit Lastschema 5 (dicht gedrängte Menschenmenge) mit der für die einzelnen Nachweise ungünstigsten Anordnung aufgebracht. 
Wenn bei dem allgemeinen Nachweis von einzelnen Bauwerken mit einer lichten Höhe von mehr als 300 m keine spezifischen Studien vorliegen und als Alternative zum Hauptlastmodell, wird auf Spur Nr. 1 die Last qL,a aufgebracht, auf Spur Nr. 2 die Last qL,b, auf Spur Nr. 3 die Last qL,c und auf die anderen Spuren und den verbleibenden Bereich eine verteilte Last mit der Stärke von 2,5 kN/m². 
Die Lasten qL,a, qL,b und qL,c werden auf der Achse der jeweiligen Spur angeordnet. 
5.1.3.3.6
Sekundärtragwerke von Fahrbahnplatten 
Verteilung lokaler Lasten 
Die konzentrierten Lasten, die für die lokalen Nachweise zusammen mit den Lastschemata 1, 2, 3 und 4 zu betrachten sind, werden als gleichmäßig auf die Fläche des betreffenden Abdrucks verteilt angenommen. Die Verteilung über die Straßendecke und die Plattendicke wird in einem Winkel von 45° bis auf die mittlere Ebene des Tragwerks der darunter liegenden Platte angenommen (Abb. 5.1.3.a). Bei orthotropen Platten wird eine Verteilung bis zur mittleren Ebene der oberen Blechplatte der Fahrbahnplatte (Abb. 5.1.3.b) angenommen. 
Berechnung der Sekundärtragwerke von Fahrbahnplatten 
Für die Berechnung der Sekundärtragwerke der Fahrbahnplatte (Platten, Gehwege, Überwege usw.) müssen die zuvor bereits festgelegten Lasten berücksichtigt werden, wobei für jedes einzelne Element jeweils die am stärksten belastete Position heranzuziehen ist. Alternativ dazu wird, sofern dies eine stärkere Belastung darstellt, die Last gemäß Schema 2 berücksichtigt. Diese Last muss mit einer angenommenen Bewegung in Längsrichtung und auf eine möglichst ungünstige Weise angeordnet werden. 
Für Gehwege, die nicht durch Leitplanken geschützt sind, wird die Last gemäß Schema 3 herangezogen. 
Für Gehwege, die durch Leitplanken geschützt sind, und für Fußgängerbrücken wird die Last gemäß Schema 4 berücksichtigt. 
Bei der Festlegung der Lastenkombination wird als Last q1 die Anordnung der beweglichen Lasten angegeben, die im Einzelfall für die Nachweise eine größere Belastung darstellt. 
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5.1.3.4
Veränderliche Einwirkungen durch den Verkehr. Zusätzliche Zunahme der Dynamik bei Unterbrechungen im Tragwerk: q2 
Die beweglichen Lasten umfassen auch dynamische Auswirkungen auf Straßendecken von mittlerer Rauigkeit. In besonderen Fällen, so zum Beispiel im Bereich von Unterbrechungen der Plattenkontinuität im Tragwerk, kann die Einbeziehung eines zusätzlichen dynamischen Beiwerts q2, erforderlich sein, der je nach der betrachteten Situation zu bewerten ist. 
5.1.3.5
Veränderliche Einwirkungen durch den Verkehr. Einwirkung in Längsrichtung durch Bremsen oder Beschleunigen: q3
Die Brems- oder Beschleunigungskraft q3 ist die Funktion der Gesamtvertikallast, die auf die konventionelle Spur Nr. 1 einwirkt. Sie wird wie folgt berechnet:

180 kN ≤ q3 = 0,6 (2Q1k) + 0,10q1k · w1 · L ≤ 900 kN
[5.1.4]
Dabei gilt: wl ist die Breite der Fahrspur und L ist die Länge des belasteten Bereichs. Die auf der Ebene der Straßendecke aufgebrachte Kraft, die entlang der Achse der Spur wirkt, wird als gleichmäßig auf die Länge der Belastung verteilt angesehen und beinhaltet die Interaktionswirkungen. 
5.1.3.6
Veränderliche Einwirkungen durch den Verkehr. Zentrifugale Einwirkung: q4 
Bei Brücken mit einer im Radius R (in Metern) gekrümmten Achse wird die den einzelnen Belastungsspuren entsprechende Zentrifugalwirkung konventionell gemäß Tab. 5.1.III bewertet, wobei Qv = Σi 2Qik die Gesamtlast ist, die durch die Doppelachsen gemäß Lastschema 1 auf die Brücken einwirkt. 
Die konzentrierte Last q4, die auf der Ebene der Straßendecke aufgebracht wird, wirkt in normaler Richtung auf die Achse der Brücke. 
Tabelle 5.1.III - Charakteristische Werte für die Zentrifugalkräfte 
	Krümmungsradius [m]
	q4 [kN] 

	R < 200 
	0,2 Qv

	200 ≤ R ≤ 1500 
	40 Qv/R 

	1500 ≤ R 
	0 


5.1.3.7
Einwirkungen von Schnee und Wind: q5 
Für die Einwirkungen von Schnee und Wind gelten die Vorgaben aus Kapitel 3. 
Die Wirkung des Windes wird konventionell einem horizontalen statischen Lastsystem gleichgesetzt, deren Hauptkomponente horizontal ist und im rechten Winkel auf die Brückenachse einwirkt und/oder in der ungünstigsten Richtung auf einige Brückenelemente (z. B. die Pfeiler) einwirkt. Es wird davon ausgegangen, dass diese Hauptkomponente auf die Projektion der vertikalen Ebene der direkt betroffenen Flächen, darunter die Geländer, die Straßenschutzplanken und die Lärmschutzbarrieren (falls vorgesehen) einwirkt; diesbezüglich kann die einschlägige Fachliteratur herangezogen werden, die in Kapitel 12 angegeben ist. 
Die dem Wind ausgesetzte Fläche der die Brücke überquerenden beweglichen Lasten gleicht einer rechtwinkligen, durchgängigen Wand mit einer Höhe von 3 m ab der Ebene der Straße. 
Die Windeinwirkung lässt sich in den Fällen, in denen sie keine dynamischen Phänomene im Tragwerk der Brücke auslösen kann, oder wenn die orografischen Gegebenheiten keine Möglichkeit für anomale Wirkungen des Windes bieten, wie oben angegeben bewerten. 
Bei Brücken, die für die dynamische Erregung durch Wind besonders anfällig sind, muss die Tragwerksantwort im Windkanal bewertet werden und gegebenenfalls muss ein mathematisches Modell der Windeinwirkung ausgearbeitet werden, das von Versuchsmessungen abgeleitet wird. 
Die Schneelast wird, außer bei überdachten Brücken, nicht als Begleiterscheinung der Verkehrslasten angesehen. 
5.1.3.8
Hydrodynamische Einwirkungen: q6
Die hydrodynamischen Einwirkungen auf die im Flussbett angebrachten Pfeiler müssen entsprechend den Vorschriften aus Absatz 5.1.2.3 berechnet werden, wobei neben der Ausrichtung und der Form der Pfeiler auch die Auswirkungen lokaler Veränderungen des Flussbetts zu berücksichtigen sind, beispielsweise aufgrund von Unterspülungen.
5.1.3.9
Temperatureinwirkungen: q7 
Die Auswirkungen der Temperaturschwankungen müssen entsprechend dem Charakter und der Intensität dieser Temperaturschwankungen berechnet werden, die in Kapitel 3 festgelegt sind. Bei besonders komplexen Situationen kann auf die einschlägigen Dokumente aus Kapitel 12 zurückgegriffen werden.
5.1.3.10
Einwirkungen auf das Geländer und Aufprall von Fahrzeugen, die von der Spur abgekommen sind: q8 
Die Höhe der Geländer muss mindestens 1,10 m betragen. Die Geländer sind auf der Grundlage einer horizontalen Einwirkung von 1,5 kN/m zu berechnen, die auf den Handlauf aufgebracht wird. 
Die Schutzplanken und die tragenden Bauteile, mit denen sie verbunden sind, müssen in Abhängigkeit zur Rückhaltungsklasse, die für die spezifische Verwendung von den geltenden nationalen Normen vorgeschrieben ist, bemessen werden.
Bei der Planung der Fahrbahnplatte muss eine außergewöhnliche Lastkombination berücksichtigt werden, in der zu dem System der horizontalen Kräfte, das der Auswirkung des Aufpralls auf die Schutzplanke entspricht, eine isolierte vertikale Last auf die Fahrbahn hinzukommt, die Lastschema 2 dargestellt ist. Diese Last grenzt an die Schutzplanke an und befindet sich in der Position mit der stärksten Belastung.
Dieses horizontale Kräftesystem kann vom Planer alternativ auch auf folgender Grundlage bewertet werden:
· anhand von Versuchsergebnissen, die im Laufe von wirklichen Aufprallversuchen an Schutzplanken desselben Typs und derselben Rückhaltungsklasse wie in dem betreffenden Projekt mithilfe von Messinstrumenten erhalten werden, mit denen die Entfaltung der dynamischen Auswirkungen gemessen werden können;
· durch die Anerkennung der Gleichwertigkeit zwischen dem Kräftesystem und den Einwirkungen, die durch den Aufprall auf Schutzplanken desselben Typs und derselben Rückhaltungsklasse wie im betreffenden Projekt vorgesehen, an das Tragwerk übertragen werden, sofern sich diese Gleichwertigkeit durch theoretische Bewertungen und/oder numerisch-experimentelle Modellierungen ergibt.
In Ermangelung solcher Bewertungen kann das horizontale Kräftesystem unter Bezugnahme auf die charakteristische Tragfähigkeit der wichtigsten tragenden Bauteile bestimmt werden, die an dem Gesamtmechanismus der Schutzplanke mitwirken, und muss auf eine Höhe h aufgebracht werden, die von der Straßenebene aus gemessen wird und der kleineren der Abmessungen h1 und h2 entspricht, wobei h1 = (Höhe der Schutzplanke - 0,10 m) und h2 = 1,00 m. Bei der Bemessung der tragenden Bauteile, mit denen die Schutzplanke verbunden ist, muss die etwaige Überlappung der Ausbreitungszonen dieses Kräftesystems in Abhängigkeit zur Geometrie der Schutzplanke und ihrer Einspannbedingungen berücksichtigt werden. Für die Bemessung der Fahrbahnplatte müssen die so bestimmten horizontalen Kräfte um den Faktor 1,50 verstärkt werden.
Der Teilsicherheitsbeiwert für die Lastkombination in den GZT für den Aufprall von Fahrzeugen, die von der Spur abgekommen sind, muss mit dem Einheitswert angesetzt werden.
5.1.3.11
Passive Widerstände der Einspannungen: q9
Bei der Berechnung der Pfeiler, der Widerlager, der Fundamente, der Stützvorrichtungen sowie gegebenenfalls der Fahrbahnplatte müssen die Kräfte berücksichtigt werden, die aus parasitären Widerständen der Einspannungen hervorgehen. 
Bei Gummilagern müssen die genannten Kräfte auf der Grundlage der Eigenschaften der Lager und der vorgesehenen Verschiebungen bewertet werden. 
Die passiven Widerstände der Einspannungen müssen in Zusammenhang mit den Einwirkungen betrachtet werden, die sie hervorrufen.
Der Teilsicherheitsbeiwert für Lastkombinationen im GZT muss wie für die veränderlichen Einwirkungen angesetzt werden.
5.1.3.12
Seismische Einwirkungen: E
In Bezug auf seismische Einwirkungen sind die Vorschriften aus den Absätzen 2.5.3 und 3.2 zu beachten. 
In den Ausdrücken [2.5.5] und [2.5.7] wird für die verkehrsbedingten Lasten grundsätzlich ψ2j = 0,0 angenommen. 
Falls erforderlich, beispielsweise bei Brücken im Stadtbereich mit hohem Verkehrsaufkommen, wird für die verkehrsbedingten Lasten sowohl bei der Kombination der Einwirkungen als auch bei der Festlegung der Auswirkung der seismischen Einwirkung der Wert für ψ2j = 0,2 angesetzt. 
5.1.3.13
Außergewöhnliche Einwirkungen: A
Die außergewöhnlichen Einwirkungen, die im Entwurf zu berücksichtigen sind, werden anhand der Angaben in Absatz 3.6 im Allgemeinen und in Absatz 3.6.3 im Besonderen bewertet.
In Bezugnahme auf Absatz 3.6.3.1 wird betont, dass die Aufpralleinwirkungen, die auf horizontale tragende Bauteile über der Straße einwirken, für den allgemeinen Sicherheitsnachweis der Fahrbahnplatte in ihrer Gesamtheit – verstanden als Festkörper (Heben/Kippen) zu verwenden sind; beim Eintreten solcher Ereignisse sind lokal begrenzte Schäden an den tragenden Bauteilen zulässig, die nicht zum Einsturz der Fahrbahnplatte führen. 
Die Widerlager von Brücken, die sich in einer Entfernung von maximal 5,0 m von der Fahrbahn befinden, müssen durch geeignete Bauwerke, die eindeutig dem Schutz der Widerlager dienen, vor einem Aufprall von Straßenfahrzeugen geschützt werden. 
5.1.3.14
Lastkombinationen 
Die in den Nachweisen zu betrachtenden Lastkombinationen sind so festzulegen, dass die Sicherheit unter Einhaltung der allgemeinen Kriterien gewährleistet ist, die in Kapitel 2 dargelegt sind. 
Zur Bestimmung der charakteristischen Werte für die verkehrsbedingten Einwirkungen sind grundsätzlich in Tabelle 5.1.IV angeführten Kombinationen zu berücksichtigen. 
Tabelle 5.1.IV – Charakteristische Werte für die verkehrsbedingten Einwirkungen 
	
	Lasten auf der Fahrbahn
	Lasten auf Gehsteigen und Radwegen, die nicht von Pkw befahren werden können

	
	vertikale Lasten
	horizontale Lasten
	vertikale Lasten

	Gruppe der Einwirkungen
	Hauptmodell (Lastschemata 1, 2, 3, 4 und 6)
	Sonderfahrzeuge
	Menge (Lastschema 5)
	Bremsung
	Zentrifugalkraft
	Gleichmäßig verteilte Last

	1
	Charakteristischer Wert
	
	
	
	
	Belastungsschema 5 mit Kombinationswert 2,5 KN/m2

	2a
	Häufiger Wert
	
	
	Charakteristischer Wert
	
	

	2b
	Häufiger Wert
	
	
	
	Charakteristischer Wert
	

	3 (*)
	
	
	
	
	
	Belastungsschema 5 mit charakteristischem Wert 5,0 KN/m2

	4 (**)
	
	
	Belastungsschema 5 mit charakteristischem Wert 5,0 KN/m2 
	
	
	Belastungsschema 5 mit charakteristischem Wert 5,0 KN/m2

	5 (***)
	Ist für jedes einzelne Projekt festzulegen
	Charakteristischer Wert oder Nennwert
	
	
	
	

	(*) Fußgängerbrücken
(**) Ist nur zu berücksichtigen, wenn für das spezifische Projekt erforderlich (z. B. Brücken im Stadtbereich)
(***) Ist nur zu berücksichtigen, wenn Sonderfahrzeuge einbezogen werden


In Tabelle 5.1.V sind unter Bezugnahme auf Absatz 2.6.1 die Teilsicherheitsbeiwerte der Einwirkungen angegeben, die in der Analyse zur Bestimmung der Effekte der Einwirkungen in den Nachweisen der Grenzzustände der Tragfähigkeit zu verwenden sind. 
Weitere Werte für die Teilsicherheitsbeiwerte für besondere und spezifische Einwirkungen der verschiedenen Materialien sind in Kapitel 4 angegeben.
Die Werte für die Kombinationsbeiwerte ψ0j, ψ1j und ψ2j für die verschiedenen Kategorien der Einwirkungen sind in Tabelle 5.1.VI angeführt. 
Tabelle 5.1.V – Sicherheitsteilbeiwerte für Lastkombinationen in den GZT-Nachweisen 
	
	
	Beiwert
	EQU(1)
	A1 
	A2 

	Ständige Einwirkungen g1 und g3
	günstig ungünstig 
	γG1 und γG3
	0,90 
1,10
	1,00 
1,35
	1,00 
1,00

	Nichtstrukturelle ständige Lasten (2) g2
	günstig ungünstig 
	γG2
	0,00 
1,50
	0,00 
1,50
	0,00 
1,30

	Veränderliche Einwirkungen durch den Verkehr 
	günstig ungünstig 
	γQ
	0,00 
1,35
	0,00 
1,35
	0,00 
1,15

	Veränderliche Einwirkungen 
	günstig ungünstig 
	γQi
	0,00 
1,50
	0,00 
1,50
	0,00 
1,30

	Planmäßige Verziehungen und Vorspannungen 
	günstig ungünstig 
	γε1
	0,90 
1,00(3)
	1,00 
1,00(4)
	1,00 
1,00

	Schwinden und Kriechen, Nachgeben von Verbindungen
	günstig ungünstig
	γε2, γε3, γε4
	0,00 
1,20
	0,00 
1,20
	0,00 
1,00


(1) Gleichgewicht, das keine Parameter für Verformung und Tragfähigkeit des Erdreichs beinhaltet. Andernfalls gelten die Werte aus Spalte A2. 
(2) Falls die nichtstrukturellen ständigen Lasten (z. B. ständig getragene Lasten) oder ein Teil von ihnen in der Bemessungsphase hinreichend definiert sind, können für sie oder für ihren bekannten Teil dieselben Beiwerte angesetzt werden, die für die ständigen Einwirkungen gelten.
(3) 1,30 für die Instabilität in Tragwerken mit externer Vorspannung 
(4) 1,20 für lokale Auswirkungen 
Tabelle 5.1.VI - ψ-Beiwerte für die veränderlichen Einwirkungen auf Straßen- und Fußgängerbrücken 
	Einwirkungen
	Gruppe der Einwirkungen 
(Tabelle 5.1.IV)
	Kombinationsbeiwert ψ0
	Beiwert ψ1 (häufige Werte)
	Beiwert ψ2 (quasiständige Werte)

	
	Schema 1 (Doppelbelastungen)
	0,75
	0,75
	0,0

	
	Schemata 1, 5 und 6 (verteilte Lasten)
	0,40
	0,40
	0,0

	Einwirkungen durch den Verkehr
(Tabelle 5.1.IV)
	Schemata 3 und 4 (konzentrierte Lasten)
	0,40
	0,40
	0,0

	
	Schema 2
	0,0
	0,75
	0,0

	
	2
	0,0
	0,0
	0,0

	
	3
	0,0
	0,0
	0,0

	
	4 (Menge)
	--
	0,75
	0,0

	
	5
	0,0
	0,0
	0,0

	
	bei Brücke ohne Last
GZT und GZG
	0,6
	0,2
	0,0

	Wind
	Ausführung
	0,8
	0,0
	0,0

	
	bei Brücke mit Last
GZT und GZG
	0,6
	0,0
	0,0

	Schnee 
	GZT und GZG
	0,0
	0,0
	0,0

	
	Ausführung
	0,8
	0,6
	0,5

	Temperatur 
	GZT und GZG
	0,6
	0,6
	0,5


Bei Bauwerken mit einer lichten Höhe von mehr als 300 m können die in der Tabelle angegebenen Beiwerte nach vorheriger Genehmigung durch den Zentralen Technischen Dienst des Obersten Rates für öffentliche Bauaufträge, der hierzu diesen Obersten Rat anhören muss, geändert werden. 
5.1.4.
SICHERHEITSNACHWEISE 
Die Sicherheitsnachweise für die einzelnen Elemente des Bauwerks müssen auf der Grundlage der Kriterien erbracht werden, die in den vorliegenden technischen Vorschriften definiert sind. 
Insbesondere müssen die Nachweise für den Grenzzustand der Tragfähigkeit geführt werden. Hierzu zählen der Nachweis im Grenzzustand der Ermüdung und in den Grenzzuständen der Gebrauchstauglichkeit hinsichtlich Rissbildung und Verformung. 
Die in den Nachweisen zu betrachtenden Lastkombinationen sind so festzulegen, dass die Sicherheit unter Einhaltung der allgemeinen Kriterien gewährleistet ist, die in Kapitel 2 der vorliegenden technischen Vorschriften dargelegt sind. 
5.1.4.1
Nachweise in den Grenzzuständen der Tragfähigkeit 
Folgendes ist nachzuweisen: Ed ≤ Rd, wobei gilt: Ed ist der Bemessungswert für die Effekte der Einwirkungen und Rd ist die entsprechende Bemessungstragfähigkeit. 
5.1.4.2
Grenzzustände der Gebrauchstauglichkeit 
Für die Grenzzustände der Gebrauchstauglichkeit ist Folgendes nachzuweisen: Ed ≤ Cd, wobei gilt: Cd ist ein Nennwert oder eine Funktion bestimmter Materialeigenschaften, die an die Bemessungseffekte der betrachteten Einwirkungen gebunden sind, und Ed ist der Bemessungswert für den Effekt der Einwirkung, der anhand der Lastkombination bestimmt wird. 
5.1.4.3
Nachweise im Grenzzustand der Ermüdung 
Für Tragwerke, tragende Bauteile und Detailkomponenten, die anfällig für Ermüdungserscheinungen sind, sind geeignete Nachweise zu führen. 
Die Nachweise müssen unter Berücksichtigung differenzierter Lastspektren geführt werden, je nachdem, ob ein Nachweis für unbegrenzte Lebensdauer oder für Beschädigung durchgeführt wird.
Wenn keine spezifischen Studien vorliegen, die das effektive Lastspektrum für die Brücke festlegen, können die im Folgenden beschriebenen Modelle herangezogen werden. 
Nachweis für unbegrenzte Lebensdauer 
Die Ermüdungsnachweise für unbegrenzte Lebensdauer können für Detailkomponenten, die durch einen Grenzzustand der Ermüdung mit konstanter Amplitude gekennzeichnet sind, durchgeführt werden, indem kontrolliert wird, dass die maximale Spannungsdifferenz Δσmax= (σmax - σmin) die in der jeweiligen Detailkomponente durch das signifikante Lastspektrum bewirkt wird, kleiner ist als der Ermüdungsgrenzwert der Detailkomponente. Für die Berechnung von Δσmax können alternativ auch die Ermüdungslastmodelle 1 und 2 verwendet werden, die auf der Brücke in den beiden Konfigurationen angeordnet werden, mit denen in dem betrachteten Bauteil die maximale und die minimale Spannung festgelegt wird.
Lastmodell 1
Das Ermüdungslastmodell 1 besteht aus dem Lastschema 1, wobei 70 % der konzentrierten Lasten und 30 % der verteilten Lasten (siehe Abbildung 5.1.4) als auf den konventionellen Fahrbahnachsen aufgebracht anzunehmen sind, die nach den in Absatz 5.1.3.3.5 angegebenen Kriterien bestimmt werden.
Für lokale Nachweise muss das Modell einer einzelnen Achse des Lastschemas 2 betrachtet werden, wenn dies ungünstiger ist, und zwar isoliert und mit einer Last von 70 % (siehe Abbildung 5.1.4).
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Abb. 5.1.4 - Ermüdungslastmodell 1
	Corsia
	Fahrspur Nr. 1

	Asse longitudinale del ponte
	Längsachse der Brücke


Lastmodell 2
Wenn präzisere Bewertungen erforderlich sind, kann anstelle des vereinfachten Lastmodells 1, das vom Hauptlastmodell abgeleitet ist, das Ermüdungslastmodell 2 verwendet werden, das in Tabelle 5.1.VII dargestellt ist, wobei die Ermüdungslast auf die Mitte der konventionellen Fahrspur Nr. 1 aufgebracht wird, die in dem betrachteten Bauteil die schwerwiegendsten Auswirkungen bestimmt.
Im Lastmodell 2 werden die Auswirkungen mehrerer belasteter Fahrspuren auf der betrachteten Fahrbahnplatte nicht berücksichtigt. Falls signifikante Interaktionswirkungen zwischen Fahrzeugen zu erwarten sind, muss bei der Anwendung dieses Modells auf ergänzende Daten aus der einschlägigen Fachliteratur oder aus spezifischen Studien zurückgegriffen werden.
Tabelle 5.1.VII - Ermüdungslastmodell 2 – häufige Fahrzeuge
	Fahrzeugprofil
	Abstand zwischen den Achsen (m)
	Häufige Last pro Achse (kN)
	Reifentyp (Tab. 5.1.IX)

	[image: image364.png]



	4,50
	90
190
	A
B
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	4,20
1,30
	80
140
140
	A
B
B
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	3,20
5,20
1,30
1,30
	90
180
120
120
120
	A
B
C
C
C
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	3,40
6,00
1,80
	90
190
140
140
	A
B
B
B
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	4,80
3,60
4,40
1,30
	90
180
120
110
110
	A
B
C
C
C


Nachweise für Beschädigung 
Bei Nachweisen für die Beschädigung wird für das betreffende Bauteil überprüft, ob das Lastspektrum eine Beschädigung von D ≤ 1 hervorruft. 
Die Beschädigung D wird gemäß dem Gesetz von Palmgren-Miner bewertet, in dem die charakteristische S-N-Kurve des Bauteils und die Nennlebensdauer des Bauwerks herangezogen werden. 
Die Nachweise müssen unter Berücksichtigung des Spannungsspektrums geführt werden, das durch das vereinfachte Ermüdungsmodell 3 (siehe Abb. 5.1.5) in das Bauteil eingeführt wird; bei diesem Modell wird ein symmetrisches Ermüdungsfahrzeug auf 4 Achsen mit einem jeweiligen Gewicht von 120 kN herangezogen. Alternativ dazu (wenn präzisere Prüfungen erforderlich sind) kann auch das äquivalente Lastspektrum des Ermüdungslastmodells 4 (siehe Tab. 5.1.VIII) herangezogen werden. Hierin ist auch der Anteil der Fahrzeuge enthalten, die in Abhängigkeit zum Straßenverkehr auf der betreffenden Brücke zu berücksichtigen sind. 
Die Fahrzeuge der Ermüdungslastmodelle 3 oder 4 können in der Achse der konventionellen Fahrspuren aufgebracht werden, die im Einklang mit den Angaben aus Absatz 5.1.3.3.5 bestimmt werden. Für die Fahrzeuge können jedoch auch günstigere Bestimmungen angewandt werden, bei denen berücksichtigt wird, dass der Verkehrsfluss zu 10 % auf den konventionellen Fahrspuren und zu 90 % auf den physischen Fahrspuren erfolgt. Die Position der Fahrzeuge auf den physischen Fahrspuren muss so ausgewählt werden, dass in dem betrachteten Bauteil die schwerwiegendsten Auswirkungen hervorgerufen werden.
Die für die verschiedenen Fahrzeuge zu berücksichtigenden Reifentypen und die Abmessungen der jeweiligen Abdrücke sind in Tabelle 5.1.IX angegeben. 
Wenn keine spezifischen Studien durchgeführt werden, wird für Nachweise für Beschädigung für die langsame Fahrspur der jährliche Fluss von Fahrzeugen über 100 kN herangezogen, der für den Nachweis der Ermüdung relevant ist und der aus Tabelle 5.1.X entnommen wird.
Wenn signifikante Interaktionswirkungen zwischen Fahrzeugen zu erwarten sind, müssen spezifische Studien oder konsolidierte Methoden zugrunde gelegt werden.
Für die Nachweise nach der Methode ( oder nach der Methode der äquivalenten Beschädigungsbeiwerte kann das Ermüdungslastmodell 3, das in der Achse der konventionellen Fahrbahn betrachtet wird, herangezogen werden. Zur Bestimmung der äquivalenten Beschädigungsbeiwerte, die speziell auf das genannte Ermüdungslastmodell 3 angepasst werden müssen, kann auf die Normen UNI EN 1992-2, UNI EN 1993-2 und UNI EN 1994-2 zurückgegriffen werden.
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Abb. 5.1.5 - Ermüdungslastmodell. 3
	Asse longitudinale del ponte
	Längsachse der Brücke


Tabelle 5.1.VIII - Ermüdungslastmodell 4 – äquivalente Fahrzeuge
	
	
	
	
	Zusammensetzung des Verkehrs

	Fahrzeugprofil
	Reifentyp (Tab. 5.1-IX)
	Achsabstand [in m]
	Entsprechende Werte der Achslasten [kN]
	Langstrecke
	Mittelstrecke
	Ortsverkehr
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	A
B
	4,50
	70
130
	20,0
	40,0
	80,0
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	A
B
B
	4,20
1,30
	70
120
120
	5,0
	10,0
	5,0
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	A
B
C
C
C
	3,20
5,20 1,30
1,30
	70
150
90
90
90
	50,0
	30,0
	5,0
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	A
B
B
B
	3,40
6,00 1,80
	70
140
90
90
	15,0
	15,0
	5,0
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	A
B
C
C
C
	4,80
3,60 4,40
1,30
	70
130
90
80
80
	10,0
	5,0
	5,0


Tabelle 5.1.IX - Abmessungen der Achsen und der Abdrücke für äquivalente Fahrzeuge 
	Reifentyp 
	Abmessungen der Achse und der Abdrücke 

	A 
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Tabelle 5.1.X – Jährlicher Fluss von schweren Fahrzeugen auf der langsamen Fahrspur 
	Verkehrskategorie
	Jährlicher Fluss von Fahrzeugen über 100 kN auf der langsamen Spur

	1 - Straßen und Autobahnen mit 2 oder mehr Fahrspuren pro Fahrtrichtung mit hohem Aufkommen an Schwerlastverkehr 
	2,0 x 106

	2 - Straßen und Autobahnen mit mittlerem Aufkommen an Schwerlastverkehr 
	0,5 x 106

	3 - Hauptstraßen mit mäßigem Aufkommen an Schwerlastverkehr 
	0,125 x 106

	4 - Ortsstraßen mit sehr geringem Aufkommen an Schwerlastverkehr 
	0,05 x 106


5.1.4.4
Nachweise im Grenzzustand der Rissbildung 
Um die Funktionstüchtigkeit und die Dauerhaftigkeit des Tragwerks sicherzustellen, wird unter Berücksichtigung der Umgebungs- und der Beanspruchungsbedingungen sowie der Korrosionsanfälligkeit der Bewehrungen ein Grenzzustand der Rissbildung festgelegt.
Tragwerke aus gewöhnlichem Stahlbeton 
Für die Tragwerke aus gewöhnlichem Stahlbeton müssen die Beschränkungen für wenig anfällige Bewehrungen aus Tabelle 4.1.IV eingehalten werden.
Tragwerke aus Spannbeton
Es gelten die Einschränkungen aus Tabelle 4.1.IV für anfällige Bewehrungen.
5.1.4.5
Nachweise im Grenzzustand der Verformung 
Die Struktur eines Tragwerks muss auf der Basis der zuvor angegebenen Lastkombinationen bewertet werden und muss mit der Tragwerksgeometrie entsprechend den Anforderungen des Verkehrs sowie mit den in der Planung vorgesehenen Einspannungen und Fugen kompatibel sein. 
Die Verformungen des Tragwerks dürfen den Verkehr von beweglichen Lasten mit der in der Planung für die Straße vorgesehenen Geschwindigkeit nicht beeinträchtigen. 
5.1.4.6
Nachweise der seismischen Einwirkungen 
Die Nachweise hinsichtlich der seismischen Einwirkungen sind nach den Kriterien und Verfahren zu führen, die in den jeweiligen Abschnitten der vorliegenden Vorschriften dargelegt sind.
5.1.4.7
Nachweise in der Bauphase 
Die Sicherheitsnachweise sind auch für die einzelnen Bauphasen des Bauwerks durchzuführen. Dabei sind die Entwicklung des Statikplans und der Einfluss zeitlich verzögerter Auswirkungen zu berücksichtigen. 
Außerdem sind etwaige Schalungen und die anderen provisorischen Vorrichtungen für die Realisierung des Bauwerks zu überprüfen. 
5.1.5.
TRAGWERKE 
5.1.5.1
Fahrbahnplatte 
5.1.5.1.1
Mindestdicken 
Die Mindestdicken der verschiedenen Bestandteile der Fahrbahnplatte müssen den Einfluss von Umweltfaktoren auf die Haltbarkeit des Bauwerks berücksichtigen und die Anforderungen der Vorschriften bezüglich der einzelnen tragende Bauteile erfüllen. 
5.1.5.1.2
Strukturen aus Fertigbauteilen 
Bei den komplett oder teilweise aus Fertigbauteilen gebauten Strukturen muss die geometrische Kompatibilität zwischen den unterschiedlichen verbauten Teilen sichergestellt werden, wobei auch bauliche Toleranzen zu berücksichtigen sind, damit Überspannungen, Verformungen oder Schäden durch Ausführungs- oder Montagefehler vermieden werden. 
Die Verbindungselemente zwischen den verbundenen Teilen müssen so gestaltet sein, dass eine ordnungsgemäße Kraftübertragung sichergestellt wird. 
Im Falle von Bauteilen, die aus normalem Stahl- und Spannbeton und aus Stahl-Beton-Verbundkonstruktionen bestehen, sind die zeitverzögerten Kraftumlagerungen, die zwischen Teilen auftreten, die zeitlich nacheinander gebaut oder Belastungen ausgesetzt werden, sowie die analogen Umlagerungen, die durch Änderungen von Einspannungen auftreten, zu berücksichtigen. 
5.1.5.2
Pfeiler 
5.1.5.2.1
Mindestdicken 
Die Angaben des vorstehenden Absatzes für die Tragwerke der Fahrbahnplatte gelten analog. 
5.1.5.2.2
Schematisierung und Berechnung 
Bei der Überprüfung von schlanken Pfeilern muss der Bewertung der tatsächlichen Verbindungsbedingungen besondere Aufmerksamkeit gewidmet werden, vor allem in Bezug auf die Wechselwirkung mit den Fundamenten. 
Die Köpfe der Pfeiler müssen in Bezug auf die lokalen Auswirkungen durch die konzentrierten Einwirkungen, die durch die Stützvorrichtungen übertragen werden, überprüft werden. 
Es ist sicherzustellen, dass die zulässigen Verschiebungen der Stützvorrichtungen mit den maximalen Verschiebungen an den Pfeilerköpfen vereinbar sind, die durch eine Kombination der ungünstigsten Einwirkungen sowie, bei hohen Pfeilern, durch die Temperaturschwankungen zwischen den Pfeilerflächen hervorgerufen werden. 
5.1.6.
EINSPANNUNGEN 
Die Einspannvorrichtungen der Fahrbahnplatte am Unterbau (Pfeiler, Widerlager, Fundamente) müssen – sowohl im Hinblick auf die Einwirkungen als auch auf die Verformungen – die Eigenschaften besitzen, die in dem Statik- und Kinematikplan bei der Bemessung vorgesehen wurden. 
Bei Tragwerken, die in mehreren Phasen realisiert werden, müssen die Einspannungen in allen Realisierungsphasen des Strukturplans ein korrektes statisches und kinematisches Verhalten sicherstellen und sind gegebenenfalls an Planänderungen anzupassen. 
Die einzelnen Teile der Einspannvorrichtung und deren Verankerungen müssen entsprechend den übertragenen Einspannkräften bemessen werden. 
Die Einspannvorrichtungen müssen so beschaffen sein, dass sie alle Verschiebungen mit einer größeren Sicherheitsmarge als derjenigen, die für die anderen tragenden Bauteile vorgesehen ist, ermöglichen. 
Besondere Aufmerksamkeit ist der Funktion der quer zur Längsachse der Fahrbahnplatte verlaufenden Einspannungen beizumessen, deren Konfiguration einem präzise festgelegten Statik- und Kinematikplan entsprechen muss. 
Die Auswahl und Anordnung der Einspannungen von Brücken mit spezifischen Grundrissen (Brücken in Kurven, schräge Brücken, Brücken mit unregelmäßiger Geometrie) müssen anhand einer angemessenen Untersuchung der Statik und der kinematischen Kompatibilität erfolgen. 
5.1.6.1
Schutz der Einspannungen 
Die verschiedenen Teile der Einspannvorrichtungen müssen angemessen geschützt werden, um eine ordnungsgemäße Funktion während der vorgesehenen Betriebsdauer sicherzustellen. 
5.1.6.2
Kontrolle, Instandhaltung und Austausch 
Die Einspannungen der Brücke müssen für Kontrollen, Instandhaltungen und einen eventuellen Austausch ohne übermäßige Schwierigkeiten zugänglich sein. 
5.1.6.3
Einspannungen in erdbebengefährdeten Gebieten 
Bei Brücken in erdbebengefährdeten Gebieten müssen die Einspannungen so ausgelegt sein, dass sie unter Berücksichtigung des dynamischen Verhaltens des Bauwerks geeignet sind: 
–
Kräfte aus seismischen Einwirkungen zu übertragen; 
–
eine Loslösung der Bauteile, aus denen die Einspannvorrichtung besteht, zu vermeiden; 
–
ein Lösen der Einspannungen aus ihrem Sitz zu verhindern. 
5.1.7.
ZUSÄTZLICHE ARBEITEN 
Abdichtungen, Fahrbahndecken, Verbindungen und alle Nebenarbeiten sind mit hochwertigen Materialien und mit Sorgfalt auszuführen, um eine maximale Lebensdauer zu gewährleisten und Eingriffe zwecks Instandhaltung und Erneuerung zu reduzieren. 
5.1.7.1
Abdichtung 
Die Abdichtungsarbeiten müssen so ausgeführt werden, dass verhindert wird, dass eindringendes Wasser zu Schäden an den Tragwerken führt. 
5.1.7.2
Fahrbahndecke 
Die Fahrbahndecke muss so beschaffen sein, dass der Bogenrücken der Brücke und die Schichten der Abdichtung, die die Tragwerke schützen, nicht dem Verschleiß und der direkten Einwirkung des Verkehrs ausgesetzt sind. 
5.1.7.3
Verbindungen 
An den Stellen, an denen die tragenden Strukturen unterbrochen sind, müssen Verbindungen eingesetzt werden, die für eine durchgehende Fahrbahnoberfläche sorgen. Die Eigenschaften der Verbindungen und die Art ihrer Einbindung in das Tragwerk müssen so ausgelegt sein, dass übermäßige dynamische Beanspruchungen aufgrund lokaler Unregelmäßigkeiten so weit wie möglich minimiert werden, um die bestmögliche Überfahrtsqualität zu gewährleisten. 
Bei den Verbindungen muss die Versickerung von Regen- oder Reinigungswasser durch die Verbindungen selbst verhindert werden. Falls die Verbindungen den Durchlauf von Wasser zulassen, muss dieses in entsprechende Sammelvorrichtungen fließen, die sich unmittelbar unterhalb der Verbindung befinden, und muss von dort abfließen, ohne dass es zu Stauungen oder Auswaschungen kommen kann, die die Tragwerke beeinflussen. 
5.1.7.4
Entsorgung der Flüssigkeiten von der Fahrbahnplatte 
Die Entsorgung der Flüssigkeiten von der Fahrbahnplatte muss so durchgeführt werden, dass es zu keinen Schäden oder Beeinträchtigungen in Zusammenhang mit dem Bauwerk, der Verkehrssicherheit und eventuellen Bauwerken und Betrieb unter der Brücke kommt. Zu diesem Zweck muss bei der Planung der Brücke ein entsprechender Zu- und Ableitungsplan vorgesehen werden. Bei besonders wichtigen Bauwerken oder wenn die Beschaffenheit bzw. die Umgebung des Bauwerks dies erfordern, muss eine geeignete Reinigungs- und/oder Kläranlage vorgesehen werden. 
5.1.7.5
Vorrichtungen für die Inspektion und Instandhaltung der Bauwerke 
Bei der Planung und Ausführung müssen entsprechend der Bedeutung der Brücke angemessene Gehwege (Plattformen, Treppen, Schächte usw.) vorgesehen werden, um den Zugang zu den wichtigsten Teilen zu Inspektions- und Instandhaltungszwecken zu ermöglichen. Die Bereiche rund um die Teile, die in regelmäßigen Abständen ersetzt werden müssen, wie z. B. die Stützen, müssen über klar zu erkennende Angriffspunkte verfügen, die ein Anheben und provisorisches Einspannen ermöglichen. 
5.1.7.6
Schächte für Leitungen und Kabel 
Die Brückenstruktur muss die Möglichkeit zur Verlegung von Kabeln und Wasserleitungen bieten; die Abmessungen der Schächte müssen den Anforderungen, die anhand der Brückenumgebung zu bewerten sind, entsprechen. 
5.2.
EISENBAHNBRÜCKEN
Die vorliegenden Normen gelten für die Planung und den Bau neuer Eisenbahnbrücken. 
Der Infrastrukturbetreiber legt auf Grundlage der funktionalen und strategischen Eigenschaften der unterschiedlichen Eisenbahninfrastrukturen die in Kapitel 2 angegebenen Parameter fest: Nennlebensdauer, Nutzungsklasse. 
5.2.1.
WICHTIGSTE KRITERIEN FÜR DIE BEMESSUNG UND INSTANDHALTUNG 
Die Bemessung der sich unter dem Gleis befindenden Bauteile muss so ausgelegt sein, dass das beste Gesamtergebnis aus technisch-wirtschaftlicher Sicht, insbesondere im Hinblick auf die Dauerhaftigkeit des Bauwerks, sichergestellt wird. 
5.2.1.1
Inspektion und Instandhaltung 
Von der Planungsphase an sind der allgemeinen Konzeption des Bauwerks sowie der Festlegung der Geometrie und der Konstruktionsdetails größte Sorgfalt beizumessen, damit die Zugänglichkeit und die Inspektion aller tragenden Bauteile unter Einhaltung der Sicherheitsvorschriften ermöglicht wird. Es muss sichergestellt sein, dass die Stützvorrichtungen sowie die eventuellen Rückhalteeinrichtungen vollständig inspiziert werden können. Des Weiteren muss die Möglichkeit bestehen, diese Bauteile mit minimalen Einschränkungen des Bahnbetriebs auszutauschen; hierzu müssen die Konstruktionszeichnungen alle entsprechenden Angaben enthalten (Anzahl, Position und Reichweite der Hebevorrichtungen für die Fahrbahnplatten, zu befolgende Verfahren für den Austausch dieser Vorrichtungen usw.). 
5.2.1.2
Hydraulische Kompatibilität 
Hierzu wird vollumfänglich auf Absatz 5.1.2.3 verwiesen.
5.2.1.3
Lichte Höhe 
Hierzu wird vollumfänglich auf Absatz 5.1.2.2 verwiesen.
5.2.2.
EINWIRKUNGEN AUF BAUWERKE 
Im Rahmen der vorliegenden Normen werden alle Einwirkungen angegeben, die bei der Bemessung von Eisenbahnbrücken in Zusammenhang mit den in den folgenden Absätzen beschriebenen Kombinationen zu berücksichtigen sind. 
Die in diesem Dokument definierten Einwirkungen gelten für normale und Schmalspurbahnen. 
5.2.2.1
Ständige Einwirkungen 
Ständige Einwirkungen, die berücksichtigt werden müssen, sind: Eigengewichte, ständig getragene Lasten, Erddruck, Wasserdrücke, usw. 
5.2.2.1.1
Ständig getragene Lasten 
Sofern keine detaillierten Bewertungen durchgeführt werden, kann die Festlegung der ständig getragenen Lasten unter Bezug auf das Gewicht des Schotterbetts, des Oberbaus und der Abdichtung (einschließlich Schutz) erfolgen, wobei standardmäßig von einer Volumenlast von 18,0 kN/m³ ausgegangen wird, die in gerader Linie auf die gesamte durchschnittliche Breite zwischen den Schotterstützkörpern in einer durchschnittlichen Höhe von 0,80 m zwischen Schienenoberkante (piano del ferro, P.F.) und Bogenrücken angewandt wird. Bei Brücken mit Kurven wird zu der oben genannten konventionellen Last zusätzlich die Last aller Teile des Schotterbetts, die zur Realisierung der Überhöhung erforderlich sind, addiert, die mit ihrer realen geometrischen Verteilung und einer Volumenlast von 20 kN/m³ bewertet wird. 
Bei einem Oberbau ohne Schotterbett müssen die Gewichte der einzelnen Bauteile und deren jeweilige Verteilungen bewertet werden. 
Bei der Planung neuer Eisenbahnbrücken müssen immer die Gewichte, Einwirkungen und Dimensionen von Lärmschutzwänden berücksichtigt werden, und zwar auch in den Fällen, in denen ursprünglich keine Realisierung solcher Wände vorgesehen ist.
In Zusammenhang mit den ständig getragenen Lasten sind auch das Gewicht von Ausstattungselementen, die Abwasserableitungsanlagen usw. zu berücksichtigen. 
5.2.2.2
Veränderliche vertikale Einwirkungen 
5.2.2.2.1
Lastmodelle
Die vertikalen Lasten, die mit der Durchfahrt von Zügen verbunden sind, werden durch verschiedene Lastmodelle definiert, die für die unterschiedlichen Arten des Schienenverkehrs – normaler und Schwerlastschienenverkehr – repräsentativ sind. 
Die Werte der oben genannten Lasten müssen mit einem Anpassungsbeiwert „“ multipliziert werden, der sich je nach Art der Infrastruktur (normale Züge, Leichtbahnen, U-Bahnen usw.) ändert. Für normale Züge wird der Wert des Anpassungsbeiwerts „“, der für die verschiedenen Lastmodelle angenommen wird, in den entsprechenden Abschnitten definiert; für Leichtbahnen, U-Bahnen usw. wird der Wert des Beiwerts „“ gemäß den besonderen Merkmalen der Infrastruktur definiert. Es sind drei Arten von Lasten zu berücksichtigen, deren charakteristische Werte in den folgenden Absätzen definiert werden. Nachfolgend entsprechen die Verweise auf die Lastmodelle LM 71, SW/0 und SW/2 und ihre Komponenten dem Produkt der Beiwerte α für die in Abbildung 5.2.1 und Abbildung 5.2.2. angegebenen Lasten. 
5.2.2.2.1.1
Lastmodell LM 71 
Dieses Lastmodell schematisiert die statischen Auswirkungen durch den normalen Eisenbahnverkehr, wie in Abbildung 5.2.1 dargestellt, und umfasst:
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Abb. 5.2.1 - Lastmodell LM71
	ILLIMITATO
	UNBEGRENZT


-
vier Achsen mit 250 kN und einem Achsabstand von 1,60 m;
-
verteilte Last von 80 kN/m in beide Richtungen, über eine unbegrenzte Länge, beginnend 0,8 m von den äußeren Achsen. 
Bei diesem Lastmodell ist eine Exzentrizität der Last in Bezug auf die Gleisachse vorgesehen, die von der Spurweite s abhängt, damit die Verschiebung der Lasten berücksichtigt wird; diese ist unabhängig von des Tragwerks und des Oberbaus. Diese Exzentrizität wird basierend auf dem maximalen Verhältnis zwischen den Lasten berechnet, die auf zwei Rädern einer Achse lasten: 

QV2/QV1=1,25
[5.2.1] 
wobei QV1 und QV2 die vertikalen Lasten der Räder einer Achse sind, was somit s/18 mit s = 1435 mm entspricht; diese Exzentrizität muss in der ungünstigsten Richtung berücksichtigt werden. 
Die an den Enden des Zugs vom Typ LM 71 vorhandene verteilte Last ist oberhalb des Bauwerks aufzuteilen, wobei für die Prüfung des Bauteils im Hinblick auf die entsprechende Wirkung nur die Teile zu belasten sind, die den entsprechenden Beitrag erhöhen. Diese Aufteilung ist bei den folgenden Lastmodellen SW nicht vorzunehmen, bei denen die Wirkung immer auf der gesamten Länge zu betrachten ist. Der Wert des Anpassungsbeiwerts „“, der für das Belastungsmodell LM71 bei der Bemessung von normalem Eisenbahnverkehr anzunehmen ist, beträgt 1,1.
5.2.2.2.1.2
Lastmodelle SW
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Abb. 5.2.2 -Lastmodelle SW
Das Lastmodell SW ist in Abb. 5.2.2 dargestellt; bei diesem Lastmodell werden zwei verschiedene Konfigurationen, SW/0 und SW/2, berücksichtigt.
Das Lastmodell SW/0 zeigt die statischen Auswirkungen, die durch den normalen Eisenbahnverkehr an den Durchlaufträgern entstehen (dieses Modell wird nur für Durchlaufträger verwendet, falls es ungünstiger als LM71 ist).
Das Lastmodell SW/2 stellt die statischen Auswirkungen durch den Schwerlastschienenverkehr dar. 
Die Charakteristika der beiden Konfigurationen sind in der Tabelle 5.2.I. angegeben. 
Tabelle 5.2.I - Eigenschaften Lastmodelle SW 
	Lasttyp 
	qvk [KN/m]
	a [m] 
	c [m] 

	SW/0 
	133
	15,0 
	5,3 

	SW/2 
	150
	25,0 
	7,0 


Der Wert des Anpassungsbeiwerts „“, der bei der Bemessung von normalem Eisenbahnverkehr anzunehmen ist, beträgt 1,1 bei dem Lastmodell SW/0 und 1,0 bei dem Lastmodell SW/2.
5.2.2.2.1.3
Leerzug 
Bei einigen besonderen Nachweisen ist ein weiteres besonderes Lastmodell mit der Bezeichnung „Leerzug“ vorgesehen, das durch eine gleichmäßig verteilte Last von 10,0 kN/m dargestellt wird. 
5.2.2.2.1.4
Lokale Lastenverteilung. 
Längsverteilung der Last mittels des Gleises 
Eine axiale Belastung Qvi kann auf mehr als drei aufeinanderfolgenden Schwellen in gleichmäßigen Achsabstand „a“ verteilt werden, indem diese zwischen der vorangehenden Schwelle, der Schwelle, auf der sie lastet, und der darauffolgenden Schwelle mit den Verhältnissen 25 %, 50 %, 25 % (Abbildung 5.2.3) aufgeteilt wird. 
[image: image380.jpg]Figura 5.2.3 - Distribuzione longitudinale dei carichi assiali
Distribuzione longitudinale del carico per mezzo delle traverse e del ballast

In generale, i carichi assiali del modello di carico LM 71 possono essere distribuiti uniformemente
nel senso longitudinale.




Abb. 5.2.3 - Längsverteilung der axialen Belastungen
Längsverteilung der Last mittels Schwellen und Schotter
Im Allgemeinen können die axialen Belastungen des Lastmodells LM71 gleichmäßig in Längsrichtung verteilt sein.
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Ficura 5.2.4 - Distribuzione longitudinale dei carichi attraverso il ballast.




Abb. 5.2.4 - Längsverteilung von Lasten mittels des Schotters
	Carico su una traversa
	Last auf einer Schwelle

	Superficie di riferimento
	Referenzfläche


Für die Bemessung von bestimmten tragenden Bauteilen, wie Unterplatten der Fahrbahnplatten, ist die Längsverteilung der axialen Belastung unter der Schwelle in Abbildung 5.2.4 dargestellt, wo als Referenzfläche die Stützfläche des Schotters anzunehmen ist. 
Für die Verteilung in dem darunterliegenden Tragwerk gelten die üblichen Bemessungskriterien. 
Insbesondere kann für die Platten, vorbehaltlich anderer genauerer Bestimmungen, eine Verteilung in 45° von der Oberfläche des Bogenrückens bis zur mittleren Ebene der Platten in Betracht gezogen werden. 
Querverteilung der Einwirkungen durch Schwellen und Schotter 
Sofern es keine genaueren Bestimmungen gibt, können sich die Einwirkungen bei Brücken mit Oberbau auf Schotter auf gerader Strecke gemäß der Abbildung 5.2.5 quer verteilen. 
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Abb. 5.2.5 - Querverteilung der Einwirkungen durch Schwellen und Schotter auf gerader Strecke. In der Abbildung stellt Qh die Zentrifugalkraft dar, die im folgenden Absatz 5.2.2.3.1 definiert wird.
	superf. di riferimento
	Referenzfläche


Für Brücken mit Kurven und Oberbau auf Schotter mit einer Überhöhung „u“ können sich die Einwirkungen gemäß der Darstellung in Abbildung 5.2.6 quer verteilen. 
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Abb. 5.2.6 - Querverteilung der Einwirkungen durch Schwellen und Schotter in Kurven. In der Abbildung stellt Qh die Zentrifugalkraft dar, die im folgenden Absatz 5.2.2.3.1 definiert wird.
	superf. di riferimento
	Referenzfläche


5.2.2.2.1.5
Verteilung der vertikalen Lasten für die Aufschüttungen an der Rückseite der Widerlager 
Bei Fehlen genauerer Berechnungen kann davon ausgegangen werden, dass die vertikale Last auf Höhe der Regelebene (etwa 0,70 m unter der Schienenoberkante) auf der Aufschüttung an der Rückseite des Widerlagers gleichmäßig auf einer Breite von 3,0 m verteilt ist. 
Bei dieser Art von Lastverteilung ist keine dynamische Erhöhung anzuwenden. 
5.2.2.2.2
Lasten auf den Gehwegen 
Die der Öffentlichkeit nicht zugänglichen Gehwege dürfen nur von autorisiertem Personal genutzt werden. 
Die zufälligen Lasten sind durch eine gleichmäßig verteilte Last mit einem Wert von 10 kN/m² zu schematisieren. Diese Last darf nicht gleichzeitig mit der Überfahrt von Zügen berücksichtigt werden und muss so auf den Gehwege angewandt werden, dass die ungünstigsten lokalen Auswirkungen hervorgerufen werden. 
Bei dieser Art von Lastverteilung ist keine dynamische Erhöhung anzuwenden. 
5.2.2.2.3
Dynamische Auswirkungen 
Die Beanspruchungen und Verschiebungen an den Brückentragwerke durch die statische Anwendung von Lastmodellen müssen schrittweise erhöht werden, um der Dynamik der darüberfahrenden Züge Rechnung zu tragen. 
Bei der Bemessung von Eisenbahnbrücken sind die dynamischen Verstärkungswirkungen auf folgende Weise zu bewerten: 
–
bei den üblichen Arten von Brücken und einer Fahrtgeschwindigkeit von nicht mehr als 200 km/h ist es, wenn die Eigenfrequenz des Tragwerks in den in Abbildung 5.2.7 angegebenen Bereich fällt, ausreichend, die in diesem Absatz definierten dynamischen Beiwerte Φ zu verwenden; 
–
bei den üblichen Arten von Brücken und einer Fahrtgeschwindigkeit von mehr als 200 km/h und wenn die Eigenfrequenz des Tragwerks nicht in den in Abbildung 5.2.7 angegebenen Bereich fällt, und auf alle Fälle bei den nicht-konventionellen Brückentypen (Schrägseilbrücken, Hängebrücken, Brücken mit großen Spannweiten, Metallbrücken, die von den üblichen Eisenbahnbrückentypen abweichen usw.), muss eine dynamische Analyse durchgeführt werden, bei der die Werte „realer“ Züge und spezifische Prüfparameter der Infrastruktur und des erwarteten Verkehrstyps verwendet werden. 
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Abb. 5.2.7 - Grenzen der Eigenfrequenzen no in Hz in Abhängigkeit von der lichten Spannweite
In der Abbildung 5.2.7 gilt für den „Bereich“ Folgendes: 
eine Obergrenze mit:
no = 94,76 · L-0,748
[5.2.2] 
eine Untergrenze mit:
no = 80/L
für 4 m ≤ L ≤ 20 m
[5.2.3] 

no = 23,58 · L-0,592
für 20 m ≤ L ≤ 100 m
[5.2.4] 
Für einen einfach aufgelagerten Träger, der gebogen wird, kann die erste Biegefrequenz mit der folgenden Formel berechnet werden: 

no=
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wobei gilt: δ0 stellt die Biegung, angegeben in mm, dar, bewertet in der Mittellinie und bedingt durch ständige Einwirkungen. 
Für Betonbrücken muss δ0 unter Verwendung des Sekantenelastizitätsmoduls berechnet werden, in Übereinstimmung mit der kurzen Dauer der Zugüberfahrt. 
Bei Durchlaufträgern entspricht L, sofern es keine genaueren Bestimmungen gibt, dem Wert von Lφ, der nachstehend definiert ist. 
Die dynamischen Erhöhungsbeiwerte Φ, durch die die Intensität der in Absatz 5.2.2.2.1 dargestellten Lastmodelle erhöht wird, entsprechen Φ2 oder Φ3, je nach dem Instandhaltungsniveau der Linie. Insbesondere wird Folgendes angenommen: 
(a)
für Linien mit erhöhtem Instandhaltungsbedarf: 
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 mit der Einschränkung 1,00 ≤ Φ2 ≤ 1,67
[5.2.6]
(b)
für Linien mit reduziertem Instandhaltungsbedarf: 
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[5.2.7]
wobei gilt:
Lφ steht für die „charakteristische“ Länge in Metern, wie in der Tabelle 5.2.II. definiert.
Tab. 5.2.II - Charakteristische Länge Lφ
	Fall
	Tragendes Bauteil
	Länge Lφ

	Fahrbahnplatten von Brücken aus Metall mit Schotter (orthotrope Platte oder äquivalente Struktur)

	1
	Platte mit Längs- und Querrippen oder nur mit Längsrippen:
	

	
	1.1
Platte (in beiden Richtungen)
	3-facher Achsabstand der Querträger

	
	1.2
Längsrippen (einschließlich Konsolen bis 0,50 m)();
	3-facher Achsabstand der Querträger

	
	1.3
Querträger: Zwischen- und Endquerträger
	2-fache lichte Weite der Querträger

	2
	Platten nur mit Querrippen
	

	
	2.1
Platte (für beide Richtungen)
	2-facher Achsabstand der Querträger + 3 m

	
	2.2
Zwischenquerträger
	2-fache lichte Weite der Querträger

	
	2.3
Endquerträger
	lichte Weite des Querträgers

	Fahrbahnplatten von Brücken aus Metall ohne Schotter (für lokale Spannungen)

	3
	3.1
Schienenstützen (Langschwellen)
	

	
	- als Element eines Gleisrosts
	3-facher Achsabstand der Querträger

	
	- als einfach aufgelagertes Element
	Abstand zwischen den Querträgern + 3 m

	
	3.2
Schienenstützen (Langschwellen, mit Konsole) für Endquerträger
	Φ3 = 2,0, sofern nicht näher spezifiziert

	
	3.3
Zwischenquerträger
	2-fache lichte Weite der Querträger

	
	3.4
Endquerträger
	lichte Weite des Querträgers

	Fahrbahnplatten von Brücken aus Beton mit Schotter (für die Berechnung der lokalen und transversalen Auswirkungen)

	4
	4.1
Obere Platten und Querträger von Fahrbahnplatten mit Kastenprofil oder Trägerrost
	

	
	- parallel zu den Hauptträgern befestigt
	3-fache lichte Weite der Platte

	
	- in Längsrichtung 
	3-fache lichte Weite der Platte der Fahrbahnplatte oder, falls kleiner, die charakteristische Länge des Hauptträgers

	
	- Querkonsolen für Eisenbahnlasten: wenn e > 0,50 m ist, wobei e der Abstand zwischen der Achse der äußeren Schiene und dem Außendraht des äußeren Stegs der Haupttragwerks in Längsrichtung ist, muss eine spezifische Untersuchung durchgeführt werden. 
	3-facher Abstand zwischen den Stegen des Haupttragwerks in Längsrichtung

	
	4.2
Durchlaufplatte auf Querträgern (in Richtung der Hauptträger) 
	2-facher Achsabstand der Querträger

	
	4.3
Platten für Bogenbrücken mit untenliegender Fahrbahn: 
	

	
	- senkrecht zu den Hauptträgern befestigt 
	2-fache lichte Weite der Platte

	
	- parallel zu den Hauptträgern befestigt 
	2-fache lichte Weite der Platte oder, falls kleiner, die charakteristische Länge der Hauptträger

	
	4.4
Fahrbahnplatten mit im rechten Winkel zur Gleisachse eingebauten Trägern 
	2-fache charakteristische Länge in Längsrichtung

	
	4.5
Längskonsolen für Eisenbahnlasten (für Einwirkungen in Längsrichtung) 
	wenn e ≤ 0,5: m Φ2 = 1,67; für e > 0,5 m vgl. 4.1

	Hauptträger 

	5
	5.1
Träger und Platten, einfach aufgelagert (einschließlich großer Platten mit integrierten Trägern)
	lichte Weite in Richtung der Hauptträger

	
	5.2
Durchlaufträger und -platten mit n-facher lichter Weite, angegeben wie folgt:
Lm = 1/n . (L1 + L2 +.....+ Ln)
	Lφ = kLm
wobei gilt:
n = 2 -3 -4 -≥ 5
k = 1,2 -1,3 -1,4 -1,5

	
	5.3
Portale:
	

	
	- mit einfacher lichter Weite
	als Durchlaufträger mit dreifacher lichter Weite zu berücksichtigen (unter Verwendung von 5.2, wobei die Höhe der Widerlager und die Länge des Querträgers zu berücksichtigen sind)

	
	- mit mehrfacher lichter Weite
	als Durchlaufträger mit mehrfacher lichter Weite zu berücksichtigen (unter Verwendung von 5.2, wobei die Höhe der Endwiderlager und die Länge aller Querträger zu berücksichtigen sind)

	
	5.4
Platten und andere Elemente mit Kastenprofil für ein Gleis oder mehrere Gleise (Unterführung mit lichter Höhe ≤ 5,0 m und lichter Weite ≤ 8,0 m).
Für Elemente mit Kastenprofil, die die vorstehenden Grenzwerte nicht einhalten, gilt 5.3, wobei die Präsenz der unteren Platte zu vernachlässigen und ein Reduktionsbeiwert von 0,9 auf den Beiwert Φ anzuwenden ist
	Φ2 = 1,20; Φ3 = 1,35

	
	5.5
Träger mit gekrümmter Achse, Bogen ohne Druck, Bogen ohne Füllung.
	Hälfte der lichten Weite

	
	5.6
Bogen und Mehrfachbogen mit Füllung
	zweifache lichte Weite

	
	5.7
Aufhängevorrichtungen (in Verbindung mit Versteifungsträgern)
	4-facher Längsabstand zwischen den Aufhängevorrichtungen

	Tragende Stützen

	6
	6.1
Pfeiler mit Schlankheit λ > 30
	Summe der Längen der an den Pfeiler angrenzenden Spannweiten

	
	6.2
Stützen, Berechnung der Kontaktspannungen unter den Stützen und Zugstangen
	Länge der gestützten Bauteile


Die dynamischen Erhöhungsbeiwerte werden in Bezug auf die einfach aufgelagerten Träger festgelegt. Die Länge Lφ ermöglicht es, die Verwendung dieser Beiwerte auch auf andere Typen tragender Bauteile auszudehnen. 
Während die in einem tragenden Bauteils wirkenden Belastungen von diversen Bedingungen abhängen, die jeweils die verschiedenen tragenden Bauteile betreffen, wird jede dieser Bedingungen unter Verwendung der geeigneten charakteristischen Länge Lφ berechnet. 
Dieser dynamische Beiwert Φ darf nicht bei folgenden Lasten verwendet werden: 
· Leerzug; 
· „reale“ Züge.
Für Metallbrücken mit direktem Oberbau ist ein weiterer Beiwert zur Anpassung der dynamischen Erhöhung β zu berücksichtigen (zur Berücksichtigung der größeren dynamischen Erhöhung aufgrund der besonderen Art des Oberbaus), der sich ausschließlich entsprechend der charakteristischen Länge Lφ des Bauteils ändert und wie folgt ermittelt wird: 
β = 1,0 für Lφ ≤8 m und Lφ > 90 m
β = 1,1 für 8 m < Lφ ≤ 90 m
In Fällen von Bogenbrücken oder Kastenbrücken, mit oder ohne Bodenplatte, deren Decke „h“ größer als 1,0 m ist, kann der dynamische Beiwert auf folgende Weise reduziert werden: 
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	[5.2.8]



wobei h, in Metern, die Höhe der Decke, gemessen vom Bogenrücken des Tragwerks bis zur Oberseite der Schwellen ist. 
Für Tragwerke, deren Decke > 2,50 m ist, kann ein einheitlicher dynamischer Erhöhungsbeiwert angenommen werden. 
Brückenpfeiler mit einer Schlankheit λ ≤ 30, Widerlager, Fundamente, Stützmauern und Erddrücke können unter Annahme einheitlicher dynamischer Beiwerte berechnet werden. 
Sollen Nachweise mit realen Zügen durchgeführt werden, müssen diesen reale dynamische Beiwerte zugeordnet werden. 
5.2.2.3
Veränderliche horizontale Einwirkungen 
5.2.2.3.1
Zentrifugalkraft 
Bei Eisenbahnbrücken, über die das Gleis in einer Kurve verläuft, muss die Einwirkung der Zentrifugalkraft für den gesamten Kurvenabschnitt berücksichtigt werden. 
Die Zentrifugalkraft wirkt in Richtung der Außenseite der Kurve, in horizontaler Richtung und auf einer Höhe von 1,80 m über der Schienenoberkante. 
Die Berechnungen basieren auf der für diesen Streckenabschnitt zulässigen maximalen Geschwindigkeit. Wenn die Auswirkungen der Lastmodelle SW berücksichtigt werden, ist eine Geschwindigkeit von 100 km/h anzunehmen. 
Der charakteristische Wert der Zentrifugalkraft wird mithilfe folgender Formel ermittelt: 
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[5.2.9.b]
wobei gilt:
Qtk - qtk
= charakteristischer Wert der Zentrifugalkraft [kN - kN/m];
Qvk - qvk
= charakteristischer Wert der vertikalen Lasten [kN - kN/m];
α
= Anpassungsbeiwert;
v
= Bemessungsgeschwindigkeit, ausgedrückt in m/s;
V
= Bemessungsgeschwindigkeit, ausgedrückt in km/h;
f
= Reduktionsfaktor (nachstehend unter 5.2.10 definiert);
g
= Erdbeschleunigung in m/s²;
r
= Gleisbogenradius in m.
Bei einer polyzentrischen Kurve muss als Wert des Radius r ein geeigneter Mittelwert zwischen den Kurvenradien, die sich auf die betrachtete Spannweite beziehen, angenommen werden.
Die Zentrifugalkraft wird immer mit den vertikalen Lasten kombiniert, von denen angenommen wird, dass sie in einer generischen Belastungskonfiguration einwirken, und wird nicht durch dynamische Beiwerte erhöht. 
f ist ein Reduktionsfaktor in Zusammenhang mit der Geschwindigkeit V und der Länge Lf des belasteten Gleises. 
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[5.2.10]
wobei gilt:
Lf =
Länge des Einflussbereichs (in Metern) des Kurvenabschnitts des belasteten Gleises auf der Brücke, wobei es sich um den ungünstigsten Abschnitt für die Bemessung des generischen tragenden Bauteils handelt; 
f = 1 für V ≤ 120 km/h oder Lf ≤ 2,88 m; 
f < 1 für 120 ≤ V ≤ 300 km/h und Lf > 2,88 m; 
f(V) = f(300) für V > 300 km/h. 
Für das Lastmodell LM 71 und eine Auslegungsgeschwindigkeit von über 120 km/h werden zwei Fälle in Betracht gezogen: 
(a)
Lastmodell LM 71 und Zentrifugalkraft für V = 120 km/h gemäß den oben angegebenen Formeln, wobei f = 1; 
(b)
Lastmodell LM 71 und Zentrifugalkraft, berechnet für die höchste Bemessungsgeschwindigkeit, gemäß den vorstehenden Formeln. 
Des Weiteren muss für in Kurven gelegene Brücken auch der Fall einer fehlenden Zentrifugalkraft (stehende Züge) in Betracht gezogen werden. 
Für die Lastmodelle LM71 und SW/0 wird die Zentrifugalkraft auf der Grundlage der Gleichungen [5.2.9] und [5.2.10] bestimmt, wobei die Werte V, α und f zu berücksichtigen sind, die in der nachstehenden Tabelle 5.2.II.b definiert werden. 
Tabelle 5.2.II.b - Parameter für die Bestimmung der Zentrifugalkraft
	Wert von α
	Streckenhöchstgeschwindigkeit [km/h]
	Zentrifugalkraft auf Grundlage von:
	Zugeordnete vertikale Last

	
	
	V
	α
	f
	
	

	SW/2
	≥ 100
	100
	1
	1
	1 x 1 x SW/2
	( x 1 x SW/2

	
	< 100
	V
	1
	1
	1 x 1 x SW/2
	

	LM71 und SW/0
	> 120
	V
	1
	f
	1 x f x (LM71“ + “SW/0)
	( x 1 x 1 x (LM71” + ”SW/0)

	
	
	120
	α
	1
	α x 1 x (LM71” + ”SW/0)
	( x α x 1 x (LM71“ + “SW/0)


5.2.2.3.2
Seitliche Einwirkung (Ausscheren) 
Die durch das Ausscheren erzeugte seitliche Kraft wird als horizontal einwirkende konzentrierte Kraft am höchsten Punkt der höchsten Schiene, senkrecht zur Gleisachse, berücksichtigt. Diese Einwirkung erfolgt sowohl auf geraden und kurvigen Strecken. 
Der charakteristische Wert dieser Kraft wird als Qsk = 100 kN angenommen. Dieser Wert muss mit α multipliziert werden (wenn α > 1), aber nicht mit dem Beiwert Φ. 
Diese seitliche Kraft muss immer mit den vertikalen Lasten kombiniert werden. 
5.2.2.3.3
Einwirkungen durch Anfahren und Bremsen 
Die Brems- und Anfahrkräfte wirken am höchsten Punkt des Gleises in Längsrichtung ein. Die besagten Kräfte sind als gleichmäßig verteilt über eine festgelegte Gleislänge L zu berücksichtigen, damit sich die stärkste Belastung auf das betrachtete tragende Bauteil ergibt. 
Folgende charakteristische Werte sind zu berücksichtigen: 
	Anfahren:
	Qla,k = 33 [kN/m] ∙ L[m] ≤ 1000 kN
	für die Lastmodelle LM 71, SW/0, SW/2

	Bremsen:
	Qlb,k = 20 [kN/m] ∙ L[m] ≤ 6000 kN
	für die Lastmodelle LM 71, SW/0

	
	Qlb,k = 35 [kN/m] ∙ L[m]
	für die Lastmodelle SW/2


Diese charakteristischen Werte gelten für alle Gleistypen, sowohl bei verschweißten als auch bei verbundenen Schienen, mit oder ohne Dilatationsvorrichtungen. 
Die Brems- und Anfahreinwirkungen werden mit den entsprechenden vertikalen Lasten kombiniert (bei den Lastmodellen SW/0 und SW/2 werden nur die Tragwerksteile berücksichtigt, die gemäß der Abbildung 5.2.2 und der Tabelle 5.2.I belastet werden). 
Bei durchgehenden Schienen wird an einem oder beiden Brückenenden nur ein Teil der Brems- und Anfahrkräfte über die Fahrbahnplatte auf die Stützvorrichtungen übertragen, der verbleibende Teil dieser Kräfte wird über die Schienen auf die Aufschüttungen an der Rückseite der Widerlager übertragen. Der prozentuale Anteil der über die Fahrbahnplatte auf die Stützvorrichtungen übertragenen Kräfte kann gemäß den in dem Absatz über statische Wechselwirkungen angegebenen Modalitäten bewertet werden. 
Bei zweigleisigen Brücken sind zwei Züge, die die Brücke in entgegengesetzter Richtung überfahren, zu berücksichtigen, von denen sich einer in der Anfahrphase und einer in der Bremsphase befindet. 
Bei Brücken mit mehr als zwei Gleisen muss Folgendes berücksichtigt werden:
–
ein erstes Gleis mit maximaler Bremskraft;
–
ein zweites Gleis mit maximaler Anfahrkraft in gleicher Richtung wie die Bremskraft; 
–
ein drittes und ein viertes Gleis mit 50 % der Bremskraft, analog zu den vorherigen Gleisen; 
–
eventuelle weitere Gleise ohne horizontale Kräfte. 
Bei Leerzügen können Bremsen und Anfahren vernachlässigt werden. 
Bei Belastungslängen von mehr als 300 m müssen spezielle Untersuchungen durchgeführt werden, um die zusätzlichen Anforderungen zu bewerten, die bzgl. der Brems- und Anfahrwirkungen zu berücksichtigen sind. 
Um die Einwirkungen durch Bremsen und Anfahren für nicht-konventionelle Bahnen (Leichtbahnen, U-Bahnen, Schmalspurbahnen usw.) zu ermitteln, müssen entsprechende Untersuchungen in Bezug auf den jeweiligen Infrastrukturtyp durchgeführt werden. 
Die charakteristischen Werte der Einwirkung durch Bremsen und Anfahren sind mit α zu multiplizieren und dürfen nicht mit ( multipliziert werden.
5.2.2.4
Veränderliche Umgebungseinwirkungen 
5.2.2.4.1
Windeinwirkung 
Die Windeinwirkungen werden in Absatz 3.3 der vorliegenden Technischen Normen definiert. 
In diesen Normen sind die Methoden beschrieben, um die statischen und dynamischen Auswirkungen der Windeinwirkung zu bewerten. Die Tragwerke werden unter Beachtung dieser Einwirkungen bemessen und nachgewiesen. 
In normalen Fällen wird der Zug als durchgehende, ebene Fläche mit einer üblichen Höhe von 4 m über der Schienenoberkante definiert, unabhängig von der Anzahl der Züge auf der Brücke. 
Im Fall einer leeren Brücke ist die Einwirkung des Windes auf die vorhandenen Lärmschutzwände zu berücksichtigen, damit die ungünstigste Situation bewertet wird. 
5.2.2.4.2
Temperatur 
Die Temperatureinwirkungen sind in Absatz 3.5 der vorliegenden Technischen Normen definiert. 
In diesen Normen sind die Methoden beschrieben, um die Auswirkungen der Einwirkung zu bewerten. Die Tragwerke werden unter Beachtung dieser Einwirkungen bemessen und nachgewiesen. 
Ungleichmäßige Temperaturveränderung
Neben der gleichmäßigen Temperaturveränderung muss ein Temperaturgradient von 5 °C zwischen Ober- und Unterseite der Fahrbahnplatte berücksichtigt werden, der von Fall zu Fall bestimmt werden muss. 
Bei kastenförmigen Fahrbahnplatten aus Beton ist ein Temperaturunterschied von 5 °C mit linearem Verlauf innerhalb der Wanddicke in beiden Fällen, d. h. wenn die Innentemperatur über oder unter der Außentemperatur liegt, zu berücksichtigen. 
Bei den Brücken aus Stahl-Beton-Verbundkonstruktionen ist auch ein Temperaturunterschied von 5 °C zwischen der Betonplatte und dem Stahlträger zu berücksichtigen. 
Auch bei den Pfeilern müssen die Auswirkungen durch thermische Phänomene und differentielles Schwinden berücksichtigt werden. 
Bei den üblichen Arten von Hohlpfeilern können, sofern es keine genaueren Bestimmungen gibt, die folgenden ungefähren Annahmen zugrunde gelegt werden:
–
Temperaturunterschied von 10 °C zwischen innen und außen (innen wärmer als außen oder umgekehrt), wobei ein nicht reduzierter Elastizitätsmodul E zu berücksichtigen ist; 
–
gleichmäßige Temperaturveränderung von 5 °C zwischen Schaft, Pfeiler und Schwellrost in der Erde (der Schwellrost ist kälter als der Pfeiler und umgekehrt), mit einer linearen Veränderung zwischen der Oberseite des Schwellrosts und einer angenommenen Höhe, die in Ermangelung genauerer Angaben mit dem Wert der 5-fachen Wanddicke des Pfeilers angesetzt wird. 
Für den Nachweis der horizontalen und vertikalen Verformungen der Fahrbahnplatten (mit Ausnahme von Komfortuntersuchungen) sind Temperaturunterschiede von 10 °C zwischen der Ober- und Unterseite und den äußersten Seitenflächen der Fahrbahnplatten zu berücksichtigen. Bei diesen Temperaturunterschieden kann man von einem linearen Verlauf zwischen den genannten äußersten Punkten ausgehen, wobei dieselben direkten Temperaturgradienten sowohl für die eine, als auch für die andere Richtung zu berücksichtigen sind. 
Zur Berechnung der statischen Wechselwirkungen zwischen Gleis und Tragwerk sind die folgenden thermischen Wirkungen auf das Gleis zu berücksichtigen: 
–
In Abwesenheit einer Gleisdilatation kann die Temperaturveränderung des Gleises vernachlässigt werden, da diese für die Beurteilung der Reaktionen in festen Einspannungen und der zusätzlichen Spannungen in den Schienen irrelevant ist und keine Verschiebungen zwischen Gleis und Fahrbahnplatte erzeugt; 
–
bei Vorhandensein einer Gleisdilatation werden Temperaturveränderungen des Gleises von +30 °C und -40 °C im Vergleich zur Regeltemperatur des Gleises angenommen. Bei einer Fahrbahnplatte aus Stahl sind diese gleichzeitig mit den Temperaturveränderungen der Fahrbahnplatte und in derselben Größenordnung anzuwenden. Bei Fahrbahnplatten aus Spannbeton oder Stahl-Beton-Verbunden muss von den beiden im Folgenden beschriebenen Bedingungen die ungünstigste Bedingung in Kombination mit den anderen Einwirkungen berücksichtigt werden: bei der ersten Bedingung ist keine Temperaturveränderung der Fahrbahnplatte vorhanden und die in der Schiene ist maximal (positiv oder negativ), bei der zweiten Bedingung ist keine Temperaturveränderung in der Schiene vorhanden und die der Fahrbahnplatte ist maximal (positiv oder negativ). 
Für den Nachweis der Wechselwirkungen können die maximalen Temperaturveränderungen der Fahrbahnplatte im Vergleich zu deren Temperatur zum Zeitpunkt der Schienenregulierung als identisch zu den vorstehenden Angaben betrachtet werden, wobei die Konstruktionsmaterialien des Bauwerks und die Art des Oberbaus zu berücksichtigen sind. Dies gilt, wie bereits erläutert, dann, wenn die Schienenregulierung in den Zeiten des Jahres ausgeführt wird, in denen die Brücke ungefähr mittleren Temperaturbedingungen ausgesetzt ist. Im Allgemeinen können die Auswirkungen des Temperaturgradienten auf der Höhe der Fahrbahnplatte jedenfalls im Hinblick auf die Sicherheit als vernachlässigbar angesehen werden. 
5.2.2.5
Statische Wechselwirkungen Zug-Gleis-Tragwerk 
Wenn es eine durchgehende Verbindung der Schienen zwischen der Brücke und der Aufschüttung an der Rückseite des Widerlagers an einem oder an beiden Enden der Brücke gibt (in der Annahme, dass Gleisdilatationen an einem oder beiden Enden der Brücke fehlen), sind die Wechselwirkungen zwischen Gleis und Tragwerk, die Längskräfte in der Schiene und der Brückenunterkonstruktion (Fundament-Pfeiler-Stützvorrichtung, Fundament-Widerlager-Stützvorrichtung) hervorrufen, sowie die Längsverschiebungen zwischen Gleis und Fahrbahnplatte, die die Verbindungsmittel (Schotter und/oder Bindung) beeinflussen, zu berücksichtigen. 
Die oben genannten Einwirkungen müssen bei der Bemessung aller tragenden Bauteile (Fahrbahnplatten, Stützvorrichtungen, Pfeiler, Widerlager, Fundamente usw.) berücksichtig werden und dürfen die Betriebsbedingungen der Gleise nicht beeinträchtigen (Spannungen in den Schienen, Verschiebungen zwischen Gleis und Fahrbahnplatte). 
Zu berücksichtigen sind Wechselwirkungen zwischen Gleis und Tragwerk, die hervorgerufen werden durch:
– Bremsen und Anfahren von Zügen;
– Temperaturveränderungen von Tragwerk und Gleis;
– Verformung durch vertikale Lasten.
Die Wechselwirkungen durch Kriechen und Schwund in Tragwerken aus Stahlbeton und Spannbeton müssen, sofern relevant, berücksichtigt werden. 
Die Steifigkeit des Stütz-Pfeiler-Fundament-Systems, die für die Bewertung der Auswirkungen der statischen Wechselwirkungen zu berücksichtigen ist, muss berechnet werden, ohne dass Unterspülungen im Falle von Pfeilern im Flussbett berücksichtigt werden. 
Um die Gleissicherheit in Bezug auf Instabilitätserscheinungen durch Druck und Bruch aufgrund der Zugspannung in der Schiene sowie in Bezug auf übermäßige Verschiebungen im Schotter sicherzustellen, durch die ein schneller Verschleiß entsteht, müssen die Grenzwerte für die Erhöhung der Gleisspannungen und für die jeweiligen Verschiebungen zwischen Gleis und Oberseite der Fahrbahnplatte oder der Aufschüttung eingehalten werden, die vom Infrastrukturbetreiber bereitgestellt werden, der die Methoden und die Kontrollparameter je nach Eigenschaften der Infrastruktur und Art des Oberbaus (Schienen, Schwellen, Verbindungen) sowie dem Vorhandensein oder Fehlen von Schotter festlegt. 
Der Nachweis der Gleissicherheit wird unter Berücksichtigung der charakteristischen Kombination (GZG) und Verwendung der Beiwerte ψoi = 1,0 für die thermischen Einwirkungen geführt. 
5.2.2.6
Aerodynamische Wirkungen in Zusammenhang mit der Durchfahrt von Zügen 
Die Durchfahrt von Zügen führt zu Druck- und Unterdruckwellen an Flächen, die sich in der Nähe der Bahnlinie befinden (zum Beispiel Lärmschutzwände); diese sind in den nachstehenden Diagrammen dargestellt. 
Die Einwirkungen können mithilfe von Lasten schematisiert werden, die denjenigen in den Bereichen am Anfang und Ende des Zuges entsprechen, sofern durch die Liniengeschwindigkeit keine bedeutenden dynamischen Verstärkungen im Hinblick auf das Verhalten der von den aerodynamischen Einwirkungen betroffenen tragenden Bauteile entstehen. Sie sind bei der Bemessung von Barrieren sowie der damit verbundenen Stützstrukturen (Randsteine, Platten, Fundamente, usw.) zu verwenden. 
Die entsprechenden Lasten werden als charakteristische Werte für die Einwirkung berücksichtigt. 
In jedem Fall müssen die aerodynamischen Einwirkungen mit der Windeinwirkung gemäß Absatz 5.2.3.3.2 kombiniert werden. 
5.2.2.6.1
Vertikale Flächen parallel zum Gleis 
Die charakteristischen Werte der Einwirkung ± q1k in Bezug auf vertikale Flächen, die parallel zum Gleis verlaufen, sind in Abbildung 5.2.8 in Abhängigkeit von dem Abstand ag von der nächstgelegenen Gleisachse angegeben. 
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Abb. 5.2.8 - Charakteristische Werte der Einwirkungen q1k für vertikale Flächen parallel zum Gleis
Die vorgenannten Werte beziehen sich auf Züge mit ungünstigen aerodynamischen Formen; bei günstigen aerodynamischen Formen müssen diese Werte mittels des Faktors k1korrigiert werden, wobei gilt:
k1 = 0,85 für Züge bestehend aus Waggons mit abgerundeter Form;
k1 = 0,60 für aerodynamische Züge.
Hat die Höhe eines tragenden Bauteils (oder ein Teil seiner Wirkungsfläche) einen Wert ≤ 1,0 m oder ist die Breite ≤ 2,50 m, muss die Einwirkung q1k um den Faktor k2 = 1,3 erhöht werden.
5.2.2.6.2
Horizontale Flächen über dem Gleis 
Die charakteristischen Werte der Einwirkung ± q2k für horizontale Flächen über dem Gleis sind in Abbildung 5.2.9 in Abhängigkeit von dem Abstand hg, den die untere Fläche des Tragwerks von der Schienenoberkante hat, angegeben. 
Die zu berücksichtigende Breite der Lastaufbringung auf die tragenden Bauteile reicht bis zu 10 m auf jeder Seite, ausgehend von der Mittellinie der Gleise. 
Bei durchfahrenden Zügen in entgegengesetzten Richtungen werden die Einwirkungen addiert. Sind mehr als zwei Gleise vorhanden, werden nur zwei Gleise berücksichtigt. 
Auch die Wirkung q2k wird gemäß den Bestimmungen im vorstehenden Absatz 5.2.2.6.1 um den Faktor k1reduziert. 
Die Einwirkungen auf den Rand von bandförmigen Bauteilen, die die Gleise kreuzen, wie zum Beispiel Gleisübergänge, können mit einem Faktor von 0,75 für eine Breite von bis zu 1,50 m reduziert werden.
5.2.2.6.3
Horizontalen Flächen neben dem Gleis
Die charakteristischen Werte der Einwirkung ± q3k für horizontale Flächen neben dem Gleis sind in Abbildung 5.2.10 angegeben und werden unabhängig von der aerodynamischen Form des Zuges angewandt.
Für alle Positionen entlang den zu planenden Flächen wird q3k als Funktion des Abstands ag von der nächstgelegenen Gleisachse festgelegt. Die Bewegungen werden addiert, wenn sich auf beiden Seiten des zu berechnenden tragenden Bauteils Gleise befinden.
Wenn der Abstand hg größer als 3,80 m ist, kann die Wirkung q3k um den Faktor k3reduziert werden:
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 für 3,8 m < hg < 7,5 m;
k3 = 0 für hg ≥ 7,5 m
wobei hg den Abstand zwischen der Schienenoberkante und der unteren Fläche des Tragwerks darstellt. 
[image: image394.jpg]superficle Inferlore
SEZIONE RROSPETTO. Eellanruﬂurﬂ
, $20m , 5m 5m
; e T Y2«
v o LTI £ R RATRE A
ta,, ] | Aye
j C
\ |
Gy [kNim?] ! ;
i
i
30
V = 300 Km/h
- — — — V=250Kmh
s= == == = V=z200Kmh
20 — - — - —V=160Kmh
\ ------ V = 120 Kmth
N
1.0
™~ ~
hg [m]
00 g





Abb. 5.2.9 - Charakteristische Werte der Einwirkungen q2k für horizontale Flächen über dem Gleis
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Abb. 5.2.10 - Charakteristische Werte der Einwirkungen q3k für horizontale Flächen neben dem Gleis
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5.2.2.6.4
Tragwerke mit mehreren vertikalen, horizontalen oder geneigten Flächen neben dem Gleis 
Die charakteristischen Werte der Einwirkung ± q4k sind in Abbildung 5.2.11 angegeben und sind im rechten Winkel zu der entsprechenden Fläche anzuwenden. Die Einwirkungen werden gemäß den Vorgaben im vorstehenden Absatz 5.2.2.6.1 ermittelt, wobei ein fiktiver Abstand vom Gleis angenommen wird, der wie folgt berechnet wird: 

a'g = 0,6 min ag + 0,4 max ag
[5.2.10] 
Die Abstände min ag, max ag sind in Abbildung 5.2.11. angegeben. 
In den Fällen, in denen max ag > 6 m, wird max ag = 6,0 m angenommen. 
Die Beiwerte k1 und k2 sind die bereits in Absatz 5.2.2.6.1 definierten Beiwerte. 
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Abb. 5.2.11 - Definition der Abstände max ag und min ag von der Gleisachse
	min ag
	min ag

	max ag
	max ag


5.2.2.6.5
Flächen, die das Gleis auf einer Länge von weniger als 20 m vollständig umgeben 
In diesem Fall werden alle Einwirkungen unabhängig von der aerodynamischen Form des Zuges auf folgende Weise bewertet:
–
bei vertikalen Flächen ± k4 ∙ q1k für die gesamte Höhe des Bauteils, wobei q1k gemäß Absatz 5.2.2.6.1 festgelegt wird und k4 = 2; 
–
bei horizontalen Flächen ± k5 ∙ q2k, wobei gilt: 
q2k wird gemäß Absatz 5.2.2.6.2 festgelegt; 
k5 = 2,5, wenn das Tragwerk nur ein Gleis umschließt; 
k5 = 3,5, wenn das Tragwerk zwei Gleise umschließt. 
5.2.2.7
Hydrodynamische Einwirkungen 
Die hydraulischen Einwirkungen auf die im Flussbett angebrachten Pfeiler müssen entsprechend den Vorschriften aus Absatz 5.2.1.2 berechnet werden, wobei neben der Ausrichtung und der Form der Pfeiler auch die Auswirkungen lokaler Veränderungen des Flussbetts zu berücksichtigen sind, beispielsweise aufgrund von Unterspülungen. 
5.2.2.8
Seismische Einwirkungen 
In Bezug auf seismische Einwirkungen sind die Vorschriften aus den Absätzen 3.2 und 7.9 zu beachten. 
Zur Bestimmung dieser Einwirkungen werden in der Regel lediglich die Massen herangezogen, die dem Eigengewicht und den ständig getragenen Lasten entsprechen, wobei für den quasiständigen Wert der Masse der Verkehrslast der Beiwert 2 = 0,2 festgelegt wird. 
5.2.2.9
Außergewöhnliche Einwirkungen 
Die außergewöhnlichen Einwirkungen, die im Entwurf zu berücksichtigen sind, werden anhand der Angaben in Absatz 3.6 im Allgemeinen und in Absatz 3.6.3.1 im Besonderen bewertet. 
In Bezugnahme auf Absatz 3.6.3.1 ist zu betonen, dass die Aufpralleinwirkungen, die auf horizontale tragende Bauteile über der Straße einwirken, für den allgemeinen Sicherheitsnachweis der Fahrbahnplatte in ihrer Gesamtheit – verstanden als Festkörper (Heben/Kippen) – zu verwenden sind; beim Eintreten solcher Ereignisse sind lokal begrenzte Schäden an den tragenden Bauteilen zulässig, die nicht zum Einsturz der Fahrbahnplatte führen. 
Im Rahmen der außergewöhnlichen Einwirkungen müssen auch die in den folgenden Abschnitten beschriebenen Einwirkungen berücksichtigt werden. 
5.2.2.9.1
Bruch der Oberleitung 
Man muss die Möglichkeit in Betracht ziehen, dass sich ein Bruch der Oberleitung an dem für das Brückentragwerk ungünstigsten Punkt ereignet. Die durch ein derartiges Ereignis auf das Tragwerk übertragene Kraft wird als statische Kraft berücksichtigt, die parallel zur Gleisachse mit einer Intensität von ± 20 kN auf die Stützen im Bereich des Leitungsabschnitts einwirkt. 
Abhängig von der Anzahl der Gleise werden folgende Fälle eines gleichzeitigen Ausfalls berücksichtigt: 
1 Oberleitung
für Brücken mit einem Gleis; 
2 Oberleitungen
für Brücken mit 2 bis 6 Gleisen; 
3 Oberleitungen
für Brücken mit mehr als 6 Gleisen. 
In den Nachweisen wird angenommen, dass die Oberleitungen, die die ungünstigsten Auswirkungen nach sich ziehen, von dem Ausfall betroffen sind. 
5.2.2.9.2
Entgleisung auf der Brücke 
Neben den zu berücksichtigenden vertikalen Lastmodellen durch den Schienenverkehr muss bei der Prüfung des Tragwerks die alternative Möglichkeit berücksichtigt werden, dass eine Lokomotive oder ein schwerer Wagen entgleist, wobei die beiden folgenden Bemessungssituationen unabhängig voneinander untersucht werden müssen: 
Fall 1:
Es werden zwei lineare vertikale Lasten von jeweils qA1d = 60 kN/m (einschließlich der dynamischen Wirkung) angenommen. 
Zwischen den Lasten liegt der Abstand S (Spurweite des Gleises), wobei alle innerhalb der in Abbildung 5.2.12 angegebenen Grenzen liegenden Positionen möglich sind. 
Für diese Bedingung werden lokale Schäden toleriert, sofern sie leicht repariert werden können, während eine Beschädigung der Haupttragwerke zu vermeiden ist. 
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Abb. 5.2.12 - Fall 1
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	max 1,5 s


Fall 2:
Es wird eine einzige lineare Last qA2d = 80 kN/m.1,4 angenommen, die sich über 20 m erstreckt und eine maximale Exzentrizität an der Außenseite von 1,5 s in Bezug auf die Gleisachse besitzt (Abbildung 5.2.13). Für diese konventionelle Belastungsbedingung muss die globale Stabilität des Bauwerks geprüft werden, wie z. B. ein Kippen der Fahrbahnplatte, ein Einsturz der darunter liegenden Platte usw. 
Für Fahrbahnplatten aus Metall mit direktem Oberbau darf der Fall 2 nur für globale Nachweise herangezogen werden. 
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Abb. 5.2.13 - Fall 2
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5.2.2.9.3
Entgleisung unter der Brücke 
Bei der Positionierung von an die Bahnlinie angrenzenden tragenden Bauteilen, ausgenommen bei künstlichen Tunneln mit durchgängiger Wand, muss berücksichtigt werden, dass für einen Bereich einer Breite von 3,5 m, gemessen im rechten Winkel von der Achse des nächstgelegenen Gleises, ein Bauverbot gilt.
In einem Abstand von mehr als 4,50 m ist der Bau von einzelnen Pfeilern zulässig. Für dazwischen liegende Abstände müssen tragende Bauteile vorgesehen werden, deren Steifigkeit mit abnehmendem Abstand vom Gleis zunimmt. 
Die Einwirkungen auf die angrenzenden vertikalen Stützelemente durch einen entgleisten Zug sind in Absatz 3.6.3.4 angegeben. 
5.2.2.10
Indirekte Einwirkungen 
5.2.2.10.1
Verformungen 
Verformungen, wie zum Beispiel das durch künstlichen oder natürlichen Einfluss entstehende Nachgeben von Verbindungen, sind als ständige Einwirkungen zu betrachten. Bei Brücken aus Stahlbeton, Spannbeton und bei Verbundkonstruktionen sind die Auswirkungen unter Berücksichtigung der Kriecherscheinungen zu bewerten. 
5.2.2.10.2
Schwinden und Kriechen 
Die Beiwerte für Schwinden und Kriechen sind, sofern keine direkte Probenahme erfolgt, diejenigen Werte, die in den Absätzen 11.2.10.6 und 11.2.10.7 angegeben sind. 
Wenn die Berechnung des Umfangs der Verbindungen und des Verlaufs der Stützvorrichtungen erforderlich ist, sind die Auswirkungen des Schwindens und Kriechens einzubeziehen, wobei die im vorstehenden Absatz angegebenen Werte um 50 % zu erhöhen sind. 
Bei der Bemessung der Pfeiler einer Eisenbahnbrücke ist das differentielle Schwinden Schaft-Fundament (Schaft-Lagerquader) zu berücksichtigen, wobei ein nur bedingt gealterter Sockel (Lagerquader) zu betrachten ist, bei dem somit die Verformung durch das Schwinden noch nicht abgeschlossen ist. Demgemäß kann in diesem Fall für das differentielle Schwinden ein Wert in Höhe von 50 % des langfristigen Werts verwendet werden, wobei ein konventioneller Wert des Elastizitätsmoduls des Betons in Höhe von 1/3 des gemessenen Werts zu berücksichtigen ist.
5.2.2.10.3
Parasitäre Widerstände in den Einspannungen 
Bei der Berechnung der Pfeiler, der Widerlager, der Fundamente, der Stützvorrichtungen sowie gegebenenfalls der Fahrbahnplatte müssen die Kräfte berücksichtigt werden, die aus parasitären Widerständen der Einspannungen hervorgehen. Die Kräfte, die durch die parasitären Widerständen in den Einspannungen erzeugt werden, sind abhängig von dem Typ der Stützvorrichtung und des Einspannsystems der Fahrbahnplatte zu bewerten. 
5.2.3.
BESONDERE VORSCHRIFTEN FÜR NACHWEISE 
5.2.3.1
Kombination von Güterzügen und den von ihnen erzeugten Einwirkungen auf mehrere Gleise 
5.2.3.1.1
Anzahl der Gleise 
Sofern keine anderen Bemessungsvorschriften vorliegen, muss jede Brücke für die größtmögliche Anzahl von Gleisen ausgelegt werden, die geometrisch mit der Breite der Fahrbahnplatte vereinbar ist, und zwar unabhängig von der Anzahl der tatsächlich vorhandenen Gleise. 
5.2.3.1.2
Anzahl gleichzeitiger Züge 
Bei der Bemessung von Brücken ist eine eventuelle gleichzeitige Überfahrt mehrerer Züge zu berücksichtigen, die in der Tabelle 5.2.III dargestellt ist, wobei in der Regel der normale und auch der Schwerlastverkehr berücksichtigt werden. 
Tab. 5.2.III - Bewegliche Lasten in Abhängigkeit von der Anzahl der auf der Brücke vorhandenen Gleise 
	Anzahl der Gleise
	Belastete Gleise
	Normaler
	Verkehr
	Schwerlastverkehr(2)

	
	
	Fall a(1)
	Fall b(1)
	

	1
	Erstes
	1,0 (LM 71” + ”SW/0)
	-
	1,0 SW/2

	
	Erstes
	1,0 (LM 71” + ”SW/0)
	-
	1,0 SW/2

	2
	Zweites
	1,0 (LM 71” + ”SW/0)
	-
	1,0 (LM 71” + ”SW/0)

	
	Erstes
	1,0 (LM 71” + ”SW/0)
	0,75 (LM 71” + ”SW/0)
	1,0 SW/2

	≥ 3
	Zweites
	1,0 (LM 71” + ”SW/0)
	0,75 (LM 71” + ”SW/0)
	1,0 (LM 71” + ”SW/0)

	
	Andere
	-
	0,75 (LM 71” + ”SW/0)
	-


(1) LM71“ + ”SW/0 bedeutet, dass der ungünstigste der Züge LM 71, SW/0 berücksichtigt wird 
(2) Ausgenommen in Fällen, in denen dies ausdrücklich ausgeschlossen ist 
Für Tragwerke mit 3 oder mehr Gleisen müssen zwei verschiedene Bedingungen berücksichtigt werden: die erste Bedingung sieht nur eine Belastung von zwei Gleisen (erstes und zweites) vor, wobei die ungünstigeren Einwirkungen zwischen Fall „a“ und Schwerlastverkehr zu berücksichtigen sind; die zweite Bedingung sieht eine Belastung aller Gleise mit der Gesamtheit der Last vor, die in Fall „b“ festgelegt ist. 
Das „erste“ Gleis ist das Gleis, auf dem der schwerste Zug positioniert wird, um maximale Auswirkungen auf das Tragwerk zu erhalten. Das „zweite“ Gleis ist das Gleis, auf dem der zweite Zug positioniert wird, um zusammen mit dem ersten Zug die maximalen Auswirkungen auf das Tragwerk zu erhalten; das „erste“ und das „zweite“ Gleis müssen jedoch bei Brücken mit 3 oder mehr Gleisen nicht nebeneinander liegen. 
Falls die Präsenz des zweiten Zugs bzw. eventueller weiterer Züge die untersuchte Wirkung vermindert, werden die betreffenden Züge als nicht vorhanden betrachtet. 
Alle Auswirkungen der Einwirkungen sind mit Lasten und Kräften, die an den jeweils ungünstigsten Positionen angeordnet werden, zu ermitteln. Einwirkungen, die günstige Auswirkungen haben, sind zu vernachlässigen (ausgenommen in Fällen, in denen SW-Güterzüge untersucht werden, bei denen in Bezug auf die Last die gesamte Ausdehnung berücksichtigt werden muss). 
5.2.3.1.3
Gleichzeitigkeit der Einwirkungen durch den Verkehr – charakteristische Werte kombinierter Einwirkungen für verschiedene Lastgruppen 
Die durch die Präsenz der Züge hervorgerufenen Wirkungen von vertikalen Lasten sind immer mit den anderen Einwirkungen durch den Schienenverkehr zu kombinieren, wobei die in Tabelle 5.2.IV angegebenen Beiwerte zu verwenden sind. 
Bei Brücken mit mehreren Gleisen wird die vertikale Last mit den in Tabelle 5.2 III angegebenen Zügen ermittelt 
Bei der Bewertung der Wechselwirkungen sind auf die Einwirkungen, die durch die Verkehrslasten des Schienenverkehrs entstehen, die Teilbeiwerte der Lasten anzuwenden, die diese Wechselwirkungen generieren. 
Die in der Tabelle 5.2.IV in Klammern angegebenen Werte werden angewandt, wenn die Einwirkung im Hinblick auf den Nachweis, der geführt werden soll, günstig ist. 
Tab. 5.2.IV -Bewertung der Verkehrslasten
	LASTTYP
	Vertikale Einwirkungen
	Horizontale Einwirkungen
	Anmerkungen

	Lastgruppen
	Vertikale Last (1)
	Leerzug
	Bremsen und Anfahren
	Zentrifugalkraft
	Ausscheren
	

	Gruppe 1 (2)
	1,0
	-
	0,5 (0,0)
	1,0 (0,0)
	1,0 (0,0)
	maximale vertikale und seitliche Einwirkung

	Gruppe 2 (2)
	-
	1,0
	0,0
	1,0 (0,0)
	1,0 (0,0)
	seitliche Stabilität

	Gruppe 3 (2)
	1,0 (0,5)
	-
	1,0
	0,5 (0,0)
	0,5 (0,0)
	maximale Längseinwirkung

	Gruppe 4
	0,8 (0,6; 0,4)
	-
	0,8 (0,6; 0,4)
	0,8 (0,6; 0,4)
	0,8 (0,6; 0,4)
	Rissbildung

	(1) einschließlich aller Faktoren (F; a; usw.)

	(2) Die Gleichzeitigkeit von zwei oder drei charakteristischen ganzen Werten (Verwendung verschiedener Beiwerte mit Werten von 1,0) wurde, wenngleich sie unwahrscheinlich ist, zur Vereinfachung für die Lastgruppen 1, 2 und 3 angenommen, ohne dass dies bedeutende Auswirkungen auf die Bemessung hat.
Die grau hinterlegten Werte kennzeichnen die vorherrschende Einwirkung.


Gruppe 4 ist ausschließlich für die Nachweise zur Rissbildung zu berücksichtigen. Die in Klammern angegebenen Werte sind wie folgt anzuwenden: (0,6) für Fahrbahnplatten mit zwei belasteten Gleisen und (0,4) für Fahrbahnplatten mit drei oder mehr belasteten Gleisen. 
5.2.3.1.4
Seltene und häufige Werte der Einwirkungen durch Schienenverkehr 
Die Einwirkungen durch die verschiedenen in Tabelle 5.2.IV definierten Lastgruppen sind als eine einzelne charakteristische Einwirkung zu verstehen, die bei der Definition der seltenen und häufigen Werte heranzuziehen ist.
5.2.3.1.5
Quasiständige Werte der Einwirkungen durch Schienenverkehr 
Die quasiständigen Werte der Einwirkungen durch Schienenverkehr können – außer bei den seismischen Kombinationen – als gleich Null angenommen werden. 
5.2.3.1.6
Einwirkungen durch Schienenverkehr Übergangssituationen 
Bei den Bemessungsnachweisen für Übergangssituationen durch Instandhaltungsarbeiten an den Gleisen oder der Brücke sind die charakteristischen Werte der Einwirkungen durch den Verkehr von Fall zu Fall mit der Bahnbehörde zu klären. 
5.2.3.2
Nachweise für die GZT und GZG 
5.2.3.2.1
Voraussetzungen in Bezug auf die GZT 
Für die Nachweise für die Grenzzustände der Tragfähigkeit werden die Teilbeiwerte  aus der Tabelle 5.2.V und die Kombinationsbeiwerte  aus der Tabelle 5.2.VI herangezogen. 
Tab. 5.2.V - Teilsicherheitsbeiwerte für Lastkombinationen in den GZT-Nachweisen
	Beiwert
	EQU(1)
	A1 
	A2 

	Ständige Einwirkungen
	günstig ungünstig 
	γG1
	0,90
1,10
	1,00
1,35
	1,00
1,00

	Nichtstrukturelle ständige Einwirkungen(2)
	günstig ungünstig 
	γG2
	0,00
1,50
	0,00
1,50
	0,00
1,30

	Schotter(3)
	günstig ungünstig 
	γB
	0,90
1,50
	1,00
1,50
	1,00
1,30

	Veränderliche Einwirkungen durch den Verkehr(4)
	günstig ungünstig 
	γQ
	0,00
1,45
	0,00
1,45
	0,00
1,25

	Veränderliche Einwirkungen
	günstig ungünstig 
	γQi
	0,00
1,50
	0,00
1,50
	0,00
1,30

	Vorspannung
	günstig ungünstig 
	γP
	0,90
1,00(5)
	1,00
1,00(6)
	1,00
1,00

	Nicht beabsichtigtes Schwinden, Kriechen und Nachgeben 
	günstig ungünstig 
	γCed
	0,00
1,20
	0,00
1,20
	0,00
1,00


(1) Gleichgewicht, das keine Parameter für Verformung und Tragfähigkeit des Erdreichs beinhaltet. Andernfalls gelten die Werte aus Spalte A2.
(2) Falls die nichtstrukturellen ständigen Lasten (z. B. ständig getragene Lasten) oder ein Teil von ihnen in der Bemessungsphase hinreichend definiert sind, können für sie oder für ihren bekannten Teil dieselben Beiwerte angesetzt werden, die für die ständigen Einwirkungen gelten.
(3) Wenn bedeutende Lastveränderungen durch den Schotter zu erwarten sind, ist dies bei den Nachweisen ausdrücklich zu berücksichtigen. 
(4) Die Komponenten der Einwirkungen durch den Verkehr werden kombiniert berücksichtigt, wobei eine der Lastgruppen aus Tabelle 5.2.IV zu berücksichtigen ist. 
(5) 1,30 für die Instabilität in Tragwerken mit externer Vorspannung 
(6) 1,20 für lokale Auswirkungen 
Die Symbole in Tabelle 5.2.V haben folgende Bedeutung: 
γG1
Teilbeiwert des Eigengewichts des Tragwerks, des Erdreichs und des Wasser, sofern zutreffend; 
γG2
Teilbeiwert der Eigengewichte der nichttragenden Bauteile; 
γB
Teilbeiwert des Eigengewichts des Schotters; 
γQ
Teilbeiwert der veränderlichen Einwirkungen durch den Verkehr; 
γQi
Teilbeiwert der veränderlichen Einwirkungen; 
γP
Teilbeiwert der Einwirkungen durch Vorspannungen;
γCed
Teilbeiwert der Einwirkungen durch nicht beabsichtigtes Schwinden, Kriechen und Nachgeben 
Tabelle 5.2.VI - Kombinationsbeiwerte Ψ der Einwirkungen
	Einwirkungen
	
	ψ0
	ψ1
	ψ2

	Einzeleinwirkungen
	Last an der Aufschüttung an der Rückseite der Widerlager
	0,80
	0,50
	0,0

	durch den Verkehr
	Aerodynamische Einwirkungen durch die Überfahrt von Zügen
	0,80
	0,50
	0,0

	
	gr1
	0,80(2)
	0,80(1)
	0,0

	Last-
	gr2
	0,80(2)
	0,80(1)
	-

	gruppen
	gr3
	0,80(2)
	0,80(1)
	0,0

	
	gr4
	1,00
	1,00(1)
	0,0

	Windeinwirkungen
	FWk
	0,60
	0,50
	0,0

	Einwirkungen
	in der Ausführungsphase
	0,80
	0,0
	0,0

	durch Schnee
	GZT und GZG
	0,0
	0,0
	0,0

	Thermische Einwirkungen
	Tk
	0,60
	0,60
	0,50


 (1) 0,80, wenn nur ein Gleis belastet wird, 0,60, wenn zwei Gleise belastet werden und 0,40, wenn drei oder mehr Gleise belastet werden. 
(2) Wenn als Basiseinwirkung die Einwirkung des Windes angenommen wird, werden die Beiwerte ψ0 der Lastgruppen der Einwirkungen durch den Verkehr auf 0,0 gesetzt. 
5.2.3.2.2
Voraussetzungen in Bezug auf die GZG 
Die Struktur eines Tragwerks muss auf der Basis der in dieser Norm angegebenen Lastkombinationen bewertet werden und muss mit der Tragwerksgeometrie entsprechend den Anforderungen der Züge vereinbar sein. 
Für die Nachweise für die Grenzzustände der Gebrauchstauglichkeit werden die Teilbeiwerte aus der Tabelle 5.2.VI. verwendet. 
Falls erforderlich, können anstelle der Gruppen der Einwirkungen durch Schienenverkehr, die in der Tabelle 5.2.IV definiert sind, einzelne Einwirkungen mit den in Tabelle 5.2.VII angegebenen Kombinationsbeiwerten berücksichtigt werden.
Tab. 5.2.VII - Weitere Kombinationsbeiwerte ψ von Einwirkungen
	
	Einwirkungen
	ψ0
	ψ1
	ψ2

	Einzelne Einwirkungen durch den Verkehr
	Güterzug LM 71
	0,80(3)
	(1)
	0,0

	
	Güterzug SW/0
	0,80(3)
	0,80
	0,0

	
	Güterzug SW/2
	0,00(3)
	0,80
	0,0

	
	Leerzug
	1,00(3)
	-
	-

	
	Zentrifugalkraft
	(2) (3)
	(2)
	(2)

	
	Seitliche Einwirkung (Ausscheren)
	1,00(3)
	0,80
	0,0


(1) 0,80, wenn nur ein Gleis belastet wird, 0,60, wenn zwei Gleise belastet werden und 0,40, wenn drei oder mehr Gleise belastet werden. 
(2) Es werden die Beiwerte  für die Lasten verwendet, die die betreffenden Einwirkungen hervorrufen. 
(3) Wenn als Basiseinwirkung die Einwirkung des Windes angenommen wird, werden die Beiwerte ψ0 der Lastgruppen der Einwirkungen durch den Verkehr auf 0,0 gesetzt. 
Für die Bewertung der Wechselwirkungen werden dieselben -Beiwerte verwendet wie für die Einwirkungen, die diese Wechselwirkungen hervorrufen, d. h. Temperatur, vertikale Lasten durch Schienenverkehr, Bremsen. 
In jedem Fall sind die aerodynamischen Einwirkungen mit der Windeinwirkung zu kumulieren. Die sich ergebende Einwirkung muss größer als ein Mindestwert sein, der von der Liniengeschwindigkeit abhängt und in jedem Fall mindestens 1,5 kN/m² beträgt, und zwar sowohl für den Nachweis für die GZG (charakteristische Kombination), als auch für den Nachweis für die GZT, wobei γQ = 1,00 und γQi = 1,00. 
5.2.3.2.2.1
Grenzzustände der Gebrauchstauglichkeit für die Sicherheit des Schienenverkehrs 
Vertikalbeschleunigungen der Fahrbahnplatte 
Dieser Nachweis ist für Bauwerke erforderlich, auf denen eine Geschwindigkeit von über 200 km/h erreicht wird oder wenn die Eigenfrequenz des Tragwerks nicht innerhalb der in Abbildung 5.2.7 angegebenen Grenzwerte liegt. Der Nachweis muss, falls erforderlich, unter Berücksichtigung realer Züge geführt werden. 
Wenn keine weiteren Vorgaben vorliegen, dürfen bei Brücken mit Oberbau auf Schotter keine Vertikalbeschleunigungen von über 3,5 m/s2 im Frequenzbereich von 0 bis 20 Hz erreicht werden. 
Torsionsverformungen der Fahrbahnplatte 
Die Torsion der Fahrbahnplatte wird unter Berücksichtigung des Güterzugs LM 71 und einer Erhöhung mit dem entsprechenden dynamischen Beiwert berechnet.
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Abb. 5.2.14 - Zulässige Gleisverwerfung
Die maximale Gleisverwerfung, gemessen auf einer Länge von 3 m und unter Berücksichtigung der auf der Fahrbahnplatte angebrachten Schienen (Abbildung 5.2.14), darf die folgenden Werte nicht überschreiten: 
für
V ≤ 120 km/h;
t ≤ 4,5 mm/3 m 
für
120 < V ≤ 200 km/h;
t ≤ 3,0 mm/3m 
für
V > 200 km/h;
t ≤ 1,5 mm/3 m 
Für eine Geschwindigkeit von V > 200 km/h muss außerdem nachgewiesen werden, dass sich für reale Züge nach der Multiplikation mit der jeweiligen dynamischen Erhöhung der Wert t  1,2 mm/3m ergibt. 
Wenn keine weiteren Vorgaben vorliegen, darf die gesamte Gleisverwerfung durch die Geometrie des Gleises (Übergangsbogen) und durch die Verformung der Fahrbahnplatte 6 mm/3 m nicht überschreiten. 
Biegung der Fahrbahnplatte in horizontaler Ebene 
Unter Berücksichtigung der Präsenz eines Güterzugs LM 71, erhöht um den entsprechenden dynamischen Beiwert, die Windeinwirkung, die seitliche Kraft (Ausscheren), die Zentrifugalkraft und die Auswirkungen der in Absatz 5.2.2.4 beschriebenen linearen Temperaturveränderung zwischen den beiden Seiten der Fahrbahnplatte, darf die Biegung der Fahrbahnplatte in horizontaler Ebene nicht zu folgenden Phänomenen führen: 
-
größere Winkelveränderung als in der nachstehenden Tabelle 5.2.VIII angegeben; 
-
horizontaler Kurvenradius, der unter den in der genannten Tabelle angegebenen Werten liegt. 
Tab. 5.2.VIII - Maximale Winkelveränderung und Mindestkurvenradius
	Geschwindigkeit
[km/h]
	Maximale Winkelveränderung
	Mindestkurvenradius

	
	
	Einfache Spannweite
	Mehrfache Spannweiten

	V ≤ 120
	0,0035 rd
	1 700 m
	3 500 m

	120 < V ≤ 200
	0,0020 rd
	6 000 m
	9 500 m

	200 < V
	0,0015 rd
	14 000 m
	17 500 m


Bei einfach aufgelagerten Fahrbahnplatten wird der Kurvenradius mithilfe der folgenden Formel ermittelt: 
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wobei δh die horizontale Biegung ist. 
Die horizontale Biegung muss auch die Auswirkung der Verformung des Brückenunterbaus (Pfeiler, Widerlager und Fundamente) einbeziehen, sofern diese für den Nachweis ungünstig ist. 
5.2.3.2.3
Nachweise im Grenzzustand der Ermüdung 
Für Tragwerke und tragende Bauteile, die für Ermüdungserscheinungen anfällig sind, sind angemessene Nachweise im Hinblick auf diese Erscheinungen zu führen. 
Die Nachweise sind unter Berücksichtigung geeigneter Lastspektren zu führen. Die Festlegung des für den Nachweis der Brücke zu verwendenden Lastenspektrums muss auf der Grundlage der funktionalen Eigenschaften und der Nutzung der Eisenbahninfrastruktur, der das Bauwerk angehört, erfolgen. 
5.2.3.2.4
Nachweise im Grenzzustand der Rissbildung 
Um die Funktionstüchtigkeit und die Dauerhaftigkeit des Tragwerks sicherzustellen, wird unter Berücksichtigung der Umgebungs- und der Beanspruchungs- und Inspektionsbedingungen sowie der Anfälligkeit des Oberbaus ein Grenzzustand der Rissbildung festgelegt. Diese Nachweise werden für die Einwirkungen durch den Verkehr der Gruppe 4 in der Tabelle 5.2.IV geführt.
KAPITEL 6.
GEOTECHNISCHE BEMESSUNG
 TC " KAPITEL 6 - GEOTECHNISCHE BEMESSUNG" \f C \l "1" 
6.1.
ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN 
6.1.1.
GEGENSTAND DER NORMEN 
Dieses Kapitel betrifft die geotechnischen Aspekte der Planung und Ausführung von Bauwerken und Maßnahmen, die mit dem Erdreich interagieren, und war insbesondere:
–
Fundamente; 
–
Stützbauten; 
–
unterirdische Bauten; 
–
Bauwerke und Bauteile aus natürlichen Schüttgütern oder Schüttgütern anderer Herkunft; 
–
Aushubfronten; 
–
Konsolidierungsmaßnahmen; 
–
Verbesserung und Stärkung von Böden und Fels; 
–
Konsolidierung bestehender Bauwerke.
Dieses Kapitel bezieht sich zudem auf die Sicherheitsbewertung von natürlichen Hängen und die Durchführbarkeit von Maßnahmen, die Auswirkungen auf große Flächen haben. 
6.1.2.
ALLGEMEINE VORSCHRIFTEN 
Die Planungsentscheidungen müssen die erwarteten Leistungen der Bauwerke, die geologischen Gegebenheiten des Standorts und die Umgebungsbedingungen berücksichtigen. Die Ergebnisse der Untersuchung in Bezug auf die geologische Charakterisierung und Modellierung sind in einem speziellen geologischen Bericht gemäß den Bestimmungen in Absatz 6.2.1 darzulegen. 
Die Bemessungsanalysen müssen sich auf geotechnische Modelle stützen, die sich aus entsprechenden Untersuchungen ableiten, die von dem Planer auf Grundlage der Typologie der Bauwerke oder Maßnahmen sowie der geplanten Ausführung angeordnet wurden. 
Die Planungsentscheidungen, das Programm und die Untersuchungsergebnisse und die geotechnische Charakterisierung und Modellierung gemäß Absatz 6.2.2 sind zusammen mit den geotechnischen Bemessungsanalysen der Bauwerke und der Beschreibung der Bauphasen und baulichen Ausführung in einem spezifischen geotechnischen Bericht zu erläutern.
6.2.
GLIEDERUNG DER BEMESSUNG 
Die Bemessung der Bauwerke und Maßnahmen gliedert sich in folgende Phasen:
1.
Geologische Charakterisierung und Modellierung des Standorts;
2.
Wahl der Art des Bauwerks bzw. der Baumaßnahme und Planung der geotechnischen Untersuchungen;
3.
physikalisch-mechanische Charakterisierung von Böden und Fels im signifikanten Volumen und Definition der geotechnischen Modelle des Untergrunds (vgl. Absatz 3.2.2);
4.
Beschreibung der Bauphasen und baulichen Ausführung;
5.
Sicherheits- und Leistungsnachweise;
6.
Planung von Kontroll- und Überwachungstätigkeiten.
6.2.1.
GEOLOGISCHE CHARAKTERISIERUNG UND MODELLIERUNG DES STANDORTS
Das geologische Referenzmodell ist eine konzeptionelle Rekonstruktion der historischen Entwicklung des Untersuchungsgebiets anhand einer Beschreibung der genetischen Besonderheiten der diversen vorhandenen Böden, der Dynamik der verschiedenen lithologischen Bedingungen, der gegenseitigen Wechselwirkungen, der tektonischen Ereignisse und der Einwirkungen durch verschiedene morphogenetische Einflüsse.
Die geologische Charakterisierung und Modellierung des Standorts müssen die Rekonstruktion der lithologischen, stratigrafischen, strukturellen, hydrogeologischen und geomorphologischen Eigenschaften und, ganz allgemeinen, der geologischen Gefährlichkeit des Erdreichs umfassen, die anhand des geologischen Referenzmodells beschrieben und zusammenfasst werden.
Je nach Art der Bauwerke bzw. Maßnahmen und der Komplexität des geologischen Kontexts, in den sich das Bauwerk eingliedert, werden spezielle Untersuchungen zur dokumentierten Rekonstruktion des geologischen Modells vorgesehen. 
Das geologische Modell ist so zu entwickeln, dass es zu einem Bezugselement für den Planer wird, um geotechnische Probleme zu ermitteln und das Programm für die geotechnischen Untersuchungen festzulegen.
Die geologische Charakterisierung und Modellierung des Standorts sind in einem geologischen Bericht, der wesentlicher Bestandteil der Bemessung ist, ausführlich darzulegen und zu kommentieren. Dieser Bericht umfasst, auf Grundlage der spezifischen Erhebungen und Untersuchungen, eine Bestimmung der am Standort vorhandenen Formationen sowie die Untersuchung von Gesteinsarten, Untergrundstruktur und physikalischen Eigenschaften der Gesteinsmassen; er definiert das geologische Modell des Untergrunds, erläutert und charakterisiert stratigrafische, strukturelle, hydrogeologische und geomorphologische Aspekte sowie die daraus resultierenden Stufen der geologischen Gefährlichkeit.
6.2.2.
GEOTECHNISCHE UNTERSUCHUNG, CHARAKTERISIERUNG UND MODELLIERUNG 
Die geotechnischen Untersuchungen sind je nach Art des Bauwerks und/oder der Maßnahme zu planen, sie müssen sich auf das signifikante Volumen beziehen und müssen bei Vorliegen seismischer Einwirkungen den Bestimmungen in den Absätzen 3.2.2 und 7.11.2 entsprechen. Unter dem signifikanten Volumen des Bodens ist jener Teil des Untergrunds zu verstehen, der direkt oder indirekt durch die Errichtung des Bauwerks beeinflusst wird und selbst wiederum das Bauwerk beeinflusst. Anhand der Untersuchungen muss die Definition der geotechnischen Modelle des Untergrundes möglich sein, die für die Bemessung notwendig sind. Der Planer ist für die Festlegung der Untersuchungen und die geotechnische Charakterisierung und Modellierung verantwortlich.
Für die Zwecke der quantitativen Analyse eines spezifischen Problems ist unter einem geotechnischen Modell des Untergrunds eine repräsentative Darstellung des signifikanten Volumens des Bodens zu verstehen, das unter physikalisch-mechanischen Gesichtspunkten in homogene Einheiten unterteilt wird, die in Bezug auf ein spezifisches geotechnisches Problem zu charakterisieren sind. In dem geotechnischen Modell des Untergrunds sind die Porenwasserdrücke und die charakteristischen Werte der geotechnischen Parameter zu definieren.
Unter dem charakteristischen Wert eines geotechnischen Parameters ist eine vernünftige und vorsichtige Schätzung des Parameterwerts in jedem betrachteten Grenzzustand zu verstehen. Die charakteristischen Werte der den Böden zuzuordnenden physikalischen und mechanischen Eigenschaften sind durch Auswertung der Ergebnisse von spezifischen Laboruntersuchungen an repräsentativen Bodenproben sowie Untersuchungen und Messungen vor Ort zu ermitteln.
Bei Fels und bei komplex strukturierten Böden sind bei der Bewertung der charakteristischen Tragfähigkeit die Art, die geometrischen Eigenschaften und die Tragfähigkeit in Zusammenhang mit Diskontinuitäten zu berücksichtigen. Zudem muss angegeben werden, ob sich die charakteristische Tragfähigkeit auf die Diskontinuitäten oder den Fels bezieht.
Für die im nachstehenden Absatz 6.2.4 beschriebenen Sicherheits- und Leistungsnachweise ist bei der Wahl der charakteristischen Werte der piezometrischen Höhe und des Porenwasserdrucks deren räumliche und zeitliche Streuung zu berücksichtigen. 
Die Laboruntersuchungen an Böden und Fels müssen von Prüflaboratorien gemäß Artikel 59 des Dekrets des Präsidenten der Republik Nr. 380 vom 6. Juni 2001 durchgeführt und zertifiziert werden. Die oben genannten Laboratorien sind in der beim Zentralen Technischen Dienst des Obersten Rates für öffentliche Bauaufträge hinterlegten Liste aufgeführt. 
Bei Bauwerken oder Maßnahmen von geringer Bedeutung, die aus geotechnischer Sicht gut bekannte Gebiete betreffen, kann die Bemessung auf bereits existierenden dokumentierten Untersuchungen und Prüfungen beruhen, wobei trotzdem der Planer die volle Verantwortung für alle Annahmen und Entscheidungen in Zusammenhang mit der Bemessung trägt. 
6.2.3
BAUPHASEN UND BAULICHE AUSFÜHRUNG
Bei der Bemessung sind die verschiedenen Ausführungsphasen anzugeben, damit eventuelle spezifische geotechnische Bedingungen – auch vorübergehender Natur –, die im Verlauf der Arbeiten auftreten können, bestimmt werden können. Diese Phasen müssen Gegenstand spezifischer Untersuchungen sein, die anhand der in diesen Normen beschriebenen Kriterien und Verfahren durchzuführen sind. 
6.2.4.
SICHERHEITS- UND LEISTUNGSNACHWEISE 
Die Sicherheitsnachweise in Bezug auf die Grenzzustände der Tragfähigkeit (GZT) und die Analysen in Bezug auf die Grenzzustände der Gebrauchstauglichkeit (GZG) sind unter Einhaltung der in Absatz 2.6 beschriebenen Prinzipien und Verfahren durchzuführen.
6.2.4.1
Nachweise in den Grenzzuständen der Tragfähigkeit (GZT) 
Für jeden Grenzzustand in Zusammenhang mit dem Verlust des Gleichgewichts (EQU) gemäß Absatz 2.6.1 gilt folgende Bedingung:
Einst,d ≤ Estb,d 
wobei Einst,d der Bemessungswert der destabilisierenden Einwirkung und Estb,d der Bemessungswert der stabilisierenden Einwirkung ist.
Der Nachweis dieser Bedingung ist unter Verwendung der in der Spalte EQU der Tabelle 6.2.I angegebenen Werte F als Teilbeiwerte für die Einwirkungen zu führen. 
Für jeden Grenzzustand, der das Erreichen des Grenzzustands der strukturellen Tragfähigkeit (STR) von tragenden Bauteilen oder das Erreichen des Grenzzustands der geotechnischen Tragfähigkeit (GEO) des Erdreichs gemäß Absatz 2.6.1 betrifft, gilt die folgende Bedingung:

Ed ≤ Rd
[6.2.1]
wobei Ed der Bemessungswert der Einwirkung oder der Auswirkung der Einwirkung ist, der sich aus der Relation [6.2.2a] oder [6.2.2b] ergibt,
	[image: image401.png]Xe, ]
= F:—a,
E, E[VF L




	[6.2.2a]

	[image: image402.png]2k
Ed='YE'E|:Fk5,YM5 d




	[6.2.2b]


und Rd der Bemessungswert der Tragfähigkeit des geotechnischen Systems ist, der sich aus der Relation [6.2.3] ergibt. 
	[image: image403.png]1 X,
Ry =—R[7ka;—k;ad]
Tr ™




	[6.2.3]


Die Auswirkung der Einwirkungen und die Bemessungstragfähigkeit werden in [6.2.2a] und [6.2.3] entsprechend den jeweiligen Bemessungseinwirkungen γFFk, den geotechnischen Bemessungsparametern Xk/γM und den geometrischen Bemessungsparametern ad ausgedrückt. Der Teilsicherheitsbeiwert γR wirkt direkt auf die Tragfähigkeit des System. Die Auswirkung der Bemessungseinwirkungen kann auch direkt mit den charakteristischen Werten der Einwirkungen – wie unter [6.2.2b] angegeben und mit γE = γF – bewertet werden.
Gemäß den Bestimmungen in Absatz 2.6.1 ist der Nachweis der Bedingung [6.2.1] unter Verwendung verschiedener Kombinationen von Gruppen von Teilbeiwerten zu führen, die jeweils für die Einwirkungen (A1 und A2), für die geotechnischen Parameter (M1 und M2) und für die Tragfähigkeit (R1, R2 und R3) definiert sind. 
Die verschiedenen Gruppen von Teilsicherheitsbeiwerten werden im Rahmen von zwei verschiedenen alternativen Bemessungsansätzen ausgewählt. 
Bei dem ersten Bemessungsansatz (Ansatz 1) werden die Nachweise mit zwei verschiedenen Kombinationen von Gruppen von Beiwerten geführt, von denen jede im Hinblick auf unterschiedliche Aspekte einer Bemessung kritisch sein kann. 
Bei dem zweiten Bemessungsansatz (Ansatz 2) werden die Nachweise mit einer einzigen Kombination von Gruppen von Beiwerten geführt. 
Für die Nachweise in den Grenzzuständen der Tragfähigkeit, die nicht ausdrücklich in den nachstehenden Absätzen 6.3 bis 6.11 beschrieben werden, wird der Ansatz 1 mit den beiden Kombinationen (A1 + M1 +R1) und (A2 + M2 + R2) herangezogen. Die Teilbeiwerte für die Gruppe R1 sind immer einheitlich; die der Gruppe R2 können größer oder gleich dem Wert 1 sein und sind, sofern keine speziellen Angaben für den betrachteten Grenzzustand vorliegen, von dem Planer entsprechend den Unsicherheiten in Zusammenhang mit den angewandten Verfahren auszuwählen.
6.2.4.1.1
Einwirkungen 
Die Teilbeiwerte γF für die Einwirkungen sind in Tabelle 6.2.I angegeben. Auf diese Werte und die näheren Angaben in Absatz 2.6.1. ist Bezug zu nehmen. Hierbei ist zu berücksichtigen, dass das Erdreich und das Wasser ständige (strukturelle) Lasten bilden, wenn sie aufgrund ihrer Gewichts-, Tragfähigkeits- und Steifigkeitseigenschaften in der verwendeten Modellierung zum Verhalten des Bauwerks beitragen.
Bei der Bewertung der Einwirkungskombinationen gelten die Kombinationsbeiwerte ψij, wie in Kapitel 2 erläutert. 
Dies gilt unbeschadet der Bestimmungen in dem Dekret des Ministers für Infrastruktur und Verkehr vom 26. Juni 2014 über „Technische Normen für die Planung und den Bau von Stauanlagen (Staudämme und Stauwehre)“, sofern anwendbar.
Tab. 6.2.I – Teilbeiwerte für die Einwirkungen oder für die Auswirkungen der Einwirkungen
	
	Auswirkung 
	Teilbeiwert γF (oder γE)
	EQU
	(A1) 
	(A2) 

	Ständige Lasten G1
	günstig 
	γG1
	0,9
	1,0
	1,0

	
	ungünstig 
	
	1,1
	1,3
	1,0

	Ständige Lasten G2 (1)
	günstig 
	γG2
	0,8
	0,8
	0,8

	
	ungünstig 
	
	1,5
	1,5
	1,3

	Veränderliche Einwirkungen Q
	günstig 
	γQi
	0,0
	0,0
	0,0

	
	ungünstig 
	
	1,5
	1,5
	1,3


(1) Für die ständigen Lasten G2 gelten die Angaben in der Tabelle 2.6.I. Für den Erddruck wird auf die Beiwerte γG1 verwiesen.
6.2.4.1.2
Tragfähigkeiten 
Der Wert der Bemessungstragfähigkeit Rd kann wie folgt bestimmt werden: 
a)
analytisch, bezugnehmend auf den charakteristischen Wert der geotechnischen Parameter des Erdreichs, geteilt durch den Wert des Teilbeiwerts γM, der in der nachstehenden Tabelle 6.2.II erläutert ist und, falls erforderlich, unter Berücksichtigung der Teilbeiwerte γR, die in den entsprechenden Absätzen zu den jeweiligen Bauwerkstypen angeführt sind; 
b)
analytisch, bezugnehmend auf die Ergebnisse von Prüfungen vor Ort, unter Berücksichtigung der Teilbeiwerte γR, die in den Tabellen in den entsprechenden Absätzen zu den jeweiligen Bauwerkstypen angegeben sind; 
c)
auf der Grundlage von direkten Messungen an Prototypen, unter Berücksichtigung der Teilbeiwerte γR, die in den Tabellen in den entsprechenden Absätzen zu den jeweiligen Bauwerkstypen angegeben sind. 
Tab. 6.2.II – Teilbeiwerte für die geotechnischen Parameter des Erdreichs 
	Parameter
	Größe, auf die der Teilbeiwert anzuwenden ist
	Teilbeiwert γm
	(M1)
	(M2)

	Tangens des Winkels der Schubtragfähigkeit 
	tan ϕ′k
	γϕ
	1,0
	1,25

	Effektive Kohäsion 
	c′k
	γc
	1,0
	1,25

	Undrainierte Festigkeit 
	cuk
	γcu
	1,0
	1,4

	Gewicht pro Volumeneinheit 
	γγ
	γγ
	1,0
	1,0


Bei Fels und bei komplex strukturierten Böden sind bei der Bewertung der charakteristischen Tragfähigkeit die Art, die geometrischen Eigenschaften und die Tragfähigkeit in Zusammenhang mit Diskontinuitäten zu berücksichtigen. Der Wert der Bemessungstragfähigkeit wird im Fall a ermittelt, indem auf den charakteristischen Wert der einheitlichen Schubtragfähigkeit (R ein Teilbeiwert γ(R = 1,0 (M1) und γ(R = 1,25 (M2) angewandt wird oder indem so verfahren wird wie unter den vorstehenden Buchstaben b und c beschrieben. 
6.2.4.1.3.
Strukturelle Nachweise anhand von Analysen der Wechselwirkungen zwischen Boden und Tragwerk
Die Analysen im Hinblick auf die strukturelle Bemessung, bei denen die Wechselwirkungen zwischen Boden und Tragwerk berücksichtigt werden, sind mit den charakteristischen Werten der geotechnischen Parameter durchzuführen, wobei die Auswirkung der Einwirkungen mit Teilbeiwerten der Gruppe A1 verstärkt wird. 
6.2.4.2
Nachweise in Bezug auf Grenzzustände der Tagfähigkeit hydraulischer Art 
Für die geotechnischen Bauwerke sind Nachweise in Bezug auf mögliche Grenzzustände des Aufschwimmens und des Grundbruchs zu führen. 
Hierfür sind bei der Bewertung von Porenwasserdruck und piezometrischer Höhe die ungünstigsten Bedingungen anzunehmen, wobei die möglichen Auswirkungen stratigrafischer Bedingungen zu berücksichtigen sind.
Für die Sicherheit gegenüber Aufschwimmen darf der Bemessungswert der destabilisierenden Einwirkung Vinst,d bzw. der resultierenden Kraft der Hydraulikdrücke, die man bei getrennter Berücksichtigung der ständigen Einwirkung (Ginst,d) und der veränderlichen Einwirkung (Qinst,d) erhält, nicht höher als die Kombination der Bemessungswerte der stabilisierenden Einwirkungen (Gstb,d) und der Tragfähigkeiten (Rd) sein: 

Vinst,d ≤ Gstb,d + Rd
[6.2.4]

Vinst,d = Ginst,d + Qinst,d
[6.2.5] 
wobei gilt:
Für die Nachweise in Zusammenhang mit der Sicherheit gegenüber Aufschwimmen sind die entsprechenden Teilbeiwerte für die Einwirkungen in der Tabelle 6.2.III angegeben. Zur Berechnung der Bemessungstragfähigkeit Rd sind diese Beiwerte in geeigneter Weise mit den Beiwerten für die geotechnischen Parameter (M2) zu kombinieren. Falls erforderlich, ist die Berechnung der Tragfähigkeit gemäß den Angaben in den nachstehenden Absätzen für Pfahlgründungen und Verankerungen durchzuführen. 
Tab. 6.2.III – Teilbeiwerte für Einwirkungen für die Nachweise in den Grenzzuständen des Aufschwimmens
	
	Auswirkung 
	Teilbeiwert 
γF (oder γE)
	Aufschwimmen (UPL)

	Ständige Lasten G1
	günstig 
	γG1
	0,9

	
	ungünstig 
	
	1,1

	Ständige Lasten G2 (1)
	günstig 
	γG2
	0,8 

	
	ungünstig 
	
	1,5

	Veränderliche Einwirkungen Q
	günstig 
	γQi
	0,0

	
	ungünstig 
	
	1,5


(1) Für die ständigen Lasten G2 gelten die Angaben in der Tabelle 2.6.I. Für den Erddruck wird auf die Beiwerte γG1 verwiesen.
Bei vorwiegend vertikalen Strömungsbedingungen: 
a) Bei einer freien Ausflussgrenze ist bei der Führung des Nachweises in Bezug auf den Grenzzustand des hydraulischen Grundbruchs zu prüfen, dass der hydraulische Gradient i nicht größer ist als der kritische hydraulische Gradient ic, geteilt durch einen Teilbeiwert R = 3, wenn als Auswirkung der Einwirkungen der mittlere hydraulische Gradient angenommen wird, sowie geteilt durch einen Teilbeiwert R = 2 bei Berücksichtigung des hydraulischen Gradienten des Ausflusses;
b) ist die Ausflussgrenze einer Last ausgesetzt, ist bei der Führung des Nachweises zu prüfen, dass der Porenüberdruck im Vergleich zu den hydrostatischen Bedingungen nicht größer als die wirksame Vertikalspannung, berechnet ohne Filtration, geteilt durch einen Teilbeiwert R = 2, ist.
In allen anderen Fällen hat der Planer die Auswirkungen von Filtrationskräften zu bewerten und angemessene Sicherheitsniveaus zu gewährleisten, die im Voraus festzulegen und ausführlich zu erläutern sind. 
Dies gilt unbeschadet der Bestimmungen in dem Dekret des Ministers für Infrastruktur und Verkehr vom 26. Juni 2014 über „Technische Normen für die Planung und den Bau von Stauanlagen (Staudämme und Stauwehre)“, sofern anwendbar.
6.2.4.3
Nachweise in den Grenzzuständen der Gebrauchstauglichkeit (GZG) 
Für die geotechnischen Bauwerke und Systeme gemäß Absatz 6.1.1 sind Nachweise in den Grenzzuständen der Gebrauchstauglichkeit zu führen. Zu diesem Zweck sind bei der Bemessung die Vorschriften im Hinblick auf vereinbare Verschiebungen und die erwarteten Leistungen zu erläutern. 
Der Nachweis in den Grenzzuständen der Gebrauchstauglichkeit umfasst eine Analyse des Problems der Wechselwirkungen zwischen Boden und Tragwerk – nach Fertigstellung des Bauwerks sowie im Verlauf – gemäß den Bestimmungen in Absatz 2.2.2. Die Grad der Vertiefung der Analyse der Wechselwirkungen zwischen Boden und Tragwerk hängt von der Bedeutung des Bauwerks ab.
Für jeden Grenzzustand der Gebrauchstauglichkeit gilt die Bedingung: 

Ed ≤ Cd
[6.2.7] 
wobei Ed der Bemessungswert der Wirkung der Einwirkungen in Zusammenhang mit den in Absatz 2.5.3 angegebenen Lastkombination und Cd der vorgeschriebene Grenzwert für die Wirkung der Einwirkungen ist. Dieser letztgenannte Wert muss abhängig von dem Verhalten des aufgehenden Tragwerks und aller Konstruktionen, die mit den zu bemessenden geotechnischen Bauwerken interagieren, festgelegt werden, wobei die Dauer der aufgebrachten Lasten zu berücksichtigen ist. 
6.2.5.
ANWENDUNG DER BEOBACHTUNGSMETHODE 
In den Fällen, in denen aufgrund besonderer Komplexität der geologischen und geotechnischen Situation, der Wichtigkeit und der Schwierigkeit des Bauwerks nach umfassenden und ausführlichen Untersuchungen noch erwiesene Unsicherheiten bestehen bleiben, die nur in der Ausführungsphase des Bauwerks geklärt werden können, kann sich die Bemessung auf die Beobachtungsmethode stützen.
Bei Anwendung dieser Methode ist das folgende Verfahren einzuhalten:
–
die Grenzwerte einiger repräsentativer Größen für das Verhalten des Komplexes Bauwerk-Boden sind festzulegen; 
–
es ist zu beweisen, dass die gewählte Lösung im Hinblick auf diese Grenzen angemessen ist; 
–
adäquate Alternativlösungen für die Bemessung sind vorzusehen und die jeweiligen wirtschaftlichen Belastungen zu spezifizieren; 
–
für die Bauphase ist ein angemessenes Überwachungssystem mit entsprechenden Kontrollplänen einzurichten, sodass bei Erreichen der angegebenen Grenzwerte rechtzeitig der Einsatz einer der vorgesehenen Alternativlösungen möglich ist. 
6.2.6.
ÜBERWACHUNG DES KOMPLEXES BAUWERK-BODEN 
Die Überwachung des Komplexes Bauwerk-Boden und der Maßnahmen umfasst den Einsatz angemessener Messinstrumente und die Messung von bedeutenden physikalischen Größen – wie etwa Verschiebungen, Spannungen, Kräfte und Porenwasserdruck – vor, während und/oder nach der Errichtung des Bauwerks. 
Die Überwachung dient dazu, die Entsprechung zwischen den Bemessungsannahmen und dem beobachteten Verhalten zu überprüfen und die Funktionstüchtigkeit der Bauwerke im Verlauf der Zeit zu kontrollieren. Im Rahmen der Beobachtungsmethode soll durch die Überwachung die Gültigkeit der gewählten Bemessungslösung bestätigt werden oder, im gegenteiligen Fall, die angemessenste Lösung unter den in der Bemessung vorgesehenen Alternativlösungen bestimmt werden. 
Das Überwachungsprogramm ist, sofern vorgesehen, im geotechnischen Bericht zu definieren und zu erläutern. 
6.3.
STABILITÄT NATÜRLICHER HÄNGE 
Die vorliegenden Normen gelten für die Untersuchung der Stabilitätsbedingungen natürlicher Hänge, auch bei Vorliegen seismischer Einwirkungen (Absatz 7.11.3.5), sowie für die Bemessung, die Ausführung und die Kontrolle von Stabilisierungsmaßnahmen. 
6.3.1.
ALLGEMEINE VORSCHRIFTEN 
Die Stabilitätsuntersuchungen natürlicher Hänge erfordern Beobachtungen und Flächenvermessungen, Sammlung historischer Informationen über die Entwicklung des Hangs und eventuelle Schäden, die durch bestehende Tragwerke und Infrastrukturen entstanden sind, die Feststellung von möglichen momentanen Bewegungen und deren geometrischen und kinematischen Eigenschaften und die Datenerhebung zu meteorischen Niederschlägen, hydrogeologischen Merkmalen des Gebiets und zu vorherigen Konsolidierungsmaßnahmen. Die Sicherheitsnachweise haben sich, auch im Hinblick auf die zu realisierenden Bauwerke, auf Datenerhebungen mittels spezifischer geotechnischer Untersuchungen zu stützen. 
6.3.2.
GEOLOGISCHE MODELLIERUNG DES HANGS 
Das geologische Referenzmodell muss die geologischen, geomorphologischen, strukturgeologischen und hydrogeologischen Eigenschaften darstellen, insbesondere im Hinblick auf die Entstehung der Formen und Prozesse, der verschiedenen Gesteinsarten, des Ablagerungsumfelds, der Gesteinsmetamorphosen, der tektonischen und strukturgeologischen Stile des Gebiets. Es muss außerdem die kritischen Punkte der geologischen Natur im Hinblick auf möglich Instabilitätsprozesse erkennen und beschreiben. 
Die Untersuchungstechniken, die Erhebungen und die Untersuchungen sind an die Gebietsfläche, die Bemessungszwecke und an die territorialen und umwelttechnischen Besonderheiten des Standorts angepasst. 
6.3.3.
GEOTECHNISCHE MODELLIERUNG DES HANGS
Unter Berücksichtigung des geologischen und evolutiven Modells des Hangs sind spezifische Untersuchungen für die geotechnische Charakterisierung von Böden und Fels zu planen, mittels derer ein geotechnisches Modell, auf dessen Grundlage die Stabilitätsbedingungen zu untersuchen sind, definiert werden soll und eventuelle Stabilisierungsmaßnahmen geplant werden sollen. 
Für die Untersuchungen gelten die folgenden Kriterien: 
–
die Hangfläche ist durch ein Geländeaufmaß in angemessenem Maßstab zu definieren und auf ein ausreichend weites Gebiet von der Spitze bis zum Fuß des Hangs auszudehnen; 
–
die geotechnische Studie muss die stratigrafische Abfolge, die physikalischen und mechanischen Eigenschaften von Böden und Fels, die Gesamtheit und die Verteilung des Porenwasserdrucks in Erdreich und Diskontinuitäten sowie eventueller Verschiebungen des Geländeaufmaßes an der Oberfläche und in der Tiefe definieren. 
Die Wahl der Untersuchungsart und Messweise, der Lage der Anzahl der zu untersuchenden Vertikalen, der Positionierung und der Zahl der für eine Laborprüfung zu entnehmenden Bodenproben hängt von der Ausdehnung des Gebiets, der Verfügbarkeit von Informationen aus vorherigen Untersuchungen und von der Komplexität der hydrogeologischen und stratigrafischen Bedingungen des geprüften Standorts ab. 
Die Mindestanzahl der Untersuchungs- und Messvertikalen muss so sein, dass eine genaue Beschreibung der stratigrafischen Abfolge des Erdreichs möglich ist, das von den tatsächlichen und potenziellen Kinematismen des Versagens betroffen ist, und bei Hangrutsch muss die Beschreibung von Form und Position der existierenden Verschiebungsfläche(n) möglich sein und die kinematischen Eigenschaften des Hangrutschs müssen definiert werden können. 
Die Ausführlichkeit und das Ausmaß der Untersuchungen sind entsprechend den geometrischen Eigenschaften des Hangs, den Ergebnissen der Flächenvermessungen und der wahrscheinlichsten Position der eventuellen Verschiebungsfläche festzulegen. 
Anhand aller gesammelter Fakten muss die Definition eines geotechnischen Modells des Untergrunds (siehe Absatz 6.2.2), das die Komplexität der stratigrafischen und geotechnischen Situation, das Vorhandensein von Diskontinuitäten und früheren Verschiebungen berücksichtigt und auf das für die Stabilitätsnachweise und bei der Bemessung eventueller Stabilisierungsmaßnahmen Bezug genommen werden kann. 
6.3.4.
SICHERHEITSNACHWEISE 
Die Sicherheitsnachweise sind anhand von Methoden zu führen, die die Art des Hangrutschs und mögliche Kinematismen berücksichtigen sowie der Form und Position der eventuellen Verschiebungsfläche, den mechanischen Eigenschaften von Böden und Fels und dem Porenwasserdruck Rechnung tragen.
Bei einem Hangrutsch sind die Sicherheitsnachweise entlang der Verschiebungsflächen durchzuführen, die der/den bei den Untersuchungen erfassten Fläche(n) am nächsten kommen. 
In den anderen Fällen sind die Sicherheitsnachweise entlang der kinematisch möglichen Verschiebungsflächen zu führen, wobei die Anzahl ausreichend sein muss, um die kritische Fläche zu ermitteln, die dem niedrigsten Sicherheitsgrad entspricht. 
Sofern Bedingungen vorliegen, die keine leichte Bewertung des Porenwasserdrucks erlauben, sind die Sicherheitsnachweise unter Annahme der ungünstigsten Bedingungen, die nach vernünftigem Ermessen vorhersehbar sind, zu führen. 
Die Bewertung des Sicherheitsbeiwerts von natürlichen Hängen, ausgedrückt durch das Verhältnis zwischen der Schubtragfähigkeit (f) und der einwirkenden Schubspannung () entlang der Verschiebungsfläche, muss unter Verwendung der geotechnischen Parameter, die den Eigenschaften des erwarteten oder festgestellten Kinematismus entsprechen, sowie der erfassten Einwirkungen mit ihrem charakteristischen Wert erfolgen. 
Die Angemessenheit der von dem Planer als annehmbar beurteilten Sicherheitsspanne ist dennoch anhand des gegebenen Wissensstands, der Zuverlässigkeit der verfügbaren Daten und des im Hinblick auf die geologische und geotechnische Komplexität angewandten Berechnungsmodells sowie mithilfe der Folgen eines möglichen Hangrutschs zu begründen.
6.3.5.
STABILISIERUNGSMASSNAHMEN 
Die Bemessung der Stabilisierungsmaßnahmen muss die vollständige Beschreibung der Maßnahme, den Einfluss der baulichen Ausführung auf die Stabilitätsbedingungen, den Überwachungsplan und einen wichtigen zeitbezogenen Kontroll- und Managementplan in Bezug auf die Funktionstüchtigkeit und Wirksamkeit der getroffenen Maßnahmen umfassen. In jedem Fall sind alle Verbesserungen der Sicherheitsbedingungen des Hangs sowie die Kriterien für den Nachweis von deren Erreichen zu definieren. 
Die Wahl der geeignetsten Arten von Stabilisierungsmaßnahmen muss die auslösenden Ursachen für den Hangrutsch, den angenommenen oder tatsächlichen Mechanismus des Versagens, dessen kinematischen Merkmale und den Porenwasserdruck des Untergrunds berücksichtigen. Die Bemessung der Maßnahmen muss sich auf spezifische geotechnische Modelle des Untergrunds stützen. 
Die Angemessenheit der durch die Wirkung der Stabilisierungsmaßnahmen erreichten Sicherheitsmarge ist von dem Planer zu begründen. 
Neben einer Bewertung der durch die Stabilisierungsmaßnahmen erhöhten Sicherheit im Hinblick auf den kritischsten Mechanismus des Versagens sind die Sicherheitsbedingungen in Zusammenhang mit verschiedenen anderen Mechanismen des Versagens nachzuweisen, die mit den angenommenen Maßnahmen in Zusammenhang stehen.
6.3.6.
KONTROLLEN UND ÜBERWACHUNG 
Die Überwachung eines Hangs oder eines Hangrutschs wirkt sich auf die verschiedenen Phasen von der Untersuchung bis zur Bemessung, Realisierung und Ausführung von Stabilisierungsmaßnahmen und Kontrolle ihrer Funktionstüchtigkeit und Dauerhaftigkeit aus. Dies bezieht sich hauptsächlich auf die Verschiebungen signifikanter Punkte des Hangs – an der Oberfläche und/oder in der Tiefe –, auf die Kontrolle eventueller vorhandener Bauwerke und auf die Messung des Porenwasserdrucks, die mit einer Regelmäßigkeit und Dauer durchzuführen ist, die eine Ermittlung der regelmäßigen und saisonalen Schwankungen ermöglicht. 
Die Kontrolle der Wirksamkeit der Stabilisierungsmaßnahmen muss die Festlegung von Warn- und Alarmschwellen umfassen, die bei entsprechenden Überschreitungen greifen. 
6.4.
FUNDAMENTE 
6.4.1.
ALLGEMEINE BEMESSUNGSKRITERIEN 
Die Bemessungsentscheidungen für Fundamente sind gleichzeitig und im Einklang mit den Entscheidungen in Bezug auf die aufgehenden Tragwerke zu treffen. 
Im Fall von Bauwerken auf Hängen oder in unmittelbarer Nähe von natürlichen und künstlichen Hängen ist auch die globale Stabilität des Hangs bei Vorhandensein oder Nichtvorhandensein von Bauwerken und eventuellen Aushebungen, Aufschüttungen oder sonstigen Maßnahmen, die für die Realisierung des Bauwerks notwendig sind, nachzuweisen. 
Die Auswirkungen der Bauwerkkonstruktion auf angrenzende Bauwerke und die Umgebung sind zu bewerten. 
Im Fall von Pfahlgründungen sind die Untersuchungen auch zur Sicherstellung der Anwendbarkeit und Eignung des Pfahltyps im Hinblick auf Bodenbeschaffenheit und Porenwasserdruck durchzuführen. 
6.4.2.
FLACHGRÜNDUNGEN 
Die Tiefe der Gründungssohle ist entsprechend den Eigenschaften und Leistungen der aufgehenden Tragwerke, den Untergrundeigenschaften sowie den Umweltbedingungen zu wählen und zu begründen. 
Die Gründungssohle ist unter dem Oberboden und der Schicht, die von Frost sowie von bedeutenden saisonalen Veränderungen im Hinblick auf den Wasserhaushalt betroffen ist, zu setzen. 
In Situationen, in denen Phänomene wie Erosion oder Unterspülung durch Oberflächenwasser möglich sind, sind die Gründungen so tief zu setzen, dass sie von dieser Art von Phänomenen nicht betroffen oder in angemessener Weise davor geschützt sind. 
Bei vorhandenen seismischen Einwirkungen müssen die Flachgründungen neben den Bestimmungen des vorliegenden Absatzes auch die Nachweiskriterien des nachstehenden Absatzes 7.11.5.3.1 erfüllen. 
6.4.2.1.
Nachweise in den Grenzzuständen der Tragfähigkeit (GZT) 
Bei den Sicherheitsnachweisen sind alle kurz- und langfristigen Mechanismen des Grenzzustands der Tragfähigkeit zu berücksichtigen. 
Die Grenzzustände der Tragfähigkeit bei Flachgründungen beziehen sich auf die Entwicklung von Versagensmechanismen, die mittels Mobilisierung der Bodentragfähigkeit bestimmt werden, und auf das Erreichen des Grenzzustands der Tragfähigkeit der tragenden Teile, welche die Gründung selbst bilden. 
Im Fall von Gründungen auf Hängen oder in unmittelbarer Nähe von natürlichen und künstlichen Hängen ist der Nachweis auch in Bezug auf die globalen Stabilitätsbedingungen des Hangs zu führen, wobei die Einwirkungen durch die Gründungen bei den Nachweisen miteinzubeziehen sind. 
Die Nachweise sind zumindest in Bezug auf die folgenden Grenzzustände zu führen, wobei sicherzustellen ist, dass die Bedingung [6.2.1] bei jedem berücksichtigten Grenzzustand gegeben ist: 
▪
GZT geotechnischer Art (GEO) 
– Versagen durch Grenzlast des Komplexes Gründung-Boden; 
– Versagen durch Gleiten auf der Gründungssohle;
– globale Stabilität.
▪
GZT struktureller Art (STR) 
–
Erreichen des Grenzzustands der Tragfähigkeit der tragenden Teile. 
Der Nachweis der globalen Stabilität muss, analog zu den Bestimmungen in Absatz 6.8, anhand der Kombination 2 (A2 + M2 + R2) von Ansatz 1 geführt werden, wobei die Teilbeiwerte in den Tabellen 6.2.I und 6.2.II für die Einwirkungen und geotechnischen Parameter und in der Tabelle 6.8.I für die globalen Tragfähigkeiten zu berücksichtigen sind.
Die verbleibenden Nachweise sind unter Anwendung der in Ansatz 2 vorgesehenen Kombination der Teilbeiwerte (A1 + M1 + R3) zu führen, wobei die in den Tabellen 6.2.I, 6.2.II und 6.4.I angegebenen Werte der Teilbeiwerte zu berücksichtigen sind. 
Bei den Nachweisen in den GZT struktureller Art (STR) ist der Beiwert γR nicht zu berücksichtigen. 
Tab. 6.4.I – Teilbeiwerte γR für die Nachweise in den Grenzzuständen der Tragfähigkeit bei Flachgründungen 
	Nachweis
	Teilbeiwert

	
	(R3)

	Grenzlast
	γR = 2,3 

	Gleiten 
	γR = 1,1 


6.4.2.2
Nachweise in den Grenzzuständen der Gebrauchstauglichkeit (GZG) 
Um sicherzustellen, dass die Gründungen mit den Leistungsanforderungen der aufgehenden Tragwerke (Absatz 2.2.2 und 2.6.2) vereinbar sind, ist die Einhaltung der Bedingung [6.2.7] nachzuweisen, wofür die Werte von Verschiebungen und Verformungen anhand der unter 2.5.3 spezifizierten Lastkombinationen für die GZG zu berechnen sind, wobei auch die Wirkung der Einwirkungsdauer zu berücksichtigen ist.
Form, Größe und Steifigkeit der Gründungstragwerke sind unter Beachtung der oben genannten Leistungsanforderungen festzulegen, wobei zu berücksichtigen ist, dass die Nachweise in den Grenzzuständen der Gebrauchstauglichkeit strenger als die der Grenzzustände der Tragfähigkeit sein können.
6.4.3.
PFAHLGRÜNDUNGEN 
Die Bemessung von Pfahlgründungen umfasst, unter Berücksichtigung der Wirkungen der Gruppen in den GZT- und GZG-Nachweisen, die Auswahl des Pfahltyps und der jeweiligen Ausführungsbedingungen und -technologien sowie die Bemessung der Pfähle und der jeweiligen Verbindungskonstruktion. 
Die geotechnischen Untersuchungen dienen nicht nur zur Erfüllung der Anforderungen aus Absatz 6.2.2, sondern auch dazu, die tatsächliche Durchführbarkeit und die Eignung des Pfahltyps im Hinblick auf Bodenbeschaffenheit und Porenwasserdruck sicherzustellen. 
Allgemein sind die Nachweise ausgehend von den Ergebnissen der Analyse der Wechselwirkungen zwischen Boden und Gründung, die aus den Pfählen und der Verbindungskonstruktion (kombinierte Pfahl-Platten-Gründung) besteht, zu führen, um den Anteil der Bemessungseinwirkung bestimmen zu können, der von der Verbindungskonstruktion und den Pfählen direkt auf den Boden übertragen wird. 
Wenn die Wechselwirkung als unbedeutend erachtet wird oder die entsprechende Analyse nicht vorliegt, müssen die GZT- und GZG-Nachweise, die lediglich auf die Pfähle bezogen sind, den Bestimmungen in den Absätzen 6.4.3.1 und 6.4.3.2 entsprechen. 
Wenn diese Wechselwirkung als signifikant erachtet und die entsprechende Analyse durchgeführt wird, müssen die an den kombinierten Gründungen geführten GZT- und GZG-Nachweise die in den Absätzen 6.4.3.3 und 6.4.3.4 angegebenen Bestimmungen erfüllen 
In jedem Fall ist zusätzlich zu den Bestimmungen in den Absätzen 6.2.4.1.1 und 6.2.4.1.2 bei den ständigen Einwirkungen auch das Eigengewicht des Pfahls und die negative Reibungswirkung zu beachten, die durch die Beiwerte γM des Falls M1 in der Tabelle 6.2.II bewertet wird. 
Bei vorhandenen seismischen Einwirkungen müssen die Pfahlgründungen neben den Bestimmungen des vorliegenden Absatzes auch die Nachweiskriterien des nachstehenden Absatzes 7.11.5.3.2 erfüllen. 
6.4.3.1
Nachweise in den Grenzzuständen der Tragfähigkeit (GZT) 
Bei den Sicherheitsnachweisen sind alle kurz- und langfristigen Mechanismen des Grenzzustands der Tragfähigkeit zu berücksichtigen. 
Die Grenzzustände der Tragfähigkeit bei Pfahlgründungen beziehen sich auf die Entwicklung von Versagensmechanismen, die mittels Mobilisierung der Bodentragfähigkeit bestimmt werden, und auf das Erreichen des Grenzzustands der Tragfähigkeit der tragenden Teile, welche die Gründung selbst bilden. 
Im Fall von Gründungen auf Hängen oder in unmittelbarer Nähe von natürlichen und künstlichen Hängen ist der Nachweis in Bezug auf die globalen Stabilitätsbedingungen des Hangs zu führen, wobei die Einwirkungen durch die Gründungen bei den Nachweisen miteinzubeziehen sind. 
Die Nachweise bei den Pfahlgründungen sind zumindest in Bezug auf die folgenden Grenzzustände zu führen, wobei sicherzustellen ist, dass die Bedingung [6.2.1] bei jedem berücksichtigten Grenzzustand gegeben ist: 
▪
GZT geotechnischer Art (GEO) 
–
Versagen durch Grenzlast der Pfahlkonstruktion in Bezug auf axiale Belastungen; 
–
Versagen durch Grenzlast der Pfahlkonstruktion in Bezug auf Querbelastungen; 
–
Versagen durch Grenzlast bezüglich Abgleiten in Zusammenhang mit axialen Zugbelastungen; 
–
globale Stabilität; 
▪
GZT struktureller Art (STR) 
−
Erreichen des Grenzzustands der Tragfähigkeit der Pfähle; 
−
Erreichen des Grenzzustands der Tragfähigkeit der Verbindungskonstruktion der Pfähle.
Der Nachweis der globalen Stabilität muss anhand der Kombination 2 (A2 + M2 + R2) von Ansatz 1 geführt werden, wobei die Teilbeiwerte in den Tabellen 6.2.I und 6.2.II für die Einwirkungen und geotechnischen Parameter und in der Tabelle 6.8.I für die globalen Tragfähigkeiten zu berücksichtigen sind.
Die verbleibenden Nachweise sind anhand des Ansatzes 2 mit der Kombination (A1 + M1 + R3) zu führen, wobei die in den Tabellen 6.2.I, 6.2.II, 6.4.II und 6.4.VI angegebenen Werte der Teilbeiwerte zu berücksichtigen sind.
Bei den Nachweisen in den GZT struktureller Art ist der Beiwert γR nicht zu berücksichtigen. 
6.4.3.1.1
Tragfähigkeit von axialen Belastungen ausgesetzten Pfählen 
Der Bemessungswert Rd der Tragfähigkeit wird ausgehend von dem charakteristischen Wert Rk berechnet, wobei die Teilbeiwerte γR aus der Tabelle 6.4.II. anzuwenden sind. 
Tab. 6.4.II – Teilbeiwerte γR, die auf die charakteristischen Tragfähigkeiten unter vertikaler Belastung der Pfähle anzuwenden sind 
	Tragfähigkeit
	Symbol
	Rammpfähle
	Bohrpfähle
	Vollverdrängungsbohrpfahl

	
	γR
	(R3)
	(R3)
	(R3)

	Basis 
	γb
	1,15
	1,35
	1,3

	Seitlich, unter Druck 
	γs
	1,15
	1,15
	1,15

	Gesamt (*)
	γ
	1,15
	1,30
	1,25

	Seitlich, unter Zugspannung 
	γst
	1,25
	1,25
	1,25


(*) Anzuwenden auf die charakteristischen Tragfähigkeiten, die den Ergebnissen der Bemessungslastnachweise entnommen wurden. 
Die charakteristische Tragfähigkeit Rk des einzelnen Pfahls ist abzuleiten aus:
a)
Ergebnissen der Nachweise der statischen Bemessungslast an Projekts an Pilotpfählen(Absatz 6.4.3.7.1);
b)
analytischen Berechnungsmethoden, wobei Rk ausgehend von den charakteristischen Werten der geotechnischen Parameter oder unter Verwendung empirischer Beziehungen, die direkt die Ergebnisse von Prüfungen vor Ort (penetrometrische Tests, Druckmessungen usw.) nutzen, berechnet wird; 
c)
Ergebnissen der dynamischen Bemessungsnachweise mit hohem Verformungsgrad, durchgeführt an Pilotpfählen (Absatz 6.4.3.7.1). 
Im Einzelnen gilt:
(a)
Wenn der charakteristische Wert der Drucktragfähigkeit Rc,k oder der Zugtragfähigkeit Rt,k des Pfahls aus den entsprechenden Werten Rc,m oder Rt,mabgeleitet ist, die anhand der Ergebnisse von einem oder mehreren Bemessungslastnachweisen berechnet wurden, ist der charakteristische Wert der Druck- und Zugtragfähigkeit so hoch wie der kleinste der Werte, die ermittelt werden, indem auf den mittleren Wert und den kleinsten Wert der gemessenen Tragfähigkeiten die in der Tabelle 6.4.III angegebenen Korrelationsfaktoren ξ, entsprechend der Anzahl n der Lastnachweise an den Pilotpfählen, angewandt werden: 
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Tabelle 6.4.III - Korrelationsfaktoren ξ für die Bestimmung der charakteristischen Tragfähigkeit, ausgehend von den Ergebnissen der Nachweise der statischen Last an Pilotpfählen
	Anzahl der Lastnachweise
	1
	2
	3
	4
	≥ 5

	ξ1
	1,40 
	1,30 
	1,20 
	1,10 
	1,0 

	ξ2
	1,40 
	1,20 
	1,05 
	1,00 
	1,0 


(b)
In Bezug auf die analytischen Vorgehensweisen, die die Nutzung von geotechnischen Parametern oder der Ergebnisse der Prüfungen vor Ort vorsehen, ist der charakteristische Wert der Tragfähigkeit Rc,k (oder Rt,k) durch den kleinsten der Werte gegeben, die ermittelt werden, indem auf den mittleren Wert und den kleinsten Wert der berechneten Tragfähigkeiten Rc,cal (Rt,cal) die in der Tabelle 6.4.IV angegebenen Korrelationsfaktoren ξ, entsprechend der Anzahl n der Untersuchungsvertikalen, angewandt werden: 
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Tabelle 6.4.IV - Korrelationsfaktoren ξ für die Bestimmung des charakteristischen Tragfähigkeit in Abhängigkeit von der Anzahl der untersuchten Vertikalen
	Anzahl der untersuchten Vertikalen
	1
	2
	3
	4
	5
	7
	≥ 10

	ξ3
	1,70 
	1,65 
	1,60 
	1,55 
	1,50 
	1,45 
	1,40 

	ξ4
	1,70 
	1,55 
	1,48 
	1,42 
	1,34 
	1,28 
	1,21 


Unbeschadet dessen, dass mindestens eine Untersuchungsvertikale für jedes Gründungssystem erforderlich ist, sind im Rahmen des gleichen Gründungssystems bei der Bestimmung der Untersuchungsvertikalen für die Wahl der Beiwerte ξ in Tabelle 6.4.IV nur diejenigen Vertikalen zu berücksichtigen, entlang derer die einzelnen Untersuchungen (Untersuchung mit ungestörten Probenahmen, penetrometrische Tests usw.) in größerer Tiefe als die der Pfahllänge stattgefunden haben, wodurch eine vollständige Identifikation des geotechnischen Modells des Untergrunds möglich ist. 
(c)
Wenn der charakteristische Wert der Tragfähigkeit Rc,k aus dem Wert Rc,m abgeleitet ist, der anhand der Ergebnisse von einem oder mehreren dynamischen Bemessungsnachweisen mit hohem Verformungsgrad berechnet wurde, ist der charakteristische Wert der Drucktragfähigkeit so hoch wie der kleinste der Werte, die ermittelt werden, indem auf den mittleren Wert und den kleinsten Wert der gemessenen Tragfähigkeiten die in der Tabelle 6.4.V angegebenen Korrelationsfaktoren ξ, entsprechend der Anzahl n der an den Pilotpfählen durchgeführten dynamischen Nachweise, angewandt werden: 
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Tabelle 6.4.V - Korrelationsfaktoren ξ für die Bestimmung der charakteristischen Tragfähigkeit, ausgehend von den Ergebnissen der dynamischen Nachweise an Pilotpfählen
	Anzahl der Lastnachweise
	≥ 2
	≥ 5
	≥ 10
	≥ 15
	≥ 20

	ξ5
	1,60 
	1,50 
	1,45 
	1,42 
	1,40 

	ξ6
	1,50 
	1,35 
	1,30 
	1,25 
	1,25 


6.4.3.1.1.1
Tragfähigkeit einer Pfahlkonstruktion unter axialer Belastung
Bei einer Pfahlkonstruktion muss der Nachweis der Bedingung [6.2.1] auf Grundlage der charakteristischen Tragfähigkeit geführt werden, die sich aus der Summe der charakteristischen Tragfähigkeiten der Pfähle, aus denen sie besteht, ergibt. Dennoch ist es notwendig, mögliche Verringerungen der durch die Gruppenwirkung verfügbaren Tragfähigkeit zu bewerten, wobei die Art der Pfähle, die Bodenbeschaffenheiten und die geometrische Anordnung der Pfahlkonstruktion zu berücksichtigen sind. 
6.4.3.1.2
Tragfähigkeit von Querbelastungen ausgesetzten Pfählen 
Zur Bestimmung des Bemessungswerts Rtr,d des Tragfähigkeit von Pfählen, die Querbelastungen ausgesetzt sind, gelten die Angaben in Absatz 6.4.3.1.1 unter Anwendung des Teilbeiwerts γT aus der Tabelle 6.4.VI. 
Tabelle 6.4.VI - Teilbeiwert γT für die Nachweise in den Grenzzuständen der Tragfähigkeit an Pfählen, die Querbelastungen ausgesetzt sind
	Teilbeiwert (R3)

	γT = 1,3


Wenn die charakteristische Tragfähigkeit Rtr,k anhand der während einem oder mehreren Nachweisen der statischen Last an Pilotpfählen gemessenen Tragfähigkeit Rtr,m bewertet wird, ist bei der Nachweisführung die Einwirkungsgerade der Bemessungseinwirkungen zu reproduzieren. 
Wenn die charakteristische Tragfähigkeit anhand analytischer Berechnungsmethoden bewertet wird, sind die in der Tabelle 6.4.IV angegebenen Beiwerte so zu wählen, dass als untersuchte Vertikalen nur diejenigen ausgewählt werden, die eine vollständige Identifikation des geotechnischen Modells des Untergrunds im Bereich der von dem Bruchmechanismus betroffenen Tiefen ermöglichen. 
Die Tragfähigkeit der gesamten Pfahlgründung in Bezug auf Querbelastungen ist unter Berücksichtigung der Einspannbedingungen an den Pfahlköpfen zu bewerten, die durch die Verbindungskonstruktion und durch mögliche Verringerungen aufgrund von Gruppenwirkung bestimmt werden.
6.4.3.2
Nachweise in den Grenzzuständen der Gebrauchstauglichkeit (GZG) 
Es sind zumindest folgende Grenzzustände der Gebrauchstauglichkeit zu berücksichtigen, sofern relevant: 
– übermäßiges Nachgeben oder Aufschwimmen; 
– übermäßige Querverschiebungen. 
Insbesondere sind die Werte der Verschiebungen und Verformungen für die unter 2.5.3 für die Grenzzustände der Gebrauchstauglichkeit vorgesehenen charakteristischen Kombinationen zu berechnen, um deren Kompatibilität mit den Leistungsanforderungen des aufgehenden Tragwerks gemäß den Bestimmungen der Bedingung [6.2.7] nachzuweisen. Die Gründungsgeometrie (Zahl, Länge, Durchmesser und Achsabstand der Pfähle) ist unter Beachtung der oben genannten Leistungsanforderungen und unter entsprechender Berücksichtigung der Wechselwirkungen zwischen den Pfählen zu bestimmen, wobei die verschiedenen Mobilisierungsmechanismen der seitlichen Tragfähigkeit im Vergleich zur Tragfähigkeit an der Basis, insbesondere bei Pfählen mit großem Durchmesser, zu beachten sind.
6.4.3.3
Nachweise in den Grenzzuständen der Tragfähigkeit (GZT) bei kombinierten Gründungen 
Die Grenzzustände der Tragfähigkeit bei kombinierten Gründungen beziehen sich auf die Entwicklung von Versagensmechanismen, die mittels Mobilisierung der Bodentragfähigkeit bestimmt werden, und auf das Erreichen des Grenzzustands der Tragfähigkeit der tragenden Teile, welche die Gründung selbst bilden. 
Im Fall von Gründungen auf Hängen oder in unmittelbarer Nähe von natürlichen und künstlichen Hängen ist der Nachweis in Bezug auf die globalen Stabilitätsbedingungen des Hangs zu führen, wobei die Einwirkungen durch die Gründungen bei den Nachweisen miteinzubeziehen sind. 
Die Nachweise bei kombinierten Gründungen sind zumindest in Bezug auf die folgenden Grenzzustände zu führen, wobei sicherzustellen ist, dass die Bedingung [6.2.1] bei jedem berücksichtigten Grenzzustand gegeben ist: 
▪
GZT geotechnischer Art (GEO) 
−
Versagen durch Grenzlast der kombinierten Gründung in Bezug auf axiale Belastungen; 
−
Versagen durch Grenzlast der kombinierten Gründung in Bezug auf Querbelastungen; 
−
globale Stabilität; 
▪
GZT struktureller Art (STR) 
−
Erreichen des Grenzzustands der Tragfähigkeit der Pfähle; 
−
Erreichen des Grenzzustands der Tragfähigkeit der Verbindungskonstruktion der Pfähle. 
Der Nachweis der globalen Stabilität muss, analog zu den Bestimmungen in Absatz 6.8, anhand der Kombination 2 (A2 + M2 + R2) von Ansatz 1 geführt werden, wobei die Teilbeiwerte in den Tabellen 6.2.I und 6.2.II für die Einwirkungen und geotechnischen Parameter und in der Tabelle 6.8.I für die globalen Tragfähigkeiten zu berücksichtigen sind.
Wenn die Erfüllung der Bedingung [6.2.1] nur durch die Verbindungskonstruktion sichergestellt ist, die gemäß Absatz 6.4.2.1 mit dem Boden in Berührung kommt, kann den Pfählen nur eine verringernde und regulierende Funktion in Bezug auf Verschiebungen zuerkannt werden. In diesem Fall muss die Bemessung der Pfähle die Erfüllung der Nachweise in den Grenzzuständen der Tragfähigkeit (GZT) struktureller Art für alle tragenden Teile der Gründung (Verbindungskonstruktion und Pfähle) sowie der GZG-Nachweise gemäß den Bestimmungen des folgenden Absatz sicherstellen. 
Auf die vertikalen Einwirkungen begrenzt, kann die Erfüllung der Bedingung [6.2.1] unter Berücksichtigung des Beitrags der Pfähle sichergestellt werden. In diesem Fall ist der Nachweis auch für die Grenzzustände der Tragfähigkeit geotechnischer Art (GEO) an kombinierten Gründungen sowohl kurz- als auch langfristig zu führen, wobei die Bemessungstragfähigkeit Rd aus der Summe der gemäß Absatz 6.4.3.1 bestimmten charakteristischen Tragfähigkeiten der Pfähle und der Verbindungskonstruktion ermittelt wird, wobei die Gesamttragfähigkeit durch den Teilbeiwert der Tragfähigkeit (R3) geteilt wird, der in der Tabelle 6.4.I (Absatz 6.4.2.1) angegeben ist. 
6.4.3.4
Nachweise in den Grenzzuständen der Gebrauchstauglichkeit (GZG) bei kombinierten Gründungen 
Die Analyse der Wechselwirkungen zwischen Boden und kombinierter Gründung muss sicherstellen, dass die Werte der Verschiebungen und Verformungen, unter Beachtung der Bedingung [6.2.7], mit den Leistungsanforderungen der aufgehenden Tragwerke (Absätze 2.2.2 und 2.6.2) vereinbar sind. 
Die Gründungsgeometrie (Zahl, Länge, Durchmesser und Achsabstand der Pfähle) ist unter Beachtung der oben genannten Leistungsanforderungen und unter entsprechender Berücksichtigung der verschiedenen Mobilisierungsmechanismen der seitlichen Tragfähigkeit im Vergleich zur Tragfähigkeit an der Basis, insbesondere bei Pfählen mit großem Durchmesser, zu bestimmen. 
6.4.3.5
Konstruktive Aspekte 
Bei der Bemessung sind die verschiedenen Aspekte zu berücksichtigen, die einen Einfluss auf die strukturelle Integrität, die Dauerhaftigkeit und das Verhalten der Pfähle haben können, wie relativer Abstand, Installationsabfolge, Schwierigkeiten aufgrund von Aufspülung und Grundbruch bei Bohrpfählen, Bodenverdichtung bei Rammpfählen, Auswirkungen einer Grundwasserfläche oder chemischer Substanzen im Wasser oder im Boden auf den Beton der verwendeten Pfähle und die Verbindung der Pfähle mit der Verbindungskonstruktion. Die Dauerhaftigkeit der Gründungspfähle ist im Hinblick auf die verbauten Materialien und die spezifischen Umweltbedingungen des Bemessungsstandorts zu bewerten.
6.4.3.6
Pfahlintegritätsprüfungen 
In allen Fällen, in denen die Qualität der Pfähle in bedeutendem Maß von den Ausführungsverfahren und den geotechnischen Eigenschaften des Baugrunds abhängen, sind Integritätsprüfungen durchzuführen. 
Die Integritätsprüfung, die anhand bewährter direkter oder indirekter Prüfungen durchzuführen ist, muss an mindestens 5 % der Gründungspfähle durchgeführt werden, wobei in jedem Fall mindestens 2 Pfähle zu prüfen sind. 
Bei Pfahlgruppen mit einem großen Durchmesser (d ≥ 80 cm) ist die Integritätsprüfung bei allen Pfählen jeder Gruppe durchzuführen, wenn die Pfahlgruppe aus maximal 4 Pfählen besteht.
6.4.3.7
Lastnachweise 
6.4.3.7.1
Bemessungsnachweise an Pilotpfählen 
Die Nachweise für die Bestimmung der Tragfähigkeit des einzelnen Pfahls (Bemessungsnachweise) sind an eigens hierfür gefertigten Pfählen (Pilotpfähle) durchzuführen, die im Hinblick auf Geometrie und Ausführungstechnologie mit den zu errichtenden Pfählen identisch sind und sich in angemessener Nähe zu diesen befinden. 
Der Zeitraum zwischen der Konstruktion des Pilotpfahls und dem Beginn des Lastnachweises muss ausreichend sein, um sicherzustellen, dass das Material des Pfahls die erforderliche Tragfähigkeit entwickelt und der Porenwasserdruck im Erdreich auf die Anfangswerte zurückgeht. 
Wenn nur ein Nachweise der statischen Bemessungslast geführt wird, ist dieser an dem Standort durchzuführen, an dem die Bodenbedingungen am ungünstigsten sind. 
Die Bemessungsnachweise sind bis zu Werten der axialen Belastung zu führen, die zum Bruch des Komplexes Pfahl-Boden führen, oder zumindest bis Versagensdiagramme des Pfahlkopfs in Abhängigkeit der Lasten und Zeiten ermittelt werden können, die für die Bewertung der Tragfähigkeit von Bedeutung sind. 
Das Einspannsystem ist so zu bemessen, dass für die Prüflast ein Wert möglich ist, der nicht niedriger als das 2,5-fache der für die GZG-Nachweise verwendeten Bemessungseinwirkung ist. 
Die Tragfähigkeit des Komplexes Pfahl-Boden wird gleich dem Wert der angewandten Last angesetzt, der einem Nachgeben des Pfahlkopfs in einer Größenordnung von 10 % des Durchmessers bei kleinen und mittleren Pfahldurchmessern (d < 80 cm) sowie von mindestens 5 % des Durchmessers bei Pfählen mit größerem Durchmesser (d ≥ 80 cm) entspricht. 
Wenn im Laufe des Nachweises solche Versagenswerte nicht erreicht werden, kann unter der Bedingung, dass die Untersuchungskurve ein überwiegend nichtlineares Verhalten des Komplexes Pfahl-Boden aufzeigt, zur Extrapolation der Untersuchungskurve übergegangen werden. 
Für Pfähle mit großem Durchmesser, können statische Nachweise herangezogen werden, die an Pfählen der gleichen Länge, jedoch mit einem geringeren Durchmesser als die zu errichtenden Pfählen durchgeführt werden, sofern diese Nachweise angemessen begründet und interpretiert werden, damit sie nützliche Daten für die zu errichtenden Pfähle liefern. In jedem Fall darf die Verringerung des Durchmessers nicht mehr als 50 % betragen, damit ein Pfahl mit einem großen Durchmesser (d ≥ 80 cm) simuliert werden kann; der Prüfpfahl ist mit geeigneten Messgeräten zu versehen, um eine separate Ermittlung der Mobilisierungskurven der seitlichen Tragfähigkeit und der Tragfähigkeit der Basis zu ermöglichen. 
Als Bemessungsnachweise können dynamische Nachweise mit hohem Verformungsgrad geführt werden, sofern sie angemessen interpretiert werden, damit sie Daten liefern, die vergleichbar mit denjenigen aus einem entsprechenden Nachweis der statischen Bemessungslast sind.
6.4.3.7.2
Nachweise in der Bauphase 
An Gründungspfählen, mit Ausnahme derjenigen, die vorwiegend durch horizontale Einwirkungen beansprucht werden, sind statische Lastnachweise durchzuführen, um deren Verhalten unter Bemessungseinwirkungen zu prüfen. Diese Nachweise sind bis zu einer axialen Belastung zu führen, die dem 1,5-fachen der Bemessungseinwirkung entspricht, die für die GZG-Nachweise verwendet wird. 
Bei Pfählen, die für die separate Erhebung der Mobilisierungskurven der Tragfähigkeiten entlang der Oberfläche und an der Basis ausgestattet sind, kann die maximale axiale Bemessungsbelastung mit dem 1,2-fachen der Bemessungseinwirkung, die für die GZG-Nachweise verwendet wird, angesetzt werden. 
Die Anzahl und der Standort der Lastnachweise sind je nach der Wichtigkeit des Bauwerks und dem Homogenitätsgrad des Gründungsbodens festzulegen. In jedem Fall darf bei jedem Gründungssystem die Gesamtanzahl der Nachweise folgende Werte nicht unterschreiten: 
−
1 bei einer Anzahl von bis zu 20 Pfählen,
−
2 bei einer Anzahl von 21 bis 50 Pfählen, 
−
3 bei einer Anzahl von 51 bis 100 Pfählen, 
−
4 bei einer Anzahl von 101 bis 200 Pfählen, 
−
5 bei einer Anzahl von 201 bis 500 Pfählen, 
−
die ganze Zahl, die dem Wert 5 + n/500 am nächsten ist, wenn die Pfahlanzahl n größer als 500 ist.
Unbeschadet der oben genannten Mindestgesamtzahl der Lastnachweise kann die Anzahl der statischen Lastnachweise verringert werden, wenn als Ersatz dynamische Lastnachweise, die mit den statischen Bemessungslastnachweisen an Pilotpfählen abzugleichen sind, geführt werden und zerstörungsfreie Prüfungen an mindestens 50 % der Pfähle durchgeführt werden, um deren Länge und strukturelle Integrität zu prüfen. In jedem Fall muss mindestens ein statischer Lastnachweis durchgeführt werden. 
Bei Pfahlgründungen von Bauwerken, die besonders harten Umgebungsbedingungen ausgesetzt sind, wie zum Beispiel Offshore-Konstruktionen mit erhöhtem Wasserstand, kann auf einschlägige spezifische Rechtsvorschriften verwiesen werden. 
6.5.
STÜTZBAUTEN 
Die Normen gelten für alle Bauwerke und für Baumaßnahmen, die einen Boden- oder Materialkörper mit ähnlichem Verhalten sicher stützen. Insbesondere: 
–
Mauern, deren Stützfunktion durch das Eigengewicht der Mauer und den Boden, der unmittelbar auf die Mauer einwirkt, gewährleistet wird (z. B. Schwerkraftmauer, Mauern mit Konsolen, Strebemauern); 
–
Schlitzwände, deren Stützfunktion in erster Linie durch die Tragfähigkeit des Bodens vor dem Bauwerk und durch eventuelle Verankerungen und Streben sichergestellt ist; 
–
Mischkonstruktionen, deren Stützfunktion auch auf Verbesserungsmaßnahmen sowie dem Vorhandensein von speziellen Verstärkungs- und Verbindungselementen beruht.
Bei vorhandenen seismischen Einwirkungen müssen die Stützbauten neben den Bestimmungen des vorliegenden Absatzes auch die Nachweiskriterien des nachstehenden Absatzes 7.11.6 erfüllen.
6.5.1
ALLGEMEINE BEMESSUNGSKRITERIEN 
Die Wahl der Art des Stützbaus muss im Einklang mit der Größe und den Funktionsanforderungen des Bauwerks, den mechanischen Eigenschaften der vorhandenen und aufgeschütteten Böden, dem Porenwasserdruck, den Wechselwirkungen mit den umliegenden Bauwerken sowie den allgemeinen Stabilitätsbedingungen des Standorts erfolgen. Außerdem ist die Auswirkung auf die Sicherheit ergänzender Vorrichtungen (wie Verstärkungen, Drainagen, Zuganker und Verankerungen) und der Bauphasen zu berücksichtigen. 
Bei den Stützmauern muss der Aufschüttungsboden auf der Rückseite der Mauer mit der geeigneten Verdichtungstechnik aufgebracht werden und eine Korngrößenverteilung aufweisen, die langfristig eine wirksame Drainage ermöglicht. Es können auch trennende und filtrierende Geotextilien verwendet werden, die zwischen dem vorhandenen Boden und dem aufgeschütteten Boden eingesetzt werden. Die Drainage ist so zu planen, dass sie auf das ganze signifikante Volumen auf der Rückseite der Mauer wirkt. 
Es sind alle Auswirkungen zu bewerten, die durch einen teilweisen Verlust der Wirksamkeit spezieller Vorrichtungen entstehen, wie z. B. der Drainagesysteme an der Oberfläche und in der Tiefe, der Zuganker und der Verankerungen. Für alle diese Fälle ist ein detaillierter Kontroll- und Überwachungsplan zu erstellen, sofern der Verlust der Wirksamkeit Risikoszenarien nach sich zieht. 
Bei schon bestehenden Bauwerken muss das Verhalten des Stützbaus die vorgesehenen Funktions- und Stabilitätsniveaus sicherstellen. Insbesondere sind jedoch alle Bodenverschiebungen auf der Rückseite des Stützbaus zu bewerten sowie ihre Kompatibilität mit den Sicherheitsbedingungen und der Funktionstüchtigkeit der schon bestehenden Bauwerke nachzuweisen. Wenn während der Bauphase oder nach der Anwendung von Drainagesystemen eine Veränderung des Porenwasserdrucks im Untergrund auftritt, sind die Auswirkungen zudem auch im Hinblick auf die Stabilität und Funktionstüchtigkeit bestehender Bauwerke zu bewerten. 
Die geotechnischen Untersuchungen müssen so umfassend sein, dass der Nachweis der lokalen und globalen Stabilitätsbedingungen des Komplexes Bauwerk-Boden, auch unter der Berücksichtigung von eventuellen Filtrationswirkungen, möglich ist. 
Die physikalischen und mechanischen Eigenschaften der Aufschüttungsmaterialien müssen vorgeschrieben werden.
6.5.2
EINWIRKUNGEN 
Einwirkungen auf Stützbauten sind diejenigen Einwirkungen, die durch das Eigengewicht des Erdreichs und des Aufschüttungsmaterials, durch Überlasten, durch Wasser, durch eventuelle vorgespannte Verankerungen, durch Wellenkraft, durch Anprall und Kollisionen, durch Temperaturveränderungen und Eis verursacht werden.
6.5.2.1
Überlasten 
Bei der Bewertung von Überbelasten auf der Rückseite von Stützbauten sind eventuell vorhandene Bauwerke, Materiallager, durchfahrende Fahrzeuge und Hebevorrichtungen zu berücksichtigen.
6.5.2.2
Geometrisches Referenzmodell
Das geometrische Modell muss mögliche Veränderungen des Bodenprofils auf beiden Seiten der Stützfläche im Vergleich zu den Nennwerten berücksichtigen. 
Sofern die Stützfunktion durch die Tragfähigkeit des Bodenvolumens unten an dem Bauwerks sichergestellt wird, ist die Höhe unterhalb um einen Wert zu verringern, der dem kleinsten der folgenden Werte entspricht:
· 10 % der Höhe des zu stützenden Bodens bei freitragenden Konstruktionen;
· 10 % des Höhenunterschieds zwischen der unteren Ebene der Einspannung und der Baugrubensohle bei eingespannten Konstruktionen;
· 0,5 m.
Die Höhe der freien Wasserfläche ist auf der Grundlage von Messungen und der möglichen Entwicklung des Porenwasserdrucks zu wählen, und zwar auch im Hinblick auf außergewöhnliche Ereignisse und mögliche Fehlfunktionen der Drainagesysteme. Sofern keine speziellen Drainagesysteme vorhanden sind, muss bei den Nachweise im Grenzzustand der Tragfähigkeit immer davon ausgegangen werde, dass die freie Grundwasseroberfläche nicht geringer ist als die Oberfläche des höchsten Punkts der Böden mit geringer Durchlässigkeit ist (k <10-6 m/s).
6.5.3
NACHWEISE IN DEN GRENZZUSTÄNDEN 
Die Nachweise, die durch Analyse der Wechselwirkungen zwischen Boden und Tragwerk oder mittels vereinfachter Methoden geführt werden, müssen stets die Gleichgewichts- und Kongruenzbedingungen und die Kompatibilität mit den Tragfähigkeitskriterien des Bodens beachten. Darüber hinaus muss die Abhängigkeit zwischen dem Druck des Erdreichs und der Verschiebung des Bauwerks berücksichtigt werden.
6.5.3.1
Sicherheitsnachweise (GZT) 
Bei den Sicherheitsnachweisen sind alle kurz- und langfristigen Mechanismen des Grenzzustands der Tragfähigkeit zu berücksichtigen. Die Grenzzustände der Tragfähigkeit bei Stützbauten beziehen sich auf die Entwicklung von Versagensmechanismen, die mittels Mobilisierung der Bodentragfähigkeit bestimmt werden, und auf das Erreichen des Grenzzustands der Tragfähigkeit der tragenden Teile, welche die Bauten selbst bilden. 
6.5.3.1.1
Stützmauern 
Bei Stützmauern oder anderen vergleichbaren Mischkonstruktionen sind die Nachweise zumindest in Bezug auf die folgenden Grenzzustände zu führen, wobei sicherzustellen ist, dass die Bedingung [6.2.1] bei jedem berücksichtigten Grenzzustand gegeben ist: 
▪
GZT geotechnischer Art (GEO) 
–
Gleiten auf der Gründungssohle; 
–
Versagen durch Grenzlast des Komplexes Gründung-Boden; 
–
Kippen;
–
globale Stabilität des Komplexes Stützbau-Boden;
▪
GZT struktureller Art (STR) 
–
Erreichen des Grenzzustands der Tragfähigkeit der tragenden Teile.
Der Nachweis der globalen Stabilität des Komplexes Stützbau-Boden muss, analog zu den Bestimmungen in Absatz 6.8, anhand der Kombination 2 (A2 + M2 + R2) aus Ansatz 1 geführt werden, wobei die Teilbeiwerte in den Tabellen 6.2.I und 6.2.II für die Einwirkungen und geotechnischen Parameter und in der Tabelle 6.8.I für die Sicherheitsnachweise von Bauwerken aus Schüttgütern und Aushubfronten zu berücksichtigen sind. 
Die verbleibenden Nachweise sind anhand des Ansatzes 2 mit der Kombination (A1 + M1 + R3) zu führen, wobei die in den Tabellen 6.2.I, 6.2.II und 6.5.I angegebenen Werte der Teilbeiwerte zu berücksichtigen sind. 
In dem Nachweis gegen Kippen sin die Beiwerte R3 aus der Tabelle 6.5.I auf die Auswirkungen der stabilisierenden Einwirkungen anzuwenden. 
Tab. 6.5.I - Teilbeiwerte γR für die Nachweise in den Grenzzuständen der Tragfähigkeit bei Stützmauern 
	Nachweis
	Teilbeiwert 
(R3)

	Tragfähigkeit der Gründung 
	γR = 1,4

	Gleiten 
	γR = 1,1

	Kippen
	γR = 1,15

	Tragfähigkeit des Bodens unterhalb 
	γR = 1,4


Im Allgemeinen sind die Berechnungsannahmen des Drucks auf der Grundlage der vorhersehbaren Verschiebungen von Bauwerk und Boden zu rechtfertigen oder anhand einer Analyse der Wechselwirkungen von Boden und Tragwerk zu bestimmen. Beim Druck sind Überlasten, Neigung der Erdoberfläche, die Neigung der Stützfläche im Vergleich zur Vertikalen, Porenwasserdruck und Auswirkungen der Filtration im Erdreich zu berücksichtigen. Bei der Druckberechnung kann die Reibung, die zwischen Wand und Boden entsteht, berücksichtigt werden. Die für den entsprechenden Reibungskoeffizienten angesetzten Werte sind im Hinblick auf die Art der in Berührung kommenden Materialien und den effektiven Mobilisierungsgrad zu rechtfertigen. 
Für den Nachweis bei Translation der Gründungssohle von Stützmauern mit Flachgründungen, ist in der Regel der Beitrag des passiven Bodenwiderstands vor der Mauer nicht zu berücksichtigen. In besonderen Fällen, die anhand von Überlegungen in Bezug auf die mechanische Eigenschaften der Böden und die baulichen Ausführungen zu rechtfertigen sind, ist die Berücksichtigung eines Anteils (jedoch nicht höher als 50 %) eines solchen passiven Widerstands an die Annahme eines effektiven Auftretens eines solchen Beitrags gekoppelt sowie an den Nachweis, dass die notwendigen Verschiebungen für die Mobilisierung dieses Anteils mit den erwarteten Leistungen des Bauwerks vereinbar sind. 
Bei Misch- oder Verbundkonstruktionen sind die globalen Stabilitätsnachweise durch Nachweise der lokalen Stabilität und der Funktionstüchtigkeit und Dauerhaftigkeit der einzelnen Bauteile zu ergänzen. 
6.5.3.1.2
Schlitzwände 
Bei Schlitzwänden sind zumindest in Bezug folgenden Grenzzustände der Tragfähigkeit zu berücksichtigen, wobei sicherzustellen ist, dass die Bedingung [6.2.1] bei jedem berücksichtigten Grenzzustand gegeben ist: 
▪
GZT geotechnischer Art (GEO) und hydraulischer Art (UPL und HYD)
−
Versagen durch Rotation um einen Punkt des Bauwerks (starrer Bewegung);
−
Versagen durch vertikale Grenzlast;
−
Abgleiten einer oder mehrerer Verankerungen;
−
Instabilität der Baugrubensohle bei feinkörnigen undrainierten Böden;
−
Instabilität der Baugrubensohle durch Aufschwimmen;
−
Grundbruch der Baugrubensohle;
−
globale Instabilität des Komplexes Stützbau-Boden;
▪
GZT struktureller Art (STR)
−
Erreichen des Grenzzustands der Tragfähigkeit an einer oder mehreren Verankerungen;
−
Erreichen des Grenzzustands der Tragfähigkeit einer oder mehrerer Streben oder der Kontrastsysteme; 
−
Erreichen des Grenzzustands der Tragfähigkeit struktureller Art der Schlitzwand. 
Der Nachweis der globalen Stabilität des Komplexes Stützbau-Boden muss anhand der Kombination 2 (A2 + M2 + R2) aus Ansatz 1 geführt werden, wobei die Teilbeiwerte in den Tabellen 6.2.I, 6.2.II und 6.8.I zu berücksichtigen sind. 
Die Nachweise im Hinblick auf die Grenzzustände hydraulischer Art (UPL und HYD) sind gemäß den Bestimmungen in Absatz 6.2.4.2 zu führen.
Die verbleibenden Nachweise sind gemäß Ansatz 1 zu führen, wobei folgende beiden Kombinationen von Beiwerten zu betrachten sind: 
−
Kombination 1: (A1 + M1 + R1) 
−
Kombination 2: (A2 + M2 + R1) 
Hierbei sind die Werte der Teilbeiwerte in den Tabellen 6.2.I und 6.2.II zu berücksichtigen und die Beiwerte R der Gruppe R1 mit dem Wert 1 anzusetzen.
Bei Schlitzwänden müssen die Bemessungsberechnungen die Nachweise in Bezug auf eventuelle Verankerungen, Streben oder Verstrebungsstrukturen umfassen.
Unbeschadet der Bestimmungen in Absatz 6.5.3.1.1 für die Berechnung des Drucks, sind bei Werten des Reibungswinkels zwischen Boden und Wand δ > ϕ′/2 für die Bewertung des passiven Widerstands die Unebenheit der Gleitflächen zu berücksichtigen.
6.5.3.2
Nachweise der Gebrauchstauglichkeit (GZG) 
In allen Fällen sind Verschiebungen der Stützbauten und des umliegenden Erdreichs unter Betriebsbedingungen zu bewerten, um ihre Kompatibilität mit der Funktionstüchtigkeit des Bauwerks und mit der Sicherheit und Funktionstüchtigkeit von benachbarten Bauwerken, auch nach Veränderungen des Porenwasserdrucks, nachzuweisen. 
Sind Bauwerke vorhanden, die besonders sensibel gegenüber Verschiebungen der Stützbauten sind, ist eine spezifische Analyse der Wechselwirkungen zwischen Bauten und Boden zu erstellen, wobei die Abfolge der Bauphasen zu berücksichtigen ist. 
6.6.
ZUGANKER 
Zuganker sind tragende Bauteile, die in geeigneter Weise mit dem Boden verbunden sind und Zugkräfte aushalten können. 
6.6.1.
BEMESSUNGSKRITERIEN 
Bei der Bemessung ist bei den Verankerungen zwischen temporären und permanenten Ankern zu unterscheiden. 
Die Verankerungen können weiterhin in aktive oder vorgespannte Verankerungen, wenn in dem Anker eine anfängliche Spannungskraft erzeugt wird, und passive oder nicht vorgespannte Verankerungen unterteilt werden. 
Bei der Wahl des Verankerungstyps sind die vorhersehbaren Beanspruchungen, die Untergrundeigenschaften und die Aggressivität der Umgebung zu berücksichtigen. 
Bei der Bemessung sind die Ausrichtung, die Länge und Anzahl der Verankerungen, die Ausführungstechnik und -toleranzen, die Bemessungstragfähigkeit Rad sowie ggf. das Spannprogramm anzugeben. 
Wenn aktive Verankerungen für eine dauerhafte Funktion verwendet werden, müssen alle erforderlichen baulichen Vorkehrungen getroffen werden, um die Dauerhaftigkeit und Wirksamkeit des Ankerkopfsystems, insbesondere bei Litzenankern und insbesondere im Hinblick auf Korrosion, während der gesamten Nennlebensdauer des Tragwerks sicherzustellen. Weiterhin sind wirksame lokale Haltevorrichtungen für die Bewehrung im Hinblick auf mögliche Unterteilungen während des Betriebs vorzusehen.
Bei der Bemessung ist ein Programm für die ordentliche Instandhaltung festzulegen, das auch nachfolgende Maßnahmen zur Justierung und/oder zum Austausch der Verankerungsvorrichtungen umfassen kann. Weiterhin ist ein Überwachungsplan vorzusehen, um das Verhalten der Anker im zeitlichen Verlauf zu kontrollieren.
Wenn die Verankerungsfunktion durch Platten, Stützpfähle oder ähnliche Elemente erfolgt, ist es erforderlich, Überlappungen zwischen dem passiven Bereich der Verankerungen und dem aktiven Bereich auf der Rückseite der Stützbauten zu vermeiden. 
Um bei einer Verankerung die Sicherheit gegen Abgleiten zu bewerten, kann in erster Annäherung mithilfe theoretischer Formel oder empirischer Korrelationen vorgegangen werden. Eine experimentelle Bestätigung anhand von Zugversuchen vor Ort in den Bemessungsphasen und während der Bauphase ist immer notwendig. 
6.6.2.
SICHERHEITSNACHWEISE (GZT) 
Bei den Sicherheitsnachweisen sind alle kurz- und langfristigen Mechanismen des Grenzzustands der Tragfähigkeit zu berücksichtigen. 
Die Grenzzustände der Tragfähigkeit bei Zugankern beziehen sich auf die Entwicklung von Versagensmechanismen, die mittels Mobilisierung der Bodentragfähigkeit bestimmt werden, und auf das Erreichen des Grenzzustands der Tragfähigkeit der tragenden Teile, welche diese bilden. 
Für die geotechnischen Bemessung muss die Bedingung [6.2.1], unter besonderer Bezugnahme auf einen Grenzzustand des Abgleitens des Verankerungsfundaments, gegeben sein. Der Nachweis dieser Bedingung kann anhand der Kombination A1 + M1 + R3 geführt werden, wobei die in den Tabellen 6.2.I, 6.2.II und 6.6.I angegebenen Teilbeiwerte zu berücksichtigen sind. 
Der Nachweis in Bezug auf das Abgleiten des Verankerungsfundaments wird geführt, indem die maximale Bemessungseinwirkung Ed mit der Bemessungstragfähigkeit Rad verglichen wird, die ermittelt wird, indem auf die charakteristische Tragfähigkeit Rak die Teilbeiwerte γR angewandt werden, die in der Tabelle 6.6.I angegeben sind. 
Tabelle 6.6.I - Teilbeiwerte für die Tragfähigkeit der Verankerungen 
	
	Symbol
	Teilbeiwert

	Temporär 
	γR 
	1,1 

	Permanent 
	γR
	1,2 


Der charakteristische Wert der Sicherheit gegen Abgleiten der Verankerung Rak ist zu ermitteln: 
a)
anhand von Ergebnissen der Bemessungsnachweise an Prüfankern; 
b)
mit analytischen Berechnungsmethoden, anhand der charakteristischen Werte der geotechnischen Parameter, die aus den Ergebnissen der Prüfungen vor Ort und/oder im Labor abgeleitet wurden. 
Im Fall a entspricht der Wert der charakteristischen Tragfähigkeit Rak dem kleinsten der Werte, die ermittelt werden, indem die Korrelationsfaktoren ξa1 und ξa2 in der Tabelle 6.6.II jeweils auf den mittleren und den kleinsten Wert der Tragfähigkeiten Ra,m angewandt werden, die in den Nachweisen gemessen wurden: 
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Im Fall b entspricht der Wert der charakteristischen Tragfähigkeit Rak dem kleinsten der Werte, die ermittelt werden, indem die Korrelationsfaktoren ξa3 und ξa4 in der Tabelle 6.6.III jeweils auf den mittleren und den kleinsten Wert der durch Berechnung bestimmten Tragfähigkeiten Ra,c angewandt werden. Bei der Bewertung der Faktoren ξa3 und ξa4 ist zu berücksichtigen, dass als Untersuchungsprofile nur diejenigen dienen, die eine vollständige Identifikation des geotechnischen Untergrundmodells für den Boden des Verankerungsfundaments ermöglichen. 
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Bei der analytischen Bewertung der Sicherheit gegen Abgleiten von Verankerungen sind keine Teilsicherheitsbeiwerte auf die charakteristischen Werte der Bodentragfähigkeit anzuwenden; in diesem Zusammenhang wird auf die Teilsicherheitsbeiwerte M1 verwiesen. 
Tab. 6.6.II - Korrelationsfaktoren zur Ableitung der charakteristischen Tragfähigkeit aus Bemessungsnachweisen, in Abhängigkeit von der Anzahl der Prüfanker
	Anzahl der Prüfanker
	1 
	2 
	> 2 

	ξa1
	1,5 
	1,4 
	1,3 

	ξa2
	1,5 
	1,3 
	1,2 


Tabelle 6.6.III - Korrelationsfaktoren zur Ableitung der charakteristischen Tragfähigkeit aus geotechnischen Nachweisen, in Abhängigkeit von der Anzahl n der Untersuchungsprofile
	Anzahl der Untersuchungsprofile
	1 
	2 
	3 
	4 
	≥ 5 

	ξa3
	1,80 
	1,75 
	1,70 
	1,65 
	1,60 

	ξa4
	1,80 
	1,70 
	1,65 
	1,60 
	1,55 


Bei den Prüfzugankern muss die Litzenbewehrung aus Federstahl des freien Teils so bemessen sein, dass die charakteristische Tragfähigkeit an der Streckgrenze des freien Teils immer größer als der maximale Zug der Prüfung ist.
6.6.3.
KONSTRUKTIVE ASPEKTE 
Für die Realisierung von Verankerungen des aktiven Typs sind qualifizierte Systeme gemäß Absatz 11.5.2 zu verwenden. Die Dauerhaftigkeit und die Bodenkompatibilität der für die Zugankerherstellung verwendeten Materialien sowie die Korrosionsschutzsysteme sind zu dokumentieren.
Der Lochdurchmesser der Löcher darf nicht kleiner als die in der Bemessung vorgesehenen Nenndurchmesser sein. 
Das Spannen der Zuganker hat im Einklang mit dem Bemessungsprogramm zu erfolgen. Das Spannen darf keinesfalls beginnen, bevor das Abbinden und Aushärten des Materials, aus dem das Verankerungsfundament besteht, beendet ist. 
6.6.4.
LASTNACHWEISE 
6.6.4.1.
Bemessungsnachweise an vorläufigen Verankerungen 
Die vorläufigen Verankerungen zu Prüfzwecken (Bemessungsverankerungen), die stärkeren Beanspruchungen als bei den Nachweisen ausgesetzt werden und nicht zur anschließenden Verwendung bestimmt sind, sind mithilfe des gleichen Konstruktionssystems wie die endgültigen Verankerungen, am gleichen Ort und unter gleichen Umgebungsbedingungen zu realisieren. 
Die vorläufigen Verankerungen zu Prüfzwecken sind nach der Durchführung von Arbeiten wie Aushebungen und Aufschüttungen anzubringen, welche die Tragfähigkeit des Fundaments beeinflussen können. 
Bei den Bewertungen wird die Veränderung der Sicherheit gegen Abgleiten im Laufe der Zeit, bedingt durch das viskose Verhalten des Bodens und die Materialien, die die Verankerung bilden, berücksichtigt. 
Die Anzahl der Bemessungsnachweise darf folgende Zahlen nicht unterschreiten: 
−
1 bei einer Anzahl von bis zu 30 Verankerungen, 
−
2 bei einer Anzahl von 31 bis 50 Verankerungen, 
−
3 bei einer Anzahl von 51 bis 100 Verankerungen, 
−
7 bei einer Anzahl von 101 bis 200 Verankerungen, 
−
8 bei einer Anzahl von 201 bis 500 Verankerungen, 
−
10 bei einer Anzahl von mehr als 500 Verankerungen.
6.6.4.2.
Lastnachweise an den Verankerungen während der Bauphase
Die Lastnachweise während der Bauphase sind an allen Verankerungen zu führen, um deren Verhalten unter Bemessungseinwirkungen zu prüfen. Der Nachweis besteht in der Anwendung eines einfachen Belastungs- und Entlastungszyklus; bei diesem Zyklus wird der Zuganker einer Kraft in Höhe der 1,2-fachen Bemessungseinwirkung Pd , die für die GZG-Nachweise verwendet wird, ausgesetzt, wobei nachgewiesen wird, dass die gemessenen Dehnungen innerhalb der vorgesehenen Grenzen und/oder innerhalb der Grenzen, die mit den Messungen an den vorläufigen Verankerungen zu Prüfzwecken vereinbar sind, liegen. 
6.7.
UNTERIRDISCHE BAUTEN 
Die vorliegenden Normen definieren die technischen Verfahren für die Bemessung und Konstruktion von unterirdischen Bauten, wie Tunnel, Höhlen und Brunnen, die vollständig im Untergrund gebaut werden mithilfe von koordinierten Vorgängen des Abtransports von vorhandenem Erdreich und/oder Fels, der Durchführung von eventuell erforderlichen Maßnahmen zur kurz- und langfristigen Stabilisierung des Hohlraums sowie der endgültigen Auskleidung.
6.7.1.
ALLGEMEINE VORSCHRIFTEN 
Die Bemessung von unterirdischen Bauten muss aufgrund ihrer Besonderheiten so erfolgen, dass der Festlegung des geologischen und geotechnischen Referenzmodells besondere Aufmerksamkeit beigemessen wird.
Der gewählte Bemessungsansatz muss den Einsatz von Methoden vorsehen, die geeignet sind, in den Ausführungsphasen den Auswirkungen in Zusammenhang mit Veränderungen des zuvor bestehenden Spannungszustands in den Böden und/oder dem Fels sowie Veränderungen der hydraulischen Situation des Untergrunds innerhalb des Hohlraums infolge der Aushubtätigkeiten vorzubeugen oder diese zu kontrollieren. Insbesondere ist das Erreichen von Stabilitätsbedingungen in dem Hohlraum, nach Abschluss der Arbeiten, im Hinblick auf die Bedingungen und Eigenschaften des Standorts sowie auf die Folgen, zu denen es in der unmittelbaren Umgebung kommen kann, nachzuweisen. Zu diesem Zweck sind in der Bemessung – in unmittelbarem Zusammenhang mit den Ergebnissen der geologischen und geotechnischen Untersuchungen – folgende Details zu spezifizieren und angemessen zu begründen: 
−
Geometrie, Standort (für punktuelle Bauten wie Höhlen und Brunnen) und Streckenführung der Bauten (für Bauten mit linearem Verlauf, wie z. B. Tunnel);
−
Aushubmethoden und -techniken traditioneller oder maschineller Art; 
−
eventuelle Stabilisierungsmaßnahmen (wie die Verbesserung und Stärkung von Böden und Fels), die an der Aushubfront und den Aushubwänden durchzuführen sind, Auskleidungsstrukturen (in der ersten Bauphase oder endgültige) und eventuelle Schutzbauten an den Eingängen;
−
Modalitäten und Verfahren zum Auffangen von Grundwasser und Kontrolle des Porenwasserdrucks;
−
Maßnahmen zur Verhinderung der Auslösung und/oder Reaktivierung eventueller Abrutschphänomene, insbesondere bei Tunnelwänden und Eingangsbereichen;
−
nützliche Elemente, um Vorkehrungen im Hinblick auf Aushubmethoden und -techniken, Maßnahmen, Sicherheitspläne und -normen festzulegen, und zwar auch im Hinblick auf spezielle Gefahrensituationen durch das Vorhandensein von giftigen oder explosiven Gasen, (natürlichen oder anthropogenen) Hohlräumen oder plötzlichen Wassereinbrüchen; 
−
Probleme bei der Verbringung der aus dem Aushub stammenden Materialien, einschließlich der Bestimmung eventuell erforderlich werdender Maßnahmen zur Inertisierung im Hinblick auf die Art der Materialien. 
6.7.2.
GEOLOGISCHE CHARAKTERISIERUNG 
Der Umfang und die Tiefgründigkeit der geologischen Studien und Untersuchungen sind anhand der geologischen Komplexität, der Umweltanfälligkeit des Standorts sowie der Position und den Maßen des Bauwerks zu bemessen. 
Das geologische Referenzmodell muss die allgemeinen geologischen Eigenschaften der Böden und des von dem Aushub betroffenen Fels beschreiben, wobei Art und Verteilung der Gesteinsarten und strukturelle Merkmale anzugeben sind sowie der Ermittlung von Berührpunkten zwischen Grundformation und Deckschicht, von stratigrafischen Kontakten, von Verwerfungen in Zusammenhang mit oder in der Nähe von Bauten und von sonstigen Diskontinuitäten besondere Beachtung beizumessen ist. Weiterhin sind die seismotektonischen Eigenschaften und die Abrutschgefährdung des von dem Projekt betroffenen Bereichs festzustellen, die insbesondere für Tunnelwände und Eingangsbereiche relevant sind; auf das Vorhandensein von Karsthöhlen ist ggf. hinzuweisen. 
Die Untersuchungen müssen sich außerdem auf die hydrogeologischen Bedingungen, die Merkmale der in dem Gebiet vorhandenen Aquifere sowie die umwelttechnischen Risiken durch das Vorhandensein von giftigen und explosiven Gasen und von schädlichen Mineralien erstrecken. 
6.7.3.
GEOTECHNISCHE CHARAKTERISIERUNG UND MODELLIERUNG 
Anhand von spezifischen Untersuchungen vor Ort und im Labor ist die physikalisch-mechanische Charakterisierung von Böden und Fels, sowohl im Hinblick auf das Volumen als auch auf den Fels, sicherzustellen. Sofern erforderlich, hat die Charakterisierung so zu erfolgen, dass hierbei Druckpotenziale und/oder möglicher Auftrieb und die mechanischen Eigenschaften entlang der Diskontinuitäten bewertet werden. Außerdem sind die Porenwasserdruckbedingungen sowie das eventuelle Vorhandensein von Filtrationswirkungen festzustellen.
Das geotechnische Modell des Untergrunds muss die Durchführung der Bemessungsanalysen und der Sicherheitsnachweise gemäß dem nachstehenden Absatz 6.7.5 ermöglichen. Hierzu muss es die unter physikalisch-mechanischen Gesichtspunkten homogenen Zonen ausweisen und die Porenwasserdruckbedingungen in dem von dem Aushub betroffenen Untergrund darstellen. Zudem muss die physikalisch-mechanische Charakterisierung der Materialien den vorgesehenen analytischen und/oder numerischen Verfahren entsprechen.
Sofern die Bemessung auf die „Beobachtungsmethode“ Bezug nimmt, können ergänzende Untersuchungen und Nachweise während der Bauphase durchgeführt werden, sofern diese der Bewertung von Parametern dienen, die für die Auswahl der bereits in der Bemessung genannten Alternativlösungen signifikant sind. 
6.7.4.
BEMESSUNGSKRITERIEN 
Auf Grundlage des geotechnischen Untergrundmodells muss die Bemessung eine quantitative Prognose der Auswirkungen beinhalten, die durch den Aushub in der Umgebung des Hohlraums und an der Oberfläche entstehen – unter besonderer Berücksichtigung von oberflächennahen Aushebungen und Tunneln in städtischen Umgebungen – und anhand derer die Wahl der Aushubmethoden und -techniken und der eventuellen Maßnahmen zur Verbesserung und Stärkung in der Vortriebsphase zu erfolgen hat. Die – vorläufigen und endgültigen – Auskleidungsstrukturen – und, sofern angemessen, die Schutzbauten an den Eingängen sind zu bemessen. Weiterhin sind bei Bauten in Hangbereichen die Bedingungen der globalen Stabilität der Hänge zu bewerten, mit denen die Bauten interagieren, und zwar im Hinblick auf die Bau- und auf die Betriebsphase. 
Die Festlegung von Maßnahmen zur Verbesserung und Stärkung von Böden und Fels, um die lokale und globale Stabilität der Bauten sicherzustellen, ist angemessen zu begründen, ebenso ist die Bemessung des Umfangs dieser Maßnahmen zu begründen und zu erläutern.
6.7.5.
BEMESSUNGSANALYSEN UND SICHERHEITSNACHWEISE
Die Analysen sind auf die verschiedenen Aushub- und Bauphasen sowie auf die Betriebsbedingungen beziehen.
Die Nachweise sind im Hinblick auf die Grenzzustände der Tragfähigkeit (GZT) und die Grenzzustände der Gebrauchstauglichkeit (GZG) zu führen.
Zu berücksichtigen sind die Grenzzustände der Tragfähigkeit im Hinblick auf das Erreichen des Grenzzustands von Boden oder Fels, die von dem Aushub betroffen sind (GEO), und die Grenzzustände der Tragfähigkeit im Hinblick auf das Erreichen des Grenzzustands der tragenden Teile, welche in den Maßnahmen zur Stabilisierung und Auskleidung in der vorläufigen und endgültigen Phase inbegriffen sind (STR). Außerdem ist eine quantitative Bewertung der Auswirkungen vorzunehmen, die durch die unterirdischen Bauten an bestehenden Bauwerken und Konstruktionen entstehen. Mögliche Grenzzustände der Tragfähigkeit hydraulischer Art, die durch Wasserdrücke an der Aushubfront und den Aushubwänden während der Vortriebsphase (UPL) bzw. durch erhöhte hydraulische Gradienten bei Querung von grundbruchsensiblen Böden (HYD) entstehen, sind zu berücksichtigen.
Die die globalen Stabilitätsnachweise in Bezug auf die Hänge, mit denen die Bauten interagieren, und die Aushubfront sind anhand der in den Absätzen 6.3 und 6.8 angegebenen Kriterien für die natürlichen Hänge und für die Ausbruchfronten zu führen. 
Die Nachweise in den Grenzzuständen der Tragfähigkeit sind gemäß Ansatz 1 zu führen, wobei die beiden Kombinationen von Beiwerten
− Kombination 1: (A1 + M1 + R1) 
− Kombination 2: (A2 + M2 + R2) 
mit den in den Tabellen 6.2.I und 6.2.II angegebenen Werten der Teilbeiwerte sowie mit den Beiwerten R der Gruppen R1 und R2 mit dem Wert 1 zu berücksichtigen sind.
Die strukturellen Nachweise für Verstärkungselemente, bei dem Vortrieb an der Aushubfront und den Aushubwänden, und für vorläufige und endgültige Auskleidungsstrukturen sind gemäß den Bestimmungen in Absatz 6.2.4.1.3 zu führen, wobei die charakteristischen Werte der geotechnischen Parameter zu verwenden sind.
Die Nachweise in den Grenzzuständen der Tagfähigkeit hydraulischer Art sind anhand der Kriterien in Absatz 6.2.4.2 zu führen. 
Sofern die Bemessung auf der Beobachtungsmethode gemäß Absatz 6.2.5 basiert, müssen die Analysen eine quantitative Bewertung des Verhaltens der Bauten in den verschiedenen Aushub- und Bauphasen ermöglichen, sodass Prognosen in Bezug auf die Werte der repräsentativen Größen des Hohlraumverhaltens – unter besonderer Beachtung der Werte der radialen Konvergenz, der Längsverformung der Front und, falls zutreffend, der Flächenverschiebungen – erstellt werden können, damit ein Vergleich der Prognosen mit den Messwerten derselben Größenmöglich ist.
6.7.6.
KONTROLLE UND ÜBERWACHUNG 
Die Überwachung muss sicherstellen, dass die Gültigkeit der Bemessungsprognosen im Hinblick auf das Verhalten der Bauten in der Bau- und Betriebsphase für den in der Bemessung angegebenen Zeitraum überprüft wird. Die Überwachung ist so auszulegen, dass das Verhalten des von dem Aushub betroffenen Bodens oder Fels und der Auskleidungsstrukturen in jeder Ausbruch- und Bauphase sowie an den fertiggestellten Bauten sowie das Verhalten bestehender Bauwerke bewertet werden können. Bei möglichen oder tatsächlich gegebenen Abrutschphänomenen muss sich die Überwachung zwecks Kontrolle des Phänomens auf die wichtigen Größen (Spannungen, Verschiebungen und Porenwasserdruck) und die Auswirkungen auf die Bauten erstrecken. 
Bei Anwendung der Beobachtungsmethode muss eine Überwachung explizit geplant werden, um eine Kontrolle der repräsentativen Größen für das Verhalten des Komplexes Bauwerk-Boden zur Auswahl der vorgesehenen Alternativlösungen zu ermöglichen.
6.8.
BAUWERKE AUS SCHÜTTGÜTERN UND AUSHUBFRONTEN 
Die vorliegenden Normen gelten für Bauwerke aus Schüttgütern, wie Aufschüttungen, Schutzdämme an Flüssen, Kanälen und Küsten, Anschüttungen, Auffüllungen, Erddämme und Wälle, Aushübe zur Anlegung von Plätzen und/oder Gräben. Die Normen gelten weiterhin für Bauwerke und Teile von Bauwerken aus Schüttgütern mit spezifischen Drainage-, Filter-, Übergangs-, Fundament-, Abdichtungs-, Schutz- und sonstigen Funktionen. Hydraulische Stauanlagen aus Schüttgütern unterliegen spezifischen Rechtsvorschriften. 
6.8.1.
ALLGEMEINE BEMESSUNGSKRITERIEN 
Bei der Bemessung eines Bauwerks aus Schüttgütern sind die Leistungsanforderungen und die Eigenschaften des Baugrunds zu berücksichtigen. Die Bemessung muss sich auch auf die Wahl der Baumaterialien natürlicher oder anderer Herkunft sowie auf deren jeweilige Anwendungsbedingungen erstrecken. 
Die Kriterien für die Auswahl der natürlichen Materialien sind entsprechend den Funktionen des Bauwerks festzulegen, wobei Problemen im Hinblick auf Auswahl, Abbau im Steinbruch, Transport, Behandlung und Anwendung Rechnung zu tragen ist.
Für Materialien anderer Herkunft sind die Auswahl- und Einsatzkriterien fallbezogen im Einklang mit den umwelttechnischen Auflagen festzulegen. 
Im Zuge der Bemessung sind die Vorschriften in Bezug auf die Qualifikation der Materialien und auf deren Anwendung aufzuführen, wobei Bauzeiten und -bedingungen anzugeben sind sowie insbesondere die maximale Schichtdicke je nach verwendetem Material. Zudem sind die in der Bauphase durchzuführenden Kontrollen sowie die Grenzwerte für die Materialien, den zu erreichenden Verdichtungsgrad und die Verformung der Schichten zu spezifizieren.
6.8.2.
SICHERHEITSNACHWEISE (GZT) 
Die Bedingung [6.2.1] muss gegeben sein, wobei nachzuweisen ist, dass mit den Bemessungswerten der Einwirkungen und geotechnischen Parameter kein Grenzzustand der Tragfähigkeit erreicht wird.
Die Nachweise sind mithilfe der in Ansatz 1 vorgesehenen Kombination 2 (A2 + M2 + R2) zu führen, wobei die in den Tabellen 6.2.I, 6.2.II und 6.8.I angegebenen Werte der Teilbeiwerte zu berücksichtigen sind. 
Tab. 6.8.I - Teilbeiwerte für Sicherheitsnachweise von Bauwerken aus Schüttgütern und Aushubfronten
	Beiwert
	R2

	γR
	1,1 


Die globale Stabilität des Komplexes Bauwerk-Baugrund ist unter den jeweiligen Bedingungen der verschiedenen Bauphasen, nach Fertigstellung des Bauwerks und in der Betriebsphase zu überprüfen. 
Die lokalen Nachweise sind auf künstliche Verstärkungselemente, die ggf. im Inneren und an der Basis der Bauwerke vorhanden sind, auszudehnen, wobei auch Probleme der Dauerhaftigkeit einzubeziehen sind. Bei Bauwerken an Hängen ist der Einfluss des Bauwerks in der Erde auf die allgemeinen Sicherheitsbedingungen des Hangs zu untersuchen, und zwar auch im Hinblick auf die dadurch entstehenden Veränderungen des Porenwasserdrucks im Untergrund. 
Wenn das Bauwerk hydraulische Rückhaltefunktionen hat, ist der Grenzzustand der Tragfähigkeit im Hinblick auf die Stabilität der Wände unter allen möglichen Betriebsbedingungen zu prüfen. Besondere Beachtung ist Grundbruch- und Erosionsproblemen in Zusammenhang mit den Eigenschaften des Baugrunds unter den Materialien, mit denen das Bauwerk realisiert wird, beizumessen, wobei die Angaben in Absatz 6.2.4.2 zu berücksichtigen sind.
6.8.3.
NACHWEISE DER GEBRAUCHSTAUGLICHKEIT (GZG) 
Unter Betriebsbedingungen sind die Verschiebungen des Bauwerks und des umliegenden Erdreichs durch Verformung des Baugrunds und des Bauwerks zu bewerten, um die Kompatibilität mit der Funktionstüchtigkeit des Bauwerks und mit der Sicherheit und Funktionstüchtigkeit von benachbarten Bauwerken nachzuweisen. 
6.8.4.
KONSTRUKTIVE ASPEKTE 
Die das Bauwerk bildenden Materialien sind in entsprechenden Schichten und mittels geeigneter Verfahren anzubringen, sodass die anlässlich der Bemessung geforderten physikalisch-mechanischen Eigenschaften sichergestellt werden. 
Die Eigenschaften künstlicher Bauteile, wie geosynthetische Materialien, müssen nach den entsprechenden harmonisierten europäischen Normen spezifiziert und zertifiziert werden und müssen anhand der Ergebnisse von Versuchen, die in den Phasen der Abnahme und des Leistungsnachweises durchzuführen sind, überprüft werden. 
6.8.5.
KONTROLLE UND ÜBERWACHUNG 
In der Bauphase sind Kontrollen anhand eines auf die Art und die Wichtigkeit des Bauwerks zugeschnittenen Prüfprogramms durchzuführen, um eine angemessene Anzahl signifikanter Messungen sicherzustellen. Durch die Überwachung ist sicherzustellen, dass die Werte der gemessenen Größen, wie z. B. Verschiebungen und Porenwasserdruck, mit den Anforderungen hinsichtlich Sicherheit und Funktionstüchtigkeit des Bauwerks sowie denjenigen angrenzender Bauwerke vereinbar sind. 
6.8.6.
AUSHUBFRONTEN 
6.8.6.1
Geotechnische Untersuchungen und geotechnische Charakterisierung 
Unbeschadet der Vorschriften allgemeiner Art in Absatz 6.2.2 müssen die geotechnischen Untersuchungen außerdem die Tiefe, die Ausdehnung, den Bestimmungszweck und den provisorischen oder dauerhaften Charakter des Aushubs berücksichtigen.
6.8.6.2
Allgemeine Bemessungskriterien und Sicherheitsnachweise 
Bei der Bemessung ist ein Aushubprofil festzulegen, das die Vorschriften gemäß Absatz 6.2.4 erfüllt, und der Sicherheitsnachweis ist unter analogen Bedingungen wie für Bauwerke aus Schüttgütern zu führen. 
Bei Aushüben an Hängen ist der Einfluss des Aushubs auf die allgemeinen Stabilitätsbedingungen des Hangs zu prüfen. 
Bei der Bemessung sind vorhandene Bauwerke und Überlasten in der Nähe des Aushubs zu berücksichtigen, der Einfluss des Aushubs auf den Porenwasserdruck zu untersuchen sowie die Stabilität und Funktionstüchtigkeit bestehender Bauwerke in dem von dem Aushub betroffenen Bereich sicherzustellen. 
Für Aushübe in Gräben mit einer vertikalen Front von mehr als 2 m, in denen die Anwesenheit von Personal vorgesehen ist, und für Aushübe in der Nähe bestehender Bauwerke ist eine Stützstruktur der Aushubwände vorzusehen. Die Nachweise sind im Hinblick auf die Grenzzustände der Tragfähigkeit (GZT) und die Grenzzustände der Gebrauchstauglichkeit (GZG) zu führen, sofern relevant. 
Die Einwirkungen durch Erdreich, Wasser und Überlasten – auch vorübergehender Art – sind so zu berechnen, dass von Fall zu Fall die ungünstigsten Bedingungen entstehen. 
Die Annahmen für die Berechnung von Bodeneinwirkungen und Beanspruchungen der Stützstruktur sind unter Berücksichtigung der jeweiligen Verformung des Komplexes Boden-Stützstruktur, der Ausführungsbedingungen des Aushubs, der mechanischen Eigenschaften des Bodens und der Aushubdauer zu begründen.
6.9.
VERBESSERUNG UND STÄRKUNG VON BÖDEN UND FELS 
Die vorliegenden Normen betreffen die Planung, den Bau und die Kontrolle von Maßnahmen zur Verbesserung und Stärkung von Böden und Fels, die für verschiedene Anwendungszwecke umgesetzt werden. 
6.9.1.
WAHL DER MASSNAHMENART UND ALLGEMEINE BEMESSUNGSKRITERIEN 
Die Wahl der Art der Maßnahme ist aus einer geotechnischen Charakterisierung der zu behandelnden Böden und Felsformationen und einer Analyse der technischen, organisatorischen und umweltbezogenen Faktoren abzuleiten. 
Die Maßnahmen sind zu begründen, wobei die geotechnischen Faktoren anzugeben sind, deren Änderung vorgeschlagen wird, und quantitative Bewertungen bezüglich der erwarteten mechanischen Wirkungen vorzunehmen sind. 
Die geotechnischen Untersuchungen müssen auch die Feststellung der erzielten Ergebnisse umfassen, wobei Messungen und angemessene Prüffelder heranzuziehen sind.
Bei der Planung sind der Umfang der Maßnahmen, die Eigenschaften eventueller tragender Bauteile und der zu verbauenden Materialien, die erforderlichen Techniken und die Arbeitsabläufe festzulegen.
Die Planung muss die Modalitäten für die Feststellung der Ergebnisse angeben, wobei die Maßnahmen und experimentellen Untersuchungen zu spezifizieren sind, die im Hinblick auf die Art und die Zielsetzung der Verbesserungs- und/oder Stärkungsmaßnahme am günstigsten sind. Bei Maßnahmen von besonderer Bedeutung muss die Planung eine vorläufige Phase der experimentellen Überprüfung und Festlegung der Ausführungsbedingungen für die Maßnahme (Prüffelder) vorsehen.
6.9.2.
ÜBERWACHUNG 
Ziel der Überwachung ist, die Wirksamkeit der Maßnahmen zu bewerten und zu prüfen, dass die erzielten Ergebnisse mit den Bemessungsannahmen übereinstimmen. Sie dienst außerdem dazu, das Verhalten des Komplexes Bauwerk-Boden im Verlauf der Zeit zu kontrollieren. 
Die Überwachung ist in den Fällen vorzusehen, in denen die Maßnahmen zur Verbesserung und Stärkung einen Einfluss auf die Sicherheit und Funktionstüchtigkeit des geplanten Bauwerks oder umliegender Bauwerke haben können.
6.10.
GEOTECHNISCHE KONSOLIDIERUNG BESTEHENDER BAUWERKE 
Die Normen betreffen alle technischen Maßnahmen, mit denen auf den Komplex Bauwerk-Boden eingewirkt wird, um ein Fehlverhalten eines bestehenden Bauwerks zu beseitigen oder zu mindern. 
6.10.1.
ALLGEMEINE BEMESSUNGSKRITERIEN 
Die Planung von Konsolidierungsmaßnahmen ist mithilfe der Bestimmung der Ursachen, die zu dem anormalen Verhalten des Bauwerks geführt haben, durchzuführen. Diese Ursachen können – jeweils einzeln oder zusammen – den Oberbau, die Fundamenttragwerke und den Baugrund betreffen. 
Zu ermitteln sind insbesondere die Ursachen für anormale Bodenverschiebungen infolge eines veränderten Spannungszustands durch Änderungen an dem Bauwerk, Veränderungen des Porenwasserdrucks, den Bau anderer Bauwerke in unmittelbarer Umgebung, Änderungen des topografischen Geländeprofils aus anthropogenen Gründen oder aufgrund von Bewegungen der Erdmassen bzw. die Ursachen, auf die der Verschleiß der Materialien, aus denen die aufgehenden Tragwerke und Fundamenttragwerke bestehen, zurückzuführen sind. 
Der geotechnische Konsolidierungsplan ist im Einklang mit dem strukturellen Konsolidierungsplan zu erstellen, und die Maßnahmen, die zur Verbesserung der Böden und Stärkung der Fundamente erforderlich erachtet werden, sind zusammen mit der Sanierung des aufgehenden Tragwerks zu planen. 
Die Beschreibung der Ausführungsbedingungen der Maßnahme und der vorläufigen Bauwerke ist ein wesentlicher Bestandteil der Planung. Für geotechnische Situationen, in denen die Komplexität des Untergrunds dokumentiert und die Unmöglichkeit der Durchführung umfassender Untersuchungen belegt ist, kann auf die Beobachtungsmethode zurückgegriffen werden. 
6.10.2.
GEOTECHNISCHE UNTERSUCHUNGEN UND GEOTECHNISCHE CHARAKTERISIERUNG 
Die Planung der Konsolidierungsmaßnahmen muss auf Ergebnissen der Untersuchungen von Böden und bestehenden Fundamenten basieren, die nach Konsultation aller eventuell verfügbarer Unterlagen in Bezug auf das zu konsolidierende Bauwerk und den Boden geplant wurden. 
Bei Bauwerken, die besonders sensibel gegenüber Verschiebungen des Baugrunds reagieren, sind hinsichtlich Standort und Wahl der Ausrüstung und Technik für die Durchführung der Untersuchungen die Folgen aller Beeinträchtigungen, die an dem Bauwerk auftreten können, zu bewerten. 
Die Untersuchungen müssen auch die Messung von wichtigen Größen zur Bestimmung der kinematischen Merkmale der derzeitigen Bewegungen beinhalten und müssen die Veränderung von Größen wie Porenwasserdruck und Bodenverschiebungen innerhalb des signifikanten Volumens im Verlauf der Zeit miteinbeziehen. Wenn von einem regelmäßigen Auftreten der beobachteten Phänomene in Zusammenhang mit saisonalen Ereignissen auszugehen ist, sind die Maßnahmen dementsprechend zeitlich zu planen. 
6.10.3.
ARTEN DER GEOTECHNISCHEN KONSOLIDIERUNG 
Die wichtigsten Verfahren zur geotechnischen Konsolidierung bestehender Strukturen beinhalten im Allgemeinen: 
−
die Verbesserung und Stärkung des Baugrunds; 
−
die Verbesserung und die Stärkung der Materialien, aus denen das Fundament besteht; 
−
die Erweiterung der Fundamentbasis (sofern an der Oberfläche gelegen); 
−
die Lastübertragung auf tiefere Schichten; 
−
die Einrichtung seitlicher Abstützungen; 
−
die Korrektur von Verschiebungen der Gründungssohle. 
Bei der Auswahl des Konsolidierungsverfahrens ist zu berücksichtigen, dass der Baugrund der Bauwerke seit langer Zeit den Einwirkungen von ständigen Lasten und anderen außergewöhnlichen Lasten ausgesetzt ist. Zu bewerten sind somit die kurz- und langfristigen Auswirkungen einer möglichen Umverteilung der Bodenbeanspruchungen durch die Maßnahme auf die mechanische Reaktion des gesamten Bauwerks. 
Maßnahmen vorläufigen oder endgültigen Charakters, die zu Volumenänderungen führen, wie z. B. Wärmeentzug, Injektionen, Düsenstrahlverfahren und Änderungen des Porenwasserdrucks, erfordern besondere Vorsicht und können erst umgesetzt werden, nachdem die Auswirkungen auf das Verhalten des Bauwerks und der angrenzenden Bauwerke bewertet wurden. 
Die Funktionen der Konsolidierungsmaßnahme sind in der Planung klar zu erläutern und zu definieren. 
6.10.4.
KONTROLLE UND ÜBERWACHUNG 
Eine Kontrolle der Wirksamkeit der geotechnischen Konsolidierung ist zwingend vorgeschrieben, wenn durch die Maßnahmen eine Umverteilung der Beanspruchungen an den Kontaktpunkten zwischen Boden und Bauwerk entsteht. Die Kontrollen haben einen unterschiedlichen Umfang und erfolgen mithilfe verschiedener Ausrüstungen und anhand verschiedener Verfahren, je nach der Bedeutung des Bauwerks, der Art des Mangels an dem Bauwerk sowie möglichen Personen- und Sachschäden. 
Die Überwachung der Konsolidierungsmaßnahmen muss im Fall des Zurückgreifens auf die Beobachtungsmethode in der Planung vorgesehen und ausführlich beschrieben werden, wobei die zu messenden Größen, die zu verwendenden Geräte und der zeitliche Abstand der Messungen anzugeben sind. Die Ergebnisse der Messungen und Kontrollen können einen Bestandteil der Abnahme der einzelnen Maßnahmen bilden.
6.11.
KONTROLLIERTE MÜLLDEPONIEN UND DEPONIEN FÜR INERTE ABFÄLLE 
6.11.1.
KONTROLLIERTE DEPONIEN 
6.11.1.1
Bemessungskriterien 
Zusätzlich zu den Bestimmungen in den geltenden spezifischen Rechtsvorschriften muss die Planung von Deponien anhand von einer Charakterisierung des Standorts und unter klarer Festlegung der baulichen Ausführung und Kontrollbedingungen für die verschiedenen Schutzvorrichtungen erfolgen, wobei die Art der Abfälle, die Umweltanfälligkeit des Geländes und die mit eventuellen Fehlfunktionen verbundenen Risiken zu berücksichtigen sind. 
6.11.1.2
Charakterisierung des Standorts 
Ziel der geologischen und geotechnischen Charakterisierung ist die Bestimmung der in dem Gebiet vorhandenen Boden- und Felsarten und des Wasserkreislaufs des Untergrunds sowie die Bewertung aller physikalisch-mechanischen Größen, die die Standortwahl des Bauwerks (einschließlich Deponieflächen, Betriebsflächen und Pufferbereichen), dessen Planung und dessen Betrieb beeinflussen. Insbesondere ist es erforderlich, im Vorfeld das Vorhandensein von wasserführenden Schichten, Naturschutzgebieten, Erdbeben- und Überschwemmungsgefahren, Erdrutsch- oder Lawinengefahr sowie Bodensenkungsphänomenen zu prüfen. 
6.11.1.3
Bauliche Ausführung und Kontrollbedingungen der Schutzvorrichtungen 
Die Planung muss die bauliche Ausführung und die Kontrollbedingungen der Schutzvorrichtungen, die von den spezifischen Rechtsvorschriften des Sektors vorgesehen sind, im Detail festlegen. Insbesondere sind die Qualifikationsprüfungen für das verwendete Material und die bauliche Ausführung in Bezug auf die aufzubringende Schichtdicke und die Verdichtungsverfahren festzulegen. Die Planung muss außerdem die Anzahl und die Häufigkeit der Kontrollprüfungen festlegen, die während der Errichtung der Schutzvorrichtungen vor Ort und im Labor durchzuführen sind. In jedem Fall sind an den fertiggestellten Schutzvorrichtungen spezifische Durchlässigkeitsprüfungen in einer angemessenen Anzahl durchzuführen, sodass das Erreichen oder Nichterreichen der von den spezifischen Rechtsvorschriften des Sektors geforderten Anforderungen bewertet werden kann. 
6.11.1.4
Sicherheitsnachweise 
Die Stabilität des Bauwerks und des Baugrunds muss anhand von spezifischen geotechnischen Analysen im Hinblick auf die verschiedenen Lebensphasen des Bauwerks bewertet werden. Insbesondere sind die Stabilität und Bodenverformung zu prüfen, um die langfristige Wirksamkeit und Funktionstüchtigkeit des Sickerwassersammelsystems, die globale Stabilität und die Stabilität der Seitenwände sicherzustellen. 
Bei Schutzvorrichtungen aus Verbundkonstruktionen sind insbesondere die Stabilitätsbedingungen entlang der Gleitflächen zu bewerten, die auch die Verbundstellen zwischen den verschiedenen verwendeten Materialien umfassen. 
Bei den Nachweisen, die den Deponiekörper betreffen, sind den Abfallmaterialien Parameter zuzuweisen, die die Abfallzusammensetzung und die eingesetzten Vorbehandlungs- und Verdichtungstechniken sowie die Ergebnisse spezifischer Prüfungen vor Ort oder im Labor berücksichtigen.
6.11.1.5
Überwachung 
Die geotechnischen Überwachung des Komplexes Deponie-Boden muss im Allgemeinen die Messung der wichtigen Größen umfassen, wie z. B. Verschiebungen, Porenwasserdruck, Eigenschaften von Sickerwasser und eventuellem Biogas. 
6.11.2.
DEPONIE FÜR INERTE ABFÄLLE 
6.11.2.1
Bemessungskriterien 
Bei der Planung sind die Ausführung und die Eigenschaften der Deponie so festzulegen, dass die Vorschriften gemäß Absatz 6.2.4 erfüllt werden, und der Sicherheitsnachweis ist unter analogen Bedingungen zu führen, wie sie in Absatz 6.8.für Bauwerke aus Schüttgütern angegeben sind. 
Bei den Nachweisen, die den Deponiekörper betreffen, sind Parameter zuzuweisen, die die Art und die Verdichtungsbedingungen des Materials sowie die Ergebnisse spezifischer Prüfungen vor Ort oder im Labor berücksichtigen. 
Für die Klärbecken zur Abtrennung, die aus Absetzbecken bestehen, die zumindest auf einer Seite durch Erdwälle begrenzt werden und in denen die Feststoffe von den Flüssigkeiten getrennt werden, sind die Eigenschaften des Klärmaterials für verschiedene mögliche Verdichtungsbedingungen zu bestimmen. 
Um angemessene Stabilitätsbedingungen sicherzustellen, müssen Vorrichtungen vorgesehen werden, durch die abfließendes Oberflächenwasser gesammelt und von der Deponie ferngehalten wird, sowie Vorrichtungen zur Verringerung und Kontrolle des Porenwasserdrucks innerhalb des Deponiematerials. Eine Vorrichtung, die das Überlaufen verhindert, muss vorgesehen werden. 
Bei der Planung sind die Anwendungsbedingungen der zu verbauenden Materialien und die Maßnahmen zur Verhinderung von Materialverwerfungen festzulegen. 
6.11.2.2
Überwachung 
Die geotechnische Überwachung des Komplexes Deponie-Boden umfasst den Einbau geeigneter Messinstrumente und die Messung wichtiger Größen, wie z. B. Verschiebungen und Porenwasserdruck. 
Des Weiteren ist eine Kontrolle des abfließenden Oberflächenwassers durchzuführen, um dessen Eindringen in den Deponiekörper zu begrenzen. 
6.12.
DURCHFÜHRBARKEIT VON BAUWERKEN AUF GROSSEN FLÄCHEN 
Die vorliegenden Normen definieren die geologischen und geotechnischen Kriterien, die bei der Städteplanung und der Planung von Komplexen aus Bauwerken und Maßnahmen, die große Flächen betreffen, anzuwenden sind, wie: 
a)
neue zivile oder industrielle städtische Siedlungen;
b)
Sanierung von bestehenden Siedlungen, Wassernetzen und städtischen Kanalisationen und erdverlegten Netze jeglicher Art;
c)
Straßen, Eisenbahnstrecken und Wasserstraßen;
d)
Meeresbauwerke und Küstenschutz;
e)
Flughäfen;
f)
künstliche Stauseen und Ableitungssysteme von Wasserläufen;
g)
Anlagensysteme zur Extraktion von Flüssigkeit oder Gas aus dem Untergrund;
h)
Sanierung und Raumordnung;
i)
Fördertätigkeit bezüglich Baumaterialien.
6.12.1.
SPEZIFISCHE UNTERSUCHUNGEN 
Die geologischen Studien und die geotechnische Charakterisierung sind auf den ganzen Bereich auszudehnen, der von den vorgesehenen Maßnahmen möglicherweise beeinflusst wird, um zu prüfen, dass die Zweckbestimmung mit dem untersuchen Gelände vereinbar ist. 
Insbesondere müssen die Untersuchungen und Studien das betroffene Gebiet im Hinblick auf die Umweltanfälligkeit gegenüber internen geodynamischen Prozessen (Seismizität, Vulkanismus,…) und externen geodynamischen Prozessen (Hangstabilität, Erosion, Bodensenkung,…) charakterisieren und die Ermittlung eventueller Grenzen ermöglichen, die dem aus Bauwerken und Maßnahmen bestehenden Projekt gesetzt werden (z. B. Änderungen des Oberflächen- und Grundwassersystems, Bodensenkung durch Entwässerung des Untergrunds). 
KAPITEL 7.
BEMESSUNG FÜR SEISMISCHE EINWIRKUNGEN
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7.0.
Allgemeines
Das vorliegende Kapitel regelt die Bemessung und den Bau neuer Bauwerke, die auch seismischen Einwirkungen unterliegen. Die Angaben in diesem Kapitel sind als Ergänzung zu den Angaben in den Kapiteln 4, 5 und 6 zu verstehen und heben diese nicht auf; darüber hinaus muss immer auf die Aussagen in Kapitel 2 zur Bewertung der Sicherheit und in Kapitel 3 zur Bewertung der seismischen Einwirkung Bezug genommen werden. 
Bauwerke, die in Bezug auf den GZM einen Wert agS ≤ 0,075 g aufweisen, wobei S der Beiwert ist, der die Wirkung der stratigrafischen Verstärkung (SS) und der topografischen Verstärkung (ST) beinhaltet (siehe dazu Absatz 3.2.3.2), und ag die maximale Beschleunigung für den oben genannten GZM am starren Bezugsstandort darstellt, können wie folgt bemessen und nachgewiesen werden:
· Berücksichtigt wird die in Absatz 2.5.3 definierte Kombination von Einwirkungen, wobei das durch die Formel [7.3.7] definierte horizontale Kräftesystem in zwei orthogonalen Richtungen angewandt wird und für alle Tragwerksarten Fh = 0,10 W  angenommen wird, wobei ( in Absatz 7.3.3.2 definiert wird;
· erforderlich ist nur der Nachweis in Bezug auf den GZM;
· verwendet wird im Allgemeinen eine „Bemessung für nichtdissipatives Tragwerksverhalten“, die in Absatz 7.2.2definiert ist; wenn eine „Bemessung für dissipatives Tragwerksverhalten“ gemäß Absatz 7.2.2 gewählt wird, können in der Duktilitätsklasse DK „B“ Einheitswerte für die Beiwerte Rd gemäß der Tabelle 7.2.I verwendet werden;
· außer im Fall von Gebäuden mit bis zu zwei Geschossen über dem Fundament oder dem starren Kastentragwerk gemäß Absatz 7.2.1 müssen die horizontalen Trägerstrukturen die Anforderungen der Steifigkeit und Tragfähigkeit gemäß Absatz 7.2.2 erfüllen.
7.1.
ANFORDERUNGEN HINSICHTLICH DER GRENZZUSTÄNDE
Es gelten folgende Begriffsbestimmungen:
· Tragwiderstand von tragenden Bauteilen oder Tragwerken: alle Eigenschaften der Steifigkeit, Tragfähigkeit und Duktilität, die diese aufweisen, wenn sie einem vorgegebenen Paket von Einwirkungen ausgesetzt werden;
· Beanspruchung von tragenden Bauteilen oder Tragwerken: alle Eigenschaften der Steifigkeit, Tragfähigkeit und Duktilität, die ein vorgegebenes Paket von Einwirkungen den Bauteilen bzw. Tragwerken abverlangt.
Unter dem Einfluss der in Absatz 3.2 definierten Einwirkungen muss die Einhaltung der Grenzzustände der Tragfähigkeit und der Gebrauchstauglichkeit sichergestellt werden, die in Absatz 3.2.1 definiert sind und unter Bezugnahme auf die Leistungsmerkmale des gesamten Bauwerkkomplexes ermittelt wurden, der neben den aufgehenden tragenden Bauteilen, Fundamenttragwerken, nichttragenden Bauteilen und Anlagen auch das signifikante Volumen des Bodens gemäß Absatz 6.2.2 einbezieht.
Der Nachweis in Bezug auf die verschiedenen Grenzzustände wird geführt, indem der Tragwiderstand und die Beanspruchung verglichen werden; sofern diesbezüglich keine spezifischen Bestimmungen vorliegen, gilt der Nachweis als positiv, wenn die Anforderungen der Steifigkeit, Tragfähigkeit und Duktilität für die tragenden Bauteile sowie die Anforderungen der Stabilität und Funktionstüchtigkeit für die nichttragenden Bauteile und Anlagen gemäß den Bestimmungen in Absatz 7.3.6 erfüllt sind. 
Die Fundamenttragwerke müssen in Bezug auf alle Grenzzustände den durch die Reaktion von Boden und darüberliegenden Strukturen entstehenden Auswirkungen standhalten, ohne dass dauerhafte Verschiebungen entstehen, die mit dem Bezugsgrenzzustand unvereinbar sind. In diesem Zusammenhang sind die seismische Antwort und die Stabilität des Standorts gemäß den Angaben in Absatz 7.11.5 zu bewerten. 
7.2.
ALLGEMEINE BEMESSUNGS- UND MODELLIERUNGSKRITERIEN 
7.2.1.
ALLGEMEINE EIGENSCHAFTEN DER BAUWERKE
Regelmäßigkeit
Die Bauwerke müssen, soweit wie möglich, ein durch Regelmäßigkeit in Grundriss und Höhe geprägtes statisch unbestimmtes Tragwerk aufweisen. Falls erforderlich kann dies erreicht werden, indem man das Tragwerk mittels Verbindungen in untereinander dynamisch unabhängige Einheiten unterteilt.
Bei Gebäuden spricht man von einer Regelmäßigkeit im Grundriss des Bauwerks dann, wenn alle folgenden Voraussetzung erfüllt sind:
a)
die Verteilung von Massen und Steifigkeiten ist in etwa symmetrisch zu zwei orthogonalen Richtungen und die Grundrissform ist kompakt, d. h. die Kontur jeder horizontalen Trägerstruktur ist konvex; die Anforderung kann auch bei vorhandenen Aussparungen im Grundriss als erfüllt angesehen werden, wenn diese die Steifigkeit auf der Ebene der horizontalen Trägerstruktur nicht wesentlich beeinflussen und bei jeder Aussparung die Fläche zwischen dem Umfang der horizontalen Trägerstruktur und der konvexen Linie, die die horizontale Trägerstruktur umschreibt, ein Größe von maximal 5 % der horizontalen Fläche des Trägerwerks hat;
b)
das Verhältnis zwischen den Seitendes Rechtecks, das den Grundriss jeder horizontalen Trägerstruktur umschreibt, ist kleiner als 4; 
c)
jede horizontale Trägerstruktur hat eine Steifigkeit in der Ebene, die viel größer als die entsprechende Steifigkeit der vertikalen tragenden Bauteile ist, sodass angenommen werden kann, dass die Verformung im Grundriss die Verteilung der seismischen Einwirkungen untereinander in vernachlässigbarer Weise beeinflusst, und es ist eine ausreichende Tragfähigkeit gegeben, um die Wirksamkeit dieser Verteilung sicherzustellen. 
Bei Gebäuden spricht man weiterhin von einer Regelmäßigkeit in der Höhe des Bauwerks dann, wenn alle folgenden Voraussetzungen erfüllt sind: 
d)
alle Systeme, die horizontalen Einwirkungen standhalten, erstrecken sich über die gesamte Höhe des Bauwerks oder, falls es Teile gibt, deren Höhe unterschiedlich ist, bis zum höchsten Punkt des jeweiligen Gebäudeteils; 
e)
Masse und Steifigkeit bleiben vom Fundament bis zum höchsten Punkt des Bauwerks konstant oder schwanken leicht, jedoch ohne abrupte Änderungen (die Masseänderungen zwischen den horizontalen Trägerstrukturen sind nicht größer als 25 %, die Steifigkeit zwischen einer horizontalen Trägerstruktur und der darüberliegenden Trägerstruktur verringert sich nicht um mehr als 30 % und erhöht sich nicht um mehr als 10 %); als regelmäßig in der Höhe im Hinblick auf die Steifigkeit gelten Tragwerke, die mit Wänden oder Kernen aus Stahlbeton oder Wänden und Kernen aus Mauerwerk mit einem konstanten Höhenquerschnitt oder mit Rahmenverstrebungen aus Stahl ausgestattet sind, die mindestens 50 % der seismischen Einwirkung am Fundament aushalten müssen; 
f)
das Verhältnis zwischen Tragwiderstand und Beanspruchung im GZM unterscheidet sich im Hinblick auf die Tragfähigkeit bei aufeinanderfolgenden horizontalen Trägerstrukturen nicht wesentlich (das für eine generische horizontale Trägerstruktur berechnete Verhältnis darf höchstens 30 % von dem gleichen Verhältnis, das für die angrenzende horizontale Trägerstruktur berechnet wurde, abweichen); die letzte horizontale Trägerstruktur von Rahmentragwerken mit mindestens drei horizontalen Trägerstrukturen kann eine Ausnahme bilden;
g)
eventuelle Verengungen des Horizontalquerschnitts des Bauwerks erfolgen kontinuierlich von einer horizontalen Trägerstruktur zur nächsten; oder sie erfolgen so, dass die Einbuchtung einer horizontalen Trägerstruktur 10 % der entsprechenden Größe der unmittelbar darunterliegenden horizontalen Trägerstruktur und 30 % der entsprechenden Größe der ersten horizontalen Trägerstruktur nicht überschreitet. Eine Ausnahme bildet die letzte horizontale Trägerstruktur bei Bauwerken mit mindestens vier horizontalen Trägerstrukturen, für die keine Grenzen in Bezug auf Verengungen vorgesehen sind.
Wenn unmittelbar über dem Fundament ein starres Kastentragwerk vorhanden ist, können, sofern dieses mit einem nichtdissipativen Verhalten geplant wurde, die Kontrollen im Hinblick auf die Regelmäßigkeit in der Höhe nur auf die Struktur über dem Kasten bezogen werden, vorausgesetzt dieser hat eine bedeutend größere Steifigkeit gegenüber horizontalen Einwirkungen als die der darüberliegenden Struktur. Diese Bedingung kann als erfüllt angesehen werden, wenn die Verschiebungen der Struktur über dem Kasten, die an einem Modell mit Einspannungen an der Basis bewertet wurden, und die Verschiebungen der darüberliegenden Struktur, die unter Berücksichtigung der Verformung des Kastentragwerks bewertet wurden, im Wesentlichen übereinstimmen.
Für Brücken wurden die Regelmäßigkeitsbedingungen in Absatz 7.9.2.1 festgelegt.
Abstand zwischen angrenzenden Bauwerken 
Der Abstand zwischen angrenzenden Bauwerken muss so groß sein, dass Klopfphänomene vermieden werden, und er darf in keinem Fall geringer sein als die Summe der für den GZM festgelegten maximalen Verschiebungen, die für jedes Bauwerk gemäß Absatz 7.3.3 (lineare Analyse) oder Absatz 7.3.4 (nichtlineare Analyse) berechnet wurden, wobei, sofern von Bedeutung, die jeweilige Verschiebung der Fundamente zweier angrenzender Bauwerke gemäß den Angaben in den Absätzen 3.2.4.1, 3.2.4.2 und 7.3.5 zu berücksichtigen ist. 
Der Abstand zwischen zwei einander gegenüberliegenden Bauwerkspunkten darf in keinem Fall geringer sein als 1/100 der am Schnürgerüst des Fundaments oder dem höchsten Punkt des starren Kastentragwerks gemäß Absatz 7.2.1 gemessenen Höhe der betreffenden Punkte, multipliziert mit 2agS/g ≤ 1.
Falls keine speziellen Berechnungen erfolgen können, kann für die maximale Verschiebung eines Bauwerks ohne Fundamentisolierung 1/100 seiner Höhe, wie oben gemessen, multipliziert mit agS/g angenommen werden; in diesem Fall darf der Abstand zwischen angrenzenden Bauwerken nicht kleiner als die Summe ihrer jeweiligen maximalen Verschiebungen sein. Dieser Absatz gilt nicht für Brücken.
Besondere Aufmerksamkeit ist der Größe von Trennungen und/oder Verbindungen beizumessen, wenn die Bauwerke Vorrichtungen zur Erdbebenisolierung und/oder Dissipation haben, wobei die Angaben in den Absätzen 7.10.4 und 7.10.6 zu berücksichtigen sind. 
Maximale Höhe bei Neubauten 
Zusätzlich zu den Grenzen, die durch lokale Rechtsvorschriften für den Städtebau vorgegeben sind, ist die maximale Höhe der Gebäude je nach ihren Werten der Steifigkeit, Tragfähigkeit und Duktilität angemessen zu begrenzen.
Höhenbegrenzung je nach Straßenbreite 
Die Vorschriften und Normen zur Umsetzung städteplanerischer Bestimmungen können Höhengrenzen für Gebäude in Abhängigkeit von der Straßenbreite festlegen. 
Die Vorschriften und Normen bestimmen dann für jede straßenseitige Gebäudefront den Mindestabstand zwischen der Grundrissprojektion der Gebäudefront und dem gegenüber liegenden Straßenrand. Unter Straße versteht man den für die öffentliche Benutzung durch Fußgänger und Fahrzeuge bestimmten Bereich sowie einen unbebauten, nicht eingezäunten Bereich, der für den Fußgängerverkehr freigegeben ist. 
7.2.2.
ALLGEMEINE BEMESSUNGSKRITERIEN VON TRAGWERKSYSTEMEN 
Die Bauwerke müssen mit Tragwerksystemen ausgestattet sein, die Steifigkeit, Tragfähigkeit und Duktilität gegenüber den beiden rechtwinkligen Horizontalkomponenten der seismischen Einwirkungen sicherstellen. 
Die Tragwerksysteme bestehen aus primären tragenden Bauteilen und eventuellen sekundären tragenden Bauteilen. Die primären tragenden Bauteile stellen den gesamten Tragwiderstand gegenüber Erdbeben sicher, die sekundären tragenden Bauteile sind so bemessen, dass sie nur Vertikallasten standhalten (siehe Absatz 7.2.3).
Die Vertikalkomponente ist zusätzlich zu den Angaben in Absatz 3.2.3.1 zu berücksichtigen, wenn fast horizontale Bauteile mit einer lichten Höhe von mehr als 20 m, vorgespannte Bauteile (ausgenommen Decken mit einer lichten Höhe unter 8 m), Konsolenelemente mit einer lichten Höhe von mehr als 4 m, schiebende Tragwerke, Blendpfeiler, Gebäude mit Hängegeschossen, Brücken und Bauwerke mit Isolierung in den Fällen gemäß Absatz 7.10.5.3.2 vorhanden sind.
In den im Absatz 3.2.4.1 genannten Fällen muss zusätzlich noch berücksichtigt werden, dass sich die seismische Bewegung räumlich verändern kann.
Die horizontalen Trägerstrukturen, sofern vorhanden, müssen mit einer solchen Steifigkeit und Tragfähigkeit ausgestattet sein, dass sie eine Umverteilung der Horizontalkräfte zwischen den verschiedenen Systemen, die der vertikalen Beanspruchung standhalten, ermöglichen. 
Das Gründungssystem muss mit erhöhter Dehnsteifigkeit in der Horizontalebene und mit angemessener Biegesteifigkeit ausgestattet sein. Ausgenommen bei Brücken darf nur eine einzige Gründungsart für ein bestimmtes aufgehendes Tragwerk herangezogen werden, sofern dieses nicht aus unabhängigen Einheiten besteht. Insbesondere ist in einem Tragwerk die gleichzeitige Verwendung von Pfahlgründungen und Flachgründungen oder kombinierten Gründungen zu vermeiden, außer eine spezifische Untersuchung beweist, dass dies möglich ist. 
Tragwerksverhalten
Bauwerke, die seismischen Einwirkungen ausgesetzt sind und nicht mit entsprechenden Isolierungsvorrichtungen und/oder dissipativen Vorrichtungen ausgestattet sind, müssen gemäß einem der folgenden Tragwerksverhalten bemessen werden:
a) nicht-dissipatives Tragwerksverhalten,
oder
b) dissipatives Tragwerksverhalten.
Bei einem nichtdissipativen Tragwerksverhalten bleiben bei der Bewertung der Beanspruchung alle Bauglieder und die Verbindungen im elastischen oder im Wesentlichen elastischen Bereich; die Beanspruchung, die durch die seismischen Einwirkungen und andere Einwirkungen entsteht, wird in Abhängigkeit von dem Grenzzustand, auf den sie sich bezieht, aber unabhängig von der Tragwerksart und ohne Berücksichtigung der Nichtlinearitäten der Materialien mithilfe eines elastischen Modells (siehe Absatz 7.2.6) berechnet. 
Bei einem dissipativen Tragwerksverhalten bewegt sich bei der Bewertung der Beanspruchung eine erhöhte Anzahl der Baugliedern und/oder Verbindungen im plastischen Bereich, während der verbleibende Teil des Tragwerks im elastischen oder im Wesentlichen elastischen Bereich verbleibt; die Beanspruchung, die durch die seismischen Einwirkungen und andere Einwirkungen entsteht, wird in Abhängigkeit von dem Grenzzustand, auf den sie sich bezieht, sowie von der Tragwerksart berechnet, wobei das Dissipationsvermögen in Zusammenhang mit den Nichtlinearitäten der Materialien zu berücksichtigen ist. Wenn das Dissipationsvermögen implizit durch den Verhaltensbeiwert (siehe Absatz 7.3) berücksichtigt wird, nimmt man ein elastisches Modell an; wenn das Dissipationsvermögen explizit berücksichtigt wird, nimmt man ein entsprechendes Stoffgesetz an (siehe Absatz 7.2.6). 
Duktilitätsklassen
Ein Bauwerk mit dissipativem Tragwerksverhalten ist so zu bemessen, dass eine der beiden Duktilitätsklassen (DK) gegeben ist:
· Klasse mit hoher Duktilität (DK „A“), mit hohem Dissipationsvermögen;
· Klasse mit mittlerer Duktilität (DK „B“), mit mittlerem Dissipationsvermögen.
Der Unterschied zwischen den beiden Klassen besteht in der Gesamtheit der Plastifizierungen, die in der Bemessungsphase auf lokaler und globaler Ebene vorgesehen werden.
Bemessung nach den Prinzipien der Widerstandshierarchie und Überfestigkeitsbeiwerte
Sowohl für die Duktilitätsklasse „A“, als auch für die Duktilitätsklasse „B“ werden typische Verfahren der Bemessung nach den Prinzipien der Widerstandshierarchie angewandt. Bei Bauwerken aus Mauerwerk werden sie eingesetzt, sofern explizit angegeben.
Diese Bemessung soll ein duktiles Verhalten des dissipativen Tragwerks sicherstellen und geht wie folgt vor:
· sie unterscheidet bei Bauteilen und Mechanismen, sowohl lokal als auch global, zwischen duktil und spröde;
· sie zielt darauf ab, lokale Sprödbrüche und die Aktivierung spröder oder instabiler Gesamtmechanismen zu vermeiden;
· sie zielt darauf ab, die Dissipation der Energie durch Hysterese in Zonen von duktilen Bauteilen, in Übereinstimmung mit dem gewählten Tragwerksplan zu lokalisieren, die Zonen werden zu diesem Zweck bestimmt und bemessen und als „dissipative“ oder „duktile“ Zonen bezeichnet.
Diese Ziele können als erfüllt betrachtet werden, wenn der Tragwiderstand im GZM der lokalen und globalen spröden Bauteile/Mechanismen so bemessen wird, dass er größer als derjenige hierzu alternativen duktilen Bauteile/Mechanismen ist. Um die Einhaltung dieser Ungleichung auf lokaler und globaler Ebene sicherzustellen, wird der tatsächliche Tragwiderstand der duktilen Bauteile/Mechanismen mittels eines angemessenen Beiwerts γRd, genannt „Überfestigkeitsbeiwert“, erhöht; ausgehend von diesem erhöhten Wert wird der Tragwiderstand von alternativ zu den duktilen bestehenden, unerwünschten spröden Bauteilen/Mechanismen bemessen. 
Für jede Tragwerksart:
· muss, und wenn nur auf deduktiver Basis, ausgehend von den Überfestigkeitsbeiwerten γRd, die in der Bemessung nach den Prinzipien der Widerstandshierarchie auf lokaler Ebene zu verwenden sind, ein angemessener Überfestigkeitsbeiwert γRd der spröden Gesamtmechanismen sichergestellt werden. Wenn in der vorliegenden Norm keine explizite Angabe gemacht wird, muss dieser Beiwert mindestens 1,25 betragen;
· werden die Überfestigkeitsbeiwerte γRd, die in der Bemessung nach den Prinzipien der Widerstandshierarchie auf lokaler Ebene für die verschiedenen tragenden Bauteile und die einzelnen Nachweise zu verwenden sind, in der folgenden Tabelle zusammengefasst: 
Tab. 7.2.I - Überfestigkeitsbeiwerte γRd (in eckigen Klammern ist die entsprechende Gleichungsnummer angegeben)
	Tragwerksart
	Tragende Bauteile
	Bemessung nach den Prinzipien der Widerstandshierarchie
	γRd

	
	
	
	DK „A“
	DK „B“

	Stahlbeton, vor Ort gegossen
	Träger (7.4.4.1.1)
	Schub
	1,20
	1,10

	
	Pfeiler (7.4.4.2.1)
	Biegedruck [7.4.4]
	1,30
	1,30

	
	
	Schub [7.4.5]
	1,30
	1,10

	
	Knoten Träger-Pfeiler 
(7.4.4.3.1)
	Schub [7.4.6-7, 7.4.11-12]
	1,20
	1,10

	
	Wände (7.4.4.5.1)
	Schub [7.4.13-14]
	1,20
	-

	Spannbeton bei Rahmentragwerk
	Verbindungen des Typs a)
(7.4.5.2.1)
	Biegung und Schub
	1,20
	1,10

	
	Verbindungen des Typs b
(7.4.5.2.1)
	Biegung und Schub
	1,35
	1,20

	Spannbeton bei an der Basis eingeklemmten Stützen und gelenkartig verbundenen horizontalen Trägerstrukturen
	Feste Verbindungen
(7.4.5.2.1)
	Schub
	1,35
	1,20

	Stahl
	Zu verwenden ist der Überfestigkeitsbeiwert γov gemäß Absatz 7.5.1

	
	Stützen (7.5.4.2)
	Biegedruck [7.5.10]
	1,30
	1,30

	Stahl-Beton-Verbund
	Zu verwenden ist der Überfestigkeitsbeiwert γov gemäß Absatz 7.5.1

	
	Stützen (7.6.6.2)
	Biegedruck [7.6.7]
	1,30
	1,30

	Holz
	Verbindungen
	
	1,60
	1,30

	Bewehrtes Mauerwerk mit Bemessung nach den Prinzipien der Widerstandshierarchie
	Mauerplatten (7.8.1.7)
	Schub
	1,50

	Brücken
	Zu verwenden sind die Überfestigkeitsbeiwerte gemäß Absatz 7.9.5


Die anhand der Kriterien der Bemessung nach den Prinzipien der Widerstandshierarchie ermittelte Beanspruchung der Tragfähigkeit ist als nicht höher als die Beanspruchung der Tragfähigkeit, die für den Fall des nichtdissipativen Tragwerksverhaltens ermittelt wurde, anzunehmen.
Die Fundamenttragwerke und die jeweiligen tragenden Bauteile sind basieren auf der Beanspruchung zu bemessen, die von der darüberliegenden Struktur auf sie übertragen wird (siehe Absatz 7.2.5), wobei ihnen ein nichtdissipatives Tragwerksverhalten zugeordnet wird, unabhängig von dem Verhalten, das der darüberliegenden Struktur zugeordnet wird.
Verbindungen, die mit temporären Verbindungsvorrichtungen gemäß Absatz 11.9 hergestellt wurden, müssen der Beanspruchung im GZM (siehe Absatz 7.3), erhöht um einen Beiwert γRd in Höhe von mindestens 1,5, standhalten. 
Relative Verschiebungen bei beweglichen Auflagern
Die beweglichen Auflager sind so zu bemessen, dass sie unter der dem GZE entsprechenden seismischen Einwirkung in der betreffenden Richtung eine relative Verschiebung zwischen den beiden Teilen des Tragwerks, die durch sie verbunden werden, zulassen, die wie folgt bewertet wird:
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wobei: 
dEs
die relative Verschiebung zwischen den beiden Teilen des Tragwerks ist, bewertet als Quadratwurzel der Summe der Quadrate der maximalen horizontalen Verschiebungen beider Teile in der betreffenden Richtung; diese maximalen Verschiebungen werden im Fall der linearen Analyse gemäß Absatz 7.3.3.3 bzw. im Fall der nichtlinearen Analyse gemäß Absatz 7.3.4 berechnet; bei Brücken ist die so ermittelte relative Verschiebung mit dem Wert 1,25 zu multiplizieren,
dEg
die relative Verschiebung zwischen dem Boden unter den beiden Teilen des Tragwerks ist, die durch das bewegliche Auflager verbunden werden, diese wird gemäß Absatz 3.2.4.2 berechnet.
Die Übertragung von Horizontalkräften zwischen Teilen des Tragwerks darf nicht der aus den Schwerkraftlasten resultierenden Reibung überlassen werden, außer bei Vorrichtungen, die speziell zu diesem Zweck konzipiert worden sind. 
Dissipative Zonen und entsprechende Konstruktionsdetails
Bei einem dissipativen Tragwerksverhalten hängt das seismische Verhalten des Tragwerks weitgehend von dem Verhalten seiner dissipativen Zonen ab, diese sind wie vorgesehen zu bilden und müssen unter zyklischen Einwirkungen das Vermögen bewahren, die erforderlichen Beanspruchungen zu übertragen und Energie zu dissipieren, wobei der jeweilige Tragwiderstand im Hinblick auf die Duktilität für die gewählte Duktilitätsklasse sicherzustellen ist.
Die Konstruktionsdetails für die dissipativen Zonen und für die Verbindungen zwischen diesen Zonen und den übrigen Teilen des Tragwerks sowie für die verschiedenen tragendenden Bauteile sind für ein richtiges seismisches Verhalten von grundlegender Bedeutung und müssen in den Bemessungsunterlagen ausführlich spezifiziert werden. 
7.2.3.
BEMESSUNGSKRITERIEN FÜR SEKUNDÄRE TRAGENDE BAUTEILE UND NICHTTRAGENDE BAUTEILE 
Sekundäre Bauteile
Einige tragende Bauteile können als „sekundär“ betrachtet werden. Bei der Analyse der seismischen Antwort können die Steifigkeit und die Tragfähigkeit dieser Bauteile gegenüber horizontalen Einwirkungen vernachlässigt werden. Diese Bauteile sind so ausgelegt, dass sie nur Vertikallasten standhalten und Verschiebungen des Tragwerks abfangen, ohne ihre Tragfähigkeit zu verlieren. Die sekundären Bauteile und ihre Verbindungen sind somit so zu bemessen und mit Konstruktionsdetails auszulegen, dass sie Schwerkraftlasten standhalten, wenn sie Verschiebungen ausgesetzt werden, die durch die ungünstigste der seismischen Bemessungsbedingungen im GZEausgelöst werden und die im Fall der linearen Analyse gemäß Absatz 7.3.3.3 bzw. im Fall der nichtlinearen Analyse gemäß Absatz 7.3.4 berechnet werden.
In keinem Fall darf die Wahl von Bauteilen, die als sekundär gelten, den Übergang von einem „unregelmäßigen“ in ein „regelmäßiges“ Tragwerk gemäß Absatz 7.2.1 bestimmen und der Gesamtbeitrag, den die sekundären Bauteile in Bezug auf die Steifigkeit und Tragfähigkeit unter horizontalen Einwirkungen liefern, darf 15 % des Beitrags, der durch die primären Bauteile erbracht wird, nicht überschreiten.
Nichttragende Bauteile
Als nichttragende Bauteile gelten Bauteile mit einer Steifigkeit, Tragfähigkeit und Masse, die geeignet ist, die Tragwerksantwort in bedeutender Weise zu beeinflussen, sowie Bauteile, die, obwohl sie die Tragwerksantwort nicht beeinflussen, für die Sicherheit und/oder Unversehrtheit von Personen gleichermaßen von Bedeutung sind.
Der Tragwiderstand der nichttragenden Bauteile, einschließlich eventueller tragender Bauteile, die deren Stützung und Verbindung untereinander sowie in Zusammenhang mit dem Tragwerk dienen, muss größer als die entsprechende seismische Beanspruchung in jedem der zu berücksichtigenden Grenzzustände sein (siehe Absatz 7.3.6). Wenn das nichttragende Bauteil auf der Baustelle gefertigt wird, obliegt es dem Planer des Tragwerks, die Beanspruchung zu ermitteln und den Tragwiderstand gemäß einschlägigen Formeln zu bemessen, und es obliegt dem Bauleiter, die korrekte Ausführung zu prüfen; wenn das nichttragende Bauteil hingegen auf der Baustelle montiert wird, obliegt es dem Planer des Tragwerks, die Beanspruchung zu ermitteln, obliegt es dem Lieferanten und/oder Monteur, Bauteile und Verbindungssysteme mit angemessenem Tragwiderstand zu liefern, und es obliegt dem Bauleiter, die korrekte Montage zu prüfen.
Wenn die Verteilung der nichttragenden Bauteile im Grundriss sehr unregelmäßig ist, müssen die Auswirkungen dieser Unregelmäßigkeit bewertet und berücksichtigt werden. Diese Anforderung gilt als erfüllt, wenn die in Absatz 7.2.6 angegebene zufällige Exzentrizität um den Faktor 2 erhöht wird.
Wenn die Verteilung der nichttragenden Bauteile in der Höhe sehr unregelmäßig ist, muss die Möglichkeit hoher Schadenskonzentrationen auf den Ebenen, die durch eine bedeutende Reduzierung der nichttragenden Bauteile im Vergleich zu angrenzenden Ebenen gekennzeichnet sind, in Betracht gezogen werden. Diese Anforderung gilt als erfüllt, wenn die seismische Beanspruchung in Bezug auf die vertikalen Bauteile (Pfeiler und Wände) der Ebenen mit bedeutender Reduzierung der nichttragenden Bauteile um den Faktor 1,4 erhöht wird. 
Die seismische Beanspruchung in Bezug auf die nichttragenden Bauteile kann bestimmt werden, indem auf sie eine horizontale Kraft Fa angewandt wird, die wie folgt definiert ist:
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wobei 
Fa
die horizontale seismische Kraft ist, die in der ungünstigsten Richtung auf das Massezentrum des nichttragenden Bauteils einwirkt oder verteilt ist und die aus den proportional zur Masse verteilten Kräften resultiert;
Sa
die im Vergleich zur Erdbeschleunigung dimensionslose maximale Beschleunigung ist, die das nichttragende Bauteil während des Erdbebens erfährt und die dem untersuchten Grenzzustand entspricht (siehe Absatz 3.2.1);
Wa
das Gewicht des Bauteils ist;
qa
der Verhaltensbeiwert des Bauteils ist.
In Ermangelung spezifischer Bestimmungen kann für Sa und qa die einschlägige Fachliteratur herangezogen werden.
7.2.4.
BEMESSUNGSKRITERIEN DER ANLAGEN
Dieser Abschnitt enthält nützliche Angaben für die Bemessung und den erdbebensicheren Einbau von Anlagen. Unter Anlage ist die Einheit zu verstehen, die aus der eigentlichen Anlage, den Versorgungsgeräten der Anlage sowie den Verbindungen zwischen Anlage und Haupttragwerk besteht. Sofern es keine gegenteiligen gesetzlichen Bestimmungen gibt, ist für die erdbebensichere Bemessung der Anlagen der Hersteller verantwortlich, für die erdbebensichere Bemessung der Versorgungsgeräte und Verbindungselemente ist der Monteur verantwortlich und für die erdbebensichere Bemessung der horizontalen Trägerstrukturen, Ausfachungen und Zwischenwände, an denen die Anlage verankert wird, ist der Planer des Tragwerks verantwortlich.
Der Tragwiderstand der verschiedenen Funktionselemente, aus denen die Anlage besteht, einschließlich eventueller tragender Bauteile, die deren Stützung und Verbindung untereinander sowie in Zusammenhang mit dem Tragwerk dienen, muss größer als die entsprechende seismische Beanspruchung in jedem der zu berücksichtigenden Grenzzustände sein (siehe Absatz 7.3.6). Es obliegt dem Planer des Tragwerks, die Beanspruchung zu ermitteln, während es dem Lieferanten und/oder Monteur obliegt, die Anlagen und Verbindungssysteme mit angemessenem Tragwiderstand zu liefern.
Anlagen, die 30 % der ständigen Gesamtlast des Deckenbereichs, auf dem sie angebracht sind, oder der Ausfachungsplatten oder Zwischenwandkonstruktionen, an denen sie angebracht sind, oder aber 10 % der ständigen Gesamtlast des gesamten Tragwerks überschreiten, fallen nicht unter die nachfolgenden Vorschriften und bedürfen einer spezifischen Untersuchung.
In Ermangelung genauerer Bewertungen kann die seismische Beanspruchung, die durch das Vorhandensein einer Anlage auf die Ausfachungsplatte oder Zwischenwandkonstruktion, an der die Anlage angebracht ist, wirkt, mit einer einheitlich verteilten Last einer Stärke 2Fa/S angesetzt werden, wobei Fa die jeweilige Stärke der einzelnen Funktionselemente der Anlage ist, angewandt auf den Schwerpunkt des Elements und berechnet mithilfe der Gleichung [7.2.1], und S die Fläche der Ausfachungsplatte oder Zwischenwandkonstruktion ist. Diese verteilte Last ist als im rechten Winkel und tangential zur Mittelebene der Platte wirkend zu verstehen. 
In Übereinstimmung mit den Kriterien der Bemessung nach den Prinzipien der Widerstandshierarchie müssen eventuelle spröde Komponenten den doppelten Tragwiderstand wie eventuelle angrenzende duktile Komponenten aufweisen, jedoch keinen größeren Tragwiderstand als derjenige, der infolge einer mit einem elastischen Modell und einem Verhaltensbeiwert q in Höhe von 1,5 durchgeführten Analyse erforderlich ist. Die nach den Kriterien der Bemessung nach den Prinzipien der Widerstandshierarchie bewertete Beanspruchung kann als nicht größer als die Beanspruchung, die für den Fall eines nichtdissipatives Tragwerksverhalten ermittelt wurde, angenommen werden.
Die Anlagen dürfen mit dem Bauwerk nicht im Vertrauen auf die Reibungswirkung verbunden werden, sondern sie müssen mit starren oder flexiblen Verbindungsvorrichtungen mit dem Bauwerk verbunden werden; die Anlagen mit flexiblen Verbindungsvorrichtungen haben eine Schwingungsperiode T ≥ 0,1 s, die unter ausschließlicher Berücksichtigung der Verformung der Verbindung bestimmt wird. Bei der Verwendung von flexiblen Verbindungsvorrichtungen müssen die Verbindungen für den Betrieb der Anlage flexibel sein und können nicht Teil des Verbindungsmechanismus sein. 
Das Risiko eines unkontrollierten Gas- oder Flüssigkeitsaustritts, insbesondere in der Nähe von elektrischen Verbrauchsquellen und brennbaren Materialien, muss eingeschränkt werden, und zwar auch mittels Verwendung von automatischen Unterbrechungsvorrichtungen der Versorgung. Die Gas- oder Flüssigkeitszuleitungsrohre müssen beim Übergang vom Erdboden zum Bauwerk so ausgelegt sein, dass sie ohne zu brechen die maximalen relativen Verschiebungen vom Bauwerk zum Boden, bedingt durch die entsprechende seismische Beanspruchung in jedem der berücksichtigten Grenzzustände (siehe Absatz 7.3.6), aushalten. 
7.2.5.
ANFORDERUNGEN DER FUNDAMENTTEILE AN DAS TRAGWERK 
Die am Fundament übertragenen Einwirkungen stammen aus der Verhaltensanalyse des gesamten Bauwerks; diese wird im Allgemeinen so durchgeführt, dass nur das aufgehende Tragwerk, auf das die entsprechenden Einwirkungskombinationen gemäß Absatz 2.5.3 angewandt werden, untersucht wird.
Sowohl für die DK „A“ als auch für die DK „B“ müssen die Bemessung der Fundamenttragwerke und der Sicherheitsnachweis des Komplexes Fundament-Boden so ausgeführt werden, dass als Einwirkung auf das Fundament, die von den darüberliegenden Bauteilen übertragen wird, eine der folgenden Einwirkungen angenommen wird:
· die Einwirkung aus der Tragwerksanalyse, die unter Annahme eines nichtdissipativen Tragwerksverhaltens durchgeführt wurde (siehe Absatz 7.3); 
· die Einwirkung, die sich aus der Biegetragfähigkeit der Bauteile (berechnet für die Axialkraft, die durch Kombination der Einwirkungen gemäß Absatz 2.5.3 entsteht), zusammen mit dem unter Gleichgewichtsberücksichtigungen bestimmten Schub ergibt;
· die Einwirkung, die von den darüberliegenden Bauteilenunter Annahme eines dissipativen Tragwerksverhaltens übertragen wird, erhöht durch einen Beiwert mit dem Wert 1,30 für die DK „A“ sowie 1,10 für die DK „B“.
Flachgründungen
Die Tragwerke von Flachgründungen sind für die in dem vorstehenden Absatz definierten Einwirkungen zu bemessen, wobei ein nichtdissipatives Verhalten anzunehmen ist; demzufolge sind keine speziellen Bewehrungen erforderlich, um ein duktiles Verhalten zu erzielen. 
Fundamentplatten aus Stahlbeton müssen, entsprechend zwei orthogonalen Richtungen und über die gesamte Länge, Längsbewehrungen von mindestens 0,1 % der Fläche des Plattenquerschnitts – sowohl unten als oben – haben.
Fundamentträger aus Stahlbeton müssen über die gesamte Länge Längsbewehrungen von mindestens 0,2 % der Fläche des Trägerquerschnitts – sowohl unten als oben – haben.
Pfahlgründungen
Betonpfähle müssen über die gesamte Länge Längsbewehrungen von mindestens 0,3 % der Fläche des Pfahlquerschnitts haben sowie eine Querbewehrung aus Bügeln oder Spiralen mit einem Durchmesser von mindestens 8 mm, der Abstand darf nicht mehr als das 8-fache des Durchmessers der Längsstäbe betragen. 
Wenn das Erreichen des Tragwiderstands der Pfähle nicht auszuschließen ist, müssen folgende Bedingungen gegeben sein:
· wenn der Tragwiderstand in der Nähe des Pfahlkopfs erreicht wird, ist eine dissipative Zone zu berücksichtigen, die sich bis in eine Tiefe von mindestens dem Zehnfachen des Pfahldurchmessers erstreckt; wenn der Tragwiderstand in der Tiefe erreicht wird, z. B. in Zusammenhang mit Kontakten zwischen Bodenschichten von sehr unterschiedlicher Steifigkeit (Absatz 7.11.5.3.2), ist eine dissipative Zone auf beiden Seiten der Kontakten mit einer Ausdehnung von mindestens fünf Durchmessern zu berücksichtigen;
· die Abschnitte der dissipativen Zonen sind so zu bemessenen, dass sie durch die Bemessungseinwirkungen ein duktiles Verhalten zeigen.
In diesen dissipativen Zonen muss die Längsbewehrung eine Fläche von mindestens 1 % der Fläche des Pfahlquerschnitts haben, während die Querbewehrung aus einzelnen Bügeln mit einem Abstand von nicht mehr als dem 6-fachen des Durchmessers der Längsstäbe bestehen muss. 
In Ermangelung einer spezifischen Bewertung des Duktilitätsvermögens sind die folgende Vorschriften zu beachten:
· die Schubtragfähigkeit muss mindestens das 1,3-fache der entsprechenden Beanspruchung betragen;
· in dissipativen Zonen muss die mittlere Normalspannung, die auf jeden Abschnitt wirkt, in Übereinstimmung mit den Kombinationen der seismischen Einwirkungen kleiner als 0,45 fcd sein;
· das im elastischen Bereich berechnete Biegemoment muss kleiner als 1,5 MRdsein, wobei MRd die Bemessungsbiegetragfähigkeit des Pfahls ist, berechnet für die axialen Beanspruchungsebenen bei den Kombinationen der seismischen Einwirkungen. 
Die Verwendung von Schrägpfählen ist explizit zu erläutern. Die Bemessung dieser Pfähle ist, mit einer angemessenen Sicherheitsmarge, aus einer spezifischen Analyse der Wechselwirkungen des Komplexes Fundament-Boden unter seismischen Bedingungen abzuleiten.
Horizontale Verbindungen zwischen Fundamentteilen 
Zu berücksichtigen sind die relativen Verschiebungen zwischen Boden und Gründungssohle, die gemäß den Angaben in Absatz 3.2.4.2 berechnet und auf das Fundament angewandt werden, sowie die möglichen Auswirkungen, die diese auf das darüberliegende Tragwerk haben.
Diese relativen Verschiebungen können vernachlässigt werden, wenn die Fundamenttragwerke untereinander durch ein Gitter aus Trägern oder eine Platte angemessener Größe verbunden werden, welche die in Folge entstehenden Axialkräfte aufnehmen können. In Ermangelung genauerer Bewertungen können die folgenden axialen Einwirkungen angenommen werden: 
± 0,2 Nsd amax /g für das stratigrafische Profil Typ A 
± 0,3 Nsd amax /g für das stratigrafische Profil Typ B 
± 0,4 Nsd amax /g für das stratigrafische Profil Typ C 
± 0,6 Nsd amax /g für das stratigrafische Profil Typ D 
wobei Nsd der Mittelwert der auf die verbundenen Bauteile einwirkenden Vertikalkräfte ist und amax die maximal am Standort erwartete horizontale Beschleunigung ist.
In Ermangelung spezifischer Analysen der lokalen seismischen Antwort kann die am Standort erwartete maximale Beschleunigung mit folgender Gleichung bewertet werden: amax = agS, wobei S der Beiwert ist, der die Auswirkung der stratigrafischen Verstärkung (SS) und der topografischen Verstärkung (ST) umfasst, wie in Absatz 3.2.3.2 angegeben, und ag die maximale horizontale Beschleunigung für den GZE amstarren Bezugsstandort ist.
Zwecks Anwendung der vorgenannten Beziehungen wird das stratigrafische Profil des Typs E dem des Typs C gleichgestellt, wenn die Böden auf dem Referenzsubstrat mittelverdichtet (grobkörnige Böden) oder mittelfest (feinkörnige Böden) sind, bzw. dem Profil des Typs D gleichgestellt, wenn die Böden auf dem Bezugssubstrat wenig verdichtet (grobkörnige Böden) oder wenig fest (feinkörnige Böden) sind. 
Träger oder Geschossplatten und Platten tragende Träger können nur mit Verbindungselementen gleichgesetzt werden, wenn sie in einem Abstand ≤ 1,00 m von der Oberseite der direkten Fundamente oder der Verbindungsplatte der Pfähle angeordnet werden.
7.2.6.
KRITERIEN FÜR DIE MODELLIERUNG VON TRAGWERK UND SEISMISCHER EINWIRKUNG 
Modellierung des Tragwerks
Das Tragwerksmodell muss dreidimensional sein und die tatsächliche Raumverteilung von Masse, Steifigkeit und Tragfähigkeit in entsprechender Form darstellen, mit besonderer Berücksichtigung der Gegebenheiten, bei denen Horizontalkomponenten der seismischen Einwirkung vertikale Trägheitskräfte erzeugen können (Träger mit großer Spannweite, bedeutende Auskragungen usw.). 
Wenn von einem nichtdissipativen Verhaltensmodell oder einem dissipativen Modell, das den Verhaltensbeiwert q verwendet, ausgegangen wird, werden für die Materialien elastische Stoffgesetze angewandt. 
Wenn von einem dissipativen Verhaltensmodell unter ausdrücklicher Berücksichtigung des Dissipationsvermögens ausgegangen wird, ist die konstitutive Beziehung zur Modellierung der Nichtlinearität des Materials, auch im Hinblick auf die ordnungsgemäße Darstellung der dissipierten Energie in den Hysteresezyklen, zu begründen. 
Geometrische Nichtlinearitäten sind, falls sie bedeutend sind, bei beiden Verhalten zu berücksichtigen.
Bei der Darstellung der Steifigkeit der tragenden Bauteile ist die Rissbildung zu berücksichtigen. Falls keine spezifischen Analysen durchgeführt werden, kann die Biege- und Schubsteifigkeit von Bauteilen aus Mauerwerk, Stahlbeton und Stahl-Beton-Verbund um bis zu 50 % der Steifigkeit entsprechender Bauteile ohne Rissbildung verringert werden, wobei der berücksichtigte Grenzzustand und der Einfluss der ständigen axialen Beanspruchung gebührend zu berücksichtigen sind. 
In Ermangelung spezifische Bewertungen und sofern die vorhandenen Öffnungen die Steifigkeit nicht erheblich verringern, können die horizontalen Trägerstrukturen als unendlich steif in ihrer Ebene erachtet werden, vorausgesetzt sie sind aus Stahlbeton oder aus Ziegelzement mit einer mindestens 40 mm starken Platte aus Stahlbeton oder aus einer Mischstruktur mit einer mindestens 50 mm starken Stahlbetonplatte hergestellt, die mit Schubverbindern angemessener Größe mit den tragenden Bauteilen aus Stahl oder Holz verbunden ist. 
Bei der Modellbestimmung können die nichttragenden Bauteile, die nicht eigens als mitwirkend bemessen wurden (wie Ausfachungen und Zwischenwände), nur hinsichtlich Masse dargestellt werden, ihr Beitrag zu Steifigkeit und Tragfähigkeit des Tragwerksystems wird nur dann berücksichtigt, wenn er negative Auswirkungen auf die Sicherheit hat.
Modellierung der seismischen Einwirkung
Die durch die seismische Bewegung hervorgerufenen Einwirkungen können sowohl durch gleichwertige statische Kräfte oder Antwortspektren, als auch durch – angemessen ausgewählte – Beschleunigungsdiagramme der Bodenbewegung modelliert werden. 
Die seismische Beanspruchung kann unter Berücksichtigung der Auswirkungen der Wechselwirkungen zwischen Boden und Tragwerk im Hinblick auf Trägheit und Kinematik bewertet werden, sowie indem der seismische Bemessungsinput mittels Analysen der lokalen seismischen Antwort bestimmt wird. Für die jeweiligen Verfahren sind einschlägige Methoden und Modelle zu verwenden.
Die Nutzung künstlicher oder künstliche Komponenten beinhaltender Beschleunigungsdiagramme der Bodenbewegung für die Analysen der lokalen seismischen Antwort und für die Analysen der Wechselwirkungen zwischen Boden und Tragwerk, die konstitutive Hysteresebeziehungen für die Modellierung des Untergrunds vorsehen, ist im Einklang mit den Angaben in Absatz 3.2.3.6 nicht zulässig.
Im Hinblick auf die seismische Beanspruchung und die Tragwerksantwort gelten folgende Einschränkungen:
a) Die Werte des elastischen Beschleunigungsantwortspektrums der Komponenten der seismischen Bemessungseinwirkung – bewertet unter Annahme einer Dämpfung von 5 % und ermittelt durch Analyse der lokalen seismischen Antwort und/oder der Wechselwirkungen zwischen Boden und Tragwerk – müssen einem Wert von mindestens 70 % der Werte des entsprechenden elastischen Beschleunigungsantwortspektrums für den Untergrund Typ A entsprechen, wie in Absatz 3.2.3.2 angegeben.
b) Wenn Analysen der Wechselwirkungen zwischen Boden und Tragwerk durchgeführt werden, muss die globale Resultierende aus Schub und Normalkraft, die auf die Oberseite des Fundaments des Bauwerks übertragen wird, einem Wert von mindestens 70 % der Resultierenden entsprechen, die für das identische Tragwerksmodell mit festen Einspannungen an der Oberseite des Fundaments und einem seismischen Input, der dem Antwortspektrum für den Untergrund Typ A entspricht, bestimmt wurde, wie in Absatz 3.2.3.2 angegeben. 
Die Verformung des Komplexes Fundament-Boden und sein Dissipationsvermögen können berücksichtigt werden, indem z. B. viskoelastische Verbindungen mit geeigneter dynamische Impedanz verwendet werden. In diesem Fall ist es erforderlich, die Abhängigkeit der Steifigkeit und der Dämpfung von dem Verformungsgrad des Bodens zu berücksichtigen.
Bei den kombinierten Gründungen muss, wie in Absatz 6.4.3 angegeben, die Wechselwirkung zwischen Boden, Pfählen und Verbindungskonstruktion anhand entsprechender Modellierungen untersucht werden, um den Anteil der Bemessungseinwirkung, der von der Verbindungskonstruktion direkt auf den Boden übertragen wird und den Anteil, der auf die Pfähle übertragen wird, bestimmen zu können.
Um der räumlichen Veränderlichkeit der seismischen Bewegung sowie eventuellen Unsicherheiten Rechnung zu tragen, muss dem Massezentrum eine zufällige Exzentrizität in Bezug auf seine aus der Berechnung resultierende Position zugeordnet werden. Bei Gebäuden darf, in Ermangelung genauerer Bestimmungen, die zufällige Exzentrizität in jeder Richtung nicht unter dem 0,05-fachen der durchschnittlichen Gebäudegröße, senkrecht zur Anwendungsrichtung der seismischen Einwirkung gemessen, liegen. Diese Exzentrizität wird als konstant in Gesamtheit und Richtung für alle horizontalen Trägerstrukturen angenommen.
7.3.
ANALYSEVERFAHREN UND NACHWEISKRITERIEN 
Die Gesamtheit der Beanspruchung, mit der der Tragwiderstand des Tragwerks gemäß den unter 7.3.6 definierten Kriterien zu vergleichen ist, kann bewertet werden, indem eine der vorstehend beschriebenen Modellierungen verwendet und eines der nachstehend dargestellten Analyseverfahren angewandt wird. 
Die Analyseverfahren bestehen aus linearen und nichtlinearen Verfahren, je nach den Eigenschaften des Tragwerks und dem gewählten Verhaltensmodell.
Bei einer linearen Analyse kann die seismische Beanspruchung für Tragwerke mit nichtdissipativem und dissipativem Verhalten durch Verwendung eines angemessenen Verhaltensbeiwerts q verringert werden. Die q zuzuschreibenden Werte variieren je nach Tragwerksverhalten (dissipativ bzw. nichtdissipativ) und berücksichtigtem Grenzzustand und stehen in Zusammenhang mit der Gesamtheit der Plastifizierungen, die mit jedem Grenzzustand einhergehen.
Für jeden der betrachteten Grenzzustände und jedes der berücksichtigten Analyseverfahren gibt die nachstehende Tabelle Folgendes an:
– für die lineare Analyse: das Tragwerksverhalten, die Bedingungen für die Modellierung der seismischen Einwirkung sowie die dem Verhaltensbeiwert q zuzuordnenden Grenzwerte, abhängig von dem betrachteten Grenzzustand;
– für die nichtlineare Analyse: das Tragwerksverhalten, die Bedingungen für die Modellierung der seismischen Einwirkung.
Tabelle 7.3.I – Grenzwerte für q und Bedingungen für die Modellierung der seismischen Einwirkung
	GRENZZUSTÄNDE
	Linear (dynamisch und statisch)
	Nichtlinear

	
	Dissipativ
	Nichtdissipativ
	Dynamisch
	Statisch

	GZG
	GZF
	q = 1,0
Absatz 3.2.3.4
	q = 1,0
Absatz 3.2.3.4
	Absatz 7.3.4.1
	Absatz 7.3.4.2

	
	GZS
	q ≤ 1,5
Absatz 3.2.3.5
	q ≤ 1,5
Absatz 3.2.3.5
	
	

	GZT
	GZM
	q ≥ 1,5
Absatz 3.2.3.5
	q ≤ 1,5
Absatz 3.2.3.5
	
	

	
	GZE
	---
	---
	
	


Der obere Grenzwert des Beiwerts q im GZM wird für alle Tragwerksarten in Absatz 7.3.1 festgelegt, wobei anschließend, in Zusammenhang mit den verschiedenen Materialien, in den nachstehenden spezifischen Absätzen auf diesen verwiesen wird. 
7.3.1.
LINEARE ODER NICHTLINEARE ANALYSE 
Die Analyse der Tragwerke, die einer seismischen Einwirkung ausgesetzt sind, kann linear oder nichtlinear sein. 
Lineare Analyse 
Die lineare Analyse kann verwendet werden, um die seismische Beanspruchung bei einem nichtdissipativen und auch bei einem dissipativen Tragwerksverhalten zu berechnen (Absatz 7.2.2). In beiden Fällen wird die seismische Beanspruchung, unabhängig von der für die seismische Einwirkung verwendeten Modellierung, berechnet, indem auf das Bemessungsspektrum (Absätze 3.2.3.4 und 3.2.3.5) Bezug genommen wird, das für jeden Grenzzustand ermittelt wurde, wobei für den Verhaltensbeiwert q die Grenzwerte aus Tabelle 7.3.I, mit den Werten der Grundbeiwerte q0 aus Tabelle 7.3.II angenommen werden.
Werte für den Verhaltensbeiwert q
Bei einem dissipativen Tragwerksverhalten (Absatz 7.2.2) hängt der Wert des Verhaltensbeiwerts q, der für den berücksichtigten Grenzzustand und in der betreffenden Richtung der seismischen Einwirkung zu verwenden ist, von der Tragwerksart, dessen hyperstatischem Grad und den gewählten Bemessungskriterien ab und berücksichtigt üblicherweise das Dissipationsvermögen des Materials. Die Tragwerksarten können in einer horizontalen Richtung als zu einer Art gehörend eingestuft werden und in der horizontalen Richtung, die zu der vorhergehenden Richtung im rechten Winkel steht, als zu einer anderen Art gehörend eingestuft werden, wobei für jede Richtung der entsprechende Verhaltensbeiwert verwendet wird.
Der obere Grenzwert qlim des Verhaltensbeiwerts in Bezug auf den GZM wird mithilfe folgender Formel berechnet: 
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[7.3.1] 
wobei: 
q0
der Grundwert des Verhaltensbeiwerts im GZM ist, dessen Höchstwerte in der Tabelle 7.3.II angegeben sind, und zwar in Abhängigkeit von der Duktilitätsklasse, der Tragwerksart, dem Beiwert λ gemäß Absatz 7.9.2.1 und dem Verhältnis αu/α1 zwischen dem Wert der seismischen Einwirkung, bei dem die Plastifizierung in einer Anzahl von dissipativen Zonen erfolgt, sodass das Tragwerk zu einem Mechanismus wird, und dem Wert, bei dem das erste tragende Bauteil die Biegeplastifizierung erreicht; die Wahl von q0 ist explizit zu begründen;
KR ein Faktor ist, der von den Eigenschaften der Regelmäßigkeit in der Höhe des Bauwerks abhängt, bei Bauwerken mit einer Regelmäßigkeit in der Höhe ist der Wert des Faktors 1, bei Bauwerken, die in der Höhe nicht regelmäßig sind, ist der Wert 0,8. 
Tab. 7.3.II – Höchstwerte des Grundwerts q0 des Verhaltensbeiwerts im GZM für verschiedene Konstruktionstechniken und in Abhängigkeit von der Tragwerksart und der Duktilitätsklasse DK
	
	q0

	Tragwerksart
	DK „A“
	DK „B“

	Betonbauten (Absatz 7.4.3.2)

	Rahmentragwerke, Tragwerke mit gekoppelten Wänden, Mischtragwerke (siehe Absatz 7.4.3.1)
	4,5 αu/α1
	3,0 αu/α1

	Tragwerke mit nicht gekoppelten Wänden (siehe Absatz 7.4.3.1)
	4,0 αu/α1
	3,0

	Torsionsmäßig verformbare Tragwerke (siehe Absatz 7.4.3.1)
	3,0
	2,0

	Tragwerke mit invertiertem Pendel (siehe Absatz 7.4.3.1)
	2,0
	1,5

	Einstöckige Rahmentragwerke mit invertiertem Pendel (siehe Absatz 7.4.3.1)
	3,5
	2,5

	Bauwerke mit einem Tragwerk aus Fertigbauteilen (Absatz 7.4.5.1)

	Plattentragwerke
	4,0 αu/α1
	3,0

	Monolithische Zellentragwerke
	3,0
	2,0

	Tragwerke mit eingeklemmten Stützen und gelenkartig verbundenen horizontalen Trägerstrukturen
	3,5
	2,5

	Stahlbauwerke (Absatz 7.5.2.2) und Verbundbauwerke aus Stahl und Beton (Absatz 7.6.2.2)

	Rahmentragwerke
Tragwerke mit exzentrischen Verstrebungen
	5,0 αu/α1
	4,0

	Tragwerke mit konzentrischen Verstrebungen mit aktiver Spannstrebe
Tragwerke mit konzentrischen V-Verstrebungen
	4,0
2,5
	4,0
2,0

	Tragwerke mit Konsolen oder invertiertem Pendel
	2,0 αu/α1
	2,0

	Rahmentragwerke mit konzentrischen Verstrebungen
	4,0 αu/α1
	4,0

	Rahmentragwerke mit Mauerwerksausfachungen
	2,0
	2,0

	Holzbauwerke (Absatz 7.7.3)

	Wandverkleidungen mit leichtem Rahmen, mit Nietverbindungen und verleimten Membranen, verbunden mit Nieten, Schrauben und Bolzen
Hyperstatische Gitterkonstruktionen mit vernieteten Verbindungen
	3,0
	2,0

	Hyperstatische Portale mit Verbindungsmitteln mit zylindrischem Schaft 
	4,0
	2,5

	Wandverkleidungen mit leichtem Rahmen, mit Nietverbindungen und vernieteten Membranen, verbunden mit Nieten, Schrauben und Bolzen.
	5,0
	3,0

	Verleimte Schichtholzplatten, verbunden mit Nieten, Schrauben und Bolzen
Gitterkonstruktionen mit Nieten-, Schrauben-, Bolzen- oder Stiftverbindungen
Sogenannte Mischkonstruktionen mit (erdbebensicherem) Rahmen aus Holz und nichttragenden Ausfachungen
	
	2,5

	Isostatische Konstruktionen im Allgemeinen, einschließlich isostatischer Portale mit Verbindungsmitteln mit zylindrischem Schaft und sonstige Tragwerksarten
	
	1,5

	Bauwerke aus Mauerwerk (Absatz 7.8.1.3)

	Bauwerke aus gewöhnlichem Mauerwerk
	1,75 αu/α1

	Bauwerke aus bewehrtem Mauerwerk
	2,5 αu/α1

	Bauwerke aus bewehrtem Mauerwerk mit Bemessung nach den Prinzipien der Widerstandshierarchie
	3,0 αu/α1

	Bauwerke aus eingefasstem Mauerwerk
	2,0 αu/α1

	Bauwerke aus eingefasstem Mauerwerk mit Bemessung nach den Prinzipien der Widerstandshierarchie
	3,0 αu/α1

	Brücken (Absatz 7.9.2.1)

	Pfeiler aus Stahlbeton
Biegebeanspruchte Vertikalpfeiler
Biegebeanspruchte schräge Stützelemente
	3,5 λ
2,1 λ
	1,5
1,2

	Stahlpfeiler:
Biegebeanspruchte Vertikalpfeiler
Biegebeanspruchte schräge Stützelemente
Pfeiler mit konzentrischen Verstrebungen
Pfeiler mit exzentrischen Verspannungen
	3,5
2,0
2,5
3,5
	1,5
1,2
1,5
-

	Widerlager
Im Allgemeinen
Bei Bewegung mit dem Boden
	1,5
1,0
	1,5
1,0


Für im Grundriss regelmäßige Bauwerke können, sofern keine nichtlineare Analyse zur Bewertung vorgenommen wird, für das Verhältnis αu/α1 die in den nachstehenden Absätzen für die verschiedenen Bauwerksarten angegebenen Werte herangezogen werden. 
Für im Grundriss nicht regelmäßige Bauwerke können Werte für αu/α1 herangezogen werden, die dem Mittelwert zwischen 1,0 und den jedes Mal für die unterschiedlichen Bauwerksarten angegebenen Werten entsprechen. 
Falls das Bauwerk Stahlbetonwände besitzt, sind die Werte für q0 durch Anwendung des Faktors kw zu reduzieren, um einem Versagen durch Sprödbruch vorzubeugen, wobei:
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	für Rahmentragwerke oder Rahmentragwerken gleichgestellte Mischtragwerke

	
	für Wandtragwerke, Wandtragwerken gleichgestellte Mischtragwerke, torsionsmäßig verformbare Tragwerke


wobei α0 der Wert ist, der überwiegend durch das Verhältnis zwischen der Gesamthöhe (von den Fundamenten oder dem starren Basiskastentragwerk gemäß Absatz 7.2.1 bis zum höchsten Punkt) und der Länge der Wände bestimmt wird; falls die α0-Werte der Wände sich nicht bedeutend unterscheiden, kann der Wert für α0 für alle Wände berechnet werden, wobei als Höhe die Summe der Höhen der einzelnen Wände und als Länge die Summe der Längen angenommen wird. 
Wenn die Beanspruchung bezüglich der Tragfähigkeit im GZM geringer als im GZS ist, kann der Tragwiderstand wahlweise auf Grundlage der Beanspruchung im GZS anstatt im GZM bemessen werden. In diesem Fall ist der Verhaltensbeiwert im GZM so zu wählen, dass die Ordinaten des Bemessungsspektrums für den GZM nicht kleiner als die des Bemessungsspektrums für den GZS sind.
Der Wert q, der für die vertikale Komponente der seismischen Einwirkung im GZM verwendet wird, hat, sofern keine entsprechenden stützenden Analysen vorliegen, für alle Tragwerks- und Materialarten den Wert q = 1,5, mit Ausnahme von Brücken, für die q = 1 gilt.
Bei Tragwerken mit nichtdissipativem Tragwerksverhalten ist ein Verhaltensbeiwert qND anzunehmen, der in Bezug auf den jeweiligen kleinsten Wert für DK „B“ (Tabelle 7.3.II) gemäß folgender Formel verringert wird:
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[7.3.2] 
Auswirkungen von geometrischen Nichtlinearitäten
Die geometrischen Nichtlinearitäten werden durch den Faktor θ berücksichtigt, der in Ermangelung genauerer Bestimmungen wie folgt definiert werden kann:
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	[7.3.3]


wobei:
P
die Gesamtvertikallast ist, die durch die untersuchte horizontale Trägerstruktur und das darüberliegende Tragwerk entsteht; 
dER
die mittlere horizontale Verschiebung des Zwischengeschosses im GZM ist, die durch die Differenz zwischen der horizontalen Verschiebung der betrachteten horizontalen Trägerstruktur und der horizontalen Verschiebung der unmittelbar darunterliegenden horizontalen Trägerstruktur gebildet wird, die beide gemäß Absatz 7.3.3.3 bewertet werden; 
V
die horizontale Gesamtkraft in Bezug auf die untersuchte horizontale Trägerstruktur ist, die sich anhand der linearen Analyse mit dem Verhaltensbeiwert q ergibt; 
h
der Abstand zwischen der untersuchten horizontalen Trägerstruktur und der unmittelbar darunterliegenden horizontalen Trägerstruktur ist. 
Die Auswirkungen von geometrischen Nichtlinearitäten:
· können vernachlässigt werden, wenn θ kleiner als 0,1 ist;
· können unter Erhöhung der Auswirkungen der horizontalen seismischen Einwirkung um einen Faktor mit dem Wert 1/(1 − θ) berücksichtigt werden, wenn θ zwischen 0,1 und 0,2 liegt;
· sind anhand einer nichtlinearen Analyse zu bewerten, wenn θ zwischen 0,2 und 0,3 liegt. 
Der Faktor θ darf den Wert 0,3 nicht überschreiten. 
Nichtlineare Analyse 
Die nichtlineare Analyse kann bei Tragwerksystemen mit einem nichtdissipativen Verhalten und bei Tragwerksystemen mit einem dissipativen Verhalten verwendet werden (Absatz 7.2.2) und berücksichtigt Nichtlinearitäten des Materials und geometrische Nichtlinearitäten. Bei Tragwerksystemen mit dissipativem Verhalten müssen die verwendeten konstitutiven Beziehungen auch die Verringerung der Tragfähigkeit und die Resttragfähigkeit berücksichtigen, sofern diese von Bedeutung sind. 
7.3.2.
DYNAMISCHE ODER STATISCHE ANALYSE
Man unterscheidet nicht nur zwischen linearen und nichtlinearen Analysen, sondern die Analyseverfahren werden auch dahingehend unterteilt, ob es sich um ein statisches oder dynamisches Gleichgewicht handelt. 
Das lineare Referenzanalyseverfahren zur Bestimmung der Auswirkungen der seismischen Einwirkung bei dissipativem und nichtdissipativem Tragwerksverhalten ist die Modalanalyse mit Antwortspektrum oder die „dynamische lineare Analyse“. Bei dieser Analyse wird das Gleichgewicht als dynamisches Gleichgewicht behandelt und die seismische Einwirkung wird anhand des in Absatz 3.2.3.5 definierten Bemessungsspektrums modelliert.
Alternativ zur Modalanalyse können verfeinerte Analysetechniken, wie eine schrittweise Integration, herangezogen werden, bei der die seismische Einwirkung über Beschleunigungsdiagramme der Bodenbewegung modelliert wird. 
Bei den Bauwerken, deren seismische Antwort in jeder Hauptrichtung nicht signifikant von den oberen Vibrationsarten abhängt, kann sowohl bei dissipativen als auch bei nichtdissipativen Tragwerksverhalten das Verfahren der Seitenkräfte oder die „statische lineare Analyse“ verwendet werden. Bei dieser Analyse wird das Gleichgewicht als statisches Gleichgewicht behandelt, die Tragwerksanalyse erfolgt linear und die seismische Einwirkung wird anhand des in Absatz 3.2.3.5 definierten Bemessungsspektrums modelliert. 
Zur Bestimmung der Auswirkungen der seismischen Einwirkung können nichtlineare Analysen durchgeführt werden. Bei diesen Analysen wird das Gleichgewicht alternativ wie folgt behandelt: 
a)
dynamisch („dynamische nichtlineare Analyse“), wobei die seismische Einwirkung über Beschleunigungsdiagramme der Bodenbewegung modelliert wird;
b)
statisch („statische nichtlineare Analyse"), wobei die seismische Einwirkung mittels monoton ansteigender statischer Kräfte modelliert wird.
7.3.3.
DYNAMISCHE ODER STATISCHE LINEARE ANALYSE 
Für die dynamische lineare Analyse und für die statische lineare Analyse ist die zufällige Exzentrizität des Zentrums des Massezentrums zu berücksichtigen.
Bei den Gebäuden können die Auswirkungen dieser durch die Anwendung von statischen Lasten bestimmt werden, die sich aus Drehmomenten bilden, deren Wert der in Absatz 7.3.3.2 bestimmten horizontal auf die Fläche einwirkenden Kraft entspricht, multipliziert mit der zufälligen Exzentrizität des Masseschwerpunkts in Bezug auf dessen in Absatz 7.2.6 bestimmte Berechnungsposition.
7.3.3.1
Dynamische lineare Analyse 
Die dynamische lineare Analyse umfasst:
–
die Bestimmung der Vibrationsarten des Bauwerks (Modalanalyse);
–
die Berechnung der Auswirkungen der seismischen Einwirkung, dargestellt durch das Bemessungsantwortspektrum, für jede ermittelte Vibrationsart; 
–
die Kombination dieser Auswirkungen. 
Es müssen alle Arten mit signifikantem Masseanteil berücksichtigt werden. In diesem Zusammenhang sollten alle Vibrationsarten mit einem Masseanteil von mehr als 5 % und in jedem Fall eine Anzahl von Vibrationsarten berücksichtigt werden, deren Gesamtmasseanteil größer als 85 % ist. 
Bei der Kombination der relativen Auswirkungen auf die einzelnen Vibrationsarten muss eine vollständige quadratische Kombination der relativen Auswirkungen auf jede Vibrationsart verwendet werden, die der Formel [7.3.4] entspricht: 
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wobei:
Ej
der Wert der relativen Auswirkung auf die Vibrationsart j ist;
ρij
der Korrelationsfaktor zwischen Vibrationsart i und j ist, der mit einschlägigen Formeln berechnet wurde, wie:
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ξi,j
die viskose Dämpfung der Vibrationsarten i und j ist; 
βij
das Verhältnis zwischen der Umkehr der Perioden jedes Paares i-j der Vibrationsarten (βij = Tj / Ti ) ist. 
Die Formel [7.3.5a] wird bei gleicher Dämpfung ξ der Vibrationsarten i und j wie folgt angegeben:
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7.3.3.2
Statische lineare Analyse 
Die statische lineare Analyse besteht in der Anwendung statischer Kräfte, die den Trägheitskräften entsprechen, die durch die seismische Einwirkung verursacht werden, und kann bei Bauwerken durchgeführt werden, die die in den nachfolgenden Absätzen angegebenen spezifischen Anforderungen erfüllen, unter der Voraussetzung, dass die Periode der Hauptvibrationsart in der untersuchten Richtung (T1) 2,5 TC oder TD nicht überschreitet und dass das Bauwerk in der Höhe regelmäßig ist. 
Bei Wohn- oder Industriebauten, die nicht höher als 40 m sind und deren Masse sich annähernd einheitlich über den gesamten Höhenverlauf verteilt, kann T1 (in Sekunden), in Ermangelung genauerer Berechnungen, unter Verwendung der folgenden Formel geschätzt werden: 
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wobei d die elastische seitliche Verschiebung des höchsten Punkts des Gebäudes, angegeben in Metern, ist, die durch die in horizontaler Richtung angewandte Lastkombination [2.5.7] entsteht.
Die Gesamtheit der Kräfte wird durch die Ordinate des Bemessungsspektrums, das der Periode T1 entspricht, erzielt, und die Kräfteverteilung auf das Tragwerk folgt der annähernd geschätzten Form der Hauptvibrationsart in der untersuchten Richtung.
Die auf jede Masse des Bauwerks anzuwendende Kraft ergibt sich aus folgender Formel: 
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wobei: 
Fh
= Sd (T1) W λ/g
Fi
die auf die i-te Masse anzuwendende Kraft ist;
Wi und Wj
die Gewichte der Masse i bzw. der Masse j sind;
zi und zj
die Höhen hinsichtlich der Gründungssohle (siehe Absatz 3.2.3.1) der Massen i und j sind;
Sd(T1)
die Ordinate des Bemessungsantwortspektrums, wie in Absatz 3.2.3.5 festgelegt, ist;
W
das Gesamtgewicht des Bauwerks ist;
λ
ein Beiwert von 0,85 ist, wenn T1 < 2TC und wenn das Bauwerk mindestens drei horizontale Trägerstrukturen hat, bzw. von 1,0 in allen anderen Fällen; 
g
die Erdbeschleunigung ist.
7.3.3.3
Bewertung der Verschiebungen des Tragwerks
Die Verschiebungen dE unter der seismischen Bemessungseinwirkung für den GZM ergeben sich aus der Multiplikation der aus der dynamischen oder statischen Analyse ermittelten Werte dEe mit dem Verschiebungsduktilitätsbeiwert µd, gemäß folgender Formel: 
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wobei:
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 In jedem Fall gilt μd ≤ 5q - 4. 
Die Verschiebungen in Bezug auf den GZE können in Ermangelung genauerer Bewertungen, die das tatsächliche Verhältnis der spektralen Verschiebungsordinaten berücksichtigen, ermittelt werden, indem die Verschiebungen für den GZM mit 1,25 multipliziert werden.
7.3.4.
DYNAMISCHE ODER STATISCHE NICHTLINEARE ANALYSE 
Die dynamische oder statische nichtlineare Analyse kann unter anderem für folgende Zwecke und in folgenden Fällen verwendet werden: 
-
zur Bewertung der Verschiebungen in Bezug auf den betrachteten Grenzzustand;
-
zum Führen der Nachweise zur Duktilität in Bezug auf den GZE;
-
zur Ermittlung der Verteilung der nichtelastischen Beanspruchung in Bauwerken, die mit dem Verhaltensbeiwert q bemessen wurden; 
-
zur Bewertung der Überfestigkeitsverhältnisse αu/α1 aus den Absätzen 7.4.3.2, 7.4.5.1, 7.5.2.2, 7.6.2.2, 7.7.3, 7.8.1.3 und 7.9.2.1;
-
als Ersatzbemessungsmethode bei Neubauten für die linearen Analysemethoden;
-
als Bewertungsmethode für den Tragwiderstand bestehender Gebäude. 
7.3.4.1
Dynamische nichtlineare Analyse 
Die dynamische nichtlineare Analyse besteht in der Berechnung der seismischen Antwort des Tragwerks mittels Integration der Bewegungsgleichungen unter Verwendung eines nichtlinearen Modells des Tragwerks und der in Absatz 3.2.3.6 festgelegten Beschleunigungsdiagramme der Bodenbewegung. Diese Analyse hat den Zweck, das dynamische Verhalten des Tragwerks im nichtlinearen Bereich zu bewerten und ermöglicht den Vergleich zwischen geforderter Duktilität und der Duktilität, die im GZE verfügbar ist. Außerdem ermöglicht sie den Nachweis der Unversehrtheit der tragenden Bauteile gegenüber möglichen spröden Verhaltensweisen.
Die dynamische nichtlineare Analyse muss mit einer Modalanalyse mit Bemessungsantwortspektrum verglichen werden, um die Unterschiede in Bezug auf globale Beanspruchungen am Fundament der Tragwerke kontrollieren zu können. 
Bei Bauwerken mit Fundamentisolierung ist die dynamische nichtlineare Analyse verpflichtend, wenn das Isoliersystem nicht durch ein gleichwertiges lineares Modell, wie in Absatz 7.10.5.2 festgelegt, dargestellt werden kann. Die Torsionswirkungen am Isoliersystem werden gemäß Absatz 7.10.5.3.1 bewertet; dabei werden gleichwertige, mit den aus der Analyse resultierenden Verschiebungen übereinstimmende Steifigkeitswerte herangezogen. Diesbezüglich kann auf bewährte Dokumente Bezug genommen werden. 
7.3.4.2
Statische nichtlineare Analyse 
Die statische nichtlineare Analyse erfordert, dass dem tatsächlichen Tragwerksystem ein äquivalentes nichtlineares Tragwerksystem zugeordnet wird.
Falls das äquivalente System einem Freiheitsgrad entspricht, wirken auf das Tragwerksystem die Schwerkraftlasten ein und an den horizontalen Trägerstrukturen des Bauwerks, die von der seismischen Einwirkung betroffen sind, wirken Horizontalkräfte ein, die proportional zu den Trägheitskräften sind, woraus sich Fb ergibt (Schub an der Basis). Diese Kräfte sind so abgestuft, dass sie die horizontale Verschiebung dc eines mit dem Massezentrum der letzten Stufe des Bauwerks übereinstimmenden Kontrollpunkts (ausgenommen eventuelle kleine Türme) so lange monoton ansteigen lassen (sowohl in die positive als auch in die negative Richtung), bis die Bedingungen für ein lokales oder globales Versagen erreicht sind. Es müssen auch alternative Kontrollpunkte berücksichtigt werden, wie etwa die Grundrissenden der letzten Stufe, wenn die Verbindung von Translationen und Rotationen signifikant ist.
Das Diagramm Fb – dc stellt die Kapazitätskurve des Tragwerks dar. 
Es müssen mindestens zwei Verteilungen von Trägheitskräften berücksichtigt werden, eine aus der Gruppe der Hauptverteilungen (Gruppe 1) und die andere aus der Gruppe der Sekundärverteilungen (Gruppe 2), siehe nebenstehende Abbildung. 
Gruppe 1 – Hauptverteilungen: 
-
wenn die Grundvibrationsart in der untersuchten Richtung einen Masseanteil von mindestens 75 % aufweist, kommt eine der beiden folgenden Verteilungen zur Anwendung:
proportionale Verteilung auf die statischen Kräfte aus Absatz 7.3.3.2 unter Verwendung der Gruppe 2 als zweite Verteilung,
einer Beschleunigungsverteilung entsprechende Verteilung proportional zur Form der grundlegenden Vibrationsart in der betrachteten Richtung;
-
in allen Fällen kann die Verteilung verwendet werden, die dem Verlauf der Kräfte der Ebene entspricht, die auf die einzelnen horizontalen Trägerstrukturen einwirken und die in einer dynamischen linearen Analyse berechnet werden; dazu gehören in der betrachteten Richtung auch eine Reihe von Beteiligungsarten mit einer Gesamtmasse von mindestens 85 %. Die Verwendung dieser Verteilung ist unbedingt erforderlich, wenn die Grundperiode des Tragwerks höher ist als 1,3 TC.
Gruppe 2 - Sekundärverteilungen:
a)
Kräfteverteilung, die als Resultat einer einheitlichen Beschleunigungsverteilung entlang der Höhe des Bauwerks zu verstehen ist;
b)
adaptive Verteilung, die sich verändert, wenn die Verschiebung des Kontrollpunkts in Abhängigkeit zur Plastifizierung des Tragwerks zunimmt;
c)
multimodale Verteilung, wenn mindestens sechs signifikante Möglichkeiten berücksichtigt werden.
7.3.5
ANTWORT AUF DIE VERSCHIEDENEN KOMPONENTEN DER SEISMISCHEN EINWIRKUNG UND AUF DIE RÄUMLICHE STREUUNG DER BEWEGUNG 
Dynamische oder statische lineare oder nichtlineare Analyse
Anhand der folgenden Formel wird die Antwort für alle drei Komponenten einheitlich berechnet:
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Die schwerwiegendsten Auswirkungen werden aus einem Vergleich zwischen den drei Kombinationen erhalten, indem die Multiplikationsbeiwerte kreisförmig permutiert werden.
In jedem Fall gilt:
· die vertikale Komponente darf nur in den Fällen, die in Absatz 7.2.2 vorgesehen sind, berücksichtigt werden. 
· die Antwort auf jede Komponente muss nur in den Fällen, die in Absatz 3.2.4.1 vorgesehen sind, mit den durch die relativen Verschiebungen verursachten pseudo-statischen Auswirkungen kombiniert werden, die durch die räumliche Streuung der Komponente erzeugt wurden; dazu wird (abgesehen von den Vorgaben für die beweglichen Auflager in Absatz 7.2.2) die Quadratwurzel der Summe der Quadrate verwendet (statistische SRSS-Methode).
Dynamische Analyse mit schrittweiser Integration im linearen oder nichtlinearen Bereich 
Die Antwort wird bewertet, indem die beiden horizontalen Beschleunigungskomponenten (und gegebenenfalls die vertikale Komponente) gleichzeitig aufgebracht werden. Es müssen mindestens drei Beschleunigungsdiagrammgruppen verwendet werden; die Auswirkungen auf das Tragwerk werden unter Verwendung der ungünstigsten Werte bewertet. Werden die Auswirkungen auf das Tragwerk dagegen unter Verwendung von mindestens sieben unterschiedlichen Beschleunigungsdiagrammgruppen bewertet, so werden sie aus den Durchschnittswerten der aus den Analysen ermittelten ungünstigsten Auswirkungen dargestellt. 
Falls es erforderlich ist, die Auswirkungen der räumlichen Streuung der Bewegung zu bewerten, muss die Analyse so durchgeführt werden, dass am Fundament des Bauwerks unterschiedliche aber untereinander kohärente zeitliche Abfolgen der seismischen Bewegung aufgebaut werden. Diese Abfolgen werden im Einklang mit dem Antwortspektrum erzeugt, das dem jeweiligen Träger entspricht. Alternativ dazu können dynamische Analysen mit synchroner Bewegung durchgeführt werden, bei denen die pseudo-statischen Auswirkungen aus Absatz 3.2.4 gebührend berücksichtigt werden.
7.3.6.
NACHWEISKRITERIEN FÜR DIE GRENZZUSTÄNDE DER TRAGFÄHIGKEIT
Für alle primären und sekundären tragenden und nichttragenden Bauteile und die Anlagen muss der Nachweis geführt werden, dass der Bemessungswert der einzelnen Beanspruchungen, der in Tabelle 7.3.III für die einzelnen vorgeschriebenen Grenzzustände festgelegt ist, niedriger ist als der entsprechende Wert der Bemessungstragfähigkeit.
Die Nachweise für die primären tragenden Bauteile (TB) werden in Abhängigkeit von der Nutzungsklasse (NKL) geführt, wie in Tabelle 7.3.III zusammengefasst: 
· Bei einem nichtdissipativen Tragwerksverhalten müssen Steifigkeit (STEIF) und Tragfähigkeit (TRAG) bewertet werden, wobei die spezifischen Regeln für die konstruktiven Details und der Bemessung nach dem Grundsatz der Widerstandshierarchie nicht angewandt werden müssen;
· bei einem dissipativen Tragwerksverhalten müssen Steifigkeit (STEIF), Tragfähigkeit (TRAG) und Duktilität (DUKT) (falls erforderlich) bewertet werden, wobei die spezifischen Regeln für die konstruktiven Details und für die Bemessung nach dem Grundsatz der Widerstandshierarchie angewandt werden müssen.
Die Nachweise für die sekundären tragenden Bauteile werden nur im Hinblick auf die Duktilität geführt.
Die Nachweise für die nichttragenden Bauteile (NTB) und Anlagen (ANL) werden in Abhängigkeit zur Nutzungsklasse (NKL) im Hinblick auf die Funktionsfähigkeit (FUN) und die Stabilität (STA) geführt, wie in Tabelle 7.3.III zusammengefasst.
Tabelle 7.3.III – Grenzzustände der primären tragenden und nichttragenden Bauteile und Anlagen 
	GRENZZUSTÄNDE
	NKL I
	NKL II
	NKL III und IV

	
	TB
	TB
	NTB
	ANL
	TB
	NTB
	ANL(*)

	GZG
	GZF
	
	
	
	
	STEIF
	
	FUN

	
	GZS
	STEIF
	STEIF 
	
	
	TRAG
	
	

	GZT
	GZM
	TRAG
	TRAG
	STA
	STA
	TRAG
	STA
	STA

	
	GZE
	
	DUKT(**)
	
	
	DUKT(**)
	
	


(*) Nur bei den NKL III und IV fallen unter die Kategorie „Anlagen“ auch feste Einrichtungen.
(**) In den Fällen, die im vorliegenden Regelwerk ausdrücklich angegeben sind.
Sofern nicht ausdrücklich anders vorgegeben, werden die Nachweise im Grenzzustand bezüglich der Sicherheit gegen Einsturz (GZE) lediglich im Hinblick auf die Duktilität und nur dann geführt, wenn die Nachweise für die Duktilität (siehe Absatz 7.3.6.1) ausdrücklich verlangt werden.
7.3.6.1
Tragende Bauteile (TB) 
Steifigkeitsnachweise (Steif)
Die Bedingung gilt im Hinblick auf die Steifigkeit des Tragwerks als erfüllt, wenn durch die resultierende Verformung der tragenden Bauteile keine so großen Schäden an den Bauteilen ohne tragende Funktion verursacht werden, dass das Bauwerk vorübergehend unbegehbar würde. 
Wenn bei Wohn- und Industriebauten die vorübergehende Unbegehbarkeit durch zu große Verschiebungen des Zwischengeschosses verursacht wird, kann diese Bedingung als ausreichend erfüllt betrachtet werden, wenn die Verschiebungen im Zwischengeschoss, die aus der Analyse bei Auftreten einer seismischen Bemessungseinwirkung entsprechend dem betrachteten Grenzzustand und der betrachteten Nutzungsklasse erzielt wurden, unter den nachstehend angegebenen Grenzwerten liegen.
Für die NKL I und II wird der GZG herangezogen (siehe Tabelle 7.3.III ) und für den Grenzwert muss gelten:
a)
bei Ausfachungen, die starr mit dem Tragwerk verbunden sind und dessen Verformbarkeit beeinflussen:
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 bei zerbrechlichen Ausfachungen
	[7.3.11a]
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 bei duktilen Ausfachungen
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b)
bei Ausfachungen, die so bemessen sind, dass sie infolge von Verschiebungen des Zwischengeschosses drpaufgrund ihrer Eigenverformbarkeit oder aufgrund der Verbindungen mit dem Tragwerk keine Schäden erleiden:
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c)
bei Bauwerken mit einem Tragwerk aus gewöhnlichem Mauerwerk 
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d)
bei Bauwerken mit einem Tragwerk aus bewehrtem Mauerwerk 
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e)
bei Bauwerken mit einem Tragwerk aus eingefasstem Mauerwerk 
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wobei gilt: 
dr
ist die Verschiebung des Zwischengeschosses – also der Unterschied zwischen den Verschiebungen an der oberen und unteren Decke, die bei linearer Analyse gemäß dem Absatz 7.3.3.3 oder – bei nichtlinearer Analyse – gemäß dem Absatz 7.3.4 anhand des Berechnungsmodells ohne Ausfachungen berechnet wurden,
h
ist die Stockwerkhöhe.
Bei den NKL III und IV wird der GZF herangezogen (siehe Tabelle 7.3.III) und die Verschiebungen des Zwischengeschosses müssen unter 2/3 der vorher angegebenen Grenzen liegen. 
Wenn es im selben Stockwerk des Bauwerks verschiedene Arten von Ausfachungen oder Tragwerken gibt, muss die einschränkendste Verschiebungsgrenze angenommen werden. Sollten die Verschiebungen des Zwischengeschosses höher als 0,005 h (Fall b) sein, müssen die Nachweise hinsichtlich des Verschiebungsvermögens der nichttragenden Bauteile auch für sämtliche Ausfachungen, Zwischenwandkonstruktionen und Anlagen geführt werden.
Tragfähigkeitsnachweise (Trag)
Es muss der Nachweis geführt werden, dass die einzelnen tragenden Bauteile und das Tragwerk als Ganzes einen ausreichende Tragwiderstand besitzen, um der Beanspruchung im GZM standzuhalten.
Der Tragwiderstand im Hinblick auf die Tragfähigkeit der Bauglieder und der Verbindungen muss gemäß den Regeln bewertet werden, die in den vorstehenden Kapiteln enthalten sind, erweitert um die Bemessungsvorschriften, die in den nachstehenden Absätzen von Fall zu Fall festgelegt werden.
Bei Tragwerken mit dissipativem Verhalten wird der Tragwiderstand der Bauglieder in Bezug auf ihr endgültiges Verhalten berechnet, das in den nachstehenden Absätzen von Fall zu Fall festgelegt wird.
Bei Tragwerken mit nicht dissipativem Verhalten wird der Tragwiderstand der Bauglieder in Bezug auf ihr elastisches oder im Wesentlichen elastisches Verhalten berechnet, das in den nachstehenden Absätzen von Fall zu Fall festgelegt wird.
Die Festigkeit der Materialien kann reduziert werden, um der Degradation infolge zyklischer Verformungen Rechnung zu tragen, wenn dies durch geeignete experimentelle Versuche begründet wird. In einem solchen Fall werden den Teilsicherheitsbeiwerten bei den Materialien γMdie in Kapitel 4 für Ausnahmesituationen angegebenen Werte zugeteilt.
Duktilitätsnachweise (Dukt)
Es muss der Nachweis geführt werden, dass die einzelnen tragenden Bauteile und das Tragwerk als Ganzes im Hinblick auf die Duktilität einen Tragwiderstand besitzen, der:
· im Fall von linearen Analysen mit dem herangezogenen Verhaltensbeiwert q und den entsprechenden Verschiebungen kohärent ist, die in Absatz 7.3.3.3 festgelegt sind; 
· im Fall von nichtlinearen Analysen ausreicht, um der Beanspruchung standzuhalten, die sich aus der Analyse für den Grenzzustand der Duktilität ergeben hat. 
Bei der linearen Analyse kann der Nachweis auf Duktilität als erfolgreich geführt gelten, wenn für sämtliche tragenden Bauteile (sowohl für die primären als auch für die sekundären) die spezifischen Regeln für die Konstruktionsdetails eingehalten werden, die im vorliegenden Kapitel für die verschiedenen Tragwerksarten angegeben sind; diese Regeln sind ergänzend zu den Vorgaben aus Kapitel 4 und den Vorgaben der Regeln für die Bemessung nach dem Grundsatz der Widerstandshierarchie heranzuziehen, die von den primären tragenden Bauteilen der Tragwerke mit dissipativem Verhalten in jedem Fall eingehalten werden müssen. 
Falls bei Tragwerken mit dissipativem Verhalten die spezifischen Regeln für die Konstruktionsdetails, die im vorliegenden Kapitel dargelegt sind, nicht eingehalten werden, müssen Nachweise für die Duktilität geführt werden. 
Falls in den nachstehenden Absätzen zu den verschiedenen Tragwerkstypen nicht anders angegeben, muss für Abschnitte im Schnurgerüst der Fundamente bzw. des starren Basiskastentragwerks aus Absatz 7.2.1 der primären vertikalen tragenden Bauteile der Nachweis der Duktilität unabhängig von den verwendeten Konstruktionsdetails geführt werden, indem sichergestellt wird, dass die Tragfähigkeit im Hinblick auf die Duktilität des Bauwerks mindestens den folgenden Wert annimmt:
· das 1,2-fache der Beanspruchung in der lokalen Duktilität im GZM, wenn lineare Modelle verwendet werden, 
· die Beanspruchung in lokaler und globaler Duktilität im GZE, wenn nichtlineare Modelle verwendet werden.
Die Nachweise auf Duktilität müssen bei einer Bemessung mit q ≤ 1,5 nicht geführt werden.
7.3.6.2
Nichttragende Bauteile (NTB) 
Stabilitätsnachweise (Sta)
Bei den Bauteilen ohne tragende Funktion müssen geeignete Lehren herangezogen werden, um sprödes und vorzeitiges Versagen sowie den möglichen Auswurf unter der Einwirkung von Fa (siehe Absatz 7.2.3), entsprechend dem betrachteten Grenzzustand und der betrachteten Nutzungsklasse, zu vermeiden. 
7.3.6.3
Anlagen (Anl)
Funktionsnachweise (Fun)
Bei den Anlagen muss geprüft werden, ob die Verschiebungen am Tragwerk oder die Beschleunigungen (je nachdem, ob die Anlagen eher gegenüber Verschiebungen oder Beschleunigungen anfällig sind), die durch die Einwirkungen im Zusammenhang mit dem betrachteten Grenzzustand und der betrachteten NKL entstanden sind, so groß sind, dass die Anlagen vorübergehend unbenutzbar werden. 
Nachweise auf Stabilität (Sta)
Bei jeder Hauptanlage müssen die tragenden Bauteile, die die unterschiedlichen Funktionselemente, aus denen die Anlage besteht, untereinander stützen und mit dem Haupttragwerk verbinden, genügend Widerstandskraft aufweisen, um die Beanspruchung auszuhalten, die dem betrachteten Grenzzustand und der betrachteten Nutzungsklasse entspricht.
7.4.
BETONBAUTEN
7.4.1.
ALLGEMEINES 
Bei Tragwerken mit nicht-dissipativem Verhalten muss die Tragfähigkeit der Bauglieder gemäß den Regeln aus Absatz 4.1 ohne zusätzliche Anforderung bewertet werden, vorausgesetzt, das maximale Widerstandsmoment wird in dem im Wesentlichen elastischen Bereich, der in Absatz 4.1.2.3.4.2 festgelegt ist, in keinem Querschnitt überschritten. Für die Stützen-Träger-Knoten von Tragwerken mit dissipativem Verhalten müssen die Bemessungsregeln für die DK „B“ befolgt werden, die in Absatz 7.4.4.3 angegeben sind. Für vorgefertigte Tragwerke mit nicht-dissipativem Verhalten müssen zusätzlich auch die allgemeinen Regeln befolgt werden, die in Absatz 7.4.5 angegeben sind.
Bei Tragwerken mit dissipativem Verhalten muss das Tragwerk so konzipiert und bemessen werden, dass es unter der seismischen Einwirkung für den GZM, zur Ausbildung eines bis in den GZE stabilen dissipativen Mechanismus kommt, bei dem die Dissipation auf zu diesem Zweck vorgesehene Zonen begrenzt ist. Der Tragwiderstand der Bauglieder und der Verbindungen muss gemäß den Vorschriften aus den Absätzen 7.1 bis 7.3 bewertet werden, die durch die Bemessungsregeln und die Detailvorschriften aus den Absätzen 7.4.4 bis 7.4.6. zu ergänzen sind. 
Bei der Bewertung des Tragwiderstands kann die Auswirkung der Umschnürung berücksichtigt werden (siehe Absatz 4.1.2.1.2.1), sofern der Verlust der Eisenüberdeckungen beim Erreichen der Bruchverformungsgrenze des nicht umschnürten, druckbeanspruchten Betons berücksichtigt wird (0,35 %).
Für die Bewertung des Tragwiderstands der tragenden Bauteile sind in dieser Hinsicht drei verschiedene Bemessungsstrategien zulässig:
1) die Auswirkung der Umschnürung wird vernachlässigt;
2) die Auswirkung der Umschnürung wird für sämtliche tragenden Bauteile berücksichtigt;
3) die Auswirkung der Umschnürung wird für sämtliche sekundären vertikalen Bauteile und für die dissipativen Zonen im Schnürgerüst der Fundamente bzw. des starren Basiskastentragwerks aus Absatz 7.2.1 der primären vertikalen tragenden Bauteile (Stützen und Wände) berücksichtigt. 
Die Tragwerke müssen so bemessen werden, dass durch die Degradations- und Reduktionsphänomene in den dissipativen Zonen die globale Stabilität des Tragwerks nicht beeinflusst wird.
Die nicht dissipativen Teile des Tragwerks und die Verbindungen zwischen den dissipativen Teilen und dem restlichen Tragwerk müssen eine ausreichende Überfestigkeit aufweisen, damit sich die zyklische Plastifizierung der dissipativen Teile ausbilden kann. Durch die Einhaltung des vorliegenden Regelwerks sollen diese Grundsätze gewährleistet werden.
Wenn Mauerwerksausfachungen, die absichtlich als mitwirkend bemessen wurden, einen Bestandteil des Tragwerkssystems bilden, das dem Erdbeben widersteht, sollten solche Ausfachungen im Einklang mit der einschlägigen Fachliteratur bemessen und realisiert werden.
7.4.2.
EIGENSCHAFTEN DER MATERIALIEN 
7.4.2.1
Beton
Die Verwendung von Betonen mit einer Festigkeitsklasse unter C20 / 25 (siehe Absatz 4.1) oder LC20 / 22 ist nicht zulässig. 
7.4.2.2
Stahl
Bei Tragwerken muss Stahl des Typs B450C verwendet werden (siehe dazu Absatz 11.3.2.1). 
Stahl des Typs B450A mit Durchmessern zwischen 5 und 10 mm kann für Stahlmatten und Gitterträger verwendet werden; seine Verwendung ist auch für die Querbewehrung zulässig, allerdings nur unter der Voraussetzung, dass mindestens eine der folgenden Bedingungen erfüllt ist: Bauteile, bei denen die Plastifizierung durch Einhaltung des Widerstandshierarchiekriteriums verhindert wird, Sekundärbauteile aus Absatz 7.2.3, Tragwerke ohne dissipativem Verhalten aus Absatz 7.2.2.. 
7.4.3.
TRAGWERKSARTEN UND VERHALTENSBEIWERTE 
7.4.3.1
Tragwerksarten 
Die von den vorliegenden Normen vorgesehenen erdbebenresistenten Tragwerke aus Stahlbeton können in folgende Arten unterteilt werden: 
· Rahmentragwerke, bei denen hauptsächlich Raumrahmen für die Festigkeit gegenüber vertikalen und horizontalen Einwirkungen Sorge tragen und die am Fundament eine Schubfestigkeit ≥ 65 % der Gesamtschubfestigkeit aufweisen;
· Wandtragwerke, bei denen hauptsächlich die Wände für die Festigkeit gegenüber vertikalen und horizontalen Einwirkungen Sorge tragen (siehe dazu Absatz 7.4.4.5) und die am Fundament eine Schubfestigkeit ≥ 65 % der Gesamtschubfestigkeit aufweisen; die Wände werden je nach ihrer Grundrissform als einfache Wände oder als Verbundwände bezeichnet (siehe dazu Absatz 7.4.4.5) und je nachdem, ob sie mit entsprechenden duktilen „Koppelträgern“, die regelmäßig entlang der Höhe verteilt sind, miteinander verbunden sind oder nicht, werden sie als gekoppelte Wände oder Einzelwände bezeichnet. 
· Rahmen-Wände-Mischtragwerke, bei denen vorwiegend die Rahmen für die Festigkeit gegenüber den vertikalen Einwirkungen sorgen; für die Festigkeit gegenüber den horizontalen Einwirkungen sorgen teils die Rahmen und teils die Wände (Einzelwände oder gekoppelte Wände); wenn mehr als 50 % der horizontalen Einwirkung von den Rahmen absorbiert wird, spricht man von Rahmentragwerken gleichgestellten Mischtragwerken , andernfalls spricht man von Wändetragwerken gleichgestellten Mischtragwerken;
· Tragwerke mit invertiertem Pendel, bei denen sich mindestens 50 % der Masse im oberen Drittel der Höhe des Bauwerks befindet oder bei denen die Energie am Fundament eines einzelnen tragenden Bauteils dissipiert wird;
· einstöckige Rahmentragwerke mit invertiertem Pendel, bei denen sich mindestens 50 % der Masse im oberen Drittel der Höhe des Bauwerks befindet, in dem die Stützen am höchsten Punkt entlang beider Hauptrichtungen des Gebäudes mit den Trägern verbunden sind. Bei dieser Tragwerksart darf die Axialkraft 30 % der Druckfestigkeit des reinen Betonquerschnitts nicht überschreiten;
· torsionsmäßig verformbare Tragwerke, zusammengesetzt aus Rahmen und/oder Wänden, deren Torsionssteifigkeit nicht in jedem Stockwerk die Bedingung r2/ls2 ≥ 1, erfüllt, bei der gilt: 
r2 = Quadrat des Torsionsradius ist das Verhältnis zwischen Torsionssteifigkeit und dem Mittelpunkt von Translationssteifigkeit und der größeren unter den Translationssteifigkeiten, wobei ausschließlich die primären tragenden Bauteile für Rahmen- oder Wandtragwerke berücksichtigt werden (vorausgesetzt sie sind schlank und hauptsächlich für Biegeverformungen anfällig); r2 kann für jedes Stockwerk bewertet werden, wobei die Biegeträgheitsmomente der Querschnitte der primären vertikalen Bauteile heranzuziehen sind.
ls2 = ist für jedes Geschoss das Verhältnis zwischen dem polaren Trägheitsmoment der Masse des Geschosses in Bezug auf eine vertikale Achse durch den Mittelpunkt der Geschossmasse und der Geschossmasse selbst; bei einem Geschoss mit rechteckigem Grundriss ist ls2 = (L2 + B2)/12, wobei L und B die Grundrissabmessungen des Geschosses sind.
Ein Wandtragwerk im Sinne der oben angegebenen Begriffsbestimmung gilt als Tragwerk mit schwach bewehrten Wänden, wenn die Wände für einen Großteil des Umfangs des Tragwerksgrundrisses durch eine Erweiterung gekennzeichnet sind und mit geeigneten Vorrichtungen versehen sind, die ihre strukturelle Durchgängigkeit in einer solchen Weise gewährleisten, dass ein wirksames Kastenverhalten herbeigeführt wird. Außerdem darf die Grundperiode des Tragwerks in der betrachteten horizontalen Richtung unter der Annahme nicht vorhandener Drehungen an der Basis und ohne Rissbildungen nicht höher sein als TC.
7.4.3.2
Verhaltensbeiwerte
Der für die einzelnen Richtungen der horizontalen seismischen Einwirkungen zu verwendende Verhaltensbeiwert q wird nach den Angaben in Absatz 7.3.1 und in Tabelle 7.3.II. berechnet.
Ein Tragwerk gilt für die Bestimmung des Verhaltensbeiwerts q als Tragwerk mit gekoppelten Wänden, wenn der Nachweis für die Bedingung geführt werden kann, dass mindestens 20 % des Gesamtmoments an der Basis, das durch horizontale Einwirkungen erzeugt wird, von dem Lastmoment ausgeglichen wird, das durch die vertikale Kräfte erzeugt wird, die aufgrund der seismischen Einwirkung auf die Wände einwirken. 
Wandtragwerke können sowohl in der Duktilitätsklasse „A“ als auch in der Duktilitätsklasse „B“ bemessen werden; Tragwerke mit schwach bewehrten Wänden dagegen nur in der Duktilitätsklasse „B“. 
Tragwerke, deren Rahmen der seismischen Einwirkung standhalten muss und die, (wenn auch nur in einer der Hauptrichtungen), mit verstärkten Trägern (Vouten) errichtet werden, müssen in der Duktilitätsklasse „B“ bemessen werden, es sei denn, solche Träger können nicht als „sekundäre“ tragende Bauteile betrachtet werden. 
Für im Grundriss regelmäßige Tragwerke können für αu/α1folgende Werte angenommen werden:
a)
Rahmentragwerke oder Rahmentragwerken gleichgestellte Mischtragwerke 
	-
einstöckige Rahmentragwerke
	αu/α1 = 1,1 

	-
mehrstöckige Rahmentragwerke mit einer Spannweite
	αu/α1 = 1,2 

	-
mehrstöckige Rahmentragwerke mit mehreren Spannweiten
	αu/α1 = 1,3 


b)
Wandtragwerke oder Wandtragwerken gleichgestellte Mischtragwerke 
	-
Tragwerke mit nur zwei nicht gekoppelten Wänden pro Horizontalrichtung
	αu/α1 = 1,0 

	-
Andere Tragwerke mit nicht gekoppelten Wänden
	αu/α1 = 1,1 

	-
Tragwerke mit gekoppelten Wänden oder Wandtragwerken gleichgestellte Mischtragwerke
	αu/α1 = 1,2 


Bei anderen als den oben festgelegten Tragwerksarten, bei denen ein Wert q > 1,5 herangezogen werden soll, muss der herangezogene Wert vom Planer anhand nicht linearer Analysen entsprechend begründet werden. 
7.4.4
BEMESSUNG UND NACHWEIS DER PRIMÄREN UND SEKUNDÄREN TRAGENDEN BAUTEILE
Die nachfolgenden Angaben gelten nur für die primären tragenden Bauteile von aufgehenden Tragwerken. Für sie müssen Nachweise auf Festigkeit und Duktilität nach den in Absatz 7.3.6.1 angegebenen Verfahren geführt werden.
Die Überfestigkeitsbeiwerte γRd, die in den einzelnen Nachweisen gemäß den Bemessungsregeln für die Tragfähigkeit zu verwenden sind, sind in Tabelle 7.2.I angeführt. 
Für die Fundamenttragwerke gelten die Angaben aus Absatz 7.2.5.
Für die sekundären tragenden Bauteile der aufgehenden Tragwerke gelten die Angaben aus Absatz 7.2.3. 
Bei Tragwerken oder Teilen von Tragwerken, die mit nicht dissipativem Verhalten bemessen werden, muss die Tragfähigkeit der biegebeanspruchten bzw. druck- und biegebeanspruchten Bauglieder auf Querschnittsebene beim Erreichen der Krümmung der ersten Plastifizierung yd aus Absatz 7.4.4.1.2 berechnet werden.
7.4.4.1
Träger 
7.4.4.1.1
Tragfähigkeitsnachweise (TRAG)
Der Tragwiderstand muss in jedem Querschnitt größer oder gleich der entsprechenden Beanspruchung sein.
Biegung
Die Biegungsbeanspruchung wird von der Globalanalyse des Tragwerks für die in Absatz 2.5.3 angeführten Lastkombinationen erhalten. 
Der Biegetragwiderstand ist nach den Angaben aus Absatz 4.1.2.3.4 anhand der tatsächlich vorhandenen Biegebewehrungen zu berechnen, einschließlich des Beitrags jener, die in der mitwirkenden Breite etwaiger Vollplatten angebracht sind, wenn sie außerhalb der untersuchten Spannweite verankert sind (siehe Abb. 7.4.1). 
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Abb. 7.4.1 – Mitwirkende Breite der Träger
	Caso a 
(pilastri esterni)
	Fall a 
(Außenstützen)

	Caso b 
(pilastri interni)
	Fall b 
(Innenstützen)


Die mitwirkende Breite ist mit demselben Wert anzunehmen, der der Breite der Stütze bc entspricht, (siehe Abb. 7.4.1a), in den der Träger mündet, zuzüglich: 
-
der doppelten Höhe der Platte von jeder Seite, wenn die Träger in Innenstützen münden (siehe Abb. 7.4.1b); 
-
die doppelte oder vierfache Höhe der Platte von jeder Seite an der ein Querträger mit einer ähnlichen Höhe vorhanden ist, wenn die Träger in Innen- oder Außenstützen einmünden (siehe. Abb. 7.4.1c und 7.4.1d). 
Bei Außenträgern wird lediglich die mitwirkende Platte von der Innenseite aus berücksichtigt.
Schub
Die Schubbeanspruchung für die einzelnen Aufbringungsrichtungen und -seiten der seismischen Einwirkungen wird aus dem Gleichgewichtszustand des Trägers erhalten, der an den Enden als gelenkartig verbunden angesehen wird und der in den beiden Plastifizierungsquerschnitten (in der Regel die Querschnitte der Enden) den Schwerkraftlasten und der Einwirkung des Bemessungsbiegetragwiderstands ausgesetzt ist, die nach den Angaben in Absatz 4.1.2.3.4 bestimmt werden und um den Überfestigkeitsbeiwert γRd aus Tabelle 7.2.I verstärkt werden können. 
In Fällen, in denen die dissipativen Zonen nicht im Träger, sondern in den ihn stützenden Bauteilen ausgebildet werden, wird die Schubbeanspruchung anhand des Bemessungsbiegetragwiderstands dieser Bauteile berechnet. 
Bei den Tragwerken in der Duktilitätsklasse „B“ wird der Schubtragwiderstand nach den Angaben in Absatz 4.1.2.3.5 bewertet.
Für die Tragwerke in der Duktilitätsklasse „A“ gilt Folgendes:
· der Schubtragwiderstand wird nach den Angaben in Absatz 4.2.1.3 bewertet, wobei in den dissipativen Zonen ctg =1 angenommen wird;
· Wenn in den dissipativen Zonen das Verhältnis zwischen dem kleinsten und dem größten Schub kleiner als -0,5 ist und wenn der höchste Wert der absoluten Werte der beiden Beanspruchungen den Wert:
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	[7.4.1]


übertrifft, wobei bw die Breite der Strebe des Trägers und d die Nutzhöhe seines Querschnitts ist, müssen in der vertikalen Knickfläche des Trägers zwei Ordnungen Diagonalbewehrungen angeordnet werden; eine muss in einem Winkel von +45° zur Trägerachse angeordnet sein, die andere in einem Winkel von -45°. Der Schubtragwiderstand muss in diesem Fall zur Hälfte auf die Bügel und zur Hälfte auf die beiden Ordnungen an Schrägbewehrungen übertragen werden, für die Folgendes gilt:
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	[7.4.2]


wobei As die Fläche von jeder der beiden Ordnungen der Schrägbewehrungen ist.
7.4.4.1.2
Duktilitätsnachweise (DUK)
Die Duktilität wird durch den Duktilitätsbeiwert quantifiziert, der für die einzelnen Parameter (Krümmung, Verschiebung), die üblicherweise betrachtet werden, das Verhältnis zwischen dem von dem betrachteten Parameter erreichten Höchstwert und dem Wert des Parameters selbst bei der ersten Plastifizierung ist.
Wenn (gemäß Absatz 7.3.6.1) der Nachweis erbracht werden muss, dass der Tragwiderstand des Tragwerks im Hinblick auf die lokale und globale Duktilität höher ist als die entsprechende Beanspruchung, müssen die (lokale) Krümmungsduktilität und die (globale) Verschiebungsduktilität herangezogen und folgendermaßen vorgegangen werden.
Falls die Beanspruchung in der Krümmungsduktilität im GZE in dissipativen Zonen, die durch den Krümmungsduktilitätsbeiwert µ( angegeben wird, nicht durch nichtlineare Analyse direkt bestimmt wird, kann sie annähernd bewertet werden als: 
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wobei T1 die eigentliche Grundperiode des Tragwerks ist.
Der Tragwiderstand im Hinblick auf die Krümmungsduktilität kann nach den Angaben in Absatz 4.1.2.3.4.2 berechnet werden.
Zwischen dem Verschiebungsduktilitätsbeiwert µd (siehe dazu Absatz 7.3.3.3) und dem Krümmungsduktilitätsbeiwert µ( besteht die Beziehung µ( = 2µd -1 (in der Regel konservativ für Stahlbetontragwerke), dagegen bestehen zwischen dem Verschiebungsduktilitätsbeiwert µd und dem Verhaltensbeiwert q die Beziehungen [7.3.9] (siehe dazu Absatz 7.3.3.3). 
7.4.4.2
Pfeiler
7.4.4.2.1
Tragfähigkeitsnachweise (TRAG)
Der Tragwiderstand muss in jedem Querschnitt größer oder gleich der entsprechenden Beanspruchung sein. 
Druckbiegung
Bei Tragwerken in DK „A“ und DK „B“ darf die druckbelastete Beanspruchung 55 % bzw. 65 % des maximalen Tragwiderstands des druckbeanspruchten reinen Betonquerschnitts für alle berücksichtigten Kombinationen nicht überschreiten.
Für die Bemessung nach dem Grundsatz der Widerstandshierarchie muss der Gesamttragwiderstand der biegebeanspruchten Pfeiler für die einzelnen Richtungen und Seiten, in denen die seismischen Einwirkungen aufgebracht werden, für jeden Träger-Pfeiler-Knoten (mit Ausnahme der Knoten an den oberen Enden der Pfeiler der letzten horizontalen Trägerstruktur) größer sein als der Gesamttragwiderstand der biegebeanspruchten Träger, verstärkt um den Beiwert γRd, im Einklang mit der Formel: 
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	[7.4.4]


wobei gilt:
der Wert für γRd kann der Tabelle 7.2.I entnommen werden;
Mc,Rd
ist der Biegetragwiderstand des in den Knoten mündenden Pfeilers, der für die axialen Beanspruchungsniveaus in den Kombinationen der seismischen Einwirkungen berechnet wird; 
Mb,Rd
ist der Biegetragwiderstand des in den Knoten einmündenden Trägers. 
[image: image438.emf]
Abb. 7.4.2 – Bemessung der Tragfähigkeit der Pfeiler
	Mc,Rd(sup) e Mc,Rd(inf) concordi
	Mc,Rd(oben) und Mc,Rd(unten) übereinstimmend

	Mc,Rd(sup) e Mc,Rd(inf) discordi
	Mc,Rd(oben) und Mc,Rd(unten) nicht übereinstimmend

	Mb,Rd(sx)
	Mb,Rd(links)

	Mb,Rd(dx)
	Mb,Rd(rechts)


In [7.4.4] wird angenommen, dass sich der Knoten im Gleichgewicht befindet und dass sowohl die Momente in den Pfeilern als auch die Momente in den Trägern miteinander übereinstimmen. Falls die Momente in der Stütze über und unter dem Knoten nicht miteinander übereinstimmen, wird dem ersten Glied der Formel [7.4.4] das (im absoluten Wert) größere Moment zugeordnet, wohingegen das (im absoluten Wert) kleinere Moment zu den Widerstandsmomenten der Träger addiert wird (siehe Abb. 7.4.2).
Für den Basisquerschnitt der Stützen des Erdgeschosses wird als Bemessungsmoment das Moment herangezogen, das sich zwischen dem aus der Analyse resultierenden Moment und dem Moment Mc,Rd des Querschnitts an der Pfeilerspitze als das größere herausstellt. 
Der Vergleich zwischen Tragwiderstand und Beanspruchung durch Druck und Biegen kann vereinfacht durchgeführt werden, indem für jede Richtung, in der das Erdbeben aufgebracht wird, ein Nachweis für gerade Druckbiegung geführt wird, bei dem der Biegetragwiderstand des Pfeilers um 30 % reduziert wird.
Bei Anwendung des härtenden elastischen Modells aus Abb. 4.1.3.a werden die Biegetragwiderstände Mc,Rd und Mb,Rd nach den Angaben in Absatz 4.1.2.3.4 bestimmt.
Schub
Für die Bemessung nach dem Grundsatz der Widerstandshierarchie wird die Schubbeanspruchung VEd für die einzelnen Richtungen, in denen das Erdbeben aufgebracht wird, erhalten, indem das Gleichgewicht mit den Querschnittsmomenten der (oberen und unteren) Enden des Pfeilers 
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 herbeigeführt wird, die nach den nachstehenden Angaben bestimmt und um den Überfestigkeitsbeiwert γRd verstärkt werden, gemäß der Formel:
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wobei gilt:
der Wert für γRd kann der Tabelle 7.2.I entnommen werden;
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	ist das Moment im Querschnitt des (oberen oder unteren) Endes des Pfeilers an der Stelle, an der sich in den Pfeilern Gelenke ausbilden und wo die Summenwerte die in [7.4.4] verwendeten Werte sind;
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 ist der Biegetragwiderstand im Querschnitt des (oberen oder unteren) Endes des Pfeilers;
lp ist die Länge des Pfeilers. 
Wenn sich die Ausfachungen nicht über die gesamte Höhe der angrenzenden Pfeiler erstrecken, werden die Schubbeanspruchungen, die für den Teil des Pfeilers ohne Ausfachung gelten, unter Verwendung der Gleichung [7.4.5] berechnet, wobei die Höhe lp gleich der Erweiterung des Teils des Pfeilers ohne Ausfachung angenommen wird.
Der Schubtragwiderstand der Querschnitte der Pfeiler wird nach den Angaben aus Absatz 4.1.2.3.5 berechnet. 
7.4.4.2.2
Duktilitätsnachweise (DUK)
Es gelten die Angaben aus Absatz 7.4.4.1.2.
7.4.4.3
Träger-Pfeiler-Knoten 
Als Knoten wird der Bereich des Pfeilers bezeichnet, der sich mit den einmündenden Trägern überlappt.
Es wird zwischen zwei Arten von Knoten unterschieden:
‒
komplett umschlossene Knoten: werden so bezeichnet, wenn in jede der vier Vertikalseiten ein Träger einmündet. Die Umschließung wird als erfüllt betrachtet, wenn der Querschnitt des Trägers auf jeder Seite des Knotens mindestens 3/4 der Breite des Pfeilers bedeckt und auf beiden Seitenpaaren, die dem Knoten gegenüber liegen, die Querschnitte der Träger mindestens 3/4 der Höhe einnehmen; 
‒
nicht vollkommen umschlossene Knoten: Alle Knoten, die nicht in die vorherige Kategorie gehören. 
7.4.4.3.1
Tragfähigkeitsnachweise (TRAG)
Der Knoten muss so bemessen sein, dass sein vorzeitiger Bruch im Hinblick auf die Bereiche der Träger und Pfeiler, die in ihm einmünden, verhindert wird. 
Der Schubtragwiderstand muss in jedem Knoten größer oder gleich der entsprechenden Beanspruchung sein. 
Der horizontal auf einen Knoten einwirkende Schub muss unter Berücksichtigung der schlimmsten Beanspruchungen berechnet werden, denen die in ihm einmündenden Bauteile durch die Auswirkung der seismischen Einwirkung ausgesetzt sein können. In Ermangelung genauerer Bewertungen kann die auf den Betonkern des Knotens einwirkende Schubkraft für jede Richtung der seismischen Einwirkung wie folgt berechnet werden: 
	[image: image444.png]=vna(Ag + AL ) £ -V,




 für Innenknoten
	[7.4.6]
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 für Außenknoten
	[7.4.7]


wobei der Wert für γRd der Tabelle 7.2.I entnommen werden kann, As1 und As2 jeweils die obere und untere Bewehrungsfläche des Trägers darstellen und VC die Schubkraft in dem Pfeiler oberhalb des Knotens ist, die sich aus der Analyse bei seismischen Bedingungen ergibt. 
Die auf die Knoten einwirkenden Schubkräfte müssen der ungünstigsten Herkunftsrichtung der seismischen Einwirkung entsprechen, die darüber entscheidet, welche Werte in den Formeln [7.4.6] und [7.4.7] für As1, As2 und VC gewählt werden müssen.
Der Schubtragwiderstand des Knotens wird durch einen Fachwerkmechanismus bereitgestellt, bei dem nach einer diagonalen Rissbildung gleichzeitig ein Druck-Schub-Mechanismus und ein Zug-Schub-Mechanismus zum Tragen kommen. Daher müssen Anforderungen erfüllt werden, mit denen die Wirksamkeit der beiden Mechanismen gewährleistet werden kann.
Der Druck in der Diagonalstrebe, der durch den Fachwerkmechanismus bewirkt wird, darf die Druckfestigkeit des Betons nicht überschreiten. In Ermangelung genauerer Modelle kann die Anforderung als erfüllt gelten, wenn: 
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	[7.4.8]


wobei 
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 mit fck (angegeben in MPa)
	[7.4.9]


und αj ein Beiwert mit dem Wert 0,6 bei Innenknoten und 0,48 bei Außenknoten ist, νd die hinsichtlich der Druckfestigkeit des reinen Betonquerschnitts genormte Axialkraft im Pfeiler oberhalb des Knotens ist; hjc der Abstand zwischen den äußersten Bewehrungslagen des Pfeilers ist; bj die tatsächliche Breite des Knoten ist. Letztere wird als der kleinere Wert angenommen aus: 
a)
dem größeren Wert der Breiten des Pfeilerquerschnitts und des Trägerquerschnitts; 
b)
dem kleineren Wert aus den Breiten des Pfeilerquerschnitts und des Trägerquerschnitts, beide um die halbe Höhe des Stützenquerschnitts vergrößert. 
Um zu vermeiden, dass der maximale diagonale Zug des Betons fctd überschreitet, muss eine entsprechende Umschließung vorgesehen werden. In Ermangelung genauerer Modelle können am Knoten horizontale Bügel mit einem Mindestdurchmesser von 6 mm angebracht werden, sodass: 
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	[7.4.10]


wobei die bereits verwendeten Symbole die vorher angegebene Bedeutung haben, Ash die Gesamtfläche des Querschnitts der Bügel und hjw der Abstand zwischen den oberen und unteren Bewehrungslagen des Trägers ist. 
Alternativ dazu kann die Unversehrtheit des Knotens infolge der diagonalen Rissbildung vollständig durch die horizontalen Bügel gewährleistet werden, wenn: 
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 für Innenknoten
	[7.4.11]
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 für Außenknoten
	[7.4.12]


wobei der Wert für γRd der Tabelle 7.2.I entnommen werden kann, As1 und As2 die vorher angegebene Bedeutung haben, νd die genormte Axialkraft ist, die bei Innenknoten über dem Knoten und bei Außenknoten unter dem Knoten einwirkt.
7.4.4.4
Horizontale Membrane
7.4.4.4.1
Tragfähigkeitsnachweise (TRAG)
Die horizontalen Trägerstrukturen müssen in der Lage sein, die aus der Analyse erhaltenen und um 30 % erhöhten Kräfte zu übertragen.
7.4.4.5
Wände
Eine Wand ist ein tragendes Bauteil, das andere Bauteile stützt. Eine Wand hat einen rechteckigen oder rechteckähnlichen Querschnitt, der – auch abschnittsweise – in jedem Abschnitt dadurch gekennzeichnet ist, dass für das Verhältnis zwischen maximaler Abmessung lw und minimaler Abmessung bw im Grundriss Folgendes gilt: lw/bw > 4 (siehe Abb. 7.4.3). Die Wände können einen horizontalen Querschnitt aufweisen, der aus einem (einfache Wand) oder mehreren (Verbundwand) rechteckigen Segmenten besteht. Einfache Wände können Zusatzelemente mit lw/bw ≤ 4 aufweisen. Wände, die aus mehreren rechteckigen Segmenten bestehen, die miteinander verbunden sind oder die sich schneiden (L-, T- oder U-Querschnitte oder ähnliche Querschnitte) sollten als ganze Einheiten betrachtet werden, die aus einem oder mehreren Stegen bestehen, die parallel oder annähernd parallel zur Richtung der einwirkenden seismischen Schubkraft und zu einer oder mehreren Flanschen verlaufen, die normal oder annähernd normal zur Schubkraft sind. Wände gelten als schlank, wenn das Verhältnis hw/lw > 2 ist; andernfalls gelten sie als kompakt; dabei ist hw die Gesamthöhe der Wand (siehe. Abb. 7.4.3), gemessen von ihrer Basis aus.
7.4.4.5.1
Tragfähigkeitsnachweise (TRAG)
Der Tragwiderstand muss größer oder gleich der entsprechenden Beanspruchung sein.
Bei einfachen Wänden wird der Tragfähigkeitsnachweis unter Bezugnahme auf das Grundrechteck mit der größeren Abmessung lw und der kleineren Abmessung bw geführt. Zu diesem Zweck wird unter der Wandbasis die Oberseite ihrer Fundamentebene oder die Oberkante des unterirdischen Kastentragwerks mit starren Membranen und Außenwänden verstanden; in dem letztgenannten Fall muss der Nachweis für das Basiskastentragwerk in jedem Fall geführt werden.
[image: image451.emf]
Abb. 7.4.3 – Tragende Querschnitte von einfachen Wänden und Verbundwänden (der Pfeil zeigt das Erdbeben an)
	larghezza efficace flangia 
min (0.25 hw, If1)
	tatsächliche Flanschbreite
min (0,25 hw, If1)

	anime parallele alla direzione del sisma
	Parallel zur Erdbebenrichtung verlaufende Stege

	flangia
	Flansch

	PARETE SEMPLICE
	EINFACHE WAND

	PARETE COMPOSTA
	VERBUNDWAND


Bei Verbundwänden wird der Tragfähigkeitsnachweis unter Berücksichtigung des Querschnittsteils geführt, der parallel oder annähernd parallel zur Richtung der untersuchten Erdbebeneinwirkung verläuft, wobei angenommen wird, dass sich die tatsächliche Breite des Flanschs auf jeder Seite des betrachteten Stegs von der Seite des Stegs aus erstreckt mit dem kleineren Wert aus (siehe dazu Abb. 7.4.3.):
a)
der wirklichen Breite des Flanschs (lf);
b)
25% der Gesamthöhe der Wand (hw) oberhalb des betrachteten Niveaus;
c)
der Hälfte des Abstandes (d) zwischen benachbarten Stegen.
Unter primären seismischen Wänden (siehe Absatz 7.2.3) ist für eine Einzelwand eine Umverteilung der Auswirkungen der seismischen Einwirkung um bis zu 30 % zulässig, sofern sich die Gesamtbeanspruchung der Tragfähigkeit der Wände nicht verringert. Die Schubkräfte sollten zusammen mit den Biegemomenten so umverteilt werden, dass sich das Verhältnis zwischen den Biegemomenten und den Schubkräften in den Einzelwänden nicht nennenswert ändert. In Wänden, die großen Schwankungen der axialen Einwirkung unterliegen, wie zum Beispiel in gekoppelten Wänden, sollten die Momente und die Schübe von den mäßig druckbeanspruchten oder einfach zugbeanspruchten Wänden auf Wände mit einer hohen axialen Druckbeanspruchung verteilt werden.
Bei Verbindungsträgern von gekoppelten Wänden ist bei einzelnen Trägern eine Umverteilung der seismischen Einwirkung um bis zu 20 % zulässig, vorausgesetzt die axiale seismische Einwirkung an der Basis der einzelnen Wände wird nicht verändert.
In Ermangelung genauerer Analysen kann die Bemessungsbeanspruchung in den Wänden anhand der nachstehend beschriebenen vereinfachten Verfahren bestimmt werden. 
Druckbiegung 
Die Beanspruchung im Hinblick auf die Biegemomente entlang der Höhe der Wände (Linie c aus Abb. 7.4.4) wird ausschließlich für schlanke Wände der Duktilitätsklasse „A“ und der Duktilitätsklasse „B“ dadurch erhalten, dass die Hülle des Momentendiagramms (Linie b aus Abb. 7.4.4), das aus den Momenten abgeleitet wird, die aus der Analyse erhalten werden (Linie a aus Abb. 7.4.4) transloziert wird; die Hülle kann linear angenommen werden, wenn das Tragwerk im Hinblick auf Masse, Steifigkeit und Tragfähigkeit entlang der Höhe keine signifikanten Unterbrechungen aufweist.
Die Translation muss der Neigung der druckbeanspruchten Bauteile im tragenden Schubmechanismus entsprechen und kann gleich hcr (Höhe der unelastischen dissipativen Zone der Basis) angenommen werden. 
[image: image452.emf]
Abb. 7.4.4 – Translation des Diagramms der Biegemomente für Wandtragwerke und Mischtragwerke
	STRUTTURE A PARETI
	WANDTRAGWERKE

	STRUTTURE MISTE
	MISCHTRAGWERKE


In Ermangelung genauerer Analysen kann angenommen werden, dass die Höhe der dissipativen Zone hcr über der Basis der Wand bewertet werden kann, wenn die folgenden Bedingungen eingehalten werden:
	hcr = max(1w,hw/6) sofern 
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	für ≤ 6 Stockwerke
	

	
	
	für ≥ 7 Stockwerke
	


wobei lw und hw die in Abb. 7.4.3 angegebene Bedeutung haben, n die Anzahl der Stockwerke des Bauwerks und hs die lichte Geschosshöhe sind.
Bei allen Wänden darf die Druckbeanspruchung durch die Normalkraft in der DK „A“ 35 % und in der DK „B“ 40 % des maximalen Tragwiderstands des druckbeanspruchten reinen Betonquerschnitts für alle betrachteten Kombinationen nicht überschreiten.
Die Nachweise müssen gemäß den Vorgaben für Pfeiler in Absatz 7.4.4.2.1 geführt werden, wobei bei der Bestimmung der Tragfähigkeit alle in der Wand vorhandenen Längsbewehrungen berücksichtigt werden müssen. 
Bei großflächigen schwach bewehrten Wänden, müssen die Druckspannungen im Beton gemäß den Vorgaben aus Absatz 4.1.2.3.9.2 für Einzelpfeiler begrenzt werden, um einer Instabilität außerhalb des Stockwerks vorzubeugen. Wenn der Verhaltensbeiwert q größer als 2 ist, muss der zusätzlichen dynamischen Axialkraft Rechnung getragen werden, die in den Wänden durch das Öffnen und Schließen von horizontalen Rissen und das Anheben vom Boden entsteht. In Ermangelung genauerer Analysen kann diese Kraft mit ± 50 % der durch die Vertikallasten unter seismischen Bedingungen bedingten Axialkraft angenommen werden. 
Schub
Bei den Wänden muss mit möglicherweise erhöhten Schubkräften infolge der Bildung des plastischen Gelenks an der Wandbasis gerechnet werden. Zu diesem Zweck muss die Bemessungsschubkraft um folgenden Faktor erhöht werden:
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	für schlanke Wände
	[7.4.14]
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	für kompakte Wände
	[7.4.15]


wobei der Wert für γRd der Tabelle 7.2.I entnommen werden kann und mit MEd und MRd werden die Bemessungsbiegemomente für die Beanspruchung bzw. den Tragwiderstand an der Wandbasis, mit T1 die Grundvibrationsperiode des Gebäudes in der Richtung der seismischen Einwirkung, mit Se(T) die Ordinate des elastischen Antwortspektrums T angegeben.
Bei Mischtragwerken müssen beim Schub in den schlanken Wänden die Beanspruchungen berücksichtigt werden, die durch die Oberschwingungen bedingt sind. Zu diesem Zweck kann der aus der Analyse resultierende Schub (Linie a aus Abb. 7.4.5) durch den erhöhten Schub (Linie b aus Abb. 7.4.5) und Letzterer durch das Hüllendiagramm (Linie c aus Abb. 7.4.5) ersetzt werden, bei dem hw die Wandhöhe und VA der an der Basis verstärkte Schub ist. VB ist der Schub bei 1/3 der Höhe hw, der in keinem Fall niedriger sein darf als VA/2.
[image: image456.emf]
Abb. 7.4.5 – Hüllendiagramm der Schubkräfte in den Wänden von Mischtragwerken
Bei großflächigen, schwach bewehrten Wänden muss der aus der Analyse resultierende Schub in jedem Stockwerk um den Faktor (q+1)/2 verstärkt werden, um zu gewährleisten, dass die Streckgrenze unter Biegebeanspruchung vor dem Grenzzustand des Schubtragwiderstands erreicht wird.
Sowohl in der DK „A“ als auch in der DK „B“ muss bei den Nachweisen der Wände ein möglicher Druck-Schubbruch im Beton der Strebe, ein möglicher Zug-Schubbruch der Bewehrungen der Strebe und ein möglicher Bruch durch Gleiten in den dissipativen Zonen berücksichtigt werden.
Druckschubnachweis des Betons der Strebe
Die Bestimmung der Tragfähigkeit wird gemäß Absatz 4.1.2.3.5 durchgeführt, wobei ein Arm der Innenkräfte z mit 0,8 lw und eine Neigung der druckbelasteten Diagonalen mit 45° angenommen werden. In den dissipativen Zonen wird diese Tragfähigkeit mit einem Reduktionsbeiwert von 0,4 multipliziert.
Zugschubnachweis der Bewehrung der Strebe
Die Berechnung der Bewehrung der Strebe muss das Schubverhältnis αs = MEd /(VEd lw) berücksichtigen. Für den Nachweis wird bei jedem Stockwerk der Höchstwert von αs berücksichtigt.
Wenn αs ≥ 2 ist, wird die Bestimmung der Tragfähigkeit gemäß Absatz 4.1.2. 3.5 durchgeführt, wobei ein Arm der Innenkräfte z mit 0,8 lw und eine Neigung der druckbelasteten Diagonalen mit 45° angenommen werden. Andernfalls werden folgende Formeln verwendet:
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wobei ρh und ρv die Verhältnisse zwischen dem Querschnittsbereich der horizontalen bzw. vertikalen Bewehrung und dem Bereich des entsprechenden Betonquerschnitts darstellen, fyd,h und fyd,v die Bemessungswerte der Tragfähigkeit der horizontalen bzw. vertikalen Stegbewehrungen sind, NEd die Bemessungsaxialkraft (positiv bei der Druckkraft) ist, VRd,c der gemäß Absatz 4.1.2.3.5.1 bestimmte Schubtragwiderstand der unbewehrten Bauteile ist, wobei dieser Tragwiderstand in den dissipativen Zonen mit Null angenommen wird, wenn es sich bei NEd um eine Zugkraft handelt. 
Gleitnachweis in den dissipativen Zonen
Auf möglichen Gleitebenen (z. B. Gussfugen oder Baufugen), die innerhalb der dissipativen Zonen angebracht sind, muss Folgendes eintreten:
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wobei VRd,S der Bemessungswert für den Schubtragwiderstand gegenüber dem Gleiten ist. 
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wobei Vdd, Vid und Vfd den Beitrag des „Stifteffekts“ der Vertikalbewehrungen bzw. den Beitrag der an der Basis vorhandenen Schrägbewehrungen bzw. den Beitrag des Reibungswiderstandes darstellen und sich aus folgenden Formeln ergeben: 
	Vdd = min
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	Vfd = min
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wobei sich η ergibt aus der Formel [7.4.9] (bei der αj = 0,60), µf der Reibungsbeiwert Beton-Beton unter zyklischen Einwirkungen ist (kann mit 0,60 angenommen werden), ∑ Asj die Summe der Flächen der Vertikalstäbe ist, die die Ebene mit der möglichen Gleitfläche schneiden, ξ die Höhe des druckbelasteten, auf die Querschnittshöhe genormten Teils des Querschnitts ist, Asi die Fläche der einzelnen Schrägbewehrungen ist, die die genannte Ebene überquert und mit ihr einen Winkel φi bildet. 
Bei Kompaktwänden muss sich für Vid>VEd/2 ergeben. 
Schrägbewehrungen bewirken eine erhöhte Biegetragfähigkeit an der Wandbasis, die bei der Bestimmung des Bemessungsschubs VEd berücksichtigt werden muss. 
7.4.4.5.2
Duktilitätsnachweise (DUK)
Die Beanspruchung im Hinblick auf die Krümmungsduktilität in den dissipativen Zonen kann durch den Krümmungsduktilitätsbeiwert µ( angegeben werden; falls diese Beanspruchung nicht durch nichtlineare Analyse direkt bestimmt wird, kann sie bewertet werden, indem μ die Werte zugeordnet werden, die sich aus den Formeln [7.4.3] aus Absatz 7.4.4.1.2 ergeben, wobei der Wert q in diesen Formeln um den Faktor MEd/MRd reduziert wird und MEd das Bemessungsbiegemoment an der Basis der Wand ist, das aus der Analyse der seismischen Bemessungseinwirkung resultiert und MRd ist die Bemessungsbiegetragfähigkeit.
Der Tragwiderstand kann im Hinblick auf die Krümmungsduktilität durch den Krümmungsduktilitätsfaktor µ( als Verhältnis zwischen der Krümmung u, der einer Verringerung der maximalen Biegetragfähigkeit um 15 % oder dem Erreichen der Verformungsgrenzen des Betons und/oder des Stahls entspricht, und der konventionellen Krümmung yd der ersten Plastifizierung nach der Definition aus Absatz 4.1.2.3.4.2 berechnet werden. 
Nur in den Endbereichen des Querschnitts, die „Randelemente“ genannt werden, kann bei der Berechnung des Tragwiderstands die Auswirkung der Umschnürung berücksichtigt werden, sofern der Verlust der Eisenüberdeckungen beim Erreichen der Bruchverformungsgrenze des nicht umschnürten, druckbeanspruchten Betons berücksichtigt wird (0,35 %); für die Randelemente (ausgefüllte Bereiche aus Abb. 7.4.6) wird die Breite b0 angenommen, die der Breite bw des Querschnitts abzüglich der Dicke der Eisenüberdeckungen entspricht und die Länge lC, die der Erweiterung des Bereichs entspricht, in dem die Verformung des druckbeanspruchten Betons cu2 = 0,35 % überschreitet. In jedem Fall gilt: lC ≥ max (0,15 ∙ lW, 0,15 ∙ bW). 
[image: image464.emf]
Abb. 7.4.6 – Randelemente einer Wand, Diagramm der entsprechenden Krümmungen, beispielhaftes Schema der Umschnürungsbewehrung
Der Wert für xu wird aus dem Gleichgewichtszustand des Querschnitts in der seismischen Bemessungskombination erhalten, wobei zur Bewertung der Bruchdehnung des Betons cu2,c die tatsächlich vorhandene Menge der Umschnürungsbewehrung herangezogen wird (siehe Absatz 4.1.2.1.2.1). 
Wird die vereinfachte Formulierung aus Absatz 7.4.6.2.4 verwendet, um den Nachweis auf Duktilität zu führen, kann angenommen werden: 
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7.4.4.6
Koppelträger der Wandsysteme 
Der Nachweis für die Koppelträger ist nach den Verfahren aus Absatz 7.4.4.1 zu führen, wenn mindestens eine der beiden folgenden Bedingungen erfüllt ist:
-
das Verhältnis zwischen lichtem Abstand und Höhe ist gleich oder größer 3;
-
die bemessene Schubbeanspruchung ergibt:
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wobei b die Breite und d die Nutzhöhe des Querschnitts ist. 
Wenn die obigen Bedingungen nicht erfüllt sind, muss die Schubbeanspruchung durch zwei entsprechend mit Bügel versehene Diagonalbewehrungs-Ordnungen absorbiert werden, die bei X am Träger angebracht werden und an den angrenzenden Wänden verankert werden, wobei der Querschnitt As bei jeder Diagonale einen Wert haben muss, der folgende Formel erfüllt: 
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Wobei φ der kleinste Winkel aus jeder der beiden Diagonalen und der Horizontalachse ist. 
Träger mit einer Höhe gleich der Deckenstärke sind für eine Kopplung nicht geeignet. 
7.4.5
BAUWERKE MIT EINEM TRAGWERK AUS FERTIGBAUTEILEN 
Die Vorfertigung von Teilen eines Tragwerkes, das bemessen wurde, um den Vorschriften in Bezug auf Gebäude aus Stahlbeton zu entsprechen, erfordert den Nachweis, dass die Verbindung der vorgefertigten Teile vor Ort hinsichtlich Tragfähigkeit, Steifigkeit und Duktilität dem Tragwerk die im Berechnungsmodell vorgesehenen Leistungen verleiht. 
Die Übertragung von Horizontalkräften in Teile des Tragwerks darf nicht der aus den Schwerkraftlasten resultierenden Reibung überlassen werden, außer bei Vorrichtungen, die speziell zu diesem Zweck konzipiert worden sind. 
Die Vorschriften aus dem vorliegenden Absatz 7.4.5 gelten ergänzend zu den Vorschriften in den vorstehenden Kapiteln, soweit diese zutreffen und nicht ausdrücklich geändert werden. 
7.4.5.1
Tragwerksarten und Verhaltensbeiwerte 
Es werden die folgenden Arten von Tragwerkssystemen berücksichtigt, die bereits in Absatz 7.4.3.1 festgelegt wurden; zusätzlich werden auch die folgenden Kategorien berücksichtigt:
-
Plattentragwerke;
-
monolithische Zellentragwerke;
-
Tragwerke mit an der Basis eingeklemmten Pfeilern und gelenkartig mit ihnen verbundenen horizontalen Trägerstrukturen.
Die qo-Höchstwerte für die zuletzt genannten Kategorien sind in der Tabelle 7.3.II enthalten.
Weitere Tragwerksarten können unter Begründung der herangezogenen Verhaltensbeiwerte und Anwendung der Detailvorschriften, die die in den vorliegenden Normen angeführten allgemeinen Sicherheitsanforderungen sicherstellen, verwendet werden. 
Bei den vorgefertigten Tragwerken steht der Energiedissipationsmechanismus vorwiegend mit den plastischen Rotationen in den dissipativen Zonen in Zusammenhang. Zusätzlich kann die Dissipation über plastische Schubmechanismen in den Verbindungen erfolgen, damit die Abrufkräfte bei der Zyklenabfolge der seismischen Einwirkung nicht erheblich an Kraft verlieren und um Instabilitätsphänomene zu verhindern. Bei der Auswahl des Gesamtverhaltensbeiwerts q kann das Dissipationsvermögen für Schubmechanismen, besonders bei Systemen mit Fertigteilwänden, berücksichtigt werden, wobei den lokalen Duktilitätswerten beim Gleiten µs Rechnung getragen werden muss. 
Bei Tragwerken mit an der Basis eingeklemmten Pfeilern und horizontalen Trägerstrukturen, die mit ihnen über feste Gelenke verbunden sind, erfolgt die Dissipation der Energie ausschließlich in den Querschnitten der Pfeiler im Schnürgerüst der Fundamente oder des starren Basiskastentragwerks aus Absatz 7.2.1. Um die Wirksamkeit dieser Dissipation in diesen Zonen sicherzustellen, muss unabhängig von den Konstruktionsdetails der Duktilitätsnachweis geführt werden. Zu diesem Zweck darf nicht auf [7.4.29] aus Absatz 7.4.6.2.2 zurückgegriffen werden.
7.4.5.2
Verbindungen
Die Verbindungen zwischen den Fertigteilelementen - und zwischen den Fertigteilelementen und den Fundamenten - beeinflussen das statische Verhalten des Tragwerksköpers sowie dessen Reaktion unter seismischen Einwirkungen ganz erheblich. 
Die Verbindungen zwischen den tragenden und nichttragenden Fertigteilelementen müssen speziell bemessen werden, um die Verbindungsbedingungen zu gewährleisten, die von dem verwendeten Tragwerksplan vorgesehen sind und um sicherzustellen, dass Verschiebungsvermögen und Tragfähigkeit höher sind als die entsprechenden Beanspruchungen.
Die mechanischen Vorrichtungen, mit denen diese Verbindungen realisiert werden, müssen gemäß den Verfahren aus Absatz 11.8 qualifiziert werden.
Bei Plattentragwerken muss die Eignung der Verbindungen zwischen den Platten, die mit Guss- oder Schweißfugen hergestellt werden, durch experimentelle Tauglichkeitsversuche in angemessener Weise nachgewiesen werden. 
Bei Rahmentragwerken müssen die Verbindungen zwischen eindimensionalen Bauteilen (Träger-Pfeiler) die Kongruenz der vertikalen und horizontalen Verschiebungen gewährleisten und die Übertragung der Beanspruchung muss durch mechanische Vorrichtungen sichergestellt werden. Diese Verbindung kann am anderen Trägerende mit einer Gleitverbindung gekoppelt werden. Der Umfang der Gleitfläche muss bei Weitem größer sein, als die durch die seismische Einwirkung bedingte Verschiebung. 
Bei Tragwerken mit an der Basis eingeklemmten Pfeilern und mit ihnen verbundenen horizontalen Trägerstrukturen muss die Verbindung zwischen Pfeiler und einem horizontalen Bauteil gelenkartig (starr oder elastisch) sein. An den Verbindungen sind bewegliche Auflager möglich. Die vorgefertigten einfach aufgelagerten Träger müssen konstruktionsmäßig mit den Pfeilern oder den (Stütz-)Wänden verbunden werden. Die Verbindungen müssen die Übertragung der Horizontalkräfte bei der seismischen Bemessungsgegebenheit ohne Vertrauen auf die Reibung sicherstellen. Dies gilt auch für die Verbindungen zwischen den Sekundärelementen des Tragwerks und der tragenden Balken. 
Bei den Verbindungselementen ist zu kontrollieren, dass sie bei Aufbringen wiederholter Lastzyklen auf dem Beton keine lokalen Verwerfungen hervorrufen.
In allen Fällen müssen die Verbindungen in der Lage sein, die relativen Verschiebungen zu absorbieren und die aus der Analyse resultierenden Kräfte mit entsprechendem Sicherheitsrahmen zu übertragen. 
Zusätzlich zu den oben genannten allgemeinen Regeln gelten in Tragwerken mit dissipativem Verhalten auch die folgenden spezifischen Regeln.
In den vorgefertigten Elementen und in ihren Verbindungen muss die mögliche Degradation infolge von zyklischen Verformungen im plastischen Bereich berücksichtigt werden. Falls erforderlich, muss die Bemessungstragfähigkeit von vorgefertigten Verbindungen, die auf nicht-zyklische Lasten bewertet wurden, für die Nachweise unter seismischen Einwirkungen in geeigneter Weise reduziert werden.
Bei nicht monolithischen Verbindungen zwischen Fertigteilen, die substanziell das statische Verhalten des Tragwerkkörpers beeinflussen und daher auch dessen Reaktion unter seismischen Einwirkungen, stehen folgende drei Möglichkeiten zur Verfügung und jeder einzelnen muss ein geeignetes Größenkriterium entsprechen: 
a)
Verbindungen, die außerhalb der vorgesehenen dissipativen Zonen angebracht sind und daher das Dissipativvermögen des Tragwerks nicht beeinflussen; 
b)
Verbindungen, die in der Nähe der vorgesehenen dissipativen Zonen an den Enden der Fertigteilelemente angebracht, werden, aber so überdimensioniert sind, dass sie die Plastifizierung der dissipativen Zonen selbst nicht beeinträchtigen; 
c)
Verbindungen, die in den vorgesehenen dissipativen Zonen an den Enden der Fertigteilelemente angebracht und mit den erforderlichen Merkmalen hinsichtlich Duktilität und Menge an dissipativer Energie ausgestattet sind. 
7.4.5.2.1
Bemessungsregeln 
Rahmentragwerke 
Für Rahmentragwerke mit dissipativem Verhalten gelten die folgenden Bemessungsregeln.
Verbindungen fern von den dissipativen Zonen bzw. Verbindungen vom Typ a) 
Die Verbindung muss vom Ende des Elements, des Trägers oder des Pfeilers, wo sich die dissipative Zone befindet, in einem Abstand von mindestens der Länge des Abschnitts angebracht werden, in dem eine Querbewehrung zur Umschließung gemäß Absätzen 7.4.4.1.2 und 7.4.4.2.2 vorgesehen ist, erhöht um die einfache Nutzhöhe des Querschnitts. 
Die Tragfähigkeit der Verbindung darf nicht geringer sein als die Bemessungsbeanspruchung vor Ort. Als Wert für das Beanspruchungsmoment wird der größere Wert zwischen dem aus der Analyse resultierenden Wert und dem anhand der Bemessung der Tragfähigkeit aus den Tragfähigkeitsmomenten der angrenzenden dissipativen Zonen ermittelte Wert, multipliziert mit dem Überfestigkeitsbeiwert γRd aus Tabelle 7.2.I angenommen. Der Bemessungsschub wird nach den Regeln für die Bemessung der Tragfähigkeit aus Absatz 7.4.4.1.1 (Träger) und Absatz 7.4.4.2.1 (Pfeiler) unter Verwendung des Überfestigkeitsbeiwerts γRd aus Tabelle 7.2.I ermittelt. 
Überdimensionierte Verbindungen oder Verbindungen vom Typ b) 
Die an die Verbindungen angrenzenden Elementteile müssen mit denselben Maßnahmen für die Bemessung der Tragfähigkeit dimensioniert werden, die in Absatz 7.4.4 für Tragwerke aus Ortbeton vorgesehen sind, jeweils in Abhängigkeit zur verwendeten Duktilitätsklasse und ausgestattet mit den für die Gewährleistung der vorgesehenen Duktilität entsprechenden Bewehrungsdetails. Es wird der Überfestigkeitsbeiwert aus Tabelle 7.2.I verwendet.
Längsbewehrungen der Verbindungen müssen vor den Endquerschnitten der dissipativen Zonen vollständig verankert werden. Die Bewehrungen der dissipativen Zonen müssen außerhalb der Verbindungen vollständig verankert werden. 
Bei den Tragwerken in der DK „A“ ist die Verfugung der Pfeiler innerhalb der Knoten und der dissipativen Zonen nicht zulässig. 
Verbindungen, die Energie dissipieren oder Verbindungen vom Typ c) 
Wenn der analytische Nachweis erbracht wird, dass die Funktionsfähigkeit der Verbindung einer Verbindung entspricht, die vollständig vor Ort hergestellt wurde, und die die Vorschriften aus Absatz 7.4.4 erfüllt, kann das Tragwerk einem monolithischen Tragwerk gleichgesetzt werden. 
Die Eignung der Fugen für die Herstellung des für die Rahmentragwerke vorgesehenen plastischen Mechanismus und für die Erfüllung der globalen und lokalen Anforderungen an die für die DK „A“ und DK „B“ vorgeschriebene zyklische Duktilität kann den einschlägigen Normen entnommen werden oder aus maßstabsgetreuen Versuchstests entnommen werden, die mindestens drei komplette Verformungszyklen mit einem Umfang gemäß Verhaltensbeiwert q beinhalten und auf signifikanten tragenden Untergesamtheiten durchgeführt wurden. 
Tragwerke mit an der Basis eingeklemmten Pfeilern und gelenkartig mit ihnen verbundenen horizontalen Trägerstrukturen 
Die Verbindungen mit beweglichem Auflager sind nur für die einstöckigen Tragwerke zulässig und müssen nach den Angaben aus Absatz 7.2.2 dimensioniert werden.
Zusätzlich zu den oben genannten allgemeinen Regeln gelten in Tragwerken mit dissipativem Verhalten auch die folgenden spezifischen Regeln.
Bei den einstöckigen Tragwerken darf der Schubtragwiderstand der Gelenkverbindungen nicht kleiner sein als die horizontale Kraft, die erforderlich ist, um im Querschnitt am Fuß der Stütze ein Biegemoment zu verursachen, das dem Widerstandsmoment des Tragwiderstands, multipliziert mit einem Überfestigkeitsbeiwert γRd entspricht, der in Tabelle 7.2.I angegeben ist.
Für mehrstöckige Tragwerke müssen die gelenkigen Verbindungen in Bezug auf die Kraft der Ebene im Gleichgewicht mit dem Schubdiagramm dimensioniert werden, das sich aus den Angaben unter dem Abschnitt „Pfeiler“ im Absatz 7.4.5.3 ergibt.
7.4.5.2.2
Bewertung der Tragfähigkeit 
Die Tragfähigkeit der Verbindungen zwischen den Fertigteilelementen muss anhand derselben Teilsicherheitsbeiwerte bewertet werden, die für als nicht seismisch eingestufte Gegebenheiten anwendbar sind, wie in den Absätzen 4.1.2.1.1, 4.2.4.1.1, 4.2.4.1.4 oder 4.2.8 gemäß ihrer Zugehörigkeit angegeben ist. 
Bei der Bewertung der Gleittragfähigkeit muss die durch die äußeren Druckkräfte erzeugte Reibung vernachlässigt werden. 
Bei Tragwerken mit dissipativem Verhalten müssen die Eigenschaften der Stahlelemente, die zur Herstellung der Verbindung verwendet wurden, im Hinblick auf Tragfähigkeit, Duktilität und Dissipation den Bemessungsvorgaben entsprechen.
7.4.5.3
Tragende Bauteile 
Für die tragenden Bauteile gelten die Bemessungsvorschriften für Nicht-Fertigteilelemente. 
Pfeiler 
Bei Tragwerken mit an der Basis eingeklemmten Pfeilern und gelenkartig mit ihnen verbundenen horizontalen Trägerstrukturen, müssen die Pfeiler am Fundament mit Einspannungen befestigt werden. 
Bei Tragwerken mit dissipativem Verhalten sind Pfeiler-Pfeiler-Verbindungen in den dissipativen Zonen nur bei Bauwerken der DK „B“ zulässig. 
Bei Tragwerken mit dissipativem Verhalten mit mehrstöckigen, an der Basis eingespannten Pfeilern und mit gelenkartig mit den Pfeiler selbst verbundenen Trägern muss die Erhöhung des Schubs berücksichtigt werden, die nach [7.4.14] zu bewerten ist.
Wände aus Fertigteilplatten 
Die Degradation der Tragfähigkeit der Verbindungen muss verhindert werden. Diese Voraussetzung gilt als erfüllt, wenn alle vertikalen Verbindungen roh sind oder mit Schubverbindern ausgestattet sind und auf Schub überprüft wurden. 
Beim Nachweis der horizontalen Verbindungen muss die Axialzugkraft von einer vertikalen Längsbewehrung getragen werden, die in dem gespannten Bereich der Platte angebracht und vollständig im darüber und darunter liegenden Plattenkörper befestigt ist. Bei den Verbindungen, die nur teilweise unter den seismischen Einwirkungen gespannt sind, muss der Schubtragwiderstandsnachweis erbracht werden, indem ausschließlich der druckbelastete Bereich berücksichtigt wird; in diesem Fall gilt als Wert für die Axialkraft der aus dem Druck auf diesen Bereich resultierende Wert. 
Membranen 
Das Membranverhalten ist noch wirksamer, wenn in den Verbindungsbereichen der horizontalen Trägerstrukturen entsprechende Pfeiler angebracht werden. Eine entsprechend bewehrte, vor Ort gegossene Zementkappe kann die Steifigkeit der Membranen erheblich verbessern. 
Die Zugkräfte müssen von geeigneten Bewehrungen getragen werden, die entlang des Umfangs der Membran und in den Verbindungen mit den anderen Fertigteilen angeordnet sind. Wenn eine bewehrte, vor Ort gegossene Zementkappe vorgesehen wird, müssen diese Bewehrungen in der Kappe selbst angebracht werden. 
Die Stützelemente oberhalb sowie unterhalb der Membran müssen untereinander entsprechend verbunden werden; zu diesem Zweck werden die durch die äußeren Druckkräfte bedingten Reibungskräfte nicht berücksichtigt. Bei Tragwerken mit dissipativem Verhalten müssen die Schubkräfte entlang der Platte-Platte-Verbindungen oder entlang der Platte-Träger-Verbindungen mit dem Vergrößerungsfaktor 1,30 multipliziert werden. 
7.4.6
KONSTRUKTIVE DETAILS für Tragwerke mit dissipativem Verhalten
Die nachfolgenden Angaben bezüglich der konstruktiven Details gelten für Tragwerke aus Stahlbeton mit dissipativem Verhalten, die entweder vor Ort gegossen werden oder aus Fertigteilen bestehen. Die konstruktiven Details sind untergliedert in: 
-
Geometriegrenzen, 
-
Bewehrungsgrenzen.
7.4.6.1
Geometriegrenzen 
7.4.6.1.1
Träger 
Die Breite b des Trägers muss ≥ 20 cm sein und bei niedrigen Trägern, die allgemein als „Stärketräger“ bezeichnet werden, darf die Trägerbreite nicht größer sein als die Pfeilerbreite, auf jeder Seite um die halbe Höhe des Querschnitts des Trägers erhöht. Der Gesamtwert darf jedoch nicht größer sein als zwei Mal bc, wobei bc die Pfeilerbreite im rechten Winkel zur Achse des Trägers ist. 
Das Verhältnis b/h zwischen Trägerbreite und Trägerhöhe muss ≥ 0,25 sein. 
Zwischen der Achse der Träger, die Blendpfeiler stützen und der Achse der Pfeiler, die die Träger stützen, darf keine Exzentrizität vorliegen. Die Träger müssen mindestens zwei als Pfeiler oder Wände ausgebildete Pfeiler haben. 
Die dissipativen Zonen für DK „A“ und DK „B“ dehnen sich auf einer Länge aus, die dem 1-Fachen (für DK „B“) bzw. 1,5-Fachen (für DK „A“) der Trägerquerschnittshöhe entspricht, gemessen ab der Seite des Träger-Pfeiler-Knotens, oder auf beiden Seiten ab dem Querschnitt der ersten Plastifizierung. Bei Trägern, die einen Blendpfeiler stützen, wird eine Länge angenommen, die der 2-fachen Höhe des Querschnitts entspricht, Messausgangspunkt sind beide Pfeilerseiten. Die Wände dürfen sich nicht auf Blendträger oder Blendplatten stützen. 
7.4.6.1.2
Pfeiler 
Die kleinste Größe des Querschnitts darf nicht kleiner sein als 25 cm. 
Wenn θ nach der Festlegung in Absatz 7.3.1. > 0,1 ist, darf die Abmessung des Querschnitts parallel zur Biegungsebene nicht kleiner sein als ein Zwanzigstel des größeren Abstands zwischen dem Punkt, an dem sich das Biegemoment auflöst, und den Pfeilerenden. Die letztgenannte Geometriegrenze gilt nicht, wenn die Auswirkungen zweiter Ordnung berücksichtigt werden und die Auswirkungen der seismischen Einwirkung um den Faktor 1/(1-θ) erhöht werden (wenn θ zwischen 0,1 und 0,2 liegt) oder über eine nichtlineare Analyse berechnet werden (wenn θ zwischen 0,2 und 0,3 liegt).
In Ermangelung genauerer Analysen kann angenommen werden, dass die Länge der dissipativen Zone die größte Länge ist aus: der Querschnitthöhe, 1/6 der lichten Höhe des Pfeilers, 45 cm, der lichten Höhe des Pfeilers, wenn diese um das 3-Fache niedriger ist als die Querschnittshöhe.
7.4.6.1.3
Träger-Pfeiler-Knoten 
Exzentrizitäten zwischen der Trägerachse und der Pfeilerachse, die an einem Knoten konvergieren, sind so weit wie möglich zu vermeiden. Sollte diese Exzentrizität 1/4 der Breite des Pfeilers überschreiten, muss die Übertragung der Kräfte durch Bewehrungen sichergestellt werden, die zu diesem Zweck angemessen dimensioniert werden. 
7.4.6.1.4
Wände 
Die Wände dürfen sich nicht auf Blendträger oder Blendplatten stützen. 
Auch bei schwach bewehrten Wänden darf die Wandstärke nicht geringer sein als der größte Wert aus 15 cm (20 cm, wenn im Verbindungsträger gemäß Absatz 7.4.4.6 Schrägbewehrungen vorzusehen sind) und 1/20 der lichten Höhe des Zwischengeschosses. 
Wenn der Planer dies entsprechend begründet, können Kastentragwerke mit nur einem Stockwerk, welches nicht für Wohnzwecke bestimmt ist, von dieser Grenze abweichen. 
Unregelmäßig angeordnete Öffnungen sind zu vermeiden, zumindest dann, wenn diese in der Analyse, in der Dimensionierung und in der Anordnung der Bewehrungen nicht entsprechend berücksichtigt wurden. 
7.4.6.2
Bewehrungsgrenzen 
Verbindungen der Stäbe durch Schweißen oder mechanische Vorrichtungen sind in den dissipativen Zonen der tragenden Bauteile verboten. In den Stützen und Wänden ist die Verbindung von Stäben mittels mechanischer Verbindungsvorrichtungen zulässig, wenn die nach den Angaben in Absatz 11.3.2.9 qualifizierten Vorrichtungen und Bauteile angemessenen Prüfungen unter Bedingungen unterzogen werden, die mit der gewählten Duktilitätsklasse vereinbar sind.
7.4.6.2.1
Träger 
Längsbewehrungen 
Auf der gesamten Länge des Trägers müssen oberhalb und unterhalb mindestens zwei Stäbe mit einem Mindestdurchmesser von 14 mm vorhanden sein. 
In jedem Querschnitt des Trägers muss das geometrische Verhältnis ρ zur gespannten Bewehrung, unabhängig davon, ob es sich um die gespannte Bewehrung an der oberen Kante des Querschnitts As oder an der unteren Kante des Querschnitts Ai handelt, innerhalb der nachstehenden Grenzen liegen, außer es liegen Begründungen vor, die beweisen, dass die Versagensmodalitäten des Querschnitts mit der angewendeten Duktilitätsklasse kongruent sind: 
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wobei gilt: 
ρ
ist das geometrische Verhältnis zur gespannten Bewehrung As/(b·h) oder Ai/(b·h);
ρcomp
ist das geometrische Verhältnis zur druckbeanspruchten Bewehrung;
fyk
ist die charakteristische Fließspannung des Stahls (in MPa).
Überall muss außerdem ρcomp ≥ 0,25 ρ sein und in den dissipativen Zonen muss ρcomp ≥1/2 ρ sein. 
Die obere Bewehrung, die für das negative Moment an den Trägerenden angeordnet ist, muss mindestens zu 75 % innerhalb der Breite der Strebe liegen und in jedem Fall bei den T- oder L-Querschnitten innerhalb einer Deckenplattenklasse, die der Breite des Pfeilers oder der Breite des Pfeilers, erhöht um die doppelte Stärke der Deckenplatte auf jeder Pfeilerseite, entspricht, je nachdem, ob im Knoten ein rechtwinkliger Träger vorhanden ist oder nicht. Mindestens ¼ der oben genannten Bewehrung muss auf der gesamten Länge des Trägers gehalten werden. 
Die oberen und die unteren Längsbewehrungen der Träger müssen grundsätzlich die Knoten überqueren, ohne sich an diesen durch Überlappung zu verankern oder sich mit ihnen zu verbinden. Wenn dies nicht möglich ist, sind folgende Vorschriften einzuhalten: 
-
die Stäbe werden über die Seite hinaus verankert, die der Seite gegenüberliegt, die sich mit dem Knoten überschneidet, oder sie werden um den Knoten herum senkrecht zu dieser Seite gedreht; 
‒
die Verankerungslänge der gespannten Bewehrungen wird so berechnet, dass sich in den Stäben eine Spannung von 1,25 fyk aufbaut und in einem Abstand gemessen, der dem 6-fachen Durchmesser der nach innen gekehrten Pfeilerseite entspricht. 
Der Teil der Längsbewehrung des Trägers, der sich über den Knoten hinaus verankert, darf nicht in einer dissipativen Zone enden, sondern muss sich über diese hinaus verankern. 
Der Teil der Längsbewehrung des Trägers, der sich im Knoten verankert, muss in den Bügeln des Pfeilers angebracht sein. Um ein Ausfasern dieser Bewehrungen zu vermeiden, muss der Durchmesser der nicht schrägen Stäbe ≤ αbL Mal der Höhe des Pfeilerquerschnitts entsprechen, wobei 
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	für Außenknoten
	


wobei gilt: 
νd
ist die genormte Bemessungsaxialkraft; 
kD
ist gleich 1 für DK „A“ bzw. 2/3 für DK „B“; 
γRd
ist gleich 1,2 für DK „A“ bzw. 1 für DK „B“. 
Wenn es für Außenknoten nicht möglich ist, diese Grenze einzuhalten, kann der Träger über den Pfeiler hinaus verlängert werden oder es können Schweißplatten am Stabende angebracht werden. Die Stäbe können auf einer Länge gebogen werden, die dem 10-fachen ihres Durchmessers entspricht. Dazu muss eine entsprechende Querbewehrung hinter der Biegefalte angebracht werden.
Querbewehrungen 
In den dissipativen Zonen müssen Umschnürungsbügel vorgesehen werden. Der erste Umschnürungsbügel darf nicht mehr als 5 cm vom Drahtquerschnitt des Pfeilers entfernt sein; die folgenden müssen in einem Abstand angebracht werden, der nicht größer ist, als die kleinste der folgenden Größen: 
-
ein Viertel der Nutzhöhe des Querschnitts;
-
-
175 mm bei DK „A“ bzw. 225 mm bei DK „B“;
-
6-facher Mindestdurchmesser der für die Nachweise berücksichtigten Längsstäbe bei DK „A“ bzw. 8-facher bei DK „B“, 
-
24-facher Durchmesser der Querbewehrungen. 
Unter Umschnürungsbügel versteht man einen rechteckigen, runden oder spiralförmigen Bügel mit einem Mindestdurchmesser von 6 mm, mit 135° Haken, die um mindestens die 10fache Durchmessergröße an beiden Enden verlängert sind. Die Haken müssen an den Längsstäben befestigt werden. 
7.4.6.2.2
Pfeiler 
Wenn sich die Ausfachungen nicht über die gesamte Höhe der angrenzenden Pfeiler erstrecken, muss die entsprechende Bewehrung um eine Länge, die der Tiefe des Pfeilers entspricht, über den Bereich ohne Ausfachung ausgedehnt werden. Wenn die Höhe des Bereichs ohne Ausfachung unter dem 1,5-Fachen der Tiefe des Pfeilers liegt, müssen bidiagonale Bewehrungen verwendet werden.
Wenn im obigen Fall die Ausfachung nur auf einer Seite des Pfeilers vorhanden ist, muss die Querbewehrung, die gemäß Absatz 7.4.5.3 an den Pfeilerenden anzubringen ist, über die gesamte Höhe des Pfeilers ausgedehnt werden. 
Längsbewehrungen 
Auf der gesamten Länge des Pfeilers darf der Abstand zwischen den Stäben nicht größer als 25 cm sein. 
Im Längsquerschnitt des Pfeilers muss der geometrische Prozentsatz ρ der Längsbewehrung zwischen den nachstehenden Grenzen liegen, wobei ρ das Verhältnis zwischen der Fläche der Längsbewehrung und der Fläche des Pfeilerquerschnitts ist: 
	1% ≤ ρ ≤ 4% 
	[7.4.28]


Wenn unter der seismischen Einwirkung die Axialkraft auf einen Pfeiler eine Zugkraft ist, muss die Verankerungslänge der Längsstäbe um 50 % erhöht werden. 
Querbewehrungen 
An den Enden aller primären und sekundären Pfeiler müssen über eine Länge, die der Länge der dissipativen Zonen entspricht, folgende Bedingungen erfüllt sein: Die an den Kanten des Querschnitts angebrachten Stäbe müssen von den Bügeln gehalten werden, der Abstand zwischen zwei aufeinanderfolgenden eingespannten Stäben darf höchstens 15 cm bei DK „A“ bzw. 20 cm bei DK „B“ betragen.
Zu diesem Zweck werden unter eingespannten Stäben Stäbe verstanden, die von Bügeln oder Verbindungsbügeln direkt gehalten werden. 
Der Durchmesser der Begrenzungs- und Verbindungsbügel darf nicht kleiner sein als:
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 für DK „A“ und 6 mm für DK „B“, wobei dbl,max der maximale Durchmesser der Längsstäbe ist und fyd,l und fyd,st die Bemessungsstreckgrenzen der Längsstäbe und der Bügel sind.
Der Abstand der Begrenzungs- und Verbindungsbügel darf nicht größer sein als der kleinste der folgenden Werte: 
-
1/3 der kleinsten Seite des Querschnitts bei DK „A“ und 1/2 der kleinsten Seite des Querschnitts bei DK „B“;
-
12,5 cm bei DK „A“ bzw. 17,5 cm bei DK „B“;
-
5- und 6-facher Durchmesser der Längsverbindungsstäbe bei DK „A“ bzw. 8-facher bei DK „B“.
In jedem Fall darf das Verhältnis wd, das in [7.4.30] definiert ist, an den Enden aller primären Pfeiler über eine Länge, die der Länge der dissipativen Zonen entspricht, nicht kleiner sein als 0,08. 
Konstruktive Details für die Duktilität
Für die dissipativen Zonen im Schnürgerüst der primären Pfeiler und für die Endzonen aller sekundären Pfeiler müssen die Duktilitätsnachweise geführt werden, die in Absatz 7.4.4.2.2 angegeben sind. Alternativ dazu können diese Nachweise als erfüllt angesehen werden, wenn die einzelnen dissipativen Zonen die folgenden Einschränkungen einhalten:
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	[7.4.29]

	Wwd = 
	Volumen der Umschnürungsbügel
	.
	fyd
	
	[7.4.29]

	
	Volumen des Betonkerns
	
	fcd
	
	[7.4.30]


wobei gilt:
wd ist das mechanische Verhältnis der Umschnürungs-Querbewehrung innerhalb der dissipativen Zone (der Betonkern wird in Bezug auf die Mittellinie der Bügel angegeben), das nicht kleiner als 0,12 in DK „A“ sein darf.
 ist die Beanspruchung im Hinblick auf die Krümmungsduktilität im GZE;
d ist die dimensionslose axiale Bemessungskraft in Bezug auf die seismische Kombination GZM (d = NEd/Ac·fcd);
sy,d ist die Verformung der Streckgrenze des Stahls;
hcist die Tiefe des Bruttoquerschnitts;
h0ist die Breite des umschnürten Kerns (mit Bezug auf die Mittellinie der Bügel);
bc ist die Mindestbreite des Bruttoquerschnitts;
b0 ist die Breite des umschnürten Kerns, die bc entspricht (mit Bezug auf die Mittellinie der Bügel);
 ist der Wirksamkeitsbeiwert der Umschnürung und entspricht  = n ∙ s, mit:
a)
für rechteckige Querschnitte
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	[7.4.31a]
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	[7.4.31b]


wobei gilt: n ist die Gesamtzahl der seitlich von den Bewehrungsbügeln oder Verbindungsbügeln gehaltenen Längsstäbe, bi ist der Abstand zwischen den aufeinanderfolgenden gehaltenen Stäben und s ist der Abstand zwischen den Bügeln;
b)
für kreisförmige Querschnitte mit einem Durchmesser des umschnürten Kerns D0 (mit Bezug auf die Mittellinie der Bügel)
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	[7.4.31c]
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 wobei gilt: n ist die Gesamtzahl der seitlich von Bügeln oder Verbänden gehaltenen Längsstäben, bi ist der Abstand zwischen aufeinanderfolgende gehaltene Stäbe,  = 2 für einzelne kreisförmige Stäbe,  = 1 für spiralförmige Bügel.
7.4.6.2.3
Träger-Pfeiler-Knoten 
Abgesehen von den Nachweisanforderungen aus Absatz 7.4.4.3.1 müssen entlang der Längsbewehrungen des Pfeilers, die die Knoten überqueren, Umschnürungsbügel in einer Menge angebracht werden, die mindestens so groß ist wie die größte Menge, die im unteren und oberen an den Knoten angrenzenden Bereich des Pfeilers vorgesehen ist. Bei Knoten, die zur Gänze umschlossen sind, kann der sich ergebende Abstand für die horizontale Querbewehrung der Umschnürung im Knoten verdoppelt werden, darf aber nicht größer sein als 15 cm. 
7.4.6.2.4
Wände 
Für den Teil der Wand außerhalb der dissipativen Zonen müssen im Grundriss und in der Höhe die Vorschriften aus Kapitel 4 zur Kontrolle der Rissbildung durch Schub mit einer horizontalen und vertikalen Mindestbewehrung befolgt werden, die ein geometrisches Verhältnis ρ in Bezug auf die horizontale und vertikale Querschnittfläche von mindestens 0,2 % aufweisen muss. In den Teilen des Querschnitts, in denen die druckbeanspruchte Verformung c bei der seismischen Bemessungsgegebenheit größer ist als 0,2 %, wird jedoch empfohlen, ein geometrisches Verhältnis der vertikalen Bewehrung ρ ≥ 0,5% bereitzustellen.
Die horizontalen sowie die vertikalen Bewehrungen dürfen keinen größeren Durchmesser aufweisen als 1/10 der Wandstärke; sie müssen auf beiden Seiten der Wand in einem Abstand von maximal 30 cm angebracht werden und müssen mit mindestens 9 Verbänden pro Quadratmeter verbunden werden. 
Längsbewehrungen 
Die Längsbewehrung in den Randelementen der dissipativen Zonen muss die Vorschriften einhalten, die für dissipative Zonen der primären Pfeiler in Absatz 7.4.6.2.2 angegeben sind.
Querbewehrungen 
Die Querbewehrung in den Randelementen der dissipativen Zonen muss die Vorschriften einhalten, die für dissipative Zonen der primären Pfeiler in Absatz 7.4.6.2.2 angegeben sind.
Schrägbewehrungen 
Die Schrägbewehrungen, die mögliche Gleitflächen überqueren, müssen oberhalb und unterhalb der Gleitflächen gut verankert sein und alle Wandquerschnitte überqueren, die darüber oder darunter angeordnet sind und von dieser weniger als der kleinste Wert aus ½ hw und ½ lw entfernt sind.
Konstruktive Details für die Duktilität
Für die dissipativen Zonen an der Basis der primären Wände müssen die Duktilitätsnachweise geführt werden, die in Absatz 7.4.4.5.2 angegeben sind. Alternativ dazu können diese Nachweise als erfüllt angesehen werden, wenn das volumetrische Verhältnis der Querbewehrung in den Randelementen für die einzelnen dissipativen Zonen die folgenden Einschränkungen einhält:
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	[7.4.32]

	Wwd = 
	Volumen der Umschnürungsbügel
	.
	fyd
	
	[7.4.29]

	
	Volumen des Betonkerns der Randelemente
	
	fcd
	
	[7.4.30]


Wobei die Symbole die Bedeutung aus [7.4.29] und 
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 das geometrische Verhältnis bzw. die Bemessungsstreckgrenze der vertikalen Bewehrung außerhalb der Randelemente sind.
7.4.6.2.5
Kopplungsträger 
Bei einer X-Bewehrung müssen beide Bewehrungsbündel von einer Spiralbewehrung oder von Umschnürungsbügeln eingeschlossen werden, wobei der Abstand nicht größer als 100 mm sein darf. 
In diesem Fall muss zusätzlich zur Diagonalbewehrung im Träger eine Bewehrung mit einem Durchmesser von mindestens 10 mm in einem Abstand von 10 cm in Längs- und Querrichtung aufgebracht werden sowie eine Längsbewehrung aus zwei Stäben mit 16 mm an der oberen und unteren Kante.
Die Verankerungen der Bewehrungen in den Wänden müssen um 50 % länger sein, als für die Dimensionierung unter nicht seismischen Bedingungen vorgesehen ist. 
7.5.
STAHLBAUWERKE
Bei Tragwerken mit nicht dissipativem Verhalten muss die Tragfähigkeit der Bauglieder und der Verbindungen gemäß den Regeln bewertet werden, die in Absatz 4.2 der vorliegenden Vorschriften angeführt sind, wobei keine weiteren ergänzenden Anforderungen erfüllt werden müssen.
Bei einem dissipativen Tragwerksverhalten muss die Tragfähigkeit der Bauglieder und der Verbindungen gemäß den Vorschriften aus den Absätzen 7.1 bis 7.3 bewertet werden, die durch die Bemessungsregeln und die Details aus den Absätzen 7.5.3 bis 7.5.6. zu ergänzen sind. Die Tragwerke müssen so bemessen werden, dass durch die Degradations- und Reduktionsphänomene in den dissipativen Bereichen die globale Stabilität des Tragwerks nicht beeinflusst wird.
Wenn sichergestellt werden soll, dass sich die dissipativen Zonen so bilden, wie im Plan vorgesehen, muss in diesen Zonen durch einen entsprechenden Überfestigkeitsbeiwert γov, der in Absatz 7.5.1 definiert ist, der Möglichkeit Rechnung getragen werden, dass die tatsächliche Streckgrenze des Stahls größer ist als die Nennfließgrenze.
Die nicht dissipativen Teile des Tragwerks und die Verbindungen zwischen den dissipativen Teilen und dem restlichen Tragwerk müssen eine ausreichende Überfestigkeit aufweisen, damit sich die zyklische Plastifizierung der dissipativen Teile ausbilden kann.
7.5.1.
EIGENSCHAFTEN DER MATERIALIEN 
Der Baustahl muss den Anforderungen aus Absatz 11.3.4.9 entsprechen. 
Die Materialeigenschaften, wie Streckgrenze und Zähigkeit, müssen so im Tragwerk verteilt werden, dass die dissipativen Zonen dort gebildet werden, wo dies in der Bemessung festgelegt wurde.
Zu Bemessungszwecken wird der Material-Überfestigkeitsbeiwert ov für die für Stähle des Typs S235, S275 und S355 mit 1,25 und für Stahl des Typs S420 und S460 mit 1,15 angenommen.
7.5.2.
TRAGWERKSARTEN UND VERHALTENSBEIWERTE 
7.5.2.1
Tragwerksarten 
Die erdbebensicheren Tragwerke aus Stahl können gemäß ihrem Verhalten in folgende Tragwerksarten unterteilt werden: 
a)
Rahmentragwerke: bestehen aus Rahmen, die den Horizontalkräften mit einem vorwiegend biegsamen Verhalten standhalten. Bei diesen Tragwerken werden die dissipativen Zonen hauptsächlich an den Trägerenden in der Nähe der Verbindungen Träger-Stütze angebracht, an denen sich plastische Gelenke bilden können, und die Energie wird durch die plastische zyklische Biegung dissipiert.
b)
Tragwerke mit konzentrischen Verstrebungen: In ihnen werden die Horizontalkräfte hauptsächlich von Baugliedern abgetragen, die Axialkräften ausgesetzt sind. Bei diesen Tragwerken sind die dissipativen Zonen hauptsächlich an den gespannten Diagonalen angebracht. Deshalb können bei dieser Tragwerksart nur jene Verstrebungen berücksichtigt werden, bei denen die Streckgrenze der gespannten Diagonalen dem Erreichen der Festigkeit der zum Ausgleich der Außenlasten unbedingt erforderlichen Stäbe vorausgeht. Die konzentrischen Gitterverstrebungen können in folgende drei Kategorien unterteilt werden (Abb. 7.5.1.): 
b1)
Verstrebungen mit aktiv gespannter Diagonale, bei denen der Widerstand gegen die Horizontalkräfte und das Dissipativvermögen den zugbelasteten Diagonalstäben obliegt;
b2)
V-förmige Verstrebungen, bei denen die Horizontalkräfte unter Berücksichtigung der gespannten sowie der druckbelasteten Diagonalen abgetragen werden müssen. Der Schnittpunkt dieser Diagonalen liegt auf einem horizontalen Bauglied, das durchgehend sein muss; 
b3)
K-Verstrebungen, bei denen der Schnittpunkt der Diagonalen auf einer Stütze liegt. Diese Kategorie darf nicht als dissipativ betrachtet werden, da der Versagensmechanismus die Stütze miteinbezieht. 
c)
Tragwerke mit exzentrischen Verstrebungen: In ihnen werden die Horizontalkräfte hauptsächlich von axialbelasteten Baugliedern abgetragen, aber da laut Plan Exzentrizität vorhanden ist, kann die Energie in den Querträgern durch das zyklische Biege- und/oder Schubverhalten dissipiert werden. Die exzentrischen Verstrebungen fallen in die Kategorie der dissipativen Verstrebungen, wenn die Plastifizierung der Querträger, bedingt durch Biegung und/oder Schub, dem Erreichen des Grenzwiderstands der anderen tragenden Teile vorausgeht. 
d)
Tragwerke mit Konsolen- oder invertiertem Pendelsystem: In ihnen befindet sich mindestens 50 % der Masse im oberen Drittel der Höhe des Bauwerks oder die Energie wird hauptsächlich an der Basis dissipiert. Einstöckige Tragwerke mit mehr als einer Stütze und bei denen die oberen Enden der Stützen in den Hauptrichtungen des Gebäudes verbunden sind und der Wert der normierten Axiallast der Stütze an keinem Punkt größer ist als 0,3, können als Rahmentragwerke angesehen werden.
e)
Rahmentragwerke mit konzentrischen Verstrebungen: In ihnen werden die horizontalen Einwirkungen sowohl von den Rahmen als auch von Verstrebungen, die auf dieselbe Ebene Einfluss nehmen, abgetragen. 
f)
Rahmentragwerke mit Ausfachungen: bestehen aus gemauerten oder betonierten Ausfachungen, die mit den Rahmentragwerken nicht verbunden sind, aber an diese anstoßen. 
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b1) Tragwerke mit konzentrischen Verstrebungen mit aktiv gespannter Diagonale
[image: image481.jpg]



b2) Tragwerke mit konzentrischen V-Verstrebungen
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b3) Tragwerke mit konzentrischen K-Verstrebungen
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c) Tragwerke mit exzentrischen Verstrebungen
[image: image484]
d) Tragwerke mit Konsolen- oder invertiertem Pendelsystem
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e) Rahmentragwerke mit konzentrischen Verstrebungen
Abb. 7.5.1. - Tragwerksarten
Von dieser Klassifizierung sind die Tragwerke aus Stahl ausgeschlossen, bei denen die Energiedissipation durch den Einsatz geeigneter Erdbebenschutzvorrichtungen erreicht wird.
Bei den Stahltragwerken, in denen die horizontalen Kräfte durch Kerne oder Wände aus Stahlbeton abgetragen werden, wird auf Absatz 7.4 verwiesen. 
Solange sich auf die in der vorliegenden Norm behandelten Bemessungskriterien gestützt wird, können auch andere Tragwerksarten als die oben angeführten verwendet werden. Der unter Verwendung solcher Kriterien erreichte Sicherheitsgrad darf jedoch in keinem Fall niedriger sein als der Sicherheitsgrad, der in der vorliegenden Norm gewährleistet wird. 
7.5.2.2
Verhaltensbeiwerte 
Für jede Tragwerksart wird der maximale Bezugswert für q0 in Tabelle 7.3.II. angegeben. 
Für im Grundriss regelmäßige Tragwerke können für αu/α1 folgende Werte angenommen werden:
‒
einstöckige Bauwerke
αu/α1 = 1,1 
‒
mehrstöckige Rahmengebäude mit einer Spannweite
αu/α1 = 1,2 
‒
mehrstöckige Rahmengebäude mit mehreren Spannweiten
αu/α1 = 1,3 
‒
mehrstöckige Gebäude mit exzentrischen Verstrebungen
αu/α1 = 1,2 
‒
Gebäude mit Tragwerken mit Konsolen- oder invertiertem Pendelsystem
αu/α1 = 1,0 
Diese q0-Werte gelten unter der Voraussetzung, dass die in den Absätzen 7.5.4 bis 7.5.6 angegebenen Bemessungs- und Detailvorschriften eingehalten werden. 
7.5.3
ALLGEMEINE BEMESSUNGSVORSCHRIFTEN FÜR DISSIPATIVE TRAGENDE BAUTEILE 
Die folgenden Bemessungsregeln gelten für alle Bauteile der erdbebensicheren Tragwerke, die mit einem dissipativen Tragverhalten ausgebildet sind. Die dissipativen Zonen müssen eine entsprechende Duktilität und einen ausreichenden Tragwiderstand aufweisen. 
In den Bestimmungen im vorliegenden Kapitel sind die dissipativen Zonen in den Baugliedern angeordnet; daher müssen die Verbindungen und alle nicht-dissipativen Bauteile des Tragwerks mit angemessenem Tragwiderstand ausgestattet werden. 
7.5.3.1
Tragfähigkeitsnachweise (TRAG)
Die Verbindungen in dissipativen Zonen müssen die Plastizität der verbundenen dissipativen Teile ermöglichen, indem sie die Erfüllung der folgenden Anforderung gewährleisten: 
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	[7.5.1]


wobei gilt:
R j,d
ist der Bemessungstragwiderstand der Verbindung;
R pl,Rd
ist der Tragwiderstand im plastischen Grenzzustand des dissipativen verbundenen Bauglieds; 
RU,Rd
ist die obere Grenze des Tragwiderstands des verbundenen Bauglieds. 
Bei gespannten Baugliedern mit verbolzten Verbindungen muss der Tragwiderstand beim Erreichen der Streckungsgrenze des Querschnitts geringer sein als der entsprechende Tragwiderstand beim Erreichen der Streckgrenze des Nettoquerschnitts bei den Löchern für die Verbindungsvorrichtungen. Folgendes ist also nachzuweisen: 
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	[7.5.2]


wobei A der Bruttobereich und Ares der tragfähige Bereich ist, bestehend aus dem Nettobereich bei den Löchern, erweitert um einen eventuellen Verstärkungsbereich. Die Teilfaktoren γM0 und γM2 , werden in der Tabelle 4.2.V des Absatzes 4.2.3.1.1. der vorliegenden Vorschriften bestimmt.
7.5.3.2
Duktilitätsnachweise (DUK)
In jeder Zone oder jedem dissipativen Bauteil muss ein Tragwiderstand gewährleistet werden, der im Hinblick auf die Duktilität größer ist als die entsprechende Beanspruchung. Der Nachweis muss geführt werden, indem an den duktilen Mechanismen, die für die verschiedenen Tragwerksarten vorgesehen sind, geeignete Verformungsmaßnahmen verwendet werden.
Für die in Absatz 7.5.2.1 angegeben Tragwerksarten können die folgenden Maßnahmen für lokale Verformung  verwendet werden:
· biegebeanspruchte oder druckbiegebeanspruchte Bauteile von Rahmentragwerken: Seildrehung;
· vorgespannte und druckbeanspruchte Bauteile von Verstrebungstragwerken: Gesamtverlängerung der Diagonalen;
· schub- und biegebeanspruchte Bauteile von Tragwerken mit exzentrischen Verstrebungen (Verbindungselemente): starre Rotation zwischen Verbindungselement und angrenzendem Element.
Die lokale Duktilität ist wie folgt definiert:
 =u/y
Die Beanspruchung im Hinblick auf die lokale Duktilität wird durch das Verhältnis zwischen dem Verformungswert u (gemessen durch nicht-lineare Analyse) und dem Verformungswert y an der elastischen Grenze bestimmt. Bei linearen Tragwerksanalysen mit dem Verhaltensbeiwert kann die Verformungsbeanspruchung aus dem Bereich der letzten Verschiebungen abgeleitet werden, die nach den Ausführungen in Absatz 7.3.3.3 erhalten werden.
Der Tragwiderstand im Hinblick auf die lokale Duktilität wird durch das Verhältnis zwischen dem Ausmaß der Verformung bei Versagen u, das bei einer um 15 % reduzierten maximalen Tragfähigkeit des Bauteils bewertet wird, und der Verformung y angegeben, die dem Erreichen der ersten Plastifizierung entspricht. 
Wenn der lokale Tragwiderstand im Hinblick auf die Duktilität nicht durch direkte Versuche bestimmt wird, muss er mit Berechnungsverfahren bewertet werden, die das Verhalten im nichtlinearen Bereich (einschließlich der Gleichgewichtsinstabilitätserscheinungen) angemessen beschreiben, und die auch die Degradationserscheinungen in Verbindung mit dem zyklischen Verhalten berücksichtigen. 
Der Duktilitätsnachweis gilt in jedem Fall als erbracht, wenn in Abhängigkeit von der Duktilitätsklasse und von dem zugrunde liegenden Verhaltensbeiwert q0, der in der Planungs- und Bemessungsphase verwendet wurde, die Vorschriften eingehalten werden, die für dissipative Zonen/Bauteile nach den jeweiligen Querschnittsklassen in Tabelle 7.5.I angeführt sind, und wenn die spezifischen Vorschriften eingehalten werden, die in den nachstehenden Absätzen für die einzelnen Tragwerksarten angegeben werden, und wenn für die Querschnitte der primären Stützen von Rahmentragwerken, in denen die Bildung dissipativer Zonen vorgesehen ist, die folgende Beziehung gegeben ist:
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wobei NEd der Wert der Normalkraft ist und Npl,Rd ist der Wert des Tragwiderstands unter Einwirkung der Normalkraft, der nach den Kriterien aus Absatz 4.2.4.1.2 bestimmt wurde. 
Tabelle 7.5.I - Querschnittsklasse der dissipativen Elemente in Abhängigkeit von der Duktilitätsklasse und von q0
	Duktilitätsklasse
	Grundwert q0 des Verhaltensbeiwerts 
	Erforderliche Querschnittsklasse

	DK „B“
	2 < q0 ≤ 4
	Klasse 1 oder 2

	DK „A“
	q0 > 4
	Klasse 1


7.5.4.
SPEZIFISCHE BEMESSUNGSVORSCHRIFTEN FÜR RAHMENTRAGWERKE 
Um ein duktiles Verhalten zu erreichen, müssen die Rahmen so bemessen werden, dass sich die dissipativen Zonen eher in den Trägern als in den Stützen bilden. 
Diese Anforderung gilt nicht bei den Querschnitten der Stützen an der Basis und am Kopf von Rahmentragwerken mehrstöckiger Gebäude und bei allen Querschnitten von einstöckigen Gebäuden. 
7.5.4.1
Träger 
Tragfähigkeitsnachweise (TRAG)
Bei den Querschnitten, bei denen die Ausbildung der dissipativen Zonen erwartet wird, müssen die folgenden Beziehungen nachgewiesen werden: 
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wobei gilt: 
MEd, NEd und VEd
sind die Werte für Biegebeanspruchung, Normalkraft und Schub; 
Mpl,Rd, Npl,Rd und Vpl,Rd
sind die Werte für die Tragfähigkeit unter Biegung, Normalkraft und Schub, die nach den Kriterien aus Absatz 4.2.4.1.2 bestimmt werden; 
VEd,G
ist die Schubbeanspruchung, die durch die nicht-seismischen Einwirkungen bewirkt wird; 
VEd,M
ist die Schubbeanspruchung, bedingt durch die Anwendung von richtungsgleichen plastischen Momenten Mpl,Rd in den Querschnitten sind, in denen die Ausbildung dissipativer Zonen erwartet wird. 
Die Träger müssen gegenüber der Biege- und Biegetorsionsinstabilität einen ausreichenden Tragwiderstand aufweisen, der nach den Angaben in Absatz 4.2.4.1.3 unter der Annahme bestimmt wird, dass die dissipativen Zonen in dem Querschnitt gebildet werden, der unter seismischen Bedingungen am stärksten beansprucht wird. 
7.5.4.2
Stützen
Tragfähigkeitsnachweise (TRAG)
Der Tragwiderstand der Stützen muss mit der ungünstigsten Kombination der Biegebeanspruchungen unter Normalkraft verglichen werden. 
Die Beanspruchung muss folgendermaßen bestimmt werden: 
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[7.5.7]
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[7.5.9]
wobei 
MEd, NEd und VEd
die Werte für Biegebeanspruchung, Normalkraft und Schub sind; 
NEd,G, MEd,G, VEd,G
sind die Werte der Beanspruchungen bei Normalkraft, Biegung und Schub, die durch nicht seismische Einwirkungen in der Kombination der Einwirkungen für die seismische Bemessungsbedingung bewirkt werden;
NEd,G, MEd,G, VEd,G
sind die Werte für Normalkraft, Biegung und Schub, die durch seismische Einwirkungen bedingt sind;
γov
ist der Material-Überfestigkeitsbeiwert aus Absatz 7.5.1;
Ω
ist der kleinste Wert aus Ωi =(Mpl,Rd,i – MEd,G,i) / MEd,E,i aller Träger, bei denen die Ausbildung dissipativer Zonen erwartet wird, wobei MEd,E,i das Bemessungsbiegemoment ist, das durch die seismischen Einwirkungen bedingt ist, MEd,G,i ist das Bemessungsbiegemoment, das durch die nicht-seismischen Einwirkungen in der Kombination der Einwirkungen für die seismische Bedingung bedingt ist, und Mpl,Rd,i ist der Wert für das plastische Biegemoment des i-ten Trägers.
In den Stützen, in denen die Bildung von dissipativen Zonen erwartet wird, müssen die Beanspruchungen unter der Annahme berechnet werden, dass in diesen dissipativen Zonen das plastische Biegemoment Mpl,Rd erreicht wird. 
Das Verhältnis zwischen der Beanspruchung und dem Schubtragwiderstand muss die folgende Einschränkung einhalten: 
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[7.5.10]
Um zu gewährleisten, dass sich der globale dissipative Mechanismus ausbilden kann, muss außerdem sichergestellt werden, dass für jeden Träger-Stütze-Knoten des Rahmens folgende Formel gilt:
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[7.5.11]
wobei γRd in Tabelle 7.2.I angegeben ist, MC,pl,Rd die berechnete plastische Momententragfähigkeit der Stütze ist, die für die Beanspruchung in den seismischen Kombinationen der Einwirkungen bei Normalkraft bewertet wird und Mb,pl,Rd die plastische Momententragfähigkeit der Träger ist, die in den Träger-Stütze-Knoten einmünden.
In [7.5.11] wird angenommen, dass sich der Knoten im Gleichgewicht befindet und dass sowohl die Momente in den Stützen als auch die Momente in den Trägern miteinander übereinstimmen. Falls die Momente in der Stütze oberhalb und unterhalb des Knotens untereinander nicht übereinstimmen, muss das erste Element der Formel [7.5.11] der größeren plastischen Momententragfähigkeit der Stützen zugeordnet werden, während die kleinere plastische Momententragfähigkeit der Stützen zu den plastischen Momententragfähigkeiten der Träger addiert wird.
7.5.4.3 
Träger-Stütze-Verbindungen 
Tragfähigkeitsnachweise (TRAG)
Die Träger-Stütze-Verbindungen müssen so bemessen werden, dass sich an den Trägerenden die dissipativen Zonen gemäß den Angaben aus Absatz 7.5.3.1 ausbilden können. Insbesondere die plastische Momententragfähigkeit der Träger-Stütze-Verbindung Mj,Rd muss die folgende Beziehung erfüllen: 
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wobei Mb,pl,Rd die plastische Momententragfähigkeit des verbundenen Trägers ist und γov der Überfestigkeitsbeiwert. 
7.5.4.4 
Knotenplatten der Träger-Stütze-Verbindungen
Tragfähigkeitsnachweise (TRAG)
Die Knotenplatten müssen so bemessen sein, dass sie die Ausbildung des dissipativen Mechanismus des Tragwerks zulassen und somit auch die Plastifizierung der Querschnitte der Träger, die in den Träger-Stütze-Knoten münden, wobei Plastifizierungs- und Instabilitätserscheinungen unter Schub zu verhindern sind. 
Diese Anforderung gilt als erfüllt, wenn: 
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wobei gilt: Vvp,Ed, Vvp,Rd und Vvb,Rd sind jeweils Schubbeanspruchung, Schubtragwiderstand für die Plastifizierung der Platte und Schubtragwiderstand für die Instabilität der Platte; die letztgenannten werden nach den Angaben in den Absätzen 4.2.4.1.2 und 4.2.4.1.3 bewertet. 
Die Schubbeanspruchung Vvp,Ed muss unter der Annahme bestimmt werden, dass die plastische Momententragfähigkeit in den Querschnitten der Träger, die in dem Träger-Stütze-Knoten einmünden, nach dem Schema und den Verfahrensweisen erreicht werden, die in der Planungsphase vorgesehen sind.
7.5.4.5
Stütze-Fundament-Verbindungen 
Tragfähigkeitsnachweise (TRAG)
Die Stütze-Fundament-Verbindung muss so bemessen werden, dass ihre Tragfähigkeit größer ist als die Tragfähigkeit der mit ihr verbundenen Stütze ist. 
Insbesondere die plastische Momententragfähigkeit der Träger-Stütze-Verbindung muss die folgende Ungleichheit einhalten: 
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[7.5.14]
wobei Mc,pl,Rd die plastische Momententragfähigkeit der Stütze ist, die nach der Normalkraftbeanspruchung NEd bewertet wird, welche ungünstigste Bedingung für die Basisverbindung bereitstellt. Der Beiwert γov ist im Absatz 7.5.1 angegeben. 
7.5.5.
SPEZIFISCHE BEMESSUNGSVORSCHRIFTEN FÜR TRAGWERKE MIT KONZENTRISCHEN VERSTREBUNGEN 
Bei Tragwerken mit konzentrischen Verstrebungen müssen die Bauglieder, aus denen die Träger und Stützen bestehen, eine ausreichende Tragfähigkeit besitzen, um die Ausbildung der dissipativen Zonen in den Diagonalen zu ermöglichen. 
Die Diagonalverstrebungen haben im Wesentlichen eine tragende Funktion gegenüber seismischen Einwirkungen und zu diesem Zweck dürfen – abgesehen von den V-Verstrebungen – nur die gespannten Diagonalen berücksichtigt werden. 
Die Last-Seitenverschiebung-Antwort muss weitgehend unabhängig von der Richtung der seismischen Einwirkung sein.
Für Gebäude mit mehr als zwei Stockwerken muss die dimensionslose Schlankheit der Diagonalen die folgenden Bedingungen erfüllen:
1,3 ≤ [image: image500.wmf]l

 ≤ 2
in Rahmen mit X-Verstrebungen; 
[image: image501.wmf]l

≤ 2
in Rahmen mit V-Verstrebungen. 
Tragfähigkeitsnachweise (TRAG)
Berücksichtigte Träger und Stützen, die bei der Ausbildung des für diese Tragwerksart vorgesehenen dissipativen Mechanismus vorwiegend Axialkräften ausgesetzt sind, müssen die folgende Bedingung erfüllen:
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[7.5.15]
wobei gilt: 
Nb,Rd ist der Tragwiderstand gegenüber Instabilität, der nach den Angaben in Absatz 4.2.4.1.3.1 unter Berücksichtigung der Wechselwirkung mit dem Biegemoment MEd berechnet wird, 
NEd und MEd sind die Werte für die Beanspruchungen bei Normalkraft und Biegung, die jeweils mit den Formeln 7.5.7 und 7.5.8 bewertet werden, wobei für Ω der kleinste Wert aus Ωi = Npl,Rd,i / NEd,i angesetzt wird und wobei Npl,Rd,i der Tragwiderstand der i-ten Diagonale bei Normalkraft ist und NEd,i ist die Beanspruchung bei Normalkraft für die seismische Kombination, die für alle Verstrebungselemente berechnet werden, in denen die Ausbildung dissipativer Zonen erwartet wird.
Um ein homogenes dissipatives Verhalten der Diagonalen im Tragwerk zu gewährleisten, dürfen die Überfestigkeitsbeiwerte Ω, die für alle Elemente der Verstrebung berechnet werden, in denen die Ausbildung dissipativer Zonen erwartet wird, zwischen Maximum und Minimum nicht um mehr als 25 % abweichen: Ωi = Npl,Rd,i /NEd,i, wobei Npl,Rd,i die Tragfähigkeit bei Normalkraft der i-ten Diagonale und NEd,i die Beanspruchung bei Normalkraft für die seismische Kombination ist. 
Bei den Rahmen mit V-Verstrebungen müssen die Träger über eine ausreichende Tragfähigkeit verfügen, um der Beanspruchung bezüglich der nicht seismischen Einwirkungen ohne Berücksichtigung der Unterstützung durch die Diagonalen standzuhalten. 
Außerdem muss der Tragwiderstand der Träger ausreichend groß sein, um der Beanspruchung standzuhalten, die sich aufgrund der seismischen Einwirkungen infolge der Plastifizierung der gespannten Diagonalen und der Instabilisierung der druckbeanspruchten Diagonalen entwickelt. Zur Bestimmung des Werts dieser Beanspruchung kann in den gespannten Diagonalen eine Normalkraft Npl,Rd und in den druckbeanspruchten Diagonalen eine Beanspruchung γpb .Npl,Rd berücksichtigt werden, wobei γpb = 0,30 der Faktor ist, mit dem der Restwiderstand nach der Instabilisierung ermittelt werden kann. 
Die Verbindungen der Diagonalen mit den anderen tragenden Bauteilen müssen die Einhaltung der Anforderung aus Absatz 7.5.3.1 gewährleisten.
Duktilitätsnachweise (DUK)
Falls die spezifischen Nachweise aus Absatz 7.5.3.2 nicht geführt werden, müssen die Bauglieder der Verstrebung der ersten oder der zweiten Klasse aus Absatz 4.2.3.1 gemäß Tabelle 7.5.I angehören. Sollten die Bauglieder aus Querschnitten mit Kreisnut bestehen, muss das Verhältnis zwischen Außendurchmesser d und Stärke t und folgenden Grenzwert einhalten: d/t ≤ 36. Sollten die Stäbe der Verstrebung aus Röhrenprofilen mit rechtwinkligem Querschnitt bestehen, dürfen die Verhältnisse Breite-Stärke der Teile, die den Querschnitt bilden, 18 nicht überschreiten, sofern die Wände des Rohrs nicht versteift sind.
7.5.6
SPEZIFISCHE BEMESSUNGSVORSCHRIFTEN FÜR TRAGWERKE MIT EXZENTRISCHEN VERSTREBUNGEN 
Die exzentrischen Verstrebungen teilen die Träger der Rahmen in zwei oder mehr Teile. Ein solcher Teil, der „Verbindungselement“ genannt wird, hat die Funktion, die seismische Energie über zyklische plastische Schub- und/oder Biegeverformungen zu dissipieren. Bei den Verbindungselementen kann es sich um horizontale oder vertikale Komponenten handeln.
Die Verbindungselemente werden als „kurz“ bezeichnet, wenn die Plastifizierung durch Schub erfolgt, als „lang“, wenn die Plastifizierung durch Biegung erfolgt, und als „Zwischenverbindungselement“, wenn die Plastifizierung eine kombinierte Auswirkung aus Schub und Biegung ist. Hinsichtlich der Länge „e“ des Verbindungselements wird folgende Klassifizierung herangezogen: 
	<<kurze>> Verbindungselemente: [image: image503.png]M,
e<08(1+a)2





	[7.5.16a]

	<<Zwischenverbindungselemente>>: [image: image504.png]081+ u)M“" <e<l5(1+ E)M—“"
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	[7.5.16b]

	<<lange>> Verbindungselemente: [image: image505.png]Mins
ez 1501+ m)W




	[7.5.16c]


wobei Ml,Rd und Vl,Rd die Momententragfähigkeit bzw. der Schubtragwiderstand des Verbindungselements darstellen und α das Verhältnis zwischen dem kleineren und dem größeren Wert für die Biegebeanspruchung ist, die an den beiden Enden des Verbindungselements erwartet wird.
Tragfähigkeitsnachweise (TRAG)
Bei den I-Querschnitten werden die Momententragfähigkeit Ml,Rd und der Schubtragwiderstand Vl,Rd des Verbindungselements, wenn keine Normalkraftbeanspruchung vorhanden ist, über folgende Formeln bestimmt: 
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[7.5.17]
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[7.5.18]
wobei b und tf die Breite und die Stärke des Flanschs sind, h die Querschnitthöhe und tw die Stärke des Profilstegs ist, aus dem der Querschnitt besteht.
Wenn die folgende Beziehung erfüllt ist: NEd/Npl,Rd < 0,15 müssen Schub- und Biegetragfähigkeit an beiden Enden der Verbindung größer sein als die entsprechende Beanspruchung:
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wobei NEd, VEd und MEd die Werte für die Beanspruchungen bei Normalkraft, Schub und Biegung sind, die an den Enden des Verbindungselements einwirken und Npl,Rd die Tragfähigkeit bei Normalkraftbeanspruchung des Querschnitts des Verbindungselements ist.
Wenn der Bemessungswert der Normalkraftbeanspruchung NEd, die auf das Verbindungselement einwirkt, größer als 15 % des entsprechenden plastischen Normalkraftwiderstands des Querschnitts des Elements Npl,Rd ist, wird diese Beanspruchung angemessen berücksichtigt, indem der Schubtragwiderstand Vl,Rd und die plastische Momententragfähigkeit Ml,Rd des Verbindungselements durch Anwendung der folgenden Formeln entsprechend berücksichtigt wird:
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[7.5.22]
Wenn NEd/Npl,Rd ≥ 0,15, muss auch gelten:
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wenn R < 0,3
[7.5.23]
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wenn R ≥ 0,3
[7.5.24]
wobei R = NEd tw (d -2tf) / (VEd A), wobei A die Bruttofläche der Verbindung ist.
Die Tragfähigkeit von Baugliedern, die keine Verbindungselemente enthalten – wie zum Beispiel Stützen und Diagonalelemente, wenn horizontale Verbindungselemente verwendet werden, und Träger, wenn vertikale Verbindungselemente verwendet werden – muss so bemessen sein, dass sie der ungünstigsten Kombination aus Normalkraftbeanspruchung und Biegebeanspruchung standhält:
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[7.5.25]
wobei gilt:
NRd (MEd,VEd) ist der Bemessungsnormalkrafttragwiderstand der Stütze bzw. des Diagonalelements, der unter Berücksichtigung der Interaktion mit der Biege- und Schubbeanspruchung MEd und VEd in der seismischen Kombination bewertet wird;
NEd,G ist die Normalkraftbeanspruchung der Stütze bzw. des Diagonalelements, die nicht-seismischen Einwirkungen in der seismischen Bemessungskombination geschuldet ist;
NEd,E ist die Normalkraftbeanspruchung der Stütze bzw. des Diagonalelements aufgrund der seismischen Bemessungseinwirkung;
γov ist der Material-Überfestigkeitsbeiwert aus Absatz 7.5.1;
( entspricht dem kleinsten Wert der Beiwerte (i = 1,5 Vl,Rd,i /VEd,i für kurze Verbindungselemente, in denen sich dissipative Zonen bilden, und (i = 1,5 Ml,Rd,i/MEd,i für alle langen Verbindungselemente und Zwischenverbindungselemente, in denen sich dissipative Zonen bilden, wobei VEd,i und MEd,i die Werte für die Schub- und Biegebeanspruchung des i-ten Verbindungselements für die seismische Bemessungskombination sind, Vl,Rd,i und Ml,Rd,i sind der Schubtragwiderstand und die plastische Momententragfähigkeit des i-ten Verbindungselements.
Die Verbindungen der Verbindungselemente müssen einen ausreichenden Tragwiderstand aufweisen, um folgender Beanspruchung standhalten zu können:
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wobei gilt:
Ed,G ist die Beanspruchung, die aufgrund der nicht-seismischen Einwirkungen in der seismischen Bemessungskombination auf die Verbindung einwirkt;
Ed,E ist die Beanspruchung, die aufgrund der seismischen Bemessungseinwirkung auf die Verbindung einwirkt;
γov ist der Überfestigkeitsbeiwert;
Ωi i ist der Beiwert in Bezug auf das betrachtete Verbindungselement und wird nach den Angaben im vorliegenden Absatz berechnet.
Um ein homogenes, dissipatives Verhalten der Verbindungselemente im Tragwerk zu gewährleisten, dürfen die Beiwerte Ωi, die nach den vorstehenden Angaben im vorliegenden Absatz für alle Verbindungselemente berechnet wurden, zwischen Maximum und Minimum nicht um mehr als 25 % abweichen. 
Duktilitätsnachweise (DUK)
Falls keine spezifischen Duktilitätsnachweise aus Absatz 7.5.3.2 geführt werden, gilt Folgendes:
· die langen Verbindungselemente und die Zwischenverbindungselemente müssen der ersten oder der zweiten Klasse aus Absatz 4.2.3.1 gemäß Tabelle 7.5.I angehören; 
· in den Zwischenverbindungselementen und in den kurzen Verbindungselementen müssen lokale Instabilitätserscheinungen bis zur vollständigen Plastifizierung des Querschnitts verhindert werden; 
· die Vorschriften zu den konstruktiven Details aus dem vorliegendem Absatz müssen erfüllt werden; 
· die Beanspruchung der starren Drehung θp zwischen dem Verbindungselement und dem angrenzenden Element darf folgende Werte nicht überschreiten: 

kurze Elemente:
θp ≤ 0,08 rad
[7.5.26a]

lange Elemente:
θp ≤ 0,02 rad
[7.5.26a]
Bei den „Zwischenverbindungselementen“ wird zwischen diesen Werten linear interpoliert. 
Konstruktive Details
Das Verhalten der langen Verbindungselemente ist überwiegend durch Plasifizierung durch Biegung gekennzeichnet. Die typischen Versagensmodalitäten solcher Verbindungselemente werden durch die lokale Instabilität des Druckgurts und der Biegedrillknickgefahr dargestellt. Um solche Phänomene zu verhindern, müssen in einem maximalen Abstand von 1,5 b Versteifungen angebracht werden, wobei b die Breite des Profilflanschs des Verbindungselements ist, von dem Ende des Verbindungselements selbst.
In allen Fällen müssen die Versteifungen des Stegs an beiden Seiten bei den Enden der Diagonalen angebracht werden. Bei „kurzen“ Verbindungselementen und mäßig hohen Trägern (geringer als 600 mm) ist es ausreichend, wenn die Versteifungen nur auf einer Seite des Stegs angebracht werden und von diesem mindestens 3/4 seiner Höhe einnehmen. Solche Versteifungen müssen eine Mindeststärke von tw haben und in keinem Fall darf die Stärke weniger als 10 mm betragen. Für die Breite gilt (b/2)-tw, wobei die tw die Stärke des Stegs des Profils ist, aus dem das Verbindungselement besteht.
Bei den langen Verbindungselementen und bei den Zwischenverbindungselementen haben die Versteifungen den Zweck, die lokale Instabilität zu verzögern, und müssen daher die gesamte Höhe des Stegs einnehmen. 
Die Schweißungen, die das allgemeine Versteifungselement mit dem Steg verbinden, müssen so ausgebildet sein, dass sie eine Beanspruchung Ast fy aushalten, wobei Ast die Fläche des Versteifungselements ist; die Schweißungen, die das Element mit den Gurten verbinden, müssen so ausgebildet sein, dass sie eine Belastung Ast fy/4 aushalten. 
7.6.
VERBUNDBAUWERKE AUS STAHL UND BETON 
Verbundbauwerke mit erdbebenfestem Tragwerk aus Stahl und Beton müssen unter der Annahme eines der folgenden Tragwerksverhalten bemessen werden: 
a) 
nicht-dissipatives Tragwerksverhalten. 
b) 
dissipatives Tragwerksverhalten mit dissipativen Zonen in Bauteilen und Baugliedern, deren Zusammensetzung aus Stahl und Beton besteht; 
c) 
dissipatives Tragwerksverhalten mit dissipativen Zonen in Bauteilen und Baugliedern aus Stahl. 
Bei Tragwerken mit nicht dissipativem Verhalten muss die Tragfähigkeit der Bauglieder und der Verbindungen gemäß den Regeln bewertet werden, die in Absatz 4.3 der vorliegenden Vorschriften angeführt sind, wobei keine weiteren ergänzenden Anforderungen erfüllt werden müssen.
Bei einem dissipativen Tragwerksverhalten muss die Tragfähigkeit der Bauglieder und der Verbindungen gemäß den Vorschriften aus dem Absatz 4.3 bewertet werden, die durch die Bemessungsregeln und die Details aus den Absätzen 7.6.4 bis 7.6.8 zu ergänzen sind. Die Tragwerke müssen so bemessen werden, dass sich die dissipativen Zonen hauptsächlich an jenen Stellen des Tragwerks ausbilden, an denen etwaige Plastifizierungen, lokale Instabilitäten oder andere durch das Hystereseverhalten bedingte Phänomene die globale Stabilität des Tragwerks nicht beeinträchtigen. 
Die Annahme des Tragwerksverhaltens des Typs c unterliegt der Verwendung spezifischer Maßnahmen, die verhindern können, dass Bauteile aus Beton zur Tragfähigkeit der dissipativen Zonen beitragen. 
Deshalb dürfen die dissipativen Zonen während des seismischen Ereignisses ausschließlich in den tragenden Stahlbauteilen ausgebildet werden; folglich muss die Unversehrtheit der druckbeanspruchten Bauteile aus Beton gewährleistet werden.
Die nicht dissipativen Teile des Tragwerks und die Verbindungen zwischen den dissipativen Teilen und dem restlichen Tragwerk müssen eine ausreichende Überfestigkeit aufweisen, damit sich die zyklische Plastifizierung der dissipativen Teile ausbilden kann. 
7.6.1.
EIGENSCHAFTEN DER MATERIALIEN 
7.6.1.1
Beton 
Die Verwendung von Betonen mit einer Festigkeitsklasse unter C20 / 25 oder LC20 / 22 ist nicht zulässig. 
Bei der Planung ist im Anwendungsbereich der vorliegenden Vorschriften die Verwendung von Beton einer höheren Festigkeitsklasse als C40/50 oder LC40/44 nicht erlaubt. 
7.6.1.2
Stahl für Stahlbeton 
Für Stahlbeton muss gemäß Absatz 11.3.2.1 der vorliegenden Vorschriften Stahl vom Typ B450C verwendet werden; die Verwendung von Stahl B450A ist nur in den in Absatz 7.4.2.2. vorgesehenen Fällen erlaubt. 
7.6.1.3
Baustahl 
Der Baustahl muss den Qualitäten gemäß Absatz 7.5 und Absatz 11.3.4 der vorliegenden Vorschriften entsprechen. 
7.6.2.
TRAGWERKSARTEN UND VERHALTENSBEIWERTE 
7.6.2.1
Tragwerksarten 
Die Verbundbauten aus Stahl und Beton können unter Bezugnahme auf die folgenden Tragwerksarten errichtet werden, deren Funktionsweise im Absatz 7.5.2 erläutert wird:
a)
Rahmentragwerke;
b)
Tragwerke mit konzentrischen Verstrebungen aus Baustahl;
c)
Tragwerke mit exzentrischen Verstrebungen, bei denen die Verbindungselemente, durch deren Plastifizierung die Dissipation erfolgt, aus reinem Baustahl hergestellt werden müssen; 
d) Tragwerke mit Konsolen- oder invertiertem Pendelsystem; 
e) Rahmentragwerke mit Verstrebungen.
Für Wand- oder Kerntragwerke aus Stahlbeton, bei denen die Tragfähigkeit gegenüber der seismischen Einwirkung den tragenden Bauteilen aus Stahlbeton obliegt, wird auf Absatz 7.4 verwiesen. Die Wände können mit Stahlträgern oder Verbundträgern gekoppelt werden. 
7.6.2.2
Verhaltensbeiwerte 
Es gelten die Vorschriften aus Absatz 7.5.2 und in Bezug auf den Maximalwert des Basiswertes q0 des Verhaltensbeiwerts gilt Tabelle 7.3.II, vorausgesetzt es werden die Vorschriften und Regeln eingehalten, die im vorliegenden Kapitel angeführt sind. 
7.6.3.
STEIFIGKEIT DES VERBUNDQUERSCHNITTS 
Die elastische Steifigkeit des Querschnitts, bei dem der Beton durch Druckkräfte beansprucht wird, wird unter Verwendung eines Homogenisierungsbeiwerts n = Ea/Ecm = 7 bewertet, wobei Ecm das Sekantenelastizitätsmodul des Betons ist. Außerdem muss die Berechnung des Trägheitsmoments I1 des nicht gerissenen Betons der Verbundträger mit druckbeanspruchtem Beton bewertet werden, indem in die Berechnung der Anteil der Betonplatte aufgenommen wird, der in wirksamer Breite enthalten ist und nach den Angaben in Absatz 7.6.5.1 bestimmt wird. 
In den Fällen, in denen der Beton Zugkräften ausgesetzt ist, hängt die Steifigkeit des Verbundquerschnitts vom Trägheitsmoment des gerissenen Querschnitts I2 ab, für dessen Berechnung angenommen wird, dass der Beton gerissen ist und nur die Metallelemente des Querschnitts aktiv sind, des Weiteren hängt die Steifigkeit vom Tragwerkprofil und der in der wirksamen Breite angebrachten Bewehrung ab. 
7.6.4.
BEMESSUNGSKRITERIEN UND KONSTRUKTIVE DETAILS ZU DISSIPATIVEN TRAGWERKEN 
7.6.4.1
Bemessungskriterien für dissipative Tragwerke 
Die folgenden Bemessungsregeln gelten für alle aus Stahl und Beton bestehende Verbundbauteile von erdbebensicheren Tragwerken, die mit einem dissipativen Tragverhalten ausgebildet sind. Diese Bauteile müssen im Hinblick auf Festigkeit und Duktilität einen angemessenen Tragwiderstand aufweisen. Die Duktilität wird erhalten, indem die Bemessungskriterien und die konstruktiven Details eingehalten werden.
Bei Verhalten des Typs b) aus Absatz 7.6 muss der Tragwiderstand für die Stahlbauteile nach den Angaben in Absatz 7.5 bewertet werden. 
In den Bestimmungen im vorliegenden Kapitel sind die dissipativen Zonen in den Baugliedern angeordnet; daher müssen die Verbindungen und alle nicht-dissipativen Bauteile des Tragwerks mit angemessenem Tragwiderstand ausgestattet werden. 
7.6.4.2
Tragfähigkeitsnachweise (TRAG) 
Die seismische Planung der Verbundtragwerke aus Stahl und Beton beruht auf der Bewertung der Untergrenze (Epl,Rd) und der Obergrenze (EU.Rd) des plastischen Tragwiderstands. 
Die Untergrenze des plastischen Tragwiderstands der dissipativen Zonen Epl,Rd muss mit der Beanspruchung verglichen werden, die sich aus der Kombination der seismischen Einwirkungen ESd ergibt, weshalb ESd < Epl.Rd sein muss. 
Die Obergrenze des plastischen Tragwiderstands der dissipativen Zonen (EU,Rd) muss für die Tragwiderstandsnachweise der anderen tragenden Bauteile verwendet werden, die für die Ausbildung der vorgewählten Versagensmechanismen erforderlich sind. Dieser Wert muss analog zu den Vorgaben für die Tragwerke aus Stahl angesetzt werden mit EU,Rd = 1,1 γov Epl,Rd, wobei γov in Absatz 7.5.1 definiert ist.
Insbesondere für die Bemessung der Verbindungen, die an die dissipativen Zonen angrenzen, muss gelten: 
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wobei gilt: 
Rj,d
ist der Tragwiderstand der Verbindung; 
RU,Rd
ist die Obergrenze des Tragwiderstands des verbundenen Bauglieds und wird nach den Angaben im vorliegenden Absatz bewertet.
Bei den Träger-Stütze-Knoten, die an die dissipativen Rahmenzonen mit Stützen angrenzen, die zur Gänze oder teilweise durch ummantelte Betonprofile gekennzeichnet sind, kann der Schubtragwiderstand der Stegplatte der Stütze als die Summe der Beiträge des Betons und der Stahlplatte berechnet werden. Insbesondere, wenn sich die Höhe des Trägerquerschnitts von der Höhe des Pfeilers um nicht mehr als 40 % unterscheidet, wird der Schubtragwiderstand durch Addition der beiden vom Stahl bzw. vom Beton gelieferten Tragwiderstandsbeiträge ermittelt: 
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wobei Vwp,s,Rd der Schubtragwiderstand der Stegplatte aus Stahl ist, der nach den Verfahren berechnet wird, die in Absatz 4.2 angegeben sind, Vwp,c,Rd ist der Schubtragwiderstand des Betons, der anhand geeigneter für Betontragwerke typischer Zug- und Druckstrebenmodelle bestimmt werden muss. Die Schubbeanspruchung Vwp,Sd, mit der der Schubtragwiderstand Vwp,Rd verglichen werden muss, ist unter der Annahme zu berechnen, dass die plastische Momententragfähigkeit in den Querschnitten der Träger, die in den Träger-Stütze-Knoten einmünden, nach dem Schema und den Verfahrensweisen erreicht werden, die in der Planungsphase vorgesehen sind. 
7.6.4.3
Duktilitätsnachweise (Duk) 
In jeder dissipativen Zone oder jedem dissipativen Bauteil muss ein Tragwiderstand gewährleistet werden, der im Hinblick auf die Duktilität größer ist als die entsprechende Beanspruchung. Der Nachweis muss geführt werden, indem an den duktilen Mechanismen, die für die verschiedenen Tragwerksarten vorgesehen sind, geeignete Verformungsmaßnahmen verwendet werden.
Für die in Absatz 7.5.2.1 angegebenen Tragwerksarten können die folgenden Maßnahmen für lokale Verformung q verwendet werden:
· biegebeanspruchte oder druckbiegebeanspruchte Bauteile von Rahmentragwerken: Seildrehung;
· vorgespannte und druckbeanspruchte Bauteile von Verstrebungstragwerken: Gesamtverlängerung der Diagonalen;
· schub- und biegebeanspruchte Bauteile von Tragwerken mit exzentrischen Verstrebungen (Verbindungselemente): starre Rotation zwischen Verbindungselement und angrenzendem Element.
Die lokale Duktilität ist wie folgt definiert: quqy .
Die Beanspruchung im Hinblick auf die lokale Duktilität wird durch das Verhältnis zwischen dem Verformungswert qu (gemessen durch nicht-lineare Analyse) und dem Verformungswert qy an der elastischen Grenze bestimmt. Bei linearen Tragwerksanalysen mit dem Verhaltensbeiwert kann die Verformungsbeanspruchung aus dem Bereich der letzten Verschiebungen abgeleitet werden, die nach den Ausführungen in Absatz 7.3.3.3 erhalten werden.
Der Tragwiderstand im Hinblick auf die lokale Duktilität wird durch das Verhältnis zwischen dem Ausmaß der Verformung bei Versagen qu das bei einer um 15 % reduzierten maximalen Tragfähigkeit des Bauteils bewertet wird, und der Verformung qy angegeben, die dem Erreichen der ersten Plastifizierung entspricht. Wenn der Tragwiderstand im Hinblick auf die Duktilität nicht durch direkte Versuche bestimmt wird, muss er mit Berechnungsverfahren bewertet werden, die das Verhalten im nichtlinearen Bereich (einschließlich der Gleichgewichtsinstabilitätserscheinungen) angemessen beschreiben, und die auch die Degradationserscheinungen in Verbindung mit dem zyklischen Verhalten berücksichtigen. 
Der Duktilitätsnachweis gilt in jedem Fall als erbracht, wenn Folgendes eingehalten wird: die Vorschriften und die konstruktiven Details für die dissipativen Zonen, die nachstehend und im vorliegenden Absatz angeführt werden, die Vorschriften und die konstruktiven Details, die in den nachstehenden Absätzen für die einzelnen Tragwerksarten und tragenden Bauteile angeführt werden, und wenn für die Querschnitte der primären Stützen der Rahmentragwerke, in denen die Ausbildung der dissipativen Zonen vorgesehen ist, die folgende Beziehung erfüllt wird:
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wobei NEd der Wert der Normalkraft ist und Npl,Rd ist der Wert des Tragwiderstands unter Einwirkung der Normalkraft, der nach den Kriterien aus Absatz 4.2.4.1.2 bestimmt wurde. 
In den dissipativen Zonen muss das Verhältnis zwischen der Breite und der Stärke der Stegplatten und der Flügel folgende Grenzen einhalten:
–
für die dissipativen Zonen aus reinem Stahl (ohne Betonummantelung) gelten die Angaben aus dem vorherigen Absatz 7.5.6. 
–
für die dissipativen betonummantelten Zonen müssen die Werte für das Verhältnis Breite-Stärke für die Seiten der verwendeten Metallprofile die Grenzen gemäß Tabelle 7.6.I einhalten.
Tabelle 7.6.I -Schlankheitsgrenzwerte für Metallprofile
	Grundwert q0 des Verhaltensbeiwerts
	1,5 ÷ 2 ≤ q0 ≤ 4
	q0 > 4

	H- oder I-Querschnitt teilweise oder zur Gänze betonummantelt: Grenzen für den Überstand der Flügel c/tf
	14 ε
	9 ε

	betongefüllter Querschnitt mit Rechtecknut: h / t Grenze
	38 ε
	24 ε

	betongefüllter Querschnitt mit Kreisnut: d / t Grenze
	85 ε²
	80 ε²


wobei gilt:
ε = (235/fyk )0,5
c/tf ist das Verhältnis zwischen der Breite und Stärke des vorspringenden Teils des in der Abb. 7.6.1 definierten Flügels. 
d/t und h/t sind die Verhältnisse zwischen der maximalen Außengröße und der Stärke. 
7.6.4.4
Konstruktive Details
Die Plastifizierung der Bewehrungsstäbe der Betonplatte der Verbundträger ist nur dann zulässig, wenn die Stäbe die Vorschriften aus Absatz 7.6.5.2 bezüglich der Tiefe der dimensionslosen neutralen Bruchachse (Tabelle 7.6.II) erfüllen. 
In den Kreuzungsbereichen zwischen Träger und Stütze werden in der Betonplatte entsprechende Bewehrungen aus Metall angebracht, damit lokale Diffusionswirkungen der Spannungen kontrolliert werden können. Die Planung dieser Längsbewehrungen muss anhand von Modellen durchgeführt werden, die das Gleichgewicht erfüllen.
7.6.5
SPEZIFISCHE VORSCHRIFTEN FÜR DIE BAUGLIEDER 
Bei der Bemessung der Verbundstützen kann die Tragfähigkeit des reinen Stahlquerschnitts oder die Tragfähigkeit für die Kombination des Stahl- und des Betonquerschnitts berücksichtigt werden. Die Größe der vollständig betonummantelten Stützen – bei rechtwinkligen Querschnitten die Basis oder Höhe und bei runden Querschnitten der Durchmesser – muss mindestens 250 mm betragen. 
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Abb. 7.6.1 - Größenverhältnisse
Die Stützen müssen nicht für die Dissipation von Energie bemessen werden, ausgenommen die Bereiche am Fuß des Tragwerks bei bestimmten Tragwerksarten. Zur Kompensierung der Unsicherheiten in Zusammenhang mit der tatsächlichen Antwort des Tragwerkkörpers auf die seismischen Einwirkungen muss eine Querbewehrung für die Umschnürung der Zonen vorbereitet werden, in denen unvorhergesehene Plastifizierungserscheinungen auftreten könnten. 
Wenn es erforderlich ist, den plastischen Tragwiderstand einer Verbundstütze vollständig auszunutzen, um die Bemessung im Hinblick auf den Tragwiderstand zu erfüllen oder die Tragfähigkeitsnachweise zu führen, muss das vollständige Wechselspiel zwischen Stahlkomponente und Betonkomponente gewährleistet sein. 
In allen Fällen, in denen die Übertragung der Tangentialkräfte wegen Haftung und Reibung ungenügend ist, ist die Verwendung von Schubverbindern für die Übertragung mittels mechanischem Wechselspiel und die Wiederherstellung der kombinierten Einwirkung, berechnet gemäß Absatz 4.3, erforderlich. 
7.6.5.1
Träger mit mitwirkender Platte
Tragfähigkeitsnachweise (TRAG)
Bei den Trägern mit mitwirkender Platte darf der in Absatz 4.6.5.2.1 definierte Verbindungsgrad N/Nf nicht unter 0,8 liegen und darf der Gesamtschubtragwiderstand der Schubverbinder in dem Bereich, in dem der Plattenbeton gespannt ist, nicht kleiner sein als der plastische Tragwiderstand der Längsbewehrungen. 
Der Tragwiderstand der Dübelverbinder wird durch Anwendung eines Reduktionsfaktors von 0,75 ermittelt. Dazu muss der in Absatz 4.3.4.3.1 angegebene Tragwiderstand zugrunde gelegt werden.
Die geometrischen Eigenschaften des Verbundquerschnitts werden unter Berücksichtigung einer entsprechenden mitwirkenden Breite der Platte und der entsprechenden Längsbewehrungen bestimmt. 
Die mitwirkende Breite beff wird über die in Absatz 4.3.2.3 angegebenen Modalitäten bestimmt und ergibt sich als Summe der beiden Anteile be1 und be2 an den beiden Seiten der Achse des Trägers und der Breite bc, die direkt von den Verbindern in Anspruch genommen wird. 

beff = be1 + be2 + bc
[7.6.4]
Jeder Anteil be1, be2 wird auf Basis der in den Tabellen 7.6.III und 7.6.IV enthaltenen Angaben berechnet und darf die Hälfte des Achsenabstands zwischen den Trägern bzw. den Gesamtabstand der freien Kante der Platte zur Achse des angrenzenden Trägers nicht überschreiten. 
In den Tabellen 7.6.III und 7.6.IV werden unter Bezugnahme auf die unterschiedliche Anordnung der Bauglieder im Bereich des Rahmens die Werte der wirksamen Teilbreite bei angeführt, die bei der elastischen Analyse des Tragwerks (Trägheitsmoment/Biegesteifigkeit) und bei der Berechnung der plastischen Momente verwendet werden müssen. 
Die verwendeten Begriffe werden in Abb. 7.6.2 bestimmt. In Tabelle 7.6.IV wird mit bmagg die Breite etwaiger zusätzlicher Platten ermittelt, die an die Gurte der Stützen geschweißt sind, um den Tragwiderstand des Betons in der Nähe des Knotenbereichs zu erhöhen; sollten diese nicht eingebaut werden, geht dieser Parameter mit der Breite der Stütze bc einher.
Duktilitätsnachweise (DUK)
Falls keine spezifischen Duktilitätsnachweise aus Absatz 7.5.3.2 geführt werden, muss in den dissipativen Zonen, die einem positiven Moment ausgesetzt sind, das Verhältnis x/d überprüft werden, das gegeben wird durch:

x/d < εcu / (εcu + εa )
[7.6.5]
wobei gilt:
x
ist die Tiefe der neutralen Bruchachse ;
d
ist die Gesamthöhe des Verbundquerschnitts;
εcu
ist die Bruchverformung des Betons, bewertet unter Berücksichtigung der Auswirkungen der zyklischen Degradation des Materials;
εa
ist die Gesamtverformung an der gespannten Kante des Metallprofils. 
Das oben genannte Duktilitätserfordernis gilt als erfüllt, wenn das Verhältnis x/d die in der Tabelle 7.6.II genannten Grenzen erfüllt.
Tabelle 7.6.II -Grenzwerte für das Verhältnis x/d für Verbundträger bei unterschiedlichem Beiwert q0
	fy (N/mm²)
	1,5 < q0 ≤ 4
(x/d)Grenzwert
	q0 > 4
(x/d)Grenzwert

	235
	0,36
	0,27

	275
	0,32
	0,24

	355
	0,27
	0,20


7.6.5.2
Teilweise betonummantelte Verbundbauglieder 
Detailkriterien
Die Anwendung spezifischer Querbewehrungsdetails, wie jene aus Abb. 7.6.1 kann das Einnisten von Phänomenen lokaler Instabilität in den dissipativen Zonen verzögern. Insbesondere die in der Tabelle 7.6.I angegebenen Grenzen für die Gurte können erhöht werden, wenn diese Stäbe durch einen Längsachsenabstand slgekennzeichnet sind, der kleiner ist als die Nettolänge c des Gurts: sl/c <1,0: 
– für sl/c ≤ 0,5 können die Grenzwerte in der Tabelle 7.6.I mit einem Beiwert von 1,50 multipliziert werden; 
– für 0,5 < sl/c <1,0 kann linear zwischen den Beiwerten 1,50 und 1,00 interpoliert werden. 
Außerdem muss eine Netto-Betonüberdeckung von mindestens 20 mm und nicht höher als 40 mm gewährleistet sein. 
Die Mindestwerte des Achsenabstandes der Bügel ergeben sich aus den Einschränkungen gemäß Absatz 7.6.5.3 
Tabelle 7.6.III - Bestimmung der wirksamen Teilbreite für die Berechnung der Biegesteifigkeit
	
	Querbauglied
	Wirksame Teilbreite bei

	Knoten/Stütze innen
	Vorhanden oder nicht vorhanden
	Für M-: 0,05 L 
Für M+: 0,0375 L

	Knoten/Stütze außen
	Vorhanden
	

	Knoten/Stütze außen
	Nicht vorhanden/Bewehrung nicht verankert
	Für M-: 0 
Für M+: 0,025 L


Tabelle 7.6.IV - Bestimmung der wirksamen Teilbreite für die Berechnung des plastischen Moments
	Zeichen des Biegemoments
	Position
	Querbauglied
	Wirksame Teilbreite bei

	Negativ, M-
	Innenstütze
	Seismische Kreuzbewehrung
	0,10 L

	Negativ, M-
	Außenstütze
	Bewehrungen, die an den Fassadenträgern oder am Sockel verankert sind
	0,10 L

	Negativ, M-
	Außenstütze
	Bewehrungen, die nicht an den Fassadenträgern oder am Sockel verankert sind
	0

	Positiv, M+
	Innenstütze
	Seismische Kreuzbewehrung
	0,075 L

	Positiv, M+
	Außenstütze
	Querträger aus Stahl, ausgestattet mit Verbindern; Platte so angeordnet, dass sie die Außenkante der auf der starken Achse angebrachten Stütze erreicht oder darüber hinausgeht
	0,075 L

	Positiv, M+
	Außenstütze
	Querträger nicht vorhanden oder ohne Verbinder; Platte so angeordnet, dass sie die Außenkante der auf der starken Achse angebrachten Stütze erreicht oder darüber hinausgeht
	bmagg/2+0,7 hc/2

	Positiv, M+
	Außenstütze
	Andere Anordnungen
	bmagg/2 ≤ 0,05 L



A= Außenstütze
B= Innenstütze
C = Längsträger
D = Querträger
E = Auskragung aus Beton
Abb. 7.6.2 - Bestimmung der Bauteile in einem Rahmentragwerk
7.6.5.3
Vollständig betonummantelte Verbundstützen 
Detailkriterien
Die Mindestgröße, Basis oder Höhe für die rechtwinkligen Querschnitte oder Durchmesser für die runden Querschnitte der vollständig betonummantelten Stützen muss mindestens 250 mm betragen. 
Bei den Rahmentragwerken sind die dissipativen Zonen der Stützen die beiden Enden der Abschnitte der lichten Länge der Stützen und in den Systemen mit exzentrischen Verstrebungen die Teile der Stützen, die an die Verbindungselemente angrenzen. Zur Bestimmung ihrer Länge verweisen wir auf Absatz 7.4.6.1.2. 
Wenn eine Querbewehrung in den dissipativen Zonen gemäß einem Achsenabstand s kleiner als die Breite c des Profilgurts angebracht ist, können die Angaben aus Absatz 7.6.5.2 befolgt werden, mit denen die Grenzwerte der Schlankheit der Metallprofilgurte geändert werden können.
In den dissipativen Zonen muss eine Querbewehrung angebracht werden, die in der Lage ist, eine effiziente Umschnürungswirkung auf den Beton zu erzeugen; der Achsenabstand darf dabei den kleinsten der folgenden Werte nicht überschreiten: die Hälfte der kleinsten Größe des in den Bügeln enthaltenen Betonkerns, 175 mm oder der 8-fache Mindestdurchmesser der entlang der Stütze angebrachten Längsbewehrung. Dieser Achsenabstand in den Pfeilern der untersten Ebene muss als der kleinste der folgenden Werte angenommen werden: die Hälfte der kleinsten Größe des in den Bügeln enthaltenen Betonkerns, 150 mm oder der 6-fache Mindestdurchmesser der entlang der Stütze angebrachten Längsbewehrung.
Der Mindestdurchmesser der Querbewehrungen darf nicht kleiner sein als 6 mm und muss jedenfalls dem größeren der folgenden Werte entsprechen: 6 mm und das 0,35-Fache des maximalen Durchmessers der Längsbewehrungen, multipliziert mit (fydf/fydw)0,5 wobei fydf und fydw jeweils die Bemessungsspannungen des Gurts und der Bewehrung sind. 
7.6.5.4
Betonummantelte Verbundstützen
Tragfähigkeitsnachweise (TRAG)
Der Schubtragwiderstand in den dissipativen Zonen kann unter Bezugnahme auf den reinen Stahlquerschnitt oder aufgrund des Querschnitts aus Stahlbeton bewertet werden. In letzterem Fall kann die Stahlummantelung als Schubbewehrung verwendet werden. 
7.6.6.
SPEZIFISCHE VORSCHRIFTEN FÜR RAHMENTRAGWERKE 
7.6.6.1 
Tragwerksanalyse 
Bei den Verbundtragwerken kann ein entlang des gesamten Trägers gleichbleibend konstantes Trägheitsmoment Ieq angenommen werden. Dieses ergibt sich aus der Gleichung: 
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Die Biegesteifigkeit der Verbundstützen kann wie folgt angenommen werden:


[image: image521.wmf](

)

(

)

acmc

C

EI0,9EIrEIEI

s

×=××+××+×


[7.6.7]
wobei E und Ecm die Elastizitätsmodule des Stahls und des Betons sind und Ia, Ic und Is die Trägheitsmomente des Stahlquerschnitts, des Betons und der Bewehrungen darstellen. Der Reduktionsbeiwert r hängt von der Art des Querschnitts ab, kann aber in Ermangelung genauerer Bestimmungen mit 0,5 angenommen werden. 
7.6.6.2
Träger und Stützen 
Die Verbundfachwerke können nicht als dissipative Bauteile verwendet werden. 
Tragfähigkeitsnachweise (TRAG)
Für die Träger gelten die Nachweisformeln gemäß Absatz 7.5.4.1, für den Nachweis der Stützen gelten dagegen die Vorschriften aus Absatz 7.5.4.2 des vorliegenden Regelwerks. 
Die Träger müssen auf Biege- und Biegetorsionsinstabilität, gemäß Absatz 4.3.4 geprüft werden, wobei davon ausgegangen wird, dass die plastische Momententragfähigkeit bei gespannter Betonplatte an einem Ende des Elements ausgegangen wird. 
Um zu gewährleisten, dass sich der globale dissipative Mechanismus ausbilden kann, muss außerdem sichergestellt werden, dass für jeden Träger-Stütze-Knoten des Rahmens folgende Formel gilt:
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wobei γRd in Tabelle 7.2.I angegeben ist, MC,pl,Rd die berechnete plastische Momententragfähigkeit der Stütze ist, die für die Beanspruchung in den seismischen Kombinationen der Einwirkungen bei Normalkraft bewertet wird, und Mb,pl,Rd die plastische Momententragfähigkeit der Träger ist, die in den Träger-Stütze-Knoten einmünden.
7.6.6.3 
Träger-Stütze-Verbindungen 
Die Träger-Stütze-Verbindungen müssen gemäß den Angaben aus Absatz 7.5.4.3 bemessen werden. 
7.6.6.4
Stütze-Fundament-Verbindungen 
Die Stütze-Fundament-Verbindungen müssen gemäß den Angaben aus Absatz 7.5.4.5 bemessen werden. 
7.6.6.5
Bedingung dafür, dass der Verbundcharakter der Träger mit Platte vernachlässigt werden kann
Der plastische Tragwiderstand eines Verbundquerschnitts eines Trägers mit Platte (Ober- bzw. Untergrenze des plastischen Tragwiderstands der dissipativen Zonen) kann unter Berücksichtigung des reinen Beitrags des Stahlquerschnitts berechnet werden (Bemessung gemäß dem Grundsatz b) aus Absatz 7.6), wenn die Platte an der Stütze, mit der der Träger verbunden ist, für einen kreisförmigen Bereich mit einem Durchmesser von 2 beff nicht mit dem Stahlrahmen verbunden ist, wobei beff die größere der wirksamen Breiten der Träger ist, die mit dieser Stütze verbunden sind.
Zu diesem Zweck darf zwischen der Platte und einer vertikalen Seite eines Stahlbauteils (beispielsweise Stützen, Schubverbinder, Verbindungsplatten, wellenförmiger Flansch, mit Nieten mit dem Flansch des Stahlquerschnitts verbundenes Stahlblech) kein Kontakt bestehen.
Es wird empfohlen, in den teilweise betonummantelten Trägern den Beitrag des Betons zwischen den Flanschen des Stahlquerschnitts zu berücksichtigen.
7.6.7.
SPEZIFISCHE VORSCHRIFTEN FÜR TRAGWERKE MIT KONZENTRISCHEN VERSTREBUNGEN 
Die Verbundrahmen mit konzentrischen Verstrebungen müssen nach den Bemessungs- und Detailvorschriften aus Absatz 7.5.5 bemessen werden. 
7.6.8.
SPEZIFISCHE VORSCHRIFTEN FÜR TRAGWERKE MIT EXZENTRISCHEN VERSTREBUNGEN 
Verbundrahmen mit exzentrischen Verstrebungen müssen so bemessen werden, dass die Energiedissipation in den Verbindungselementen angesiedelt ist. 
Dazu sind die Vorschriften aus Absatz 7.5.6 zu befolgen. 
7.7.
HOLZBAUWERKE 
Bei Holzbauwerken werden folgende Begriffe unterschieden: 
–
statische Duktilität: darunter wird das Verhältnis zwischen der äußersten Verschiebung und der Verschiebung an der Grenze des elastischen Verhaltens verstanden; diese Verschiebungen werden mit quasi-statischen Prüfungen in Übereinstimmung mit den zugehörigen Vorschriften über Prüfverfahren für Holztragwerke bewertet; 
–
halbsteife Knoten: Verbindungen mit erheblicher Verformbarkeit, sodass diese bei den Tragwerksanalysen berücksichtigt und gemäß den diesbezüglichen Bemessungsvorschriften bewertet werden muss; 
–
steife Knoten: Verbindungen mit vernachlässigbarer Verformbarkeit in Hinsicht auf das Tragwerksverhalten; die Verformbarkeit ist gemäß den diesbezüglichen Bemessungsvorschriften zu bewerten; 
–
Verbindungen mit Verbindungsmittel mit zylindrischem Schaft: Verbindungen mit mechanischen Verbindungsmitteln mit zylindrischem Schaft (Nägel, Schrauben, Bolzen, Stifte usw.), die senkrecht zu ihrer Achse beansprucht werden; 
–
Knoten aus Holz: Verbindungen, bei denen die Einwirkungen mittels Kontaktzonen und ohne Verwendung mechanischer Verbindungsmittel übertragen werden; Beispiele für diese Art von Verbindungen sind: einfache Zahneinspannung, Zapfen/Zapfenloch-Verbindung, Holzverbindung und andere bei herkömmlichen Bauwerken häufig verwendete Verbindungsarten. 
7.7.1.
KONZEPTUELLE ASPEKTE DER BEMESSUNG 
Erdbebensichere Gebäude aus Holz müssen mit einer Tragwerkskonzeption bemessen werden, die mit einem der folgenden Verhalten übereinstimmt, wobei auch die Bestimmungen aus Absatz 7.7.7 zu berücksichtigen sind:
a)
dissipatives Tragwerksverhalten;
b)
nicht-dissipatives Tragwerksverhalten.
Tragwerke, die auf dissipatives Verhalten bemessen werden, müssen in Einhaltung der Anforderungen aus Absatz 7.7.3 zur DK „A“ oder „B“ gehören; davon betroffen sind Tragwerksart, Verbindungsart und Duktilität der Verbindung.
Die dissipativen Zonen müssen im Einklang mit dem gewählten globalen duktilen Versagensmechanismus in einigen der Verbindungen oder in spezifisch bemessenen Bauteilen liegen; die Bauglieder aus Holz müssen nach ihrem elastischen Verhalten betrachtet werden, sofern nicht für die tragenden Bauteile Maßnahmen getroffen werden, die die Duktilitätserfordernisse aus Absatz 7.7.3 erfüllen.
Damit die Plastifizierung der dissipativen Zonen (die gewählten Verbindungen und/oder spezifisch bemessenen Bauteile) sichergestellt wird, müssen diese für die Anwendung der Bemessungskriterien im Hinblick auf den Tragwiderstand einen Tragwiderstand aufweisen, der mindestens so groß ist wie die Beanspruchung; die daran angrenzenden nicht dissipativen Elemente (die anderen Verbindungen und tragenden Bauteile) müssen dagegen einen Tragwiderstand aufweisen, der dem Tragwiderstand in der dissipativen Zone, verstärkt um den Überfestigkeitsbeiwert γRd aus Tabelle 7.2.I, entspricht; niedrigere Werte für den Überfestigkeitsbeiwert und in jedem Fall Werte, die größer oder gleich 1,3 für die DK „A“ und 1,1 für die DK „B“ sind, müssen anhand geeigneter theoretischer-experimenteller Beweise begründet werden.
Die dissipativen Eigenschaften müssen auf der Grundlage einer einschlägigen wissenschaftlich-technischen Dokumentation bewertet werden, die auf Versuchen mit den einzelnen Verbindungen oder mit dem gesamten Tragwerk oder Teilen davon im Einklang mit den einschlägigen Normen beruhen.
Bei Tragwerken mit nicht dissipativem Verhalten muss der Tragwiderstand der Bauglieder und der Verbindungen gemäß den Regeln bewertet werden, die in Absatz 4.4 der vorliegenden Vorschriften angeführt sind, wobei keine weiteren ergänzenden Anforderungen erfüllt werden müssen.
7.7.2.
MATERIALEN UND EIGENSCHAFTEN DER DISSIPATIVEN ZONEN 
In Bezug auf Holz kommen die Vorschriften aus Absatz 4.4 zur Anwendung, bezüglich der anderen tragenden Teile gelten die Vorschriften aus Kapitel 4 für die anderen Materialien. 
Wird sich auf dissipatives Verhalten (DK „A“ oder „B“) verlassen, müssen in Ermangelung genauerer theoretischer Bewertungen und Versuchsauswertungen folgende Vorschriften zur Anwendung kommen: 
a)
in den als dissipativ angesehenen Zonen können nur Materialien und Verbindungsmittel verwendet werden, die ein entsprechendes oligozyklisches Verhalten gewährleisten;
b)
die Klebeverbindungen sind im Allgemeinen als nichtdissipativ anzusehen, es sei denn, sie werden unter Anwendung der Bemessungskriterien der Widerstandshierarchie in Serie mit einem duktilen Element angeordnet;
c)
Knoten aus Holz können nur dann verwendet werden, wenn diese eine ausreichende Energiedissipation orthogonal zur Faserrichtung garantieren können, ohne Risiken von sprödem Bruch durch Schub oder durch Zug und wenn Vorrichtungen vorhanden sind, die verhindern, dass sich die Verbindungen trennen. 
Die Anforderungen aus dem vorstehenden Buchstaben a können als erfüllt angesehen werden, wenn die Vorgaben im nachstehenden Absatz 7.7.3 eingehalten werden. 
Wenn die ummantelten tragenden Platten in den Schubwänden und in den horizontalen Membranen zum Einsatz kommen, müssen folgende Bedingungen eingehalten werden:
a)
Die Spanplatten (UNI EN 312) weisen eine charakteristische Volumenmasse gemäß UNI EN 12369-1 und eine Stärke von mindestens 13 mm auf; 
b)
die Sperrholzplatten (UNI EN 636) müssen eine Mindeststärke von 9 mm aufweisen;
c)
die OSB-Platten (UNI EN 300) müssen eine Stärke von mindestens 12 mm aufweisen, wenn sie gekoppelt angeordnet sind, und von mindestens 15 mm, wenn sie einzeln angeordnet sind.
Die mechanischen Verbindungsmittel müssen die folgenden Anforderungen erfüllen: 
a)
die Verbinder mit zylindrischem Schaft müssen den Anforderungen aus Absatz 11.7.8 des vorliegenden Regelwerks entsprechen;
b)
die Metallbauteile, die zusammengesetzt auch geschweißt sein können, müssen die im vorliegenden Regelwerk angeführten Vorschriften bezüglich der Stahlbauwerke erfüllen.
7.7.3.
TRAGWERKSARTEN UND VERHALTENSBEIWERTE 
In Abhängigkeit von ihrem duktilen Verhalten und dem Energiedissipationsvermögen unter zyklischen Lasten können die Bauwerke mit Holztragwerk in Bezug auf die Festlegungen aus Absatz 7.2.2 ein dissipatives oder ein nicht dissipatives Tragwerksverhalten (Duktilitätsklassen „A“ oder „B“) aufweisen. 
Bei Tragwerken mit dissipativem Verhalten muss der Planer die Wahl der Werte begründen, die er in den Berechnungen für den Beiwert q0 angesetzt hat; die Begründung muss anhand des Dissipationsvermögens des Tragwerksystems sowie der Kriterien zur Bemessung der Verbindungen beruhen, die in der Lage sein müssen, eine angemessene Tragfähigkeit zu gewährleisten, um spröden Bruch durch eine präzise Anwendung der Bemessungsgrundsätze im Hinblick auf den Tragwiderstand zu verhindern.
In Tabelle 7.3.II sind für die einzelnen Duktilitätsklassen einige Beispiele für Tragwerke mit den Höchstwerten der Verhaltensbeiwerte q0 angeführt. Wenn die Verstrebung des Tragwerks aus unterschiedlichen Materialien besteht (Stahlbeton, Stahl), muss auf die entsprechenden Absätze des vorliegenden Regelwerks Bezug genommen werden. 
7.7.3.1
Erläuterungen
Die als dissipativ betrachteten Zonen müssen in der Lage sein, sich plastisch um mindestens drei vollständige Umkehrzyklen zu verformen, mit einem statischen Duktilitätsverhältnis von 4 bei Tragwerken der DK „B“ und von 6 bei Tragwerken der DK „A“, ohne dass eine Reduktion ihrer Festigkeit von mehr als 20 % eintritt. 
Die Bestimmungen aus dem vorstehenden Absatz können in den dissipativen Zonen jeder Tragwerksart als erfüllt betrachtet werden, wenn die folgenden Vorschriften eingehalten werden: 
a)
Die Holz-Holz oder Holz-Stahl-Verbindungen werden mit Bolzen oder mit Nägeln hergestellt, die einen Durchmesser d von nicht mehr als 12 mm haben und eine Stärke der verbundenen Holzbauglieder von mindestens 10d aufweisen; 
b)
In den Wänden und Membranen mit Holzrahmen ist der Durchmesser d der Nägel nicht größer 3,1 mm und das Material der Tragwerkverkleidung ist aus Holz oder einem Abkömmling davon, mit einer Mindeststärke von 4d. 
Sind einige oder alle vorstehenden Vorschriften nicht erfüllt, es ist aber mindestens die Mindeststärke der verbundenen Elemente mit 8dfür den Fall a und 3d für den Fall b gewährleistet, müssen die dissipativen Zonen in der Duktilitätsklasse DK „B“ betrachtet werden. 
Alternativ zu den oben genannten Vorschriften können die mechanischen Verbindungen mit zylindrischem Schaft für die dissipativen Zonen der Duktilitätsklasse DK „B“ so bemessen werden, dass die Ausbildung von mindestens einem plastischen Gelenk im Schaft der Metallverbinder nach den Versagensmechanismen gewährleistet ist, die in den einschlägigen Normen und technischen Dokumenten aus Kapitel 12 angegeben sind. Besondere Aufmerksamkeit ist darauf zu verwenden, dass Sprödbrüche, wie zum Beispiel Risse durch Längsspaltung, Auswurf von Holzdübeln, Schub- und Zugrisse im Basismaterial, verhindert werden.
7.7.4.
TRAGWERKSANALYSE
Bei der Bewertung der Tragwerke ist die Verformbarkeit der Verbindungen grundsätzlich zu berücksichtigen.
Es müssen die elastischen Modulwerte für „plötzliche Einwirkungen“ verwendet werden, die ausgehend von den elastischen Moduldurchschnittswerten der widerstandsfähigen Elemente ermittelt werden.
Die Tragwerke müssen im Tragwerkmodell im Allgemeinen mit ihrer Verformbarkeit angenommen werden; sie können ohne weitere Nachweise als starr angenommen werden, wenn:
a)
die im nächsten Absatz 7.7.5.3 oder alternativ dazu, gegebenenfalls, in Absatz 7.7.7.2 genannten Bauvorgaben für die Tragwerke eingehalten wurden;
b)
etwaig vorhandene Öffnungen die globale Plattensteifigkeit in der eigenen Ebene nicht wesentlich beeinflussen.
Träger und Platten, auf denen Blendelemente (Blendpfeiler oder Blendwände) aufliegen, müssen grundsätzlich unter Berücksichtigung des Einflusses der vertikalen Komponente der seismischen Einwirkung gemäß den Angaben in Absatz 7.2.2 dimensioniert werden.
7.7.5.
BAUBESTIMMUNGEN
7.7.5.1
Allgemeines 
Tragwerke mit dissipativem erhalten müssen so bemessen werden, dass die dissipativen Zonen hauptsächlich an jenen Stellen des Tragwerks angesiedelt sind, an denen etwaige Plastifizierungen, lokale Instabilitäten oder andere durch das Hystereseverhalten bedingte Phänomene die globale Stabilität des Tragwerks nicht beeinträchtigen.
Die Bauvorschriften in den folgenden Absätzen 7.7.5.2 und 7.7.5.3 gelten für die Zonen des Tragwerks, die zur Ausbildung eines dissipativen Verhaltens bemessen werden.
7.7.5.2
Baubestimmungen für Verbindungen
Die druckbelasteten Bauglieder und ihre Verbindungen (wie zum Beispiel die Verbindungen aus Holz), bei denen ein Versagen aufgrund von Zeichenumkehr der Beanspruchung vorhersehbar sein kann, müssen so bemessen werden, dass keine Ablösungen, Dislokationen oder Achsenverschiebungen eintreten. 
Bolzen und Stifte müssen angeschraubt und in ihren Sitzen richtig angebracht sein (unter Einhaltung der vorgesehenen Toleranzen). 
7.7.5.3
Baubestimmungen für Tragwerke 
Bezüglich der Tragwerke gelten im Allgemeinen die Bestimmungen aus Absatz 4.4 mit folgenden Abänderungen: 
a)
etwaige Faktoren für die Erhöhung des Tragwiderstands der Verbindungsmittel an den Kanten der Tragwerksverkleidungen und Faktoren für die Erhöhung des Achsenabstands der Nägel entlang der unterbrochenen Kanten der Platten dürfen nicht verwendet werden; 
b)
die Verteilung der Schubkräfte in den Tragwerken muss unter Berücksichtigung der tatsächlichen Anordnung der vertikalen Verstrebungselemente im Grundriss bewertet werden;
c)
die Verbindungen in der Horizontalebene zwischen Tragwerk und vertikalen tragenden Wänden müssen zweiseitig sein. 
Alle Kanten der Tragwerksverkleidungen müssen mit den Bauteilen des Rahmens verbunden werden. Die Tragwerksverkleidungen, die nicht in Rahmenbauteilen enden, müssen durch entsprechende schubfeste Befestigungselemente gehalten und verbunden werden. Darüber hinaus müssen Vorrichtungen mit analoger Funktion in den horizontalen Membranen, die oberhalb von vertikalen Verstrebungselementen (beispielsweise Wänden) angeordnet sind, angebracht werden. 
Die Kontinuität der Träger muss sichergestellt werden, besonders bei den Bereichen des Tragwerks, die durch bestehende Öffnungen gestört werden. 
Wenn die Tragwerke zum Zweck der Tragwerksanalyse als flächensteif hinsichtlich der Bereiche, in denen die Übertragung der horizontalen Kräfte auf die vertikalen Elemente (z. B. die Verstrebungswände) erfolgt, erachtet werden, muss sichergestellt werden, dass die Texturrichtung der Träger des Tragwerks eingehalten wird. 
7.7.6.
SICHERHEITSNACHWEISE
Die Widerstandswerte der Holzelemente beziehen sich auf „Spontanbelastungen“ zu den für das Tragwerk angenommenen Betriebsbedingungen. 
Damit sich das zyklische dissipative Verhalten in den als dissipativ angenommenen Zonen ausdehnen kann, müssen alle anderen tragenden Bauteile und/oder Verbindungen nach den Angaben aus Absatz 7.7.3 mit entsprechenden Überfestigkeitswerten bemessen werden. Dieses Erfordernis der Überfestigkeit gilt besonders bei: 
a)
Verbindungen von gespannten Bauteilen oder jeder Art von Verbindung mit Gründungstragwerken;
b)
Verbindungen zwischen horizontalen Membranen und vertikalen Verstrebungselementen. 
Für Verbindungselemente aus Holz besteht keine Sprödbruchgefahr, wenn der gemäß Absatz 4.4 geführte Nachweis für Tangentialspannungen unter Verwendung eines weiteren Teilsicherheitsbeiwerts von 1,3 ein zufriedenstellendes Ergebnis aufweist.
Die Duktilitätsnachweise (DUK) gelten als erbracht, wenn die Baubestimmungen aus Absatz 7.7.5 und die Detailvorschriften aus Absatz 7.7.7 eingehalten werden.
Für die Nachweise von Tragwerken, die im Einklang mit dem Konzept des dissipativen Tragwerksverhaltens (Duktilitätsklasse DK „A“ oder DK „B“) bemessen werden, können die Angaben für die Tragfähigkeitsnachweise (TRAG) aus Absatz 7.3.6.1 als gültig angesehen werden, wenn die Voraussetzungen aus Absatz 7.7.3 für dissipative Zonen (auch anhand entsprechender experimenteller Versuche) erfüllt sind und wenn die Materialfestigkeit entsprechend um 20 % reduziert wird, um die Degradation durch zyklische Verformungen zu berücksichtigen.
7.7.7.
DETAILVORSCHRIFTEN 
7.7.7.1
Baubestimmungen für Verbindungen 
Die Regeln und Bestimmungen im vorliegenden Absatz 7.7.7.1 und im nachfolgenden Absatz 7.7.7.2 gelten für Tragwerke, die in den Duktilitätsklassen DK „A“ oder DK „B“ bemessen werden, in Bezug auf die als dissipativ betrachteten und bemessenen Zonen.
Bolzen und Stifte mit einem Durchmesser d von mehr als 16 mm dürfen bei Holz-Holz- und Holz-Stahl-Verbindungen nicht verwendet werden, es sei denn, diese werden als Abschlusselemente der Verbinder verwendet und beeinflussen als solche den Schubtragwiderstand nicht. 
Die mittels Bolzen oder Nägeln mit glattem Schaft hergestellte Verbindung muss unter größten Vorsichtsmaßnahmen verwendet werden, damit ein Öffnen der Verbindung vermieden wird. 
Bei Spannungen, die senkrecht auf die Faserung wirken, müssen zusätzliche Vorkehrungen getroffen werden, damit es nicht zu Parallelbrüchen in der Faserung kommt („splitting“). 
7.7.7.2
Baubestimmungen für Tragwerke 
Wenn keine quer zur Verstrebung angeordnete Zwischenverbindungselemente entlang des Trägers vorhanden sind, muss das Verhältnis Höhe/Stärke für einen Träger mit rechtwinkligem Querschnitt die Bedingung h/b ≤ 4 erfüllen. 
An Standorten, die durch einen Wert ag S ≥ 0,2 g gekennzeichnet sind, muss besonders sorgfältig auf den Abstand der Befestigungselemente in diskontinuierlichen Bereichen geachtet werden.
7.8.
BAUWERKE AUS MAUERWERK 
7.8.1.
ALLGEMEINE REGELN 
7.8.1.1
Einführung 
Bauwerke aus Mauerwerk müssen so errichtet werden, dass die Vorgaben in den Absätzen 4.5 und 11.10 des vorliegenden Regelwerks eingehalten werden. Werden diese Anforderungen eingehalten, können die Bauwerke aus Mauerwerk als dissipativ klassifiziert werden und in die Duktilitätsklasse DK „B“ eingestuft werden.
Die vorgenannten Absätze müssen insbesondere im Hinblick auf die physischen, mechanischen und geometrischen Merkmale der natürlichen und künstlichen Widerstandselemente sowie im Hinblick auf die entsprechenden Produktionskontrollen und Abnahmen auf der Baustelle herangezogen werden. 
Der vorliegende Absatz unterteilt die Tragwerke aus Mauerwerk in gewöhnliches Mauerwerk, bewehrtes Mauerwerk und umschnürtes Mauerwerk. In diesem Zusammenhang wird festgehalten, dass in Bezug auf den Bewehrungsstahl alle Vorgaben der vorliegenden technischen Vorschriften hinsichtlich Bauwerken aus Stahlbeton gelten. 
Für die Erbringung der Sicherheitsnachweise ist in jedem Fall die Verwendung der „semiprobabilistischen Methode der Grenzzustände“ zwingend vorgeschrieben, für Ausnahmen wird auf Absatz 7.8.1.9 verwiesen. 
Die in Kapitel 4 angegebenen Teilsicherheitsbeiwerte für die Materialfestigkeit können um 20 % reduziert werden und in jedem Fall bis zu einem Wert, der nicht kleiner sein darf als 2.
7.8.1.2
Baustoffe 
Die Elemente, die bei Bauwerken aus tragendem Mauerwerk zur Anwendung kommen, müssen so beschaffen sein, dass Sprödbrüche verhindert werden. Zu diesem Zweck müssen die Elemente die in Absatz 4.5.2 angegebenen Voraussetzungen erfüllen und (mit Ausnahme der Bauwerke, die im GZM durch agS ≤ 0,075 g gekennzeichnet sind) die folgenden zusätzlichen Angaben einhalten: 
–
Volumenprozentsatz eventueller Hohlräume nicht höher als 45 % des Gesamtvolumens des Blocksteins; 
–
eventuelle durchgehende oder geradlinige Wände, die parallel zur Mauerfläche angebracht sind; die einzigen zulässigen Unterbrechungen sind jene für Grifflöcher oder Bohrlöcher für die Unterbringung der Bewehrung; 
–
charakteristische Bruchfestigkeit in der tragenden Richtung (fbk), berechnet vor Abzug der Löcher, nicht unter 5 MPa oder – alternativ dazu – standardisierte mittlere Festigkeit in der tragenden Richtung (fbk) nicht unter 6 MPa; 
–
charakteristische Bruchfestigkeit in der senkrecht zur tragenden verlaufenden Richtung oder in der Ausdehnungsebene der Wand ([image: image523.wmf]bk
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), in derselben Weise berechnet, nicht unter 1,5 MPa. 
Der Putzmörtel für das gewöhnliche Mauerwerk muss eine durchschnittliche Festigkeit von mindestens 5 MPa aufweisen.
Falls Elemente mit Mörteltaschen für das Mauerwerk verwendet werden, können die senkrechten Fugen als vollständig gefüllt angesehen werden, wenn der Mörtel über die gesamte Höhe der Fuge und über mindestens 40 % der Breite des Mauerwerks verlegt wird.
Die Verwendung von dünnen Fugen (Stärke zwischen 0,5 mm und 3 mm) ist ausschließlich für Gebäude, die im GZM durch agS ≤ 0,15 g gekennzeichnet sind, und mit den folgenden Einschränkungen zulässig:
-
maximale Höhe, gemessen auf der Achse der Mauerwerkstärke: 10,5 m, wenn agS ≤ 0,075 g; 7 m, wenn 0,075 g < agS ≤ 0,15 g;
-
Anzahl der Stockwerke aus Mauerwerk ab Geländeoberkante: ≤ 3 für agS ≤ 0,075 g; ≤ 2 für 0,075 g < agS ≤ 0,15 g.
Die Verwendung von nicht gefüllten senkrechten Fugen ist ausschließlich für Gebäude zulässig, die im GZM durch agS ≤ 0,075 g gekennzeichnet sind und die ab der Geländeoberkante aus höchstens zwei Stockwerken aus Mauerwerk mit einer maximalen Höhe (gemessen auf der Achse der Mauerwerkstärke) von 7 m bestehen.
Die Elemente für Mauerwerke mit dünnen Fugen und / oder trockenen vertikalen Fugen müssen die folgenden Einschränkungen erfüllen:
-
Mindeststärke der Innenstege: 7 mm;
-
Mindeststärke der Außenstege: 10 mm;
-
maximaler Lochanteil: 55 %;
Mauerwerke, die mit künstlichen Elementen oder Elementen aus Quaderstein hergestellt sind, sind zulässig. 
Bruchsteinmauerwerk oder Streifenmauerwerk darf nur für Bauwerke verwendet werden, die im GZM durch agS ≤ 0,075 g gekennzeichnet sind. 
7.8.1.3
Bauverfahren und Verhaltensbeiwerte 
Je nach Art der eingesetzten Bautechnik spricht man von Bauwerken aus gewöhnlichem Mauerwerk, aus bewehrtem Mauerwerk oder aus eingefasstem Mauerwerk. Die Höchstwerte des Grundwerts q0 für den Verhaltensbeiwert, mit dem das Bemessungsspektrum (siehe 3.2.3.5) ermittelt wird, das in den linearen Analysen zu verwenden ist, sind in Tabelle 7.3.II. angegeben. 
Bei bewehrtem Mauerwerk können je nach vorgewähltem Bauwerkgefüge die Werte zwischen 2,0 αu/α1 und 2,5 αu/α1 angewendet werden, ohne den Nachweis zu führen, um welchen Versagensmechanismus des Bauwerks es sich handelt. Der Wert 3,0 αu/α1 kann nur verwendet werden, wenn die in Absatz 7.8.1.7 beschriebenen Prinzipien der Widerstandshierarchie angewendet werden. 
Es gilt immer die Annahme q = q0 · KR, wobei KR die in Absatz 7.3.1 angegebenen Werte zugeordnet werden. 
Die Koeffizienten α1 und αu sind wie folgt definiert: 
α1
ist der Multiplikator der horizontalen seismischen Kraft, aufgrund derer die erste Mauerplatte bei gleichbleibend konstanten anderen Einwirkungen ihre Grenzfestigkeit (Scher- oder Knickfestigkeit) erreicht;
αu
ist 90 % des Multiplikators der horizontalen seismischen Kraft, aufgrund derer das Bauwerk bei gleichbleibend konstanten anderen Einwirkungen seine maximale Widerstandskraft erreicht. 
Der Wert αu/α1 kann mittels nicht-linearer statischer Analyse berechnet werden (Absatz 7.3.4.2) und darf keinesfalls mit einem Wert über 2,5 angesetzt werden. 
Falls keine nicht-lineare Analyse durchgeführt wird, können zur Berechnung von αu/α1 die folgenden Werte herangezogen werden: 
–
Bauwerke aus gewöhnlichem Mauerwerk
αu/α1 = 1,7
–
Bauwerke aus bewehrtem Mauerwerk
αu/α1 = 1,5
–
Bauwerke aus bewehrtem Mauerwerk, die nach der Widerstandshierarchie bemessen werden
αu/α1 = 1,3
–
Bauwerke aus eingefasstem Mauerwerk
αu/α1 = 1,6
–
Bauwerke aus eingefasstem Mauerwerk, die nach der Widerstandshierarchie bemessen werden
αu/α1 = 1,3.
7.8.1.4
Bemessungskriterien und geometrische Anforderungen 
Die Grundrisse der Bauwerke müssen hinsichtlich der beiden orthogonalen Achsen so kompakt und symmetrisch wie möglich sein. Die tragenden Wände müssen vor Abzug der Öffnungen in der aufgehenden Konstruktion bis zur Gründung Kontinuität aufweisen; Blendwände sind zu vermeiden. Tragwerke, die horizontale Trägerstrukturen und Decken bilden, müssen schubableitend sein. Eventuelle horizontale Schübe, die unter Berücksichtigung der seismischen Einwirkung bewertet werden, müssen von geeigneten tragenden Bauteilen abgetragen werden. 
Die Decken müssen die horizontalen Einwirkungen auf die tragenden Wände umverteilen, deshalb müssen sie mit den Mauern gut verbunden werden und eine entsprechende Membranfunktion gewährleisten. Der maximale Abstand zwischen zwei aufeinander folgenden Decken darf nicht mehr als 5 m betragen. 
Die Geometrie der erdbebensicheren Wände muss die Anforderungen erfüllen, die in Tabelle 7.8.I angegeben sind, wobei t die Wandstärke nach Abzug des Putzes angibt, h0 die Krümmungshöhe der Wand gemäß Absatz 4.5.6.2 darstellt, h' die maximale Höhe der an die Wand angrenzenden Öffnungen und l die Länge der Wand ist. 
Tabelle 7.8.I – Geometrische Anforderungen an erdbebensichere Wände
	Bauarten
	tmin
	(=h0/t)max
	(l/h’)min

	Gewöhnliches Mauerwerk, hergestellt mit Quadersteinelementen
	300 mm
	10
	0,5

	Gewöhnliches Mauerwerk, hergestellt mit künstlichen Elementen
	240 mm
	12
	0,4

	Bewehrtes Mauerwerk, hergestellt aus Kunststeinen
	240 mm
	15
	Beliebig

	Eingefasstes Mauerwerk
	240 mm
	15
	0,3

	Gewöhnliches Mauerwerk, hergestellt aus Quadersteinelementen, an Standorten, die im GZM durch ag S ≤ 0,15g gekennzeichnet sind
	240 mm
	12
	0,3

	Mauerwerke, hergestellt aus künstlichen Lochsteinen an Standorten, die im GZM durch ag S ≤ 0,075 g gekennzeichnet sind
	200 mm
	20
	0,3

	Mauerwerke, hergestellt aus künstlichen Vollsteinen an Standorten, die im GZM durch ag S ≤ 0,075 g gekennzeichnet sind
	150 mm
	20
	0,3


7.8.1.5
Analyseverfahren 
7.8.1.5.1
Allgemeines 
Die Analysemethoden aus Absatz 7.3 müssen mit den folgenden Präzisierungen und Einschränkungen angewendet werden. 
7.8.1.5.2
Statisch lineare Analyse 
In den in Absatz 7.3.3.2 vorgesehenen Fällen und auch bei in der Höhe unregelmäßigen Bauwerken ist diese Analyse anwendbar, wenn λder Wert 1,0 zugeordnet wird. 
Die Steifigkeiten der Mauerelemente müssen unter Berücksichtigung des Biege- sowie des Schubbeitrags berechnet werden. Die Verwendung von Steifigkeiten bei gerissenen Querschnitten ist zu bevorzugen; in Ermangelung genauerer Bewertungen können die Steifigkeiten bei gerissenen Querschnitten mit dem halben Wert der Steifigkeiten bei nicht gerissenen Querschnitten angenommen werden. 
Das Modell kann aus reinen, vom Fundament bis zur Spitze durchgehenden Mauerelementen bestehen, die nur zum Zweck der Verschiebung mit den Deckenhöhen verbunden sind. 
Alternativ dazu können die Kopplungselemente zwischen verschiedenen Wänden, wie Träger oder Stahlbetonringanker und Träger aus Mauerwerk (falls sie wirksam mit den Wänden verzahnt sind), in dem Modell berücksichtigt werden, unter der Voraussetzung, dass die Sicherheitsnachweise auch hinsichtlich dieser Bauteile geführt werden. Für die Kopplungselemente aus Mauerwerk gelten die Nachweiskriterien aus den Absätzen 7.8.1.6, 7.8.2.2 und 7.8.3.2. In dem Modell können Kopplungsträger aus gewöhnlichem Mauerwerk nur dann verwendet werden, wenn sie von einem Ringanker oder einem biegungsfesten Bogenträger gehalten werden, der an den Enden effizient verzahnt ist. Für die Kopplungselemente aus Stahlbeton gelten die Kriterien aus Absatz 7.4.4.6, wobei Bauteile dann für die Kopplung geeignet sind, wenn sie eine Höhe aufweisen, die mindestens der Deckenstärke entspricht. Wenn Kopplungselemente vorhanden sind, kann die Analyse unter Verwendung von Rahmenmodellen durchgeführt werden, bei denen die Teile, die den Schnittpunkt zwischen den vertikalen und horizontalen Elementen darstellen, als unendlich steif angesehen werden können. 
Bei steifen Decken kann die aus der linearen Analyse resultierende Verteilung der Schubkräfte in den verschiedenen Platten einer Ebene abgeändert werden, vorausgesetzt, das globale Gleichgewicht der Ebene wird eingehalten (das Modul und die Position der auf die Ebene einwirkenden Kraft bleiben unverändert) und vorausgesetzt, der absolute Wert der Schubveränderung in jeder Platte ΔV erfüllt die Gleichung: 

|∆V| ≤ max{0,25|V|, 0,1| Vpiano|}
[7.8.0]
Wobei V der Schub in der Platte und VEbene der Gesamtschub auf die Ebene in der zur Platte parallel laufenden Richtung ist. Diese Umverteilung ist nicht zulässig, wenn das Verhältnis αu/α1, das für die Berechnung des Verhaltensbeiwerts q erforderlich ist, von dem Planer direkt durch nichtlineare Analyse erhalten wird. Wenn für die Bestimmung von αu/α1 umgekehrt die Werte herangezogen wurden, die in Absatz 7.8.1.3 vorsichtig vorgeschlagen wurden, ist die Umverteilung zulässig.
Bei verformbaren Decken kann die Umverteilung nur auf komplanare Platten erfolgen, die durch Betonringe oder Zugbänder verbunden sind oder zur selben Wand gehören. In diesem Fall versteht sich die Berechnung der Grenzwerte für die Umverteilung VEbene als die Summe der Schübe in den komplanaren Platten oder den Platten, die zur selben Wand gehören. 
Die Nachweise außerhalb der Ebene können getrennt durchgeführt werden, und es können die gleichen Kräfte, die in Absatz 7.2.3 für die nichttragenden Bauteile angeführt werden, unter Annahme des Verhaltensbeiwerts qa = 3 herangezogen werden. Genauer gesagt, kann die orthogonale seismische Einwirkung auf die Wand durch eine horizontal verteilte Kraft dargestellt werden, die dem Sa/qa-fachen Gewicht der Wand entspricht, sowie durch konzentrierte horizontale Kräfte, die dem Sa/qa-fachen Gewicht entsprechen, das von den horizontalen Trägerstrukturen, die auf der Wand auflagern, übertragen wird, wenn diese Kräfte nicht effizient auf Quermauern übertragen werden, die parallel zur Richtung des Erdbebens laufen. Für die erdbebensicheren Wände, die die Grenzwerte aus der Tabelle 7.8.II einhalten, kann für Sa der folgende Ausdruck angesetzt werden:
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wobei gilt:
α
ist das Verhältnis zwischen der maximalen Beschleunigung des Bodens ag auf Untergrund des Typs A für den betrachteten Grenzzustand (siehe Absatz 3.2.1) und der Schwerkraftbeschleunigung g;
S
ist der Beiwert, der die Untergrundkategorie und die topografischen Bedingungen nach den Angaben in Absatz 3.2.3.2.1 berücksichtigt: 
Z
ist die Höhe des Schwerpunkts des nichttragenden Bauteils, gemessen ab der Fundamentebene (siehe Absatz 3.2.2 ); 
H
ist die Höhe des Bauwerks, gemessen ab der Fundamentebene; 
Für Tragwerke mit seismischer Isolierung wird immer von der Annahme Z = 0 ausgegangen. 
Für die Wände, die dem Erdbeben nicht widerstehen, wird der Nachweis außerhalb der Ebene dennoch unter Rückgriff auf einschlägige Formeln geführt. 
7.8.1.5.3
Dynamische Modalanalyse 
Sie gilt in allen Fällen mit den Einschränkungen aus Absatz 7.3.3.1. Die Vorgaben hinsichtlich Modellierung und Möglichkeit der Umverteilung im Falle der statischen linearen Analyse gelten auch in diesem Fall. 
Die Nachweise außerhalb der Ebene können getrennt geführt werden; dazu müssen die gleichwertigen Kräfte herangezogen werden, die im vorstehenden Punkt bei der statischen linearen Analyse spezifiziert worden sind. 
7.8.1.5.4
Statische nichtlineare Analyse 
Die statische nichtlineare Analyse kann für Gebäude aus Mauerwerk nach den in Absatz 7.3.4.2 beschriebenen Modalitäten angewendet werden, wobei die Möglichkeit besteht, die dortigen Angaben auf Tragwerke zu erweitern, in denen die Grundvibrationsart in der untersuchten Richtung einen Masseanteil von mindestens 75 % aufweist, auch für die Fälle, in denen der Masseanteil nicht weniger als 60 % beträgt.
Das geometrische Modell des Tragwerks kann dem für die statische lineare Analyse angegebenen Modell entsprechen. Alternativ dazu können auch komplexere, aber dennoch geeignete und entsprechend dokumentierte Modelle verwendet werden. 
Die Mauerplatten können durch ein bilineares, elastisches, vollkommen plastisches Verhalten gekennzeichnet sein, wobei der Widerstand dem elastischen Grenzwert entspricht und die Verschiebungen im elastischen Grenzwert und dem Grenzwert der Tragfähigkeit der Tragwerksantwort unter Biegung und Schub aus den Absätzen 7.8.2.2 und 7.8.3.2 entsprechen. Lineare Bauteile aus Stahlbeton (Stahlbetonringanker, Kopplungsträger) können durch ein bilineares vollkommen plastisches Verhalten gekennzeichnet sein, wobei der Widerstand dem elastischen Grenzwert entspricht und die Verschiebungen im elastischen Grenzwert und dem Grenzwert der Tragfähigkeit über die Tragwerksantwort unter Biegung oder Schub festgelegt werden. 
7.8.1.5.5
Dynamische nichtlineare Analyse 
Es kommt zur Gänze Absatz 7.3.4.1 zur Anwendung, also die Verwendung von mechanischen nichtlinearen Modellen mit nachweislicher und dokumentierter Effizienz in Bezug auf die Wiederherstellung des dynamischen und zyklischen Verhaltens des Mauerwerks. 
7.8.1.6
Sicherheitsnachweise 
Bei der linearen Analyse muss zum Zweck des Sicherheitsnachweises für den Grenzzustand der Tragfähigkeit der Tragwiderstand jedes tragenden erdbebenfesten Bauteils größer sein als die Beanspruchung, die auf jede der folgenden Versagensmodalitäten einwirkt: Druckbiegung, Schub in der Ebene der Wand, Druckbiegung außerhalb der Ebene. Es müssen in jedem Fall alle Wände mit tragender Funktion, insbesondere jene, die Vertikallasten tragen, einer Prüfung außerhalb der Ebene auf Druckbiegung unterzogen werden, auch wenn sie nicht als erdbebenfest aufgrund der Erfordernisse aus Tabelle 7.8.II gelten. 
Wenn die Prinzipien der Widerstandshierarchie zur Anwendung kommen (bewehrtes Mauerwerk), leitet sich das Vorgehen für die Erbringung des Schubnachweises von der Druckbiegefestigkeit gemäß Absatz 7.8.1.7 ab. 
Die Nachweisverfahren werden in den Absätzen 7.8.2.2 und 7.8.3.2 beschrieben. 
Bei Bauwerken, die in die Definition „einfaches Bauwerk“ (gemäß Absatz 7.8.1.9) fallen, muss kein Sicherheitsnachweis geführt werden. 
Bei der statischen nichtlinearen Analyse besteht der Sicherheitsnachweis im Vergleich zwischen dem äußersten Verschiebungsvermögen des Bauwerks und der Verschiebungsbeanspruchung, die mit Ausnahme der nachstehenden Spezifikationen durch Anwendung des Verfahrens aus Absatz 7.3.4.1 erhalten werden. Die elastische Steifigkeit des gleichwertigen bilinearen Systems lässt sich durch Ziehen der Sekante in der Tragwiderstandskurve an die Stelle ermitteln, die einem Schub an der Basis entspricht, der um das 7-Fache größer ist als der Maximalwert (maximaler Schub an der Basis). Der horizontale Abschnitt der bilinearen Kurve lässt sich durch Gleichheit der von den Kurven eingeschlossenen Flächen, die bis zur äußersten Verschiebung des Systems gezogen werden, ermitteln. 
Der Sicherheitsnachweis gilt in jedem Fall sowohl bei Bauwerken aus gewöhnlichem Mauerwerk als auch bei Bauwerken aus bewehrtem Mauerwerk ohne Bemessung nach den Prinzipien der Widerstandshierarchie als nicht erbracht, wenn das Verhältnis zwischen dem Gesamtschub, der an der Basis des Systems einwirkt und einem Freiheitsgrad entspricht und nach dem elastischen Antwortspektrum berechnet wird und dem Schub an der widerstehenden Basis des Systems, der einem Freiheitsgrad entspricht und aus der nichtlinearen Analyse erhalten wird, den Wert 4,0 übersteigt. 
Bei der dynamischen nichtlinearen Analyse besteht der Sicherheitsnachweis im Vergleich zwischen dem Verschiebungsvermögen und der Verschiebungsbeanspruchung. 
7.8.1.7
Bemessungsprinzipien der Widerstandshierarchie 
Die Bemessungsprinzipien der Widerstandshierarchie kommen ausschließlich bei bewehrtem Mauerwerk zum Tragen. 
Das Grundprinzip der Widerstandshierarchie besteht darin, das Versagen jeder Mauerplatte durch Schub zu vermeiden, indem sichergestellt wird, dass das Versagen durch Biegung dem Schubversagen vorausgeht. Dieses Prinzip gilt als erfüllt, wenn jede Mauerplatte hinsichtlich der auf sie einwirkenden Kräfte auf Biegung und hinsichtlich der Einwirkungen, die sich aus dem Versagenswiderstand durch Biegung, verstärkt um den Faktor γRd aus Tabelle 7.2.I. 
7.8.1.8
Fundamente 
Die Gründungstragwerke müssen nach den Angaben in Absatz 7.2.5 aus Stahlbeton hergestellt werden, durchgehend, ohne Unterbrechungen an den Öffnungen in den darüberliegenden Wänden. 
Bei Vorhandensein eines Kellergeschosses oder Souterrains aus Stahlbetonwänden kann dieses als Gründungstragwerk für die darüber liegenden Stockwerke aus tragendem Mauerwerk hinsichtlich der Kontinuitätsanforderungen der Gründungen betrachtet werden und wird in die Gesamtgeschossanzahl aus Mauerwerk nicht eingerechnet. 
7.8.1.9
Einfache Bauwerke 
Als „einfache Bauwerke“ gelten jene, die die in Absatz 4.5.6.4 enthaltenen Bedingungen einhalten, erweitert um die nachfolgend beschriebenen Merkmale, zusätzlich zu jenen der Regelmäßigkeit im Grundriss und in der aufgehenden Konstruktion aus Absatz 7.2.1, und jenen, die in den nachstehenden Absätzen 7.8.6.1, 7.8.6.2 und 7.8.6.3 in Bezug auf gewöhnliche, bewehrte und eingefasste Mauerwerke definiert werden. Bei einfachen Bauwerken, bei denen im GZM agS ≤ 0,35 g gilt, ist die Durchführung einer Analyse und die Führung eines Sicherheitsnachweises nicht zwingend erforderlich, allerdings müssen die folgenden ergänzenden Bedingungen eingehalten werden: 
–
in jeder der beiden Richtungen müssen mindestens zwei Wandgefüge mit einer Gesamtlänge nach Abzug der Öffnungen vorgesehen werden, die pro Gefüge nicht unter 50 % der Größe des Bauwerks in der gleichen Richtung liegen darf. Zur Gesamtlänge können nur Wände aus Mauerwerk gezählt werden, die die geometrischen Anforderungen aus Tabelle 7.8.II erfüllen. Der Abstand zwischen den beiden Wandgefügen in orthogonaler Richtung zu ihrer Längenausdehnung im Grundriss darf nicht kleiner als 75 % der Größe des Bauwerks in derselben Richtung (orthogonal zu den Wänden) sein. Mindestens 75 % der Vertikallasten muss von Wänden getragen werden, die Teil des Systems sind, das den horizontalen Einwirkungen standhält; 
–
In jeder der beiden Richtungen müssen Wände vorhanden sein, die den horizontalen Einwirkungen standhalten, mit einem Achsenabstand von unter 7 m; dieser Abstand kann bei Bauwerken aus bewehrtem Mauerwerk auf 9 m erhöht werden; 
–
in jedem Stockwerk liegt das Verhältnis zwischen der Fläche des widerstehenden Querschnitts der Wände und der Bruttofläche des Stockwerks für jede der beiden orthogonalen Richtungen, in Abhängigkeit von der Anzahl der Geschosse des Bauwerks und der Erdbebenanfälligkeit des Standorts, nicht unter den in Tabelle 7.8.II angegebenen Werten:
Tabelle 7.8.II – Fläche der Widerstandswände in jeder orthogonalen Richtung bei einfachen Bauwerken.
	Spitzenbeschleunigung des Bodens agS(1)
	≤ 0,07 g
	≤ 0,10 g
	≤ 0,15 g
	≤ 0,20 g
	≤ 0,25 g
	≤ 0,30 g
	≤ 0,35 g
	≤ 0,40 g
	≤ 0,45 g
	≤ 0,50 g

	Tragwerkstyp
	Anzahl der Geschosse
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	

	Gewöhnliches Mauerwerk
	1
	3,5 %
	3,5 %
	4,0 %
	4,5 %
	5,5 %
	6,0 %
	6,0 %
	6,0 %
	6,0 %
	6,5 %

	
	2
	4,0 %
	4,0 %
	4,5 %
	5,0 %
	6,0 %
	6,5 %
	6,5 %
	6,5 %
	6,5 %
	7,0 %

	
	3
	4,5 %
	4,5 %
	5,0 %
	6,0 %
	6,5 %
	7,0 %
	7,0 %
	
	
	

	Bewehrtes Mauerwerk
	1
	2,5 %
	3,0 %
	3,0 %
	3,0 %
	3,5 %
	3,5 %
	4,0 %
	4,0 %
	4,5 %
	4,5 %

	
	2
	3,0 %
	3,5 %
	3,5 %
	3,5 %
	4,0 %
	4,0 %
	4,5 %
	5,0 %
	5,0 %
	5,0 %

	
	3
	3,5 %
	4,0 %
	4,0 %
	4,0 %
	4,5 %
	5,0 %
	5,5 %
	5,5 %
	6,0 %
	6,0 %

	
	4
	4,0 %
	4,5 %
	4,5 %
	5,0 %
	5,5 %
	5,5 %
	5,5 %
	6,0 %
	6,5 %
	6,5 %


(1) ST kommt nur bei Tragwerken der Nutzungsklasse III und IV zur Anwendung (siehe Absatz 2.4.2)
Einfache Bauwerke dürfen nicht mehr als drei Stockwerke aus gewöhnlichem Mauerwerk und vier Stockwerke aus bewehrtem Mauerwerk haben. 
Ferner muss für jedes Stockwerk gelten: 
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wobei gilt: N ist die Gesamtvertikallast an der Basis jedes Gebäudestockwerks, die der Summe der ständigen Lasten und der veränderlichen Lasten (bewertet mit γG= γQ = 1), entspricht; A ist die Gesamtfläche der tragenden Mauern desselben Stockwerks; und fk ist der charakteristische Widerstand gegen Druckbelastung in vertikaler Richtung des Mauerwerks. 
Die Dimensionierung der Gründungen kann im vereinfachten Verfahren unter Berücksichtigung der mittleren normalen Spannungen und der globalen, durch die statische lineare Analyse bestimmten seismischen Beanspruchungen durchgeführt werden. 
7.8.2.
BAUWERKE AUS GEWÖHNLICHEM MAUERWERK 
7.8.2.1
Bemessungskriterien 
Zusätzlich zu den in den Absätzen 4.5.4.1 und 7.8.1.4 festgelegten Kriterien müssen bei den Bauwerken aus gewöhnlichem Mauerwerk die Öffnungen in den Wänden vertikal angeordnet sein. Wenn dies nicht der Fall ist, muss besonders auf die Festlegung eines entsprechenden Tragwerkmodells sowie auf die Nachweise geachtet werden, da eine dejustierte Anordnung der Öffnungen zu Diskontinuität bei der Übertragung der Einwirkungen nach innen führt. In Ermangelung genauerer Bewertungen werden beim Tragwerkmodell und bei den Nachweisen ausschließlich die Maueranteile berücksichtigt, die eine vertikale Kontinuität vom untersuchten Geschoss bis zu den Gründungen aufweisen. 
7.8.2.2
Sicherheitsnachweise 
7.8.2.2.1
Knicken in der Ebene 
Der Knicknachweis für den Querschnitt eines tragenden Bauteils wird durch Vergleich des einwirkenden Bemessungsmoments mit dem äußersten Widerstandsmoment der Tragfähigkeit verglichen, das unter der Annahme berechnet wird, dass das Mauerwerk nicht auf Zug reagiert, und unter der Annahme einer entsprechenden nichtlinearen Verteilung der Druckbeanspruchungen. Bei einem rechtwinkligen Querschnitt und einem rechtwinkligen Druckkraftdiagramm mit dem Tragfähigkeitswert gleich 0,85fd kann dieses äußerste Moment der Tragfähigkeit wie folgt berechnet werden: 
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	[7.8.2]


wobei gilt:
Mu
ist das Moment, das dem Knickversagen entspricht;
l
ist die Gesamtlänge der Wand (einschließlich der zugbeanspruchten Zone);
t
ist die Dicke der druckbeanspruchten Zone der Wand;
σ0
ist die durchschnittliche normale Spannung, bezogen auf die Gesamtfläche des Querschnitts, σ0 = N/(l·t), wobei N die bei Druck positiv einwirkende Axialkraft ist); wenn N eine Zugkraft ist, dann ist Mu = 0 
fd = fk/γM
ist die Bemessungsdruckfestigkeit des Mauerwerks. 
Bei einer statischen nichtlinearen Analyse kann die Biegedruckfestigkeit berechnet werden, indem fd mit dem Mittelwert des Druckwiderstands des Mauerwerks angesetzt wird, und die äußerste Verschiebung im GZE abzüglich der starren Bewegungen der Platte kann mit 1,0 % der Plattenhöhe angenommen werden. 
7.8.2.2.2
Schub 
Die Schubfestigkeit jedes einzelnen tragenden Bauteils wird mittels folgender Gleichung bewertet:
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wobei gilt: 
l‘
ist die Länge des druckbelasteten Teils der Wand, erhalten anhand eines linearen Druckkräftediagramms und ohne Zugfestigkeit;
t
ist die Dicke der Wand;
fyd = fyk / γM
wird in Absatz 4.5.6.1 und im Absatz 11.3.3 definiert, wobei die mittlere normale Spannung (in den genannten Absätzen angegeben mit σn ) am druckbelasteten Teil des Querschnitts (σn = N/(l’·t)).
Bei statischen nichtlinearen Analysen kann die Schubfestigkeit berechnet werden, indem für fyd = fvm0 + 0,4 σn ≤ fy,lim angesetzt wird, wobei fvm0 die mittlere Schubfestigkeit des Mauerwerks ist (in Ermangelung einer direkten Bestimmung kann fvm0 = fvk0/0,7 und fy,lim = fyk,lim/0,7 angesetzt werden), und die äußerste Verschiebung im GZE kann abzüglich der starren Bewegungen der Platte mit 0,5 % der Plattenhöhe angesetzt werden. 
7.8.2.2.3
Knicken außerhalb der Ebene 
Der Wert des Versagensmoments bei senkrechten Einwirkungen auf die Ebene der Wand wird unter der Annahme eines rechtwinkligen Druckkräftediagramms, eines Widerstandswerts von 0,85 fdund unter Vernachlässigung der Zugfestigkeit des Mauerwerks berechnet. Für den Nachweis kann Absatz 7.8.2.2.1 herangezogen werden.
7.8.2.2.4
Träger aus Mauerwerk 
Der Nachweis für Kopplungsträger aus gewöhnlichem Mauerwerk wird bei Einwirken einer bekannten horizontalen Axialeinwirkung analog zu den Vorgaben für vertikale Mauerplatten geführt. Sollte die Axialeinwirkung nicht aus dem Berechnungsmodell hervorgehen (z. B. wenn die Analyse an Rahmenmodellen unter der Annahme von Decken erfolgt, die unendlich steif in ihrer Ebene sind), aber horizontale, mit Zugfestigkeit ausgestattete, Bauteile in der Nähe des Trägers aus Mauerwerk vorhanden sind (Ketten, Stahlbetonringanker), dürfen die Widerstandswerte nicht höher angenommen werden als die nachstehend angeführten und den Bruchmechanismen durch Schub oder Biegedruck zugeordneten Werte. 
Die Schubfestigkeit Vt für die Kopplungsträger aus gewöhnlichem Mauerwerk bei einem Ringanker oder einem biegefesten Bogenträger, der an den Enden effizient verzahnt ist, kann im vereinfachten Verfahren wie folgt berechnet werden: 
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wobei gilt:
h
ist die Höhe des Trägerquerschnitts
fvd0 = fvk0 / γM
ist die Bemessungsschubfestigkeit, wenn kein Druck vorhanden ist; bei einer statischen nichtlinearen Analyse kann ihr Wert mit dem Mittelwert (fvd0 = fvm0) angesetzt werden. 
Der maximale Tragwiderstand, der dem Biegedruckmechanismus zugeordnet werden kann, wenn horizontale zugfeste Bauteile vorhanden sind, die in der Lage sind, einen horizontalen Druck in den Trägern aus Mauerwerk auszugleichen, kann wie folgt bewertet werden: 
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wobei gilt: 
Hp
ist der kleinste Wert zwischen dem Zugtragwiderstand des gespannten horizontal angeordneten Bauteils und dem Wert 0,4 fhd ht 
fhd = fhk/γM
ist die Bemessungsdruckfestigkeit des Mauerwerks in horizontaler Richtung (in der Ebene der Wand). Bei der nichtlinearen statischen Analyse kann die Festigkeit mit dem Mittelwert (fhd = fhm) gleichgesetzt werden. 
Der diesem Mechanismus zugeordnete Schubtragwiderstand kann wie folgt berechnet werden:

Vp = 2 Mfu / l
[7.8.6]
wobei l die lichte Weite des Trägers aus Mauerwerk ist. 
Der Wert des Schubtragwiderstands für den Träger aus gewöhnlichem Mauerwerk wird mit dem Minimum aus Vt und Vp gleichgesetzt. 
7.8.3.
BAUWERKE AUS BEWEHRTEM MAUERWERK 
7.8.3.1
Bemessungskriterien 
Die Gesamtheit des resultierenden Tragwerks muss in der Lage sein, auf horizontale Einwirkungen von außen mit einem globalen Verhalten zu reagieren, zu dem nur der Widerstand der Wände in ihrer Ebene beiträgt. 
7.8.3.2
Sicherheitsnachweise 
7.8.3.2.1
Biegedruck in der Ebene 
Für den Nachweis von druck- und biegedruckbeanspruchten Querschnitten kann ein rechtwinkliges Druckkräftediagramm mit einer Tiefe von 0,8 x (wobei x die Tiefe der neutralen Achse darstellt) und einer Spannung von 0,85 fd angenommen werden. Die maximal zu berücksichtigenden Verformungen sind εm = 0,0035 für das druckbeanspruchte Mauerwerk und εs = 0,01 für den gespannten Stahl. 
Bei einer statischen nichtlinearen Analyse können als Berechnungswerte die durchschnittlichen Festigkeiten der Materialien herangezogen werden, und die äußerste Verschiebung kann mit 1,6 % der Plattenhöhe angenommen werden. 
7.8.3.2.2
Schub 
Die Schubfestigkeit (Vt) wird als Summe der Beiträge des Mauerwerks (Vt,M) und der Bewehrung (Vt,S) gemäß folgender Gleichungen berechnet: 
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wobei gilt:
d
ist der Abstand zwischen der druckbelasteten Kante und dem Schwerpunkt der gespannten Bewehrung;
t
ist die Dicke der Wand;
fyd = fyk / γM
wird in Absatz 4.5.6.1 bestimmt, wobei die mittlere normale Spannung (im genannten Absatz angegeben mit σn) am Bruttoquerschnitt der Breite d (σn = P/dt). 
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wobei gilt: 
d
ist der Abstand zwischen der druckbelasteten Kante und dem Schwerpunkt der gespannten Bewehrung; 
ASW
ist die Fläche der parallel zur Schubkraft angeordneten Schubbewehrung, mit einem orthogonal zur Richtung der Schubkraft gemessenen Abstand s; 
fyd
ist die Bemessungsstreckgrenze des Stahls; 
s
der Abstand zwischen den Bewehrungsebenen. 
Ebenso muss nachgewiesen werden, dass der einwirkende Schub folgenden Wert nicht überschreitet:
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wobei gilt: 
t
ist die Dicke der Wand 
fd
ist die Bemessungsdrucktragfähigkeit des Mauerwerks.
Bei einer dynamischen nichtlinearen Analyse können als Berechnungswerte die durchschnittlichen Festigkeiten der Materialien herangezogen werden und die äußerste Verschiebung kann mit 0,8 % der Plattenhöhe angenommen werden.
7.8.3.2.3
Biegedruck außerhalb der Ebene 
Bei senkrecht auf die Ebene der Wand einfallenden Einwirkungen wird der Nachweis geführt, indem ein Druckkräftediagramm und Verformungsgrenzwerte für Mauerwerk und Stahl herangezogen werden, die der Nachweisführung in der Ebene entsprechen. 
7.8.4.
BAUWERKE AUS EINGEFASSTEM MAUERWERK
Die Bemessung und der Bau von Bauwerken aus eingefasstem Mauerwerk muss im Einklang mit den Vorschriften der Norm UNI EN 1998-1 unter Berücksichtigung der Erläuterungen in den nationalen technischen Anhängen zu den Eurocodes durchgeführt werden, wobei die Detailvorschriften aus Absatz 7.8.6.3 anzuwenden sind.
7.8.5.
MISCHTRAGWERKE 
Bei Bauwerken aus Mauerwerk ist die Verwendung von Tragwerken unterschiedlicher Technologien zum Tragen von Vertikallasten zulässig, vorausgesetzt die Erdbebenfestigkeit wird zur Gänze den Bauteilen derselben Technologie übertragen. Wenn die Erdbebenfestigkeit zur Gänze den Wänden aus Mauerwerk übertragen wird, müssen für diese die Vorschriften der vorangegangenen Punkte eingehalten werden. Wenn die Erdbebenfestigkeit zur Gänze Tragwerken einer anderen Technologie übertragen wird (z. B. Wänden aus Stahlbeton), müssen die in den entsprechenden Kapiteln der vorliegenden Vorschriften angegebenen Bemessungsregeln befolgt werden. Sollte es sich als notwendig herausstellen, die Mitwirkung der Wände aus Mauerwerk und der Gefüge einer anderen Technologie bei der Erdbebenfestigkeit zu berücksichtigen, muss letztere anhand von nichtlinearen Verfahren nachgewiesen werden. 
Die Verbindungen zwischen Bauteilen einer anderen Technologie müssen ausdrücklich nachgewiesen werden. Besonders beachtet werden muss der Nachweis der effizienten Übertragung der Vertikallasten. Darüber hinaus muss die Kompatibilität der Verformungen bei allen tragenden Teilen nachgewiesen werden. 
Ebenso ist es gestattet, Bauwerke mit einem Tragwerk aus Mauerwerk im unteren Teil herzustellen und darüber ein Stockwerk aus Stahlbeton oder Stahl oder Holz oder einer anderen Technologie zu errichten; dazu müssen folgende Bedingungen eingehalten werden: 
-
die für Tragwerke aus Mauerwerk vorgesehenen Höhen der Bauwerke verstehen sich inklusive der Wände aus Mauerwerk und der Wände, die nach einer anderen Technik errichtet werden; 
-
der obere Teil der Wände, die nach einer anderen Technik errichtet werden, muss effizient am Abschlussringanker des Mauerwerkteils verankert sein; 
-
bei der linearen Analysemethode ist die Verwendung der statischen Analyse (innerhalb der in Absatz 7.8.1.5.2 genannten Grenzen der Anwendbarkeit) unter der Voraussetzung zulässig, dass eine mit der ersten elastischen Modalform in jeder Richtung kompatible Kräfteverteilung verwendet wird, die mit ausreichend genauen Methoden berechnet wurde, die die unregelmäßige Verteilung an Steifigkeit in der aufgehenden Konstruktion berücksichtigen. Zu diesem Zweck kann, in Ermangelung genauerer Methoden, die erste Modalform von den ermittelten Verschiebungen berechnet werden, indem auf das Bauwerk statisch die in Absatz 7.3.3.2 festgelegte Kräfteverteilung angewendet wird; 
-
bei einer statisch nichtlinearen Analyse müssen die in Absatz 7.3.4.2 vorgesehenen Verteilungen von Horizontalkräften verwendet werden, bei denen die erste elastische Modalform mit ausreichend genauen Methoden berechnet wurde; 
-
bei der linearen Analyse muss für den Nachweis des Teils aus Mauerwerk der in Absatz 7.8.1.3 vorgeschriebene Verhaltensbeiwert q verwendet werden; für den Nachweis des oberen Teils einer anderen Technik muss der für diese Tragwerksart und Konfigurationsart (Regelmäßigkeit) passende Verhaltensbeiwert verwendet werden; dieser darf aber keinesfalls höher als 2,5 sein; 
-
Alle Verbindungen zwischen dem Teil einer anderen Technik und dem Teil aus Mauerwerk müssen lokal, anhand der in der Analyse berechneten, übertragenen Kräfte, erhöht um 30 %, überprüft werden. 
7.8.6.
DETAILVORSCHRIFTEN 
7.8.6.1
Bauwerke aus gewöhnlichem Mauerwerk 
In jedem Stockwerk muss ein durchgehender Ringanker an der Kreuzung zwischen Decken und Wänden errichtet werden. 
Die Ringanker müssen eine Mindesthöhe aufweisen, die der Höhe der Decke entspricht und eine Breite, die mindestens der Wandbreite entspricht; ein Abstand nach hinten von maximal 60 mm und 0,25 t von der Außenkante ist bei Mauerwerken mit einer Dicke t bis zu 300 mm zulässig. Bei Mauerwerken mit einer größeren Dicke t, kann der Abstand zur Außenkante auch größer sein als 60 mm, jedoch nicht größer als 0,2 t. Die Fläche der Längsbewehrung darf nicht kleiner sein als 8 cm², die Bügel müssen einen Mindestdurchmesser von 6 mm und einen Achsenabstand von maximal 250 mm haben. Träger aus Metall oder Fertigteilen, die die Decken bilden, müssen im Ringanker um mindestens die Hälfte ihrer Breite und jedenfalls um nicht weniger als 120 mm verlängert und entsprechend mit diesem verankert werden. 
Wenn nicht geeignete Maßnahmen eine wirksame Verbindung zwischen den Wänden und dem kastenartigen Verhalten des Tragwerks garantieren, sind auf Höhe von Winkelkreuzungen zwischen zwei Umfangswänden auf beiden Wänden Bereiche von Wänden aus Mauerwerk mit einer Mindestlänge von einem Drittel der Höhe und in jedem Fall nicht kleiner als 1 m, einschließlich der Stärke der Querwand, vorgeschrieben. 
Oberhalb jeder Öffnung muss ein effizient mit dem Mauerwerk verzahnter, biegefester Bogenträger ausgeführt werden. 
7.8.6.2
Bauwerke aus bewehrtem Mauerwerk 
Die Vorgaben aus Absatz 7.8.6.1 für das gewöhnliche Mauerwerk gelten auch für das bewehrte Mauerwerk, mit den folgenden Ausnahmen und den maßgeblichen Vorschriften aus Absatz 4.5.7. 
Die Bogenträger über den Öffnungen können aus bewehrtem Mauerwerk errichtet werden. 
Die Bewehrungsstäbe müssen ausschließlich so beschaffen sein, dass sie eine gute Haftung haben und sie müssen an den Enden mittels Abkantungen rund um die Vertikalstäbe entsprechend verankert werden. Alternativ dazu können für die Horizontalbewehrungen Fachwerkbewehrungen oder Bewehrungen verwendet werden, die so ausgebildet sind, dass sie eine ausreichende Haftung und Verankerung gewährleisten. 
Der Anteil der horizontalen Bewehrung darf, bezogen auf die Bruttofläche des vertikalen Wandquerschnitts nicht weniger als 0,04% und nicht mehr als 0,5% betragen. 
Brüstungen und Verbindungselemente zwischen verschiedenen Wänden müssen gut mit den angrenzenden Wänden verbunden sein und die Kontinuität der horizontalen und, wo möglich, der vertikalen Bewehrung sicherstellen. 
An den Schnittstellen der Umfangswände kann von dem Erfordernis, auf beiden Wänden Zonen mit mindestens 1 m langen Wänden aus Mauerwerk zu haben, Abstand genommen werden. 
7.8.6.3
Bauwerke aus eingefasstem Mauerwerk 
Bauwerke aus eingefasstem Mauerwerk müssen unter Einhaltung der folgenden Anforderungen bemessen werden:
· die horizontalen und vertikalen Einfassungselemente müssen untereinander verbunden und mit den Elementen des Haupttragsystems verankert werden;
· damit eine effektive Verbindung zwischen den Einfassungselementen und dem Mauerwerk garantiert ist, muss der Beton der Einfassungselemente nach der Errichtung des Mauerwerks gegossen werden;
· die minimale Querabmessung der horizontalen und vertikalen Einfassungselemente darf nicht kleiner sein als 150 mm. In Wänden mit doppelten dünnen Platten muss die Dicke der Einfassungselemente die Verbindung der beiden dünnen Platten und ihre Umschnürung gewährleisten;
· die vertikalen Einfassungselemente müssen folgendermaßen positioniert werden:
a)
entlang der freien Kanten jeder tragenden Wand;
b)
auf beiden Seiten der Öffnungen mit einer größeren Fläche als 1,5 m2;
c)
innerhalb der Mauern mit einem Abstand von höchstens 5 m;
d)
an den Kreuzungspunkten der tragenden Wände in allen Fällen, in denen sich die am nächsten gelegenen Einfassungselemente in einem größeren Abstand als 1,5 m befinden;
· die horizontalen Einfassungselemente müssen in der Ebene der Wand auf jedem Stockwerk und in jedem Fall in einem Abstand von höchstens 4 m positioniert werden;
· die Längsbewehrung der Einfassungselemente muss eine Fläche von nicht mindestens 300 mm2 oder 1 % des Querschnitts des Einfassungselements aufweisen;
· die Bügel müssen einen Durchmesser von mindestens 5 mm und einen Abstand von höchstens 15 cm aufweisen;
· die Überlappungslängen der Längsstäbe dürfen nicht kleiner sein als 60 Durchmesser.
7.9.
BRÜCKEN 
7.9.1.
ANWENDUNGSBEREICH 
Das vorliegende Kapitel behandelt die Planung und Bemessung von Pfeilerbrücken und Balkenbrücken mit jeder Spannweite, die durchgehend auf mehreren Pfeilern oder einfach aufgelagert sind. 
Die Pfeiler verstehen sich mit Einzelschaft, mit allgemeinem, vollem oder hohlem, ein- oder mehrzelligem Querschnitt. Auch Pfeiler in Portalform können mit den in diesem Kapitel enthaltenen Kriterien und Vorschriften behandelt werden. Pfeiler mit einer komplexeren Geometrie, z. B. Pfeiler mit Raumrahmen, erfordern im Allgemeinen spezifische Bemessungskriterien, Analyseverfahren und Nachweise. 
Bei anderen Arten von Brücken als der angegebenen müssen die Annahmen und Berechnungsverfahren angemessen dokumentiert sein, unbeschadet der in Tabelle 7.3.II angeführten Verhaltensbeiwerte. 
7.9.2
ALLGEMEINE BEMESSUNGSKRITERIEN 
Bei einem nicht dissipativem Tragwerksverhalten muss der Tragwiderstand der Bauglieder und der Verbindungen gemäß den Vorschriften aus Kapitel 4 ohne zusätzliche Anforderungen bewertet werden, wenn die folgenden Voraussetzungen vorliegen: Bei Tragwerken aus Stahlbeton darf kein Querschnitt die konventionelle Krümmung der ersten Plastifizierung überschreiten, die in Absatz 7.4.4.1.2 festgelegt ist; bei druckbeanspruchten Tragwerken aus Stahlbeton und bei Tragwerken aus Metallbauteilen, darf kein Material die Bemessungsverformungsstreckgrenze überschreiten.
Bei Tragwerken mit dissipativem Verhalten muss das Tragwerk der Brücke so konzipiert und dimensioniert sein, dass es unter der seismischen Einwirkung für den GZM zur Ausbildung eines stabilen dissipativen Mechanismus kommt, bei dem die Dissipation auf die Pfeiler begrenzt ist.
Ausschließlich zur Bemessung der Gründungspfähle kann unter Bezugnahme auf Absatz 7.2.5 ein begrenztes Dissipationsvermögen berücksichtigt werden, indem die seismischen Beanspruchungen, die sich auf den Pfählen aus der Tragwerksanalyse für ein nicht dissipatives Verhalten ergeben, durch 1,5 dividiert werden. In diesem Fall müssen für eine Länge von 10 Durchmessern von der Spitze des Pfahls aus die konstruktiven Details bezüglich der Duktilitätsklasse DK „B“ aus Absatz 7.9.6.1 angewendet werden.
Der Tragwiderstand der Bauglieder und der Verbindungen muss gemäß den Vorschriften aus den Absätzen 7.1 bis 7.3 bewertet werden, die durch die Bemessungsregeln und die Detailvorschriften aus den nachstehenden Absätzen zu ergänzen sind.
Bei der Bewertung des Tragwiderstands der Querschnitte aus Stahlbeton kann die Auswirkung der Umschnürung berücksichtigt werden (siehe Absatz 4.1.2.1.2.1), sofern der Verlust der Eisenüberdeckungen beim Erreichen der Bruchverformungsgrenze des nicht umschnürten, druckbeanspruchten Betons berücksichtigt wird (0,35 %).
Die Proportionierung des Tragwerks muss die plastische Beanspruchung der größtmöglichen Pfeileranzahl begünstigen. Das unelastische dissipative Verhalten muss biegsam sein, unter Ausschluss möglicher schubbedingter Bruchmechanismen. Nach Möglichkeit müssen die dissipativen Zonen an Stellen angeordnet werden, die – wenn auch mit vertretbaren Schwierigkeiten – zugänglich sind, um die Durchführung von Inspektionen und Reparaturen zu erleichtern. 
In aller Regel ist das seismische Verhalten von Brücken mit durchgehendem Tragwerk besser als das Verhalten von aufgelagerten Balkenbrücken, vorausgesetzt, es kann sichergestellt werden, dass sich die plastischen Gelenke nahezu gleichzeitig unter allen Pfeilern ausbilden, die als dissipative Elemente gewählt wurden.
Die Bauteile, für die überhaupt kein Dissipativvermögen vorgeschrieben ist, müssen ein im Wesentlichen elastisches Verhalten beibehalten; es handelt sich dabei um: Bauteile, die für ein nicht dissipatives Verhalten bemessen wurden, die Anteile außen an den dissipativen Zonen der Pfeiler, das Tragwerk, die Stützvorrichtungen, die Gründungstragwerke, die Pfeiler, die horizontale Einwirkungen nicht mit dem Tragwerk austauschen. Zu diesem Zweck wird die nachfolgend beschriebene und für jeden Fall spezifische „Bemessung nach dem Prinzip der Widerstandshierarchie“ herangezogen. 
7.9.2.1
Werte für den Verhaltensbeiwert 
Bei nicht-dissipativem Tragwerksverhalten wird für die beiden horizontalen Komponenten der seismischen Einwirkungen q0 mit 1,0 angesetzt.
Bei dissipativem Tragwerksverhalten werden für die beiden horizontalen Komponenten der seismischen Einwirkung die Höchstwerte für den Grundwert q0 des Verhaltensbeiwerts in Tabelle 7.3.II angegeben; in der gilt: λ(α)=1, wenn α ≥ 3, λ(α)=(α/3)0,5, wenn 3> α ≥ 1 und wobei α = L/H, und L ist der Abstand des Querschnitts des plastischen Gelenks von dem Querschnitt des Nullmoments und H ist die Größe des Querschnitts in der Knickebene des plastischen Gelenks. 
Bei den duktilen Bauteilen aus Stahlbeton gelten die q0-Werte der Tabelle 7.3.II nur, wenn die normierte Druckbeanspruchung νk, die sich durch Division der Bemessungskraft NEd mit der einfachen Druckfestigkeit des Querschnitts (νk = NEd/Ac fck) ergibt,, den Wert 0,3 nicht überschreitet. 
Die normierte Druckbeanspruchung darf den Wert νk = 0,6 nicht überschreiten. 
Für νk-Werte, die zwischen 0,3 und 0,6 liegen, ergibt sich der Wert für q0 durch:
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wobei q0 der Wert ist, der für νk ≤ 0,3 anwendbar ist.
In Tabelle 7.3.II sind auch die Tragwerke angeführt, die sich mit dem Boden bewegen. Sie sind von der Verstärkung der Bodenbeschleunigung nicht betroffen, da sie durch natürliche, sehr niedrige (T  0,03 s) Vibrationsperioden in horizontaler Richtung gekennzeichnet sind. Zu dieser Kategorie zählen auch die mittels biegsamer Verbindungen oder beweglichen Auflagern mit dem Tragwerk verbundenen Widerlager.
Die Maximalwerte q0 des Verhaltensbeiwerts sind bei isostatischen Brücken in jede der beiden Hauptrichtungen auf die einzelnen Pfeiler, und bei Brücken mit durchgehenden Balken auf das gesamte Bauwerk, anzuwenden. 
Bei Brücken mit duktilen tragenden Bauteilen anderer Art wird für jede der beiden Richtungen der Verhaltensbeiwert für gleichartige Bauteile herangezogen, die in größerem Ausmaß zum Widerstand gegen seismische Einwirkungen beitragen.
Die Anforderung an die Regelmäßigkeit und daher Anwendbarkeit eines Werts KR = 1 kann a posteriori mit folgendem Verfahren nachgewiesen werden:
‒
für jedes duktile Bauteil wird folgendes Verhältnis berechnet: ri=q0 MEd,i/MRd,i, wobei MEd,i das Moment an der Basis des i-ten duktilen Bauteils ist, das durch die seismische Bemessungskombination erzeugt wird, und MRd,i das entsprechende Widerstandsmoment ist;
‒
die Brückengeometrie wird als „regelmäßig“ betrachtet, wenn das Verhältnis zwischen dem Maximum und dem Minimum der Verhältnisse ri, die für die Pfeiler berechnet wurden, die zum Erdbebenwiderstandssystem in der untersuchten Richtung gehören, kleiner ist als 2 (
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Wenn das Ergebnis 
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lautet, muss das Verfahren wiederholt und für KR der folgende reduzierte Wert herangezogen werden
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[7.9.2]
und auf jeden Fall muss immer q = q0 KR ≥ 1 angenommen werden.
Für die Bestimmung von rmax und rmin in der untersuchten horizontalen Richtung können Pfeiler ausgeschlossen werden, deren Schubfestigkeit 20 % des gesamten seismischen Widerstands, dividiert durch die Anzahl der Widerstandsbauteile, nicht überschreitet.
Bei Brücken mit unregelmäßiger Geometrie (z. B. mit einem Schrägheitswinkel von mehr als 45°, mit einem sehr reduzierten Kurvenradius usw.) wird ein globaler Verhaltensbeiwert q von 1,5 herangezogen. Werte über 1,5 und auf jedem Fall nicht über 3,5 können nur herangezogen werden, wenn die Duktilitätsanforderungen anhand der nichtlinearen Analyse geprüft werden.
7.9.3.
TRAGWERKSMODELL 
Das Tragwerksmodell muss alle signifikanten Freiheitsgrade beschreiben können, die die dynamische Antwort kennzeichnen, und getreu die Trägheits- und Steifigkeitseigenschaften des Tragwerks reproduzieren sowie die Einspannungseigenschaften der Fahrbahnplatten. 
Wenn die Fahrbahnplatte einen Schrägheitswinkel ( > 20° (siehe Abb. 7.9.1) hat oder besonders breit im Verhältnis zur Länge (Verhältnis zwischen Breite B und Länge L, B/L > 2,0) ist, muss den starren Bewegungen der Brücke rund um die Vertikalachse besondere Beachtung zukommen, insbesondere muss vermieden werden, dass der Widerstandsmechanismus der Gesamtheit der Brücke bei durchgehenden Trägern auf der Drehung eines einzigen Pfeilers lastet, oder die aufgelagerten Träger muss eine angemessene Anordnung der Stützvorrichtungen vorgesehen werden. 
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Abb. 7.9.1 – Schrägbrücke
Die Steifigkeit der Bauteile aus Stahlbeton muss unter Berücksichtigung ihres tatsächlichen Rissbildungszustands bewertet werden, der im Allgemeinen bei der Fahrbahnplatte (oft zur Gänze reagierend) und bei den Pfeilern unterschiedlich ist.
In Ermangelung genauerer Bestimmungen bezieht sich die zufällige Exzentrizität gemäß Absatz 7.2.6 auf die Fahrbahnplatte und kann mit der 0,03-fachen Größe dieser Fahrbahnplatte, senkrecht zur Richtung der seismischen Einwirkung gemessen, angenommen werden.
7.9.3.1
Boden-Tragwerk-Interaktion und Analyse der lokalen seismischen Antwort
Unbeschadet der Angaben aus Absatz 7.2.6 zur Modellierung der seismischen Einwirkung, müssen für den Fall, dass die Verformbarkeit und das Dissipationsvermögen des Gründung-Boden-Komplexes mit viskoelastischen Einfassungen schematisch dargestellt werden, die zur Modellierung der Wechselwirkungen zwischen Boden und Tragwerk für die dynamische Impedanz verwendeten Matrizen für jeden Pfeiler und für jedes Widerlager an entsprechenden Frequenzintervallen bewertet werden.
In den Modalanalysen mit elastischem Antwortspektrum müssen die Matrizen der dynamischen Impedanz nur den wirklichen Teil, das heißt, die Bedingungen für die Steifigkeit enthalten. Dem Dissipationsvermögen des Gründungs-Boden-Komplexes kann Rechnung getragen werden, indem die Ordinaten der Bemessungsspektren sowohl für die horizontale Komponente als auch für die vertikale Komponente durch Faktoren reduziert werden, die mit bewährten berechnet werden.
In den Analysen im Zeitbereich wird der Gründungs-Boden-Komplex durch die Matrizen der dynamischen Impedanz beschrieben, wobei sowohl die Bedingungen der Steifigkeit als auch die Bedingungen der Dämpfung zu berücksichtigen sind.
Die Modellierung der Brücke muss die Trägheitseigenschaften der Sockel und des über ihnen lastenden Bodens beinhalten und die Steifigkeit der Stahlbeton-Elemente in ihrem tatsächlichen Zustand der Rissbildung berücksichtigen.
7.9.4.
TRAGWERKSANALYSE 
Bei den Analyseverfahren wird auf Absatz 7.3 verwiesen, mit Ausnahme der Vorgaben im nachstehenden Absatz 7.9.4.1. Wenn lineare Methoden verwendet werden, kann die Steigerung der Biegebeanspruchungen in den dissipativen Zonen aufgrund der geometrischen Nichtlinearitäten mittels der folgenden vereinfachten Formel berücksichtigt werden: 
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wobei dEd die in der bemessenen Erdbebensituation bewertete Verschiebung in Übereinstimmung mit den Angaben aus Absatz 7.3.3.3 und NEd die Bemessungsaxialkraft ist. 
7.9.4.1
Statische lineare Analyse 
Die erforderlichen Anforderungen für die Anwendung der statischen linearen Analyse können in folgenden Fällen als erfüllt betrachtet werden: 
a)
für die Längs- und Querrichtung bei einfach aufgelagerten Balkenbrücken und vorausgesetzt, die wirksame Masse jedes Pfeilers ist nicht höher als 1/5 der Masse der vom Pfeiler getragenen Fahrbahnplatte; 
b)
in der Längsrichtung bei geradlinigen Brücken mit durchgehenden Balken und vorausgesetzt, die wirksame Gesamtmasse der Pfeiler, die zum Erdbebenwiderstandssystem gehören, ist nicht höher als 1/5 der Masse der Fahrbahnplatte; 
c)
in der Querrichtung bei Brücken, die die Bedingung b erfüllen und symmetrisch in Bezug auf den Mittelquerschnitt in Längsrichtung sind oder die eine Exzentrizität von maximal 5 % der Brückenlänge aufweisen. Die Exzentrizität ist der Abstand zwischen Massenschwerpunkt und Mittelpunkt der Steifigkeiten der Pfeiler, die in der Querrichtung zum Erdbebenwiderstandssystem gehören. 
Bei Pfeilern mit konstantem Querschnitt kann die wirksame Masse gleich der Masse des oberen Drittels des Pfeilers zuzüglich der Masse des Pulvinos angenommen werden. 
In den Fällen a und b beträgt der Wert der Masse M, die bei der Fahrbahnplatte als konzentriert zu betrachten ist und aufgrund derer die Kraft F äquivalent zur seismischen Einwirkung bewertet wird:
‒
die zum Pfeiler gehörige Deckenmasse plus die Masse des oberen Pfeilerdrittels plus die Masse des Pulvinos im Fall a; 
‒
die gesamte Masse der Fahrbahnplatte, plus die Masse des oberen Drittels aller Pfeiler, plus die Masse aller Pulvinis im Fall b. 
Die Grundperiode T1 , hinsichtlich der das Antwortspektrum der Beschleunigung Sd(T1) zu bewerten ist, ergibt sich in beiden Fällen aus der Formel: 
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in welcher K die Seitensteifigkeit des untersuchten Modells ist, also des einzelnen Pfeilers im Fall a und der Gesamtheit der Pfeiler im Fall b. 
Im Fall c ergibt sich das System der zur seismischen Einwirkung äquivalenten, auf die Knoten des Modells anzuwendenden Horizontalkräfte aus folgender Formel: 
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wobei gilt: T1 ist die Grundeigenperiode der Brücke in der Querrichtung, g ist die Schwerkraftbeschleunigung, di stellt die Verschiebung des Freiheitsgrads i dar, wenn das Tragwerk einem System von statischen Querkräften fi = Gi ausgesetzt ist, und Giist das Gewicht der im Freiheitsgrad i konzentrierten Masse. 
Die Periode T1 der Brücke in Querrichtung kann mit der folgenden Annäherungsformel bewertet werden: 
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7.9.5.
DIMENSIONIERUNG UND NACHWEIS DER TRAGENDEN BAUTEILE
Die nachfolgenden Angaben gelten für die tragenden Bauteile von aufgehenden Tragwerken. Für sie müssen Nachweise auf Tragfähigkeit und Duktilität nach den in Absatz 7.3.6.1 angegebenen Verfahren geführt werden.
Die Überfestigkeitsbeiwerte γRd, die in den einzelnen Nachweisen gemäß den Bemessungsregeln nach dem Grundsatz der Widerstandshierarchie zu verwenden sind, werden mit folgender Formel berechnet: 
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in der q der Wert des in der Berechnung verwendeten Verhaltensbeiwerts ist. Wenn bei Querschnitten aus Stahlbeton das Verhältnis νk zwischen der Axialkraft und dem Druckwiderstand des Betonquerschnitts 0,1 überschreitet, wird der Überfestigkeitsbeiwert mit 1 + 2 (νk − 0,1)² multipliziert.
Die Beanspruchungen, die ausgehend von den verstärkten Biegetragwiderständen berechnet werden, erhöht um die Auswirkung der auf die Bauteile verteilten Dauerlasten, oder die über die Bemessung nach dem Grundsatz der Widerstandshierarchie ermittelt werden, werden mit dem Index „prc“ angegeben, beispielsweise Fprc. 
Für die Fundamenttragwerke gelten die Angaben aus Absatz 7.2.5.
Wenn Widerlager oder Pfeiler seismischen Einwirkungen als eigenständige Tragwerke standhalten müssen, sind diesen seismischen Einwirkungen diejenigen parasitären Kräfte hinzuzufügen, die von den beweglichen Auflagern oder Elastomerlagern, die nicht der Isolierung gemäß Absatz 7.10 dienen, durch Reibung übertragen werden, wobei diese parasitären Kräfte um den Faktor 1,3 zu vergrößern sind.
Die parasitären Kräfte, die von den Auflagern übertragen werden oder die Zwangszustände, die von den veränderlichen oder dauerhaften Einwirkungen in das Tragwerk eingeleitet werden, können bei den Bauwerken mit tragenden Bauteilen, den Biegetragwiderstand erreichen, der für den entsprechenden Tragfähigkeitsbereich im GZT an der einwirkenden Axialbeanspruchung berechnet wurde, vernachlässigt werden.
7.9.5.1
Pfeiler 
Was Stahlpfeiler angeht, wird auf die Kriterien gemäß Absatz 7.5 verwiesen.
Was Stahlbetonpfeiler angeht, finden die nachstehenden Kriterien Anwendung.
7.9.5.1.1
Widerstandsnachweise (RES)
Die Tragfähigkeit muss in jedem Querschnitt größer oder gleich der entsprechenden Beanspruchung sein.
Druckbiegung
In Querschnitten, in denen die Bildung von Dissipationsbereichen vorgesehen ist, wird die Druckbiegungsbeanspruchung ausgehend von der Globalanalyse des Tragwerks für die in Absatz 2.5.3 angeführten Lastkombinationen verwendet. 
Bei Brücken in DK „A“ und DK „B“ darf die druckbelastete Beanspruchung der Pfeiler 55 % bzw. 65 % des maximalen Kompressionswiderstands des Betonquerschnitts des ausschließlich aus Beton bestehenden Querschnitts für alle berücksichtigten Kombinationen nicht überschreiten.
In Querschnitten, die Teil von Dissipationsbereichen sind, gilt Folgendes:
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wobei: 
MEd
die Biegungsbeanspruchung (begleitet von der Biegungsbeanspruchung in orthogonaler Richtung, von deren gleichzeitigem Auftreten ausgegangen wird) gemäß Analyse ist; 
MRd
die Biegungsfähigkeit, berechnet ausgehend vom Widerstandsmoment im Grenzzustand GZT bei einwirkender Axialkraft, ist. 
In Querschnitten außerhalb der Dissipationsbereiche muss Folgendes gelten:
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wobei Mprc die Biegungsbeanspruchung (begleitet von der Biegungsbeanspruchung in orthogonaler Richtung, von deren gleichzeitigem Auftreten ausgegangen wird) ist, die gemäß Absatz 7.9.5 berechnet wird, während Myd die Biegungsfähigkeit an der konventionellen Krümmung der ersten Plastifizierung gemäß Absatz 7.4.4.1.2 am Punkt der einwirkenden Axialkraft ist. 
Falls außerhalb der Dissipationsbereiche der Pfeiler die Biegungsbeanspruchung Mprc den Wert MRd der Dissipationsbereiche selbst überschreiten sollte, wird dieser Wert anstelle von Mprc verwendet. 
Schub
Zu Zwecken der Planung wird für jede Einwirkungsrichtung des Erdbebens die Schubeinwirkung VEd berechnet, unter Berücksichtigung eines Gleichgewichts zwischen der Biegungsfähigkeit der Endquerschnitte des Pfeilers Ms,prc und Mi,prcund dem Schub Vprc, der auf denselben Querschnitt einwirkt, gemäß nachstehenden Gleichungen:
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wobei lp der Abstand zwischen den beiden Querschnitten der Pfeilerenden (bei nur an der Basis eingespanntem Pfeilern die Distanz zwischen dem Querschnitt des Nullmoments) ist, während γBd berechnet wird ausgehend vom Verhältnis zwischen dem Schub gemäß Analyse VE und dem Schub Vprc ausgehend von folgender Formel:
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Die Schubtragfähigkeit der Pfeilerquerschnitte wird wie in Absatz 4.1.2.3.5 beschrieben berechnet, wobei ein Arm der Innenkräfte z in Höhe von 0,9 d angenommen werden kann für rechteckige volle oder hohle Querschnitte, von 0,75 d für runde volle Querschnitte und von 0,60 d für runde hohle Querschnitte. 
In den Dissipationsbereichen der geplanten Pfeiler in DK „A“ muss der Neigungswinkel der druckbeanspruchten Betonstreben mit 45° angenommen werden. 
Die Größen des Querschnitts beziehen sich nur auf den umschlossenen Betonkern, sofern eine Umschließungsbewehrung erforderlich ist. 
Für gedrungene Elemente mit α < 2,0 (siehe Absatz 7.9.2.1) muss auch ein Gleitnachweis durchgeführt werden. 
7.9.5.1.2
Duktilitätsnachweise
Die Duktilitätsnachweise müssen für die Dissipationsbereiche der Pfeiler durchgeführt werden, welche - wie in Absatz 7.9.6.1 ausgeführt - eine Umschließungsbewehrung benötigen.
Die Einhaltung der baulichen Details gemäß Absatz 7.9.6.1 erlaubt es, vom expliziten Duktilitätsnachweis abzuweichen. Sollte ein solcher erforderlich sein, muss dieser wie in Absatz 7.4.4.1.2 angegeben, erbracht werden.
7.9.5.2
Decke 
Zur Vermeidung des Klopfens zwischen verschiedenen angrenzenden Teilen der Decke müssen die Kriterien gemäß Absatz 7.2.1 eingehalten werden („Abstand zwischen angrenzenden Bauwerken“).
Werte unter diesen Distanzen können verwendet werden, wenn das Klopfen zwischen den Teilen kontrollierte Bruchmechanismen hervorruft, die - sofern mit dem Betrieb der Infrastruktur vereinbar - leicht repariert werden können.
7.9.5.2.1
Widerstandsnachweise (RES)
Die Tragfähigkeit muss in jedem Querschnitt größer oder gleich der entsprechenden Beanspruchung sein.
Das Größenkriterium für die Decke besteht darin, dass diese keine Schäden durch Einwirkungen in Bezug auf den GZM erleidet, genauer gesagt durch die größten Beanspruchungen, die von der seismischen Bemessungseinwirkung verursacht werden. 
Widerstandsnachweise sind bei Brücken mit geradliniger Achse oder mit wenig ausgeprägter Krümmung im Allgemeinen in der Längsrichtung überflüssig, abgesehen von lokalen Auswirkungen in den Bereichen der Verbindung mit den Stützvorrichtungen. 
In Querrichtung ermittelt man die Widerstandsbeanspruchung ausgehend von den Kriterien des Concrete Capacity Design (CCD). 
Insbesondere am Kopf des allgemeinen Pfeilers i ergibt sich eine Schubbeanspruchung aus: 
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wobei VE,i der Wert der aus der Analyse ermittelten Schubkraft ist, ME,i das entsprechende Biegemoment am Pfeilersockel ist und MRd,i das tatsächliche Widerstandsmoment am Pfeilersockel darstellt. 
Wenn der Pfeiler auch Momente an die Decke überträgt, ergeben sich die für den Nachweis der Decke anzunehmenden Werte aus den Werten der Widerstandsmomente der Bauglieder, die diese übertragen, multipliziert mit dem Überfestigkeitsfaktor γRd. 
Wenn für die Decke ein Nachweis mit dem CCD-Kriterium erbracht wurde, muss bei direkter seismischer Einwirkung, die quer zur Brücke erfolgt, die Verringerung ihrer Torsionssteifigkeit berücksichtigt werden. 
In Vertikalrichtung muss der Nachweis der Decke in den unter Absatz 7.2.2 angegebenen Fällen geführt werden, indem für die seismische Einwirkung der Wert q = 1 angenommen wird. 
7.9.5.3
Stützvorrichtungen und Überlappungsbereiche
7.9.5.3.1
Stützvorrichtungen oder feste Verbindungen 
Bei der Bemessung der Stützvorrichtungen oder festen Verbindungen ist den CCD-Kriterien Rechnung zu tragen. Diese müssen daher in der Lage sein, unter Beibehaltung der vollen Funktionstüchtigkeit, solche Horizontalkräfte zu übertragen, dass im oder in den Dissipationsbereich(en) am Pfeilersockel ein Biegemoment γRd∙MRd erzeugt wird, wobei MRd das Widerstandsmoment des Dissipationsbereichs oder der Dissipationsbereiche ist. Dieser Nachweis kann unabhängig für beide Richtungen der seismischen Einwirkung geführt werden. 
Die gemäß obigen Angaben bestimmten Kräfte können höher als jene sein, die aus der Analyse ermittelt werden, wenn q mit 1 angesetzt wird; in diesem Fall ist es gestattet, letztere bei der Planung der Vorrichtungen heranzuziehen. 
7.9.5.3.2
Bewegliche Stützvorrichtungen 
In den Auflagerungsbereichen, in denen eine relative Bewegung zwischen verschiedenen Bauteilen des Tragwerks (Decke-Pfeiler, Decke-Widerlager, 'Gerber'-Sitze usw.) vorgesehen ist, müssen die beweglichen Stützvorrichtungen gemäß Absatz 7.2.2 dimensioniert sein.
7.9.5.3.3
Endanschlagsvorrichtungen 
Mit dem Begriff Endanschlagsvorrichtungen werden verschiedene Bauelemente bezeichnet, deren Zweck darin besteht, die relative Bewegung zwischen der Decke und der Spitze des Pfeilers oder dem Widerlager zu begrenzen. Diese Vorrichtungen können aus stoßdämpfenden Bauteilen aus Gummi oder anderem Material, aus Seilverbindungen usw. bestehen. 
Die Verwendung dieser Bauteile ist erforderlich, wenn die Bemessungsbedingungen es nicht zulassen, Stützvorrichtungen zwischen Fachwerk und Pfeilerkopf oder Widerlager oder in den Fachwerkverbindungen ('Gerber'-Sitze) mit der gemäß Absatz 7.9.5.3.4 erforderlichen Leistung herzustellen. 
In diesen Fällen können die Verbindungen, in Ermangelung einer analytischen Analyse im dynamischen Bereich der Wechselwirkung Decke-Pfeiler und der in den Verbindungen erzeugten Beanspruchungen, so dimensioniert werden, dass sie einer Kraft α · Q standhalten, wobei α = 1,5 · S · ag/g die normalisierte Bemessungsbeschleunigung im Grenzzustand der Einsturzverhinderung ist, S, ag und g gemäß Absatz 3.2.3.2.1 festgelegt werden und Q das Gewicht des Deckenteils ist, der mit einem Pfeiler oder den Widerlagern verbunden ist, oder, wenn es sich um zwei untereinander verbundene Deckenteile handelt, das kleinere Gewicht aus den beiden Teilen ist. 
7.9.5.3.4
Überlappungsbereiche 
In den Auflagerbereichen, in denen eine relative Bewegung zwischen verschiedenen Bauteilen des Tragwerks (Decke-Pfeiler, Decke-Widerlager, 'Gerber'-Sitze usw.) vorgesehen ist, muss ein angemessener Überlappungsbereich verfügbar sein. 
Der Mindestwert dieser Länge ergibt sich, wenn man der relativen Verschiebung zwischen den Teilen, die wie in Absatz 7.2.2 angegeben bewertet wird, den nötigen Raum hinzufügt, der mindestens 400 mm beträgt, um die Stützvorrichtung anzuordnen.
7.9.5.4
Widerlager 
Die Widerlager der Brücken müssen so ausgebildet sein, dass keiner der Komponententeile Schäden erleidet, die deren vollständige Funktionstüchtigkeit unter der seismischen Einwirkung im GZM beeinträchtigen. 
Der seismische Nachweis der Widerlager kann in akzeptabler vereinfachter Form getrennt für die Quer- und die Längsrichtung geführt werden. 
Das für die Analyse der Widerlager heranzuziehende Modell hängt vom Verbindungsgrad mit der Decke ab, die diese Widerlager stützen (siehe Absätze 7.9.5.4.1 und 7.9.5.4.2). 
7.9.5.4.1
Verbindung mittels beweglichen Stützvorrichtungen 
Diese Art von Verbindung wird im Allgemeinen nur bei Bewegungen in Längsrichtung hergestellt. 
In diesem Fall wird das Verhalten des Widerlagers unter seismischer Einwirkung praktisch vom Verhalten der restlichen Brücke abgekoppelt. 
Bei der Bestimmung der seismischen Bemessungsbeanspruchungen müssen die folgenden Beiträge berücksichtigt werden:
–
die Schübe der Böden unter Einbezug der seismischen Auswirkungen, wie in Absatz 7.11.3 angegeben, wobei etwaige Verschiebungen im Vergleich zum Boden - sofern vorgesehen und unter gebührender Berücksichtigung der kinematischen Leistungen der Stützvorrichtungen - auch zu bewerten sind;
–
die Trägheitskräfte, die auf die Masse des Widerlagers und des auf seiner Gründung vorhandenen Bodens einwirken, bei denen eine Beschleunigung von agS angewendet wird. 
7.9.5.4.2
Verbindung mittels starrer Stützvorrichtungen 
Diese Art der Verbindung wird allgemein für die Querrichtung und im Allgemeinen auf einer der beiden Widerlager für die Längsrichtung herangezogen. 
In beiden Fällen bilden die Widerlager und die Brücke ein miteinander verbundenes System und daher muss ein Tragwerksmodell verwendet werden, das eine Analyse der Auswirkungen des Wechselspiels zwischen Boden, Widerlager und dem verbundenen Brückenteil zulässt. 
Das Wechselspiel Boden-Widerlager kann in vielen Fällen vernachlässigt werden (zugunsten der Stabilität), wenn die seismische Einwirkung quer zur Brücke einwirkt, also auf die Fläche des Widerlagers. In diesen Fällen kann die seismische Beschleunigung mit der Bemessungsbeschleunigung ag S angenommen werden. 
In Längsrichtung muss das Modell im Allgemeinen die Verformbarkeit des dahinterliegenden Bodens und die des Gründungsbodens umfassen. 
Wenn die Analyse der oben genannten Wechselwirkung nicht durchgeführt wird, werden die Trägheitskräfte, die auf die Masse des Widerlagers und des Bodens der Gründung und der Decke einwirken, ausgehend von der Beschleunigung berechnet, die mit dem Bemessungsspektrum, das dem Zeitraum TB entspricht, bewertet wird. Wenn das System, das aus Widerlager, Boden der Gründung und Decke besteht, als unendlich steif angenommen werden kann (Eigenperiode unter 0,05 s), können die direkt auf den Unterbau angewendeten Trägheitskräfte in der Annahme den Massen des Unterbaus infolge der Bodenbeschleunigung ag S gleichgestellt werden.
Wenn das Widerlager einen natürlichen steifen Boden mit mehr als 80 % der Höhe stützt, kann man davon ausgehen, dass sich das Widerlager mit dem Boden bewegt. In diesem Fall können die Bemessungsträgheitskräfte unter Berücksichtigung einer Beschleunigung ag S bestimmt werden. 
7.9.6.
KONSTRUKTIVE DETAILS FÜR BAUTEILE AUS STAHLBETON 
7.9.6.1
Pfeiler
Zur Verleihung der erforderlichen Biegsamkeit ist es erforderlich, über geeignete Querbewehrungen innerhalb der dissipativen Bereiche der Pfeiler zu verfügen:
· Bewehrungen, die geeignet sind, den Kern aus Beton des Querschnitts angemessen zu umschließen;
· Bewehrungen, die geeignet sind, die Instabilität der druckbeanspruchten Vertikalstäbe abzuwenden.
Die Vorgaben in Bezug auf die Querbewehrungen zielen darauf ab, bestimmte Leistungsziele zu erreichen. Sie bestimmen nicht die untereinander zu summierenden Stahlmengen, weshalb in den Dissipationsbereichen eines Pfeilers - unbeschadet der baulichen Details und des Mindestabstands der vorgeschriebenen Bewehrungen in den drei folgenden Absätzen - die Querbewehrungsmenge maximal diejenige ist, die erforderlich ist, um: 
- die Schubfestigkeitsnachweise zu erfüllen;
- den Kern aus Beton des Querschnitts angemessen zu umschließen;
- die Instabilität der druckbeanspruchten Vertikalstäbe abzuwenden.
Mit Ausnahme spezifischer Studien sind die gegenständlichen Bewehrungen in den Absätzen 7.9.6.1.1, 7.9.6.1.2 und 7.9.6.1.3 aufgeführt.
7.9.6.1.1
Umschließungsbewehrungen des Betonkerns
Umschließungsbewehrungen des Betonkerns sind in folgenden Fällen nicht erforderlich: 
· wenn die normalisierte Druckbeanspruchung gleich νk ≤ 0,08 ist;
· bei dünnwandigen ein- oder mehrzelligen Doppel-T- oder hohlen Pfeilerquerschnitten, vorausgesetzt νk ≤ 0,2;
· bei Pfeilerquerschnitten, die in DK „A” oder in DK „B” geplant sind, sofern es möglich ist, eine Duktilität in der Krümmung von mindestens µ( = 13 bzw. µ( = 7 zu erzielen, ohne dass die maximale Druckverformung im Konglomerat den Wert 0,0035 überschreitet.
Der mechanische Mindestprozentsatz für die Umschließungsquerbewehrung wd,r, bestehend aus Zugstangen oder rechteckigen Bügeln, ergibt sich aus:
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wobei:
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[7.9.16]
wobei:
· Ac der Gesamtbetonbereich des Querschnitts ist.
· Acc der Bereich des umschlossenen Kerns des Querschnitts ist.
·  νk QUOTE 
  wurde zuvor definiert.
·  ist 0,37 für Pfeiler, die in DK „A” geplant sind und 0,28 für Pfeiler, die in DK „B” geplant sind.
· w,min ist 0,18 für Pfeiler, die in DK „A” geplant sind, und 0,12 für Pfeiler, die in DK „B” geplant sind.
· ρL ist der geometrische Anteil der Längsbewehrung.
Für kreisförmige Bügel wird der mechanische Mindestanteil der Umschließungsbewehrung wie folgt berechnet:
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Der mechanische Anteil wird ausgehend von folgenden Gleichungen berechnet: 
–
rechteckige Querschnitte 
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wobei: 
· Asw = der Gesamtbereich der Arme der geschlossenen Bügel und Zugstangen in eine Richtung
· s = vertikaler Achsenabstand der Umschließungsbewehrungen = SL
· b = die Größe der horizontalen Fläche des umschlossenen Betonkerns in orthogonaler Richtung zu der Richtung der Bügelarme.
–
Kreisquerschnitte 
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wobei 
· Asp, Dsp der Querschnittsbereich der Umfangsstäbe und der Durchmesser der Umfangslinie sind;
· s = vertikaler Achsenabstand der Umschließungsbewehrungen = SL. 
Der Abstand der Querumschließungsbewehrung entlang der vertikalen Achse des Pfeilers SL muss folgende Bedingungen einhalten:


[image: image556.wmf](

)

*

bL

L

b

1.5

  

;

 

d

6

min

S

×

×

£


[7.9.20]
wobei dbL der Durchmesser der Längsbewehrung ist und b* die kleinste Größe des umschlossenen Betonkerns ist.
In Querrichtung muss der Abstand ST auf der horizontalen Ebene zwischen den beiden rechteckigen Bügelarmen oder zwischen den beiden Zugstangen wie folgt bemessen sein:
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[7.9.21]
Der Anteil des effektiv eingeschlossenen Betons wird vom Schwerpunkt der Umschließungsbügel bis zur Faser gemessen, in welcher die Druckverformung einem Wert von 0,0035/2 entspricht.
7.9.6.1.2
Bewehrungen, die geeignet sind, die Instabilität der druckbeanspruchten Vertikalstäbe abzuwenden
Diese sind im Falle von Querschnitten der Pfeiler, die in DK „B” geplant sind, nicht erforderlich, wenn es möglich ist, auf die Umschließungsbewehrung zu verzichten.
Der Abstand der Querumschließungsbewehrung zur Abwendung der Instabilität der druckbeanspruchten Vertikalstäbe entlang der vertikalen Achse des Pfeilers SL muss folgende Bedingung einhalten:
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wobei die Bedeutung schon aus den Symbolen deutlich wird.
Entlang der geradlinigen Kanten der Querschnitte kann das Ziel der Zurückhaltung der Längsstangen auf zwei unterschiedliche Arten erzielt werden:
· mithilfe eines Bügelarms, der mittels Zwischenzugstangen gesichert ist, die abwechselnd entlang der vertikalen Achse des Pfeilers positioniert sind;
· mittels Überlagerung mehrerer geschlossener Bügel, die so angeordnet sind, dass die internen vertikalen Stangen alternativ verbunden sind.
In Querrichtung muss der Abstand ST auf der horizontalen Ebene zwischen den beiden Bügelarmen oder Zugstangen kleiner oder gleich 200 mm sein. Die Mindestmenge der Zugstangen oder Querarme, die erforderlich sind, um das Phänomen der Instabilität der Längsstangen entlang der geradlinigen Kanten zu beschränken, geht auf folgende Beziehung zurück:
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wobei
· AT und ST die Flächen eines Bügelarms oder einer Zugstange (in mm2) bzw. der gemessene Abstand in Querrichtung zwischen den Armen der Zugstangen (m) sind.
· ∑As ist die Summe der Bereiche der vertikalen Stangen (in mm2), für die ein Arm oder eine Zugstange zuständig ist. 
· fyk,s und fyk,t sind die Zugspannungen des Stahls der vertikalen Bewehrung und der Bügel oder Zugstangen.
7.9.6.1.3
Bautechnische Einzelheiten der Dissipationsbereiche
Die Länge, gemessen entlang der vertikalen Achse, der Dissipationsbereiche eines Pfeilers, der in DK „A” geplant ist, sofern νk ≤ 0,3 gegeben ist, ist gleich dem größeren der beiden folgenden Werte: 
· Tiefe des Querschnitts in orthogonaler Richtung zur Rotationsachse des Biegemoments; 
· Abstand zwischen dem Querschnitt des Maximalmoments und dem Querschnitt, bei dem sich das Moment um 20 % verringert. Das Diagramm der Biegemomente, ausgehend von welchem die Verringerung von 20 % berechnet wird, ist dasjenige, in dem der Höchstwert des Moments gleich Mprc ist.
Für 0,3 ≤ νk ≤ 0,6 muss dieser Wert um 50 % erhöht werden. 
Für eine weitere Ausdehnung in der Länge, die der vorigen entspricht, wird eine schrittweise abnehmende Umschließungsbewehrung angebracht, in einer Größe, die im Gesamten mindestens der Hälfte jener entspricht, die im ersten Abschnitt erforderlich ist.
Die entlang der vertikalen Achse gemessene Länge des Dissipationsbereichs eines in DK „B” geplanten Pfeilers entspricht dem Abstand zwischen dem Querschnitt des maximalen Moments und dem Querschnitt, in dem MR,d ≤ 1,3 ME,d gilt. Dieser Abstand kann gleich null sein.
Alle Umschließungsbewehrungen, Bügel oder Zugstangen, müssen mit um 135° ins Innere abgebogenen Krümmungen auf einer Mindestlänge von 10 Durchmessern abschließen.
Die Zugstangen müssen stets in den Bügeln in der Nähe der vertikalen Stangen verankert sein.
In Querschnitten, in denen νk ≤ 0,30 gilt, ist es möglich, Zugstangen an einem Ende mit Krümmungen von 135° und am anderen Ende von 90° zu versehen, vorausgesetzt die Einbaurichtung wird jeweils abgewechselt.
Zugstangen, bei denen beide Enden um 135° gekrümmt sind, können aus zwei unterschiedlichen Elementen mit geradlinigen Abschnitten bestehen, die angemessen innerhalb des zentralen Bereichs des Betonkerns positioniert sind.
Bei dünnwandigen ein- oder mehrzelligen Doppel-T- oder hohlen Pfeilerquerschnitten muss das Verhältnis zwischen der Nettolänge einer jeden Innenwand und der eigenen Stärke kleiner oder gleich 8 sein. Für Außenwände beträgt dieser Wert 4. Für kreisförmige hohle Pfeiler bezieht sich diese Beschränkung auf den Innendurchmesser.
7.9.6.2
Decken, Gründungen und Widerlager
Unbeschadet der in Absatz 7.2.5 enthaltenen Auflagen in Bezug auf die Bewehrungen sind infolge der herangezogenen Bemessungskriterien keine spezifischen Vorkehrungen zu treffen, um den im Titel genannten Bauteilen Duktilität zu verleihen. 
7.10.
BAUWERKE MIT ISOLIERUNG UND/ODER DISSIPATION 
7.10.1.
ZWECK 
Das vorliegende Kapitel beinhaltet Kriterien und Vorschriften für die Bemessung von Neubauten und für die Anpassung bereits bestehender, bei denen ein seismisches Isolierungssystem unterhalb des Bauwerks oder unterhalb eines wichtigen Abschnitts angebracht wird, um die Antwort auf horizontale seismische Einwirkungen zu verbessern. 
Die Verringerung der horizontalen seismischen Antwort, unabhängig von Typ und Material des Tragwerks des Bauwerks, kann mittels einer der folgenden Isolierungsstrategien oder mittels einer geeigneten Kombination daraus erzielt werden: 
a)
durch Steigerung der Grundperiode des Bauwerks, um es in den Bereich geringerer Antwortbeschleunigungen zu bringen; 
b)
durch Einschränken der maximalen übertragenen Horizontalkraft. 
Bei beiden Strategien können die Leistungen der Isolierung durch Dissipation im Isolierungssystem eines festen Anteils der vom Boden auf das Bauwerk übertragenen mechanischen Energie verbessert werden. 
Die Auflagen des vorliegenden Kapitels gelten nicht für Erdbebenschutzsysteme, die auf der Verwendung von dissipativen, auf verschiedenen Ebenen im Bauwerk verteilten Elementen basieren. 
7.10.2.
ALLGEMEINE ANFORDERUNGEN UND KRITERIEN ZU IHRER ERFÜLLUNG 
Das Isolierungssystem besteht aus den Isolierungsvorrichtungen und eventuell aus den Dissipationsvorrichtungen, wobei jede eine oder mehrere der folgenden Funktionen erfüllt: 
–
Stütze der Vertikallasten mit erhöhter Steifigkeit in vertikaler Richtung und niedriger Steifigkeit oder Widerstand in horizontaler Richtung, wodurch beträchtliche horizontale Verschiebungen möglich sind; 
–
Energiedissipation mit Hysteresemechanismus und/oder Viskosen; 
–
Neuzentrierung des Systems; 
–
Seitenverbindung, mit entsprechender Steifigkeit, unter horizontalen (nicht seismischen) Betriebslasten. 
Verbindungselemente sowie eventuelle Zusatzverbindungen, die zur Eingrenzung horizontaler Verschiebungen, bedingt durch nicht seismische Einwirkungen (z. B. Wind), angebracht sind, sind ein fester Bestandteil des Isolierungssystems. 
Die sogenannte „Isolierungsschnittstelle“, die Trennoberfläche, auf der das Isolierungssystem aktiv ist, wird wie folgt definiert: 
–
„Unterbau”, der Teil des Tragwerks, der unterhalb der Schnittstelle des Isolierungssystems angebracht ist und die Gründungen einschließt; der Unterbau hat im Allgemeinen eine vernachlässigbare horizontale Verformbarkeit und ist direkt den durch die seismische Bewegung des Bodens verursachten Verschiebungen ausgesetzt; 
–
„Oberbau“, der Teil des Tragwerks, der oberhalb der Isolierungsschnittstelle angebracht ist und deshalb isoliert ist. 
Unter- und Oberbau müssen sich im Wesentlichen im elastischen Bereich halten. Deshalb kann das Tragwerk mit Bezug auf die konstruktiven Details, die für Bauten erforderlich sind, die sich im GZT mit agS ≤ 0,075 g auszeichnen, geplant werden mit Ausnahme der Tragwerke aus Stahlbeton, die wie in Absatz 7.4.6 und 7.9.6 ausgebildet werden. 
Das Isolierungssystem muss wegen der kritischen Funktion, die es ausübt, einen höheren Grad an Zuverlässigkeit aufweisen. Diese Zuverlässigkeit gilt als erfüllt, wenn das Isolierungssystem in Versuchstests, gemäß den Bestimmungen aus Absatz 11.9, ausgebildet und nachgewiesen wurde. 
7.10.3.
MERKMALE UND ANNAHMEKRITERIEN DER VORRICHTUNGEN 
Die Vorrichtungen können nur verwendet werden, wenn sie die Merkmale gemäß Absatz 11.9 besitzen und zur Gänze die Auflagen der vorliegenden Normen erfüllen. 
7.10.4.
PLANUNGSANGABEN 
7.10.4.1
Angaben zu den Vorrichtungen 
Die Sitze der Isolierungsvorrichtungen und ihre Verbindung zum Tragwerk müssen zugänglich und die Vorrichtungen selbst wartbar und austauschbar sein. Es müssen auch entsprechend geeignete Kontrastsysteme vorgesehen werden, anhand derer die Vorrichtungen gegebenenfalls neu zentriert werden können, wenn sich infolge eines Erdbebens Restverschiebungen gebildet haben, die mit der Funktionalität des Bauwerks und/oder dem korrekten Verhalten des Isolierungssystems unvereinbar sind. 
Die Isolierungsvorrichtungen müssen gegebenenfalls vor möglichen Auswirkungen infolge von Feuer-, chemischen oder biologischen Angriffen geschützt werden. Alternativ dazu müssen Vorrichtungen vorgesehen werden, die im Falle der Zerstörung der Isolierungsvorrichtungen geeignet sind, die Vertikallast auf den Unterbau zu übertragen. 
7.10.4.2
Kontrolle unerwünschter Bewegungen 
Zur Minimierung der Torsionswirkungen müssen die Projizierung des Massezentrums des Oberbaus auf die Ebene der Isolierungsvorrichtungen und das Steifigkeitszentrum der Isolierungsvorrichtungen oder, bei einem flexiblen Unterbau, das Steifigkeitszentrum des Systems Unterbau-Isolierung so weit wie möglich übereinstimmen. In den Fällen, in denen das Isolierungssystem sein Dissipationsvermögen und seine Fähigkeit, sich bei horizontalen Einwirkungen neu zu zentrieren, wenigen Vorrichtungen überantwortet, müssen diese Vorrichtungen so gut wie möglich so angebracht sein, dass sie die Torsionswirkungen (z. B. umfangsmäßig) minimieren und in der Anzahl statisch redundant sind. Bei Brücken können die Wirkungen der zufälligen Exzentrizität der Massen vernachlässigt werden.
Zur Minimierung der Verhaltensunterschiede der Vorrichtungen müssen die Druckspannungen, unter denen sie arbeiten, so weit wie möglich einheitlich sein. Bei Isolierungssystemen, die Isolierungsvorrichtungen unterschiedlicher Art verwenden, müssen mögliche Auswirkungen der unterschiedlichen vertikalen Verformbarkeit unter statischen sowie seismischen Einwirkungen besonders beachtet werden 
Zur Vermeidung oder Einschränkung von Zugeinwirkungen auf die Vorrichtungen müssen die Achsenabstände des Tragwerksnetzes so gewählt werden, dass die Bemessungsvertikallast „V“, die unter seismischen und Begleiteinwirkungen auf die einzelne Isolierungsvorrichtung einwirkt, eine Drucklast oder höchstens (V ≥ 0) ist. Bei einem Analyseergebnis V < 0 muss die Zugspannung im Modul kleiner sein als der kleinste Wert zwischen 2G (G Schubmodul des elastomeren Materials) und 1 MPa in den elastomeren Isolierungsvorrichtungen oder bei Isolierungsvorrichtungen einer anderen Art muss anhand von experimentellen Tests nachgewiesen werden, dass die Isolierungsvorrichtung in der Lage ist, diese Bedingung zu unterstützen oder es müssen entsprechende Vorrichtungen vorbereitet werden, die in der Lage sind, den Zug zur Gänze zu absorbieren. 
7.10.4.3
Kontrolle der seismischen Differentialverschiebungen des Bodens 
In Gebäuden müssen sowohl die Tragwerke der Gründungssohle der Vorrichtungen, als auch die Tragwerke der Ebene, über die der Oberbau ragt, so dimensioniert sein, dass sie ein steifes Verhalten in der oben genannten Ebene sicherstellen, damit die Auswirkungen der seismischen Differentialverschiebungen eingeschränkt werden. Andernfalls muss die räumliche Veränderbarkeit der Bodenbewegung, wie in Absatz 3.2.4 angegeben, berücksichtigt werden. 
Die vorige Bedingung gilt als erfüllt, wenn oberhalb und unterhalb des Isolierungssystems eine steife Membran, bestehend aus einer Stahlbetonplatte oder aus einem Balkengitter, das so ausgebildet ist, dass mögliche Instabilitätsphänomene berücksichtigt werden, vorhanden ist und wenn die Vorrichtungen des Isolierungssystems auf beiden Membranen entweder direkt oder über Vertikalbauteilen befestigt sind, deren horizontale Verschiebung unter seismischen Bedingungen kleiner als 1/20 der relativen Verschiebung des Isolierungssystems ist. Diese Elemente müssen so ausgebildet sein, dass sie im streng elastischen Bereich antworten und auch die größere Zuverlässigkeit, die von den Isolierungs- und oder Verteilungsvorrichtungen gefordert wird, berücksichtigen. 
7.10.4.4
Kontrolle der relativen Verschiebungen am Boden und an den umliegenden Bauwerken 
Zwischen dem isolierten Oberbau und dem Boden oder den umliegenden Gebäuden ist genügend Platz vorzusehen, damit sich die seismischen Verschiebungen in alle Richtungen entwickeln können. Bei Brücken müssen die Trennverbindungen zwischen den verschiedenen Teilen der Decke und zwischen Decke und Unterbau so dimensioniert sein, dass die Funktionstüchtigkeit des Isolierungssystems ohne Behinderungen in der freien Verschiebungsmöglichkeit der isolierten Teile gewährleistet ist. 
Es müssen auch entsprechende Vorkehrungen getroffen werden, damit eine etwaige Fehlfunktion der Anschlüsse zwischen den Verbindungen die Wirksamkeit der Isolierung nicht beeinträchtigen kann. 
7.10.5.
MODELLIERUNG UND TRAGWERKANALYSE 
7.10.5.1
Eigenschaften des Isolierungssystems 
Die in der Bemessungsanalyse anzuwendenden mechanischen Eigenschaften des Isolierungssystems, die sich aus der Kombination der mechanischen Eigenschaften der einzelnen Vorrichtungen, aus denen das System besteht, ableiten, sind die ungünstigsten, die das System während des berücksichtigten Bezugszeitraums VR entwickeln kann. Diese müssen, wo zutreffend, Folgendes berücksichtigen: 
–
Gesamtheit der entstandenen Verformungen in Bezug auf den Grenzzustand, für dessen Nachweis die Analyse durchgeführt wird; 
–
Veränderbarkeit der mechanischen Merkmale der Vorrichtungen im Erbringungsbereich; 
–
maximale Verformungsgeschwindigkeit (Häufigkeit) in einem Schwankungsintervall von ±30 % des Bemessungswerts;
–
Gesamtheit der Vertikallasten, die gleichzeitig mit dem Erdbeben einwirken;
–
Gesamtheit der Lasten und Verformungen quer zu der untersuchten Richtung;
–
Temperatur für den maximalen und minimalen Bemessungswert; 
Außerdem muss eine etwaige Veränderung der mechanischen Merkmale in der Zeit während der Lebensdauer der Vorrichtung berücksichtigt werden. 
Es müssen daher auch genauere Analysen für jeden nachzuweisenden Grenzzustand durchgeführt werden, wobei den Modellparametern für die Bewertung der Größen, die eintreten können und in Einklang mit der Gesamtheit der Verformungen, die auf die Vorrichtungen einwirken, die ungünstigsten Werte zugeordnet werden. 
Es können die Mittelwerte der mechanischen Eigenschaften des Isolierungssystems herangezogen werden, wenn die Extremwerte (Maximum und Minimum) nicht um mehr als 20 % vom Mittelwert abweichen. 
7.10.5.2
Modellierung 
Ober- und Unterbau müssen als Systeme mit linearem, elastischem Verhalten modelliert werden mit einer Steifigkeit, die einem nicht dissipativen Tragwerksverhalten entspricht. Das Isolierungssystem kann hinsichtlich seiner mechanischen Eigenschaften so modelliert werden, dass es ein lineares visko-elastisches Verhalten oder ein Verhalten mit nichtlinearer formender Verbindung aufweist. Die vertikale Verformbarkeit der Isolierungsvorrichtungen muss berücksichtigt werden, wenn das Verhältnis zwischen der vertikalen Steifigkeit des Isolierungssystems KV und der gleichwertigen horizontalen Steifigkeit Kesi kleiner als 800 ist. 
Wenn ein lineares Modell verwendet wird, muss für jede Vorrichtung, die Teil des Isolierungssystems ist, eine Steifigkeit herangezogen werden, die der entspricht, die in Bezug auf die bemessene Gesamtverschiebung für den untersuchten Grenzzustand herangezogen wird. Die gesamte äquivalente Steifigkeit des Isolierungssystems Kesi entspricht der Summe der äquivalenten Steifigkeiten der einzelnen Vorrichtungen. Die vom Isolierungssystem dissipierte Energie muss mit dem zum Isolierungssystem ξesi äquivalenten Viskose-Dämpfungskoeffizient ausgedrückt werden, bewertet unter Bezugnahme auf die vom Isolierungssystem dissipierte Energie mit Frequenzzyklen im Intervall der natürlichen Frequenzen der untersuchten Vibrationsarten. Für die oberen Vibrationsarten des Tragwerks außerhalb dieses Intervalls muss das Dämpfungsverhältnis des Gesamtmodells dem des Oberbaus in der starren Grundbedingung entsprechen. 
Wenn die äquivalente Steifigkeit und/oder Dämpfung des Isolierungssystems signifikant von der Bemessungsverschiebung abhängen, muss ein Iterativverfahren angewendet werden, bis der Unterschied zwischen dem angenommenen Wert und dem berechneten Wert unter 5 % liegt. 
Das Verhalten des Isolierungssystems kann linear-äquivalent modelliert werden, wenn folgende Bedingungen erfüllt werden:
a)
die äquivalente Steifigkeit des Isolierungssystems beträgt mindestens 50 % der Sekantensteifigkeit für Zyklen mit einer Verschiebung von 20 % der Bezugsverschiebung; 
b)
die äquivalent lineare Dämpfung des Isolierungssystems, wie oben festgelegt, liegt unter 30 %; 
c)
die Merkmale der Kraft-Verschiebung des Isolierungssystems ändern sich nicht um mehr als 10 % aufgrund von Schwankungen der Verformungsgeschwindigkeit in einem Bereich von ± 30 % des Bemessungswerts und aufgrund der Vertikaleinwirkung auf die Vorrichtungen im bemessenen Schwankungsbereich; 
d)
der Kraftzuwachs im Isolierungssystem durch Verschiebungen zwischen 0,5 ddc und ddc, wobei ddc die Verschiebung des Steifigkeitszentrums, bedingt durch die seismische Einwirkung, ist, beträgt mindestens 2,5 % des Gesamtgewichts des Oberbaus. 
Bei Anwendung eines nichtlinearen Modells muss die formende Verbindung der einzelnen Vorrichtungen des Isolierungssystems in entsprechender Weise deren Verhalten im Bereich der Verformungen und Geschwindigkeit, die während der seismischen Einwirkung entstehen, reproduzieren, auch in Hinsicht auf die richtige Abbildung der dissipierten Energie in den Hysteresezyklen. 
Wenn dies zu Zwecken der seismischen Antwort des isolierten Tragwerks für relevant betrachtet wird, ist auch der etwaigen Wechselwirkung zwischen Boden und Tragwerk gemäß Absatz 7.9.3.1 Rechnung zu tragen. 
7.10.5.3
Analyse 
Für Bauwerke mit Fundamentisolierung gelten die in den Absätzen 7.3.3 und 7.3.4 angeführten Auflagen, welche gegebenenfalls um die in den nachfolgend angeführten Punkten enthaltenen Auflagen zu ergänzen oder durch diese zu ersetzen sind. Für diese kann die nichtlineare statische Analyse nicht verwendet werden. 
7.10.5.3.1
Statisch lineare Analyse 
Bei den Tragwerken mit Fundamentisolierung kann die Methode der statisch-linearen Analyse angewendet werden, wenn das isolierte Tragwerk die folgenden Voraussetzungen erfüllt: 
a)
das Isolierungssystem kann in Übereinstimmung mit dem vorigen Absatz 7.10.5.2 linear modelliert werden; 
b)
die äquivalente Periode Tis des isolierten Bauwerks hat einen Wert zwischen 3 · Tbf und 3,0 s, wobei Tbf die Periode des als starr an der Basis angenommenen und mit einem Annäherungswert geschätzten Oberbaus ist; 
c)
die vertikale Steifigkeit des Isolierungssystems KV ist mindestens 800-mal größer als die äquivalente horizontale Steifigkeit des Isolierungssystems Kesi; 
d)
die Periode in VertikalrichtungV, berechnet als 
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, ist niedriger als 0,1 s; 
e)
keine Isolierungsvorrichtung geht aufgrund der kombinierten Wirkung der seismischen Einwirkung und der Vertikallasten als Zug hervor; 
f)
das System, das der seismischen Einwirkung standhält, besitzt eine im Grundriss regelmäßige Tragwerkkonfiguration, wie in Absatz 7.2.1 definiert. 
Zu den Anforderungen a bis f kommen bei Wohn- und Gewerbebauten noch folgende dazu:
· der Oberbau hat eine Maximalhöhe von 20 m und nicht mehr als 5 Stockwerke;
· der Unterbau kann als unendlich steif betrachtet werden; seine Eigenperiode ist daher nicht größer als 0,05 s; 
· die größte Größe im Grundriss des Oberbaus ist kleiner als 50 m; 
· in jeder der beiden horizontalen Hauptrichtungen ist die gesamte Exzentrizität (mit Ausnahme der zufälligen) zwischen dem Steifigkeitszentrum des Isolierungssystems und der vertikalen Projektion des Massezentrums nicht größer als 3 % der Größe des Oberbaus, der quer zur untersuchten Horizontalrichtung liegt. 
Zu den Anforderungen a bis f kommen bei den Brücken noch folgende dazu: 
–
das statische Schema beruht auf einfach aufgelagerten Decken, oder das statische Schema beruht auf durchgehenden Decken mit regelmäßiger Geometrie, die gekennzeichnet ist durch: weitgehende Geradlinigkeit der Decke, gleiche Spannweiten, das Maximalverhältnis zwischen den Steifigkeiten der Pfeiler ist kleiner als 2, die Gesamtlänge der durchgehenden Decke ist kleiner als 150 m; 
–
die Masse der oberen Hälfte der Pfeiler ist kleiner als 1/5 der Masse der Decke; 
–
die Pfeiler haben eine Höhe unter 20 m; 
–
in der Querrichtung ist der Abstand zwischen dem Steifigkeitszentrum des Isolierungssystems und dem Massezentrum der Decke nicht größer als 5 % der Quergröße des Oberbaus. 
Wenn die genannten Bedingungen eingehalten werden, kann die Berechnung an zwei getrennten Modellen erfolgen; für jedes Modell wird der der Dämpfung entsprechende Wert angenommen, einer für den Oberbau plus Isolierungssystem und einer für den Unterbau. Auf den Unterbau wirken die aus dem ersten Modell ermittelten Kräfte und die direkt durch die Erdbewegung erzeugten Trägheitsmomente ein. 
Die Gesamthorizontalkraft, die auf das Isolierungssystem angewendet wird, und die auf die tragenden Elemente, die den Unterbau im Verhältnis zu den Steifigkeiten der entsprechenden Isolierungsvorrichtungen bilden, aufgeteilt werden muss, lautet: 
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wobei 
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 die im Absatz 3.2.3 bestimmte Spektralbeschleunigung für die entsprechende Kategorie des Fundamentbodens ist und Kesi,min die äquivalente Mindeststeifigkeit im Verhältnis zur Veränderbarkeit der mechanischen Eigenschaften des Isolierungssystems aufgrund der im Absatz 7.10.5.1 bestimmten Faktoren ist. 
Die Verschiebung des Steifigkeitszentrums, bedingt durch die seismische Einwirkung ddc muss in jeder horizontalen Richtung mittels folgender Formel berechnet werden: 
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Die auf jeder Stufe des Oberbaus anzuwendenden Horizontalkräfte müssen in jeder horizontalen Richtung mittels folgender Formel berechnet werden:
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wobei mj die Masse der j-ten Stufe ist. 
Die Auswirkungen der Gesamttorsion des Oberbaus auf die einzelnen Isolierungsvorrichtungen können berücksichtigt werden, indem die vorher mittels der Faktoren δxi und δyi definierten Verschiebungen und Kräfte, die auf die Einwirkungen in x- bzw. y-Richtung anwendbar sind, in jeder Richtung verstärkt werden: 
	
[image: image565.wmf]i

2

y

y

tot,

xi

y

r

e

1

δ

+

=

     
[image: image566.wmf]i

2

x

x

tot,

yi

x

r

e

1

δ

+

=


	[7.10.4]


wobei: 
(xi, xi)
die Koordinaten der Vorrichtung hinsichtlich des Steifigkeitszentrums sind;
etot,x etot,y
die Gesamtexzentrizität in der Richtung x, y ist;
rx ry
die Komponenten des Torsionsradius des Isolierungssystems in x- und y-Richtung sind und nach der folgenden Formel berechnet werden: 
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Kxi, Kxi sind die äquivalenten Steifigkeiten der i-ten Vorrichtung in der x- bzw. y-Richtung. 
Für den Nachweis der tragenden Bauteile werden die Torsionswirkungen auf den Oberbau gemäß Absatz 7.3.3 bewertet. 
7.10.5.3.2
Dynamisch-lineare Analyse 
Bei den Bauten mit Fundamentisolierung ist die dynamisch-lineare Analyse zulässig, wenn es möglich ist, das Verhalten des Isolierungssystems hinsichtlich der Bedingungen gemäß Absatz 7.10.5.2 elastisch zu modellieren. Für das Gesamtsystem, das aus Unterbau, Isolierungssystem und Oberbau besteht, wird ein elastisch-lineares Verhalten angenommen. Falls das Isolierungssystem sich nicht unmittelbar über den Gründungen befindet, muss das Modell sowohl den Unterbau als auch den Oberbau umfassen, es sei denn, der Oberbau kann einer starren Kastenstruktur, wie in Absatz 7.2.1 definiert, gleichgesetzt werden. Die Analyse kann mittels Modalanalyse mit Antwortspektrum oder mittels schrittweiser Integration der Bewegungsgleichungen, eventuell vor der modalen Entkopplung, erfolgen, wobei eine solche Anzahl an Vibrationsarten berücksichtigt wird, dass auch ein signifikanter Anteil der Masse des Unterbaus, falls im Modell inbegriffen, berücksichtigt werden kann. 
Bei Anwendung der Modalanalyse mit Antwortspektrum muss diese gemäß den Angaben aus Absatz 7.3.3.1 erfolgen, sofern es im vorliegenden Absatz keine anderen Angaben dazu gibt. Die beiden Horizontalkomponenten der seismischen Einwirkung werden im Allgemeinen als gleichzeitig agierend berücksichtigt und für die Kombination der Wirkungen werden die Vorschriften laut Absatz 7.3.3.1 herangezogen. Die Vertikalkomponente muss in den in Absatz 7.2.2 vorgesehenen Fällen berücksichtigt werden und in jedem Fall, bei dem das Verhältnis zwischen der vertikalen Steifigkeit des Isolierungssystems KV und der äquivalenten horizontalen Steifigkeit Kesi unter 800 liegt. In diesen Fällen ist dafür zu sorgen, dass die von den in der Analyse berücksichtigten Vibrationsmodi in vertikaler Richtung erregte Masse signifikant ist. 
Das in Absatz 3.2.3.2 bestimmte elastische Spektrum wird für den gesamten Periodenbereich T ≥ 0,8 Tis, reduziert, indem als Reduktionskoeffizient  der Wert angenommen wird, der dem äquivalenten Viskose-Dämpfungskoeffizient ξesi des Isolierungssystems entspricht. 
Bei der linearen Analyse mit schrittweiser Integration errechnet sich die Berücksichtigung des richtigen Werts für den äquivalenten Viskose-Dämpfungskoeffizient , errechnet durch Bearbeitung der einzelnen entkoppelten Modalgleichungen, indem jeder Gleichung der entsprechende Modalwert  o zugeordnet wird, oder, wenn man am Gesamtsystem arbeitet, durch Bestimmung der Dämpfungsmatrix des Systems in entsprechender Form. 
7.10.6.
NACHWEISE 
7.10.6.1
Nachweise in den Grenzzuständen der Gebrauchstauglichkeit 
Das für den Unterbau und die Fundamente hinsichtlich des Grenzzustands der Gebrauchstauglichkeit (GZG) geforderte Schutzniveau gilt als erreicht, wenn die entsprechenden Nachweise hinsichtlich des Grenzzustands der Tragfähigkeit (GZT) gemäß Absatz 7.10.6.2 erfüllt wurden. 
Der GZG-Nachweis des Oberbaus muss durch Kontrolle der Verschiebungen des Zwischengeschosses geführt werden; diese aus der Analyse ermittelten Verschiebungen müssen unter 2/3 der für den GZG in Absatz 7.3.6.1 angegebenen Grenzen liegen. 
Die Vorrichtungen des Isolierungssystems dürfen keine Schäden erleiden, die dessen Funktionstüchtigkeit in den Betriebszuständen beeinträchtigen könnten. Diese Anforderung gilt normalerweise als erfüllt, wenn die GZT-Nachweise der Vorrichtungen erbracht wurden. Bei Systemen mit nichtlinearem Verhalten müssen etwaige Restverschiebungen nach Beendigung der seismischen Einwirkung auf GZG mit der Funktionstüchtigkeit des Bauwerks kompatibel sein. 
Eventuelle tragende und nichttragende Verbindungen, besonders jene der Anlagen, zwischen dem isolierten Tragwerk und dem Boden oder den nicht isolierten Teilen des Tragwerks müssen die dem GZG angemessenen relativen Verschiebungen ohne jeden Schaden oder Gebrauchseinschränkung absorbieren. 
7.10.6.2
Nachweise in den Grenzzuständen der Tragfähigkeit 
Für Bauwerke, die der Windeinwirkung besonders ausgesetzt sind, und generell für Brücken wird ein Nachweis des Grenzzustandes der Tragfähigkeit der Isolierungs- und/oder Energiedissipationsvorrichtungen durchgeführt werden, die den Kombinationen variabler horizontaler Wirkungen ausgesetzt sind.
7.10.6.2.1
Nachweise bezüglich des Grenzzustands der Tragfähigkeit (GZT) 
Der GZT für Unterbau und Oberbau muss mit den für nicht isolierte Bauten verwendeten γM-Werten nachgewiesen werden.
Die Bauteile des Unterbaus müssen hinsichtlich der direkt aus der Analyse ermittelten Beanspruchungen geprüft werden, wenn das Modell auch den Unterbau beinhaltet. Andernfalls müssen diese auf die Beanspruchungen hin geprüft werden, die durch die vom Isolierungssystem übertragenen Kräfte erzeugt werden, in Kombination mit den Beanspruchungen, die durch die Beschleunigungen des Bodens erzeugt und direkt an den Unterbau angewendet werden. Wenn der Unterbau als unendlich steif angenommen werden kann (Eigenperiode unter 0,05 s), können die direkt auf den Unterbau angewendeten Trägheitskräfte in der Annahme den Massen des Unterbaus infolge der Bodenbeschleunigung agS gleichgestellt werden. Die Kombination der Beanspruchungen muss unter Anwendung der in Absatz 7.3.5 genannten Regeln unter Berücksichtigung der pseudostatischen Wirkungen durchgeführt werden, die von den relativen Verschiebungen der räumlichen Variabilität der Bewegung, ausschließlich in den Fällen gemäß Absatz 3.2.4.1 und Absatz 3.2.4.2 erzeugt werden.
Die Widerstandsbedingungen der tragenden Elemente des Oberbaus können bei Berücksichtigung der Auswirkungen der seismischen Einwirkung dividiert durch den Verhaltensfaktor q ≤ 1,50 bei Gebäuden und q = 1 im Fall von Brücken in Kombination mit den anderen Einwirkungen gemäß den Vorschriften des Absatz 2.5.3 erfüllt werden. 
Bei den Bedingungen der maximalen Beanspruchung müssen die Teile der Vorrichtungen, die an der dissipativen Funktion nicht mitwirken, unter Einhaltung der Normen für die Materialien aus denen sie beschaffen sind, und jedenfalls mit einem Sicherheitskoeffizient von mindestens 1,5 im elastischen Bereich bleiben. 
Bei Bauwerken der Gebrauchsklasse IV müssen eventuelle tragende und nichttragende Verbindungen, besonders jene der Anlagen, zwischen dem isolierten Tragwerk und dem Boden oder den nicht isolierten Teilen des Tragwerks, die von der Berechnung vorgesehenen relativen Verschiebungen schadlos absorbieren. 
Zur Vermeidung des Klopfens zwischen verschiedenen angrenzenden Teilen müssen die Kriterien gemäß Absatz 7.2.1, des Abschnitts „Abstand zwischen angrenzenden Bauwerken“, und für Brücken des Absatzes 7.9.5.2 eingehalten werden.
7.10.6.2.2
Nachweise für den Grenzzustand bezüglich der Einsturzverhinderung 
Die Vorrichtungen des Isolierungssystems müssen in der Lage sein, die d2-Verschiebungen ohne Bruch zu überstehen, die für eine seismische Einwirkung in Bezug auf den GZE bewertet wurden. Bei Systemen mit nichtlinearem Verhalten muss man zu der mit der genannten seismischen Einwirkung erzielten Verschiebung die größere aus der Restverschiebung im GZG und 50 % der Verschiebung, die der Annullierung der Kraft entspricht, hinzufügen und dabei die Entladelinie, ausgehend vom maximalen Verschiebungspunkt, der im GZG erreicht wurde, verfolgen. 
In allen Bauwerken müssen die Gasanschlüsse und die Anschlüsse anderer gefährlicher Anlagen, die die Trennverbindungen durchqueren, so ausgebildet sein, dass sie die relativen Verschiebungen des isolierten Oberbaus mit demselben Sicherheitsniveau zulassen, das für die Bemessung des Isolierungssystems herangezogen wird. 
Für Brücken und Bauten, die auch mit beweglichen Auflagern ausgestattet sind, müssen die Vorgaben gemäß den Absätzen 7.9.5.3.2 und 7.2.1 eingehalten werden.
Etwaig vorgesehene Endanschlagsvorrichtungen müssen die maximalen Verschiebungen der Isolierungs- und/oder Dissipationsvorrichtungen vorsehen und müssen gemäß den unter Absatz 7.9.5.3.3 vorgesehenen Kriterien dimensioniert sein. Die maximalen Verschiebungen sind im ersten Unterabsatz dieses Abschnitts definiert.
7.10.7.
KONSTRUKTIVE ASPEKTE, WARTUNG, AUSTAUSCHBARKEIT 
Die Planung muss eine Beschreibung der Verfahren zum Ausbau der Einrichtungen und den diesbezüglichen Wartungsplan enthalten. Die Konstruktionsunterlagen müssen die qualitätsbezogenen Details, Größen und Vorschriften, sowie eventuelle Sondervorrichtungen und die einbauspezifischen Toleranzen angeben. Bauteile mit hohem Stellenwert, die besonderer Kontrollen während der Bau- und Einbauphase bedürfen, müssen in den grafischen Planungsunterlagen, gemeinsam mit den anzuwendenden Kontrollmaßnahmen angeführt werden. 
Der Qualitätsplan muss überdies die Beschreibung der Einbaumodalitäten der Vorrichtungen während der Bauphase des zu isolierenden Bauwerks vorsehen sowie den Plan der periodischen Kontrollen, der Wartungsarbeiten und der Austauscharbeiten im Laufe der Nennlebensdauer des Tragwerks, die in den Konstruktionsunterlagen spezifiziert sein muss, enthalten. 
Um die Qualität des Einbaus zu gewährleisten, müssen die Isolierungsvorrichtungen von Fachpersonal auf der Basis einer planimetrischen Zeichnung, versehen mit den Koordinaten und der Quote jeder Vorrichtung, der Gesamtheit und der Voreinstellung eventueller beweglicher Rollvorrichtungen, den Größen der eventuellen Nischen, die in den Betongüssen vorgesehen sind, um Bügel oder Befestigungsbolzen zu verankern, sowie die Merkmale des Glättungs- und Versiegelungsmörtels, eingebaut werden. 
Für den Austausch der Isolierungsverbindungen muss der Tragwerksplan die Möglichkeit vorsehen, vorübergehend die Vertikallasten vom Oberbau auf den Unterbau mittels öldynamischer Hebeeinrichtungen, die neben der zu tauschenden Isolierungsverbindung angebracht sind, zu übertragen. Zu diesem Zweck muss der Tragwerksplan Nischen für die Unterbringung der Hebeeinrichtungen zwischen Unterbau und Oberbau oder andere äquivalente Bauvorrichtungen vorsehen. 
Auch die Wege, über die das zuständige Personal die Isolierungsverbindungen erreichen und kontrollieren kann, müssen vorgesehen und am Ausführungsplan der tragenden Konstruktionen und am Plan für eventuelle gemauerte Verkleidungen eingetragen werden, sodass die Zugänglichkeit zur Vorrichtung von allen Seiten gegeben ist. 
Die Ergebnisse der periodischen Kontrollbesuche müssen in einem entsprechenden Dokument festgehalten werden, das, gemeinsam mit dem Plan des isolierten Tragwerks, während der gesamten Benutzungsdauer des Bauwerks aufbewahrt werden muss. 
7.10.8.
SPEZIFISCHE VORKEHRUNGEN IN DER PRÜFPHASE 
Zu Zwecken der statischen Abnahme ist die Einbaukontrolle der Vorrichtungen hinsichtlich der Einhaltung der im Plan vorgeschriebenen Toleranzen und Einbaumodalitäten von grundlegender Bedeutung, ebenso der Nachweis der vollständigen Trennung zwischen Unterbau und Oberbau und zwischen Oberbau und anderen angrenzenden Tragwerken unter rigoroser Einhaltung der im Plan vorgeschriebenen Trennabstände. 
Der Prüfer kann die Ausführung spezieller Tests für die dynamische Charakterisierung des Isolierungssystems verfügen, die zum Nachweis geeignet sind, dass die Merkmale des Bauwerks hinsichtlich der seismischen Einwirkungen den Erwartungen entsprechen. 
7.11.
GEOTECHNISCHE BAUWERKE UND SYSTEME 
Die vorliegenden Normen regeln die Planung und den Nachweis der geotechnischen Bauwerke und Systeme gemäß Absatz 6.1.1, die seismischen Einwirkungen unterliegen, sowie die Anforderungen an die Standorte der Bauwerke und an die Böden, die mit den Bauwerken bei Auftreten solcher Einwirkungen in Wechselwirkung stehen. 
Zusätzlich zu den im vorliegenden Absatz enthaltenen Vorschriften müssen die Bauwerke und die geotechnischen Systeme die in Kapitel 6 enthaltenen Vorschriften hinsichtlich der nicht seismischen Lastkombinationen erfüllen. 
7.11.1.
ANFORDERUNGEN HINSICHTLICH DER GRENZZUSTÄNDE 
Unter der Wirkung der in Kapitel 3 bestimmten seismischen Bemessungseinwirkung müssen die geotechnischen Bauwerke und Systeme die in Absatz 3.2.1 definierten Grenzzustände der Tragfähigkeit und der Gebrauchsfähigkeit mit den in Absatz 7.1 angegebenen Sicherheitsanforderungen erfüllen.
Die Nachweise für die Grenzzustände der Tragfähigkeit von geotechnischen Bauwerken und Systemen beziehen sich nur auf den Grenzzustand bezüglich der Sicherheit von Menschenleben (GZM) gemäß Absatz 3.2.1; diejenigen des Grenzzustands der Gebrauchstauglichkeit (GZG) beziehen sich nur auf den Grenzzustand der Schadensbegrenzung (GZS) gemäß Absatz 3.2.1.
Die Nachweise der Grenzzustände der Tragfähigkeit bei Vorliegen von seismischen Einwirkungen müssen durchgeführt werden, indem die Teilkoeffizienten auf Einwirkungen und geotechnische Parameter gleich 1 gesetzt werden und unter Anwendung der Bemessungswiderstände mit den Teilkoeffizienten R gemäß Kapitel 7 bzw. mit R gemäß Kapitel 6, sofern nicht ausdrücklich angegeben.
7.11.2.
GEOTECHNISCHE CHARAKTERISIERUNG 
Die geotechnischen Untersuchungen müssen vom Planer in einem entsprechend definierten geologischen Rahmen vorbereitet werden, der die wichtigsten tektonischen und lithologischen Merkmale und eine eventuelle Vorexistenz von Instabilitätsphänomenen des Gebietes enthält. Die Untersuchungen müssen die Erhebung der Elemente umfassen, die zusammen mit den topografischen Wirkungen die Verbreitung der seismischen Wellen beeinflussen; dazu zählen die stratigrafischen Bedingungen und das Vorhandensein eines steifen Substrats oder einer dazu assimilierbaren Ausbildung. 
Die physisch-mechanische Charakterisierung der Böden und die Wahl der am besten geeigneten Untersuchungsmittel und -verfahren müssen unter Berücksichtigung der Typologie des geotechnischen Systems und der in den Nachweisen herangezogenen Analysemethoden durchgeführt werden. 
Bei Bauwerken, für die die Verwendung von fortgeschrittenen Analysemethoden vorgesehen ist, ist auch die Durchführung zyklischer und dynamischer Labortests angebracht, wenn die Entnahme von ungestörten Proben technisch möglich ist. In jedem Fall muss die geotechnische Charakterisierung der Böden zumindest die Klassifizierung des Unterbodens gemäß den in Absatz 3.2.2 dargelegten Kriterien zulassen. 
Bei der geotechnischen Analyse ist es erforderlich, die Abhängigkeit der Steifigkeit und der Dämpfung vom Verformungsgrad zu bewerten. 
Bei Stabilitätsanalysen zu Bedingungen nach einem Erdbeben muss man der Reduzierung der Schubfestigkeit, bedingt durch den Abfall der Widerstandsmerkmale durch Degradation der Böden und durch eventuellen Porendruck, der sich in den gesättigten Böden ansammeln kann, Rechnung tragen. 
Bei gesättigten Böden werden im Allgemeinen die Bedingungen einer verhinderten Drainage angenommen. In diesem Fall kann die Schubfestigkeit bei den Analysen, die die wirksamen Spannungen prüfen, mittels folgender Formel ausgedrückt werden: 
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wobei σ’n die wirksame Normalausgangsspannung bei der Bruchlage ist, ∆u den vom Erdbeben erzeugten eventuellen Porenüberdruck darstellt und die Parameter c’ und ϕ’ die Degradation der Böden durch die zyklische Beanspruchungsgeschichte berücksichtigen. 
In den feinkörnigen Böden können Analysen hinsichtlich der Gesamtspannungen geführt werden, indem die Schubfestigkeit durch die undrainierte Festigkeit ausgedrückt wird, bewertet unter den Bedingungen zyklischer Beanspruchung. 
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wobei cu,c die Degradationswirkungen der Böden beinhaltet. 
7.11.3.
SEISMISCHE ANTWORT UND STABILITÄT DES STANDORTS 
7.11.3.1
Lokale seismische Antwort 
Die von einem Erdbeben erzeugte Bewegung an einem Standort hängt von den besonderen örtlichen Gegebenheiten ab, das heißt von den topografischen und stratigrafischen Merkmalen des Untergrunds und von den physischen und mechanischen Eigenschaften der Böden und der Felsformationen, aus denen sie bestehen. Auf der Ebene des Einzelbauwerks oder des einzelnen geotechnischen Systems können über die seismische Antwort die Änderungen, die ein seismisches Signal aufgrund der oben genannten Faktoren erfährt, bestimmt werden.
Die Analysen der lokalen seismischen Antwort setzen eine angemessene Kenntnis der geotechnischen Merkmale der Böden voraus, welche über spezifische Untersuchungen und Proben zu bestimmen sind.
Bei den Analysen der lokalen seismischen Antwort wird die seismische Eingangseinwirkung hinsichtlich der zeitlichen Abfolge der Beschleunigung (Beschleunigungsdiagramme) an einem starren Bezugsstandort auf einer topografisch horizontalen Oberfläche (Unterboden Typ A gemäß Absatz 3.2.2) beschrieben. Für die Auswahl der Eingangsbeschleunigungsdiagramme wird auf Absatz 3.2.3.6 verwiesen
7.11.3.2
Faktoren der stratigrafischen Verstärkung 
Unter mit einem monodimensionalen Modell skizzierbaren stratigrafischen und morphologischen Bedingungen und für stratigrafisch in die Kategorien gemäß Tabelle 3.2.II einstufbare Profile ist die seismische Bewegung eines Standortes definierbar über die maximale Beschleunigung (amax), die auf einer Oberfläche und einer darauf verankerten Spektralform erwartet wird. Der Wert für amax kann aus der Gleichung amax = SS · ag ermittelt werden, wobei ag die maximale Beschleunigung am starren Bezugsstandort und SS der stratigrafische Verstärkungskoeffzient ist.
7.11.3.3
Faktoren der topografischen Verstärkung 
Für topografische Bedingungen, die auf die Kategorien gemäß Tabelle 3.2.III zurückführbar sind, kann die Bewertung der topografischen Verstärkung unter Verwendung des Koeffizienten der topografischen Verstärkung ST durchgeführt werden. Der Parameter ST muss bei vorwiegend zweidimensionalen geometrischen Konfigurationen, Kämmen oder langgezogenen Rücken angewendet werden, wenn die Höhe mehr als 30 m beträgt. Die topografischen Auswirkungen können bei Hängen mit einem durchschnittlichen Gefälle unter 15° vernachlässigt werden, andernfalls gelten die in Absatz 3.2.2 angegebenen Kriterien.
7.11.3.4
Stabilität hinsichtlich Verflüssigung 
7.11.3.4.1
Allgemeines 
Der Standort des Bauwerks muss stabil hinsichtlich Verflüssigung sein; unter diesem Ausdruck versteht man jene Phänomene, die mit dem Verlust an Schubfestigkeit oder einer Ansammlung von plastischen Verformungen in gesättigten, vorwiegend sandhaltigen Böden in Zusammenhang stehen, die durch zyklische und dynamische Einwirkungen bei undrainierten Bedingungen hervorgerufen werden. 
Wenn der Boden verflüssigungsanfällig ist und die daraus folgenden Wirkungen den Stabilitätszustand von Hängen oder Bauwerken zu beeinflussen scheinen, müssen Eingriffe am Boden vorgenommen werden, die den Boden verfestigen und/oder die Belastung auf Bodenschichten übertragen, die nicht verflüssigungsanfällig sind. 
Sollten keine Verbesserungsarbeiten am Boden durchgeführt werden, erfordert die Verwendung von tiefen Fundamenten in jedem Fall die Bewertung der Verminderung der Tragfähigkeit und der erhöhten Beanspruchungen in den Pfählen. 
7.11.3.4.2
Ausschluss des Verflüssigungsnachweises 
Der Verflüssigungsnachweis kann unterbleiben, wenn zumindest einer der folgenden Umstände eintritt: 
1.
maximale erwartete Beschleunigungen im Gelände ohne Bauwerke (Bedingungen im freien Feld) unter 0,1 g; 
2.
durchschnittliche saisonale Tiefe der Bodenschicht tiefer als 15 m ab Erdoberfläche, bei subhorizontaler Erdoberfläche und Tragwerken mit Oberflächenfundamenten; 
3.
Ablagerungen aus reinem Sand mit normalisierter penetrometrischer Festigkeit (N1)60 > 30 oder qc1N > 180, wobei (N1)60 der Wert für die Festigkeit ist, die in dynamischen penetrometrischen Tests (Standard Penetration Test) bestimmt wurde und die auf eine wirksame Vertikalspannung von 100 kPa genormt ist und qc1N der Wert der Festigkeit ist, die in statischen penetrometrischen Tests bestimmt wurde und auf eine wirksame Vertikalspannung von 100 kPa genormt ist; 
4.
granulometrische äußere Verteilung auf die in der Abbildung 7.11.1(a) angegebenen Bereiche bei Böden mit einem Gleichförmigkeitskoeffizienten Uc < 3,5 und in Abbildung 7.11.1(b) bei Böden mit einem Gleichförmigkeitskoeffizienten Uc > 3,5. 
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Abb. 7.11.1 – Granulometrische Verschmelzungen flüssigkeitsanfälliger Böden 
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Wenn die Bedingung 1 nicht erfüllt wird, müssen die geotechnischen Untersuchungen zumindest für die Bestimmung der für den Nachweis der Bedingungen 2, 3 und 4 erforderlichen Parameter ausgerichtet werden. 
7.11.3.4.3
Analysemethoden 
Wenn keine der Bedingungen aus Absatz 7.11.3.4.2 erfüllt wird und der Fundamentboden ausgedehnte Schichten oder dichte Sandlinsen enthält, die sich unter der Wasserfläche aufgelöst haben, muss der Sicherheitskoeffizient für die Verflüssigung in den Tiefen, in denen sich das flüssigkeitsanfällige Erdreich befindet, bewertet werden. 
Sollten keine fortschrittlichen Analyseverfahren verwendet werden, kann der Nachweis mit historisch-empirischen Methoden geführt werden, bei denen der Sicherheitskoeffizient durch das Verhältnis zwischen der bei der Verflüssigung verfügbaren Festigkeit und der Beanspruchung durch das bemessene Erdbeben festgelegt wird. Die Festigkeit bei der Verflüssigung kann aufgrund der Testergebnisse vor Ort oder der Ergebnisse aus zyklischen Labortests bewertet werden. Die durch die seismische Einwirkung hervorgerufene Beanspruchung wird anhand der Kenntnis der für die untersuchte Tiefe erwarteten maximalen Beschleunigung geschätzt. 
Die Angemessenheit des Sicherheitsrahmens gegenüber der Verflüssigung muss vom Planer bewertet und begründet werden. 
7.11.3.5
Stabilität von Hängen 
Die Errichtung von Tragwerken oder Infrastrukturen auf Hängen oder in der Nähe des Fußes oder der Spitze von natürlichen Hängen erfordert den Präventivnachweis der Stabilitätsbedingungen, damit vor, während und nach dem Erdbeben die Festigkeit des Systems größer ist als die Einwirkungen (Bedingung [6.2.1] gemäß Absatz 6.2.4.1), d. h. dass die Größe der vom Erdbeben verursachten dauernden Verschiebungen die Sicherheitsbedingungen oder die Funktionstüchtigkeit der Tragwerke oder Infrastrukturen nicht beeinträchtigen kann. 
7.11.3.5.1
Seismische Einwirkung 
Die für die Stabilitätsanalysen anzunehmende seismische Bemessungseinwirkung muss nach den in Absatz 3.2.3 dargelegten Kriterien bestimmt werden. 
Bei Hängen mit einem Gefälle über 15° und einer Höhe von mehr als 30 m muss die seismische Bemessungseinwirkung entweder durch einen topografischen Verstärkungskoeffizienten (siehe Abschnitte 3.2.2 und 3.2.3) oder aufgrund der Ergebnisse einer spezifischen bidimensionalen Analyse der lokalen seismischen Antwort, mit der auch die Auswirkungen der stratigrafischen Verstärkung bewertet werden, entsprechend erhöht werden. 
Im Allgemeinen neigt die Verstärkung dazu, unter der Hangoberfläche abzunehmen. Deshalb neigen die topografischen Auswirkungen dazu, entlang der Kammrücken und Erhebungen ihr größtes Ausmaß zu erreichen, aber sie nehmen bei Hangrutschungen mit tiefen Gleitoberflächen spürbar ab. Unter diesen Gegebenheiten können die topografischen Verstärkungswirkungen (ST = 1) bei den pseudostatischen Analysen vernachlässigt werden. 
7.11.3.5.2
Analysemethoden 
Die Analyse der Stabilitätszustände von Hängen unter seismischen Bedingungen kann mittels pseudostatischer Methoden, Verschiebungsmethoden und Methoden der dynamischen Analyse durchgeführt werden. 
Bei den Analysen muss dem spröden Verhalten Rechnung getragen werden, das sich bei überkonsolidierten, feinkörnigen Böden und bei grobkörnigen, verdichteten Böden bei einer Verminderung der Schubfestigkeit bei Anstieg der Verformungen bildet. Darüber hinaus muss bei seismischen Bedingungen in gesättigten Böden einem möglichen Porendruckanstieg Rechnung getragen werden. Bei den pseudostatischen Methoden wird die seismische Einwirkung durch eine äquivalente, in Raum und Zeit konstante, statische Einwirkung proportional zum Gewicht W des potenziell instabilen Bodenvolumens dargestellt. Diese Kraft hängt von den Merkmalen der im potenziell instabilen Bodenvolumen erwarteten seismischen Bewegung und von der Fähigkeit dieses Bodenvolumens ab, Verschiebungen ohne signifikante Festigkeitseinbußen aufzufangen. Bei den Nachweisen des Grenzzustands der Tragfähigkeit lassen sich in Ermangelung spezifischer Studien die horizontalen und vertikalen Komponenten dieser Kraft als Fh = kh∙W und Fv = kv∙W ausdrücken, wobei kh den horizontalen und kv den vertikalen seismischen Koeffizienten darstellt: 
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wobei gilt: 
βs
= der Reduktionskoeffizient der maximalen am Standort erwarteten Beschleunigung; 
a max
= die maximale erwartete Horizontalbeschleunigung am Standort; 
g
= die Schwerkraftbeschleunigung. 
In Ermangelung spezifischer Analysen der lokalen seismischen Antwort kann die am Standort erwartete maximale Beschleunigung mit folgender Gleichung bewertet werden: 

amax = S ∙ ag = ( SS ∙ ST ) ∙ ag
[7.11.5]
wobei gilt: 
S =
der Koeffizient, der die Wirkung der stratigrafischen Verstärkung (SS) und der topografischen Verstärkung (ST) beinhaltet, siehe dazu Absatz 3.2.3.2; 
ag =
die maximale am starren Bezugsstandort erwartete horizontale Beschleunigung. 
Die Werte für βs sind in der Tabelle 7.11.I angeführt bei Änderung der Kategorie des Unterbodens und der maximalen am starren Bezugsstandort erwarteten horizontalen Beschleunigung. 
Die Bedingung des Grenzzustands muss unter Bezugnahme auf die Bemessungsmerkmale der geotechnischen Parameter und bezogen auf die kritische Gleitoberfläche, die durch einen kleineren Sicherheitsrahmen gekennzeichnet ist, bewertet werden. Die Angemessenheit des Sicherheitsrahmens gegenüber der Hangstabilität muss vom Planer bewertet und begründet werden. 
Bei gesättigten Böden und an Standorten mit der maximalen erwarteten Beschleunigung amax > 0,15.g muss bei der statischen Analyse der Bedingungen infolge eines Erdbebens die Möglichkeit einer Verringerung der Schubfestigkeit durch Anwachsen des Porendrucks oder durch Verschlechterung der Festigkeitsmerkmale, bedingt durch die seismischen Einwirkungen, berücksichtigt werden. 
Bei der Stabilitätsanalyse von ruhenden Hangrutschungen, die durch die Einwirkung des Erdbebens neu aktiviert werden können, muss auf die Werte der Festigkeitsparameter Bezug genommen werden, die aus großen Verformungen entnommen wurden. Der mögliche, durch das Erdbeben verursachte Anstieg des Porendrucks, der in Abhängigkeit von der Bodenbeschaffenheit zu berücksichtigen ist, muss als gleichförmige Verteilung entlang der kritischen Gleitfläche berücksichtigt werden. 
Tabelle 7.11.I – Reduktionskoeffizienten der maximalen am Standort erwarteten Beschleunigung
	
	Untergrundkategorie

	
	A
	B, C, D, E

	
	βs
	βs

	0,2 < ag (g) ≤ 0,4
	0,30
	0,28

	0,1 < ag (g) ≤ 0,2
	0,27
	0,24

	ag (g) ≤ 0,1
	0,20
	0,20


Die Analysen zum Verhalten der Hänge unter seismischen Bedingungen können auch mittels der Methode der Verschiebungen durchgeführt werden, wobei die potenziell rutschgefährdete Bodenmasse mit einem starren Körper assimiliert wird, der sich am stabilen Boden entlang einer Gleitoberfläche bewegen kann. Mit dieser Methode kann die Dauerverschiebung, die die potenziell instabile Erdmasse durch das Erdbeben erfährt, bewertet werden. 
Für die Anwendung der Methode ist die Bewertung der kritischen Beschleunigung erforderlich, die mit den Bemessungswerten der Festigkeitsparameter und der seismischen Bemessungseinwirkung bewertet werden muss, die mittels zeitlicher Abfolge der Beschleunigungen dargestellt wird. Die bei den Analysen verwendeten Beschleunigungsdiagramme (mindestens 7 Stück) müssen die Erdbebenanfälligkeit des Standorts abbilden und ihre Wahl muss entsprechend begründet werden (siehe Absatz 3.2.3.6). Die Verwendung von künstlichen Beschleunigungsdiagrammen ist nicht zulässig. 
Bei der Methode der Verschiebungen wird die Bewertung der Stabilitätsbedingungen des Hangs mittels Vergleich zwischen der Verschiebung, die für die kritische Einbruchskinematik berechnet wurde, und Grenz- oder Schwellenwerten der Verschiebung durchgeführt. Die Bedingungen des Hangs und der eventuell in Wechselwirkung stehenden Bauwerke können bezogen sein auf das Erreichen eines Grenzzustands der Tragfähigkeit (GZT) oder der Gebrauchstauglichkeit (GZG) unter Berücksichtigung des Schwellenwerts der Verschiebung. Die Auswahlkriterien des Schwellenwerts der Verschiebung müssen vom Planer dargestellt und begründet werden. 
Die Untersuchung des Verhaltens der Hänge bei seismischen Bedingungen kann auch durch fortschrittliche dynamische Analysemethoden durchgeführt werden, vorausgesetzt man berücksichtigt, dass sich die Böden aus mehreren Schichten zusammensetzen und man beschreibt ihr mechanisches Verhalten bei zyklischen Bedingungen realistisch. Aus diesen Gründen sind bei den fortschrittlichen Analysen entsprechend detaillierte geotechnische Untersuchungen erforderlich. Für diese Analysen muss die seismische Bemessungseinwirkung mittels Beschleunigungsdiagrammen dargestellt werden, die unter Verwendung derselben Kriterien ausgewählt werden, die schon für die Methode der Verschiebungen angegeben wurden.
7.11.4.
VORTRIEBE UND AUFSCHÜTTUNGEN 
Das Verhalten der Vortriebe und Aufschüttungen unter seismischen Bedingungen kann mit denselben Methoden wie bei den natürlichen Hängen analysiert werden, d. h. mit pseudostatischen Methoden, Verschiebungsmethoden und Methoden der dynamischen Analyse.
Bei den pseudostatischen Methoden wird die seismische Einwirkung durch eine äquivalente, in Raum und Zeit konstante, statische Einwirkung proportional zum Gewicht W des potenziell instabilen Bodenvolumens dargestellt. Die horizontalen und vertikalen Komponenten dieser Kraft müssen in Abhängigkeit der Merkmale der erwarteten Bewegung auf dem potenziell instabilen Bodenvolumen und der Fähigkeit dieses Volumens, Verschiebungen ohne signifikante Reduzierungen der Festigkeit zu erleiden, bestimmt werden.
In Ermangelung spezifischer Studien können die horizontalen und vertikalen Komponenten der äquivalenten statischen Kraft ausgedrückt werden als Fh = kh∙W und Fv = kv∙W, wobei kh und kv jeweils dem horizontalen und dem vertikalen seismischen Koeffizienten gemäß Absatz 7.11.3.5.2 entsprechen und die folgenden Werte des Reduzierungskoeffizienten der maximalen am Standort erwarteten Beschleunigung angewandt werden:
βs = 0,38 bei den Überprüfungen zum Grenzzustand der Tragfähigkeit (GZT)
s = 0,47 bei den Überprüfungen zum Grenzzustand der Gebrauchstauglichkeit (GZG).
Beim Sicherheitsnachweis muss überprüft werden, ob die Festigkeit des Systems höher ist als die Einwirkungen (Bedingung [6.2.1]), wobei der gleiche Ansatz wie in Absatz 6.8.2 für Bauwerke aus Schuttgütern und Vortrieben gewählt wird und die Teilkoeffizenten auf Einwirkungen und geotechnische Parameter gleich 1 gesetzt werden (Absatz 7.11.1) und die berechneten Bemessungswiderstände mit den Teilkoeffizienten R = 1,2 verwendet werden. Außerdem muss die Präsenz von Bauwerken berücksichtigt werden, die mit dem Bauwerk in Wechselwirkung stehen.
Alternativ dazu können die Nachweise in Bezug auf den Grenzzustand der Tragfähigkeit (GZT) oder der Gebrauchstauglichkeit (GZG) mit der Methode der Verschiebungen erbracht werden, wobei zu prüfen ist, dass die vom Erdbeben verursachten permanenten Verschiebungen die Sicherheits- und funktionellen Bedingungen der Vortriebe oder Aufschüttungen und etwaiger mit diesen in Wechselwirkung stehenden Bauwerke nicht beeinträchtigen. Bei der Methode der Verschiebungen muss die kritische Beschleunigung unter Rückgriff auf die Bemessungswerte der Parameter der Widerstandsfähigkeit bewertet werden. Die Bedingungen des Bauwerks müssen bezogen sein auf das Erreichen eines Grenzzustands der Tragfähigkeit oder der Gebrauchstauglichkeit unter Berücksichtigung des Schwellenwerts der Verschiebung. Die Bewertung der Sicherheitsbedingungen muss mittels Vergleich der berechneten Verschiebung und des entsprechenden Schwellenwerts bestimmt werden. Die Auswahlkriterien des Schwellenwerts der Verschiebung müssen vom Planer dargestellt und begründet werden.
7.11.5.
GRÜNDUNGEN 
7.11.5.1
Allgemeine Planungsvorschriften 
Die Planung der Gründungen erfolgt gemeinsam mit der Planung des Bauwerks, zu denen sie gehören, und erfordert vorab: 
1.
die Bewertung der lokalen seismischen Antwort des Standorts gemäß den Angaben aus Absatz 7.11.3.1; 
2.
die Sicherheitsbewertung des Standorts gegenüber Verflüssigung und der globalen Stabilität gemäß den Angaben in den Absätzen 7.11.3.4 und 7.11.3.5.
Bei den Analysen zu Punkt 1 muss es möglich sein zu begründen, warum bei der Planung des gesamten Bauwerks die gewählte seismische Einwirkung herangezogen wurde. Die Analysen zu Punkt 2 müssen explizit die Arbeiten anführen, die erforderlich sein könnten, um die globale Stabilität des Standorts zu gewährleisten.
Für die auf das Fundament übertragenen Einwirkungen sowie für die Anforderungen und Kriterien zur Modellierung selbiger wird auf die vorstehenden Absätze 7.2.5 und 7.2.6 verwiesen. 
7.11.5.2
Untersuchungen und geotechnisches Modell 
Das bei den Nachweisen zu verwendende geotechnische Modell des Unterbodens muss anhand der Erkenntnis der Ergebnisse der vom Planer bestimmten Untersuchungen und Tests festgelegt und mit entsprechendem Bezug auf die Auswahl der Art des für das geplante Bauwerk herangezogenen Gründungssystems geführt werden. Dabei sind die Vorgaben aus Absatz 7.11.2 und Kapitel 3 der vorliegenden Norm zu berücksichtigen. 
7.11.5.3
Nachweise im Grenzzustand der Tragfähigkeit (GZT) und im Grenzzustand der Schadensbegrenzung (GZS) 
Die Grenzzustände der Flachgründungen und Pfahlgründungen beziehen sich auf die Entwicklung der Einsturzmechanismen, die durch die Mobilisierung der Widerstandsfähigkeit des Bodens bestimmt werden, und auf Erreichung derjenigen der strukturellen Elemente, welche die Gründung selbst bilden. Es müssen mindestens dieselben Grenzzustände wie in den Absätzen 6.4.2.1 und 6.4.3.1 erwähnt berücksichtigt werden. Bei den Nachweisen müssen ein bereits bestehender Porendruck und ein möglicherweise durch die seismische Bewegung verursachter Porendruck berücksichtigt werden. 
Die Nachweise im Grenzzustand der Tragfähigkeit der Oberflächengründungen und Pfahlgründungen werden mit den beiden in Kapitel 6 angegebenen Methoden geführt und unter Bezugnahme auf die Vorschriften aus Absatz 7.11.1.
7.11.5.3.1
Flachgründungen 
Die Sicherheit des Komplexes Gründung-Boden muss unter Verweis auf den Grenzzustand der Tragfähigkeit (GZT) geführt werden hinsichtlich des Versagens durch Grenzlast und durch Gleiten unter Einhaltung der Bedingung [6.2.1], wobei die Teilkoeffizienten gemäß Tabelle 7.11.II. zu berücksichtigen sind. Für alle Nachweise muss die herangezogene Vorgangsweise für die Widerstandsberechnung mit der übereinstimmen, die für die Berechnung der Einwirkungen angewendet wurde. Genauer gesagt kann der Widerstand mit pseudostatischen Ansätzen bewertet werden, wenn die Einwirkungen anhand einer pseudostatischen oder dynamischen Modalanalyse bestimmt werden. 
Grenzzustand der Tragfähigkeit (GZT) durch Grenzlast 
Die Einwirkungen leiten sich aus der Analyse der aufgehenden Konstruktion, wie in Absatz 7.2.5 beschrieben, ab. Die Widerstände entsprechen den Grenzwerten, die zum Einsturz des Komplexes Gründung-Boden führen; diese sind durch Erweiterung herkömmlicher Maßnahmen auf den Fall der seismischen Einwirkung bewertbar, wobei auch die Neigung und Exzentrizität der Einwirkungen auf das Fundament berücksichtigt werden müssen. Den entsprechenden Planwert erhält man unter Anwendung des Koeffizienten R der Tabelle 7.11.II. Wenn bei der Berechnung der Grenzlast explizit die Wirkung der Trägheitseinwirkungen auf das signifikante Volumen des Bodens berücksichtigt wird, kann der Koeffizient R auf 1,8 reduziert werden.
Grenzzustand der Tragfähigkeit (GZT) durch Gleiten auf der Gründungssohle 
Unter Einwirkung versteht man den Wert der parallel zur Gleitfläche einwirkenden Kraft; unter Widerstand versteht man das Ergebnis der Tangentialgrenzspannungen auf derselben Ebene; in gewissen Fällen kommt dazu noch das Ergebnis der Grenzspannungen, die auf die Seitenflächen der Gründung einwirken. Im Speziellen kann der Widerstand entlang der Seitenflächen bei direktem Kontakt Gründung-Boden bei Gräben mit Schachtquerschnitt oder bei direktem Kontakt Gründung-Beton oder Gründung-Stahl bei Gräben, die von Schlitzwänden oder Spundbohlen gestützt werden, berücksichtigt werden. In solchen Fällen muss der Planer den Anteil des Widerstands entlang der Seitenflächen, die er für die Planung heranziehen will, angeben. Dieser ist mit Bemerkungen hinsichtlich der mechanischen Merkmale der Böden und der Baukriterien des Bauwerks zu begründen. Zur Überprüfung des Gleitens kann der passive Widerstand nur dann berücksichtigt werden, sofern dieser Beitrag permanent gegeben ist, wobei bei der Berechnung ein Anteil von höchstens 50 % berücksichtigt werden muss.
Tabelle 7.11.II - Teilkoeffizienten R für die Überprüfungen der Grenzzustände der Tragfähigkeit (GZT) der Flachgründungen bei seismischen Einwirkungen
	Überprüfung
	Teilkoeffizient R

	Grenzlast
	2,3

	Gleiten
	1,1

	Widerstand auf Seitenflächen
	1,3


Grenzzustand der Gebrauchstauglichkeit (GZG)
Außer bei Einsatz spezifischer dynamischer Analysen, die in der Lage sind, die Verformbarkeit des Systems Gründung-Boden zu bestimmen, kann die Überprüfung des Grenzzustands der Schadensbegrenzung als erfüllt betrachtet werden, wenn die entsprechenden Einwirkungen im Zusammenhang mit dem GZG berücksichtigt wurden und die Grenzlast der Planung mit dem Koeffizienten (R bestimmt wurde, der aus der Tabelle 7.11.II hervorgeht.
7.11.5.3.2
Pfahlgründungen 
Grenzzustände der Tragfähigkeit (GZT) 
Die Pfahlgründungen müssen auf die Grenzzustände der Tragfähigkeit (GZT) unter der Einwirkung der seismischen Bezugsbewegung geprüft werden. 
Bei den Nachweisen müssen alle relevanten Grenzzustände berücksichtigt werden und mindestens die Folgenden: 
−
Versagen durch vertikale Grenzlast des Komplexes Pfähle-Boden; 
−
Versagen durch horizontale Grenzlast des Komplexes Pfähle-Boden; 
−
Verflüssigung des Fundamentbodens; 
−
unverhältnismäßig große Verschiebungen oder Drehungen, die das Erreichen eines Grenzzustands der Tragfähigkeit an der aufgehenden Konstruktion verursachen können; 
−
Bruch eines der tragenden Bauteile der Pfahlkonstruktion (Pfähle oder Verbindungskonstruktion). 
Die Nachweise hinsichtlich des Versagens bestehen im Vergleich zwischen den Einwirkungen (Axialkraft und Querkraft am Pfahl) und den entsprechenden Widerständen unter Einhaltung der Bedingung [6.2.1] und den Vorschriften aus Absatz 7.11.1. 
Bei Auftreten einer seismischen Bewegung entwickeln sich in den Pfählen Beanspruchungen, die sowohl durch die vom Oberbau übertragenen Trägheitskräfte (Trägheitswechselwirkung) als auch durch die Wechselwirkung zwischen Pfahl und Boden durch Rütteln (kinematische Wechselwirkung) bedingt sind.
Werden die kinematischen Wechselwirkungen als stark betrachtet, müssen die bei der Berechnung angewandten Annahmen und die Kriterien der etwaigen Überlagerung oder Nichtüberlagerung mit denjenigen der Trägheitskraft begründet werden. Die durch die kinematische Wechselwirkung bedingten Wirkungen sollten für die Bauwerke der Gebrauchsklasse III und IV, für Unterböden des Typs D oder schlechter, an Standorten mit durchschnittlicher oder hoher Erdbebenanfälligkeit von ag > 0,25g und bei Vorhandensein von erhöhten Steifigkeitskontrasten beim Kontakt zwischen angrenzenden Bodenschichten bewertet werden.
Die Bewertung der Widerstände des Komplexes Pfähle-Boden, der der vertikalen und der Quereinwirkung unterliegt, muss unter Einhaltung der Angaben aus den Absätzen 7.11.2 und 7.11.5.2 durchgeführt werden, wobei auf die geotechnische Charakterisierung zu achten ist, um eventuelle Widerstandseinbußen der Böden, bedingt durch die seismische Einwirkung, zu berücksichtigen. 
Bei den Nachweisen, die hinsichtlich der wirksamen Spannungen in gesättigten Böden geführt werden, muss eine eventuelle Zunahme des durch die seismische Bewegung verursachten Porendrucks berücksichtigt werden und insbesondere muss der Beitrag eventueller verflüssigungsanfälliger Bodenschichten am Widerstand vernachlässigt werden. 
Bei den Mischfundamenten muss, wie in Absatz 6.4.3 angegeben, die Wechselwirkung zwischen Boden, Pfählen und der Verbindungskonstruktion anhand entsprechender Modellierungen untersucht werden, um den Anteil der Bemessungseinwirkung, der von der Verbindungskonstruktion direkt auf den Boden übertragen wird und den Anteil, der auf die Pfähle übertragen wird, bestimmen zu können. Wenn die Wechselwirkung als unbedeutend erachtet wird oder die entsprechende Analyse nicht vorliegt, müssen die GZT- und GZG-Nachweise nur auf die Pfähle bezogen geführt werden. In den Fällen, in denen diese Wechselwirkung als signifikant betrachtet und die entsprechende Analyse durchgeführt wird, müssen die Nachweise zum GZT und GZG die Vorgaben aus den Absätzen 6.4.3.3 und 6.4.3.4 erfüllen, bei denen die darin erwähnten Bemessungseinwirkungen und Bemessungswiderstände gemäß den Angaben aus dem vorliegenden Kapitel 7 bestimmt werden.
Grenzzustand der Gebrauchstauglichkeit (GZG) 
Außer bei Einsatz spezifischer dynamischer Analysen, die in der Lage sind, die Verformbarkeit des Systems Gründung-Boden zu bestimmen, kann die Überprüfung des Grenzzustands der Schadensbegrenzung als erfüllt betrachtet werden, wenn die entsprechenden Einwirkungen im Zusammenhang mit dem GZG berücksichtigt wurden und die Grenzlast der Planung mit dem Koeffizienten (R bestimmt wurde, der aus der Tabelle 6.4.II hervorgeht. 
7.11.6.
STÜTZBAUTEN 
7.11.6.1
Allgemeine Anforderungen 
Die Sicherheit der Stützbauten muss vor, während und nach dem Bemessungserdbeben gewährleistet sein. 
Es sind durch das Erdbeben erzeugte Dauerverschiebungen zulässig, die die Festigkeit des Bauwerks nicht wesentlich verändern und die mit der Funktionalität des gesamten Bauwerks und mit derjenigen etwaiger Tragwerke oder Infrastrukturen, die Wechselwirkungen mit dem Bauwerk haben, kompatibel sind. 
Die geotechnischen Untersuchungen müssen so umfassend durchgeführt werden, dass die Böden, die direkt mit dem Bauwerk interagieren, und jene, die die lokale seismische Antwort bestimmen, charakterisiert werden können. 
Die seismische Analyse der Stützbauten muss jene Faktoren berücksichtigen, die deren Verhalten signifikant beeinflussen. 
Die folgenden Aspekte sind in jedem Fall zu berücksichtigen: 
−
Trägheitswirkungen im Boden, in den Stütztragwerken und in den eventuell zusätzlich vorhandenen Lasten; 
−
anelastisches und nichtlineares Bodenverhalten; 
−
Auswirkung der Verteilung des Porendrucks, falls vorhanden, auf die Einwirkungen, die zwischen dem Boden und dem Stützbau ausgetauscht werden; 
−
Drainagebedingungen; 
−
Einfluss der Verschiebungen des Bauwerks auf die Mobilisierung der Grenzgleichgewichtsbedingungen. 
Bei speziellen Bauten mit Böschungen an der Wasserfläche, wie Meeresbauten, müssen die Wirkungen berücksichtigt werden, die unterschiedlich sind angesichts der Durchlässigkeit, und von der seismischen Einwirkung auf den soliden Skelettboden und auf das Porenwasser erzeugt werden. 
Wenn freies Wasser auf die Außenmauer der Wand trifft, müssen die vom Erdbeben erzeugte hydrodynamische Auswirkung und der (positive und negative) Druckausschlag des Wassers im Vergleich zum hydrostatischen Druck berücksichtigt werden. 
Die Verwendung von pseudostatischen Methoden, wie in den folgenden Absätzen 7.11.6.2.1 und 7.11.6.3.1 angegeben, ist zulässig. 
Die Grenzzustände der Stützmauern beziehen sich auf die Entwicklung plastischer Elemente, die durch die Mobilisierung der Widerstandsfähigkeit des Bodens und bei Erreichung derjenigen der strukturellen Elemente, welche die Gründung selbst bilden, bestimmt werden. Es müssen mindestens dieselben Grenzzustände, wie in den Absätzen 6.5.3.1.1, 6.5.3.1.2 und 6.6.2. erwähnt, berücksichtigt werden. 
Es muss geprüft werden, ob der Standort durch das Bemessungserdbeben verflüssigungsanfällig ist. Falls ja, müssen geeignete Maßnahmen getroffen werden, um zu verhindern, dass dieses Phänomen eintritt.
7.11.6.2
Stützmauern 
Die Drainagesysteme hinter dem Tragwerk müssen in der Lage sein, die durch das Erdbeben erzeugten transitorischen und permanenten Verschiebungen ohne Beeinträchtigung ihrer Funktionalität auszuhalten. 
7.11.6.2.1
Analysemethoden 
In Ermangelung spezifischer dynamischer Analysen kann die Sicherheitsanalyse der Stützmauern unter seismischen Bedingungen mittels pseudostatischer Methoden und Verschiebungsmethoden durchgeführt werden. 
Wenn sich das Tragwerk verschieben kann, wird die pseudostatische Analyse mittels Grenzgleichgewichtsmethoden durchgeführt. Das Berechnungsmodell muss den Stützbau, das Bodenvolumen hinter dem Bau, der im aktiven Grenzgleichgewichtszustand angenommen wird, und eventuelle Überlasten, die auf den oben genannten Bodenkeil einwirken, umfassen. 
Bei der pseudostatischen Analyse wird die seismische Einwirkung durch eine äquivalente statische Kraft dargestellt, die den Schwerkräften entspricht, die durch einen angemessenen seismischen Koeffizienten erzeugt werden. 
Bei den Nachweisen können der horizontale seismische Koeffizient kh und der vertikale seismische Koeffizient kv bewertet werden mithilfe der Gleichungen 
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wobei gilt: 
βm
= Reduktionskoeffizient der maximalen erwarteten Beschleunigung am Standort; 
amax
= maximale erwartete Horizontalbeschleunigung am Standort; 
g
= Schwerkraftbeschleunigung. 
In Ermangelung spezifischer Analysen der lokalen seismischen Antwort kann die maximale Beschleunigung mit der Gleichung 

amax = S ∙ ag = ( SS ∙ ST ) ∙ ag
[7.11.8]
wobei gilt: 
S
= der Koeffizient, der die Wirkung der stratigrafischen Verstärkung (SS) und der topografischen Verstärkung (SS) beinhaltet; siehe dazu Absatz .2.3.2; 
ag 
= die maximale am starren Bezugsstandort erwartete horizontale Beschleunigung. 
In der obigen Gleichung ist der Reduzierungskoeffizient der maximalen erwarteten Beschleunigung am Standort gleich: 
m = 0,38 bei den Überprüfungen zum Grenzzustand der Tragfähigkeit (GZT)
m = 0,47 bei den Überprüfungen zum Grenzzustand der Gebrauchstauglichkeit (GZG).
Bei Mauern, die nicht in der Lage sind, relativen Verschiebungen hinsichtlich des Bodens standzuhalten, nimmt der Koeffizient βm einen Einheitswert an. Die Werte des Koeffizienten m können erhöht werden unter Berücksichtigung besonderer Leistungsmerkmale der Mauer unter Berücksichtigung des Diagramms gemäß Abbildung 7.11.3, die im nachstehenden Absatz 7.11.6.3.2 enthalten ist.
Bei Stützmauern, die sich frei um den Sockel verschieben oder drehen können, kann angenommen werden, dass der erdbebenbedingte Schubanstieg auf dieselbe Stelle einwirkt wie der statische. In den anderen Fällen muss in Ermangelung spezifischer Untersuchungen angenommen werden, dass dieser Schubanstieg auf die halbe Mauerhöhe angewendet wird. 
Der Grenzzustand bezüglich der Umsturzgefahr muss behandelt werden unter Einsatz der einheitlichen Teilkoeffizienten auf Einwirkungen und geotechnische Parameter (Absatz 7.11.1) und unter Verwendung der Werte m, erhöht um 50 % im Vergleich zu den oben genannten, und in jedem Fall nicht höher als 1.
7.11.6.2.2
Sicherheitsnachweise 
Die Stützmauern in Hanglage oder in der Nähe natürlicher Hänge müssen die Stabilitätsbedingungen der Hanglage erfüllen, bei Neubauten mit den Analysemethoden gemäß Absatz 7.11.3.5. Außerdem müssen der Nachweis der Stabilität des Systems Mauer-Boden, ausgehend von den Kriterien gemäß Absatz 7.11.4, und die in Absatz 7.11.5 genannten Sicherheitsnachweise der Fundamente geführt werden. 
Bei den Sicherheitsnachweisen muss unter Einhaltung der Bedingung [6.2.1] überprüft werden, ob die Festigkeit des Systems höher ist als die Einwirkungen, wobei die Teilkoeffizienten auf die Einwirkungen und die geotechnischen Paramente gleich 1 gesetzt werden (Absatz 7.11.1) und die Bemessungswiderstände mit den Teilkoeffizienten R gemäß Tabelle 7.11.III verwendet werden.
Tabelle 7.11.III - Teilkoeffizienten R für die Überprüfungen der Grenzzustände der Tragfähigkeit (GZT) der Stützmauern.
	Überprüfung
	Teilkoeffizient R 

	Grenzlast
	1,2

	Gleiten
	1,0

	Umstürzen
	1,0

	Widerstandsfähigkeit des Bodens talseits
	1,2


Die Einwirkungen, die bei den Sicherheitsanalysen der Gründungen zu berücksichtigen sind, ergeben sich aus dem von der Böschung ausgeübten Schub, aus den permanenten Schwerkrafteinwirkungen und aus den Trägheitseinwirkungen auf die Mauer, den Boden und auf etwaige Überlasten.
Die Überprüfung des Grenzzustands des Gleitens kann auch mit der Verschiebungsmethode (Absatz 7.11.3.5.2) durchgeführt werden. Die kritische Beschleunigung muss unter Rückgriff auf die Bemessungswerte der Parameter der Widerstandsfähigkeit bewertet werden. Die Bedingungen des Bauwerks müssen bezogen sein auf das Erreichen eines Grenzzustands der Tragfähigkeit (GZT) oder der Gebrauchstauglichkeit (GZG) unter Berücksichtigung des Schwellenwerts des Verschiebens.. Die Bewertung der Sicherheitsbedingungen muss mittels Vergleich der berechneten Verschiebung und des entsprechenden Schwellenwerts bestimmt werden. Die Auswahlkriterien des Schwellenwerts der Verschiebung müssen vom Planer dargestellt und begründet werden.
Zusätzlich zu den Sicherheitsüberprüfungen in Bezug auf die GZT, müssen Überprüfungen in Bezug auf die Grenzzustände der Gebrauchstauglichkeit (GZG) durchgeführt werden. Insbesondere müssen die durch das Erdbeben erzeugten Dauerverschiebungen mit der Funktionalität des Bauwerks und mit jener von Tragwerken oder Infrastrukturen, die mit dem Bauwerk in Wechselwirkung stehen, kompatibel sein.
7.11.6.3
Schlitzwände
Die Analyse von Schlitzwänden unter seismischen Bedingungen kann mit spezifischen dynamischen Analysemethoden oder pseudostatischen Methoden durchgeführt werden.
7.11.6.3.1
Pseudostatische Methoden
Bei den pseudostatischen Methoden wird die seismische Einwirkung durch eine äquivalente, in Raum und Zeit konstante Beschleunigung definiert. 
Die horizontale Komponente ah und die vertikale Komponente av der äquivalenten Beschleunigung müssen in Abhängigkeit der Eigenschaften der in dem für das Bauwerk signifikanten Boden erwarteten seismischen Bewegung und in Abhängigkeit des Vermögens, den Verschiebungen ohne erhebliche Festigkeitseinbußen standzuhalten, ermittelt werden. 
In Ermangelung spezifischer Untersuchungen kann ah an die in dem für das Bauwerk signifikanten Boden erwartete Spitzenbeschleunigung amax mittels der folgenden Gleichung gefunden werden: 

ah = kh ∙ g = α ∙ β ∙ amax
[7.11.9]
wobei g die Schwerkraftbeschleunigung darstellt, kh der seismische Koeffizient in horizontaler Richtung ist, 1 ein Koeffizient ist, der die Verformbarkeit der mit dem Bauwerk interagierenden Böden berücksichtigt, und   1 ein Funktionskoeffizient des Vermögens des Bauwerks ist, den Verschiebungen ohne Festigkeitseinbußen standzuhalten. 
Für die Schlitzwände kann av mit 0 angesetzt werden. 
Die Spitzenbeschleunigung amax wird mittels einer Analyse der lokalen seismischen Antwort bewertet, also als:

amax = S ∙ ag = ( SS ∙ ST ) ∙ ag
[7.11.10]
wobei S der Koeffizient ist, der die Auswirkung der stratigrafischen Verstärkung (SS) und der topografischen Verstärkung (ST) umfasst, wie in Absatz 3.2.3.2 angegeben, und ag die maximale horizontale Beschleunigung am starren Bezugsstandort ist. 
Der Wert des Koeffizienten  kann ausgehend von der Gesamthöhe H der Schlitzwand und von der Kategorie des Unterbodens anhand des Diagramms aus Abbildung 7.11.2 ermittelt werden. 
Für Unterböden der Kategorie E werden die Kurven der Unterböden C oder D in Abhängigkeit von den Werten der äquivalenten Geschwindigkeit VS verwendet.
Für die Schubbewertung in den Bedingungen des passiven Grenzgleichgewichts muss  mit 1 angenommen werden.
Der Wert des Koeffizienten  kann aus dem Diagramm der Abbildung 7.11.3 in Abhängigkeit von der maximalen Verschiebung us abgeleitet werden, die das Bauwerk tolerieren kann, wobei die effektive Entwicklung von Biegemechanismen im System zu überprüfen ist. In Ermangelung einer solchen Überprüfung ist der Koeffizient β gleich 1. 
Für us = 0 ist β = 1. Es muss Folgendes gewährleistet sein:

us ≤ 0,005 ∙ H
[7.11.11]
Wenn α·β ≤ 0,2, muss kh mit 0,2·amax/g angenommen werden. 
Darüber hinaus können die Trägheitswirkungen auf die Massen, aus denen die Schlitzwand besteht, vernachlässigt werden. 
Bei Werten des Reibungswinkels zwischen Boden und Wand δ > ϕ′/2, muss für die Bewertung des passiven Widerstands die Unebenheit der Gleitflächen berücksichtigt werden.
7.11.6.3.2
Sicherheitsnachweise 
Schlitzwände in Hanglage oder in der Nähe natürlicher Hänge müssen die Stabilitätsbedingungen der Hanglage erfüllen, bei Neubauten mit den Analysemethoden gemäß Absatz 7.11.3.5. Außerdem muss die Überprüfung der Stabilität des Systems Schlitzwand-Boden ausgehend von den Kriterien gemäß Absatz 7.11.4 erfüllt sein. 
Bei den Schlitzwänden müssen die Sicherheitsbedingungen hinsichtlich der Grenzzustände der Tragfähigkeit (GZT) erfüllt werden und die Einhaltung der Bedingung [6.2.1] mit den Vorschriften aus Absatz 7.11.1 überprüft werden. 
Bei den Nachweisen versteht man unter Einwirkungen die Resultierenden der Schübe an der Rückseite der Schlitzwand und unter Widerständen versteht man die Resultierenden der Schübe unten an der Schlitzwand und die Reaktionen der Verbindungssysteme. 
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Abbildung 7.11.2 – Diagramm für die Bewertung des Verformbarkeitskoeffizienten 
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Abbildung 7.11.3 – Diagramm für die Bewertung des Verschiebungskoeffizienten 
7.11.6.4
Verbindungssysteme 
Die druckbeanspruchten Kontrastelemente (Stege) müssen so dimensioniert sein, dass sich die geometrische Instabilität durch höhere Axialkräfte bildet, als es jene sind, die das Erreichen der Druckfestigkeit des Materials bewirken, aus dem sie bestehen. Andernfalls muss  mit 1 angenommen werden. 
Bei verankerten Tragwerken muss für die Positionierung des Verankerungsfundaments berücksichtigt werden, dass durch die Wirkung des Erdbebens die potenzielle Gleitfläche der Schubkeile eine Neigung in der Horizontale aufweist, die kleiner ist als die im statischen Fall. Wenn Ls die freie Länge der Verankerung in statischen Bedingungen ist, kann die entsprechende freie Länge unter seismischen Bedingungen Le mittels folgender Gleichung ermittelt werden: 
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wobei amax die maximale erwartete Horizontalbeschleunigung am Standort ist. 
Die Verankerungselemente müssen derart lang und fest sein, dass sie das Gleichgewicht des Bauwerks vor, während und nach dem Erdbeben gewährleisten. 
Darüber hinaus muss sichergestellt sein, dass der Boden die erforderliche Festigkeit aufbringt, damit die Verankerung während des Bemessungserdbebens ihre Funktion ausüben kann, und ein entsprechender Sicherheitsrahmen hinsichtlich der Verflüssigung eingehalten wird. 
7.11.6.4.1
Sicherheitsnachweise 
Bei Zugstangen, deren freier Teil mit Litzen oder Stahlstäben aus Federstahl besteht, muss unter Einhaltung der CCD-Kriterien die Bemessungszugfestigkeit stets größer als der Höchstwert der Bemessungsfestigkeit des Fundaments der Verankerung sein.
KAPITEL 8.
BESTEHENDE BAUWERKE
 TC " KAPITEL 8 - BESTEHENDE BAUWERKE" \f C \l "1" 
8.1.
GEGENSTAND
Dieses Kapitel definiert die generellen Kriterien für die Sicherheitsbewertung und Planung, die Ausführung und die Abnahme von Eingriffen in bestehende Bauwerke.
Als bestehendes Bauwerk werden Bauwerke definiert, deren Bau zum Zeitpunkt des Abfassens der Sicherheitsbewertung und/oder der geplanten Maßnahme vollständig abgeschlossen ist.
8.2.
ALLGEMEINE KRITERIEN
Die Bestimmungen allgemeiner Art, die in anderen Kapiteln der vorliegenden Norm enthalten sind, stellen soweit anwendbar Bezugsbestimmungen auch für bestehende Bauwerke dar, mit Ausnahme der in der vorliegenden Norm enthaltenen Beschränkungen in Bezug auf die Höhe, allgemeine Vorschriften, Vorgaben zur Geometrie und Konstruktionsmerkmale und unbeschadet der nachstehenden Ausführungen.
Bei Maßnahmen, die keine Änderungen in Bezug auf das Tragwerk vorsehen (Anlagen, Aufteilung der Räume usw.) muss der Planer ihre mögliche Wechselwirkung mit den GZT und GZG des Tragwerks oder Teilen davon bewerten.
Bei der Sicherheitsbewertung und der Planung der Maßnahmen sind folgende Aspekte des Bauwerks zu berücksichtigen: 
· das Bauwerk gibt den Wissensstand zum Zeitpunkt seiner Errichtung wieder; 
· es könnten verdeckte, nicht augenscheinliche Mängel an Ausrichtung und Ausführung vorhanden sein; 
· das Bauwerk kann Einwirkungen ausgesetzt gewesen sein, auch außerordentlichen, deren Folgen nicht vollständig deutlich werden; 
· das Tragwerk kann Verschleiß und/oder bedeutende Veränderungen gegenüber seinem Urzustand aufweisen. 
Bei der Definition der Tragwerksmodelle ist weiterhin zu berücksichtigen, dass - mit einem Detailierungsgrad, der von der verfügbaren Dokumentation und der Qualität und dem Ausmaß der durchgeführten Untersuchungen abhängt - Folgendes bekannt sein kann: 
· die Geometrie und die Konstruktionsmerkmale; 
· die mechanischen Merkmale der Materialien und der Böden;
· die ständigen Lasten.
Es sind bei den Sicherheitsbewertungen Untersuchungsverfahren anzuwenden, die sich nach der Vollständigkeit und Verlässlichkeit der verfügbaren Informationen richten, sowie geeignete „Sicherheitsfaktoren“, die die Sicherheitsnachweise in Abhängigkeit von der Kenntnis der oben genannten Merkmale (siehe Absatz 8.5.4) modifizieren.
8.3.
BEWERTUNG DER SICHERHEIT 
Die Sicherheitsbewertung eines bestehenden Bauwerks ist ein quantitatives Verfahren, das darauf abzielt, das Ausmaß der Einwirkungen zu bestimmen, die zu tragen das Bauwerk mit dem Mindestsicherheitsniveau gemäß vorliegender Norm in der Lage ist. Die Erhöhung des Sicherheitsniveaus wird im Wesentlichen verfolgt mittels Einflussnahme auf die globale Tragkonzeption mit Eingriffen, die auch lokal sein können. 
Die Sicherheitsbewertung hat die Feststellung zu gestatten, ob:
–
das Bauwerk - ohne Eingriffe vorzunehmen - weiter genutzt werden kann;
–
die Nutzung zu verändern ist (Herabstufung, Änderung der Nutzung und/oder einschränkende Auflagen und/oder Vorsichtsmaßnahmen); 
–
es notwendig ist, die Tragfähigkeit zu erhöhen oder wieder herzustellen.
Die Sicherheitsbewertung ist vorzunehmen, sofern auch nur eine der folgenden Situationen eintritt: 
–
merklicher Abfall der Festigkeit und/oder Verformbarkeit des Tragwerks oder seiner Teile durch bedeutenden Verschleiß und Abfall der mechanischen Materialeigenschaften, bedeutende Verformung durch Versagen des Baugrunds; Beschädigung durch Umwelteinwirkungen (Erdbeben, Wind, Schnee und Temperatur), außergewöhnliche Einwirkungen (Aufprall, Brand, Explosion), außergewöhnliche Funktions- oder Gebrauchssituationen;
–
erwiesene Planungs- oder Ausführungsfehler; 
–
Änderung der Nutzung des Bauwerks oder eines Teils desselben, mit bedeutender Änderung der veränderlichen Lastfälle und/oder Übergang in eine höhere Nutzungskategorie; 
–
nicht ausdrücklich bautechnische Eingriffe, sofern diese sich auch nur teilweise auf tragende Bauteile auswirken und deren Tragfähigkeit oder Steifigkeit entscheidend beeinflussen;
–
wenn bauliche Maßnahmen gemäß Absatz 8.4 durchgeführt werden;
–
wenn Bauwerke ohne oder abweichend einer Baugenehmigung durchgeführt wurden, sofern diese zum Errichtungszeitpunkt erforderlich gewesen wäre, oder abweichend von technischen Baunormen, die zum Zeitpunkt der Errichtung gültig waren.
Treffen die in den vorigen Absätzen genannten Bedingungen für eingeschränkte Teile des Bauwerks zu, kann die Sicherheitsbewertung auf die betroffenen und die mit ihnen interagierenden Bauteile beschränkt werden, wobei deren Funktion im Gesamtbauwerk im Auge zu behalten ist, vorausgesetzt die geänderten örtlichen Bedingungen haben keinen wesentlichen Einfluss auf das Verhalten des Bauwerks als Ganzes.
Die Sicherheitsbewertung ist jedes Mal vorzunehmen, wenn es zu baulichen Maßnahmen zur Verbesserung oder Anpassung gemäß Absatz 8.4 gekommen ist, und der Planer hat in einem diesbezüglichen Bericht die bestehende oder durch den Eingriff erreichte Sicherheitsklasse unter Angabe des Verhältnisses zwischen dem Sicherheitsniveau zwischen Tragfähigkeit und Belastung anzugeben.
Falls es erforderlich ist, die Sicherheitsbewertung des Bauwerks durchzuführen, ist eine Überprüfung des Gründungssystems nur dann vorgeschrieben, wenn Bedingungen vorliegen, welche zu Phänomenen der globalen Instabilität führen können, oder wenn eine der nachstehenden Bedingungen auftritt: 
· das Bauwerk weist bedeutende Verwerfungen auf, welche auf ein Nachgeben der Gründungen zurückzuführen sind, oder wenn es in der Vergangenheit zu derartigen Verwerfungen gekommen ist;
· es sind Umsturz- und/oder Gleitphänomen des Bauwerks möglich, aufgrund: ungünstiger morphologischer Bedingungen, Änderungen des Bodenprofils in der Nähe der Gründungen, Bemessungserdbebeneinwirkungen;
· es sind Verflüssigungsphänomene des Gründungsbodens aufgrund von Bemessungserdbebeneinwirkungen möglich.
Zur Überprüfung des Bestehens der oben genannten Bedingungen wird auf die vorliegende Dokumentation Bezug genommen und spezifische Untersuchungen können nur dann unterlassen werden, wenn nach ausdrücklich begründeter Ansicht des beauftragten Technikers in Bezug auf das betroffene Bodenvolumen und die Gründungen ausreichende Kenntnisse vorliegen, um die oben genannten Bewertungen durchzuführen. 
Die Sicherheitsbewertung und die Planung der Maßnahmen in Bezug auf bestehende Bauwerke können ausschließlich auf die GZT Bezug nehmen; davon ausgenommen sind Bauwerke der Nutzungsklasse IV, für welche Überprüfungen der GZG gemäß Absatz 7.3.6 erforderlich sind; in diesem letztgenannten Fall können beschränkte Leistungsniveaus vorausgesetzt werden. 
Was die Kombination von seismischen Einwirkungen angeht, können die Nachweise in den GZT durchgeführt werden in Bezug auf die Bedingung des Schutzes von Menschenleben (GZM) oder alternativ dazu die Bedingung des Einsturzes (GZE), wie in Absatz 7.3.6 ausgeführt.
Bei den Nachweisen im Zusammenhang mit den seismischen Einwirkungen wird das Sicherheitsniveau des Bauwerks quantifiziert über das Verhältnis E zwischen der maximal ertragbaren seismischen Einwirkung und der maximalen seismischen Einwirkung, die in der Planung eines Neubaus berücksichtigt werden würde; das Ausmaß der anderen gleichzeitig auftretenden Wirkungen ist dasselbe wie bei Neubauten, außer in Bezug auf vertikale ständige Lasten nach den durchgeführten Untersuchungen (gemäß Absatz 8.5.5) und vorbehaltlich der Ergreifung geeigneter beschränkender Maßnahmen in Bezug auf die Nutzung und folglich auf die variablen vertikalen Lasten.
Die Nutzungsbeschränkung kann von Teil zu Teil des Bauwerks anders geartet sein und wird für den i-sten Teil quantifiziert über das Verhältnis V,i zwischen dem Höchstwert der ertragbaren variablen vertikalen Überlast dieses Teils des Bauwerks und dem Wert der variablen vertikalen Überlast, welcher bei der Planung eines Neubaus herangezogen werden würde.
Es müssen beschränkende Maßnahmen in Bezug auf die Nutzung des Bauwerks und/oder Maßnahmen zur Verbesserung oder Anpassung ergriffen werden, falls die Nachweise in Bezug auf vom Menschen kontrollierte Einwirkungen nicht erfüllt sind bzw. vorwiegend in Bezug auf die ständigen Lasten und andere Betriebseinwirkungen.
8.4.
KLASSIFIZIERUNG DER MASSNAHMEN 
Es wird folgende Klassifizierung der Maßnahmen vorgenommen:
· örtliche Reparaturen oder Eingriffe: Eingriffe an einzelnen Gliedern, die in jedem Fall zur Verbesserung der vorherigen Sicherheitsbedingungen führen;
· verbessernde Maßnahmen: zur Erhöhung der bestehenden Tragwerkssicherheit, auch wenn hierdurch nicht notwendigerweise die in Absatz 8.4.3 genannten Sicherheitsniveaus erreicht werden; 
· Maßnahmen zur Anpassung: zur Erhöhung der bestehenden Tragwerkssicherheit, wobei die in Absatz 8.4.3 genannten Sicherheitsniveaus erreicht werden. 
Nur die Maßnahmen zur Anpassung und Verbesserung unterliegen einer statischen Abnahme.
Für Maßnahmen zur Verbesserung und Anpassung muss der Ausschluss von Maßnahmen in Bezug auf die Fundamente in allen Fällen ausdrücklich vom Planer begründet werden mittels Überprüfung der Eignung des Tragwerksystems gemäß den in Absatz 8.3 genannten Kriterien. 
Falls die Maßnahme vorsieht, dass neue Bestandteile eingefügt werden, welche ein eigenes Fundament benötigen, müssen diese ausgehend von den allgemeinen Kriterien gemäß Kapitel 6 und 7 geprüft werden, so wie dies für Neubauten vorgesehen ist.
Bei Bauwerken von kulturellem Wert in zu Erdbebenzonen ernannten Gebieten gemäß Artikel 29 Absatz 4 des gesetzesvertretenden Dekrets Nr. 42 „Codice dei beni culturali e del paesaggio“ (Kodex Denkmals- und Landschaftsschutz) vom 22. Januar 2004 können in jedem Fall auch nur verbessernde Eingriffe vorgenommen werden, sofern die entsprechende Sicherheitsbewertung vorgenommen wurde.
8.4.1.
REPARATUR ODER ÖRTLICH BEGRENZTE MASSNAHMEN
Maßnahmen dieses Typs beziehen sich auf einzelne Teile und/oder Elemente des Tragwerks. Sie dürfen das globale Verhalten des Bauwerks nicht wesentlich ändern und sind darauf ausgerichtet, eine oder mehrerer folgender Zielsetzungen zu erreichen:
· Wiederherstellung - im Vergleich zur Konfiguration vor dem Schaden - der ursprünglichen Merkmale der geschädigten Teile oder Elemente;
· Verbesserung der Festigkeit und/oder Duktilität von Elementen oder Teilen, auch wenn diese nicht beschädigt sind;
· Verhinderung von Mechanismen des lokalen Zusammenbruchs;
· Änderungen eines Elements oder eines beschränkten Teils des Tragwerks.
Der Planungsentwurf und die Sicherheitsbewertung können sich lediglich auf die betroffenen Teile und/oder Elemente beziehen, um zu dokumentieren, dass die Maßnahmen in Bezug auf den Zustand vor dem Schaden, der Verschlechterung oder der Veränderung nicht zu wesentlichen Änderungen des Verhaltens der anderen Teile oder des Tragwerks insgesamt führen und sie nicht zu einer Verringerung der zuvor bestehenden Sicherheitsniveaus führen.
Der in Absatz 8.3 genannte Bericht kann auf die vom Eingriff betroffenen und auf die mit ihnen interagierenden Teile beschränkt werden und hat die angetroffenen, beseitigten und/oder nach wie vor bestehenden Toleranzen der Bausubstanz und die etwaigen darauf folgenden Nutzungseinschränkungen zu dokumentieren. 
Im Falle von Maßnahmen zur örtlichen Stärkung, die darauf ausgerichtet sind, die mechanischen Merkmale struktureller Elemente zu verbessern oder die Möglichkeit des lokalen Einsturzes zu beschränken, ist es erforderlich, die Erhöhung des lokalen Sicherheitsniveaus zu bewerten.
8.4.2.
MASSNAHMEN ZUR VERBESSERUNG
Die Planung und die Sicherheitsbewertung haben sich auf alle potenziell etwa in Form von verändertem Verhalten betroffenen Teile des Bauwerks zu erstrecken, sowie auf das Bauwerk als Ganzes.
Was die Kombination von seismischen Einwirkungen angeht, kann der Wert von E kleiner als 1 sein. Abgesehen von spezifischen Situationen in Bezug auf Kulturgüter, muss für Bauwerke der Klasse III zur schulischen Nutzung und der Klasse IV der Wert von E nach Verbesserungsmaßnahmen mindestens 0,6 betragen und für die restlichen Bauwerke der Klasse III und für jene der Klasse II muss der Wert E nach Verbesserungsmaßnahmen um mindestens 0,1 erhöht werden. 
Im Falle von Maßnahmen, welche den Einsatz von Isolierungssystemen vorsehen, muss zum Nachweis des Isolierungssystems mindestens E =1,0 gegeben sein.
8.4.3
MASSNAHMEN ZUR ANPASSUNG
Die Sicherheitsbewertung ist zwingend vorgeschrieben bei einer Anpassung des Bauwerks, sofern Folgendes vorgesehen ist: 
a) eine Erhöhung des Bauwerks;
b) eine Erweiterung durch Bauwerke, die mit dem Tragwerk verbunden sind und die Reaktion entscheidend verändern;
c) Veränderungen der vorgesehenen Nutzung, die die Gesamtlast auf das Fundament um mehr als 10 % erhöhen, berechnet gemäß der Bemessungskombination nach der Gleichung 2.5.2 in Absatz 2.5.3 unter ausschließlicher Berücksichtigung der Belastungen der Schwerkraft. Die Pflicht zur Durchführung einer lokalen Überprüfung der einzelnen Teile und/oder Elemente des Tragwerks bleibt bestehen, auch wenn nur beschränkte Teile des Bauwerks davon betroffen sind;
d) bautechnische Maßnahmen durchgeführt werden, die das Tragwerk durch eine systemische Gesamtheit von Maßnahmen so verändern, dass schließlich ein anderes Bauwerk als vorher besteht; im Falle von Gebäuden bauliche Maßnahmen durchgeführt werden, die das Tragwerk durch Einsatz neuer tragender vertikale Elemente verändern, auf denen mindestens 50 % der Gesamtbelastungen der Schwerkraft, bezogen auf die einzelnen Stockwerke, lasten.
e) Veränderungen der Nutzungsklasse durchgeführt werden, die zu Gebäuden der Klasse III zur schulischen Nutzung oder der Klasse IV führen.
In jedem Fall hat sich die Planung auf das gesamte Bauwerk zu beziehen und es sind gemäß den Vorgaben dieses Kapitels die Prüfungen für das gesamte Tragwerk nach dem Eingriff durchzuführen.
In den Fällen a, b und d muss zur Prüfung des Tragwerks E ≥ 1,0 gegeben sein. In den Fällen c und e kann E ≥ 0,80 angenommen werden.
Die Pflicht zur Durchführung einer lokalen Überprüfung der einzelnen Teile und/oder Elemente des Tragwerks bleibt bestehen, auch wenn nur beschränkte Teile des Bauwerks davon betroffen sind.
Die Änderung der Höhe des Gebäudes durch Ausführungen von Dachbrüstungen, bei gleichbleibender Anzahl von Stockwerken, ist nicht als Erhöhung oder Erweiterung im Sinne von Punkt a anzusehen. In diesem Fall sind keine Anpassungsmaßnahmen vorzunehmen, solange nicht die unter den anderen vorstehenden Punkten genannten Bedingungen zutreffen.
8.5.
DEFINITION DES BEZUGSMODELLS FÜR DIE ANALYSE
Bei bestehenden Bauwerken sind die sich in der Wirklichkeit stellenden Situationen hochgradig diversifiziert und es ist daher unmöglich, für alle Fälle konkrete Vorschriften zu erlassen. Folglich ist das Modell für die Sicherheitsbewertung vom Planer bezüglich des erwarteten Verhaltens des Tragwerks zu definieren und zu rechtfertigen, wobei die im Folgenden gegebenen allgemeinen Hinweise zu berücksichtigen sind. 
8.5.1.
HISTORISCH-KRITISCHE UNTERSUCHUNG 
Um das Tragwerk und seine Beanspruchungssituation richtig zu ermitteln, ist es unerlässlich, die Ausführung und die nachfolgenden Veränderungen des Bauwerks im Laufe der Zeit sowie die Ereignisse, die sich darauf ausgewirkt haben, nachzuempfinden. 
8.5.2.
ERHEBUNG 
Die geometrisch-bautechnische Erhebung sollte sich sowohl auf die gesamte Geometrie des Bauwerks beziehen, als auch auf die tragenden Bauteile, wobei die Beziehungen zu etwaig bestehenden daran anschließenden Bauwerken in Betracht zu ziehen sind. In der Erhebung sind die mit der Zeit eingetretenen Veränderungen zu berücksichtigen, wie sie sich aus der historisch-kritischen Untersuchung ergeben. 
Bei der Erhebung ist das feste Tragwerk des Bauwerks zu ermitteln, wobei auch Qualität und Erhaltungszustand der Materialien und der Bauteile zu beachten sind. 
Es sind ferner die Verwerfungen, tatsächliche oder ermittelte, unter besonderer Berücksichtigung der Erhebung der Bruchbilder und schädigenden Mechanismen festzustellen. 
8.5.3.
MECHANISCHE MATERIALBESTIMMUNG 
Um ausreichende Kenntnis von den Eigenschaften und dem Verschleiß der Materialien zu gewinnen, sind verfügbare Dokumentationen, in situ durchzuführende Besichtigungen und experimentelle Untersuchungen heranzuziehen. Die Untersuchungen haben ihrer Art und Menge nach dem Nutzen bei den Bewertungen Rechnung zu tragen; im Fall von denkmalsgeschützten Bauwerken gemäß dem gesetzesvertretenden Dekret Nr. 42/2004, Bauwerken von historisch-künstlerischem oder historisch-dokumentarischem Interesse oder Bauwerken, die Teil von Altstädten sind, sind deren Auswirkungen auf den Erhalt des geschützten Bauwerks zu berücksichtigen. Die Planwerte der mechanischen Widerstände der Materialien werden ausgehend von Untersuchungen und Prüfungen des Tragwerks bewertet, unter begründeter Berücksichtigung des Ausmaßes der Dispersion, ungeachtet der Klassen, die in den Normen für Neubauten vorgesehen sind. Für Prüfungen gemäß Rundschreiben Nr. 7617/STC vom 8. September 2010 in seiner jeweils geltenden Fassung müssen die Entnahme der Tragwerksprobe und die Prüfungen selbst von einem Labor gemäß Artikel 59 des Dekrets des Präsidenten der Republik Nr. 380/2001 durchgeführt werden.
8.5.4.
KENNTNISSTÄNDE UND SICHERHEITSFAKTOREN
Aufgrund der durchgeführten Untersuchungen in der oben beschriebenen Ermittlungsphase sind die „Erkenntnisstände“ der diversen in das Modell einfließenden Parameter sowie die damit zusammenhängenden Sicherheitsfaktoren festzustellen. 
Zu Zwecken der Auswahl der Art von Analyse und der Werte der einfließenden Parameter wird zwischen drei Niveaus der Erkenntnisstände unterschieden, unterteilt nach aufsteigendem Kenntnisstand:
-
LC1;
-
LC2;
-
LC3.
Die Aspekte, die den Kenntnisstand definieren, sind: Geometrie des Tragwerks, bauliche Details, Merkmale der Materialien, Verbindungen zwischen den verschiedenen Elementen und deren annehmbare Einsturzmodalitäten.
Ein besonderes Augenmerk muss der vollständigen Bestimmung der potenziellen lokalen und globalen, dehnbaren und brüchigen Einsturzmodalitäten gelten.
8.5.5.
EINWIRKUNGEN 
Die Werte der Einwirkungen und ihre bei der Berechnung zu berücksichtigenden Kombinationen sind für die Sicherheitsbewertung und die Planung der Maßnahmen die in den vorliegenden Vorschriften für neue Bauwerke festgelegten Werte, vorbehaltlich der Ausnahme gemäß vorliegendem Kapitel. 
Für ständige Lasten kann eine genaue geometrische-statische Erhebung und bautechnische Ermittlung der Materialien es ermöglichen, mit explizit modifizierten G-Werten veränderte Teilkoeffizienten zu verwenden. Als Planwerte der anderen Einwirkungen sind die in der vorliegenden Norm genannten Werte anzunehmen. 
8.6.
MATERIALIEN 
Eingriffe in bestehende Bauwerke sind mit den in den vorliegenden Vorschriften vorgesehenen Materialien durchzuführen, wobei auch nicht traditionelle Materialien eingesetzt werden können, sofern die in Kapitel 12 genannten Bestimmungen und einschlägigen Dokumente eingehalten werden. 
Im Falle von gemauerten Gebäuden können unter Verwendung ähnlicher wie ursprünglich für den Bau verwendeter Materialien örtliche Reparaturarbeiten oder Einbauten vorgenommen werden, sofern sie die geeignete Beständigkeit und mechanischen Eigenschaften aufweisen.
8.7.
PLANUNG VON EINGRIFFEN BEI VORHANDENSEIN VON SEISMISCHEN EINWIRKUNGEN
Bei der Planung von Eingriffen in bestehende Bauwerke, insbesondere wenn diese Erdbebenlasten unterliegen, ist die Duktilität besonders zu berücksichtigen. Es sind folglich die erforderlichen Informationen einzuholen, um bewerten zu können, ob die einzelnen Bauteile, die verwendeten Materialien und Festigkeitsmechanismen imstande sind, Lastzyklen oder Verformungen auch im anelastischen Bereich auszuhalten. 
8.7.1.
MAUERWERKSBAUWERKE 
In bestehenden Bauwerken aus Mauerwerk, insbesondere Gebäuden, können örtliche Teil- und auch Gesamtmechanismen nebeneinander auftreten. Die örtlichen Teilmechanismen erstrecken sich über einzelne Mauerabschnitte oder größere Teile des Bauwerks und betreffen Mauerabschnitte vorwiegend außerhalb ihrer Mittelebene und werden begünstigt durch die nicht oder nur teilweise vorhandenen Verbindungen zwischen Wänden, Trägerstrukturen und Wandkreuzungen. Die Gesamtmechanismen sind für das gesamte Bauwerk von Belang und beanspruchen die Mauerabschnitte hauptsächlich in ihrer Mittelebene. 
Die Sicherheit des Bauwerks ist hinsichtlich beider Arten von Mechanismen zu bewerten. 
Für die Untersuchung der seismischen Einwirkungen der örtlichen Mechanismen kann man auf Methoden zurückgreifen, die die Grenzzustände untersuchen, wobei, auch wenn dies nur näherungsweise geschieht, die Druckfestigkeit, die Verwebung, die Qualität der Verbindung zwischen den gemauerten Wänden und zwischen Wänden und Trägerstrukturen und das Vorkommen von Zugankern und –streben zu berücksichtigen sind. Mit diesen Methoden kann die Erdbebensicherheit bezüglich der Widerstandskraft (unter Verwendung eines geeigneten Verhaltensfaktors) oder der Verschiebung (wobei der Verlauf der vom Bauwerk auszuhaltenden Horizontaleinwirkung die Entwicklung des Mechanismus zunehmend begünstigen kann) berechnet werden. 
Die globale Bewertung der Erdbebensicherheit hat so gut wie möglich dem tatsächlichen Tragwerk Rechnung zu tragen, wobei die Steifigkeit und Widerstandskraft der Trägerstrukturen und die Effizienz der Verbindungen der Bauteile untereinander zu berücksichtigen sind. Bei unregelmäßigem Mauerwerk kann die rechnerische Schubfestigkeit für Einwirkungen auf der Mittelebene im Bereich eines Mauerstücks auch mithilfe von alternativen Formeln als die für neue Bauwerke verwendeten vorgenommen werden, sofern sie entsprechend erprobt sind. 
Sind die Gebäude Mischbauten oder grenzen sie an Nachbargebäude an, so können die allgemeinen Bewertungsmethoden für Neubauten nicht ausreichend sein. Die Untersuchung eines Gebäudes, das Teil eines Baukomplexes ist, setzt die Berücksichtigung möglicher Interaktionen mit den Nachbargebäuden durch die zusammenhängende Bauweise voraus. Hierzu ist das Tragglied zu ermitteln, das untersucht werden soll, und es sind die Einwirkungen ausfindig zu machen, die von anliegenden Traggliedern darauf einwirken könnten. 
Das Tragglied muss von oben bis unten einen kontinuierlichen Fluss der Vertikallasten gestatten und wird in der Regel von freien Räumen oder von Entkoppelungsfugen oder von bautechnisch anliegenden Bauwerken begrenzt, die jedoch zumindest anderen Typs sind. Über die für nicht zusammenhängend gebauten Gebäudekomplexe vorgeschriebenen Bewertungen hinaus sind für Gebäudekomplexe folgende Einwirkungen zu berechnen: nicht abgefangene Schubkräfte durch versetzte horizontale Trägerstrukturen auf gemeinsame Wände mit anliegenden Traggliedern, örtliche Mechanismen aus nicht abgeglichenen anliegenden Traggliedern unterschiedlicher Höhe, sowohl vertikal als auch horizontal, angrenzende Tragglieder unterschiedlicher Höhe. 
Die Gesamtuntersuchung eines einzigen Tragglieds erlangt häufig eine konventionelle Bedeutung, weshalb hierzu vereinfachte Verfahren herangezogen werden können. Die Bewertung von einem Tragglied mit ausreichend steifen horizontalen Trägerstrukturen auf dem eigenen Stockwerk kann auch für Gebäude mit mehr als zwei Trägerstrukturen mittels nichtlinearer statischer Untersuchung mit Überprüfung sowohl der Kräfte als auch der Verschiebungen durchgeführt werden, wobei jedes Zwischengeschoss des Gebäudes separat zu untersuchen ist und die Veränderung der Axialkraft des Mauerkerns durch die seismische Einwirkung vernachlässigt werden kann. Mit Ausnahme der Tragglieder, die als Eck- oder Kopfglied ausgebildet sind, wie auch Gebäudeteile, die nicht eingespannt sind oder nicht an die Seiten anderer Tragglieder angrenzen, kann die Untersuchung auch unter Vernachlässigung der Torsionseinwirkungen vorgenommen werden, da man annimmt, dass die Decken lediglich in der zugrunde gelegten Richtung des Erdbebengeschehens Kräfte ableiten können. Bei Traggliedern, die als Eck- oder Kopfglied ausgebildet sind, ist es zulässig, vereinfachte Berechnungsverfahren zu verwenden, unter Berücksichtigung der möglichen Torsionseinwirkungen und der zusätzlichen Einwirkung, die von den anliegenden Traggliedern weitergeleitet wird, wobei die entsprechenden Faktoren für die Erhöhung der Horizontalkräfte anzuwenden sind. 
Sind die horizontalen Trägerstrukturen des Gebäudes auf dem eigenen Stockwerk nicht ausreichend steif, kann man auch einzelne Wände von koplanaren Wandgefügen untersuchen, da jede Wand die gewöhnlichen vertikalen Lastfälle und die entsprechenden seismischen Einwirkungen parallel zur Wand aufzunehmen hat.
8.7.2.
BAUWERKE AUS BEWEHRTEM BETON ODER STAHL 
Bei bestehenden Bauwerken aus bewehrtem Beton oder in Stahlbauweise, die Erdbebenlasten unterliegen, wird die Tragfähigkeit von Festigkeitsgliedern oder -mechanismen aktiviert, die „dehnbar“ oder „brüchig“ sein können. 
Die Gesamtbewertung der Erdbebensicherheit hat, soweit möglich, Untersuchungsmethoden anzuwenden, die es gestatten, auf angemessene Weise sowohl die verfügbare Festigkeit als auch die Duktilität zu bewerten. Der Einsatz linearer Berechnungsmethoden erfordert vom Planer eine angemessene Festlegung des Tragwerksfaktors bezüglich der mechanischen Eigenschaften des zu untersuchenden gesamten Gebäudes und seiner Einzelteile. 
Die „Duktilitätsmechanismen“ sind zu bewerten, indem man sicherstellt, dass die Anforderungen nicht die entsprechende Tragfähigkeit bezüglich der Verformbarkeit überschreiten. Die „Bruchmechanismen“ sind zu bewerten, indem man sicherstellt, dass die Anforderungen bezüglich der Festigkeit nicht die entsprechende Tragfähigkeit überschreiten. 
Für die Berechnung der Tragfähigkeit von Duktilitätsgliedern bzw. -mechanismen sind die Eigenschaften der eingesetzten Materialien einzusetzen, die gemäß Absatz 8.5.3 aufgestellt wurden und durch die Sicherheitsfaktoren - je nach erreichtem Kenntnisstand - zu dividieren sind. 
Für die Berechnung der Tragfähigkeit von Bruchgliedern bzw. -mechanismen sind die Eigenschaften der eingesetzten Materialien einzusetzen, die durch die Sicherheitsfaktoren, je nach erreichtem Kenntnisstand, zu dividieren sind. 
Für neue oder zusätzlich eingebaute Materialien sind dieselben Berechnungsmerkmale wie für Neubauten einzusetzen.
Bei Abrissen oder Maßnahmen betreffend Baukörper aus bewehrtem Beton, die Teil von Gebäudeaggregaten sind, muss der Planer Untersuchungen und/oder Überprüfungen durchführen, die es erlauben, vorab festzustellen, dass keine Wechselwirkungen mit angrenzenden Baukörpern bestehen, um auszuschließen, dass es zu negativen Änderungen des Tragwerksverhaltens nach den Abrissen oder Maßnahmen kommt.
8.7.3.
MISCHBAUWERKE 
Bestimmte bestehende Bauwerke können als Mischbauwerke klassifiziert werden. Häufig vorkommende Bauwerkstypen sind Folgende: 
–
Bauwerke, deren Außenmauern tragend sind und deren inneres Tragwerk aus Pfeilern (zum Beispiel aus bewehrtem Beton oder Stahlkonstruktion) besteht; 
–
gemauerte Bauwerke, die erhöht wurden, wobei die Aufbauten ein Tragwerk zum Beispiel aus bewehrtem Beton oder einer Stahlkonstruktion aufweisen, oder Gebäude aus bewehrtem Beton oder einer Stahlkonstruktion oder aus Mauerwerk; 
–
gemauerte Bauwerke, die im Grundriss erweitert wurden und deren Tragwerk (zum Beispiel aus bewehrtem Beton oder einer Stahlkonstruktion) mit dem bestehenden gemauerten Tragwerk in Verbindung steht. 
Hier ist es notwendig, Modelle zu schaffen, die die aufgestellten bautechnischen Eigenarten und die Interaktion zwischen den tragenden Bauteilen aus diversen Materialien und verschiedener Steifigkeit berücksichtigen, wobei, falls erforderlich, erprobte nichtlineare Berechnungsmethoden anzuwenden sind.
8.7.4.
KRITERIEN UND ARTEN DER MASSNAHMEN 
Für alle Arten bestehender Bauwerke sind korrigierende Maßnahmen möglichst regelmäßig und gleichartig vorzunehmen. Die Ausführung von beschränkten Maßnahmen am Gebäude ist entsprechend zu bewerten und zu begründen, da der unterschiedlichen Verteilung der Steifigkeiten und Festigkeiten und der daraufhin möglichen Interaktion mit den unveränderten Bauteilen des Bauwerks Rechnung zu tragen ist. Besonders zu berücksichtigen ist bei der Ausführung der Maßnahmen, dass eine mangelhafte Ausführung das Gesamtverhalten der Bauwerke beeinträchtigen kann. 
Die Auswahl der Art, der Technik, der Natur und der Dringlichkeit der Maßnahme hängt von den Ergebnissen der vorher erfolgten Bewertung ab, wobei primär die Entwicklung der örtlichen und/oder der Bruchmechanismen zu beobachten ist, wodurch das Gesamtverhalten des Bauwerks verbessert wird. 
Im Allgemeinen sind folgende Aspekte zu bewerten und zu gewährleisten:
–
Reparatur etwaiger Schäden;
–
Ausbesserung der Mängel durch unsachgemäße Ausführung;
–
Verbesserung des Verformungsverhaltens („Streckgrenze“) der einzelnen Tragwerksteile;
–
Einschränkung der Bedingungen, auch in Zusammenhang mit dem Vorhandensein von nichttragenden Bauteilen, die im Hinblick auf Masse, Festigkeit und/oder Steifigkeit zu starken Unregelmäßigkeiten in Bezug auf Grundrisse und Höhen der Gebäude führen; 
–
Verringerung der Masse, auch durch teilweises Einreißen oder durch Umnutzung; 
–
Verringerung der Beanspruchung des ursprünglichen Tragwerks durch Einsatz von Isoliersystemen oder Dissipation; 
–
Minderung der außerordentlichen Verformbarkeit der horizontalen Trägerstrukturen sowohl auf deren Ebene als auch orthogonal dazu;
–
Verbesserung der Verbindung zwischen nichttragenden Teilen mit dem Tragwerk und untereinander; 
–
Erhöhung der Festigkeit der vertikalen Festigkeitsglieder, wobei eventuell die mögliche Herabsetzung der globalen Duktilität zugunsten örtlicher Verstärkung erforderlich sein kann;
–
Durchführung, Erweiterung, Entfernung von Erdbebenfugen oder Einbau von zum Auffangen des Anpralls geeigneten Materialien;
–
Verbesserung des Fundaments, falls erforderlich. 
Maßnahmen bei nichttragenden Bauteilen und Anlagen sind dann notwendig, wenn zusätzlich zur Funktionalität das Erdbebenverhalten das Leben der Bewohner des Gebäudes gefährdet oder Vermögensschäden an der Gebäudeeinrichtung verursachen könnte. Für die Planung von Maßnahmen zur Gewährleistung der diesbezüglichen Sicherheit siehe Absätze 7.2.3 und 7.2.4. 
Für gemauerte Bauwerke sind zusätzlich folgende Aspekte zu bewerten und zu gewährleisten: 
–
Verbesserung der Verbindung zwischen Decken und Wänden oder zwischen Dach und Wänden und zwischen in Mauerstößen zusammenlaufenden Wänden und Ecken; 
–
Herabsetzung und Eliminierung nicht durch Dach oder Bögen abgefangener Schubkräfte; 
–
Verstärkung der die Öffnungen umgebenden Wände.
Für Bauwerke aus bewehrtem Beton und aus Stahl sind auch folgende Arten von Maßnahmen oder deren Kombination zu berücksichtigen und ihre etwaige Notwendigkeit und Wirksamkeit zu untersuchen:
–
Verstärkung aller oder eines Teils der Bauteile; 
–
Einbau neuer Festigkeitsbauteile, wie Wände aus bewehrtem Beton, Stahlverstrebungen usw.; 
–
Eliminierung etwaiger Mechanismen „auf der Ebene“; 
–
Einbau eines zusätzlichen Tragwerks, das in seiner Gesamtheit den angenommenen seismischen Einwirkungen standhält; 
–
etwaiger Umbau von nichttragenden Bauteilen in tragende, wie bei der Umhüllung von Ziegelwänden aus bewehrtem Beton.
Für Stahlbauwerke können folgende Aspekte bewertet und gewährleistet werden:
–
Verbesserung der örtlichen Stabilität und der Flexions- und Torsionsstabilität der Bauteile und des Bauwerks in seiner Gesamtheit; 
–
Erhöhung der Festigkeit und/oder Steifigkeit der Verbindungen; 
–
Verbesserung der bautechnischen Einzelheiten in den Dissipativzonen; 
–
Einbau von örtlichen Sollbruchstellen, die das Einsturzverhalten des Gesamtbauwerks verbessern sollen. 
8.7.5.
DOKUMENTE ZUR PLANUNG DER MASSNAHMEN 
Für alle Bauwerksarten hat die Planung einer Maßnahme zur Anpassung oder Verbesserung des Erdbebenverhaltens Folgendes zu umfassen: 
a) Analyse und Überprüfung des Tragwerks vor dem Eingriff mit Ermittlung der Schwachstellen und der Intensität der seismischen Einwirkungen, für die die GZT (und GZG, falls nachgefragt) erreicht werden; 
b) explizit begründete Auswahl der Art der Maßnahme; 
c) explizit begründete Auswahl der Technik und/oder Materialien; 
d) vorläufige Bemessung der Verstärkungen und der etwaigen zusätzlichen tragenden Bauteile; 
e) Analyse des Tragwerks unter Berücksichtigung seiner Eigenschaften nach dem Eingriff; 
f) Überprüfung des Tragwerks nach dem Eingriff mit Ermittlung der Intensität der seismischen Einwirkungen, für die die GZT (und GZG, falls nachgefragt) erreicht werden. 
Für lokale (Reparatur- und Stärkungs-) Maßnahmen wird analog vorgegangen. In diesem Fall werden keine Analysen des Tragwerks durchgeführt und die Überprüfungen vor und nach den Maßnahmen gemäß den Buchstaben a, e und f werden durch analoge Überprüfungen des einzelnen Elements oder des lokalen Mechanismus durchgeführt, der oder die betroffen sind, um die Erhöhung der Festigkeit und/oder Duktilität nach der Maßnahme zu bestimmen.
KAPITEL 9.
STATISCHE ABNAHME
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9.1.
ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN 
Die statische Abnahme als von den geltenden Bestimmungen des Sektors geregeltes Verfahren zielt auf eine Bewertung und ein Urteil über die gemäß dieser Norm definierten Leistungen der Bauwerke und tragenden Bauteile, die Teil der Planung sind, und etwaiger Abänderungen, die bei den zuständigen Kontrollorganen hinterlegt wurden, ab. Bei positivem Ausgang wird das Verfahren mit der Ausgabe der Abnahmebescheinigung abgeschlossen.
Die statische Abnahme muss mit Ausnahme besonderer Fälle während der Bauarbeiten erfolgen.
Die Bauwerke können vor der statischen Abnahme nicht in Gebrauch genommen werden. 
Die statische Abnahme aller den vorliegenden technischen Vorschriften unterliegenden Ingenieurbauwerke hat Folgendes zu umfassen: 
a)
Prüfung der Einhaltung der Bestimmungen für ausgeführte Bauwerke sowohl mit Materialien gemäß Dekret des Präsidenten der Republik Nr. 380 vom 6. Juni 2001, Gesetze Nr. 1086/71 und Nr. 64/74 als auch mit anderen Materialien; 
b)
Besichtigung des Bauwerks in den diversen Bauphasen des Tragwerks, wobei der Prüfer im Laufe der Fertigstellung zu ernennen ist, und des Gesamtbauwerks, wobei die wichtigsten Tragwerksteile besonders zu beachten sind. 
Die Besichtigung des Bauwerks ist in Anwesenheit des Bauleiters und des Bauherrn durchzuführen, wobei die eingereichten Baupläne mit dem Ist-Zustand zu vergleichen sind. 
Der Prüfer hat auch zu untersuchen, dass die an die Planung gestellten Anforderungen umgesetzt wurden und die entsprechenden Proben entnommen wurden. Sofern das Bauwerk im Rahmen eines Qualitätssicherungsverfahrens errichtet wird, hat der Prüfer den Inhalt der Qualitätsprüfungsdokumentation und das Verzeichnis der Verstöße zu berücksichtigen. 
c)
Prüfung der Materialprüfungszertifikate, insbesondere: 
-
Bestätigung der Anzahl der Probeentnahmen und der Einhaltung der Bestimmungen gemäß Kapitel 11 dieser technischen Norm;
-
Prüfung der Ergebnisse der Probeentnahmen und der Einhaltung der Annahmekriterien gemäß zitiertem Kapitel 11; 
d)
Prüfung der Zertifikate bezüglich der Kontrollen im Werk und im Produktionsverfahren gemäß Kapitel 11; 
e)
Kontrolle der Protokolle und Ergebnisse der etwaigen Lastnachweise, die vom Bauleiter erstellt wurden. 
Der Prüfer hat im Rahmen seiner Befugnisse ferner: 
f)
die Baupläne, die allgemeine Ausführung der Planung bezüglich des Tragwerks und der geotechnischen Gegebenheiten, die Rechnungsmodelle und die angenommenen Einwirkungen zu prüfen; 
g)
die in der Planungs- und Bauphase angestellten Erhebungen gemäß den vorliegenden Vorschriften zu prüfen; 
h)
den vom Bauleiter erstellten Fertigstellungsbericht zu prüfen, wenn nachgefragt. 
Ferner kann er nach eigenem Ermessen Folgendes anfordern: 
i)
alle Bestätigungen, Studien, Erhebungen, Probeentnahmen und Nachforschungen, die dazu geeignet sind, sich von der Sicherheit, Dauerhaftigkeit und Abnehmbarkeit des Bauwerks zu überzeugen, insbesondere:
-
Lastennachweise; 
-
Prüfungen bezüglich der eingebauten Materialien, auch zerstörungsfreier Art; 
-
vorgesehene Verfolgung von wichtigen Größen für das Verhalten des auszuführenden Bauwerks, falls erforderlich auch nach dessen Abnahme. 
9.2.
LASTNACHWEISE
Die Lastnachweise haben, wo vom Prüfer für notwendig erachtet, haben die Übereinstimmung des theoretischen und durch Proben belegten Verhaltens des Bauwerks aufzuzeigen. Die Materialien der Bauteile, die der Abnahmepflicht unterliegen, haben die für ihre endgültige Funktion im Gebrauch vorgeschriebenen Festigkeiten einzuhalten.
Die vom Prüfer festgelegte Abfolge der Probeentnahmen ist, zusammen mit einer Auflistung der Lastverfahren und der erreichten Leistungsmerkmale, dem Bauleiter zur Ausführung, sowie dem Planer und Bauherren zur Kenntnisnahme vorzulegen.
Die Lastnachweise sind nach dem vom Prüfer festgelegten Verfahren durchzuführen, der die volle Verantwortung dafür trägt, wobei jedoch für die Umsetzung der Bauleiter verantwortlich ist.
Die Lastnachweise sind Nachweise für das Verhalten der Bauwerke unter Gebrauchsbedingungen. Diese haben im Allgemeinen so zu sein, dass sie im Gebrauch den Maximalbelastungen in bestimmten (seltenen) Kombinationen standhalten. Je nach Art des Bauwerks und der Natur der Lastfälle können diese zeitlich vorgezogen oder in mehreren Zyklen wiederholt werden.
Die Beurteilung des Ergebnisses der Proben obliegt dem Prüfer.
Das Ergebnis ist anhand folgender Kriterien zu beurteilen:
-
die Verformungen wachsen ungefähr proportional zu den Lasten;
-
während des Nachweises sind keine Brüche, Risse, Verformungen oder Verwerfungen entstanden, die die Sicherheit oder das Fortbestehen des Bauwerks beeinträchtigen;
-
die bleibende Verformung nach erstem maximalem Lastzyklus hat eine bestimmte Teilquote der Gesamtquote der vorhersehbaren nicht-elastischen Stöße des zu untersuchenden Bauwerks nicht zu überschreiten. Wird diese Grenze überschritten, haben folgende Lastnachweise zu ergeben, dass das Bauwerk zu einem elastischen Verhalten neigt.
-
die elastische Verformung darf nicht höher als berechnet sein.
Die statischen Nachweise sind nach dem Ermessen des Prüfers und je nach Bedeutung des Bauwerks auch in Verbindung mit dynamischen Versuchen und Bruchversuchen bei tragenden Teilen durchzuführen.
Bei Bauwerken mit Vorrichtungen für die Erdbebensicherheit ist zu Zwecken der statischen Abnahme die Einbaukontrolle der Vorrichtungen hinsichtlich der Einhaltung der im Plan vorgeschriebenen Toleranzen und Einbaumodalitäten von grundlegender Bedeutung, ebenso der Nachweis der vollständigen Trennung zwischen Unterbau und Oberbau und zwischen Oberbau und anderen angrenzenden Tragwerken unter rigoroser Einhaltung der im Plan vorgeschriebenen Trennabstände. 
Der Prüfer kann auch spezifische dynamische Prüfungen anordnen, um das dynamische Verhalten des Bauwerks zu prüfen.
9.2.1
VORGEFERTIGTE BAUTEILE
Sind vorgefertigte Bauteile im Bauwerk vorhanden, so sind diese, ohne Einschränkung der vorigen Ausführungen, in geeigneter Weise zu prüfen, um die Übereinstimmung des Bauwerks mit der Planung zu belegen; ferner ist es unabdingbar, im Voraus den Einbau der vorgefertigten Bauteile sowie die Einhaltung der Planung bezüglich der Toleranzen und Bewehrungsvorrichtungen und Stöße zu kontrollieren, wie auch bezüglich der Spannvorrichtungen.
9.2.2
STRASSENBRÜCKEN
Ohne Einschränkung der obigen Ausführungen ist besonders zu prüfen, dass die Verformungen unter Versuchslast, also Durchhängen, Rotation usw. mit denen aus der Planung vergleichbar sind und dass die etwa bleibenden Verformungen nach dem ersten Lastzyklus, wie bereits beschrieben, nicht mehr als 15 % über den maximalen Werten liegen, es sei denn, darauf folgende Lastnachweise würden belegen, dass sich die Verformungen von selbst mit der Zeit beheben.
Für Brücken multipler Spannweiten sind die Lastnachweise für zumindest ein Fünftel der Spannweite(n) gemäß oben beschriebenem Verfahren zu führen.
Für bedeutende Bauwerke sind auch dynamische statische Nachweise zu führen, die die Konformität der Brücke unter dynamischer Lasteinwirkung belegen, wobei sicherzustellen ist, dass die Versuchsdauer mit der in der Planung vorgesehenen übereinstimmt.
9.2.3
EISENBAHNBRÜCKEN
Über die Ausführungen von Absatz 9.2 hinaus sind die Lastnachweise unter der Annahme von Lastfällen zu führen, die in der Regel bei Beanspruchungen gemäß der Planung aufgrund von beweglichen vertikalen Lasteinwirkungen im Grenzzustand der Gebrauchstauglichkeit entstehen, unter Berücksichtigung der vorhandenen gewöhnlichen und/oder besonderen Schienenfahrzeuge. Die bleibende Verformung nach dem ersten Lastzyklus, zu ermitteln wie beschrieben, darf nicht mehr als 15 % des Maximalwerts betragen, es sei denn, darauf folgende Lastnachweise würden belegen, dass sich die Verformungen von selbst mit der Zeit beheben.
Für Brücken multipler Spannweiten sind die Lastnachweise für zumindest ein Fünftel der Spannweite(n) gemäß im vorstehenden Absatz beschriebenem Verfahren zu führen.
Für bedeutende Bauwerke sind auch dynamische statische Nachweise zu führen, die die Konformität der Brücke unter dynamischer Lasteinwirkung belegen, wobei sicherzustellen ist, dass die Versuchsdauer mit der in der Planung vorgesehenen übereinstimmt.
KAPITEL 10.
ERSTELLUNG DER AUSFÜHRUNGSPLÄNE UND BERECHNUNGSUNTERLAGEN FÜR TRAGWERKE
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10.1.
Allgemeine Eigenschaften
Die Ausführungspläne der Tragwerke haben übersichtlich und umfassend zu sein und ferner den geplanten Eingriff hinreichend zu definieren.
Hiervon ausgeschlossen sind die Betriebspläne und die Beschaffungspläne.
Die Planung hat folgende Unterlagen zu umfassen:
-
Tragwerksberechnungsunterlagen, einschließlich allgemeine Beschreibung des Bauwerks und allgemeine Untersuchungs- und Berechnungskriterien;
-
Materialbericht;
-
grafische Darstellungen, besonders Baupläne;
-
Wartungsplan für das Tragwerk;
-
Bericht über die Ergebnisse der Probeentnahme entsprechend der speziellen Erhebungen, die für die Durchführung des Bauvorhabens erforderlich sind.
Besonders sorgfältig sind die Berechnungsunterlagen unter Bezugnahme auf die Untersuchungen zu erstellen, die mithilfe einer Tabellenkalkulation durchgeführt wurden, um sowohl deren Auslegung und die Kontrolle der Berechnungen zu vereinfachen, als auch um unabhängige Ausführungen von anderen Personen als dem Verfasser der Unterlagen erstellen lassen zu können.
Der Planer bleibt jedoch für die gesamte Tragwerksplanung verantwortlich.
Werden die Untersuchungen und Bewertungen mithilfe einer Tabellenkalkulation durchgeführt, so sind über das bereits Ausgeführte hinaus, besonders über die allgemeinen Tragwerksunterlagen hinaus, zusätzlich die Informationen gemäß Absatz 10.2. mitzuliefern. 
10.2.
UNTERSUCHUNGEN UND NACHWEISE ANHAND VON TABELLENKALKULATIONSPROGRAMMEN
Werden die Untersuchung des Tragwerks und die diesbezüglichen Nachweise mithilfe von Tabellenkalkulationen durchgeführt, so hat der Planer die Verlässlichkeit der verwendeten Programme und der erzielten Ergebnisse zu prüfen.
Der Planer hat zunächst die Benutzerdokumentation der Software zu untersuchen, um deren Verlässlichkeit und besonders auch deren Eignung für den speziellen Fall zu beurteilen. In diesem Sinne hat die vom Hersteller oder Vertreiber mitgelieferte Dokumentation eine ausführliche Beschreibung der theoretischen Grundlagen und der verwendeten Algorithmen zu enthalten und den Verwendungsbereich sowie bereits vollständig berechnete und kommentierte Fälle aufzuführen, für die die Input-Dateien beizufügen sind, die für die Reproduktion der Berechnung vonnöten sind.
10.2.1.
BERECHNUNGSBERICHT 
Der Planer hat dafür Sorge zu tragen, dass die Ergebnisse so dargestellt werden, dass sie lesbar, richtig zu deuten und reproduzierbar sind. Insbesondere sind im Berechnungsbericht folgende Ausführungen zu machen:
Art der durchgeführten Untersuchung
Dabei ist vorab:
· zu erklären, welche Art der Tragwerksuntersuchung (statisch oder dynamisch, linear oder nichtlinear) durchgeführt wurde, und wie sie begründet ist;
· die für den Lösungsansatz der Tragwerksberechnung verwendete Methode und die Methode des Nachweises oder des Planungsnachweises der einzelnen Bereiche anzuführen.
· es sind klar die angewandten Lastfallkombinationen aufzuführen und im Falle nichtlinearer Berechnungen die Lastfallkurven. Der Einsatz der Lastfallkombinationen oder die Verläufe der angenommenen Lastfälle sind in jedem Fall zu begründen, insbesondere bezüglich der Vollständigkeit der untersuchten Konfigurationen des Bauwerks.
Ursprung und Merkmale der Tabellenkalkulation
Es sind genaue Angaben über den Ursprung und die Eigenschaften der verwendeten Tabellenkalkulationsprogramme unter Angabe der Bezeichnung, des Verfassers, des Herstellers, der Version, die Nutzungslizenz oder anderer Nutzungsgenehmigungen zu machen.
Vorlage der Ergebnisse
Die Masse der Informationen, die normalerweise bei Tabellenkalkulationen anfällt, macht es insbesondere erforderlich, die Art und Weise der Vorlage der Ergebnisse zu berücksichtigen, damit diese in einer vollständigen und effizienten Synthese das Verhalten des Tragwerks für den vorgenommenen Berechnungstyp wiedergeben. Es ist insbesondere erforderlich, dass aus dem Berechnungsbericht mindestens folgende Angaben hervorgehen:
· Beschreibung des Bauwerks und der Art von Tragwerk;
· rechtliche Einstufung der Maßnahme;
· Definition der Projektparameter;
· Beschreibung der verwendeten Materialien und deren mechanische Merkmale;
· Planung- und Modellierungskriterien;
· Einwirkungskombinationen;
· verwendetes Tabellenkalkulationsprogramm;
· Einhaltung der Prüfungen für die berücksichtigten Grenzzustände.
Das Ergebnis einer jeden Rechenoperation ist in Grafiken wiederzugeben, in denen, zumindest für die am meisten beanspruchten Tragwerksteile, die verformten Konfigurationen, die grafische Abbildung der Hauptlastmerkmale oder die Bestandteile der Beanspruchung, Hüllendiagramme bezüglich der angenommenen Lastfallkombination, Grafiken über die angewandten Lasten und die entsprechenden Spannungsreaktionen enthalten sein müssen.
Anhand dieser in Diagrammen und Grafiken dargestellten Größen sind deutlich die Zeichenregeln, numerischen Werte und Maßeinheiten an wichtigen Stellen oder Bereichen darzulegen, damit das Gesamtverhalten des Bauwerks beurteilt werden kann, und die numerischen Werte, damit der Grad der Sicherheit zu bestimmen ist.
Die von den automatischen Programmen generell generierten Aufstellungen, auf welche der Berechnungsbericht Bezug nehmen muss, sollte nicht zu einem Bestandteil des Berichts selbst werden, sondern einen Anhang darstellen.
Allgemeine Informationen über die Ausführung.
Neben der Darstellung der Ergebnisse sind auch allgemeine Informationen über die Untersuchung und die Prüfungen bezüglich der Ergebnisse und eine Gesamtbewertung der Ausführung unter dem Aspekt des richtigen Modellverhaltens zu geben.
Beurteilung der Annehmbarkeit der Ergebnisse
Der Planer hat die Ergebnisse seiner Berechnungen zu überprüfen, um deren Verlässlichkeit zu belegen. Diese Auswertung ist anhand des Vergleichs mit Beispielberechnungen durchzuführen, die grundsätzlich mit traditionellen und angepassten Schemata oder Lösungen durchzuführen sind, zum Beispiel bei der ersten Auslegung des Tragwerks. Ferner ist bezüglich der ermittelten Spannungszustände und Verformungen die Konsistenz der ausgewählten Verfahren der Darstellung und Modellierung des Tragwerks und der Einwirkungen zu bewerten.
Im Bericht sind die durchgeführten Kontrollen, die Prüfungen des Gleichgewichts zwischen Spannungsreaktionen und angewandten Lastfällen, Vergleiche zwischen den Ergebnissen der Untersuchungen und denen der vereinfachten Bewertungen usw. aufzulisten und zusammenfassend zu schildern.
10.2.2.
UNABHÄNGIGE BEWERTUNG DER BERECHNUNG
Sollte die Tragwerksberechnung im Fall von besonders bedeutenden Bauwerken von unabhängiger Seite zu überprüfen sein, so sind die wichtigsten Berechnungen von einer anderen Stelle als der ursprünglichen und mit anderen Kalkulationsprogrammen als den ursprünglichen vorzunehmen, um die Ergebnisse der Rechenvorgänge auf geeignete Weise überprüfen zu können.
KAPITEL 11.
MATERIALIEN UND PRODUKTE FÜR DIE TRAGWERKSKONSTRUKTION
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11.1.
ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN 
Materialien und Produkte für die Tragwerkskonstruktion werden definiert als diejenigen Materialien und Produkte, die in Bauwerken verwendet werden, welche den vorliegenden Normen unterliegen und es einem Bauwerk, in welchem dieses permanent integriert sind, vorrangig erlauben, die grundlegende Anforderung an Bauwerke Nr. 1, d. h. an die „mechanische Festigkeit und Stabilität“ gemäß Anhang I zur Verordnung (EU) Nr. 305/2011 zu erfüllen.
Die Materialien und Produkte für die Tragwerkskonstruktion haben die folgenden Auflagen zu erfüllen. 
Die Materialien und Produkte für die Tragwerkskonstruktion haben:
–
mit Verantwortung des Herstellers eindeutig nach den nachstehend genannten Verfahren gekennzeichnet zu sein;
–
mit Verantwortung des Herstellers nach den anzuwendenden Verfahren qualifiziert zu sein;
–
vom Bauleiter durch Entgegennahme und Überprüfung der Eignungsunterlagen sowie etwaige Probeentnahmen für die Materialabnahme abgenommen zu sein. 
Insbesondere können bezüglich der Kennzeichnung und Qualifizierung folgende Fälle eintreten: 
A)
Materialien und Produkte für die Tragwerkskonstruktion, für die eine europäische harmonisierte Norm vorhanden ist, deren Nummer im Amtsblatt der EU bekannt gegeben wurde. Während dem Zeitraum der Koexistenz können sie in Bauwerken eingesetzt werden, sofern sie über die Leistungserklärung und die CE-Kennzeichnung gemäß Kapitel II der Verordnung (EU) Nr. 305/2011 verfügen; 
B)
Materialien und Produkte für die Tragwerkskonstruktion, für die keine harmonisierte europäische Norm vorhanden ist oder die selbst unter den Zeitraum der Koexistenz fällt, fallen unter die Vorschriften und Verfahren für den Qualifizierungsnachweis gemäß der vorliegenden Norm. Unbeschadet bleiben hierbei Fälle, in denen der Hersteller innerhalb des Zeitraums der Koexistenz freiwillig die CE-Kennzeichnung eingeführt hat; 
C)
Materialien und Produkte für die Tragwerkskonstruktion, die nicht unter eine der Kategorien A oder B fallen. In derartigen Fällen kann der Hersteller an eine CE-Kennzeichnung gelangen, die der europäischen Technischen Zulassung (ETA) entspricht, ausgestellt vom Vorsitzenden des Obersten Rates für öffentliche Bauaufträge auf der Grundlage einer Untersuchung des Zentralen Technischen Dienstes, auch aufgrund der vom Obersten Rat für öffentliche Bauaufträge angenommenen Leitlinien, sofern vorhanden; kraft Erlass des Vorsitzenden des Obersten Rates für öffentliche Bauaufträge nach positivem Bescheid der zuständigen Abteilung werden die Leitlinien bezüglich spezifischer Verfahren für die Ausstellung des „technischen Zulassung“ angenommen.
Falls im Fall C der Hersteller den Einsatz von Tragwerksprodukten auch mit Brandschutzfunktionen vorsieht und diesbezüglich auch die Merkmale in Bezug auf das wesentliche Merkmal der Feuerbeständigkeit erklärt, werden die Leitlinien vom Zentralen Technischen Dienst zur Bewertung dieses spezifischen Aspektes in Zusammenarbeit mit der Abteilung für Feuerwehr, Rettungsschutz und Zivilschutz des Innenministeriums ausgearbeitet.
Der Zentrale Technische Dienst des Obersten Rates für Bauaufträge veröffentlicht regelmäßig die Liste der Leitlinien für die Ausstellung der technischen Bewertungsbescheinigung spezifischer Produkte.
Mit Ausnahme der Materialien mit CE-Kennzeichnung können auch Materialien oder Produkte verwendet werden, die anderen technischen Vorschriften entsprechen, solange diese ein gleich hohes Sicherheitsniveau gewährleisten wie das der vorliegenden Norm. Die Gleichwertigkeit ist durch Verfahren zu bestätigen, die hierfür vom Zentralen Technischen Dienst des Obersten Rates für öffentliche Bauaufträge erlassen wurden, nach Anhörung desselben Obersten Rates.
Zum Nachweis der Kennzeichnung, der Qualifizierung und der Rückverfolgbarkeit der Materialien und Produkte für die Tragwerkskonstruktion muss der Hersteller oder ein etwaiger anderer Wirtschaftsbeteiligter (Importeur, Händler oder Bevollmächtigter, wie in Artikel 2 der Verordnung (EU) Nr. 305/2011 definiert) gemäß den Bestimmungen und Kompetenzen nach Kapitel III der Verordnung (EU) Nr. 305/2011 eine Kopie der oben genannten Kennzeichnungs- und Qualifizierungsdokumente (Fälle A, B oder C) vorlegen, deren Angaben auch auf den Transportunterlagen vom Hersteller bis zur Baustelle aufgeführt sein müssen, einschließlich den etwaigen Phasen des Zwischenvertriebs unter Bezugnahme auf die spezifische Lieferung.
Durch das Verfassen der „Leistungserklärung“ und der Qualifizierungsunterlagen übernimmt der Hersteller die Verantwortung für die Konformität des Bauprodukts mit den erklärten Leistungen. Der Hersteller erklärt außerdem, dass er für die Konformität des Bauprodukts mit der „Leistungserklärung“ oder der Qualifizierungsdokumentation und allen anwendbaren Vorgaben haftet. 
Für die Materialien und Produkte mit CE-Kennzeichnung obliegt es dem Bauleiter, sich während der Abnahmephase zu versichern, dass die Kennzeichnung vorhanden ist und eine Kopie der Dokumentation zur CE-Kennzeichnung sowie der Leistungserklärung gemäß Kapitel II der Verordnung (EU) Nr. 305/2011 anzufordern, sowie - soweit dies zu Zwecken des genannten Nachweises für erforderlich betrachtet wird - eine Kopie der Bescheinigung der Leistungsbeständigkeit oder der werkseigenen Produktionskontrolle gemäß Kapitel IV und Anhang V der Verordnung (EU) Nr. 305/2011 einzuholen, ausgestellt von einer geeigneten notifizierten Stelle gemäß Kapitel VII der genannten Verordnung.
Für die Produkte ohne CE-Kennzeichnung hat der Bauleiter sich zu versichern, dass die Eignungsbescheinigung (Fall B) oder Technische Eignungsbescheinigung (Fall C), vorliegt und gültig ist. Die Hersteller können als technische Bewertungsbescheinigungen bis zu deren Ablaufen die Bescheinigungen der technischen Eignung zur Nutzung verwenden, die bereits vom Zentralen Technischen Dienst vor Inkrafttreten der vorliegenden technischen Normen ausgestellt wurden.
Der Bauleiter muss außerdem im Rahmen der Abnahme der Materialien vor deren Einbau prüfen, ob diese Produkte der Dokumentation zur Kennzeichnung und Qualifizierung entsprechen, und er muss die Eignung des Produkts für die spezifische Verwendung feststellen, mittels Prüfung der für das Produkt erklärten Leistungen unter Einhaltung der Vorgaben gemäß anwendbaren technischen Normen für die spezifische Nutzung und anhand der Planungsdokumente, insbesondere des Materialberichts gemäß Absatz 10.1. 
Die fehlende Einhaltung der oben genannten Vorgaben führt zum Verbot der Verwendung des Materials oder des Produkts.
Nach Abschluss der Arbeiten in Bezug auf die Tragwerkselemente erstellt der Bauleiter im Rahmen des Fertigstellungsberichts gemäß Artikel 65 des Dekrets des Präsidenten der Republik Nr. 380/01 einen spezifischen Abschnitt zu den Kontrollen und Abnahmeprüfungen der für das Tragwerk verwendeten Materialien und Produkte, in dem er die Identifizierung und Qualifizierung der Materialien, die Abnahmeprüfungen und die etwaigen weiteren Leistungsbewertungen dokumentiert. 
Der Zentrale Technische Dienst des Obersten Rates für öffentliche Bauaufträge kann ein Überwachungssystem auf der Baustelle und in den Fertigungsstätten einrichten lassen, um gemäß Kapitel V des gesetzesvertretenden Dekrets Nr. 106/2017 und Kapitel VIII der Verordnung (EU) Nr. 305/2011 zu überprüfen, ob die vorliegenden Bestimmungen ordnungsgemäß angewendet werden. 
Die Nachweise bezüglich der Materialien und Produkte sind nach den spezifischen anzuwendenden Verfahren, wie von Fall zu Fall im Folgenden festgelegt, im Allgemeinen zu führen von: 
a)
notifizierten Prüflabors gemäß Kapitel VII der Verordnung (EU) Nr. 305/2011 
b)
Laboratorien gemäß Artikel 59 des Dekrets des Präsidenten der Republik Nr. 380/2001; 
c)
anderen Laboratorien mit geeigneter Befugnis und Ausrüstung, die entsprechend vom Zentralen Technischen Dienst anerkannt sind. 
Werden harmonisierte europäische technische Spezifikationen zum Erhalt der CE-Kennzeichnung angewendet, so sind die Zertifizierung des Produkts oder die werkseigene Produktionskontrolle und der Nachweis von den im jeweiligen System der Bewertung und Überprüfung der Leistungsbeständigkeit vorgesehenen Stellen durchzuführen, unter Einhaltung der Leistungen gemäß Kapitel IV und Anhang V der Verordnung (EU) Nr. 305/2011, soweit auf das Produkt anwendbar. 
Die Hersteller von Materialien, Produkten oder Bauteilen, die in der vorliegenden Norm geregelt werden, haben in ihren Werken geeignete Verfahren zur Produktionskontrolle einzusetzen. Unter Produktionskontrolle im Werk ist die ständige Überwachung der Produktion durch den Hersteller zu verstehen. Alle vom Hersteller eingesetzten Verfahren und Vorrichtungen sind systematisch zu dokumentieren und zur Verfügung einer jeden Prüfstelle oder Behörde zu halten, die dazu befugt ist. 
Falls der Hersteller nicht auf dem Gebiet der Europäischen Union ansässig ist, muss er einen Bevollmächtigten ernennen, der auf dem Gebiet der Union ansässig ist und befugt ist, im Namen des Herstellers im Zusammenhang mit dem in seiner Vollmacht angegebenen Aufgaben unter Einhaltung von Artikel 12 der Verordnung (EU) Nr. 305/2011 tätig zu werden.
Der Verweis auf die spezifischen harmonisierten Normen gemäß Verordnung (EU) Nr. 305/2011, der in der vorliegenden Norm enthalten ist, gilt - sofern nichts anderes angegeben ist - als ein Verweis auf die letzte aktuelle Version. Ein in der vorliegenden Norm enthaltener Verweis auf europäische technische Spezifikationen, die nach UNI, EN und ISO harmonisiert sind, bezieht sich auf das Datum der Veröffentlichung, soweit angegeben, oder, sofern das Datum der Veröffentlichung nicht angegeben ist, auf die jeweils neueste Fassung. Im Rahmen späterer Maßnahmen werden die Verzeichnisse der freiwilligen technischen Normen UNI, EN und ISO, die in der vorliegenden Norm genannt sind, regelmäßig aktualisiert.
11.2.
BETON 
Die im vorliegenden Absatz genannten Normen sind anwendbar auf Beton für Tragwerkskonstruktion, bewehrt oder unbewehrt, Normal- und Spannbeton gemäß Absatz 4.1. 
11.2.1.
SPEZIFIKATIONEN FÜR BETON 
Die Vorschrift für den im Bauvorhaben einzusetzenden Beton hat zumindest die Festigkeitsklasse, die Konsistenzklasse des Gusses und den größten Durchmesser der Gesteinskörnung zu enthalten sowie die Klasse der Umweltexposition gemäß Norm UNI EN 206:2016. Im Falle von vor- oder nachgespannten Bewehrungen, die permanent in den Betonguss integriert sind, muss auch die Chloridgehaltsklasse angegeben werden. Die Festigkeitsklasse wird von den Bemessungswerten der einachsigen Würfeldruckfestigkeit Rck und der einachsigen Zylinderfestigkeit fck bestimmt, die an Zylindern von 150 mm Durchmesser und 300 mm Höhe und Würfeln mit einer Kantenlänge von 150 mm gemessen werden. 
Außerdem müssen Angaben zu den Alterungsverfahren und den Verfahren nach Einbau gemacht werden, wobei in zweckmäßiger Weise auf die Norm UNI EN 13670 sowie auf die Leitlinien für den Einbau von Tragwerkbeton (Linee Guida per la messa in opera del calcestruzzo strutturale) und auf die Leitlinien für die Bewertung der Eigenschaften von verbautem Beton (Linee Guida per la valutazione delle caratteristiche del calcestruzzo in opera) Bezug zu nehmen ist, die vom Zentralen Technischen Dienst des Obersten Rates für öffentliche Bauaufträge erarbeitet und veröffentlicht wurden. 
Die besondere Druckfestigkeit ist definiert als die Festigkeit, bei der eine Wahrscheinlichkeit von 5 % besteht, dass geringere Werte vorkommen. In der vorliegenden Norm bezeichnet die besondere Festigkeit die, die sich aus den Prüfkörpern wie schon beschrieben ableiten lässt, in der Form und Reife wie in Absatz 11.2.4 ausgeführt, nach 28 Tagen Alterung. Es können andere Alterungszeiten angegeben sein, auf die sich die Festigkeitswerte und der entsprechende Kennwert beziehen. Es ist zu berücksichtigen, dass eventuell auch andere Einflüsse bestehen, die die Alterung beschleunigen.
Das Aggregat für den Betonguss des Tragwerks eines Gebäudes oder eines Teils eines Gebäudes ist zu Zwecken der Kontrolle als homogen (in Bezug auf die Leistungen) anzusehen, sofern es dieselben Leistungsmerkmale aufweist (Festigkeitsklasse und Klasse der Umweltexposition).
11.2.2.
QUALITÄTSKONTROLLE AM BETON 
Der Beton ist unter strengen Qualitätskontrollen herzustellen, damit gewährleistet ist, dass die für das Bauvorhaben geltenden Vorgaben eingehalten werden. 
Die Kontrolle erstreckt sich über folgende Phasen: 
Vorläufige Bewertung 
Sie dient zur Bestimmung der Mischung bei Baubeginn, um Beton mit den für das Bauvorhaben vorgesehenen Auflagen zu erhalten. 
Produktionskontrolle 
Bezüglich der Kontrolle am Beton bei dessen Fertigung mittels industriellem Herstellungsverfahren. 
Abnahmekontrolle 
Bezüglich der Kontrolle am Beton, der bei der Ausführung des Bauwerks gefertigt wird, durch Probeentnahme beim Betonguss aus den entsprechenden Tragwerkteilen. 
Zusätzliche Prüfungen 
Dies sind Prüfungen, die je nach Notwendigkeit nach Vollendung der Abnahmeprüfungen ausgeführt werden. 
Die Abnahmeprüfungen und eventuellen zusätzlichen Prüfungen, einschließlich Bohrungen gemäß Absatz 11.2.6 sind auszuführen und zu zertifizieren von Laboratorien gemäß Artikel 59 des Dekrets des Präsidenten der Republik Nr. 380/2001. 
Der Hersteller trägt dennoch die Verantwortung für die verarbeitete Betonmenge, die vom Bauleiter anhand der Verfahren gemäß Absatz 11.2.5 zu kontrollieren ist.
11.2.3.
VORLÄUFIGE BEWERTUNG 
Der Hersteller hat vor Baubeginn für jede einzusetzende homogene Betonmischung geeignete vorläufige Prüfungen zu Entwurfszwecken vorzunehmen und geeignete Unterlagen einzuholen, um die erforderlichen Leistungsmerkmale für das Bauvorhaben zu erreichen. 
Falls Lieferungen von industrialisierten Produktionsanlagen mit einer Bescheinigung der werksseitigen Produktionskontrolle gemäß Absatz 11.2.8 stammen, bestehen diese Unterlagen aus denjenigen zur Kennzeichnung, Qualifizierung und Kontrolle der zu liefernden Produkte.
Der Bauleiter ist verpflichtet vor Baubeginn die Unterlagen bezüglicher der vorläufigen Bewertung der Leistungen einzuholen und die zu liefernden Betonarten unter dem Vorbehalt zu akzeptieren, dass weitere vorläufige Prüfungen durchgeführt werden. Der Bauleiter ist in jedem Fall verpflichtet, systematische Kontrollen bei Bauausführung durchzuführen, um die Einhaltung der Merkmale des gelieferten Betons im Vergleich zu den für das Vorhaben festgelegten Merkmalen zu überprüfen. 
11.2.4.
PROBENAHME UND -PRÜFUNG 
Die Proben sind aus dem nicht abgebundenen Beton beim Einbau in Anwesenheit des Bauleiters oder einer Person seines Vertrauens in ausreichender Menge für die Formung zweier Prüfkörper zu entnehmen. 
Der Mittelwert der Druckfestigkeitswerte der beiden Prüfkörper aus einer Probeentnahme definiert die „Musterfestigkeit“, die den Kennwert ergibt, anhand dessen die Betonkontrollen durchzuführen sind. Die Probeentnahme wird nicht akzeptiert, wenn die Differenz zwischen den Festigkeitswerten der beiden Prüfkörper den unteren Wert um 20 % übersteigt; in diesem Fall finden die Verfahren gemäß Absatz 11.2.5.3 Anwendung.
Es ist die Verpflichtung des Bauleiters, weitere Probeentnahmen vorzusehen bezüglich der in den folgenden Absätzen aufgeführten Mindestanzahl, jedes Mal und für jede Qualitätsvariante und/oder Herkunft der Bestandteile der Mischung, wenn diese auf eine Qualitätsänderung des Betons schließen lassen könnten, die derart ist, dass das Aggregat nicht mehr homogen wäre. 
Für die Vorbereitung, die Form, Abmessungen und die Alterung der Prüfkörper aus Beton gelten die Bestimmungen gemäß UNI EN 12390-1:2012 und UNI EN 12390-2:2009. 
Für die einzusetzenden Verfahren zur Bestimmung der Druckfestigkeit der Prüfkörper aus Beton gelten die Bestimmungen der Normen UNI EN 12390-3:2009 und UNI EN 12390-4:2002. 
Bezüglich des zu befolgenden Verfahrens für die Bestimmung der Volumenmasse gelten die Bestimmungen der Norm UNI EN 12390-7:2009. 
11.2.5.
ABNAHMEKONTROLLE 
Die Abnahmekontrolle wird vom Bauleiter durchgeführt in Bezug auf jede homogene Mischung und trägt der abzunehmenden Menge von Beton Rechnung. 
– Kontrolle Typ A gemäß Absatz 11.2.5.1;
– Kontrolle Typ B gemäß Absatz 11.2.5.2; 
Die Abnahmekontrolle verläuft positiv und die Betoncharge ist angenommen, wenn die Ungleichmäßigkeiten im Rahmen der Angaben gemäß Tabelle 11.2.I unten liegen:
Tabelle 11.2.I 
	Kontrolle Typ A 
	Kontrolle Typ B 

	Rc,min ≥ Rck - 3,5 

	Rcm28 ≥ Rck + 3,5 
	Rcm28 ≥ Rck + 1,48 s 

	(Anzahl der Probeentnahmen: 3) 
	(Anzahl der Probeentnahmen: ≥ 15) 


Wobei: Rcm28 = mittlere Festigkeit der entnommenen Proben (N/mm²);
Rcm28 = kleinster Festigkeitswert der entnommenen Proben (N/mm²);
s = mittlere quadratische Abweichung
11.2.5.1
Kontrolle Typ A 
Jede Kontrolle des Typs A bezieht sich auf eine Menge einer homogenen Mischung von nicht über 300 m3. Jede Abnahmekontrolle des Typs A besteht aus drei Probeentnahmen, die jeweils für maximal 100 m3 homogener Betongussmasse entnommen werden. Daraus ergibt sich maximal eine Abnahmekontrolle pro 300 m3 Betonguss. Für jeden Gusstag ist mindestens eine Probeentnahme durchzuführen. 
Bei Bauwerken mit unter 100 m3 homogener Betongussmasse, wobei dennoch 3 Probeentnahmen vorzunehmen und die oben genannten Einschränkungen einzuhalten sind, kann von dieser Verpflichtung abgewichen werden, wobei ein diesbezüglicher Eintrag im Bautagebuch vorzunehmen ist. 
11.2.5.2
Kontrolle Typ B 
Bei der Ausführung von Tragwerken mit über 1500 m3 homogener Betonmasse ist es Pflicht, die Abnahmekontrolle des statistischen Typs (Typ B) durchzuführen. 
Die Kontrolle bezieht sich auf eine homogene Mischung und ist mit einer Häufigkeit von mindestens einer Kontrolle für je 1500 m3 Beton durchzuführen. 
Jede Abnahmekontrolle des Typs B besteht aus mindestens 15 Probeentnahmen für je 100 m3 eines Gusses aus einer homogener Mischung. Für jeden Gusstag ist mindestens eine Probeentnahme durchzuführen.
Werden genaue statistische Prüfungen durchgeführt, kann die Deutung der Ergebnisse der Probeentnahmen mit umfassenden statistischen Untersuchungsmethoden durchgeführt werden, wobei auch Verteilungen angenommen werden können, die von der normalen abweichen, und es ist der Mittelwert zusammen mit dem Variationskoeffizient (Verhältnis zwischen Standardabweichung und Mittelwert) festzulegen. Beton mit einem Variationskoeffizient höher als 0,3 ist nicht annehmbar. Für Beton mit einem Variationskoeffizienten (s/Rm) von über 0,15 sind genauere Prüfungen durchzuführen, zusammen mit zusätzlichen Prüfungen gemäß Absatz 11.2.7. 
Abschließend muss die Bemessungsfestigkeit Rck kleiner als der Probenahmewert sein, der einem Quantil unterhalb von 5 % der Probenahmefestigkeit entspricht, und die Mindestprobenahmefestigkeit Rc,min muss größer sein als der entsprechende Wert des Quantils unter 1 %. 
11.2.5.3
Gemeinsame Vorschriften für beide Prüfkriterien 
Die Probeentnahme der Prüfkörper für die Abnahmekontrolle ist in Anwesenheit des Bauleiters oder eines Technikers seines Vertrauens durchzuführen, der für die Abfassung des entsprechenden Probeentnahme-Protokolls Sorge trägt und die Kennzeichnung der Prüfkörper durch Abkürzungen, dauerhafte Etiketten usw. veranlasst; die Zertifizierung vom Labor für Werkstoffprüfungen hat sich auf dieses Protokoll zu beziehen. 
Das mit der Prüfung des Betons beauftragte Labor nimmt die Proben an, die von einem Antragschreiben begleitet werden, das vom Bauleiter unterzeichnet wurde. Das Labor prüft den Zustand der Prüfkörper und die Referenzdokumentation und setzt im Falle von Anomalien in Bezug auf die Prüfkörper oder in völliger oder teilweiser Ermangelung der zu deren Bestimmung geeigneten Instrumente die Durchführung der Kontrollen aus und unterrichtet den Zentralen Technischen Dienst des Rates für öffentliche Bauaufträge.
Die Probenahme kann auch vom mit der Durchführung der Kontrollen beauftragten Labor selbst durchgeführt werden. Die Laboratorien müssen die der Prüfung unterzogenen Prüfkörper mindestens 30 Tage nach der Ausstellung der Prüfzertifikate aufbewahren, um deren Identifizierung und Rückverfolgbarkeit zu gewährleisten. 
Die Beauftragung des Labors zur Probeentnahme ist vom Bauleiter zu unterschreiben und hat präzise Anleitungen über die Lage der betroffenen Bauteile einer jeden Probeentnahme zu enthalten. 
Nicht vom Bauleiter in Auftrag gegebene Proben sind nicht in die Statistik aufzunehmen, die für die Feststellung der besonderen Festigkeit des Materials geführt wird. 
Die Druckprüfungen sind gemäß Norm UNI EN 12390-3:2009 zwischen dem 28. und dem 30. Tag der Alterung und in jedem Fall innerhalb von 45 Tagen nach der Probeentnahme auszuführen. Werden diese Fristen nicht eingehalten, müssen die Druckprüfungen im Rahmen der Prüfung der Festigkeit des eingebauten Betons ergänzt werden.
Die von den Prüfstellen auszustellenden Prüfzertifikate haben zumindest zu enthalten: 
–
Kennzeichnung des das Zertifikat ausstellenden Labors;
–
eine eindeutige Kennzeichnung des Zertifikats (Seriennummer und Ausstellungsdatum) und nummerierte Seiten, sowie die Gesamtzahl der Seiten; 
–
Angabe des Auftraggebers der in Ausführung befindlichen Arbeiten und der betreffenden Baustelle; 
–
Name des Bauleiters, der um die Prüfung ersucht hat; 
–
Beschreibung, Kennzeichnung und Datum der Entnahme der Prüfmuster; 
–
Eingangsdatum der Muster und Datum der Prüfungen; 
–
Kennzeichnung der Prüfspezifikationen oder Beschreibung der angewandten Methode oder des Verfahrens, mit Angabe der Bezugsnormen für deren Durchführung; 
–
gemessene Abmessungen der Prüfmuster nach etwaiger Berichtigung; 
–
die Modalitäten beim Bruch der Muster; 
–
die Volumenmasse des Musters; 
–
die gemessenen Festigkeitswerte. 
Für in Serie industriell vorgefertigte Bauteile gelten die Spezifikationen gemäß Absatz 11.8.3.1. 
Das Bauwerk oder das Bauteil, das den Abnahmekontrollen nicht entspricht, kann nicht angenommen werden, bis die Konformitätsabweichung nicht endgültig behoben wurde. Der Hersteller muss eine Prüfung der Eigenschaften des eingebauten Betons durch andere Untersuchungsmethoden gemäß den Anweisungen des Bauleiters und gemäß dem folgenden Absatz 11.2.6 vornehmen. Sollten die letzten Prüfungen die erzielten Ergebnisse bestätigen, ist eine theoretische Kontrolle und/oder eine experimentelle Kontrolle der Sicherheit der betroffenen Tragwerke aus der nicht konformen Betoncharge auf Grundlage der geminderten Festigkeit des Betons durchzuführen. 
Wenn es nicht möglich sein sollte, die genannte Prüfung der Merkmale des Betons durchzuführen oder wenn die Ergebnisse der theoretischen und/oder experimentellen Prüfung nicht zufriedenstellend sind, kann das Bauwerk oder können Teile davon für eine Nutzung bewahrt werden, welche mit den geminderten Leistungsmerkmalen vereinbar ist, es können stabilisierende Maßnahmen durchgeführt oder das Bauwerk bzw. Teile davon können abgerissen werden. 
Die Abnahmeprüfungen sind zwingend vorgeschrieben und der Abnahmeprüfer ist gehalten, deren qualitative und quantitative Gültigkeit nachzuprüfen; wo diese nicht gegeben sein sollte, ist er gehalten, Prüfungen zu veranlassen, die die Betoneigenschaften sicherstellen, nach demselben Verfahren, das anzuwenden ist, wenn die Grenzwerte der Abnahmeprüfungen überschritten werden. 
11.2.6.
PRÜFUNG DER FESTIGKEIT DES EINGEBAUTEN BETONS 
Die Festigkeit des Betons im Tragwerk hängt von der Festigkeit des eingebauten Betons, dessen Einbau und Verdichtung, von den Umweltbedingungen während des Betongusses und von der Alterung ab. 
Wenn
a)
die Druckfestigkeitswerte der beim Guss gewonnenen Prüfkörper die Annahmekriterien der Bemessungsfestigkeitsklasse der Planung nicht erfüllen oder
b)
Zweifel bezüglich der Mischung, Aufbewahrung, Alterung und Prüfung der Prüfkörper aufkommen oder
c)
Zweifel bezüglich des Einbaus, der Verdichtung und Alterung des Betons aufkommen oder
d)
es erforderlich sein sollte, die Merkmale eines Betons, der bereits eingebaut wurde, im Nachhinein zu bewerten, 
kann eine Bewertung der Festigkeitsmerkmale im Rahmen einer Reihe zerstörender und zerstörungsfreier Prüfungen durchgeführt werden. 
Diese Prüfungen können in keinem Fall die Abnahmeprüfungen ersetzen, sondern dienen dem Bauleiter oder Prüfer zur Abgabe eines Urteils über den eingebauten Beton.
Der Bemessungswert der Festigkeit des eingebauten Betons (definiert als Tragfestigkeit in situ, Rckis oder fckis) ist in der Regel der geringere Wert der Tragfestigkeit, der in der Planung für Rck oder fck angenommen wurde. Ausschließlich für Aspekte im Zusammenhang mit der Sicherheit des Tragwerks und unbeschadet etwaiger Mängel in Bezug auf die Haltbarkeit ist ein Bemessungswert der Festigkeit in situ annehmbar, der nicht unter 85 % des Bemessungswertes beträgt, der bei der Planung angenommen wurde. Was die Verfahren zur Bestimmung der Druckfestigkeit in situ angeht, welche mit geeigneten Techniken gemessen wird (zerstörender und zerstörungsfreier Art), kann auf die Normen UNI EN 12504-1, UNI EN 12504-2, UNI EN 12504-3, UNI EN 12504-4 Bezug genommen werden. Die Bemessungsfestigkeit in situ ist zu berechnen gemäß der Norm UNI EN 13791:2008, den Absätzen 7.3.2 und 7.3.3., wobei der Ansatz B zu berücksichtigen ist, wenn die Anzahl der Bohrungen kleiner als 15 ist, bzw. der Ansatz A, wenn die Anzahl der Bohrungen nicht kleiner als 15 ist, in Übereinstimmung mit den Leitlinien für den Einbau des Tragwerkbetons und für die Bewertung der mechanischen Betoneigenschaften (Linee Guida per la messa in opera del calcestruzzo strutturale e per la valutazione delle caratteristiche meccaniche del calcestruzzo), die vom Zentralen Technischen Dienst des Obersten Rates für öffentliche Bauaufträge veröffentlicht wurden. 
11.2.7.
ZUSÄTZLICHE PRÜFUNGEN 
Dies sind Prüfungen, die eventuell nach dem Ende der Festigkeitsbeurteilung des Betons entsprechend den verschiedenen Bauphasen (Vorspannung, Einbau) oder bei bestimmten Nutzungsbedingungen (extreme Temperaturen usw.) durchzuführen sind. 
Das Prüfverfahren ist dasselbe wie bei den Abnahmeprüfungen. 
Diese Prüfungen können jedoch die Abnahmeprüfungen nicht ersetzen, die bezüglich der vorgefertigten und entsprechend der vorgenannten Bestimmungen gealterten Prüfkörper gemäß Punkt 11.2.4 durchzuführen sind. 
Die Ergebnisse dieser Prüfungen können dem Bauleiter oder Abnahmeprüfer bei der Bildung eines Urteils über den eingebauten Beton behilflich sein. 
11.2.8.
BESTIMMUNGEN BEZÜGLICH DES VORGEFERTIGTEN INDUSTRIEBETONS 
Unter industriell vorgefertigtem Beton versteht man ein Produkt, dass durch Anlagen und mit organisierten Strukturen und Techniken entweder auf der Baustelle oder auch in einem Werk außerhalb der Baustelle hergestellt wird. 
Die Anlagen für die industrielle Produktion des Betons, die der vorliegenden Norm unterliegen, haben für einen ständigen Produktionsfluss geeignet zu sein und über entsprechende Produktionsmittel für die Fertigung, sowie das entsprechend geschulte Personal und die geeignete Ausrüstung zur Prüfung, Bewertung und Qualitätssicherung des Produkts zu verfügen. 
Die Anlagen haben über ein ständiges internes Kontrollsystem der Produktion zu verfügen, damit gewährleistet wird, dass das Produkt den Anforderungen der vorliegenden Norm entspricht und dass diese bis zum Einbau eingehalten werden. 
Die Produktionskontrolle industriell vorgefertigten Betons in den Werken eines Lieferanten gemäß der Norm UNI EN ISO 9001 hat allen Spezifikationen, Anweisungen und Inhalten der Leitlinien zu vorgefertigtem Beton (Linee Guida per la produzione, il trasporto ed il controllo del calcestruzzo preconfezionato) des Zentralen Technischen Dienstes des Obersten Rates für öffentliche Bauaufträge zu entsprechen. 
Dieses Kontrollsystem ist von dritten, unabhängigen Stellen zu zertifizieren, die unter Einhaltung der Norm UNI CEI EN ISO/IEC 17021-1 arbeiten und vom Zentralen Technischen Dienst des Obersten Rates für öffentliche Bauaufträge nach Kriterien beauftragt werden, die der Oberste Rat für öffentliche Bauaufträge eigens zu diesem Zweck erlässt.
Die Unterlagen, die jede Lieferung industriell vorgefertigten Betons begleiten, haben die Daten dieser Zertifizierung aufzuweisen. 
Gehört die Anlage zur industriellen Produktion dem Hersteller im Rahmen einer spezifischen Baustelle, ist die oben genannte Bescheinigung nicht erforderlich, wenn das Qualitätssicherungsverfahren des Herstellers in Übereinstimmung mit Norm UNI EN ISO 9001, zertifiziert von einer akkreditierten Prüfstelle, das Vorhandensein und den Einsatz einer Produktionskontrolle im Werk vorsieht, entsprechend den Spezifikationen der Leitlinien vorgefertigter Beton (Linee Guida per la produzione, il trasporto ed il controllo del calcestruzzo preconfezionato) des Zentralen Technischen Dienstes des Obersten Rates für öffentliche Bauaufträge. 
Der Bauleiter, der gehalten ist, die obigen Auflagen zu kontrollieren und Lieferungen aus nicht konformen Werken abzulehnen, hat jedoch die Abnahmeprüfungen gemäß Absatz 11.2.5 durchzuführen und vor Beginn der Lieferung eine Abschrift der Zertifizierung der Produktionskontrollverfahren zu erhalten. 
Für Betonproduktion von Mengen unter 1500 m3 homogener Mischung, die mit vorübergehenden und nicht industriellen Fertigungsprozessen in situ gefertigt werden, ist diese unter der direkten Verantwortung des Herstellers. Der Bauleiter hat sich vor Beginn der Lieferungen schriftliche Unterlagen über die Kriterien und Prüfungen, die zur Feststellung der besondere Festigkeit einer jeden homogenen Konglomeratmischung geführt haben, zu verschaffen, wie in Absatz 11.2.3 festgelegt. 
11.2.9.
BESTANDTEILE DES BETONS 
11.2.9.1
Bindemittel 
In der vorliegenden Norm unterliegenden Bauwerken dürfen ausschließlich hydraulische Bindemittel gemäß den diesbezüglich gültigen Bestimmungen verwendet werden, die über eine CE-Kennzeichnung gemäß UNI EN 197-1 oder eine spezielle europäische technische Zulassung (ETA) verfügen, vorausgesetzt sie sind für den Verwendungszweck geeignet und erfüllen die Bestimmungen des Gesetzes Nr. 595 vom 26. Mai 1965. 
Die Verwendung von Tonerdeschmelzzementen ist untersagt. 
Der Einsatz von Zementsorten gemäß Artikel 1 Buchstabe C des Gesetzes Nr. 595 vom 26. Mai 1965 ist beschränkt auf Beton für Staudämme. 
Für die Umsetzung von Dämmen und anderen ähnlichen massiven Bauwerken, bei denen eine niedrige Hydratationstemperatur mit CE-Kennzeichnung erforderlich ist, sind Spezialzemente mit einer sehr niedrigen Hydratationstemperatur gemäß der europäischen harmonisierten Norm UNI EN 14216 zu verwenden. 
Hydraulische Bindemittel, die von einer Vertriebsgesellschaft über ein Vertriebszentrum in Verkehr gebracht werden, müssen am Ursprung mit der oben genannten CE-Kennzeichnung versehen sein. Das gemäß der Norm UNI EN 197-2 definierte Vertriebszentrum muss eine Genehmigung zur Verwendung der genannten Kennzeichnung verfügen, die dem Vertriebszentrum von einem notifizierten Zertifizierungsorgan ausgehend von den Verfahren der Norm UNI EN 197-2 erteilt wurde, um zu belegen, dass die Konformität des mit der CE-Kennzeichnung versehenen Produkts während der Phasen des Transports, des Empfangs, der Lagerung, der Verpackung und der Versendung zusammen mit der Qualität und der Identität eingehalten wurden.
Falls der Beton chemisch aggressiven Umweltbedingungen ausgesetzt ist, sind Zemente mit angemessenen Merkmalen in Bezug auf die Beständigkeit gegenüber spezifischen aggressiven Einwirkungen zu verwenden. Insbesondere in sulfathaltigen Umgebungen müssen Zemente mit geeigneten Festigkeitseigenschaften verwendet werden, die sulfatbeständig gemäß der europäischen harmonisierten Norm UNI EN 197-1 und der Norm UNI 9156:1997 oder bei Auswaschung auswaschbeständig gemäß der Norm UNI 9606:2015 sind.
11.2.9.2
Gesteinskörnungen 
Besonders geeignet für die Herstellung von Beton für die Tragwerkskonstruktion sind Gesteinskörnungen aus der Verarbeitung von Naturmaterialien, künstlichen Stoffen oder Recyclingmaterialien, die die europäische harmonisierte Norm UNI EN 12620 erfüllen, und für leichte Gesteinskörnungen die europäische harmonisierte Norm UNI EN 13055-1. 
Das System der Bewertung und der Prüfung der Leistungsbeständigkeit dieser Gesteinskörnungen gemäß Verordnung (EU) Nr. 305/2011 ist in der folgenden Tabelle 11.2.II. aufgeführt. 
Tabelle 11.2.II 
	Harmonisierte europäische technische Bezugsspezifikation
	Vorgesehene Nutzung
	System der Bewertung und Überprüfung der Leistungsbeständigkeit 

	Gesteinskörnungen für Beton UNI EN 12620 und UNI EN 13055-1
	Tragwerksbeton
	2 +


Der Einsatz von groben Gesteinskörnungen aus Recyclingmaterial gemäß den Einschränkungen aus Tabelle 11.2.III ist gestattet, sofern die Mischung aus vorgefertigtem Beton mit Recycling-Gesteinskörnungen vorläufig durch geeignete Prüfverfahren bestätigt und dokumentiert wird, sowie auf der Baustelle gemäß den in diesen Normen genannten Verfahren abgenommen wurde. 
Tabelle 11.2.III
	Herkunft des Recycling-Materials 
	Betonkategorie 
	Prozent des Einsatzes

	Gebäudeabriss (Schutt) 
	= C 8/10
	bis zu 100 %

	Nur Beton und armierter Beton, Abriss (Betonfragmente ≥ 90%, UNI EN 933-11:2009)
	≤ C20/25
	bis zu 60 %

	
	≤ C30/37
	≤ 30 %

	
	≤ C45/55
	≤ 20 %

	Recycling von Beton in qualifizierten Anlagen für vorgefertigte Betonteile – aus jeder Kategorie 
	Geringere Kategorie des ursprünglichen Betons
	bis zu 15 %

	
	Gleiche Kategorie des ursprünglichen Betons
	bis zu 10 %


Für etwaige Abnahmeprüfungen in der Verantwortung des Bauleiters sind diese zumindest bei Festlegung der technischen Eigenschaften nach Tabelle 11.2.IV abzuschließen. Die einzusetzenden Prüfverfahren sind bezüglich eines jeden Merkmals dieselben wie die in den europäischen harmonisierten Normen genannten.
Tabelle 11.2.IV – Abnahmeprüfungen für Gesteinskörnungen für Tragwerksbeton 
	Technische Eigenschaften 

	Petrografische Beschreibung 

	Abmessungen der Gesteinskörnungen (Granulometrie und Feinstoffgehalt) 

	Abflachungsindex

	Sulfat- und Schwefelgehalt

	Abmessung der Füllstoffe 

	Bruchfestigkeit/Trümmerfestigkeit (für Beton Rck ≥ C50/60 und Gesteinskörnungen aus Recycling)


Die Planung kann sich in den entsprechenden Vorschriften auf die Normen UNI 8520-1 und UNI 8520-2 beziehen, um die Grenzen der Annehmbarkeit der technischen Eigenschaften der Gesteinskörnungen festzusetzen. 
11.2.9.3
Zuschlagstoffe 
Die Verwendung von Zuschlagstoffen im Beton ist gestattet, insbesondere von Flugaschen, granulierten Hochofenschlacken und Silikatstäuben, sofern dadurch die Leistungsmerkmale nicht beeinträchtigt werden. 
Die Flugaschen müssen die Anforderungen gemäß der europäischen harmonisierten Norm UNI EN 450-1 einhalten. Was deren Einsatz angeht, so ist auf die Kriterien der Normen UNI EN 206 und UNI 11104 Bezug zu nehmen.
Die Silikatstäube haben die Auflagen der europäischen harmonisierten Norm UNI EN 13263-1 zu erfüllen. 
11.2.9.4
Zusatzmittel 
Die Zusatzmittel haben der europäischen harmonisierten Norm UNI EN 934-2 zu entsprechen. 
11.2.9.5
Zugabewasser 
Das Zugabewasser, worin auch aufbereitetes Wasser enthalten ist, hat die Norm UNI EN 1008: 2003 zu erfüllen. 
11.2.9.6
Vorgefertigte Mischungen von Betonbestandteilen 
Bei Nicht-Vorliegen einer spezifischen europäischen harmonisierten Norm hat der Hersteller von vorgefertigten Mischungen von Betonkomponenten, denen an der Baustelle das Zugabewasser beigefügt werden soll, für jede verwendete Komponente die Konformität zur entsprechenden europäischen harmonisierten Norm nachzuweisen. 
11.2.10.
BETONEIGENSCHAFTEN 
Die Betoneigenschaften können bei der Planung aus den im Folgenden genannten Formeln abgeleitet werden. Sofern keine Vorgaben bestehen, kann Bezug auf Absatz 3 der Norm UNI EN 1992-1-1:2005 genommen werden. 
11.2.10.1
Druckfestigkeit 
Bei der statischen Planung ist auf die besondere Druckfestigkeit von Würfeln Rck, wie in Absatz 11.2.1 definiert, Bezug zu nehmen. 
Von der Würfelfestigkeit gelangt man zum Einsatz bei den Berechnungen zur Zylinderfestigkeit über die Formel: 

fck = 0,83 ∙ Rck
[11.2.1]
Während der Planung kann man über folgende Formel vom Kennwert zum Mittelwert der Zylinderfestigkeit gelangen: 

fcm = fck + 8 [N/mm2]
[11.2.2]
11.2.10.2
Zugfestigkeit 
Die Zugfestigkeit des Betons kann durch direkte Probeentnahme, anhand von entsprechend gefertigten Prüfkörpern, gemäß der Norm UNI EN 12390-2:2009, im Rahmen der folgenden Prüfungen festgelegt werden: 
–
direkte Zugprüfung;
–
indirekte Zugprüfung: (nach UNI EN 12390-6:2010 oder als äquivalent erwiesene Methode).
–
Biegezugprüfung: (nach UNI EN 12390-5:2009 oder als äquivalent erwiesene Methode). 
Während der Planung kann man als Mittelwert der einfachen (axialen) Zugfestigkeit des Betons den Wert (in N/mm2) annehmen: 

fctm = 0,30 ( fck2/3
für Klassen ≤ C50/60
[11.2.3a] 

fctm = 2,12 ( ln [1+fcm/10]
für Klassen > C50/60
[11.2.3b] 
Diese Werte müssen um 10 % gemindert werden, wenn grobe Gesteinskörnungen aus Recyclingmaterial gemäß den Einschränkungen aus Tabelle 11.2.III verwendet werden.
Die Kennwerte entsprechend den Quantilen 5 % und 95 % werden entsprechend mit 0,7 fctm, und 1,3 fctm angenommen. 
Der Mittelwert der Biegezugfestigkeit wird bei Nicht-Vorliegen direkter Probeentnahmen wie folgt angenommen: 

fcfm = 1,2 fctm
[11.2.4] 
11.2.10.3
Elastizitätsmodul 
Für das momentane Elastizitätsmodul des Betons ist das elastische Sekantenmodul zwischen der Nullspannung und 0,40 fcm anzunehmen, das anhand der entsprechenden Prüfungen festzustellen ist, die gemäß der Norm UNI EN 12390-13:2013 durchzuführen sind. 
Während der Planung kann man den folgenden Wert annehmen: 

Ecm = 22.000 ( [fcm/ 10]0,3 [N/mm2]
[11.2.5] 
Diese Werte müssen um 20 % gemindert werden, wenn grobe Gesteinskörnungen aus Recyclingmaterial gemäß den Einschränkungen aus Tabelle 11.2.III verwendet werden. Diese Formel ist nicht auf Beton anzuwenden, der mit Dampf gealtert wurde. Diese ist bei der Interpretation der Probeentnahmen aus dem Tragwerk nicht als bindend anzusehen. 
11.2.10.4
Poisson-Koeffizient 
Für den Poisson-Koeffizient kann man je nach Beanspruchung einen Wert annehmen, der zwischen 0 (Beton mit Rissen) und 0,2 (Beton ohne Risse) liegt. 
11.2.10.5
Wärmeausdehnungskoeffizient 
Der Wärmeausdehnungskoeffizient des Betons kann durch entsprechende Prüfungen festgestellt werden, die gemäß der Norm UNI EN 1770:2000 auszuführen sind. 
Während der statischen Planung oder bei Fehlen einer direkten Festlegung durch Probeentnahme kann für den Wärmeausdehnungskoeffizienten des Betons ein Mittelwert gleich 10 x 10-6 °C-1 angenommen werden, wobei diese Größe vom Betontyp abhängt (Verhältnis Gesteinskörnungen/Bindemittel, Art der Gesteinskörnungen usw.); es können sich auch Werte ergeben, die deutlich anders sind als der genannte. 
11.2.10.6
Schrumpfung 
Die Axialverformung für die Betonschrumpfung kann durch die entsprechenden Prüfungen ermittelt werden, die nach den Normen UNI 11307:2008 durchzuführen sind. 
Während der statischen Planung und wenn man nicht zu speziellen Zuschlagstoffen greift, kann die Schrumpfung des Betons auf der Grundlage der folgenden Angaben ermittelt werden. 
Die Gesamtverformung durch Schrumpfung drückt sich wie folgt aus: 

εcs =εcd +εca
[11.2.6]
wobei gilt: 
εcs
die Gesamtverformung durch Schrumpfung 
εcd
die Verformung durch Schrumpfung durch Austrocknen 
εca
die Verformung durch autogene Schrumpfung ist. 
Der Mittelwert zu einem undefinierten Zeitpunkt der Verformung durch Schrumpfung durch Austrocknen: 

εcd,∞ = kh εc0
[11.2.7]
kann anhand der Werte der folgenden Tabellen 11.2.Va und 11.2.Vb ermittelt werden, wobei die besondere Druckfestigkeit, die relative Luftfeuchtigkeit und der Parameter h0 herangezogen werden: 
Tabelle 11.2.Va – Werte von εc0 
	fck
	Verformung durch Schrumpfung vom Austrocknen (in % oder)

	
	Relative Luftfeuchtigkeit (in %)

	
	20
	40
	60
	80
	90
	100

	20
	-0,62
	-0,58
	-0,49
	-0,30
	-0,17
	+0,00

	40
	-0,48
	-0,46
	-0,38
	-0,24
	-0,13
	+0,00

	60
	-0,38
	-0,36
	-0,30
	-0,19
	-0,10
	+0,00

	80
	-0,30
	-0,28
	-0,24
	-0,15
	-0,07
	+0,00


Tabelle 11.2.Vb – Werte von kh
	h0 (mm) 
	kh

	100 
	1,00 

	200 
	0,85 

	300 
	0,75 

	≥ 500 
	0,70 


Für Zwischenwerte der genannten Parameter kann eine lineare Interpolation vorgenommen werden. Das zeitliche Fortschreiten der Verformungcd kann wie folgt bewertet werden: 

εcd ( t) = βds ( t − ts ) ( ε cd,∞
[11.2.8] 
Dabei entspricht das zeitliche Fortschreiten der folgenden Formel: 

βds(t-ts) = (t-ts) / [(t-ts)+0,04 ho3/2]
[11.2.9]
wobei: 
t
das Betonalter im betrachteten Moment (in Tagen) ist; 
ts
das Betonalter ist, ab welchem die Schrumpfung durch Austrocknung eintritt (normalerweise der Zeitpunkt der Alterung, ausgedrückt in Tagen); 
h0
die fiktive Abmessung (in mm) gemäß dem Verhältnis 2Ac/u ist; 
Ac
die Fläche des Betonquerschnitts ist; 
u
der Umfang des Betonquerschnitts ist, der mit Luft in Kontakt kommt. 
Der Mittelwert der Verformung durch autogene Schrumpfung zu unbestimmter Zeit εca,∞ kann berechnet werden durch die Formel: 

εca,∞ = -2,5 ( ( fck − 10) ( 10-6
[11.2.10]
mit fck in N/mm2.
11.2.10.7
Viskosität 
Während der Planung, sofern der Spannungszustand des Betons zum Zeitpunkt t0 = j der Inbetriebnahme nicht höher liegt als 0,45 (fckj, kann der Viskositätskoeffizient φ (∞, t0) zu einem unbestimmtem Zeitpunkt, sofern keine genaueren Berechnungen vorliegen (z. B. Absatz 3.1.4 der Norm UNI EN 1992-1-1:2005), anhand der folgenden Tabellen 11.2.VI und 11.2.VII abgeleitet werden, wobei h0 die fiktive Abmessung gemäß Absatz 11.2.10.6 ist: 
Tabelle 11.2.VI – Werte von φ (∞, t0). Relative Luftfeuchtigkeit um ca. 75 % 
	t0 
	h0 ≤ 75 mm 
	h0 = 150 mm
	h0 = 300 mm
	h0 ≥ 600 mm

	3 Tage 
	3,5 
	3,2 
	3,0 
	2,8

	7 Tage 
	2,9 
	2,7 
	2,5 
	2,3

	15 Tage 
	2,6 
	2,4 
	2,2 
	2,1

	30 Tage 
	2,3 
	2,1 
	1,9 
	1,8

	≥ 60 Tage 
	2,0 
	1,8 
	1,7 
	1,6


Tabelle 11.2.VII - Werte von φ (∞, t0). Relative Luftfeuchtigkeit um ca. 55 %
	t0 
	h0 ≤ 75 mm 
	h0 = 150 mm
	h0 = 300 mm
	h0 ≥ 600 mm

	3 Tage 
	4,5 
	4,0 
	3,6 
	3,3

	7 Tage 
	3,7 
	3,3 
	3,0 
	2,8

	15 Tage 
	3,3 
	3,0 
	2,7 
	2,5

	30 Tage 
	2,9 
	2,6 
	2,3 
	2,2

	≥ 60 Tage
	2,5 
	2,3 
	2,1 
	1,9


Für Zwischenwerte ist eine lineare Interpolation zulässig. 
Sofern eine Bewertung des Viskositätskoeffizienten zu anderen Zeitpunkten als t =  gewünscht ist, so kann dies anhand von Modellen aus Unterlagen mit gemäß Kapitel 12 erwiesener Gültigkeit geschehen.
11.2.11.
DAUERHAFTIGKEIT 
Um die Dauerhaftigkeit der Tragwerke aus bewehrtem Beton, normal oder vorgespannt, zu gewährleisten, die Umwelteinflüssen ausgesetzt sind, sind Maßnahmen zu treffen, um den Verschleiß zu begrenzen, der auf chemische und physikalische Einflüsse und die Korrosion der Bewehrungseisen und Frost und Auftauen zurückzuführen ist. 
Zu diesem Zwecke müssen, nach geeigneter Berücksichtigung der Umweltbedingungen des Ortes, an dem der Bau entstehen wird oder der Einsatz vorgesehen ist, gemäß den Angaben der Tabelle 4.1.III der vorliegenden Normen in der Planung die Merkmale des verwendeten Betons angegeben werden in Übereinstimmung mit den Leitlinien für Tragwerksbeton (Linee Guida sul calcestruzo strutturale), herausgegeben vom Zentralen Technischen Dienst des Obersten Rates für öffentliche Bauaufträge, wobei - in Ermangelung einer spezifischen Analyse - auf die Normen UNI EN 206 und UNI 11104 Bezug zu nehmen ist. Außerdem müssen die Werte der nominalen Betondeckung gemäß Absatz 4.1.6.1.3 sowie die Verfahren und die Dauer der Aushärtung gemäß UNI EN 13670:2010 den Leitlinien für den Einbau von Tragwerkbeton (Linee Guida per la messa in opera del calcestruzzo strutturale) und den Leitlinien für die Bewertung der Eigenschaften von verbautem Beton (Linee Guida per la valutazione delle caratteristiche del calcestruzzo in opera) entsprechen, die vom Zentralen Technischen Dienst des Obersten Rates für öffentliche Bauaufträge veröffentlicht wurden. 
Zum Zwecke der Bewertung der Dauerhaftigkeit kann man bei den an den Beton zu stellenden Auflagen auch Prüfungen vorsehen, die zur Berechnung der Festigkeit bezüglich der Durchdringung mit aggressiven Substanzen dient, z. B. Kohlendioxid und Chloride. Man kann die Festigkeit bezüglich der Durchdringung berücksichtigen, indem der Wert der Durchdringungstiefe des Wassers unter Druck in mm bestimmt wird. Für die Prüfung zur Feststellung der Durchdringungstiefe für Wasser unter Druck im gehärteten Beton gelten die Bestimmungen der Norm UNI EN 12390-8. 
11.2.12.
FASERVERSTÄRKTER BETON (FRC) 
Faserverstärkter Beton (FRC) zeichnet sich durch die Präsenz von nicht kontinuierlichen Fasern in der Zementmasse aus; diese Fasern können aus Stahl oder polymerischem Material bestehen und müssen eine CE-Kennzeichnung gemäß harmonisierten europäischen Normen, wie UNI EN 14889-1 und UNI EN 14889-2, für die Fasern aus Stahl oder polymerischem Material aufweisen. 
Die Mischung des faserverstärkten Betons muss einer vorläufigen Bewertung gemäß vorstehendem Absatz 11.2.3 unterzogen werden, wobei die Restzugfestigkeitswerte fR1k für den Grenzzustand der Gebrauchstauglichkeit und fR3k für den Grenzzustand gemäß UNI EN 14651:2007 bestimmt werden.
Für die Qualifizierung des faserverstärkten Betons und Planung der Bauwerke aus FRC ist ausschließlich auf die Bestimmungen des Obersten Rates für öffentliche Bauaufträge Bezug zu nehmen.
11.3.
STAHL 
11.3.1.
FÜR ALLE STAHLTYPEN GLEICHARTIGE VORSCHRIFTEN 
11.3.1.1
Prüfungen 
Die vorliegende Norm sieht drei Typen von zwingend vorgeschriebenen Prüfungen vor: 
· im Herstellerwerk, auszuführen an produzierten Chargen, 
· in den Verarbeitungsbetrieben, 
· an den Lieferungen. 
Diesbezüglich bezieht sich Produktionscharge auf die laufende Produktion in chronologischer Reihenfolge durch Kennzeichnung des Endprodukts (fertige Rolle, Kabelrolle, Stangenbündel usw.). Eine Produktionscharge hat gleichmäßige nominale Größenwerte aufzuweisen (Abmessungen, mechanische Eigenschaften, Verformungswerte) und kann sich auf zwischen 30 und 120 t belaufen. 
11.3.1.2
Produktionskontrollen im Werk und Qualifikationsverfahren 
Alle Stahlsorten, die der vorliegenden Norm unterliegen, ob nun Bewehrungsstahl für normalen Stahlbeton oder vorgespannten Stahl oder Stahl zum direkten Einsatz als Baustahl in metallischen Tragwerken, unterliegen einer ständigen internen Produktionskontrolle im Werk, wodurch gewährleistet werden soll, dass die Zuverlässigkeit der Konformität des Endprodukts unabhängig vom Produktionsverfahren erhalten bleibt.
Unbeschadet der Bestimmungen der europäischen harmonisierten Normen, wo anwendbar, hat das Qualitätsmanagementsystem des genannten Produkts im Herstellungsprozess mit der Norm UNI EN ISO 9001 konform zu sein und über ein Zertifikat eines dritten, unabhängigen Trägers zu verfügen, der entsprechend qualifiziert zu sein hat und gemäß der Norm UNI CEI EN ISO/IEC 17021-1 zugelassen ist.
Sofern die CE-Kennzeichnung gemäß Verordnung (EU) Nr. 305/2011 nicht zur Anwendung kommt, ist die Bewertung der Konformität der Produktionskontrolle im Werk und des Endprodukts durch die im Folgenden genannten Qualifikationsverfahren vorzunehmen.
Der Zentrale Technische Dienst des Vorsitzes des Obersten Rates für öffentliche Bauaufträge ist befugt, die oben genannte Qualifikationsbescheinigung für Stähle auszustellen.
Die Ingangsetzung des Qualifikationsverfahrens ist im Voraus dem Zentralen Technischen Dienst mitzuteilen, wobei ein Bericht beizulegen ist, in dem Folgendes anzuführen ist:
1)
Auflistung und Eigenschaften der Produkte, die der Qualifikation zu unterziehen sind (Typ, Abmessungen, mechanische und chemische Eigenschaften usw.); 
2)
Angaben zum Herstellerwerk und Beschreibung der Anlagen und Herstellungsprozesse; 
3)
Beschreibung der Organisation der internen Qualitätskontrolle mit Angaben zu den firmeninternen Befugnissen; 
4)
Abschrift der Zertifizierung des Qualitätsmanagementsystems; 
5)
Angaben zu den zur Unterzeichnung der Zertifikate berechtigten Mitarbeitern; 
6)
genaue Beschreibung der internen Prüfvorrichtungen und -instrumente des internen Labors für die laufende Qualitätskontrolle; 
7)
eine Erklärung, in der bescheinigt wird, dass die interne Qualitätskontrolle die Produktionskontrollen beaufsichtigt und von der Produktion unabhängig ist; 
8)
Kennzeichnungsverfahren, die für die Kennzeichnung des Endprodukts eingesetzt werden sollen; 
9)
Beschreibung der allgemeinen Herstellungsbedingungen des Produkts sowie der Beschaffung der Rohmaterialien und/oder des Zwischenprodukts (Tabletten, Rollen, Walzdraht, Bleche, Laminate usw.); 
10)
eine Abschrift des firmeninternen QS-Handbuchs gemäß der Norm UNI EN ISO 9001;
11)
falls der Hersteller nicht auf dem Gebiet der Europäischen Union angesiedelt ist, eine Kopie der Benennung des Bevollmächtigten.
Der Zentrale Technische Dienst überprüft die Vollständigkeit und Schlüssigkeit der vorgelegten Dokumentation und nimmt eine vorläufige Prüfung der Eignung der Herstellungsverfahren und des dort eingesetzten QS-Managementsystems vor. 
Hat diese Prüfung ein positives Ergebnis, so kann der Zentrale Technische Dienst eine Inspektion im Herstellungswerk durchführen. 
Das Ergebnis der vorläufigen Überprüfung der Unterlagen sowie das Ergebnis der Inspektion werden in der Folge der Bewertung des Zentralen Technischen Dienstes unterzogen, um die Beurteilung und Bekanntgabe an den Hersteller vorzunehmen. Ist das Ergebnis positiv, kann der Hersteller im Verfahren zur Qualifizierung des Produkts fortfahren. Andernfalls werden dem Hersteller entsprechende korrigierende Maßnahmen genannt, die er umzusetzen hat. 
Das Qualifikationsverfahren für ein Produkt wird folgendermaßen fortgesetzt:
–
Ausführung der Qualifikationsprüfungen unter Aufsicht eines Labors gemäß Artikel 59 des Dekrets des Präsidenten der Republik Nr. 380/2001, beauftragt vom Zentralen Technischen Dienst auf Vorschlag des Herstellers, anhand der Verfahren gemäß Absatz 11.3.1.4; 
–
Versand der Ergebnisse der Qualifikationsprüfungen zur Beurteilung der Konformität an den Zentralen Technischen Dienst durch die von ihm beauftragte Prüfstelle gemäß Artikel 59 des Dekrets des Präsidenten der Republik Nr. 380/2001; 
-
im Falle eines positiven Urteils hat der Zentrale Technische Dienst dem Hersteller die Qualifikationsbescheinigung auszustellen und ihn in die offizielle Liste der qualifizierten Produkte aufzunehmen, die allgemein verfügbar ist; 
-
im Falle einer abschlägigen Beurteilung kann der Hersteller die Gründe für die Nichtkonformität ermitteln, die nötigen korrigierenden Maßnahmen vornehmen, den Zentralen Technischen Dienst und das beauftragte Labor davon in Kenntnis setzen und daraufhin die Qualifikationsprüfungen wiederholen. 
Das Produkt kann erst nach Ausstellung der Qualifikationsbescheinigung auf den Markt gebracht werden. Die Qualifikation gilt für fünf Jahre. 
11.3.1.3
Verlängerung und Erneuerung der Qualifikation 
Für die Verlängerung der Qualifikationsbescheinigung sind die Hersteller gehalten, jährlich innerhalb von 60 Tagen ab dem Ablaufdatum des Bezugsjahres dem Zentralen Technischen Dienst Folgendes zu übermitteln: 
1)
eine Erklärung, aus der das Fortbestehen der ursprünglichen Bedingungen für die Eignung des Herstellungsverfahrens und der Organisation der internen werksseitigen Produktionskontrolle hervorgeht; 
2)
die Ergebnisse der internen Kontrollen, die innerhalb des Jahres beim Produkt durchgeführt wurden, sowie deren statistische Aufbereitung mit Angabe der Produktionsmenge und der Anzahl der Prüfungen; 
3)
die Ergebnisse der periodischen Aufsichtskontrollen in Bezug auf das Produkt seitens des Labors gemäß Artikel 59 des Dekrets des Präsidenten der Republik Nr. 380/2001; 
4)
die Unterlagen über die statistische Konformität der erhobenen Parameter (gemäß entsprechender Aufstellung über die jeweiligen Stahlsorten) im Verlauf der Prüfungen gemäß Punkt 2 und 3. Bei der statistischen Konformität zwischen den Ergebnissen der internen Kontrollen und den Ergebnissen der Kontrollen des beauftragten Labors sind statistische Methoden zu verwenden, deren Gültigkeit für den Vergleich der Diskrepanzen und der Mittelwerte der beiden Datenserien gemäß den Qualitätssicherungsverfahren nachgewiesen wurde.
Der Hersteller hat dem Zentralen Technischen Dienst jede – auch jede temporäre – Veränderung des Herstellungsverfahrens oder des Kontrollsystems mitzuteilen, die in Bezug auf eine der Anforderungen während des Qualifikationsverfahrens vorgenommen wurde. 
Der Zentrale Technische Dienst prüft die Dokumentation zu Zwecken der Verlängerung der Qualifikation.
Jede Produktionseinstellung ist dem Zentralen Technischen Dienst rechtzeitig unter Angabe der Gründe hierfür mitzuteilen. Wird die Produktion länger als ein Jahr unterbrochen, ist das Qualifikationsverfahren erneut zu durchlaufen. 
Der Zentrale Technische Dienst kann jederzeit selbst oder durch das beauftragte Labor weitere Inspektionen durchführen oder durchführen lassen, um sicherzustellen, dass die Voraussetzungen für die Qualifikation weiterhin gegeben sind. 
Nach Ablauf der Frist der Gültigkeit der Qualifikationsbescheinigung von fünf Jahren hat der Hersteller eine Erneuerung zu beantragen; daraufhin erneuert der Zentrale Technische Dienst die Qualifikationsbescheinigung, nachdem er auch die Konformität bezüglich der internen Dokumentation, die in den letzten fünf Jahren vorgelegt wurde, geprüft hat. 
Werden die oben genannten Unterlagen nicht innerhalb der Frist von 60 Tagen eingereicht oder erfolgt ein Bescheid des Zentralen Technischen Dienstes bezüglich der wesentlichen Nichtkonformität, so wird die Gültigkeit der Qualifikation ausgesetzt oder sie verfällt. 
11.3.1.4
Kennzeichnung und Rückverfolgbarkeit der Produkte mit Qualifikationsbescheinigung 
Jedes zertifizierte Produkt muss bezüglich der Qualitätsmerkmale und Nachverfolgbarkeit zum Herstellerwerk anhand der unauslöschlichen Kennzeichnung ständig erkennbar sein, die beim Zentralen Technischen Dienst hinterlegt ist, und aus der unverwechselbar der Hersteller, das Herstellerwerk, der Stahltyp und seine Schweißbarkeit hervorgehen. 
Jedes Produkt ist mit einer anderen Kennzeichnung zu versehen als die Produkte mit anderen Eigenschaften, die im selben Werk gefertigt werden, und es ist mit einer anderen Kennzeichnung zu versehen als Produkte mit gleichen Eigenschaften, die in einem anderen Werk gefertigt wurden, auch wenn sie vom selben Hersteller stammen. Die Kennzeichnung hat sich mit der Zeit nicht zu verändern und darf nicht manipulierbar sein. 
Mit „Werk“ ist eine eigenständige Produktionseinheit mit eigenen Anlagen und Lagern für das Endprodukt gemeint. Verfügt ein Hersteller über mehrere Produktionsstätten, ist die Qualifizierung für jede dieser Produktionsstätten und für jeden dort hergestellten Produkttyp durchzuführen. 
Berücksichtigt man die unterschiedliche Natur, Form und Abmessungen der Produkte, die Eigenschaften der Anlagen für deren Produktion, sowie die Möglichkeit, in Einzelstücken oder in Bündeln zu liefern, können die eingesetzten Kennzeichnungssysteme auch bezüglich ihres Gebrauchs verschieden sein, z. B. der Aufdruck auf die Laminierungszylinder, die Heiß- und Kaltstanzung, die Lackstempel, das Aufbringen von Kennzeichnen oder Schildern, die Versiegelung von Bündeln usw. Die Walzmarke bleibt weiterhin zwingend vorgeschrieben, was Stangen und Rollen betrifft. 
Die Kennzeichnung und Rückverfolgbarkeit der qualifizierten Produkte sind zwingend vorgeschriebene Merkmale. Das Verfahren der Aufbringung ist im jeweiligen Abschnitt der einzelnen Produktarten aufgeführt.
Da die Kennzeichnung im Laufe der Zeit unveränderlich und nicht manipulierbar ist, hat der Hersteller die Kennzeichnungsmodalitäten zu befolgen, die er in den diesbezüglichen Unterlagen dem Zentralen Technischen Dienst vorgelegt hat, und diesem etwaig vorgenommene Änderungen rechtzeitig mitzuteilen. 
Die Unterlassung der Kennzeichnung, die Nichtbefolgung der Auflagen oder die Nichtlesbarkeit, wenn auch nur teilweise, machen das Produkt unverwendbar. 
Sollte es dazu kommen, dass das gekennzeichnete Produkt entweder beim Benutzer oder beim Händler (Einzelstück oder Packung) der Originalkennzeichnung teilweise oder ganz verlustig geht, so steht es in der Verantwortung der Benutzer oder der Händler, die Herkunft anhand der Begleitunterlagen des Materials zu dokumentieren und die Angaben zur Eintragung der Marke dem Zentralen Technischen Dienst zu übermitteln. 
Im ersten Fall sind den Mustern, die zum beauftragten Labor als Prüfmuster der Baustelle versandt werden sollten, die oben genannten Unterlagen und eine Herkunftsbescheinigung beizulegen, ausgestellt vom Bauleiter, wie aus den Begleitunterlagen des Materials hervorgeht. 
Die Hersteller und die nachfolgenden Zwischenhändler haben die ordnungsgemäße Archivierung der Begleitunterlagen der Materialien vorzunehmen, sodass diese für mindestens zehn Jahre zur Verfügung stehen. Zum Zwecke der Rückverfolgbarkeit der Produkte hat der Bauherr ferner bis zum Abschluss der statischen Abnahme diese Dokumente aufzubewahren, denen Markierungen oder Etiketten beizufügen sind. 
Etwaige Zusatzbestimmungen zur Erleichterung der Kennzeichnung und Nachvollziehbarkeit des Produkts mittels der Markierung können vom Zentralen Technischen Dienst erlassen werden. 
Alle Zertifikate über mechanische Prüfungen der Stähle, sei es im Werk oder auf der Baustelle oder im Verarbeitungsbetrieb, haben die Angaben der Kennzeichnung unter der Verantwortung des mit den Kontrollen beauftragten Labors bezüglich der zu prüfenden Muster zu führen. Wenn auf den Mustern keine Kennzeichnung vorliegt oder die Kennzeichnung nicht zu denen gehört, die dem Zentralen Technischen Dienst vorliegen, haben die von der Prüfstelle ausgestellten Zertifikate gemäß dieser Norm keine Gültigkeit; dies ist dann auf dem Zertifikat ausdrücklich zu vermerken. In diesem Fall darf das Material nicht benutzt werden und ist die beauftragte Prüfstelle gehalten, den Zentralen Technischen Dienst hiervon in Kenntnis zu setzen. 
11.3.1.5
Lieferungen und Begleitdokumente 
Allen Lieferungen von Baustahl, für den keine Verpflichtung zur CE-Kennzeichnung besteht, hat eine Abschrift der Qualifikationsbescheinigung des Zentralen Technischen Dienstes und eine Bescheinigung der internen Kontrolle Typ 3.1. gemäß UNI EN 10204 des spezifischen gelieferten Materialloses beizuliegen. 
Allen Lieferungen von Baustahl, für den ein Verpflichtung zur CE-Kennzeichnung besteht, hat eine „Leistungserklärung“ gemäß Verordnung (EU) Nr. 305/2011, der vorgesehenen CE-Kennzeichnung und eine Bescheinigung der internen Kontrolle Typ 3.1. gemäß UNI EN 10204 des spezifischen gelieferten Materialloses beizuliegen. 
Die Bezugnahme auf eine derartige Qualifikationsbescheinigung des Produkts ist auf den Transportunterlagen zu vermerken. 
Den von einem Vertriebsunternehmen ausgeführten Lieferungen ist eine Abschrift der vom Hersteller ausgestellten Unterlagen beizulegen sowie die Bezugnahme auf das Transportdokument des Händlers selbst. 
Bei einer nicht von einem Verarbeitungsbetrieb stammenden Lieferung ist der Bauleiter gehalten, vor dem Einbau die obigen Angaben zu prüfen und etwaige nicht konforme Lieferungen zurückzuweisen, unbeschadet der Haftung des Herstellers. 
11.3.1.6
Qualifikationsprüfungen und periodische Qualitätskontrollen 
Die beauftragten Laboratorien gemäß Artikel 59 des Dekrets des Präsidenten der Republik Nr. 380/2001 haben nach einem spezifischen Qualitätsplan zu arbeiten, der vom Zentralen Technischen Dienst zu genehmigen ist.
Die ausgestellten Prüfzertifikate haben einem Standardmodell zu folgen, das vom Zentralen Technischen Dienst auszuarbeiten ist.
Die diesbezüglichen Zertifikate haben zumindest zu enthalten:
–
Kennzeichnung der Herstellerfirma und des Herstellerwerks;
–
Angabe des Produkttyps und der ggf. vorliegenden Schweißbarkeit;
–
Kennzeichnung des Produkts, die beim Zentralen Technischen Dienst hinterlegt ist;
–
Daten der Eignungsbescheinigung sowie letzte Bestätigung der Qualifizierung (ausschließlich der für die periodischen Qualitätskontrollen); 
–
Datum und Ort der Probeentnahme, Ausstellungsdatum des Zertifikats; 
–
nominale und wirkliche Abmessungen und die Ergebnisse der ausgeführten Prüfungen; 
–
chemische Analyse der Produkte, die als schweißbar erklärt werden (oder zumindest für die Herstellung von fertigen Produkten verwendet werden, die mit Lichtbogen geschweißt werden); 
–
statistische Aufstellungen gemäß Absätzen 11.3.2.12 und 11.3.3.5.
Die Probeentnahmen im Werk sind soweit möglich in der Produktionslinie vorzunehmen. 
Die Prüfungen sind von den Technikern des beauftragten Labors durchzuführen, auch im Herstellerwerk, wobei die verwendete Ausrüstung zu justieren und deren Eignung zu bestätigen und zu dokumentieren ist. 
All dies ist ausdrücklich im Prüfbericht aufzuführen, dem die Erklärung des Vertreters des beauftragten Labors bezüglich der Eignung der verwendeten Vorrichtungen beizufügen ist. 
Im Falle eines negativen Bescheids über die Prüfungen hat der Hersteller die Gründe hierfür zu ermitteln, die nötigen korrigierenden Maßnahmen vorzunehmen, den Zentralen Technischen Dienst und das beauftragte Labor davon in Kenntnis setzen und daraufhin die Prüfungen zu wiederholen. 
Die Spezifikationen für die Durchführung der Qualifikationsprüfungen und die periodischen Qualitätskontrollen sowie der Zeitpunkt dieser Kontrollen gehen aus den nachstehend genannten Absätzen hervor:
Absatz 11.3.2.12 Baustahl für bewehrten Beton in Stangen oder auf Rollen, Matten und Körben mit Lichtbogenverschweißung; 
Absatz 11.3.3.5 Baustähle für vorgespannten bewehrten Beton; 
Absatz 11.3.4.11 Stähle für Baustahlkonstruktionen; 
11.3.1.7
Verarbeitungsbetriebe 
Ein Verarbeitungsbetrieb ist eine Anlage außerhalb der Fabrik und/oder der Baustelle, feststehend oder mobil, der vom Hersteller Stahl als Ausgangsmaterial erhält (Stäbe oder Rollen, Matten, Bleche oder Stanzblech, Drahtseile usw.) und daraus Tragwerksteile herstellt, die auf der Baustelle einzusetzen sind, einbaufertig oder zur Weiterverarbeitung. 
Der Verarbeitungsbetrieb kann nur Produkte entgegennehmen und verarbeiten, deren Herkunft belegt ist und die über die Unterlagen gemäß Absatz 11.3.1.5 verfügen. 
Besondere Vorsicht ist angebracht, sofern im Verarbeitungsbetrieb Grundbauteile verwendet werden, die zwar qualifiziert sind, aber von verschiedenen Herstellern stammen - mittels bestimmter dokumentierter Verfahren, die die Nachvollziehbarkeit der Produkte garantieren. 
Die Verarbeitungsbetriebe müssen über ein Kontrollsystem bei der Verarbeitung verfügen, um zu gewährleisten, dass die durchgeführten Verarbeitungsprozesse die Beibehaltung der mechanischen und geometrischen Eigenschaften der Produkte gemäß diesen Normen sicherstellen. 
Das Qualitätsmanagementsystem des Produkts, durch das der Verarbeitungsprozess geregelt werden, hat in Konformität mit der Norm UNI EN ISO 9001 zu sein. 
Zu allen auf der Baustelle angelieferten Produkten müssen nach dem Eingriff eines Verarbeitungsbetriebs geeignete Dokumente vorliegen, die im Folgenden spezifiziert sind, worin der Verarbeitungsbetrieb selbst eindeutig identifiziert sein muss und welche die vollständige Rückverfolgbarkeit des Produkts gewährleisten.
Die Verarbeitungsbetriebe sind gehalten, Kontrollen durchzuführen, welche dazu geeignet sind, sicherzustellen, dass die mechanischen Eigenschaften des Endprodukts der Klassifizierung des ursprünglichen nicht verarbeiteten Stahls entsprechen. 
Im Rahmen des Herstellungsverfahrens ist besonders auf die Biege- und Schweißarbeiten zu achten. Insbesondere hat der technische Leiter des Verarbeitungsbetriebs durch entsprechende Prüfungen zu gewährleisten, dass die Biege- und Schweißarbeiten, auch im Falle nicht dauerhafter Prozesse, die mechanischen Eigenschaften des ursprünglichen Produkts nicht verändern. Für die Schweiß- und Biegeverfahren kann auf die entsprechend anzuwendende europäische Norm zurückgegriffen werden. 
Der vom Verarbeitungsbetrieb ernannte technische Leiter des Werks muss zur Ausübung des geeigneten technischen Berufs befugt sein.
Die Verarbeitungsbetriebe haben dem Zentralen Technischen Dienst ihre Aktivitäten anzuzeigen, unter Hinweis auf die Art von verarbeitetem Produkt, Organisation, die Verarbeitungsprozesse, sowie eine Abschrift der Zertifizierung des Qualitätsmanagementsystems mitzuliefern, dem der Verarbeitungsprozess unterliegt. Jeder Verarbeitungsbetrieb hat ferner ein eigenes Logo oder eine Marke anzugeben, die ihn auf unverwechselbare Weise kenntlich machen. Das Qualitätsmanagementsystem des Herstellungsprozesses muss mit der Norm UNI EN ISO 9001 konform sein und der Betrieb muss über ein Zertifikat eines dritten unabhängigen Trägers verfügen, der entsprechend qualifiziert und organisiert zu sein hat und gemäß der Norm UNI CEI EN ISO/IEC 17021-1 tätig ist. 
In der Erklärung an den Zentralen Technischen Dienst ist die Verpflichtung zu erwähnen, dass ausschließlich Ausgangsmaterialien mit Herkunftszertifikat verwendet werden. 
Der Erklärung ist die Einsetzung als Technischer Leiter des Verarbeitungsbetriebs beizufügen, die von diesem bezüglich der Annahme und Übernahme der Verantwortung im Sinne der vorliegenden Norm für die Werkstoffprüfungen bestätigt ist. 
Der Zentrale Technische Dienst bestätigt mit der Ausstellung der diesbezüglichen Bescheinigung der „Meldung der Aktivität des Verarbeitungsbetriebs“ die Vorlage der oben genannten Erklärung. 
Die Verarbeitungsbetriebe sind gehalten, jede Änderung der Angaben, die aus der Meldung der Aktivität hervorgehen, zu melden. Der Zentrale Technische Dienst aktualisiert die Liste der erforderlichen Unterlagen zur Einholung der Bescheinigung der „Meldung der Aktivität des Verarbeitungsbetriebs“ ausgehend von den technischen Fortschritten und den Änderungen der gesetzlichen Vorgaben, zu denen es kommen sollte.
Die Verarbeitungsbetriebe müssen von Laboratorien gemäß Artikel 59 des Dekrets des Präsidenten der Republik Nr. 380/2001 die in den spezifischen Absätzen angegebenen Prüfungen für jedes Stahlprodukt (Absätze 11.3.2.10.3, 11.3.3.5.3, 11.3.4.11.2) durchführen lassen und müssen dem Zentralen Technischen Dienst die etwaigen Änderungen des hinterlegten Produktionsprozesses mitteilen.
Jeder Lieferung von vorgeschweißten, vorgeformten oder vormontierten Bauteilen an der Baustelle, die aus einem Verarbeitungsbetrieb stammen, sind folgende Dokumente beizufügen: 
a)
eine Erklärung auf dem Transportdokument zu den Angaben der erteilten Bescheinigung „Meldung der Aktivität des Verarbeitungsbetriebs“, ausgestellt vom Zentralen Technischen Dienst, in dem das Logo oder die Marke des Verarbeitungsbetriebs aufgeführt ist; 
b)
eine Bescheinigung über die Durchführung der Prüfungen der internen Kontrolle gemäß den spezifischen Absätzen für jedes Produkt (Absatz 11.3.2.10.3, 11.3.3.5.3, 11.3.4.11.2), beauftragt vom technischen Leiter des Verarbeitungsbetrieb unter Angabe der Tage, an denen die Lieferung bearbeitet wurde. Sofern der Bauleiter dies anfordert, kann das Register gemäß Absatz 11.3.2.10.3 eingesehen werden; 
c)
eine Erklärung, welche die Angaben zu der vom Hersteller gemäß Absatz 11.3.1.5 vorgelegten Dokumentation in Zusammenhang mit den Produkten enthält, die im Rahmen der spezifischen Lieferung verwendet wurden. Eine Kopie der vom Hersteller vorgelegten Dokumentation, die in der Erklärung des Verarbeitungsbetriebs genannt wird, wird dem Bauleiter auf Anfrage ausgehändigt.
Der Bauleiter ist gehalten, die oben gemachten Angaben zu prüfen und etwaige nicht konforme Lieferungen zurückzuweisen, wobei der Verarbeitungsbetrieb nach wie vor haftbar ist. Die oben genannten Unterlagen hat der Abnahmeprüfer zu übernehmen, welcher im Abnahmezertifikat die Daten des Verarbeitungsbetriebs, der das verarbeitete Material geliefert hat, anführen wird. 
Der Verarbeitungsbetrieb legt eine Kopie der Unterlagen gemäß Buchstaben b und c oben vor, sofern dies die zuständigen Aufsichtsbehörden fordern.
Es ist vorgesehen, dass in die Bescheinigung der „Meldung der Aktivität des Verarbeitungsbetriebs“ ausgesetzt oder in schweren Fällen oder bei wiederholten Verstößen widerrufen wird, wenn der Zentrale Technische Dienst Abweichungen zwischen den vorgelegten Dokumenten und der tatsächlich betriebenen Aktivität feststellen sollte bzw. feststellen sollte, dass die Erklärungen falsch sind oder die Vorgaben gemäß den geltenden technischen Normen nicht eingehalten wurden. Die Aussetzungs- oder Widerrufsverfügung erfolgt durch den Zentralen Technischen Dienst.
11.3.2.
Stahl für bewehrten Beton 
Es ist ausschließlich der Einsatz von schweißbaren Stählen zugelassen, die einen Qualifikationsnachweis anhand der Verfahren gemäß Absatz 11.3.1.2 oben besitzen und gemäß der in Absatz 11.3.2.11 genannten Verfahren kontrolliert wurden. 
11.3.2.1
Stahl für bewehrten Beton B450C 
Der Stahl für bewehrten Beton B450C ist von folgenden Nominalwerten der spezifischen Fließ- und Bruchspannung gekennzeichnet, die in den Berechnungen zugrunde zu legen sind: 
Tabelle 11.3.Ia 
	fy nom 
	450 N/mm²

	ft nom 
	540 N/mm²


und hat die Anforderungen der folgenden Tabelle 11.3.Ib zu erfüllen: 
Tabelle 11.3.Ib 
	Eigenschaften 
	Anforderungen 
	Quantil (%) 

	Kennwert Fließspannung 
	fyk 
	≥ fy nom
	5,0 

	Kennwert Bruchspannung 
	ftk 
	≥ ft nom
	5,0 

	(ft/fy)k
	≥ 1,15
	10,0

	
	< 1,35
	

	(fy/fynom)k
	≤ 1,25
	10,0 

	Dehnung 
	(Agt)k
	≥ 7,5 %
	10,0 

	Durchmesser des Dorns für Biegeprüfungen bei 90 ° und darauffolgendes Begradigen ohne Rissbildung:
φ < 12 mm
	4 φ
	

	12 ≤ φ ≤ 16 mm
	5 φ
	

	für 16 < φ ≤ 25 mm
	8 φ
	

	für 25 < φ ≤ 40 mm
	10 φ
	


Für die Bestätigung der mechanischen Eigenschaften gelten die Angaben nach Absatz 11.3.2.3.
11.3.2.2
Stahl für bewehrten Beton B450A
Der Stahl für bewehrten Beton B450A verfügt über dieselben nominalen Kennwerte der Bruchspannung des Stahls B450C und hat die Anforderungen gemäß folgender Tabelle 11.3.Ic zu erfüllen.
Tabelle 11.3.Ic
	Eigenschaften 
	Anforderungen 
	Quantil (%)

	Kennwert Fließspannung 
	fyk 
	≥ fy nom
	5,0 

	Kennwert Bruchspannung 
	ftk 
	≥ ft nom
	5,0 

	(ft/fy)k
	≥ 1,05
	10,0

	(fy/fynom)k
	≤ 1,25
	10,0 

	Dehnung 
	(Agt)k
	≥ 2,5 %
	10,0 

	Durchmesser des Dorns für Biegeprüfungen bei 90 ° und darauffolgendes Begradigen ohne Rissbildung:
für φ ≤ 10 mm
	4 φ
	


Für die Bestätigung der mechanischen Eigenschaften gelten die Angaben nach Absatz 11.3.2.3. 
11.3.2.3
Bestätigung der mechanischen Eigenschaften 
Für die Bestätigung der mechanischen Eigenschaften gemäß den voranstehenden Tabellen gelten die Bestimmungen der Norm UNI EN ISO 15630-1: 2010. 
Die mechanischen Eigenschaften der Proben von begradigten Rollen, Matten und Körben werden anhand kleiner Prüfmuster bestimmt, die für 60 (+15, -0) Minuten bei 100 ± 10 °C gehalten und anschließend ohne Luftzug in Umgebungstemperatur abgekühlt werden. 
In jedem Fall ist, sofern die Fließgrenze sich nicht eindeutig ermitteln lässt, y durch f(0,2) zu ersetzen. 
Die Biegeprüfung und erneute Begradigung erfolgt bei einer Temperatur von 20 ± 5 °C, wobei das Prüfmuster um 90° gebogen wird und dann für 60 Minuten bei 100 ± 10 °C gehalten und nach Abkühlung an der Luft teilweise um mindestens 20° wieder begradigt wird. Das Prüfmuster darf nach erfolgter Prüfung keine Risse aufweisen. 
11.3.2.4
Maß- und Biegeeigenschaften 
Stahl für bewehrten Beton wird ausschließlich im Werk in Form von Stangen oder Rollen, als Matte oder Korb hergestellt, und zwar zum direkten Einsatz oder als Ausgangsmaterial für die weitere Verformung. 
Vor der Anlieferung an die Baustelle können die obigen Bauteile verschweißt, vorgeformt (Bügel, Faltblech usw.) oder vormontiert (Bewehrungskorb usw.) werden, um zusammengefügte Bauteile zu bilden, die direkt im Bauwerk eingesetzt werden können. 
Die Vorformung und/oder Montage kann vorgenommen werden.
–
auf der Baustelle unter Aufsicht der Bauleitung;
–
in Verarbeitungsbetrieben, nur sofern die Anforderungen nach Absatz 11.3.1.7 eingehalten sind.
Alle Stähle für bewehrten Beton haben verbesserte Hafteigenschaften aufzuweisen, also eine Oberfläche mit Querrippen oder -rillen, die gleichförmig über ihre gesamte Länge verteilt sind und die Haftung zwischen der Bewehrung und dem Zementkonglomerat erhöht. 
Bezüglich der Kennzeichnung der Stangen und Rollen gelten die Bestimmungen von Absatz 11.3.1.4. 
Für die Begleitunterlagen bei Lieferungen von Stahl aus Verarbeitungsbetrieben oder einem Zwischenhändler gelten die Bestimmungen von Absatz 11.3.1.5., wobei bei vorgeformten oder vormontierten Produkten die Bestimmungen von Absatz 11.3.1.7 gelten.
Alle Produkte zeichnen sich durch einen Durchmesser ( der glatten gleichgewichtigen Rundstange aus, berechnet auf Grundlage der Annahme der Stahldichte von 7,85 kg/dm3. 
Die Stähle B450C können gemäß Absatz 11.3.2.1 in Stangen von einem Durchmesser ( zwischen einschließlich 6 und 40 mm verwendet werden. 
Für Stähle B450A hat gemäß Absatz 11.3.2.2 der Durchmesser ( der Stangen zwischen einschließlich 5 und 10 mm zu betragen. 
Der Einsatz von Stählen in Rollen ist ausschließlich zur strukturellen Verwendung für Durchmesser (bis 16 mm für Stähle B450C und Durchmesser ( bis 10 mm für Stähle B450A gestattet. 
Stahl in Rollen muss direkt zur Vorformung und Montage verwendet werden und ausschließlich aus einem Verarbeitungsbetrieb gemäß Absatz 11.3.1.7 oder vom einem Hersteller für die Produktion von Matten oder Körben mit Lichtbogenschweißung gemäß Absatz 11.3.2.5 stammen. Die anderweitige Verwendung von Stahlstäben, die aus der Begradigung von Rollen stammen, ist nicht zulässig.
In Bezug auf die Maßtoleranzen wird auf die technische Norm UNI EN 10080:2005 verwiesen.
11.3.2.5
Matten und Körbe mit Lichtbogenschweißung 
Die Stähle der Matten und Körbe mit Lichtbogenschweißung haben schweißbar zu sein. Der Achsabstand der Stäbe darf 330 mm nicht überschreiten.
Die Matten und Körbe sind gitterartige Produkte, die im Werk mittels Lichtbogenverschweißung zusammengesetzt werden, was unter Einsatz von automatischen Maschinen an allen Schnittpunkten geschieht.
Was die Matten und Körbe aus Stahl des Typs B450C angeht, müssen die Grundelemente einen Durchmesser ( haben, der innerhalb des nachstehenden Bereichs liegt: 6 mm ≤ ( ≤16 mm. 
Was die Matten und Körbe aus Stahl des Typs B450A angeht, müssen die Grundelemente einen Durchmesser ( haben, der innerhalb des nachstehenden Bereichs liegt: 5 mm ≤ ( ≤10 mm. 
Das Verhältnis zwischen dem Stangendurchmesser für Matten und Körbe hat wie folgt zu sein: 

( min / ( max ≥ 0,6
[11.3.1]
Die Knoten der Matten müssen einer Ablösungskraft gemäß der Norm UNI EN ISO 15630-2:2004 von 25 % der Fließkraft der Stange haben, zu berechnen für die Stange mit dem größten Durchmesser anhand der Fließspannung von 450 N/mm2. 
Neben den obigen Bestimmungen gelten für die nichtautomatisierten Schweißverfahren und für die Verschweißung von Matten und Körben mit Lichtbogenverschweißung die Norm UNI EN ISO 17660-1:2007 für verschweißte Verbindungen, die zur Übertragung von Lasten bestimmt sind, und UNI EN 17660-2:2007 für verschweißte Verbindungen, die nicht zur Übertragung von Lasten bestimmt sind. 
In jeder Matte oder jedem Korb müssen die Einzelstäbe, aus denen diese bestehen, dieselben Eigenschaften aufweisen. Im Falle von Bewehrungskörben ist der Einsatz von Verbindungselementen zwischen den oberen und den unteren Bügeln mit glatter Oberfläche gestattet, vorausgesetzt sie sind aus Stählen des Typs B450A oder B450C gefertigt. 
In jedem Fall hat der Hersteller das Endprodukt, Matte oder Korb, anhand der Verfahren gemäß Absatz 11.3.2.11 einer Qualitätsprüfung zu unterziehen.
11.3.2.5.1
Kennzeichnung von elektrogeschweißten Stahlmatten und Gitterträgern
Elektrogeschweißte Stahlmatten und Gitterträger müssen aus einem qualifizierten Ausgangsmaterial hergestellt werden. 
Im Falle von Stahlmatten und Gitterträgern, die aus Grundelementen gebildet sind, die im selben Werk hergestellt werden, darf die Kennzeichnung des Fertigerzeugnisses mit der des Grundelements übereinstimmen.
Im Falle von Stahlmatten und Gitterträgern, die aus Grundelementen gebildet sind, die in einem anderen Werk hergestellt werden, muss jedes Gebinde von Stahlmatten oder Gitterträgern mit einem Etikett versehen sein, das alle Angaben enthält, die zur richtigen Identifikation des Erzeugnisses und des Herstellers dieser Stahlmatten und Gitterträger erforderlich sind. Der Bauleiter muss sich bei der Annahme der Lieferung auf der Baustelle vergewissern, dass diese Etikettierung vorhanden ist.
11.3.2.6
Schweißbarkeit 
Aus der chemischen Analyse des Abstichs und ggf. der chemischen Analyse zur Kontrolle des Fertigerzeugnisses muss die Einhaltung der in Tabelle 11.3.II angegebenen Grenzwerte hervorgehen; das Kohlenstoffäquivalent Ceq wird hier mit der folgenden Formel berechnet: 
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[11.3.2]
wobei die chemischen Symbole für den Anteil der Elemente in Prozent stehen. 
Tabelle 11.3.II – Höchstgehalt an chemischen Elementen in Prozent 
	
	
	Analyse des Erzeugnisses 
	Analyse des Abstichs 

	Kohlenstoff 
	C 
	0,24 
	0,22 

	Phosphor 
	P 
	0,055 
	0,050 

	Schwefel 
	S 
	0,055 
	0,050 

	Kupfer 
	Cu 
	0,85 
	0,80 

	Stickstoff 
	N 
	0,014 
	0,012 

	Kohlenstoffäquivalent
	Ceq
	0,52
	0,50


Der Höchstwert von C von 0,03 Ma% darf überschritten werden, wenn der Wert von Ceq um 0,02 Ma% herabgesetzt wird. 
Der Stickstoffgehalt darf höher sein, falls eine ausreichende Menge von Elementen vorhanden ist, die den Stickstoff binden. 
11.3.2.7
Toleranzen 
Die zulässige Abweichung für die Nennmasse pro Meter ist in der nachstehenden Tabelle 11.3.III angegeben.
Tabelle 11.3.III 
	Nenndurchmesser (mm)
	5 ≤ φ ≤ 8
	8 < φ ≤ 40

	Toleranz in % bezogen auf die Nennmasse pro Meter
	± 6
	± 4,5


11.3.2.8
Andere Stahlsorten 
11.3.2.8.1
Nichtrostender Stahl 
Die Verwendung von austenitischem oder austenitisch-ferritischem nichtrostendem Stahl ist zulässig, sofern die mechanischen Eigenschaften den Vorschriften für Stähle gemäß Absatz 11.3.2.1 entsprechen; dabei muss allerdings der Ausdruck ft in der Tabelle 11.3.Ib nur in der Berechnung des Verhältnisses ft/fy, durch den Ausdruck f7 %, die einer Gesamtdehnung von 7 % entsprechende Spannung, ersetzt werden. Die Schweißbarkeit dieser Stähle ist mit Schweißbarkeitsprüfungen zu dokumentieren, die von einer Prüfstelle gemäß Artikel 59 des Dekrets des Präsidenten der Republik Nr. 380/2001 bescheinigt und an Proben vorgenommen werden müssen, die mit dem vom Hersteller für den Einsatz auf der Baustelle oder in den Verarbeitungsbetrieben vorgesehenen speziellen Schweißverfahren gefertigt wurden.
Bei ihnen ist die Qualifizierung unbeschadet aller anderen Vorschriften über die Qualifizierung von Stählen für Stahlbeton auch im Falle der nicht kontinuierlichen Herstellung zulässig.
11.3.2.8.2
Verzinkter Stahl 
Verzinkter Stahl darf verwendet werden, sofern die physikalischen, mechanischen und technischen Eigenschaften den Vorschriften für die Stähle B450C und B450A entsprechen.
Das zu verzinkende Ausgangsmaterial muss vom Hersteller qualifiziert werden. 
Die Annahmeprüfungen auf der Baustelle und die entsprechende Prüfung der oben stehenden Vorgaben müssen am Fertigerzeugnis, also nach dem Verzinken, in einer Prüfstelle gemäß Artikel 59 des Dekrets des Präsidenten der Republik Nr. 380/2001 nach den Vorschriften in Absatz 11.3.2.12 durchgeführt werden.
In jedem Fall sind die Verbundeigenschaften des Fertigerzeugnisses nach den Verfahren zu prüfen, die für die Verarbeitungsbetriebe für Erzeugnisse für Stahlbetonbauten angegeben sind.
Für die Verfahrensweisen zur Kontrolle des Zinküberzugs (Oberflächenqualität, Haftung des Überzugs, Masse des Überzugs pro Flächeneinheit) und als hilfreicher Leitfaden für die Wahl der Mindestmengen an Zink kann man die Normen UNI EN 10622 und UNI EN ISO 1461 zugrunde legen.
11.3.2.9
Mechanische Verbindungen
Zwei Bewehrungsstäbe können mit Hilfe von Vorrichtungen oder mechanischen Verbindungselementen zusammengefügt oder verbunden werden, die eine durchgehende Verbindung garantieren. Diese mechanischen Verbindungselemente müssen gekennzeichnet und rückverfolgbar sein und nach den zugehörigen Einbauanleitungen eingebaut werden; wenn sie nicht mit der CE-Kennzeichnung versehen sind, müssen sie den Anforderungen der Norm UNI 11240-1:2018 genügen. Die Prüfung der mechanischen Verbindungen muss nach der Norm UNI 11240-2:2018 erfolgen.
Für die Zwecke der Qualifizierung dieser Erzeugnisse wird Fall C aus Absatz 11.1 angewendet.
Die Annahmeprüfungen auf der Baustelle müssen im Einklang mit der Norm UNI 11240-2:2018 nach den Verfahrensweisen gemäß Absatz 11.3.4.11.3 durchgeführt werden.
11.3.2.10
Kontrollverfahren für normalen Betonstahl – Stäbe und Ringe 
11.3.2.10.1
Systematische Kontrollen im Werk 
11.3.2.10.1.1
Allgemeines 
Die Qualifizierungsprüfungen und die regelmäßige Nachprüfung gemäß den folgenden Punkten müssen bei allen Produkten, die andere Eigenschaften aufweisen oder mit einem anderen Verfahren hergestellt wurden, erneut durchgeführt werden, auch wenn sie aus demselben Werk stammen. 
Ringe und Stäbe müssen separat qualifiziert und auch mit unterschiedlichen Kennzeichnungen versehen werden. 
11.3.2.10.1.2
Qualifizierungsprüfungen 
Die beauftragte Prüfstelle muss im Herstellungswerk einen Satz von 75 Proben aus drei verschiedenen Abstichen oder Produktionschargen entnehmen und zwar 25 Proben pro Abstich oder Produktionscharge mit 3 verschiedenen, angemessen differenzierten Durchmessern innerhalb der hergestellten Bandbreite. Die Probenahme ist bei allen Produkten durchzuführen, die mit der in Italien hinterlegten Kennzeichnung versehen sind, unabhängig von der Etikettierung oder der besonderen Zweckbestimmung. 
Die beauftragte Prüfstelle muss die Werte der Streckgrenze und der Zugfestigkeit fy bzw. ft sowie der Dehnung Agt der Proben bestimmen und die Biegeversuche und die Schweißbarkeitsprüfung durchführen. 
11.3.2.10.1.3
Bewertungsverfahren 
Bewertung der Ergebnisse 
Für die Kenngrößen fy, ft und Agt und den unteren Kennwert von ft/fy muss die folgende Beziehung gelten: 
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 – k s ≥ Cv
[11.3.3]
Für die Kenngröße (fy/fynom)k und den oberen Kennwert von ft/fy muss die folgende Beziehung gelten: 
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 + k s ≤ Cv
[11.3.4]
wobei gilt: 
Cv
=
vorgeschriebener Wert für die einzelnen Größen in den Tabellen in den Absätzen 11.3.2.1 und 11.3.2.2 
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=
Mittelwert 
s
=
Standardabweichung der Grundgesamtheit 
k
=
Koeffizient, der in Tabelle 11.3.IV für ft und fy und in Tabelle 11.3.V für Agt , ft/fy und (fy/fynom) angegeben wird und anhand der Anzahl der Proben bestimmt werden muss. 
In jedem Fall nimmt der Koeffizient k in Abhängigkeit von n die in den Tabellen. 11.3.IV und 11.3.V angegebenen Werte an. 
Bei mindestens einer Probe pro Abstich oder Produktionscharge wird der Wert der bezogenen Rippen- oder Zahnfläche gemäß Absatz 11.3.2.10.4 berechnet. 
Wenn eine der Proben, die der Qualifizierungsprüfung unterzogen werden, die Anforderungen an Festigkeit oder Duktilität gemäß Absatz 11.3.2 der vorliegenden technischen Normen nicht erfüllt, sind für den betreffenden Durchmesser erneut Proben zu nehmen, welche die vorherigen Proben in jeder Hinsicht ersetzen. Ist das Ergebnis erneut negativ, muss die Qualifizierungsprüfung wiederholt werden. 
Tabelle 11.3.IV - fy – ft – Koeffizient k in Abhängigkeit von der Anzahl n von Proben (für eine Versagenswahrscheinlichkeit von 5 % [p = 0,95] mit einer Wahrscheinlichkeit von 90 %) 
	n 
	k 
	n 
	K 

	5 
	3,40 
	30 
	2,08 

	6 
	3,09 
	40 
	2,01 

	7 
	2,89 
	50 
	1,97 

	8 
	2,75 
	60 
	1,93 

	9 
	2,65 
	70 
	1,90 

	10 
	2,57 
	80 
	1,89 

	11 
	2,50 
	90 
	1,87 

	12 
	2,45 
	100 
	1,86 

	13 
	2,40 
	150 
	1,82 

	14 
	2,36 
	200 
	1,79 

	15 
	2,33 
	250 
	1,78 

	16 
	2,30 
	300 
	1,77 

	17 
	2,27 
	400 
	1,75 

	18 
	2,25 
	500 
	1,74 

	19 
	2,23 
	1000 
	1,71 

	20 
	2,21 
	--
	1,64 


Tabelle 11.3.V - Agt , ft/fy . fy/fynom.– Koeffizient k in Abhängigkeit von der Anzahl n von Proben (für eine Versagenswahrscheinlichkeit von 10 % [p = 0,90] mit einer Wahrscheinlichkeit von 90 %))
	n 
	k 
	n 
	K 

	5 
	2,74 
	30 
	1,66 

	6 
	2,49 
	40 
	1,60 

	7 
	2,33 
	50 
	1,56 

	8 
	2,22 
	60 
	1,53 

	9 
	2,13 
	70 
	1,51 

	10 
	2,07 
	80 
	1,49 

	11 
	2,01 
	90 
	1,48 

	12 
	1,97 
	100 
	1,47 

	13 
	1,93 
	150 
	1,43 

	14 
	1,90 
	200 
	1,41 

	15 
	1,87 
	250 
	1,40 

	16 
	1,84 
	300 
	1,39 

	17 
	1,82 
	400 
	1,37 

	18 
	1,80 
	500 
	1,36 

	19 
	1,78 
	1000 
	1,34 

	20 
	1,77 
	– 
	1,282 


11.3.2.10.1.4
Regelmäßige Nachprüfungen der Qualität 
Zum Zweck der Überprüfung der Qualität muss die beauftragte Prüfstelle gelegentliche Kontrollen in Zeitabständen von höchstens drei Monaten durchführen und hierfür 3 Sätze von 5 Proben von aus einem Abstich stammenden Stäben mit dem gleichen Durchmesser ziehen, die in der gleichen Weise auszuwählen sind, wie es für die statistischen Untersuchungen gemäß Absatz 11.3.2.10.1.2 erläutert wurde. 
Die Probenahme ist bei allen nach Maßgabe der vorliegenden Normen qualifizierten Produkten durchzuführen, unabhängig von der Etikettierung oder der besonderen Zweckbestimmung. Diese Sätze sind den Festigkeits- und Duktilitätsprüfungen zu unterziehen. Die Reihe der bei den Prüfungen ermittelten 15 Werte der Streckgrenze und der Zugfestigkeit wird zu denen der vorherigen Probenahmen hinzugefügt und ersetzt die 15 Werte der in zeitlicher Reihenfolge ersten Reihe. Mit Hilfe der so erhaltenen neuen Mittelwerte und Standardabweichungen werden dann die neuen charakteristischen Spannungen bestimmt, die an die Stelle der vorherigen Werte treten (n erhält den Wert 75). 
Wenn die ermittelten Kennwerte unter den in den Absätzen 11.3.2.1 und 11.3.2.2 angegebenen Mindestwerten liegen, muss die beauftragte Prüfstelle dies dem Zentralen Technischen Dienst mitteilen; sie muss dann die Qualifizierungsprüfungen wiederholen, nachdem der Hersteller die Ursachen für das unbefriedigende Ergebnis beseitigt hat. 
Wenn eine der Proben, die der Qualitätsnachprüfung unterzogen werden, nicht die in den Absätzen 11.3.2.1 und 11.3.2.2 genannten Duktilitätsanforderungen erfüllt, ist eine neue Probenahme für den betroffenen Durchmesser erforderlich. Die neuen Proben ersetzen die vorherigen Proben in jeder Hinsicht. Ist das Ergebnis erneut negativ, muss die Qualifizierungsprüfung wiederholt werden. 
Die in Absatz 11.3.2.7 angegebenen Toleranzen beziehen sich auf den Mittelwert der Messwerte aller Proben von jedem Abstich oder jeder Produktionscharge. 
Bei mindestens einer Probe pro Abstich oder Produktionscharge müssen die bezogene Rippen- oder Zahnfläche berechnet und die chemische Zusammensetzung bestimmt werden. 
11.3.2.10.2
Kontrollen bei den einzelnen Abstichen oder Produktionschargen 
Neben dem, was schon in Bezug auf die systematischen Kontrollen im Werk ausgeführt wurde, können die schon qualifizierten Hersteller auf eigene Initiative beantragen, dass einzelne Abstiche oder Produktionschargen Kontrollen unterzogen werden, die ebenfalls von einer Prüfstelle gemäß Artikel 59 des Dekrets des Präsidenten der Republik Nr. 380/2001 ausgeführt werden müssen. Die kontrollierten Abstiche oder Produktionschargen müssen in der Gesamtproduktion zeitlich aufeinanderfolgen. Die Kontrollen bestehen in der Entnahme von n Proben (mindestens 10) pro Abstich und Produktionscharge und je daraus gewonnener Durchmessergruppe, die dann den in Absatz 11.3.2.10.1.2 angegebenen Prüfungen unterzogen werden. Die charakteristischen Werte der Streckgrenze und der Zugfestigkeit werden mit den Ausdrücken in Absatz 11.3.2.10.1.3 berechnet, in denen n für die Anzahl der beim Abstich gezogenen Proben steht. 
11.3.2.10.3
Kontrollen in den Verarbeitungsbetrieben
Die vor der Lieferung zur Baustelle von einer Prüfstelle gemäß Artikel 59 des Dekrets des Präsidenten der Republik Nr. 380/2001 in den Verarbeitungsbetrieben auszuführenden Kontrollen sind obligatorisch und wie folgt durchzuführen:
a)
bei Verwendung von Stäben: eine Kontrolle mit Zug- und Biegeversuch je 90 t derselben Stahlklasse aus demselben Werk, auch bei aufeinanderfolgenden Lieferungen;
b)
bei Verwendung von Ringen: eine Kontrolle je 30 t pro Maschinentyp und für jeden verarbeiteten Durchmesser derselben Stahlklasse aus demselben Werk, auch bei aufeinanderfolgenden Lieferungen; durchgeführt werden Zug- und Biegeversuche sowie eine Prüfung der bezogenen Rippen- oder Zahnfläche nach der geometrischen Methode gemäß Absatz 11.3.2.10.4 Teil 2; die Probenahme muss garantieren, dass im Laufe von drei Monaten alle Lieferanten und sowie alle Durchmesser für alle verwendeten Stahlsorten und alle im Verarbeitungsbetrieb vorhandenen Richtmaschinen kontrolliert werden.
Jede Kontrolle umfasst eine Probenahme, bei der jeweils 3 Proben von jedem Durchmesser gezogen werden, sofern die Kennzeichnung und die Begleitunterlagen belegen, dass das Material aus ein und demselben Werk stammt und derselben Stahlklasse angehört. 
Werden die oben angegebenen Mengen nicht erreicht, ist mindestens eine Kontrolle pro Verarbeitungstag durchzuführen. 
Alle oben genannten Proben, die nach der Verarbeitung und nach dem Biegen durchgeführt werden, müssen Festigkeit, Dehnung, Biegung und Verbundeigenschaften betreffen.
Die Ergebnisse der Prüfungen müssen mit den Angaben in der nachstehenden Tabelle übereinstimmen.
Tabelle 11.3.VI a) – Abnahmewerte für Verarbeitungsbetriebe – Stäbe und Ringe nach dem Richten
	Eigenschaft 
	Grenzwert 
	Bemerkungen 

	fy Untergrenze 
	425 N/mm2
	für Stähle B450A und B450C 

	fy Obergrenze 
	572 N/mm2
	für Stähle B450A und B450C 

	Agt Untergrenze 
	≥ 6,0 %
	für Stahl B450C 

	Agt Untergrenze 
	≥ 2,0 %
	für Stahl B450A 

	ft / fy
	1,13 ≤ ft / fy ≤ 1,37
	für Stahl B450C 

	ft / fy
	ft / fy ≥ 1,03
	für Stahl B450A 

	Biegen / Richten
	keine Risse
	für Stähle B450A und B450C

	fr / fp
	bei 5 mm ≤ Ø ≤ 6 mm
	≥ 0.035
	für Stähle B450A und B450C vom Ring

	
	bei 6 mm ≤ Ø ≤ 12 mm
	≥ 0.040
	

	
	bei Ø ≥ 12 mm
	≥ 0,056
	


Entspricht das Ergebnis von einer der o. g. Prüfungen nicht den Anforderungen, veranlasst der technische Leiter die Wiederholung der Prüfung an 6 weiteren Proben mit dem gleichen Durchmesser.
Werden auch bei dieser Prüfung die angegebenen Grenzwerte nicht eingehalten, muss die Kontrolle nach Unterrichtung des Herstellers auf 25 Proben ausgedehnt werden, wobei auf die ermittelten Werte die für die systematischen Kontrollen im Werk geltende allgemeine Formel angewendet wird (siehe Absatz 11.3.2.10.1.3).
Ist das Ergebnis erneut negativ, bedingt dies die Nichteignung der Charge. Die Ergebnisse werden dem Hersteller übermittelt, der verpflichtet ist, sie zu den Ergebnissen der statistischen Kontrollen seiner Produktion hinzuzufügen. Analoge Vorschriften gelten für die Kontrollen von Duktilität, Verbundeigenschaften und Knotenscherkraft: Im Falle eines einzigen negativen Ergebnisses bei der ersten Probenahme müssen 6 neue Proben mit dem gleichen Durchmesser geprüft werden. Ein einziges weiteres negatives Ergebnis bedingt die Nichteignung der Charge.
Der technische Leiter muss ferner den Zentralen Technischen Dienst und die von diesem mit der Kontrolle im Werk beauftragte Prüfstelle gemäß Artikel 59 des Dekrets des Präsidenten der Republik Nr. 380/2001 über das negative Ergebnis informieren.
Der technische Werksleiter ist dafür verantwortlich, dass alle Ergebnisse der im Rahmen der internen Kontrolle durchgeführten Prüfungen in ein hierfür vorgesehenes Verzeichnis eingetragen werden, dessen Einsichtnahme allen hierzu berechtigten Personen zu gestatten ist.
Unterzeichnet der technische Leiter das Prüfersuchen nicht, haben die von der Prüfstelle ausgestellten Bescheinigungen keine Gültigkeit im Sinne des vorliegenden Dekrets, was ausdrücklich auf der Bescheinigung zu vermerken ist.
Die von den Prüfstellen ausgestellten Bescheinigungen müssen zwingend mindestens Folgendes enthalten:
–
Angabe der Prüfstelle, welche die Bescheinigung ausstellt;
–
eindeutige Kennung der Bescheinigung (fortlaufende Nummer und Ausstellungsdatum) und jeder ihrer Seiten sowie die Angabe der Gesamtzahl der Seiten; 
–
Angabe des Verarbeitungsbetriebs; 
–
Angabe der Lieferung, auf die sich die Prüfungen beziehen, und der Tage, an denen sie verarbeitet wurde;
–
Name des technischen Leiters, der um die Prüfung ersucht hat; 
–
Beschreibung und Kennung der zu prüfenden Proben; 
–
Datum der Entnahme der zu prüfenden Proben; 
–
Datum des Eingangs der Proben und Datum der Durchführung der Prüfungen; 
–
Angabe der Prüfspezifikationen und Beschreibung der angewandten Methoden oder Verfahren, einschließlich der Angabe der Referenznormen für die Durchführung der Prüfungen; 
–
tatsächlich gemessene Abmessungen der Proben; 
–
Werte der gemessenen Größen und Ergebnis der Biegeversuche. 
Die Bescheinigungen müssen ferner die Angabe der Kennzeichnung gemäß Absatz 11.3.1.4 enthalten, die den Proben entnommen wurde, die von der mit den Kontrollen beauftragten Prüfstelle geprüft wurden. Fehlt diese Kennzeichnung auf den Proben oder gehört sie nicht zu den beim Zentralen Technischen Dienst hinterlegten Kennzeichnungen, ist dies ausdrücklich auf der Bescheinigung zu vermerken, die folglich nicht im Sinne der vorliegenden Normen gültig ist. Die Charge ist daher abzulehnen und der Zentrale Technische Dienst ist über diese Nichtkonformität in Kenntnis zu setzen.
11.3.2.10.4
Verbundversuche 
Zu den Zwecken der Qualifizierung müssen die Stäbe und Ringe die Verbundversuche im Einklang mit dem Beam-Test bestehen, die in einer Prüfstelle gemäß Artikel 59 des Dekrets des Präsidenten der Republik Nr. 380/2001 nach den in der Norm UNI EN 10080:2005 angegebenen Modalitäten auszuführen sind. 
Für die Verbundspannungen müssen die folgenden Beziehungen gelten: 
τm ≥ 0,098 (80 – 1,2 ()
[11.3.5]
τr ≥ 0,098 (130 – 1,9 ()
[11.3.6]
wobei gilt: 
(
Nenndurchmesser der Probe in mm; 
τm
Mittelwert der Verbundspannung in MPa, berechnet bei einem Schlupf von 0,01, 0,1 und 1 mm; 
τr
maximale Verbundspannung bei Versagen. 
Die Prüfungen müssen sich wie folgt über mindestens 3 Durchmesser erstrecken:
–
einer im Intervall 5 ≤ ( ≤ 10 mm (Stäbe) und 5 ≤ ( ≤ 8 mm (Ringe);
–
einer im Intervall 12 ≤ ( ≤ 18 mm (Stäbe) und 10 ≤ ( ≤ 14 mm (Ringe);
–
größter Durchmesser (Stäbe und Ringe).
Bei den regelmäßigen Qualitätsprüfungen und den Prüfungen der einzelnen Chargen müssen die Verbundversuche nicht erneut ausgeführt werden, wenn sich die Entsprechung der Eigenschaften und geometrischen Maße mit denen des Satzes von Stäben bestimmen lässt, die die Versuche bestanden haben. 
Bei geripptem und gezahntem Stahl wird die Entsprechung der Verbundeigenschaften bei den einzelnen Chargen durch die Prüfung von jeweils 3 Proben mit den untersuchten Durchmessern nach den in der Norm UNI EN ISO 15630-1:2010 angegebenen Verfahren festgestellt:
–
Wert der bezogenen Rippenfläche fr bei geripptem Stahl; 
–
Wert der bezogenen Zahnfläche fp bei gezahntem Stahl. 
Nachstehend ist der Mindestwert dieser Parameter angegeben:
Tabelle 11.3.VI b) 
	
	
	Stäbe
	Ringe

	für 5 ≤ ( ≤ 6 mm
	fr bzw. fp ≥
	0,035
	0,037

	für 6 < ( ≤ 12 mm
	fr bzw. fp ≥
	0,040
	0,042

	für ( > 12 mm
	fr bzw. fp ≥
	0,056
	0,059


In der Prüfbescheinigung sind neben den Ergebnissen der o. g. Prüfungen auch die geometrischen Eigenschaften der Querschnitte und der Rippungen oder Zahnungen anzugeben.
11.3.2.11
Kontrollverfahren für normalen Betonstahl – elektrogeschweißte Stahlmatten und Gitterträger 
11.3.2.11.1
Systematische Kontrollen im Werk 
11.3.2.11.1.1
Qualifizierungsprüfungen 
Die Prüfstelle gemäß Artikel 59 des Dekrets des Präsidenten der Republik Nr. 380/2001 nimmt im Herstellungswerk einen Satz von 80 Proben von 40 verschiedenen Gittern, zwei pro Element. 
Im Falle der Stahlmatten wird für jede der zwei orthogonalen Richtungen des Gitters jeweils eine Probe genommen. Im Falle der Gitterträger werden die Proben von einem der Untergurte und vom Obergurt genommen.
Jede Probe muss zwei Prüfungen gestatten: 
–
Zugversuch bei einer Drahtprobe, die mindestens einen Schweißknoten umfasst zum Bestimmen der Zugfestigkeit, der Streckgrenze und der Dehnung; 
–
Prüfung des Abscherwiderstands des Schweißknotens, der bestimmt wird, indem der Querdraht mit Hilfe einer geeigneten Vorrichtung einer Zugkraft in Richtung des Längsdrahts ausgesetzt wird (nach Norm UNI EN 10080:2005 bei Gitterträgern und nach Norm UNI EN ISO 15630-2:2010 bei elektrogeschweißten Stahlmatten).
Die Probenahme ist bei allen Produkten durchzuführen, die mit der in Italien hinterlegten Kennzeichnung versehen sind, unabhängig von der Etikettierung oder der besonderen Zweckbestimmung. 
Zur Ermittlung der charakteristischen Werte der Streckgrenze und der Zugfestigkeit, die gemäß Absatz 11.3.2.3 bestimmt werden, werden die in Absatz 11.3.2.10.1.3 genannten Formeln verwendet, wobei n, die Anzahl der untersuchten Proben, im vorliegenden Fall den Wert 80 hat und der Koeffizient k in Abhängigkeit von n die in den Tabellen in Absatz 11.3.2.10.1.3 angegebenen Werte annimmt. 
Wenn eine der den Qualifizierungsprüfungen unterzogenen Proben nicht den in den technischen Vorschriften zur Dehnung oder zum Abscherwiderstand vorgesehenen Anforderungen genügt, muss für das betreffende Element eine neue Probenahme bei einem anderen Element derselben Charge vorgenommen werden. Die neuen Proben ersetzen die vorherigen Proben in jeder Hinsicht. Ist das Ergebnis erneut negativ, müssen die Qualifizierungsprüfungen wiederholt werden. 
11.3.2.11.1.2
Nachprüfungen der Qualität 
Die beauftrage Prüfstelle gemäß Artikel 59 des Dekrets des Präsidenten der Republik Nr. 380/01 muss gelegentliche Kontrollen in Zeitabständen von höchstens drei Monaten durchführen und hierzu einen Satz von 20 Proben von 10 verschiedenen Elementen, zwei pro Element, nehmen. Die Probenahme ist bei allen Produkten durchzuführen, die mit der in Italien hinterlegten Kennzeichnung versehen sind, unabhängig von der Etikettierung oder der besonderen Zweckbestimmung. 
Die Prüfstelle unterzieht den o. g. Satz dem Zugversuch und dem Abscherversuch. Die entsprechenden Ergebnisse werden zu denen der vorherigen Probenahmen hinzugefügt, nachdem der in zeitlicher Reihenfolge erste Satz eliminiert wurde. 
So werden die neuen charakteristischen Werte der Spannungen bestimmt, die an die Stelle der vorherigen treten, sodass n weiterhin den Wert 80 hat. 
Wenn die ermittelten Kennwerte unter den in den Absätzen 11.3.2.1 und 11.3.2.2 angegebenen Mindestwerten liegen, muss die beauftragte Prüfstelle die Qualitätsnachprüfungen einstellen und dem Zentralen Technischen Dienst hierüber Mitteilung machen; sie muss dann die Qualifizierung wiederholen, nachdem der Hersteller die Ursachen für das unbefriedigende Ergebnis beseitigt hat. 
Wenn eine der geprüften Proben nicht die in Absatz 11.3.2 angegebenen Werte einhält, muss für das betreffende Element eine neue Probenahme bei einem anderen Element derselben Charge vorgenommen werden. Die neuen Proben ersetzen die vorherigen Proben in jeder Hinsicht. Ist das Ergebnis erneut negativ, muss die beauftragte Prüfstelle die Qualitätsnachprüfungen einstellen und dem Zentralen Technischen Dienst hierüber Mitteilung machen; sie muss dann die Qualifizierung wiederholen, nachdem der Hersteller die Ursachen für das unbefriedigende Ergebnis beseitigt hat. 
11.3.2.11.2
Kontrollen bei den einzelnen Produktionschargen
Die qualifizierten Hersteller können in den Produktionsstätten, die systematischen Kontrollen unterliegen, einzelne Produktionschargen weiteren Kontrollen durch die beauftragte Prüfstelle unterziehen. 
Für diese Kontrollen wird jeder Charge eine Anzahl von n Proben (mindestens 20) von mindestens 10 verschiedenen Elementen entnommen, die den in Absatz 11.3.2.11.1.2 genannten Prüfungen unterzogen werden.
Die charakteristischen Werte der Streckgrenze und der Zugfestigkeit müssen mit den Formeln in Absatz 11.3.2.10.1.3 berechnet werden, in denen n für die Anzahl der gezogenen Proben steht. 
11.3.2.12
Annahmekontrollen auf der Baustelle
Die Annahmekontrollen auf der Baustelle sind zwingend vorgeschrieben und müssen innerhalb von 30 Tagen nach Übergabe des Materials von einer Prüfstelle gemäß Artikel 59 des Dekrets des Präsidenten der Republik Nr. 380/2001 durchgeführt werden.
Sie müssen an 3 Proben je 30 t Stahl derselben Klasse durchgeführt werden, die, auch mit aufeinanderfolgenden Lieferungen, aus demselben Werk oder Verarbeitungsbetrieb stammen. 
Die Probenahme hat im Beisein des Bauleiters oder eines Technikers seines Vertrauens zu erfolgen, der das entsprechende Probenahmeprotokoll aufsetzt und die Probekörper mit unauslöschlichen Kennzeichen, Etiketten oder dergleichen versieht; die von der Werkstoffprüfstelle ausgestellte Bescheinigung muss einen Verweis auf dieses Protokoll enthalten. Das an die beauftragte Prüfstelle gerichtete Prüfersuchen muss stets vom Bauleiter unterzeichnet werden, der auch für die Übermittlung der Proben verantwortlich ist.
Die mit den Prüfungen beauftragte Prüfstelle nimmt die Proben entgegen, denen das vom Bauleiter unterzeichnete Anforderungsschreiben beigefügt sein muss. Die Prüfstelle prüft den Zustand der Probekörper und die zugehörigen Unterlagen. Wenn bei den Proben Unregelmäßigkeiten festgestellt werden oder wenn geeignete Mittel zu ihrer Kennzeichnung ganz oder teilweise fehlen, stellt die Prüfstelle die Durchführung der Prüfungen ein und macht dem Zentralen Technischen Dienst des Obersten Rates für öffentliche Arbeiten eine entsprechende Mitteilung.
Die Probenahme kann auch von der mit der Durchführung der Prüfungen beauftragten Prüfstelle vorgenommen werden. Die Prüfstellen müssen die geprüften Proben für die Dauer von mindestens dreißig Tagen nach Ausstellung der Prüfbescheinigungen aufbewahren, um die Identifikation und die Rückverfolgbarkeit der Proben zu ermöglichen.
Die Proben müssen von Stäben mit ein und demselben Durchmesser – bzw. bei Stahlmatten und Gitterträgern des gleichen Typs (im Hinblick auf Durchmesser und Abmessungen) – genommen werden und das Herkunftskennzeichen tragen.
Die in jedem Fall vor dem Einbau des Produkts zu ermittelnden Werte von Festigkeit und Dehnung jeder Probe, die gemäß Absatz 11.3.2.3 für jeden Durchmesser ermittelt werden, müssen innerhalb der in den nachstehenden Tabellen für Stäbe bzw. Stahlmatten und Gitterträger angegebenen Ober- und Untergrenzen liegen:
Tabelle 11.3.VII a) – Annahmewerte für Baustellen – Stäbe 
	Eigenschaft
	Grenzwert
	Bemerkungen

	fy Untergrenze
	425 N/mm2
	für Stähle B450A und B450C

	fy Obergrenze
	572 N/mm2
	für Stähle B450A und B450C

	Agt Untergrenze
	≥ 6,0 %
	für Stahl B450C

	Agt Untergrenze
	≥ 2,0 %
	für Stahl B450A

	ft / fy
	1,13 ≤ ft / fy ≤ 1,37
	für Stahl B450C

	ft / fy
	ft / fy ≥ 1,03
	für Stahl B450A

	Biegen / Richten
	keine Risse
	für Stähle B450A und B450C


Tabelle 11.3.VII b) – Annahmewerte für Baustellen – Stahlmatten und Gitterträger
	Eigenschaft
	Grenzwert
	Bemerkungen

	fy Untergrenze 
	425 N/mm2
	für Stähle B450A und B450C 

	fy Obergrenze 
	572 N/mm2
	für Stähle B450A und B450C 

	Agt Untergrenze 
	≥ 6,0 %
	für Stahl B450C 

	Agt Untergrenze 
	≥ 2,0 %
	für Stahl B450A 

	ft / fy
	1,13 ≤ ft / fy ≤ 1,37
	für Stahl B450C 

	ft / fy
	ft / fy ≥ 1,03
	für Stahl B450A 

	Knotenscherkraft 
	≥ Nennquerschnitt Ø größer × 450 × 25%
	für Stähle B450A und B450C


Entspricht das Ergebnis nicht den Angaben des Herstellers, veranlasst der Bauleiter die Wiederholung der Prüfung an 6 weiteren Proben mit dem gleichen Durchmesser.
Werden auch bei dieser Prüfung die angegebenen Grenzwerte nicht eingehalten, muss die Kontrolle nach Benachrichtigung des Herstellers (wenn Stahl geliefert wurde, der nicht von einem Verarbeitungsbetrieb verarbeitet wurde) oder des Verarbeitungsbetriebs auf 25 Proben ausgedehnt werden, wobei auf die ermittelten Werte die für die systematischen Kontrollen im Werk geltende allgemeine Formel angewendet wird (siehe Absatz 11.3.2.10.1.3).
Ist das Ergebnis erneut negativ, bedingt dies die Nichteignung der Charge. Die Ergebnisse werden dem Hersteller (im Falle der Lieferung von Stahl, der nicht von einem Verarbeitungsbetrieb verarbeitet wurde) oder dem Verarbeitungsbetrieb übermittelt, der verpflichtet ist, sie zu den Ergebnissen der statistischen Kontrollen seiner Produktion hinzuzufügen. Analoge Vorschriften gelten für die Kontrollen von Duktilität, Verbund und Knotenscherkraft: Im Falle eines einzigen negativen Ergebnisses bei der ersten Probenahme müssen sechs neue Proben mit dem gleichen Durchmesser geprüft werden. Ein einziges weiteres negatives Ergebnis bedingt die Nichteignung der Charge.
Außerdem muss der Bauleiter den Zentralen Technischen Dienst über das negative Ergebnis in Kenntnis setzen.
Die Bescheinigungen über die mechanischen Prüfungen der Stähle müssen die Angabe der Kennzeichnung gemäß Absatz 11.3.1.4 der vorliegenden technischen Normen enthalten, die den Proben entnommen wurde, die von der mit den Kontrollen beauftragten Prüfstelle geprüft wurden. Fehlt diese Kennzeichnung auf den Proben oder gehört sie nicht zu den beim Zentralen Technischen Dienst hinterlegten Kennzeichnungen, ist dies ausdrücklich auf der Prüfbescheinigung zu vermerken.
Die Proben müssen vom Bauleiter oder einem Techniker seines Vertrauens genommen werden, der mit Hilfe von unauslöschlichen Kennzeichen, Etiketten oder dergleichen sicherstellen muss, dass die für die Prüfungen an die beauftragte Prüfstelle geschickten Proben auch tatsächlich die von ihm gezogenen Proben sind. 
Werden geformte oder zusammengebaute Elemente von einem Verarbeitungsbetrieb geliefert, muss sich der Bauleiter zunächst vergewissern, dass dieser Verarbeitungsbetrieb die Anforderungen gemäß Absatz 11.3.1.7 erfüllt. Dann kann er sich zu diesem Verarbeitungsbetrieb begeben, um alle von diesem Absatz vorgeschriebenen Annahmekontrollen im Werk durchzuführen. In diesem Fall nimmt der technische Leiter des Verarbeitungsbetriebs die Probenahme nach den Anordnungen des Bauleiters vor. Der Bauleiter muss mit Hilfe von unauslöschlichen Kennzeichen, Etiketten oder dergleichen sicherstellen, dass die für die Prüfungen an die mit den Annahmeprüfungen auf der Baustelle beauftragte Prüfstelle gemäß Artikel 59 des Dekrets des Präsidenten der Republik Nr. 380/2001 geschickten Proben auch tatsächlich die gezogenen Proben sind, und das zugehörige Prüfersuchen unterschreiben, in dem die Betriebsstätten angegeben sind, auf die sich die einzelnen Probenahmen beziehen. Unterzeichnet der Bauleiter das Prüfersuchen nicht, haben die von der Prüfstelle ausgestellten Bescheinigungen keine Gültigkeit im Sinne des vorliegenden Dekrets, was ausdrücklich auf der Bescheinigung zu vermerken ist.
Die von der Prüfstelle ausgestellten Bescheinigungen müssen zwingend mindestens die folgenden Angaben enthalten:
–
Angabe der Prüfstelle, welche die Bescheinigung ausstellt;
–
eindeutige Kennung der Bescheinigung (fortlaufende Nummer und Ausstellungsdatum) und jeder ihrer Seiten sowie die Angabe der Gesamtzahl der Seiten; 
–
Angabe des Auftraggebers der in Ausführung befindlichen Arbeiten und der betreffenden Baustelle; 
–
Name des Bauleiters, der um die Prüfung ersucht hat; 
–
Beschreibung und Kennung der zu prüfenden Proben; 
–
Datum des Eingangs der Proben und Datum der Durchführung der Prüfungen; 
–
Angabe der Prüfspezifikationen und Beschreibung der angewandten Methoden oder Verfahren, einschließlich der Angabe der Referenznormen für die Durchführung der Prüfungen; 
–
tatsächlich gemessene Abmessungen der Proben; 
–
Werte der gemessenen Größen und Ergebnis der Biegeversuche. 
Die Bescheinigungen müssen ferner die Angabe der Kennzeichnung enthalten, die den von der mit den Kontrollen beauftragten Prüfstelle zu prüfenden Proben entnommen wurde. Fehlt diese Kennzeichnung auf den Proben oder gehört sie nicht zu den beim Zentralen Technischen Dienst hinterlegten Kennzeichnungen, haben die von der Prüfstelle ausgestellten Bescheinigungen keine Gültigkeit im Sinne der vorliegenden Normen, was ausdrücklich auf der Bescheinigung zu vermerken ist. 
11.3.3.
SPANNSTAHL
Es dürfen ausschließlich Stähle verwendet werden, die nach den im Absatz 11.3.1.2 angegebenen Verfahren qualifiziert und nach den in Absatz 11.3.3.5 angegebenen Verfahren geprüft wurden. 
11.3.3.1
Abmessungen und Gebrauchseigenschaften 
Stahl für Spannbewehrungen wird im Allgemeinen in den folgenden Formen hergestellt:
Draht:
massives gezogenes Erzeugnis, das in Ringen oder Bunden geliefert wird;
Stab:
massives Walzerzeugnis, das nur in Form von geraden Elementen geliefert wird; die endgültigen Eigenschaften können dem Erzeugnis nach dem Walzen durch Wärmebehandlung oder mechanische Behandlung verliehen werden; 
zwei- oder dreidrähtige Litze:
Erzeugnis aus 2 oder 3 gezogenen Drähten mit dem gleichen Nenndurchmesser, die wendelförmig um ihre gemeinsame Längsachse geschlagen sind; Lieferung in Ringen oder Spulen; Schlaglänge und -richtung sind bei allen Drähten der Litze gleich; 
siebendrähtige Litze:
Erzeugnis aus 6 gezogenen Drähten, die wendelförmig um einen geraden gezogenen Draht geschlagen sind, der vollständig von den Randdrähten bedeckt wird; Lieferung in Spulen. Schlaglänge und -richtung sind bei allen Drähten derselben Außenlage gleich. 
Falls im vorliegenden Abschnitt nicht anders angegeben, sind für Drähte, zwei- oder dreidrähtige Litzen und siebendrähtige Litzen die Normen UNI 7675:2016 und UNI 7676:2016 zugrunde zu legen.
Die Drähte können einen runden oder andersartigen Querschnitt haben und müssen aus Walzdraht hergestellt werden, dessen chemische Zusammensetzung einer der folgenden Normen entspricht: 
· UNI EN ISO 16120-2:2017,
· UNI EN ISO 16120-4:2017.
Die Drähte werden anhand des Nenndurchmessers oder des äquivalenten Nenndurchmessers bezogen auf den kreisrunden Querschnitt gleichen Gewichts gekennzeichnet. Die Oberfläche der Drähte kann glatt oder profiliert sein.
Die Verwendung von glatten Drähten ist bei vorgespannten Bauteilen mit vorgespannten Bewehrungen nicht erlaubt. 
Die Drähte der zwei- oder dreidrähtigen Litzen können glatt oder profiliert sein. Die Drähte der Außenlage der siebendrähtigen Litzen können glatt oder profiliert sein. Die Drähte der zwei- oder dreidrähtigen Litzen und der siebendrähtigen Litzen müssen aus Walzdraht mit homogenen mechanischen Eigenschaften und homogener chemischer Zusammensetzung bestehen, die einer der folgenden Normen entsprechen:
· UNI EN ISO 16120-2:2017,
· UNI EN ISO 16120-4: 2017.
Die Profilierung muss vor dem Verdrillen bzw. Verseilen der Litzen erfolgen.
Die kompaktierten siebendrähtigen Litzen können durch Ziehen oder Walzen nach dem Verseilen und vor der Wärmebehandlung hergestellt werden. Erfolgen Verseilen und Kompaktieren gleichzeitig, muss der Durchmesser des Kerndrahts mindestens gleich dem der Außendrähte sein.
Die Stäbe können glatt oder ganz oder teilweise gewindet sein und Vorsprünge oder Rippungen aufweisen; glatte Stäbe werden anhand des Nenndurchmessers gekennzeichnet; sind sie nicht glatt, werden sie anhand des äquivalenten Nenndurchmessers bezogen auf den kreisförmigen Querschnitt gleichen Gewichts gekennzeichnet. Gewindestäbe müssen ein Gewinde mit gleichförmiger Steigung aufweisen, die nicht mehr als das 0,8-fache des Nenndurchmessers beträgt. Bei Stäben mit durchgängigem oder teilweisem Gewinde und mit Vorsprüngen oder Rippungen muss die Oberflächengeometrie den Angaben in Absatz 11.3.3.5.2.3 entsprechen. 
Für die Kennzeichnung der Erzeugnisse, die im Allgemeinen aus einem Siegel oder Etikett an den Umschnürungen besteht, gelten die Angaben in Absatz 11.3.1.4. Bei Stäben mit Vorsprüngen oder Rippungen muss sich die Kennzeichnung auf den einzelnen Stäben befinden.
Für die Begleitunterlagen der Lieferungen gelten die Angaben in Absatz 11.3.1.5. Den Lieferungen muss ferner ein Annahmeprüfzeugnis 3.1 gemäß der Norm UNI EN 10204 beiliegen.
Die zwei- oder dreidrähtigen Litzen und siebendrähtigen Litzen können mit einem Mantel und zusätzlich mit Wachs oder Fett geschützt sein. Die Eigenschaften von Mantel, Wachs und Fett sind in der Norm UNI 7676:2009 spezifiziert.
Alle Erzeugnisse können mit einem Oberflächenschutz aus einem Zinküberzug geliefert werden. Die Verzinkung muss nach den Spezifikationen in den Normen UNI 7675:2009 und UNI 7676:2009 erfolgen. Die Dicke des Zinküberzugs und die Zinkmenge pro Längeneinheit des Erzeugnisses sind nach den Angaben in den Normen UNI 7675:2009 und UNI 7676:2009 zu prüfen.
Die Drähte müssen in Ringen geliefert werden, deren Durchmesser gewährleistet, dass die abgewickelten und auf dem Boden ausgelegten Drähte auf einer Länge von 10 m keine Krümmung mit einer Bogenhöhe über 400 mm aufweisen; der Hersteller muss den kleinsten Wickeldurchmesser angeben.
Die Drähte dürfen keine Schweißungen aufweisen. 
Zulässig sind Schweißungen nur bei Drähten, die zur Herstellung von zwei- oder dreidrähtigen Litzen und siebendrähtigen Litzen bestimmt sind, sofern sie vor dem Ziehen ausgeführt werden; Schweißungen während des Verseilens sind nicht erlaubt. 
Beim Einbau müssen die Stähle frei von Oxidation, Korrosion, sichtbaren Oberflächenmängeln und Knickstellen sein. 
Oxidation ist zulässig, wenn sie durch Reiben mit einem trockenen Tuch vollständig beseitigt werden kann. 
Richtarbeiten sind auf der Baustelle nicht erlaubt. 
Für die Schweißverfahren und die Qualifikation der Schweißer, die für die Schweißverbindungen der Stäbe eingesetzt werden, gelten im Falle von Schweißverbindungen, die zur Übertragung von Lasten vorgesehen sind, die Norm UNI EN ISO 17660-1:2007, und für Schweißverbindungen, die nicht zur Übertragung von Lasten vorgesehen sind, die Norm UNI EN 17660-2:2007. 
11.3.3.2
Eigenschaften der Erzeugnisse 
Die Spannstähle müssen vom Hersteller garantierte mechanische und Duktilitätseigenschaften aufweisen, die mindestens die Vorgaben in der nachstehenden Tabelle 11.3.VIII erfüllen: 
Tabelle 11.3.VIII 
	Stahlsorte
	Stäbe
	Drähte
	Litzen
	Kompaktierte siebendrähtige Litzen

	Charakteristische Zugfestigkeit
fptk N/mm2
	(≥ 1000
	≥ 1570
	≥ 1860
	≥ 1820

	Charakteristische Spannstahlspannung bei 0,1 % bleibender Dehnung - 0,1 %-Dehngrenze
fp(0,1)k N/mm2
	n. z.
	≥ 1420
	n. z.
	n. z.

	Charakteristische Spannstahlspannung bei 1 % Gesamtdehnung ……fp(1)k N/mm2
	n. z.
	n. z.
	≥ 1670
	≥ 1620

	Charakteristische Streckgrenze fpyk N/mm2
	≥ 800
	n. z.
	n. z.
	n. z.

	Prozentuale Gesamtdehnung bei Höchstkraft Agt
	≥ 3,5
	≥ 3,5
	≥ 3,5
	≥ 3,5


n. z. = nicht zutreffend
Der Elastizitätsmodul ist dem Katalog des Herstellers zu entnehmen.
Die nachstehenden Größen: (, A, M, Z, fptk, fp(0,1)k fpyk, fp(1)k, fp(0,1)/fpt, fpy/fpt, fp(1)/fpt, fpt/fptk, Agt, Ep, l, N, α (180°), N, L, , p, t müssen vom Hersteller garantiert werden, und die entsprechenden garantierten Werte müssen im Katalog angeführt werden. 
Die Prüfung der o. g. Größen erfolgt nach den in den folgenden Absätzen angegebenen Verfahrensweisen und Vorschriften. 
Die Werte der Größen 
(, A, M
werden mit den Werten verglichen, die sich aus der Anwendung der in Absatz 11.3.3.5.2.3 vorgeschriebenen Toleranzen auf die Nennwerte ergeben; 
fptk, fpyk fp(1)k, fp(0,1)k
, die sich dadurch ergeben, dass auf fpt, fpy, fp(1), fp(0,1) die Formel xk = 
[image: image584.wmf]x

– k s angewendet wird, werden mit den entsprechenden, im Katalog des Herstellers angegebenen, garantierten charakteristischen Werten und mit den Werten in Tabelle 11.3.VIII verglichen. Dabei gilt für die vorgenannte Formel:
xk = charakteristischer Wert der Größe;

[image: image585.wmf]x

= Mittelwert der betreffenden einzelnen Werte;
k = Koeffizient, der in Abhängigkeit von der Anzahl n der betreffenden einzelnen Werte der Tabelle 11.3.IV entnommen wird;
s = mittlere quadratische Abweichung der Verteilung der einzelnen Werte;
fp(0,1)/fpt, fpy/fpt, e fp(1)/fpt
ergeben sich aus den Verhältnissen zwischen den einzelnen Werten fp(0,1), fpy, fp(1) und dem entsprechenden Wert der Höchstkraft fpt und müssen zwischen dem Mindestwert und dem Höchstwert liegen, die in Absatz 11.3.3.5.2.3 angegeben sind;
fpt/fptk, Agt
werden jeweils mit dem entsprechenden in Absatz 11.3.3.5.2.3 angegebenen Höchstwert beziehungsweise mit dem in der Tabelle 11.3.VIII angegebenen Mindestwert verglichen;
l
wird mit den Angaben in der Tabelle 11.3.X verglichen;
N, α (180°)
werden mit den in Absatz 11.3.3.5.2.3 vorgeschriebenen Werten verglichen; 
Ep, D, L, 
entsprechen den Vorgaben in Absatz 11.3.3.5.2.3;
Z, p
werden mit den in Absatz 11.3.3.5.2.3 angegebenen Grenzwerten verglichen;
t
wird mit den in Absatz 11.3.3.5.2.1 angegebenen Grenzwerten verglichen.
Zu berücksichtigen ist ferner die Form des beim Zugversuch erhaltenen Spannungs-Dehnungs-Diagramms. 
11.3.3.3
Spannungsverluste infolge Relaxation 
Die Spannungsverluste infolge Relaxation müssen auf den im Versuch nach 1000 Stunden nach dem Spannen (1000) ermittelten Prozentwert bezogen werden. Die anfängliche Prüfspannung (spi) muss 70 % des Werts fpt betragen, der als Mittelwert der Zugfestigkeit erhalten wird, die bei zwei Proben ermittelt wird, die neben der geprüften Probe entnommen werden.
Es darf kein Wert für den Spannungsverlust infolge Relaxation nach 1000 Stunden (1000) angenommen werden, der über dem in Tabelle 11.3.IX angegebenen Wert liegt.
Wenn kein spezifischen Versuchsdaten vorliegen, können die Werte für (1000 der Tabelle 11.3.IX entnommen werden. 
Tabelle 11.3.IX
	Bewehrungsprodukt
	(1 000

	Zwei- oder dreidrähtige Litzen, Draht oder siebendrähtige Litze, stabilisiert 
	2,5 

	Warmgewalzte Stäbe 
	4,0 


Die Relaxation von Bewehrungen, die nach dem Spannen einer Wärmebehandlung unterzogen werden, muss im Versuch ermittelt werden. 
11.3.3.4
Verarbeitungsbetriebe 
Im Bereich der Spannstähle wird als Verarbeitungsbetrieb eine ortsfeste oder mobile Anlage außerhalb des Werks und/oder der Baustelle definiert, die vom Stahlhersteller Grundelemente (Drähte, zwei- oder dreidrähtige Litzen, siebendrähtige Litzen, Stäbe usw.) erhält und Bauteile anfertigt, die auf der Baustelle unmittelbar für den Einbau verwendet werden können. 
11.3.3.5
Kontrollverfahren für Spannstahl 
11.3.3.5.1
Gemeinsame Vorschriften – Probenahmeverfahren 
Die für die Prüfungen bestimmten Proben
–
dürfen nicht mit einem Durchmesser aufgewickelt werden, der kleiner ist als der der Spulen oder Ringe, von denen sie stammen;
–
müssen mit den Längen, die die mit den Prüfungen beauftragte Prüfstelle verlangt, und in ausreichender Anzahl entnommen werden, um ggf. Nachprüfungen durchführen oder Prüfungen wiederholen zu können; die Proben müssen eindeutig gekennzeichnet sein; 
–
müssen beim Transport angemessen geschützt werden. 
11.3.3.5.2
Systematische Kontrollen im Werk 
11.3.3.5.2.1
Qualifizierungsprüfungen 
Die beauftragte Prüfstelle muss im Herstellungswerk 10 verschiedenen Produktionschargen einen Satz von 50 Proben, 5 pro Charge, entnehmen. Die für die Qualifizierungsprüfungen ausgewählten 10 Produktionschargen müssen aus Erzeugnissen bestehen, die die gleiche Form und Nennfestigkeit aufweisen; sie müssen aber nicht unbedingt den gleichen Durchmesser haben und nicht in derselben Weise gebildet worden sein. Die Durchmesser der geprüften Erzeugnisse müssen zwischen den Mindest- und Höchstwerten liegen, für die der Hersteller die Qualifizierung beantragt. In Bezug auf die zwei- oder dreidrähtigen Litzen und die siebendrähtigen Litzen versteht sich, dass die in der Definition der Produktionscharge in Absatz 11.3.1.1 genannten Anforderungen an die Homogenität und Kontinuität auch für alle Einzeldrähte gelten, aus denen das Erzeugnis besteht. Die Stähle müssen im Katalog des Herstellers nach der jeweiligen Qualifizierung in Kategorien eingeteilt sein. 
Die 5 Proben von jeder Charge müssen verschiedenen Bunden, Ringen oder Spulen entnommen werden. Alle Proben müssen so gekennzeichnet sein, dass die Charge und die Ringe, Spulen oder Bunde festgestellt werden können, von denen sie stammen. 
Bei dem Satz von 50 Proben werden unter Aufsicht einer Prüfstelle gemäß Artikel 59 des Dekrets des Präsidenten der Republik Nr. 380/2001 die Größen (, A, M, Z, fpt, fpy, fp(0,1), fp(1), l, Ep, Agt, N, α (180°) bestimmt. Die entsprechenden Prüfungen können im Beisein der Techniker der beauftragten Prüfstelle im Labor des Herstellungswerks durchgeführt werden, sofern die Vorschriften über die Prüfung der Kalibrierung der Geräte beachtet werden. 
Die aus der statistischen Auswertung der Ergebnisse mit der in Absatz 11.3.3.2 angegebenen Beziehung hervorgehenden charakteristischen Werte von fptk, fpyk, fp(0,1)k, fp(1)k müssen die in der Tabelle 11.3.VIII angegebenen Mindestwerte bzw. die vom Hersteller deklarierten und garantierten Werte einhalten.
Die mittleren quadratischen Abweichungen der jeweiligen Verteilungen dürfen den Mittelwert bei fpt um nicht mehr als 3 % und bei fpy, fp(0,1) und bei fp(1).um nicht mehr als 4 % überschreiten.
Die Werte der Verhältnisse fp(0,1)/fpt, fpy/fpt und fp(1)/fpt und der Höchstwert der Zugfestigkeit fpt dürfen die in Absatz 11.3.3.5.2.3 angegebenen Grenzwerte nicht überschreiten.
Alle Werte der prozentualen Gesamtdehnung bei Höchstkraft Agt müssen mindestens gleich den in Tabelle 11.3.VIII angegebenen Werten sein.
Dann werden außerdem bestimmt:
-
der Verlust infolge Relaxation r bei Proben von 4 Chargen und zwar je 3 Proben pro Charge;
-
die Ermüdungsgrenze L unter axialer Belastung mit dem in Absatz 6.8.4 der Norm UNI EN 1992-1-1:2005 angegebenen Verfahren;
-
die Größe D bei siebendrähtigen Litzen mit einem Durchmesser größer oder gleich 12,5 mm bei Proben aus 5 Chargen. Die Anzahl der Proben pro Charge ist in der Norm UNI EN ISO 15630-3:2010 angegeben. Das Ergebnis muss mit dem in Absatz 11.3.3.5.2.3 angegebenen Grenzwert verglichen werden;
-
die Lebensdauer bis zum Bruch t durch Spannungskorrosionsversuche nach Norm UNI EN ISO 15630-3:2010, Lösung A, an jeweils 6 Proben aus 3 Chargen. Nach Möglichkeit sollten Chargen mit verschiedenen Nenndurchmessern gewählt werden. In jedem Fall muss der Durchmesser von einer der Chargen der kleinste Durchmesser innerhalb der Bandbreite von Erzeugnissen sein, die qualifiziert werden sollen und bei der Prüfung vorliegen. Das Ergebnis muss mit den in Absatz 11.3.3.5.2.3 angegebenen Grenzwerten verglichen werden;
-
die Lebensdauer bis zum Bruch t2 durch Spannungskorrosionsversuche nach Norm UNI EN ISO 15630-3:2010, Lösung B, an jeweils 1 Probe aus 2 Chargen. Die Nenndurchmesser der 2 Chargen müssen verschieden sein. In jedem Fall muss der Durchmesser von einer der Chargen der kleinste Durchmesser innerhalb der Bandbreite von Erzeugnissen sein, die qualifiziert werden sollen und bei der Prüfung vorliegen. Das Ergebnis des Versuchs darf nicht weniger als 2000 Stunden betragen. 
Die Prüfungen zur Ermittlung von r, L, D und t müssen in der Prüfstelle gemäß Artikel 59 des Präsidenten der Republik Nr. 380/2001 durchgeführt werden. Alle Prüfergebnisse müssen in Bezug auf den vom Hersteller für die Relaxation garantierten Wert und auf die in Absatz 11.3.3.5.2.3 für die übrigen Größen enthaltenen Vorgaben positiv sein.
Schließlich werden die folgenden Bestimmungen vorgenommen:
-
Mindestwert des Verhältnisses zwischen dem Durchmesser des Kerndrahts und dem der Randdrähte bei einer Probe pro Charge von siebendrähtigen Litzen;
-
Schlaglänge bei einer Probe pro Charge von zwei- oder dreidrähtigen Litzen und von siebendrähtigen Litzen;
-
Biegeverhalten des Kerndrahts bei einer Probe pro Charge von siebendrähtigen Litzen;
-
Brucheinschnürung Z bei einer Probe pro Charge von zwei- oder dreidrähtigen Litzen und von siebendrähtigen Litzen;
-
Tiefe der Profileindrücke bei profilierten Erzeugnissen;
dabei ist zu prüfen, dass alle erhaltenen Ergebnisse den in Absatz 11.3.3.5.2.3 angegebenen Einschränkungen gerecht werden.
11.3.3.5.2.2
Nachprüfungen der Qualität 
Für die Qualitätsnachprüfung muss die beauftragte Prüfstelle gelegentliche Prüfungen an einer Stichprobe aus 5 Proben pro Charge jeder Bewehrungskategorie durchführen. Die Kontrolle muss mindestens sechs Chargen pro Quartal umfassen, bei denen bei mindestens drei Inspektionen Proben zu nehmen sind. Die Prüfstelle bestimmt bei diesen Proben die Werte der Größen (, A, M, L, fpt, 1, fpy, , fp(1), fp(0,1), fp(0,1)/fpt, fpy/fpt, e fp(1)/fpt, Ep, N, Agt und α (180°). 
Die mit der in Absatz 11.3.3.5.2.1 angegebenen Formel berechneten charakteristischen Werte von fptk, fpyk, f(0,1)k, fp(1)k müssen die in Tabelle 11.3.VIII angegebenen Mindestwerte bzw. die vom Hersteller deklarierten Werte einhalten. 
Liegen die mittleren quadratischen Abweichungen um mehr als 3 % über dem Mittelwert von fpt und um mehr als 4 % über den Mittelwerten von fpy, f(0,1) und fp(1), muss die Prüfung beendet und das Qualifizierungsverfahren wieder von vorne begonnen werden. 
Wenn die mit der in Absatz 11.3.3.5.2.1 angegebenen Formel berechneten charakteristischen Werte von fptk, fpyk, f(0,1)k, fp(1)k unter den in Tabelle 11.3.VIII angegebenen Mindestwerten liegen oder wenn die Werte der Verhältnisse fp(0,1)/fpt, fpy/fpt, e fp(1)/fpt nicht innerhalb der in Absatz 11.3.3.5.2.3 angegebenen Grenzen liegen, stellt die beauftragte Prüfstelle die Qualitätsprüfungen ein und teilt dies dem Zentralen Technischen Dienst mit, der seinerseits die Prüfstelle gemäß Artikel 59 des Dekrets des Präsidenten der Republik Nr. 380/2001 ermächtigt, die Qualifizierungsprüfungen zu wiederholen, nachdem der Hersteller die Ursachen für das unbefriedigende Ergebnis beseitigt hat; gegebenenfalls muss zunächst ein neuer Inspektionsbesuch durchgeführt werden.
Der charakteristische Wert der Größen fpt, fpy, fp(0,1) und fp(1) muss stets anhand von 10 Sätzen mit 5 Proben berechnet werden, die zu den Erzeugnissen gehören, die qualifiziert werden sollen; dabei ist bei jeder Probenahme der neue Satz hinzuzufügen und der in zeitlicher Reihenfolge erste Satz zu eliminieren. Mit Hilfe der so erhaltenen neuen Mittelwerte und mittleren Standardabweichungen werden dann die neuen charakteristischen Spannungen bestimmt, die an die Stelle der vorherigen Werte treten, sodass n weiterhin den Wert 50 hat.
Die Prüfungen für die Größe r und die Ermüdungsfestigkeit erfolgen halbjährlich an jeweils 3 aus einer Charge stammenden Proben für jede Bewehrungskategorie.
Die Größe D wird bei den siebendrähtigen Litzen mit einem Durchmesser größer oder gleich 12,5 mm halbjährlich an der von der Norm UNI EN ISO 15630-3:2010 vorgeschriebenen Anzahl von Proben bestimmt, die aus einer Charge stammen. 
Die Spannungskorrosionsversuche zum Ermitteln der Lebensdauer bis zum Bruch t werden halbjährlich an 6 Proben einer Charge durchgeführt.
 Die Prüfungen zum Bestimmen der Größen r, D und t und zum Ermitteln der Ermüdungsfestigkeit werden in der Prüfstelle gemäß Artikel 59 des Präsidenten der Republik Nr. 380/2001 durchgeführt. Alle Prüfergebnisse müssen in Bezug auf den in der Tabelle 11.3.VIII für den Verlust infolge Relaxation und auf die in Absatz 11.3.3.5.2.3 für die Größen D und t angegebenen Einschränkungen positiv sein.
Bei einer Probe je Charge siebendrähtiger Litzen wird das Verhältnis zwischen dem Durchmesser des Kerndrahts und dem der Randdrähte bestimmt und mit den in Absatz 11.3.3.5.2.3 angegebenen Grenzwerten verglichen.
Bei einer Probe pro Charge zwei- oder dreidrähtiger Litzen und siebendrähtiger Litzen werden die Brucheinschnürung Z berechnet und die in Absatz 11.3.3.5.2.3 genannte Schlaglänge p gemessen.
Die Prüfstelle gemäß Artikel 59 des Präsidenten der Republik Nr. 380/2001 führt die oben erwähnten Probenahmen durch und deckt dabei nach Möglichkeit alle Durchmesser ab, die innerhalb des Bereichs liegen, der Gegenstand der Qualifizierung ist.
11.3.3.5.2.3
Bestimmung der Eigenschaften und Toleranzen 
Falls nicht anders angegeben, müssen die im vorstehenden Absatz genannten Bestimmungen und Messungen für die Drähte, zwei- oder dreidrähtigen Litzen, siebendrähtigen Litzen und Stäbe nach den Angaben in den maßgeblichen Teilen der Normen UNI EN ISO 15630-1, 2 und 3 durchgeführt werden.
Die Werte der Spannungen fpt, fpy, fp(0,1) und fp(1) müssen auf den Nennwert der im Katalog des Herstellers angegebenen Querschnittsfläche bezogen werden.
Durchmesser (Ø), Querschnittsfläche (A) und Masse pro Längeneinheit (M)
Die Querschnittsfläche wird gewichtet, indem angenommen wird, dass die Dichte des Stahls bei den Drähten, zwei- oder dreidrähtigen Litzen und siebendrähtigen Litzen 7,81 kg/dm3 und bei den Stäben 7,85 kg/dm3 beträgt. 
Falls erforderlich, wird der Durchmesser der glatten Drähte und der glatten Stäbe mit einem geeigneten Gerät gemessen, das eine Messgenauigkeit von 0,01 mm oder besser gewährleistet. 
Die ermittelte Masse muss auf einen Längenmeter des Erzeugnisses bezogen werden.
Bei den Nennwerten der Querschnittsflächen der Drähte, Stäbe, zwei- oder dreidrähtigen Litzen und siebendrähtigen Litzen ist eine Abweichung von ± 2 % zulässig. Bei den Stäben beträgt die Toleranz -2 % bis +6 %. Die gleichen Toleranzen gelten für die vom Hersteller deklarierte Nennmasse pro Längeneinheit. 
Bei den statischen Berechnungen werden die Flächen der Nennquerschnitte verwendet. 
Geradheit
Der Wickelradius der in Ringen oder Spulen gelieferten Erzeugnisse muss derart sein, dass die abgewickelten und auf dem Boden ausgelegten Erzeugnisse auf einer Länge von 1 m keine Krümmung mit einer Bogenhöhe über 25 mm aufweisen; der Hersteller muss den kleinsten Wickeldurchmesser für das Erzeugnis angeben. Bei in Bunden gelieferten Drähten beträgt der Höchstwert der Krümmung, wie oben definiert, 10 mm. Bei den Stäben darf die auf einer beliebigen Länge gemessene Geradheitsabweichung höchstens 4 mm pro Längenmeter betragen.
Ovalität
Die Ovalität der glatten Drähte, definiert als die Differenz zwischen dem kleinsten und dem größten gemessenen Durchmesser, darf höchstens 2/100 ihres Nenndurchmessers betragen. Zur Messung ist ein Gerät zu verwenden, das eine Messgenauigkeit von 1/100 mm oder besser garantiert. Der mittlere Durchmesser, verstanden als der Mittelwert der Messwerte von zwei zueinander orthogonalen Durchmessern, von denen einer der größte der gemessenen Werte ist, darf um höchstens 1 % von dem vom Hersteller deklarierten Nenndurchmesser abweichen.
Schlaglänge (p)
Die Schlaglänge der Drähte der zwei- oder dreidrähtigen Litzen muss das 14- bis 22-fache ihres Nenndurchmessers betragen.
Die Schlaglänge der Außendrähte der siebendrähtigen Litzen muss das 14- bis 18-fache ihres Nenndurchmessers betragen.
Durchmesser der Drähte der zwei- oder dreidrähtigen Litzen und der siebendrähtigen Litzen
Das Verhältnis zwischen dem Durchmesser des Kerndrahts und dem Durchmesser von jedem Außendraht einer siebendrähtigen Litze mit glatten oder profilierten Drähten muss mindestens 1,03 betragen.
Zur Messung ist ein Gerät zu verwenden, das eine Auflösung von 0,01 mm oder besser garantiert.
Abmessungen der Profileindrücke bei den profilierten Erzeugnissen
Bei den profilierten Drähten, zwei- oder dreidrähtigen Litzen und siebendrähtigen Litzen müssen die Abmessungen der Profileindrücke den Angaben in Tabelle 11.3.X entsprechen.
Tabelle 11.3.X - Abmessungen und Toleranzen für die Profileindrücke der profilierten Drähte, zwei- oder dreidrähtigen Litzen und siebendrähtigen Litzen (mm).
	Nenndurchmesser des Erzeugnisses Ø
	Grenzwerte der maximalen Tiefe der Profileindrücke
	Länge der Profileindrücke und zugehörige Toleranz „l“
	Abstand der Profileindrücke und zugehörige Toleranz

	Drähte
	Ø ≤ 5 mm
	Minimum 0,03
Maximum = 0,16
	3,5 ± 0,5
	5,5 ± 0,5

	
	5 mm < Ø ≤ 8 mm
	Minimum 0,05
Maximum = 0,20
	5,0 ± 0,5
	8,0 ± 0,5

	
	8 mm < Ø ≤ 11 mm
	Minimum 0,05
Maximum = 0,25
	
	

	Litzen
	Ø ≤ 12 mm
	Minimum 0,03
Maximum = 0,09
	3,5 ± 0,5
	5,5 ± 0,5

	
	Ø > 12 mm
	Minimum 0,04
Maximum = 0,10
	
	


Brucheinschnürung (Z)
Der Mindestwert der Brucheinschnürung Z, bezogen auf den Effektivwert der Querschnittsfläche der Drähte, die die Litzen bilden, beträgt 25 % bei glatten Drähten und 20 % bei profilierten Drähten.
Bei glatten Drähten muss die Größe Z mindestens 25 % betragen. Bei den profilierten Drähten beträgt dieser Grenzwert 20 %.
Bei den Stäben ist ein mit bloßem Auge erkennbarer duktiler Bruch (mit Einschnürung) verlangt.
Zugfestigkeit (fpt) 
Die Zugfestigkeit fpt wird mit dem Zugversuch bestimmt. Die Zugfestigkeit darf nicht größer sein als der um 15 % erhöhte entsprechende charakteristische Wert, den der Hersteller garantiert.
Spannstahlspannung bei 0,1 % bleibender Dehnung (fp(0,1))
Der Wert der Spannung fp(0,1) wird dem entsprechenden Spannungs-Dehnungs-Diagramm entnommen, das sich aus den Zugversuchen ergibt.
Streckgrenze (fpy) 
Bei den Stäben wird der Wert der Streckgrenze fpy dem entsprechenden Spannungs-Dehnungs-Diagramm entnommen, das sich aus dem Zugversuch ergibt.
Elastizitätsmodul (Ep)
Der Elastizitätsmodul Ep wird verstanden als das Verhältnis zwischen der mittleren Spannungsdifferenz und der entsprechenden Dehnungsdifferenz, bewertet für das Spannungsintervall (0,2-0,7) fpt im Spannungs-Dehnungs-Diagramm, das aus dem Zugversuch hervorgeht.
Abweichungen von ± 5 % von dem vom Hersteller deklarierten Wert sind zulässig.
Spannstahlspannung bei 1 % Gesamtdehnung (fp(1))
Der 1 % Gesamtdehnung entsprechende Spannungswert wird dem Spannungs-Dehnungs-Diagramm entnommen, das aus dem Zugversuch hervorgeht.
Grenzwerte des Verhältnisses zwischen den Spannungen fp(0,1), fpy, fp(1) und der Zugfestigkeit fpt
Der Wert der Größen fp(0,1)/fpt, fpy/fpt und fp(1)/fpt, d. h. der jeweiligen Verhältnisse zwischen den Werten fp(0,1), fpy und fp(1), und dem entsprechenden Wert bei Höchstkraft fpt muss zwischen 0,87 und 0,95 liegen.
Prozentuale Gesamtdehnung bei Höchstkraft (Agt) 
Der Wert der prozentualen Gesamtdehnung bei Höchstkraft wird dem Spannungs-Dehnungs-Diagramm aus dem Zugversuch entnommen. Die Messbasis des Dehnungsmessers muss bei Litzen der Norm UNI 7676:2016 und bei Drähten der Norm UNI 7675:2016 entsprechen und bei Stäben ≥ 200 mm sein.
Hin- und Herbiegeversuch (N)
Dem Hin- und Herbiegeversuch werden Drähte mit ( ≤ 8 unterzogen. 
Die Anzahl der Biegungen bis zum Bruch darf bei glatten Drähten nicht weniger als 4 und bei profilierten Drähten nicht weniger als 3 betragen. Für den Kerndraht von siebendrähtigen Litzen gelten die gleichen vorgenannten Grenzwerte.
Biegeversuch (α)
Dem Biegeversuch werden Drähte mit ( ≥ 8 mm und Stäbe unterzogen.
Der Biegewinkel muss 180° betragen und der Spindeldurchmesser muss folgende Werte haben:
5 ( bei Drähten;
6 ( bei Stäben mit ( ≤ 26 mm
8 ( bei Stäben mit ( > 26 mm.
Ermüdungsfestigkeit
Die Versuche zum Ermitteln der Ermüdungsgrenze L und der Ermüdungsfestigkeit werden mit Hilfe von axialen Belastungen mit pulsierenden Zyklus durchgeführt, wobei die Spannung sich zwischen einem oberen Wert (1 und einem unteren Wert (2 bewegt. Das Ergebnis des Versuchs zur Prüfung der Ermüdungsfestigkeit gilt als zufriedenstellend, wenn die Probe mindestens zwei Millionen Zyklen standhält, ohne zu brechen. 
Bei den Ermüdungsfestigkeitsprüfungen muss der obere Wert der Prüfspannung 1 mindestens 70 % des Mittelwerts der Zugfestigkeiten betragen, die bei zwei neben der geprüften Probe entnommenen Proben ermittelt wurden. Der untere Wert der Prüfspannung 2 ist in der Tabelle 11.3.XI angegeben.
Tabelle 11.3.XI - Untere Werte der Prüfspannung,2 (MPa), beim Versuch zur Prüfung der Ermüdungsfestigkeit
	Glatte Drähte, Litzen mit glatten Drähten
	Pa

	Profilierte Drähte, Litzen mit profilierten Drähten
	Pa

	Glatte Stäbe
	 200 MPa (Ø ≤ 40 mm)
	 150 MPa (Ø > 40 mm)

	Gewindestäbe und profilierte Stäbe
	 180 MPa (Ø ≤ 40 mm)
	 120 MPa (Ø > 40 mm)


Die Prüffrequenz darf bei Drähten und Stäben höchstens 120 Hz und bei siebendrähtigen Litzen höchstens 20 Hz betragen.
Relaxationsversuche bei gewöhnlicher Temperatur ()
Die Versuche zum Bestimmen des zeitabhängigen Spannungsabfalls bei konstanter Länge und bei der Temperatur T= 20°C ± 1°C müssen ausgehend von der Anfangsspannung spi gemäß Absatz 11.3.3.3 und für die festgelegte Dauer durchgeführt werden. Die aus den Versuchen resultierenden Diagramme müssen der Prüfbescheinigung beigefügt werden. Die festgelegte Dauer der einzelnen Versuche beläuft sich auf 1000 Stunden. Zulässig sind Versuchszeiten von 120 Stunden. Bei der ersten Qualifizierung des Erzeugnisses müssen alle Versuche eine Dauer von 1000 Stunden haben. Bei der Qualitätsprüfung müssen die Versuche eine Dauer von 120 Stunden haben. Die Ergebnisse der Versuche dürfen bei allen festgelegten Versuchsdauern die folgenden Werte nicht überschreiten:
-
bei Litzen und Drähten: 1,5% bei 120 Stunden
-
bei Stäben: 4% bei 1000 Stunden 
-
bei allen Erzeugnissen: Vorgaben in Tabelle 11.3.IX
Es muss eine Länge von mindestens 100 cm der Probe belastet werden; folglich muss die Probe eine größere Länge haben, um der Länge der Klemmvorrichtung Rechnung zu tragen. Die Probe darf im belasteten Bereich keine bearbeiteten Stellen, mechanischen Verformungen oder Putzstellen aufweisen.
Bestimmung des Mittelwerts D der Abnahme der Höchstkraft im Umlenk-Zugversuch
Die Versuche zur Bestimmung des Mittelwerts D der Abnahme der Höchstkraft bei Umlenkung sind bei siebendrähtigen Litzen mit einem Nenndurchmesser größer oder gleich 12,5 mm und bei kompaktierten siebendrähtigen Litzen vorgeschrieben. Der Mittelwert D darf höchstens 28 % betragen.
11.3.3.5.2.4
Kontrollen bei den einzelnen Produktionschargen
Im Falle von Produktionsstätten, die schon den systematischen Kontrollen gemäß Absatz 11.3.3.5.2 unterliegen, können die Hersteller darum ersuchen, dass einzelne Produktionschargen (maximale Masse der Charge = 100 t) derjenigen Erzeugnisse, bei denen aus produktionstechnischen Gründen die Mindestmengen für die Qualifizierung noch nicht eingehalten werden können, von der Prüfstelle gemäß Artikel 59 des Dekrets des Präsidenten der Republik Nr. 380/2001, die schon mit den Qualitätsnachprüfungen beauftragt ist, Kontrollen unterzogen werden. Die auszuführenden Prüfungen sind im folgenden Absatz 11.3.3.5.3 angegeben.
11.3.3.5.3
Kontrollen in den Verarbeitungsbetrieben
Es gelten die Bestimmungen für Verarbeitungsbetriebe von Absatz 11.3.1.7. 
Die Kontrollen sind zwingend vorgeschrieben und müssen unter der Verantwortung des technischen Leiters des Verarbeitungsbetriebs durchgeführt werden.
Die Kontrollen sind nach den nachstehend angegebenen Verfahren durchzuführen.
Es werden 3 Proben je 30 t derselben Stahlsorte entnommen, die, auch mit aufeinanderfolgenden Lieferungen, aus demselben Werk stammt; dann werden durch Prüfungen, die von einer Prüfstelle gemäß Artikel 59 des Dekrets des Präsidenten der Republik Nr. 380/2001 durchgeführt werden, die Mindestwerte von fpt, fpy, fp(1), fp(0,1), Agt und Ep bestimmt.
Die Ergebnisse der Prüfungen gelten als annehmbar, wenn 
· keiner der o. g. Spannungswerte unter dem entsprechenden, vom Hersteller deklarierten charakteristischen Wert liegt;
· kein Zugfestigkeitswert fpt den um 15 % erhöhten entsprechenden charakteristischen Wert fptk überschreitet;
· kein Wert der prozentualen Gesamtdehnung bei Höchstkraft Agt den in Tabelle 11.3.VIII angegebenen Grenzwert unterschreitet.
Wenn auch nur einer der Werte der Spannungen oder der prozentualen Gesamtdehnung bei Höchstkraft die entsprechende Bedingung nicht erfüllt, werden zusätzliche Prüfungen an einer Stichprobe aus mindestens 10 Proben, die ebenso vielen Ringen, Spulen oder Bunden entnommen wurden, durchgeführt. Beträgt die Anzahl der Ringe, Spulen oder Bunde weniger als 10, werden von einigen Bunden zwei Proben von zwei verschiedenen Stäben genommen und von einigen Ringen oder Spulen werden zwei Proben jeweils von jedem Ende genommen. 
Alle Proben müssen so gekennzeichnet sein, dass die Chargen und die Ringe, Spulen oder Bunde festgestellt werden können, von denen sie stammen.
Im Anschluss an die zusätzliche Probenahme werden durch Prüfungen in einer Prüfstelle gemäß Artikel 59 des Dekrets des Präsidenten der Republik Nr. 380/2001 die Werte von fpt, fpy, fp(1), fp(0,1), Agt und Ep bestimmt.
Die Lieferung gilt als konform, wenn
· der Mittelwert der bei den zusätzlichen Proben ermittelten Werte der Größen fpt, fpy, fp(0,1) und fp(1) mindestens gleich dem vom Hersteller garantierten charakteristischen Wert ist und die einzelnen Werte über diesem um 1,5 % verminderten garantierten Wert liegen;
· der Mittelwert der bei den zusätzlichen 10 Proben ermittelten Werte der Größe fpt höchstens das 1,15-fache des vom Hersteller garantierten charakteristischen Werts von fptk beträgt und die einzelnen Werte unter diesem um 1,5 % erhöhten Grenzwert liegen;
· der Mittelwert der bei den zusätzlichen 10 Proben ermittelten Werte der Größe Agt mindestens gleich dem in Tabelle 11.3.VIII angegebenen Grenzwert ist und die einzelnen Werte über diesem um 5 % verminderten Grenzwert liegen.
Ist das Ergebnis erneut negativ, bedingt dies die Nichteignung der Lieferung. Die Ergebnisse werden dem Hersteller übermittelt, der verpflichtet ist, sie zu den Ergebnissen der statistischen Kontrollen seiner Produktion hinzuzufügen.
In diesem Fall muss der technische Leiter des Verarbeitungsbetriebs das negative Ergebnis der beauftragten Prüfstelle und dem Zentralen Technischen Dienst mitteilen.
Die Probenahme muss unter der Verantwortung des technischen Leiters des Verarbeitungsbetriebs erfolgen, der mit Hilfe von unauslöschlichen Kennzeichen, Etiketten oder dergleichen sicherstellen muss, dass die für die Prüfungen an die beauftragte Prüfstelle geschickten Proben auch tatsächlich die von ihm gezogenen Proben sind, und außerdem das zugehörige Prüfersuchen unterschreiben muss, in dem die Tage, an denen jede Lieferung verarbeitet wurde, und die Baustelle oder Baustellen, für die sie bestimmt sind, angegeben sein müssen.
Unterzeichnet der technische Leiter das Prüfersuchen nicht, haben die von der Prüfstelle ausgestellten Bescheinigungen keine Gültigkeit im Sinne des vorliegenden Dekrets, was ausdrücklich auf der Bescheinigung zu vermerken ist.
Was die Merkmale der von der Prüfstelle ausgestellten Bescheinigungen angeht, sind die Angaben in Absatz 11.3.1.6 zu beachten; hiervon ausgenommen ist die Qualifizierungskennzeichnung, die sich normalerweise nicht auf den Spannstählen befindet und für die man ggf. die Kennschilder oder die vom Antragsteller angegebenen Daten heranziehen kann.
Der technische Leiter des Verarbeitungsbetriebs ist dafür verantwortlich, dass alle Ergebnisse der im Rahmen der internen Kontrolle durchgeführten Prüfungen in ein hierfür vorgesehenes Verzeichnis eingetragen werden, dessen Einsichtnahme allen hierzu berechtigten Personen zu gestatten ist.
Allen von einem Verarbeitungsbetrieb stammenden Lieferungen müssen die in Absatz 11.3.1.7 angegebenen Unterlagen beigefügt sein.
11.3.3.5.4
Annahmekontrollen auf der Baustelle
Die Annahmekontrollen auf der Baustelle müssen nach den Angaben im vorherigen Absatz 11.3.3.5.3 je 30 t Material derselben Stahlkategorie durchgeführt werden, das, auch mit aufeinanderfolgenden Lieferungen, aus demselben Werk stammt.
Die Probenahme hat im Beisein des Bauleiters oder eines Technikers seines Vertrauens zu erfolgen, der das entsprechende Probenahmeprotokoll aufsetzt und die Probekörper mit unauslöschlichen Kennzeichen, Etiketten oder dergleichen versieht; die von der Werkstoffprüfstelle ausgestellte Bescheinigung muss einen Verweis auf dieses Protokoll enthalten. Das an die beauftragte Prüfstelle gerichtete Prüfersuchen muss stets vom Bauleiter unterzeichnet werden, der auch für die Übermittlung der Proben verantwortlich ist.
Die mit den Prüfungen beauftragte Prüfstelle nimmt die Proben entgegen, denen das vom Bauleiter unterzeichnete Anforderungsschreiben beigefügt sein muss. Die Prüfstelle prüft den Zustand der Probekörper und die zugehörigen Unterlagen. Wenn bei den Proben Unregelmäßigkeiten festgestellt werden oder wenn geeignete Mittel zu ihrer Kennzeichnung ganz oder teilweise fehlen, stellt die Prüfstelle die Durchführung der Prüfungen ein und macht dem Zentralen Technischen Dienst des Obersten Rates für öffentliche Arbeiten eine entsprechende Mitteilung.
Die Probenahme kann auch von der mit der Durchführung der Prüfungen beauftragten Prüfstelle vorgenommen werden. Die Prüfstellen müssen die geprüften Proben für die Dauer von mindestens dreißig Tagen nach Ausstellung der Prüfbescheinigungen aufbewahren, um die Identifikation und die Rückverfolgbarkeit der Proben zu ermöglichen.
Im Hinblick auf die Modalitäten für die Probenahme, die Durchführung der Prüfungen, das Erstellen der Bescheinigungen und die Abnahme der Lieferungen und auf die Verfahren im Falle von negativen Ergebnissen gelten die Bestimmungen im vorstehenden Absatz 11.3.3.5.3.
11.3.3.5.5
Umhüllte oder umhüllte und gefettete Erzeugnisse.
Da es sich um weitere Verarbeitungen handelt, muss das Ausgangsmaterial (siebendrähtige Litzen aus Spannstahl) schon nach den bis hierher beschriebenen Verfahren qualifiziert sein.
Was die weiteren Merkmale (Schutzmaterial, Menge, Umhüllungen, Dicken usw.) angeht, wird auf die spezielle Norm UNI 7676:2009 verwiesen.
11.3.3.5.6
Verzinkte Erzeugnisse.
Verzinkter Stahl darf verwendet werden, sofern die physikalischen, mechanischen und technischen Eigenschaften den Vorschriften für die im vorliegenden Absatz 11.3.3 behandelten Stähle entsprechen.
Das zu verzinkende Ausgangsmaterial muss vom Hersteller qualifiziert worden sein.
Die Annahmeprüfungen auf der Baustelle und die entsprechende Prüfung der oben stehenden Vorgaben müssen am Fertigerzeugnis, also nach dem Verzinken, in einer Prüfstelle gemäß Artikel 59 des Dekrets des Präsidenten der Republik Nr. 380/2001 nach den Vorschriften in Absatz 11.3.3.5.4 durchgeführt werden.
Für die Verfahrensweisen zur Kontrolle des Zinküberzugs (Oberflächenqualität, Haftung des Überzugs, Masse des Überzugs pro Flächeneinheit) kann man die Normen UNI 7675:2016 und UNI 7676:2016 zugrunde legen.
11.3.3.5.7
Von einer Prüfstelle gemäß Artikel 59 des Dekrets des Präsidenten der Republik Nr. 380/2001 ausgestellte Prüfbescheinigungen.
In den von der Prüfstelle gemäß Artikel 59 des Dekrets des Präsidenten der Republik Nr. 380/2001 im Anschluss an die Prüfungen gemäß den Absätzen 11.3.3.5.2.1 und 11.3.3.5.2.2 ausgestellten Prüfbescheinigungen müssen sowohl die bei den einzelnen Prüfungen ermittelten Werte der Kräfte Fpt, Fpy, Fp(0,1) und Fp(1) angegeben werden, als auch die entsprechenden Werte der Spannungen fpt, fpy, fp(0,1) und fp(1), die in Bezug auf die Nennquerschnittsflächen der geprüften Proben berechnet wurden. In den von dieser Prüfstelle ausgestellten Bescheinigungen können die Prüfungsdaten in Bezug auf Prüfungen, bei denen die statistische Auswertung der Ergebnisse nicht erforderlich ist oder bei denen die einzige Grundlage für die Durchführung der Prüfung der an Zwillingsproben ermittelte Wert der Höchstkraft ist (Relaxations-, Ermüdungs-, Spannungskorrosionsversuch usw.), auch nur als Kraft Fpt angegeben werden.
11.3.4.
STAHL FÜR METALLKONSTRUKTIONEN UND FÜR VERBUNDKONSTRUKTIONEN
11.3.4.1
Allgemeines
Zur Herstellung von Metallkonstruktionen und Verbundkonstruktionen sind Stähle zu verwenden, die den harmonisierten Normen UNI EN 10025-1, UNI EN 10210-1 und UNI EN 10219-1 entsprechen, die die CE-Kennzeichnung tragen, auf die das System zur Bewertung und Überprüfung der Leistungsbeständigkeit (AVCP-System) 2+ Anwendung findet und für die auf die Angaben für Fall A aus Absatz 11.1 verwiesen wird. Ausschließlich für die Erzeugnisse, bei denen die CE-Kennzeichnung nicht vorgesehen ist, wird auf die Angaben für Fall B aus Absatz 11.1 verwiesen; hier findet das Verfahren gemäß den Absätzen 11.3.1.2 und 11.3.4.11.1 Anwendung.
Für Spundbohlen aus Metall und verzinkte Flacherzeugnisse mit Dicken ≤ 4 mm wird auf die Norm UNI EN 10248-1:1997 beziehungsweise die Norm UNI EN 10346:2015 verwiesen.
Für die nichtrostenden Stähle siehe Absatz 11.3.4.8.
Für die Kennzeichnung und Qualifizierung von Stahlbauteilen, die serienmäßig in Metallbaubetrieben oder in Herstellungsbetrieben für Bauteile hergestellt werden, gelten die Angaben für Fall A aus Absatz 11.1 im Einklang mit der harmonisierten europäischen Norm UNI EN 1090-1.
Für die Leistungserklärung und die Etikettierung gelten die von den harmonisierten europäischen Normen vorgesehenen Methoden und zwar im Einzelnen:
· Deklaration der geometrischen Daten und der Materialeigenschaften.
· Deklaration der Leistungsmerkmale der Komponenten, die anhand der geltenden nationalen Anhänge zu den Eurocodes zu bewerten sind. 
· Deklaration auf der Grundlage einer gegebenen Bauteilspezifikation, auf die die vorliegenden technischen Normen Anwendung finden. 
Zum Zweck der Abnahme und Verwendung müssen alle Komponenten oder Tragkonstruktionen den Anforderungen der vorliegenden Normen entsprechen; insbesondere muss das Ausgangsmaterial vom Hersteller gemäß Absatz 11.1 qualifiziert worden sein.
Zur Feststellung der nachstehend angegebenen mechanischen Eigenschaften müssen die Probenahme, die Lage der Proben im Teil, dem sie entnommen werden, die Vorbereitung der Reagenzgläser und die Prüfmethoden den Vorschriften in den Normen UNI EN ISO 377:2017, UNI EN ISO 6892-1:2016 und UNI EN ISO 148-1:2016 entsprechen. 
11.3.4.2
Walzstahl
Die Walzstähle zum allgemeinen Gebrauch zur Herstellung von Metallkonstruktionen und Verbundkonstruktionen umfassen:
Langerzeugnisse
–
Stabstahl (Winkelstahl, gleich- und ungleichschenklig, T-Stahl, Flachstahl und andere Profile);
–
Träger mit parallelen Flanschen Typ HE und IPE, IPN-Träger;
–
U-Stahl;
–
Spundbohlen.
Flacherzeugnisse
–
Bleche und Flachstahl;
–
Bänder;
–
verzinkte Bänder mit Dicke ≤ 4 mm.
Hohlprofile
–
warmgefertigte Rohre
Stahlerzeugnisse
–
Schweißträger (hergestellt aus Blechen oder warmgewalzten Bändern);
–
Kaltprofile (hergestellt aus warmgewalzten Bändern);
–
Schweißrohre (mit kreisrundem oder anderem Querschnitt, hergestellt aus warmgewalzten Bändern);
–
Trapezbleche (hergestellt aus warmgewalzten Bändern).
11.3.4.2.1
Kontrollen der Walzerzeugnisse
Die Kontrollen werden bei den Walzerzeugnissen nach den Vorschriften in Absatz 11.3.4.11 durchgeführt.
11.3.4.2.2
Lieferung der Walzerzeugnisse
Für die Begleitunterlagen der Lieferungen gelten die Angaben in Absatz 11.3.1.5.
11.3.4.3
Stahlguss
Zur Herstellung der Gussstücke sind Stahlsorten zu verwenden, die der Norm UNI EN 10293:2015 entsprechen.
Wenn diese Stahlsorten geschweißt werden müssen, gelten die gleichen Einschränkungen hinsichtlich der chemischen Zusammensetzung wie bei Walzstahl mit einer vergleichbaren Festigkeit.
11.3.4.4
Stahl für Schweißkonstruktionen 
Der Stahl für Schweißkonstruktionen muss die in Absatz 11.3.4.1 angegebenen Bedingungen erfüllen und seine chemische Zusammensetzung muss den Vorgaben in den in Absatz 11.3.4.1 genannten anwendbaren harmonisierten europäischen Normen entsprechen. 
11.3.4.5
Schweißprozess 
Der Stahl muss mit einem der Lichtbogenschweißprozesse nach Norm UNI EN ISO 4063:2011 geschweißt werden. Andere Verfahren sind zulässig, sofern sie sich auf angemessene theoretische und experimentelle Untersuchungen stützen. 
Die Schweißer für die halbautomatischen und manuellen Verfahren müssen von einer unabhängigen Prüfstelle nach der Norm UNI EN ISO 9606-1:2017 geprüft werden. Zusätzlich zu den Vorschriften dieser Norm müssen Schweißer, die T-Stöße mit Kehlnähten ausführen, eigens geprüft werden; die Prüfung durch die Ausführung von Stumpfstößen ist nicht ausreichend. 
Das Personal für die automatisierten oder robotisierten Prozesse muss nach der Norm UNI EN ISO 14732:2013 geprüft werden. Alle Schweißverfahren müssen durch eine Verfahrensprüfung (WPQR) nach der Norm UNI EN ISO 15614-1:2017 qualifiziert werden. 
Die bei den makrografischen Untersuchungen ermittelte Härte darf höchstens 350 HV30 betragen. 
Für das Lichtbogenbolzenschweißen von metallischen Werkstoffen (Hubzündungsbolzenschweißen und Kondensatorentladungsbolzenschweißen mit Spitzenzündung) ist die Norm UNI EN ISO 14555:2017 anzuwenden; es gelten jedoch die Qualitätsanforderungen gemäß Übersicht A1 in Anhang A dieser Norm. 
Die Prüfungen der Schweißer, Bediener und Verfahren müssen von einer unabhängigen Prüfstelle durchgeführt werden; falls es hierzu keine einschlägigen Vorschriften gibt, wählt der Hersteller die Prüfstelle nach Kriterien aus, die die Kompetenz und die Unabhängigkeit sicherstellen. 
Die Eigenschaften im Hinblick auf Duktilität, Streckgrenze, Festigkeit und Zähigkeit in der Schmelzzone und in der Wärmeeinflusszone müssen mindestens denen des Ausgangsmaterials entsprechen. 
Die Ausführung der Schweißarbeiten hat bei ferritischen Stählen nach den Normen UNI EN 1011-1:2009 und UNI EN 1011-2:2005 und bei den nichtrostenden Stählen nach der Norm UNI EN 1011-3:2005 zu erfolgen. Für die Schweißnahtvorbereitung gilt vorbehaltlich besonderer Fälle die Norm UNI EN ISO 9692-1:2013. 
Die Schweißungen werden abschließenden zerstörungsfreien Prüfungen unterzogen, um die Einhaltung der Schweißnahtgüten sicherzustellen, die der Planer auf Basis der bei der Planung angewandten Normen festgelegt hat.
In Ermangelung solcher Daten müssen Bauteile, die keiner Ermüdungsbelastung ausgesetzt sind, die Anforderungen der Bewertungsgruppe C, und Bauteile, die einer Ermüdungsbelastung ausgesetzt sind, die Anforderungen der Bewertungsgruppe B nach der Norm UNI EN ISO 5817:2014 erfüllen. 
Der Prüfer und der Bauleiter legen den Umfang und die Art dieser zerstörenden und zerstörungsfreien Prüfungen fest, die zusätzlich zur Sichtprüfung 100 % ausgeführt werden; bei Kehlnähten und teilweise durchgeschweißten Stumpfnähten werden Oberflächenverfahren (z. B. Eindringprüfung oder Magnetpulverprüfung) und bei durchgeschweißten Nähten außerdem Durchstrahlungsverfahren angewendet, d. h. Röntgendurchstrahlung, Gammadurchstrahlung und Ultraschallprüfung bei Stumpfstößen und nur Ultraschallprüfung bei durchgeschweißten T-Stößen. 
Für die Durchführung der Prüfungen und die Zulässigkeitsgrenzen können die Vorschriften der Norm UNI EN ISO 17635 zugrunde gelegt werden. 
Die Qualifikation des die Prüfungen ausführenden Personals muss mindestens Qualifizierungsstufe 2 nach der Norm UNI EN ISO 9712:2012 entsprechen. 
Abgesehen von den anwendbaren Vorschriften von Absatz 11.3.1.7 muss der Hersteller außerdem die nachstehenden Anforderungen erfüllen. 
In Abhängigkeit von der Art der mit Hilfe von Schweißverbindungen gefertigten Bauteile muss der Hersteller nach der Norm UNI EN ISO 3834:2006, Teile 2, 3 und 4 qualifiziert sein. Die Anforderungen sind in der nachstehenden Tabelle 11.3.XII zusammengefasst. 
Betrieb und Personal müssen von einer unabhängigen Prüfstelle zertifiziert werden, die in Ermangelung anderer Vorschriften, vom Hersteller nach Kriterien auszuwählen ist, die die Kompetenz und die Unabhängigkeit sicherstellen. 
Tabelle 11.3.XII 
	Art der Beanspruchung
	Nicht ermüdungsrelevant beanspruchte Bauteile
	Ermüdungsrelevant beanspruchte Bauteile

	Verweis
	A
	B
	C
	D

	Ausgangsmaterial: 
Mindestdicke der Bauglieder 
	S235, s ≤ 30 mm
S275, s ≤ 30 mm 
	S355, s ≤ 30 mm 
S235 
S275 
	S235 
S275 
S355 
S460, s ≤ 30 mm 
	S235 
S275 
S355 
S460 (Anm. 1) 
Nichtrostende Stähle und andere nicht ausdrücklich genannte Stähle (Anm. 1).

	Qualitätsanforderungsstufen nach UNI EN ISO 3834:2006 
	Elementar 
UNI EN ISO 3834-4 
	Standard 
UNI EN ISO 3834-3 
	Standard 
UNI EN ISO 3834-3 
	Umfassend 
UNI EN ISO 3834-2 

	Erforderliche technische Kenntnisse für das verantwortliche Schweißaufsichtspersonal nach UNI EN ISO 14731:2007 
	technische Basiskenntnisse 
	spezielle technische Kenntnisse 
	umfassende technische Kenntnisse 
	umfassende technische Kenntnisse 


Anm. 1) Gilt auch für nicht ermüdungsrelevant beanspruchte Bauteile 
11.3.4.6
Schrauben und Niete 
11.3.4.6.1
Nicht planmäßig vorgespannte Schraubenverbindungen
Für die Garnituren aus Schrauben, Muttern und Scheiben, die für nicht vorgespannte Schraubenverbindungen verwendet werden, gelten die Vorschriften für Fall A aus Absatz 11.1 gemäß der harmonisierten europäischen Norm UNI EN 15048-1.
Als Alternative eignen sich für nicht vorgespannte Verbindungen auch hochfeste Garnituren, die der harmonisierten europäischen Norm UNI EN 14399-1 entsprechen.
Die Schrauben, Muttern und Scheiben müssen nach den Angaben in Tabelle 11.3.XIII.a verbunden werden.
Tabelle 11.3.XIII.a 
	Schrauben
	Muttern
	Scheiben
	Bezugsnorm

	Festigkeitsklasse 
UNI EN ISO 898-1:2013
	Festigkeitsklasse 
UNI EN ISO 898-2:2012
	Härte
	

	4,6
	4, 5, 6 oder 8
	min. HV 100
	UNI EN 15048-1

	4,8
	
	
	

	5,6
	5, 6 oder 8
	
	

	5,8
	
	
	

	6,8
	6 oder 8
	
	

	8,8
	8 oder 10
	min. HV 100 oder min. HV 300
	

	10,9
	10 oder 12
	
	


Die Streckgrenzen fyb und Bruchspannungen ftb der Schrauben, die den in Tabelle 11.3.XIII.a angegebenen Klassen angehören, sind in der nachstehenden Tabelle 11.3.XIII.b angegeben: 
Tabelle 11.3.XIII.b 
	Klasse 
	4,6 
	4,8
	5,6 
	5,8
	6,8 
	8,8 
	10,9 

	fyb (N/mm2)
ftb (N/mm2)
	240
400
	320
400
	300
500
	400
500
	480
600
	640
800
	900
1 000


11.3.4.6.2
Planmäßig vorgespannte Schraubenverbindungen
Für die Garnituren aus Schrauben, Muttern und Scheiben, die für vorgespannte Schraubenverbindungen verwendet werden, gelten die Vorschriften für Fall A aus Absatz 11.1 gemäß der harmonisierten europäischen Norm UNI EN 14399-1.
Die Schrauben, Muttern und Scheiben müssen nach den Angaben in Tabelle 11.3.XIV verbunden werden.
Tabelle 11.3.XIV 
	Garnitur
	Schrauben
	Muttern
	Scheiben

	
	Festigkeitsklasse
	Bezugsnorm
	Festigkeitsklasse
	Bezugsnorm
	Härte
	Bezugsnorm

	HR
	8,8
	UNI EN 14399-1
	8
	UNI EN 14399-3
	300-370
HV
	UNI EN 14399
Teile 5 und 6

	
	10,9
	UNI EN 14399-3
	10
	UNI EN 14399-3
	
	

	HV
	10,9
	UNI EN 14399-4
	10
	UNI EN 14399-4
	
	


11.3.4.6.3
Verbindungselemente aus nichtrostendem Stahl 
Die Verbindungselemente, die aus den Garnituren aus Schraube, Mutter und Scheibe aus korrosionsbeständigem nichtrostendem Stahl bestehen, müssen die Anforderungen nach UNI EN ISO 3506-1:2010 (Schrauben und Schraubenbolzen), UNI EN ISO 3506-2:2010 (Muttern), UNI EN ISO 3506-3:2010 (Gewindestifte und ähnliche nicht auf Zug beanspruchte Verbindungselemente) bzw. UNI EN ISO 3506-4:2010 (Blechschrauben) erfüllen. Für sie gelten die Anforderungen von Absatz 11.3.4.8 an die Ausgangsmaterialien und von Absatz 11.3.4.10 an die Betriebe, die Schrauben und Niete herstellen.
11.3.4.6.4
Niete 
Für die Niete für Warmnietverbindungen sind die von der einschlägigen Norm UNI EN 10263:2017 vorgeschriebenen Stähle zu verwenden. Für sie gelten die Anforderungen von Absatz 11.3.4.10 an die Betriebe, die Schrauben und Niete herstellen.
11.3.4.7
Bolzen 
Im Falle der Verwendung von Bolzen muss der Stahl qualifiziert sowie zu ihrer Herstellung und zum Verschweißen mit dem Material des Tragelements des Bolzens geeignet sein. Er muss die folgenden mechanischen Eigenschaften aufweisen: 
–
Prozentuale Bruchdehnung (berechnet mit 
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, wobei A0 die Querschnittsfläche der Probe ist) ≥ 12; 
–
Verhältnis ft / fy ≥ 1,2. 
Sollen die Bolzen mit besonderen Verfahren ohne metallischen Schweißzusatz an die Bauteile geschweißt werden, müssen sie aus Stählen gefertigt werden, deren chemische Zusammensetzung die folgenden beschränkenden Bedingungen erfüllt: 
C ≤ 0,18%, Mn ≤ 0,9%, S ≤ 0,04%, P ≤ 0,05%
Für sie gelten die Anforderungen von Absatz 11.3.4.10 an die Betriebe, die tragende Bauteile in Serie fertigen.
11.3.4.8
Nichtrostender Stahl 
Zur Fertigung von Metall- und Verbundkonstruktionen darf nichtrostender Stahl verwendet werden. 
Die verwendeten Stähle müssen den harmonisierten Normen UNI EN 10088-4 und UNI EN 10088-5 entsprechen, die CE-Kennzeichnung tragen und den Anforderungen für Fall A aus Absatz 11.1 genügen.
11.3.4.9
Baustahl für Konstruktionen, die seismischen Einwirkungen ausgesetzt sind
Der Stahl, aus dem die Bauglieder bestehen, die Schweißverbindungen und die Schrauben müssen den in den vorliegenden Normen angeführten Anforderungen genügen. 
Für die dissipativen Bereiche gelten die folgenden zusätzlichen Vorschriften:
–
beim Baustahl muss das Verhältnis zwischen den charakteristischen Werten der Bruchspannung ftk und der Streckgrenze fyk größer als 1,10 sein und die an einem Standardprobekörper gemessene Bruchdehnung A5 darf nicht weniger als 20 % betragen; 
–
die durchschnittliche Streckgrenze fya muss bei den Stählen S235 und S275 weniger als 1,20 fy,k und bei den Stählen S355, S420 und S460 weniger als 1,10 fy,k betragen; 
–
die Schraubenverbindungen sind mit hochfesten Schrauben mit Festigkeitsklasse 8.8 oder 10.9 herzustellen. 
Der Wert des Koeffizienten γov ist in Absatz 7.5 angegeben.
Diese Anforderungen müssen, sofern anwendbar, in den Planungsunterlagen angegeben und unter der Verantwortung des Bauleiters geprüft werden.
11.3.4.10
Verarbeitungsbetriebe und Herstellungsbetriebe für Stahlbauteile
Im Bereich des Baustahls gelten für Bauprodukte und/oder Bauteile ohne CE-Kennzeichnung die folgenden Begriffsbestimmungen:
-
Verarbeitungsbetriebe im Metallbau: Vorfertigungs- und Metallbaubetriebe. Die Verarbeitungsbetriebe müssen, vorbehaltlich anderer Angaben in Absatz 11.3.4.11.2, alle Anforderungen gemäß Absatz 11.3.1.7 erfüllen.
-
Herstellungsbetriebe für Stahlbauteile: Herstellungsbetriebe für kaltgeformte Trapez- und Profilbleche, Herstellungsbetriebe für Schrauben und Niete, Herstellungsbetriebe für die Serienfertigung von tragenden Bauteilen. Für die Hersteller von typologischen Bauteilen aus Stahl gelten die Bestimmungen von Absatz 11.3.4.1 und für die Verarbeitungsbetriebe die Bestimmungen von Absatz 11.3.1.7. Für die von diesen Betrieben seriengefertigten Bauteile gelten die Bestimmungen von Absatz 11.1.
Im Einzelnen gelten die folgenden Begriffsbestimmungen:
-
Vorfertigungs- und Dienstleistungsbetriebe: Anlagen, die von den Stahlherstellern Grundelemente (Lang- und/oder Flacherzeugnisse) erhalten und einzelne vorbearbeitete Elemente herstellen, die anschließend von den Metallbaubetrieben verwendet werden, die ihrerseits komplexe Konstruktionen für das Baugewerbe herstellen;
-
Metallbaubetriebe: Anlagen, die von den Stahlherstellern Grundelemente (Lang- und/oder Flacherzeugnisse) oder von den Vorfertigungs- oder Dienstleistungsbetrieben einzelne vorgefertigte Teile erhalten und auf der Grundlage eines bestimmten Auftrags und nach einem bestimmten Entwurf komplexe Konstruktionen herstellen, die für ein bestimmtes einzelnes Bauwerk bestimmt sind;
-
Herstellungsbetriebe für kaltgeformte Erzeugnisse und Trapezbleche: Anlagen, die von den Stahlherstellern Bänder oder Bleche erhalten und kaltgeformte Profile, Trapezbleche und Verbundtrapezbleche herstellen, einschließlich geschweißter Bleche, die allerdings keiner anschließenden Bearbeitung oder Wärmebehandlung unterzogen werden. Was die weiterverarbeiteten Materialien angeht, können neben den im vorstehenden Absatz 11.3.4.1 genannten Normen auch die Normen UNI EN 10346, UNI EN 10268 und UNI EN 10149 (Teile 1, 2 und 3) zugrunde gelegt werden; 
-
Herstellungsbetriebe für Schrauben und Niete: Anlagen, die von den Stahlherstellern Grundelemente erhalten und Elemente gemäß Absatz 11.3.4.6 herstellen. 
-
Herstellungsbetriebe von tragenden Bauteilen: Anlagen, die von den Stahlherstellern qualifizierte Grundelemente übernehmen und serienmäßig tragende Bauteile für die Verwendung in Bauwerken fertigen, die nicht unter die oben genannten Kategorien fallen. 
11.3.4.11
Kontrollverfahren für Baustahl 
11.3.4.11.1
Kontrollen im Herstellungswerk 
Die in den folgenden Absätzen 11.3.4.11.1.1, 11.3.4.11.1.2, 11.3.4.11.1.3, 11.3.4.11.1.4 und 11.3.4.11.1.5 angegebenen Verfahren gelten nur für die Erzeugnisse, auf die die Vorschriften für Fall B aus Absatz 11.1 Anwendung finden.
11.3.4.11.1.1
Unterteilung der Erzeugnisse 
Die qualifizierbaren Erzeugnisse können nach Abstich und nach Produktionscharge unterteilt werden. 
Für die Zwecke der Qualifizierungsprüfungen und Nachprüfungen gemäß den folgenden Absätzen können die Erzeugnisse innerhalb jeder Warengruppe gemäß Absatz 11.3.4.2 nach Dickenbereichen unterteilt werden, wie sie in den harmonisierten europäischen Normen UNI EN 10025-1, UNI EN 10210-1, UNI EN 10219-1, UNI EN 10088-4 und UNI EN 10088-5 festgelegt sind. 
Für dieselben Zwecke können, wo dies die o. g. harmonisierten europäischen Normen vorsehen, auch die verschiedenen Stahlgüten (JR, J0, J2, K2) zusammengefasst werden, sofern bei allen die Eigenschaften der höchsten Güte der Gruppe garantiert sind. 
Eine Produktionscharge besteht aus einer Menge von 30 bis 120 t, oder Rest, für jedes Profil, jede Qualität und jeden Dickenbereich, ohne Bezugnahme auf die Abstiche, die zu ihrer Herstellung verwendet wurden. Bei den Hohlprofilen entspricht die Produktionscharge einer Prüfeinheit, wie sie in den harmonisierten europäischen Normen UNI EN 10210-1 und UNI EN 10219-1 auf Grundlage der Stückzahl festgelegt wird. 
11.3.4.11.1.2
Qualifizierungsprüfungen 
Für die Qualifizierung muss der Hersteller, unbeschadet der anwendbaren zwingenden Vorschriften für die Erzeugnisse gemäß den harmonisierten Normen, die entsprechenden Unterlagen über die chemischen Eigenschaften, falls zutreffend, und die mechanischen Eigenschaften für die Güten und die Erzeugnisse zusammenzustellen, die er qualifizieren möchte. 
Die Unterlagen müssen sich auf die Produktion eines Zeitraums von mindestens sechs Monaten und eine Produktmenge beziehen, die einen statistisch signifikanten Querschnitt der Produktion darstellt und jedenfalls mindestens 500 t bzw. mindestens 25 Abstiche oder Chargen betragen muss. 
Diese Prüfunterlagen müssen sich auf die vom Hersteller ermittelten Versuchsdaten stützen und durch die Ergebnisse der Qualifizierungsprüfungen ergänzt werden, die die vom Zentralen Technischen Dienst auf Vorschlag des Herstellers beauftragte Prüfstelle gemäß Artikel 59 Absatz 1 des Dekrets des Präsidenten der Republik Nr. 380/2001 durchgeführt hat. 
Die Qualifizierungsprüfungen müssen auf die einzelnen Produkttypen, wie sie durch die Warengruppe, die Dickenklasse und die Stahlgüte bestimmt werden, bezogen sein und die Ermittlung der charakteristischen Werte beinhalten. Für jeden Typ müssen mindestens 30 Versuche mit 30 Proben aus mindestens drei verschiedenen Chargen durchgeführt werden.
Die Unterlagen der mechanischen Prüfungen müssen durch Berechnung des Mittelwerts der Streckgrenze und der Zugfestigkeit, der mittleren quadratischen Abweichung und des charakteristischen Werts der entsprechenden Häufigkeitsverteilung statistisch aufbereitet sein. 
11.3.4.11.1.3
Laufende Qualitätskontrolle bei der Herstellung 
Die interne Abteilung für die Qualitätskontrolle der Produktionsstätte muss ein präzises Verfahren für die ständige Überwachung des gesamten Herstellungsprozesses vorsehen. 
Bei jedem Abstich oder jeder Produktionscharge mit eigener Referenznummer wird pro Abstich eine Probe des Fertigerzeugnisses und jedenfalls eine Probe je 80 t bzw. eine Probe pro Charge und jedenfalls eine Probe je 40 t oder Teilmenge genommen; für die Hohlprofile wird die Produktionscharge in den entsprechenden UNI-Normen für das Produkt auf Grundlage der Stückzahl festgelegt. 
Von den Proben werden die Probekörper zum Bestimmen der chemischen und mechanischen Eigenschaften gemäß den harmonisierten europäischen Normen UNI EN 10025-1, UNI EN 10210-1, UNI EN 10219-1, UNI EN 10088-4 und UNI EN 10088-5 genommen, wobei die Menge in Tonnen des Fertigerzeugnisses zu bestimmen ist, auf die sich die Prüfung bezieht. 
Im Hinblick auf die Größen fy und ft i werden die einzelnen ermittelten Werte, unterteilt nach Qualität und Erzeugnissen (nach den Größenbereichen), in geeignete Diagramme eingetragen, um die statistische zeitabhängige Auswertung der Ergebnisse der Produktion im Vergleich zu den Vorgaben der vorliegenden technischen Normen zu ermöglichen. 
Die übrigen Daten, die die chemischen Eigenschaften, die Kerbschlagzähigkeit und die Dehnung betreffen, werden in Tabellen eingetragen und aufbewahrt; dabei ist ihre Entsprechung im Hinblick auf die chemischen Eigenschaften mit den Normen UNI EN 10025-1, UNI EN 10210-1 UNI EN 10219-1, UNI EN 10088-4 und UNI EN 10088-5 und im Hinblick auf Kerbschlagzähigkeit und Dehnung mit den Vorgaben gemäß den Tabellen in den entsprechenden europäischen Normen der Reihe UNI EN 10025 bzw. gemäß den Tabellen in den europäischen Normen UNI EN 10210 und UNI EN 10219 für Hohlprofile und UNI EN 10088-4 und UNI EN 10088-5 für nichtrostende Stähle zu prüfen. 
Es obliegt dem Hersteller, etwaige Unregelmäßigkeiten bei den einzelnen Abstichen oder Produktionschargen, durch die die Produktion die Grenzwerte überschreitet, festzustellen und die Ursachen zu beseitigen. In den oben genannten Diagrammen müssen alle Unregelmäßigkeiten verzeichnet sein. 
Die nicht konformen Erzeugnisse dürfen nicht als tragende Bauteile verwendet werden und sind durch Stanzen als Ausschuss zu kennzeichnen; die ist ausdrücklich in den Verzeichnissen zu vermerken. 
Die in der Abteilung für die interne Qualitätskontrolle des Herstellungswerks gesammelten Unterlagen müssen vom Hersteller aufbewahrt werden. 
11.3.4.11.1.4
Regelmäßige Qualitätsprüfung 
Die vom Zentralen Technischen Dienst auf Vorschlag des Herstellers beauftragte Prüfstelle stattet dem Herstellungswerk nach seinem Ermessen in regelmäßigen Zeitabständen von höchstens sechs Monaten einen Inspektionsbesuch ab. Bei diesem Besuch werden bei drei Produkttypen, die von Mal zu Mal nach Stahlgüte, Warengruppe und Dickenklasse ausgewählt werden, mindestens 15 Zugversuche pro Typ sowohl mit direkt den Erzeugnissen entnommenen Proben als auch mit Proben durchgeführt, die der Hersteller der Produktion während der Zeit nach dem letzten Besuch entnommen hat, und zwar mindestens 2 pro Abstich oder Produktionscharge. 
Die beauftragte Prüfstelle führt auch die anderen vorgesehenen Prüfungen durch (Kerbschlagzähigkeit und chemische Analyse); hierzu werden Probekörper verwendet, die drei Proben von jedem oben genannten Typen entnommen werden. 
Schließlich wird die Einhaltung der für die Kerbschlagzähigkeit vorgeschriebenen Mindestwerte und der für die chemische Analyse vorgeschriebenen Höchstwerte geprüft. 
Sollte aus den Prüfergebnissen hervorgehen, dass die vorgeschriebenen Grenzwerte nicht eingehalten wurden, werden weitere Proben entnommen (die gleiche Anzahl) und die Prüfungen wiederholt. Außerdem müssen diese Resultate nach den vom Hersteller für die Qualitätskontrolle angewandten Verfahren aufgezeichnet werden; die betreffenden Chargen dürfen nicht für tragende Zwecke verwendet werden.
Sind die Ergebnisse der erneuten Prüfung weiterhin nicht zufriedenstellend, stellt die beauftragte Prüfstelle die Qualitätsprüfungen ein und macht dem Zentralen Technischen Dienst hierüber Mitteilung, der die Gültigkeit der Qualifizierungsbescheinigung aussetzt. Nachdem der Hersteller die Ursachen für das unbefriedigende Ergebnis beseitigt und dem Zentralen Technischen Dienst hierüber Mitteilung gemacht hat, wiederholt die beauftragte Prüfstelle die Qualifizierung. 
Für die regelmäßigen Qualitätsnachprüfungen bei den Stählen gemäß Absatz 11.3.4.1 mit Eigenschaften gemäß den Sorten S235 und S355 wird ein Variationskoeffizient von 8 % verwendet. 
Bei Stählen, bei denen die Werte von Streckgrenze und Bruchdehnung über denen der Sorte S355 liegen, wird ein Variationskoeffizient von 6 % verwendet. 
Bei diesen Stählen ist die Qualifizierung auch im Falle einer nicht kontinuierlichen Produktion im letzten Halbjahr und auch dann zulässig, wenn die vorgesehenen Mindestmengen nicht eingehalten werden. Alle anderen die Qualifizierung betreffenden Vorschriften bleiben davon unberührt. 
11.3.4.11.1.5
Kontrolle einzelner Abstiche 
Im Falle von Produktionsstätten, die schon den systematischen Kontrollen gemäß Absatz 11.3.4.11.1 unterliegen, können die Hersteller auf eigene Initiative beim Zentralen Technischen Dienst darum ersuchen, dass einzelne Abstiche derjenigen Erzeugnisse, bei denen aus produktionstechnischen Gründen die Mindestmengen für die Qualifizierung noch nicht eingehalten werden können, von der Prüfstelle gemäß Artikel 59 Absatz 1 des Dekrets des Präsidenten der Republik Nr. 380/2001 Kontrollen unterzogen werden. 
Dazu werden die Prüfungen gemäß den harmonisierten europäischen Normen UNI EN 10025-1, UNI EN 10210-1, UNI EN 10219-1, UNI EN 10088-4 und UNI EN 10088-5 ausgeführt; die einzuhaltenden Werte sind die in den Tabellen der entsprechenden europäischen Normen der Reihe UNI EN 10025 bzw. in den Tabellen der europäischen Normen der Reihen UNI EN 10210 und UNI EN 10219 für Hohlprofile und UNI EN 10088-4 und UNI EN 10088-5 für nichtrostende Stähle angegebenen Werte.
11.3.4.11.2
Kontrollen in den Verarbeitungsbetrieben und Herstellungsbetriebe für typologische Stahlbauteile
Die in den folgenden Absätzen 11.3.4.11.2.1, 11.3.4.11.2.2, 11.3.4.11.2.3 und 11.3.4.11.2.4 angegebenen Verfahren gelten nur für die Erzeugnisse, auf die die Vorschriften für Fall B aus Absatz 11.1 Anwendung finden. 
11.3.4.11.2.1
Herstellungsbetriebe für kaltgeformte Trapez- und Profilbleche 
Zusätzliche zu den Bestimmungen in Absatz 11.3.1.7 für Verarbeitungszentren muss der Hersteller im Falle von Trapezblechen, die für Verbunddecken verwendet werden (gemäß Absatz 4.3.6 der vorliegenden Normen), durch spezielle Versuche den Bemessungswert der Längsschubkrafttragfähigkeit τu.Rd des Trapezblechs bestimmen. Die Versuche und die Auswertung der Versuchsergebnisse müssen den Vorschriften in Anhang B.3 der Norm UNI EN 1994-1-1:2005 entsprechen. Diese Versuche und die Auswertung der Ergebnisse müssen von einer Prüfstelle gemäß Artikel 59 des Dekrets des Präsidenten der Republik Nr. 380/2001 ausgeführt werden, die über die entsprechende Kompetenz verfügt. Eine Kopie des Prüfberichts muss an den Zentralen Technischen Dienst übermittelt werden; außerdem muss der Prüfbericht vollständig im Katalog der Produkte wiedergegeben werden. 
Die Begleitunterlagen aller Lieferungen an die Baustelle müssen die Eckdaten der Zertifizierung des Qualitätsmanagementsystems für das Erzeugnis enthalten, dem der Verarbeitungsprozess (gemäß Absatz 11.3.1.7) unterliegt; außerdem muss jeder Lieferung an die Baustelle eine Kopie der o. g. Deklaration beiliegen. 
Die Benutzer der Produkte und/oder der Bauleiter müssen die Einhaltung der vorgenannten Vorschriften kontrollieren und nicht konforme Lieferungen zurückweisen.
Für die Kontrollen im Betrieb sind mindestens 2 Probenahmen je 10 t Stahl jeder Kategorie, der aus demselben Werk stammt (auch wenn er in mehreren Lieferungen eingekauft wurde), vorzunehmen, wobei darauf zu achten ist, dass die Proben bei jedem Mal von verschiedenen Produkttypen genommen werden.
11.3.4.11.2.2
Vorfertigungsbetriebe für tragende Bauteile 
Im Allgemeinen müssen die Vorfertigungsbetriebe die Vorschriften von Absatz 11.3.1.7 für Verarbeitungsbetriebe einhalten sowie, was die Kontrollen und die zugehörigen Bescheinigungen angeht, die Vorschriften im nachstehenden Absatz 11.3.4.11.2.3 für Metallbaubetriebe.
Im Rahmen des Produktionsprozesses werden ausschließlich die Bearbeitungen zum Richten der Ringe sowie Schneid-, Loch- und Biegebearbeitungen ausgeführt. Der technische Leiter des Vorfertigungsbetriebs muss sicherstellen, dass die durchgeführten Bearbeitungen nicht die ursprünglichen mechanischen Eigenschaften verändern. 
Wenn die von den Vorfertigungsbetrieben hergestellten Produkte an einen Metallbaubetrieb oder einen Herstellungsbetrieb von seriengefertigten tragenden Bauteilen gemäß Absatz 11.3.4.1 geliefert werden, muss Letzterer den Produktionsprozess des Vorfertigungsbetriebs überprüfen.
11.3.4.11.2.3
Metallbaubetriebe 
Die Metallbaubetriebe müssen die Vorschriften von Absatz 11.3.1.7 für Verarbeitungsbetriebe sowie die Vorschriften des vorliegenden Absatzes einhalten.
Im Rahmen des Produktionsprozesses ist den Verfahren zum Richten der Ringe und den Schneid-, Loch-, Biege- und Schweißverfahren besondere Beachtung zu schenken. Der technische Leiter des Betriebs muss sicherstellen, dass die angewandten Verfahren nicht die ursprünglichen mechanischen Eigenschaften verändern. Für das Schweißen gelten die Vorschriften von Absatz 11.3.4.5.
Die Kontrollen im Betrieb sind zwingend vorgeschrieben und müssen unter der Verantwortung des technischen Leiters nach den im vorstehenden Absatz 11.3.1.7 angegebenen Modalitäten durchgeführt werden.
Für die Kontrollen im Betrieb ist mindestens 1 Probenahme je 30 t Stahl jeder Kategorie, der aus demselben Werk stammt (auch wenn er zu verschiedenen Zeiten eingekauft wurde), vorzunehmen, wobei darauf zu achten ist, dass die Proben bei jedem Mal von verschiedenen Produkttypen oder Dicken genommen werden.
Die erhaltenen Versuchsdaten müssen den Vorgaben nach den Tabellen der entsprechenden harmonisierten europäischen Normen der Reihe UNI EN 10025 bzw. nach den Tabellen gemäß Absatz 11.3.4.1 für Hohlprofile in Bezug auf Dehnung und Kerbschlagzähigkeit sowie nach den harmonisierten europäischen Normen der Reihe UNI EN 10025, UNI EN 10210-1 und UNI EN 10219-1 in Bezug auf die chemischen Eigenschaften entsprechen. 
Keiner der Werte der Streckgrenze und der Bruchspannung darf die Grenzwerte in den Tabellen unterschreiten. 
Außerdem ist zu prüfen, dass die in den o. g. anwendbaren europäischen Normen angegebenen Grenzwerte für die Fertigungstoleranzen und die vom Planer angegebenen Grenzwerte für die Einbautoleranzen eingehalten werden. Ist dies nicht der Fall, muss die Sicherheit auf Grundlage der veränderten Geometrie geprüft werden. 
Für die Verfahren zur Probenahme und Bescheinigung der Prüfungen gelten die Vorschriften von Absatz 11.3.2.10.3.
Was die Merkmale der von der Prüfstelle ausgestellten Bescheinigungen angeht, sind die Angaben in Absatz 11.3.2.10.4 zu beachten; hiervon ausgenommen ist die Qualifizierungskennzeichnung, die bei Baustahl nicht immer vorhanden ist und für die man ggf. die Kennschilder oder die vom Hersteller deklarierten Daten heranziehen kann. 
Der technische Leiter des Betriebs ist dafür verantwortlich, dass alle Ergebnisse der im Rahmen der internen Kontrolle durchgeführten Prüfungen in ein hierfür vorgesehenes Verzeichnis eingetragen werden, dessen Einsichtnahme allen hierzu berechtigten Personen zu gestatten ist. 
Allen von einem Betrieb stammenden Lieferungen müssen die in Absatz 11.3.1.7 angegebenen Unterlagen beigefügt sein. 
11.3.4.11.2.4
Herstellungsbetriebe für Schrauben und Niete 
Die Herstellungsbetriebe für Schrauben und Niete müssen die Vorschriften von Absatz 11.3.1.7 für Verarbeitungsbetriebe sowie die Vorschriften des vorliegenden Absatzes einhalten.
Die Hersteller von Schrauben und Nieten für den Metallbau müssen ein Qualitätsmanagementsystem für ihren Herstellungsprozess einrichten, um sicherzustellen, dass die Produkte die von den vorliegenden Normen vorgesehenen Anforderungen erfüllen und dass dies bis zum Einbau ständig gewährleistet ist. Das Qualitätsmanagementsystem für das Produkt, dem der Fertigungsprozess unterliegt, muss nach der Norm UNI EN ISO 9001 eingerichtet und von einer unabhängigen Zertifizierungsstelle zertifiziert werden, die über die entsprechende Kompetenz und eine geeignete Organisationsstruktur verfügt und ihre Tätigkeit im Einklang mit der Norm UNI CEI EN ISO/IEC 17021-1 ausübt.
Die Kontrollen im Werk sind zwingend vorgeschrieben und müssen unter der Verantwortung des technischen Leiters des Betriebs durchgeführt werden; hierzu ist mindestens ein Zugversuch je 1000 Stück Schrauben oder Niete durchzuführen.
Die Begleitunterlagen aller Lieferungen von Schrauben und Nieten für den Metallbau an die Baustelle müssen die Eckdaten der Bescheinigung über die Hinterlegung der Unterlagen beim Zentralen Technischen Dienst enthalten.
11.3.4.11.3
Annahmekontrollen auf der Baustelle 
Die Annahmekontrollen auf der Baustelle müssen von einer Prüfstelle gemäß Artikel 59 des Dekrets des Präsidenten der Republik Nr. 380/2001 durchgeführt werden; sie sind für alle Lieferungen von Elementen und/oder Produkten ungeachtet ihrer Herkunft und der Art ihrer Qualifizierung zwingend vorgeschrieben.
Die Probenahme hat im Beisein des Bauleiters oder eines Technikers seines Vertrauens zu erfolgen, der das entsprechende Probenahmeprotokoll aufsetzt und die Probekörper mit unauslöschlichen Kennzeichen, Etiketten oder dergleichen versieht; die von der Werkstoffprüfstelle ausgestellte Bescheinigung muss einen Verweis auf dieses Protokoll enthalten. Das an die beauftragte Prüfstelle gerichtete Prüfersuchen muss stets vom Bauleiter unterzeichnet werden, der auch für die Übermittlung der Proben verantwortlich ist.
Werden verarbeitete Elemente von einem Verarbeitungsbetrieb oder einem Hersteller von Elementen mit CE-Kennzeichnung geliefert, muss sich der Bauleiter zunächst vergewissern, dass dieser Verarbeitungsbetrieb oder Hersteller alle von der Norm vorgeschriebenen Anforderungen erfüllt. Dann kann er sich zu diesem Verarbeitungsbetrieb oder Hersteller begeben, um alle o. g. Kontrollen im Werk durchzuführen. In diesem Fall nimmt der technische Leiter des Verarbeitungsbetriebs oder des Herstellers die Probenahme nach den Anordnungen des Bauleiters vor. Der Bauleiter muss mit Hilfe von unauslöschlichen Kennzeichen, Etiketten oder dergleichen sicherstellen, dass die für die Prüfungen an die beauftragte Prüfstelle geschickten Proben auch tatsächlich die von ihm genommenen Proben sind, und das zugehörige Prüfersuchen unterschreiben. 
Die mit den Prüfungen beauftragte Prüfstelle nimmt die Proben entgegen, denen das vom Bauleiter unterzeichnete Anforderungsschreiben beigefügt sein muss. Die Prüfstelle prüft den Zustand der Probekörper und die zugehörigen Unterlagen. Wenn bei den Proben Unregelmäßigkeiten festgestellt werden oder wenn geeignete Mittel zu ihrer Kennzeichnung ganz oder teilweise fehlen, stellt die Prüfstelle die Durchführung der Prüfungen ein und macht dem Zentralen Technischen Dienst des Obersten Rates für öffentliche Arbeiten eine entsprechende Mitteilung.
Die Probenahme kann auch von der mit der Durchführung der Prüfungen beauftragten Prüfstelle vorgenommen werden. Die Prüfstellen müssen die geprüften Proben für die Dauer von mindestens dreißig Tagen nach Ausstellung der Prüfbescheinigungen aufbewahren, um die Identifikation und die Rückverfolgbarkeit der Proben zu ermöglichen.
Je nach Art des zur Baustelle gelieferten Materials muss der Bauleiter die folgenden Kontrollen durchführen:
- Metallbauteile: 3 Prüfungen je 90 t; in Bezug auf ein Bauwerk müssen mindestens drei Proben genommenen und geprüft werden. Im Falle von Bauwerken, zu deren Ausführung die Verwendung von höchstens zwei Tonnen Baustahl vorgesehen ist, wird die Anzahl der zu nehmenden Proben vom Bauleiter unter Berücksichtigung der Komplexität der Konstruktion festgelegt.
- Kaltgeformte Trapez- und Profilbleche: 3 Prüfungen je 15 t; in Bezug auf ein Bauwerk müssen mindestens drei Proben genommenen und geprüft werden. Im Falle von Bauwerken, zu deren Ausführung die Verwendung von höchstens 0,5 t kaltgeformte Trapez- oder Profilbleche vorgesehen ist, wird die Anzahl der zu nehmenden Proben vom Bauleiter festgelegt.
- Schrauben und Niete: 3 Proben je 1500 verwendete Stück; in Bezug auf ein Bauwerk müssen mindestens drei Proben genommenen und geprüft werden. Im Falle von Bauwerken, zu deren Ausführung die Verwendung von höchstens 100 Stück vorgesehen ist, wird die Anzahl der zu nehmenden Proben vom Bauleiter festgelegt.
- Mechanische Verbindungen: 3 Proben pro 100 verwendete Stück; in Bezug auf ein Bauwerk müssen mindestens drei Proben genommenen und geprüft werden. Im Falle von Bauwerken, zu deren Ausführung die Verwendung von höchstens 10 Stück vorgesehen ist, wird die Anzahl der zu nehmenden Proben vom Bauleiter festgelegt.
Die Annahmekontrollen müssen vor dem Einbau der Elemente und/oder Produkte erfolgen.
Die Kriterien für die Bewertung der Ergebnisse der Annahmekontrollen müssen vom Bauleiter in Abhängigkeit von den mechanischen Eigenschaften festgelegt werden, die der Hersteller in den Kennzeichnungs- und Qualifizierungsunterlagen angegeben hat und die von den vorliegenden Normen oder den Planungsunterlagen des jeweiligen Bauwerks vorgeschrieben werden. Diese Kriterien müssen der Streuung der Daten und den Abweichungen Rechnung tragen, die bei den verschiedenen Prüfgeräten und -verfahren auftreten können. Diese Kriterien müssen im „Bericht über die Annahmekontrollen und -prüfungen der tragenden Materialien und Produkte“ angemessen dargelegt werden, den der Bauleiter nach Abschluss der Arbeiten erstellt.
Im Falle eines nicht konformen Ergebnisses müssen der Probekörper und das Prüfverfahren sorgfältig überprüft werden. Wenn der Probekörper einen Mangel aufweist oder Grund zur Annahme besteht, dass bei der Prüfung ein Fehler aufgetreten ist, darf das Ergebnis der Prüfung nicht berücksichtigt werden. In diesem Fall ist eine weitere (einzelne) Probe zu nehmen. 
Wenn alle gültigen Ergebnisse größer oder gleich dem vorgesehenen Annahmewert sind, ist die gelieferte Charge als konform anzusehen. 
Werden die o. g. Kriterien nicht erfüllt, ist eine weitere Probenahme durchzuführen. Dabei ist die doppelte Anzahl gegenüber der vorher vorgeschriebenen Anzahl von Proben der verschiedenen Produkttypen von anderen Produkten der Charge im Beisein des Herstellers oder seines Vertreters zu entnehmen, der auch an der Durchführung der Prüfungen in einer Prüfstelle gemäß Artikel 59 des Dekrets des Präsidenten der Republik Nr. 380/2001 teilnehmen kann. 
Die Charge gilt als konform, wenn die bei den weiteren Probekörpern ermittelten Werte über den Annahmewerten liegen.
Andernfalls muss die Charge abgelehnt und das Ergebnis dem Zentralen Technischen Dienst mitgeteilt werden. 
Für die Ausstellung der Bescheinigungen gelten, soweit anwendbar, die Vorschriften von Absatz 11.3.2.12. 
11.4.
VERANKERUNGEN FÜR TRAGENDE ZWECKE UND BEWEGUNGSFUGEN
11.4.1.
VERANKERUNGEN FÜR TRAGENDE ZWECKE
Für die Qualifizierung von Verankerungen für tragende Zwecke gelten die Vorschriften für Fall C aus Absatz 11.1 auf Basis der Leitlinie für die Europäische Technische Zulassung ETAG 001, die auch für die Modalitäten der Durchführung der Abnahmeprüfungen gilt. Mit Bezug auf Tabelle 1.1 von Absatz 1.2 des Anhangs E der genannten Leitlinie ETAG 001 bezüglich der empfohlenen Mindestkategorien für die Qualifizierung von Verankerungen unter seismischer Einwirkung müssen für alle Nutzungsklassen gemäß Absatz 2.4.2 der vorliegenden Normen die Anforderungen der in dieser Leitlinie definierten Leistungskategorie C2 erfüllt werden.
11.4.2.
BEWEGUNGSFUGEN IM STRASSENBAU
Für die Qualifizierung von Bewegungsfugen gelten die Vorschriften für Fall C aus Absatz 11.1 auf Basis der Leitlinie für die Europäische Technische Zulassung ETAG 032, die auch für die Modalitäten der Durchführung der Abnahmeprüfungen gilt.
11.5.
SPANNGLIEDER MIT NACHTRÄGLICHEM VERBUND UND ZUGANKER 
11.5.1.
VORSPANNSYSTEME MIT NACHTRÄGLICHEM VERBUND 
Für die Vorspannsysteme mit nachträglichem Verbund gelten die Vorschriften für Fall C aus Absatz 11.1.
Für die Zwecke der Qualifizierung mittels der Bescheinigung über die technische Bewertung findet die „Leitlinie für die Bescheinigung der technischen Eignung der Vorspannsysteme mit nachträglichem Verbund“ (Linea guida per la certificazione dell’idoneità tecnica dei sistemi di precompressione a cavi post-tesi) Anwendung, die vom Obersten Rat für öffentliche Arbeiten verabschiedet wurde.
Allen Lieferungen müssen eine Kopie der Bescheinigung über die technische Bewertung oder die Unterlagen der CE-Kennzeichnung auf Basis der ETA sowie das Handbuch mit den technischen Spezifikationen für den Einbau und die Wartung beigefügt sein. 
Der Bauleiter ist gehalten, im Rahmen seiner Zuständigkeit die o. g. Anforderungen zu prüfen und Lieferungen ohne Qualifizierungsunterlagen zurückzuweisen; er muss ferner prüfen, dass die Einbauverfahren den technischen Spezifikationen des Herstellers des Systems entsprechen. Außerdem muss er geeignete Annahmeprüfungen durchführen, die in jedem Fall die Kontrolle der Geometrie und der Toleranzen sowie die Bewertung der wichtigsten mechanischen Eigenschaften der Bestandteile und/oder der wichtigsten Leistungsmerkmale des Systems umfassen müssen, um die Konformität der Verankerungen mit den Vorgaben für das bestimmte Projekt zu prüfen. 
Die Modalitäten für die Durchführung der Annahmeprüfungen sind in der Leitlinie für die europäische technische Zulassung ETAG 013 angegeben. 
11.5.2.
ZUGANKER FÜR GEOTECHNISCHE ANWENDUNGEN 
Für die aktiven und passiven Zuganker für geotechnische Anwendungen gelten die Vorschriften für Fall C aus Absatz 11.1.
Für die aktiven Zuganker wird für die Zwecke der Qualifizierung mittels der Bescheinigung über die technische Bewertung die Leitlinie für die Erteilung des technischen Eignungsnachweises zur Verwendung von aktiven Zugankern für geotechnische Anwendungen angewendet, die vom Obersten Rat für öffentliche Arbeiten verabschiedet wurde.
Allen Lieferungen müssen eine Kopie der Bescheinigung über die technische Bewertung oder die Unterlagen der CE-Kennzeichnung auf Basis der ETA sowie das Handbuch mit den technischen Spezifikationen für den Einbau und die Wartung beigefügt sein. 
Der Bauleiter ist gehalten, im Rahmen seiner Zuständigkeit die o. g. Anforderungen zu prüfen und Lieferungen ohne Qualifizierungsunterlagen zurückzuweisen; er muss ferner prüfen, dass die Einbauverfahren den technischen Spezifikationen des Herstellers des Systems entsprechen. Außerdem muss er geeignete Annahmeprüfungen durchführen, die in jedem Fall die Kontrolle der Geometrie und der Toleranzen sowie die Bewertung der wichtigsten mechanischen Eigenschaften der Bestandteile und/oder der wichtigsten Leistungsmerkmale des Systems umfassen müssen, um die Konformität der Zuganker mit den Vorgaben für das bestimmte Projekt zu prüfen. 
11.6.
LAGER IM BAUWESEN 
Die Lager im Bauwesen sind Bauelemente, die in Tragwerken, Brücken und Gebäude verwendet werden, um Kräfte punktuell zu übertragen und Bewegungen des Bauwerks mit definiertem Freiheitsgrad zu ermöglichen. 
Für diese Lager gelten die Vorschriften für Fall A aus Absatz 11.1; sie müssen den einschlägigen harmonisierten europäischen Normen der Reihe UNI EN 1337 entsprechen und über die CE-Kennzeichnung verfügen. Es wird das System 1 zur Bewertung und Überprüfung der Leistungsbeständigkeit von Bauprodukten angewendet, das die einschlägigen harmonisierten technischen Spezifikationen für kritische Anwendungen vorsehen. Im Falle von Lagern, die nicht oder nicht vollumfänglich in den Anwendungsbereich der harmonisierten europäischen Normen der Reihe UNI EN 1337 fallen, finden die Vorschriften für Fall C aus Absatz 11.1 Anwendung. 
Allen Lieferungen müssen die Unterlagen der CE-Kennzeichnung oder eine Kopie der Bescheinigung über die technische Bewertung sowie das Handbuch mit den technischen Spezifikationen für den Einbau und die Wartung beigefügt sein. 
Der Bauleiter ist gehalten, im Rahmen seiner Zuständigkeit die o. g. Anforderungen zu prüfen und Lieferungen ohne Qualifizierungsunterlagen zurückzuweisen; er muss ferner prüfen, dass die Einbauverfahren den technischen Spezifikationen des Herstellers des Systems entsprechen. Außerdem muss er geeignete Annahmeprüfungen durchführen, die in jedem Fall die Kontrolle der Geometrie und der Toleranzen sowie die Bewertung der wichtigsten mechanischen Eigenschaften der Bestandteile und/oder der wichtigsten Leistungsmerkmale der Lager umfassen müssen, um die Konformität der Lager mit den Vorgaben für das bestimmte Projekt zu prüfen. 
11.7.
BAUSTOFFE UND PRODUKTE AUS HOLZ 
11.7.1
ALLGEMEINES
Baustoffe und Produkte aus Holz für tragende Zwecke müssen nach den Verfahren gemäß Absatz 11.1 qualifiziert werden. Für die Anwendung der Vorschriften für Fall C aus Absatz 11.1 ist die Leitlinie für die Verwendung von Produkten, Baustoffen und neuartigen Erzeugnissen aus Holz für tragende Zwecke zugrunde zu legen, die vom Obersten Rat für öffentliche Arbeiten verabschiedet wurde.
Herstellung, Verarbeitung, Lieferung und Verwendung von Holz- und Holzwerkstoffprodukten für tragende Zwecke dürfen nur im Rahmen eines Qualitätssicherungssystems und eines Rückverfolgungssystems erfolgen, die die Vertriebskette vom Zeitpunkt der ersten Klassifizierung und Kennzeichnung der einzelnen Bestandteile und/oder Halbfertigerzeugnisse bis zum Zeitpunkt des ersten Einbaus abdecken müssen.
Allen Lieferungen müssen die in Absatz 11.1 und Absatz 11.7.10 angegebenen Unterlagen und ein Handbuch mit den technischen Spezifikationen für den Einbau gemäß Absatz 11.7.10.1.2 beigefügt sein. Der Bauleiter muss Lieferungen zurückweisen, die nicht die oben genannten Anforderungen erfüllen.
Der Planer muss im Projekt die Eigenschaften der Materialien nach den Angaben im vorliegenden Kapitel angeben.
Diese Eigenschaften müssen von den Herstellern, Verarbeitungsbetrieben und Zwischenlieferanten für jede Lieferung gemäß den die CE-Kennzeichnung betreffenden Vorschriften bzw. gemäß Absatz 11.7.10 garantiert werden. 
Der Bauleiter muss die Annahmekontrollen auf der Baustelle gemäß Absatz 11.7.10.2 durchführen. Der Bauleiter kann veranlassen, dass das an die Baustelle gelieferte Material und die zugehörigen Verbindungen zusätzlichen Annahmeprüfungen nach den in den vorliegenden Normen angegebenen Prüfverfahren unterzogen werden.
Zur Durchführung der Prüfungen und Kontrollen – sowohl in Zusammenhang mit den Produkten als auch mit den Herstellungsprozessen – berechtigt sind die Prüfstellen gemäß Artikel 59 des Dekrets des Präsidenten der Republik Nr. 380/2001 sowie die Prüf- oder Zertifizierungsstellen der werkseigenen Produktionskontrolle, die gemäß dem Dekret des Präsidenten der Republik Nr. 106/2017 und gemäß der Verordnung (EU) Nr. 305/2011 für die Prüfung und Kontrolle von Holz ermächtigt sind.
11.7.1.1
Materialeigenschaften 
Als charakteristischer Festigkeitswert einer Holzart wird der 5%-Quantilwert der Festigkeitsverteilung definiert, der auf Grundlage der Ergebnisse der Versuche von 300 s Dauer mit Probekörpern im Zustand der Gleichgewichtsfeuchte ermittelt wird, der einer Temperatur von 20 ±2 °C und einer relativen Luftfeuchte von 65 ± 5 % entspricht. 
Für den Elastizitätsmodul werden sowohl die charakteristischen Werte des dem 5%-Quantil entsprechenden Elastizitätsmoduls als auch die Mittelwerte zugrunde gelegt, die bei den oben genannten Versuchsbedingungen ermittelt werden. 
Als charakteristische Rohdichte wird der 5%-Quantilwert der entsprechenden Verteilung definiert, wobei Masse und Volumen im Zustand der Gleichgewichtsfeuchte bei einer Temperatur von 20 ± 2 °C und einer relativen Luftfeuchte von 65 ± 5 % gemessen werden.
Zur Planung und Prüfung von Konstruktionen aus Vollholz, Brettschichtholz oder Holzwerkstoffen für tragende Zwecke werden die Festigkeit, der Elastizitätsmodul und die Rohdichte zugrunde gelegt, aus denen sich das Festigkeitsprofil ergibt, das mindestens den Angaben in der nachstehenden Tabelle 11.7.I entsprechen muss. 
Tabelle 11.7.I – Festigkeitsprofil von Baustoffen und Produkten aus Holz
	Festigkeitskennwerte
	
	Elastizitätsmodule
	
	Rohdichte

	Biegung 
	fm,k 
	
	Elastizitätsmodul parallel, Mittelwert ** 
	E0,mean
	
	Charakteristische Rohdichte 
	(k 

	Zug parallel 
	ft,0,k 
	
	Charakteristisches Elastizitätsmodul parallel 
	E0,05
	
	Rohdichte, Mittelwert *,** 
	(mean 

	Zug rechtwinklig 
	ft,90,k 
	
	Elastizitätsmodul rechtwinklig, Mittelwert ** 
	E90,mean
	
	
	

	Druck parallel 
	fc,0,k 
	
	Elastizitätsmodul tangential, Mittelwert ** 
	Gmean
	
	
	

	Druck rechtwinklig 
	fc,90,k 
	
	
	
	
	
	

	Schub 
	fv,k 
	
	
	
	
	
	


* Der Mittelwert der Rohdichte muss nicht angegeben werden. 
** Der Fußzeiger „mean“ kann mit „m“ abgekürzt werden. 
Bei Vollholz beziehen sich die durch Versuche ermittelten Festigkeitskennwerte auf nach den einschlägigen Normen normierte Abmessungen des Probekörpers. Die Querschnitthöhe des Probekörpers zur Bestimmung der Biegefestigkeit beträgt 150 mm und die Querschnittsbreite des Probekörpers zur Bestimmung der Zugfestigkeit parallel zur Faser beträgt 150 mm. 
Somit können bei Bauteilen aus Vollholz, die Biegung oder faserparallelem Zug ausgesetzt sind und bei denen die Querschnittshöhe bzw. die Querschnittsbreite weniger als 150 mm beträgt, die in den Festigkeitsprofilen angegebenen charakteristischen Werte fm,k und ft,0,k mit dem Beiwert kh multipliziert werden, der wie folgt definiert ist: 
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[11.7.1]
wobei h die Querschnittshöhe in mm des biegebeanspruchten Bauteils bzw. die Querschnittsbreite in mm des zugbeanspruchten Bauteils ist. 
Bei Brettschichtholz beziehen sich die durch Versuche ermittelten Festigkeitskennwerte auf nach den einschlägigen Normen normierte Abmessungen des Probekörpers. Die Querschnitthöhe des Probekörpers zur Bestimmung der Biegefestigkeit beträgt 600 mm und die Querschnittsbreite des Probekörpers zur Bestimmung der Zugfestigkeit parallel zur Faser beträgt 600 mm. 
Somit können bei Bauteilen aus Brettschichtholz, die Biegung oder faserparallelem Zug ausgesetzt sind und bei denen die Querschnittshöhe bzw. die Querschnittsbreite weniger als 600 mm beträgt, die in den Festigkeitsprofilen angegebenen charakteristischen Werte fm,k und ft,0,k mit dem Beiwert kh multipliziert werden, der wie folgt definiert ist: 
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[11.7.2]
wobei h die Querschnittshöhe in mm des biegebeanspruchten Bauteils bzw. die Querschnittsbreite in mm des zugbeanspruchten Bauteils ist. 
11.7.2
VOLLHOLZ
Die Herstellung von tragenden Bauteilen aus Vollholz mit rechteckigem Querschnitt muss der harmonisierten europäischen Norm UNI EN 14081-1 entsprechen und nach den Angaben für Fall A aus Absatz 11.1 die CE-Kennzeichnung tragen. 
Wenn die CE-Kennzeichnung nicht vorgesehen ist, müssen die Hersteller von Bauteilen aus Vollholz für tragende Zwecke nach den Vorschriften für Fall B aus Absatz 11.1 nach den Verfahren gemäß Absatz 11.7.10 qualifiziert werden. 
Vollholz für tragende Zwecke ist ein Naturprodukt, das auf Grundlage der anwendbaren Vorschriften Stück für Stück ausgewählt und nach der Festigkeit sortiert wird. 
Die Sortierkriterien garantieren statistisch ermittelte mechanische Mindestleistungsmerkmale des Bauteils, ohne dass weitere Versuche und Prüfungen erforderlich sind, indem sie das Festigkeitsprofil bestimmen, das die für die Tragwerksplanung erforderlichen physikalisch-mechanischen Eigenschaften beschreibt. 
Zur Sortierung kann dem Bauteil eine Kategorie zugeordnet werden, die in Bezug auf die Qualität des Bauteils mit Bezug auf die Holzart und die geografische Herkunft auf der Grundlage spezieller gesetzlicher Vorschriften festgelegt wird. Dem einer bestimmten Kategorie, Art und Herkunft zugehörigen Bauholz wird nach den von den anwendbaren Vorschriften vorgesehenen Sortierverfahren ein bestimmtes Festigkeitsprofil zugeordnet, das durch die in der Norm UNI EN 338 vorgeschlagenen Festigkeitsklassen harmonisiert wurde. Soweit anwendbar, können die in der Norm UNI 11035:2010, Teile 1, 2 und 3, angegebenen Festigkeitsprofile herangezogen werden.
Im Allgemeinen kann das Festigkeitsprofil eines tragenden Bauteils auch auf der Grundlage der dokumentierten Versuchsergebnisse nach den Vorschriften der Norm UNI EN 384:2016 definiert werden.
11.7.3
BAUHOLZ FÜR TRAGENDE ZWECKE MIT KEILZINKENVERBINDUNG
Auf Produkte mit Keilzinkenverbindung werden in Ermangelung spezieller harmonisierter europäischer Normen die Vorschriften für Fall C aus Absatz 11.1 angewendet.
Für die Produktionskontrolle ist der technische Produktionsleiter verantwortlich, der die Prüfergebnisse in die entsprechenden Produktionsverzeichnisse eintragen muss. Diese Verzeichnisse sind zur Verfügung des Zentralen Technischen Dienstes und, begrenzt auf die in seine Zuständigkeit fallenden Lieferungen, auch des Bauleiters sowie des Prüfers des Bauwerks zu halten.
Die zur Herstellung von Bauholz mit Keilzinkenverbindung verwendeten einzelnen Elemente müssen die Mindestanforderungen der harmonisierten europäischen Norm UNI EN 14081-1 erfüllen, um seine richtige Zuordnung zu einer Festigkeitsklasse zu gewährleisten.
Das Qualitätsmanagementsystem für das Produkt, dem der Fertigungsprozess unterliegt, muss überdies nach der Norm UNI EN ISO 9001 eingerichtet und von einer unabhängigen Zertifizierungsstelle zertifiziert werden, die über die entsprechende Kompetenz und eine geeignete Organisationsstruktur verfügt und ihre Tätigkeit im Einklang mit der Norm UNI CEI EN ISO/IEC 17021-1 ausübt.
11.7.4.
BRETTSCHICHTHOLZ UND BALKENSCHICHTHOLZ
Die tragenden Bauteile aus Brettschichtholz und Balkenschichtholz müssen den Anforderungen der harmonisierten europäischen Norm UNI EN 14080 genügen und nach den Vorschriften für Fall A aus Absatz 11.1 die CE-Kennzeichnung tragen.
Die zur Herstellung von Brettschichtholz verwendeten einzelnen Bretter müssen die Anforderungen der harmonisierten europäischen Norm UNI EN 14081-1 erfüllen, um seine richtige Zuordnung zu einer Festigkeitsklasse zu gewährleisten. Bretter mit einer höheren Festigkeitsklasse als C30 dürfen nur mit maschinellen Verfahren sortiert werden.
Die einzelnen Lamellen müssen alle einzeln vom Hersteller nach den Angaben in Absatz 11.7.2 sortiert werden.
11.7.5
HOLZWERKSTOFFE
Holzwerkstoffe für tragende Zwecke, auf die die Vorschriften für Fall A aus Absatz 11.1 Anwendung finden, müssen den Anforderungen der harmonisierten europäischen Norm UNI EN 13986 genügen. Für Holzwerkstoffe, auf die die o. g. harmonisierte europäische Norm UNI EN 13986 nicht anwendbar ist, gelten die Verfahren gemäß Fall C aus Absatz 11.1.
Zur Bewertung der charakteristischen Werte der Festigkeit, Steifigkeit und Rohdichte, die bei der Planung von Konstruktionen verwendet werden, die Holzwerkstoffe enthalten, können die Normen UNI EN 12369-1 (OSB, Span- und Faserplatten), UNI EN 12369-2 (Sperrholz) und UNI EN 12369-3 (Massivholzplatten mit einer Dicke unter 80 mm) herangezogen werden.
11.7.6
ANDERE HOLZWERKSTOFFE FÜR TRAGENDE ZWECKE
Bei den anderen Holzwerkstoffen für tragende Zwecke, auf die keine harmonisierte europäische Norm gemäß Fall A aus Absatz 11.1 anwendbar ist oder auf die die Vorschriften für Fall B aus Absatz 11.1 nicht angewendet werden können, werden die Vorschriften für Fall C aus Absatz 11.1 der vorliegenden Normen angewendet.
11.7.7
KLEBSTOFFE
Klebstoffe für tragende Zwecke müssen so beschaffen sein, dass die mit ihnen hergestellten Verbindungen eine Festigkeit und Dauerhaftigkeit besitzen, die in der vorgesehenen Nutzungsklasse während der gesamten zu erwartenden Lebensdauer des Bauwerks voll erhalten bleibt.
11.7.7.1
Klebstoffe für die werksmäßige Herstellung von Bauteilen
Klebstoffe auf Phenoplast- und Aminoplastbasis müssen die Anforderungen der Norm UNI EN 301:2013 erfüllen. Klebstoffe auf Polyurethan- und Isocyanatbasis müssen die Anforderungen der Norm UNI EN 15425:2017 erfüllen.
Klebstoffe mit einer anderen chemischen Zusammensetzung müssen den Anforderungen derselben Norm genügen und außerdem ein viskoses Fließverhalten aufweisen, das nicht schlechter als das eines Klebstoffs auf Phenoplast-oder Aminoplastbasis nach den Angaben in der Norm UNI EN 301:2013 ist, was durch geeignete Vergleichsversuche nachzuweisen ist.
11.7.7.2 
Klebstoffe zur Verwendung auf der Baustelle
Die auf der Baustelle verwendeten Klebstoffe (für die nicht die Vorschriften der Norm UNI EN 301:2013 gelten) müssen Prüfungen nach einem geeigneten Prüfprotokoll unterzogen werden, um nachzuweisen, dass die Scherfestigkeit der Verbindung unter den im Prüfprotokoll angegebenen Bedingungen nicht geringer ist als die des Holzes.
11.7.8
MECHANISCHE VERBINDUNGSELEMENTE
Alle Verbindungselemente (metallisch oder nicht, also Stifte, Niete, Schrauben, Platten usw.) müssen, insbesondere bei seismischen Einwirkungen, die Leistungsmerkmale gemäß Absatz 7.7.5.2 der vorliegenden Normen garantieren.
Auf die o. g. mechanischen Vorrichtungen finden die Vorschriften für Fall A oder C aus Absatz 11.1 Anwendung. 
11.7.9
DAUERHAFTIGKEIT VON HOLZ UND HOLZWERKSTOFFEN
11.7.9.1
Allgemeines
Zur Gewährleistung der angemessenen Dauerhaftigkeit des Bauwerks sind die folgenden zusammenhängenden Faktoren zu beachten:
-
vorgesehen Nutzungsklasse;
-
Bestimmungszweck des Bauwerks;
-
vorhersehbare Umweltbedingungen;
-
Zusammensetzung, Eigenschaften und Leistungsmerkmale der Baustoffe;
-
Form der tragenden Bauteile und Konstruktionsmerkmale;
-
Qualität der Ausführung und Niveau der Ausführungskontrolle;
-
besondere Schutzmaßnahmen;
-
Instandhaltung während der erwarteten Lebensdauer.
In der Planungsphase sind geeignete Maßnahmen zum Schutz der Baustoffe vorzusehen.
Für Baustoffe mit Schutzmittelbehandlung gegen biologischen Befall sind die allgemeinen Grundsätze der Norm UNI EN 15228:2009 zugrunde zu legen.
11.7.9.2
Anforderungen an die natürliche Dauerhaftigkeit von Holzwerkstoffen
Holz und Holzwerkstoffe müssen eine der Gebrauchsklasse entsprechende natürliche Dauerhaftigkeit aufweisen oder einer Schutzmittelbehandlung gemäß der Norm UNI EN 15228:2009 unterzogen werden.
Außerdem können zur Bewertung der Dauerhaftigkeit der Holzwerkstoffe die folgenden Normen zugrunde gelegt werden:
-
in der Norm UNI EN 350-1 werden die Verfahren zur Ermittlung der natürlichen Dauerhaftigkeit und die Grundsätze für die Klassifikation der Holzarten auf der Basis der Versuchsergebnisse angegeben;
-
die Norm UNI EN 350 enthält Vorschriften für die Klassifikation der Dauerhaftigkeit gegenüber Pilzen, Käfern, Termiten und Meeresorganismen;
-
die Norm UNI EN 460 enthält einen Leitfaden für die Wahl der Holzarten auf Basis ihrer natürlichen Dauerhaftigkeit für die Anwendung in den in der Norm UNI EN 335 definierten Gefährdungsklassen;
-
die Norm UNI EN 335 enthält einen Leitfaden für die Anwendung des Systems der Gefährdungsklassen nach den in der Norm gegebenen Definitionen.
Die Spezifikationen zu den Leistungsmerkmalen der Holzschutzmittel sowie ihrer Klassifikation und Etikettierung enthalten die Normen UNI EN 599-1 und UNI EN 599-2.
11.7.10
KENNZEICHNUNGS-, QUALIFIZIERUNGS- UND ABNAHMEVERFAHREN – VERARBEITUNGSBETRIEBE
Die Eigenschaften und Leistungsmerkmale der Baustoffe müssen von den Herstellern, Verarbeitungsbetrieben und Zwischenlieferanten für jede Lieferung nach den folgenden Bestimmungen garantiert werden.
11.7.10.1
Hersteller und Verarbeitungsbetriebe
Wenn die CE-Kennzeichnung nicht vorgesehen ist, gelten für alle Holz- und Holzwerkstoffprodukte für tragende Zwecke vollumfänglich die jeweils anwendbaren nachstehenden Vorschriften, die die Vorschriften für Fall B aus Absatz 11.1 ergänzen.
Für die obligatorische Zertifizierung der Produktion von Bauteilen mit den Bezeichnungen „Uso Fiume“ und „Uso Trieste“ müssen die Hersteller von Holzbauteilen für tragende Zwecke dem Zentralen Technischen Dienst des Obersten Rates für öffentliche Arbeiten für jedes Werk die folgenden Unterlagen übermitteln:
-
Angabe des Werks, auf das sich der Antrag bezieht;
-
Art der Bauteile für tragende Zwecke, die das Unternehmen herstellen kann;
-
Organisation des Rückverfolgungssystems für die Produktion von Bauholz für tragende Zwecke;
-
Organisation der internen Produktionskontrolle mit Angabe eines „technischen Produktionsleiters“;
-
spezifische Kennzeichnung des Herstellers für die Produktkategorie „Holzbauteile für tragende Zwecke“;
-
Unterlagen der Qualifizierungsprüfungen und der werkseigenen Kontrolle, die mit den Modalitäten, die in den anwendbaren europäischen Normen angegeben sind, von einer Prüfstelle gemäß Artikel 59 des Präsidenten der Republik Nr. 380/01 durchgeführt werden. Für die Bauteile mit den Bezeichnungen „Uso Fiume“ und „Uso Trieste“ gelten die Verfahren für Prüfung und Probenahme gemäß der Norm UNI EN 14081-1.
Die Verfahren für die Qualifizierung durch den Zentralen Technischen Dienst (Fall B aus Absatz 11.1) gelten für die Hersteller von Grundelementen aus Vollholz und/oder Brettschichtholz, die noch nicht zu einbaufertigen Bauteilen für tragende Zwecke verarbeitet wurden. Der Zentrale Technische Dienst erteilt den o. g. Herstellern nach positivem Ausgang der Prüfung eine Qualifizierungsbescheinigung, in der das Produkt, das Unternehmen, das Werk und das Kennzeichen angegeben sind. Was den letzten Punkt anbetrifft, wird darauf hingewiesen, dass der Hersteller beim Zentralen Technischen Dienst die Zeichnung seines Kennzeichens hinterlegen muss, mit dem jedes hergestellte Grundelement dauerhaft zu kennzeichnen ist (durch Einbrennen, mit unauslöschlicher Tinte, durch Prägen usw.).
Die Hersteller müssen bis zum 31. Januar jeden Jahres dem Zentralen Technischen Dienst die Unterlagen übermitteln, die die im vergangenen Jahr ausgeführten Kontrollen der Produktion belegen.
Die Bescheinigung bleibt gültig, solange die der Qualifizierung zugrunde liegenden Bedingungen bestehen bleiben, jedoch höchstens fünf Jahre. Die schon gemäß Ministerialdekret vom 14.1.2008 erteilten Qualifizierungsbescheinigungen werden in jedem Fall fünf Jahre nach dem Inkrafttreten der vorliegenden Fassung der Technischen Normen für Baukonstruktionen ungültig.
Als Verarbeitungsbetriebe für Bauholz für tragende Zwecke werden Betriebe definiert, in denen qualifizierte Grundelemente aus Vollholz und Brettschichtholz bearbeitet werden, um ihnen die endgültige Gestalt für den Einbau (Einschnitte, Bohrungen, Anbringung von Metallplatten usw.) zu verleihen. Als solche müssen sie ihre Tätigkeit gegenüber dem Zentralen Technischen Dienst dokumentieren, der nach günstigem Ausgang der Prüfung eine Bescheinigung über die Anmeldung der Tätigkeit erteilt, in der das Produkt, das Unternehmen, das Werk und das Kennzeichen angegeben sind. Der Verarbeitungsbetrieb muss beim Zentralen Technischen Dienst die Zeichnung seines Kennzeichens hinterlegen, mit dem jedes bearbeitete Bauteil dauerhaft zu kennzeichnen ist (auch durch Etikettierung usw.). Der Verarbeitungsbetrieb darf nur vom Hersteller qualifizierte Produkte annehmen und verarbeiten, denen die entsprechenden Qualifizierungsunterlagen beigefügt sind.
Bei Verwendung von Ausgangsprodukten mit CE-Kennzeichnung muss jede Bearbeitung im Anschluss an diese Kennzeichnung, die nicht auf der Baustelle unter der Verantwortung des Bauleiters erfolgt, in einem Verarbeitungsbetrieb vorgenommen werden.
Für die obligatorische Anmeldung der Tätigkeit müssen die Verarbeitungsbetriebe für Bauholz für tragende Zwecke dem Zentralen Technischen Dienst des Obersten Rates für öffentliche Arbeiten für jedes Werk die folgenden Unterlagen übermitteln:
-
Angabe des Werks, auf das sich der Antrag bezieht;
-
Art der Bauteile für tragende Zwecke, die das Unternehmen herstellen kann;
-
Kennzeichnungs- und Rückverfolgungssystem der Baustoffe.
Der technische Produktionsleiter, der über eine nachgewiesene Erfahrung und eine Bescheinigung über die Teilnahme an einem entsprechenden Lehrgang verfügen muss, ist dafür verantwortlich, dass die im Verarbeitungsbetrieb ausgeführten Tätigkeiten im Einklang mit den vorliegenden Normen stehen. Der technische Produktionsleiter muss überdies mindestens alle drei Jahre einen Fortbildungskurs besuchen.
Die Regelungen, Curricula der Lehrkräfte und entsprechenden Lehrprogramme für die o. g. Kurse müssen vorab vom Zentralen Technischen Dienst nach Anhörung des Obersten Rates für öffentliche Arbeiten genehmigt werden, der die Entsprechung der Kurse insgesamt mit den Anforderungen der vorliegenden Normen prüft.
Die Hersteller und Verarbeitungsbetriebe müssen jede Änderung gegenüber den Angaben bei der Einreichung des Qualifizierungsantrags oder der Anmeldung der Tätigkeit mitteilen.
Wenn im selben Werk die Herstellung von Grundelementen aus Holz und die Weiterverarbeitung zu einbaufertigen Bauteilen für tragende Zwecke erfolgen, müssen diesem Werk beide Bescheinigungen ausgestellt werden, sofern die entsprechenden Voraussetzungen erfüllt sind.
Alle Lieferungen von Holzbauteilen für tragende Zwecke müssen das Kennzeichen des Herstellers und ggf. des Verarbeitungsbetriebs, in dem sie weiterverarbeitet wurden, tragen und es müssen ihnen Unterlagen mit Angabe der wesentlichen technischen Eigenschaften des Produkts beigefügt sein.
Der Zentrale Technische Dienst aktualisiert die Liste der für die Qualifizierung erforderlichen Unterlagen im Zuge der technischen Weiterentwicklung und der Aktualisierung der Rechtsvorschriften.
Der Zentrale Technische Dienst kann im Falle von Unstimmigkeiten zwischen den eingereichten Unterlagen und der tatsächlichen Produktion oder im Falle der Missachtung der in den geltenden technischen Normen enthaltenen Vorschriften die Qualifizierungsbescheinigungen und die Bescheinigungen über die Anmeldung der Tätigkeit aussetzen und in schwerwiegenden Fällen oder im Wiederholungsfall auch widerrufen. Die Aussetzungs- oder Widerrufsverfügung erfolgt durch den Zentralen Technischen Dienst.
11.7.10.1.1
Kennzeichnung und Rückverfolgbarkeit der qualifizierten Produkte
Unter Berücksichtigung der Vorgaben im vorherigen Absatz muss jedes qualifizierte Produkt mit einer der einschlägigen harmonisierten Norm entsprechenden unauslöschlichen Kennzeichnung versehen sein, die beim Zentralen Technischen Dienst hinterlegt ist und aus der jederzeit die technischen Eigenschaften des Produkts und das Herstellungswerk ersichtlich sind.
Jedes Produkt ist mit einer anderen Kennzeichnung zu versehen als die Produkte mit anderen Eigenschaften, die im selben Werk gefertigt werden, und es ist mit einer anderen Kennzeichnung zu versehen als Produkte mit gleichen Eigenschaften, die in einem anderen Werk gefertigt wurden, auch wenn sie vom selben Hersteller stammen. Die Kennzeichnung muss unveränderlich und manipulationssicher sein.
Unter dem Begriff „Werk" ist eine eigenständige Produktionsstätte mit eigenen Anlagen und Lagern für das Fertigerzeugnis zu verstehen. Verfügt ein Hersteller über mehrere Produktionsstätten, ist die Qualifizierung für jede dieser Produktionsstätten und für jeden dort hergestellten Produkttyp durchzuführen.
In Anbetracht der unterschiedlichen Art, Form und Größe der Produkte, der Merkmale der zugehörigen Produktionsanlagen und der Möglichkeit der Lieferung einzelner Teile oder ganzer Chargen können, auch unter Berücksichtigung des Bestimmungszwecks, unterschiedliche Kennzeichnungssysteme verwendet werden.
Doch sind der Hersteller und der Verarbeitungsbetrieb gehalten, nach Möglichkeit, auch unter Berücksichtigung des Bestimmungszwecks des Produkts, jedes einzelne Stück zu kennzeichnen. Wenn dies wegen der besonderen Art des Produkts nicht möglich ist, ist dieses Produkt so zu kennzeichnen, dass der Benutzer vor dem Öffnen der letzten und kleinsten Verpackung feststellen kann, von welchem Hersteller oder Verarbeitungsbetrieb das Produkt stammt, um welche Holzart es sich handelt, zu welcher Sortiercharge es gehört und wann die Sortierung vorgenommen wurde.
Da es ein wesentliches Merkmal der Kennzeichnung ist, dass sie unveränderlich und manipulationssicher ist, müssen sich der Hersteller und der Verarbeitungsbetrieb an die Kennzeichnungsverfahren halten, die sie in den beim Zentralen Technischen Dienst eingereichten Unterlagen angegeben haben; etwaige Änderungen sind umgehend mitzuteilen.
Wird die gekennzeichnete Verpackungseinheit (Einzelstück oder Charge) beim Benutzer oder Händler (als Zwischenlieferant) aufgelöst, sodass ein Teil des Materials oder das gesamte Material nicht mehr über die ursprüngliche Kennzeichnung verfügt, sind der Benutzer und der Händler dafür verantwortlich, die Herkunft anhand der Begleitunterlagen des Materials und der Eckdaten der Hinterlegung der Kennzeichnung beim Zentralen Technischen Dienst zu dokumentieren.
Die Hersteller, Zwischenlieferanten und Endbenutzer müssen gewährleisten, dass die Begleitunterlagen der Materialien ordnungsgemäß archiviert werden und für die Dauer von mindestens zehn Jahren verfügbar sind; und sie müssen dafür Sorge tragen, dass die Kennzeichnungen und Etikettierungen für die Rückverfolgbarkeit des Produkts erkennbar bleiben.
Der Zentrale Technische Dienst des Obersten Rates für öffentliche Arbeiten kann ggf. weitere Bestimmungen erlassen, um die Identifikation und Rückverfolgung des Produkts anhand der Kennzeichnung zu erleichtern.
11.7.10.1.2
Lieferungen und Begleitunterlagen
Allen Bauholzlieferungen müssen die folgenden Unterlagen beigefügt sein:
-
Kopie der Unterlagen der CE-Kennzeichnung nach dem auf das Produkt anwendbaren System zur Bewertung und Überprüfung der Leistungsbeständigkeit bzw. Kopie der Qualifizierungsbescheinigung oder der Bescheinigung über die technische Bewertung die vom Zentralen Technischen Dienst erteilt wurde;
-
Leistungserklärung gemäß Verordnung (EU) Nr. 305/2011 oder Erklärung des gesetzlichen Vertreters des Werks mit Angabe der wesentlichen Eigenschaften des Produkts und zwar im Einzelnen: Festigkeitsklasse des Materials, europäische Brandverhaltensklasse und Kennnummer des Herstellungsjahrs; diese Erklärung muss auch den Verweis auf das Transportdokument enthalten.
Bei Produkten, die aus einem Verarbeitungsbetrieb stammen, müssen den Lieferungen neben den o. g. Unterlagen auch die folgenden Unterlagen beigefügt sein:
-
Kopie der Anmeldung der Tätigkeit des Verarbeitungsbetriebs;
-
Erklärung des technischen Produktionsleiters mit einer Beschreibung der ausgeführten Bearbeitungen.
11.7.10.2
Annahmekontrollen auf der Baustelle
Die Annahmekontrollen auf der Baustelle sind für alle Holzprodukte und Holzwerkstoffe zwingend vorgeschrieben. Sie obliegen dem Bauleiter, der vor dem Einbau die Erfüllung der vorstehenden Vorgaben prüfen und nicht konforme Lieferungen zurückweisen muss. 
Der Bauleiter muss die Annahmekontrollen gemäß den nachstehenden Vorschriften ausführen. Der Bauleiter kann veranlassen, dass das an die Baustelle gelieferte Material und die zugehörigen Verbindungen zusätzlichen Annahmeprüfungen nach den in den vorliegenden Normen angegebenen Prüfverfahren unterzogen werden.
Die mit den Prüfungen beauftragte Prüfstelle nimmt die Proben entgegen, denen das vom Bauleiter unterzeichnete Anforderungsschreiben beigefügt sein muss. Die Prüfstelle prüft den Zustand der Probekörper und die zugehörigen Unterlagen. Wenn bei den Proben Unregelmäßigkeiten festgestellt werden oder wenn geeignete Mittel zu ihrer Kennzeichnung ganz oder teilweise fehlen, stellt die Prüfstelle die Durchführung der Prüfungen ein und macht dem Zentralen Technischen Dienst des Obersten Rates für öffentliche Arbeiten eine entsprechende Mitteilung.
Die Probenahme kann auch von der mit der Durchführung der Prüfungen beauftragten Prüfstelle vorgenommen werden. Die Prüfstellen müssen die geprüften Proben für die Dauer von mindestens dreißig Tagen nach Ausstellung der Prüfbescheinigungen aufbewahren, um die Identifikation und die Rückverfolgbarkeit der Proben zu ermöglichen.
Im Falle von Bauteilen aus Vollholz muss bei jeder Lieferung auf der Baustelle eine visuelle Sortierung von mindestens 5 % der Bauteile, aus denen die Liefercharge besteht, zum Vergleich mit der im Werk vorgenommenen Sortierung durchgeführt werden.
Im Falle von Bauteilen aus Brettschichtholz müssen die Unterlagen über die Sortierung der Bretter und über die zerstörenden mechanischen Prüfungen eingeholt werden, denen die an die Baustellte gelieferte Charge zwingend im Herstellungswerk unterzogen worden sein muss (Bruchversuche bei der Keilverzinkung und Scherversuche und/oder Delaminierungsversuche bei den Klebeflächen). Außerdem müssen bei mindestens 5 % des an die Baustelle gelieferten Materials die Anordnung der Lamellen im Querschnitt und der Mindestabstand zwischen Verbindung und Knoten nach den Vorschriften der Norm UNI EN 14080 geprüft werden.
Bei den anderen keilgezinkten Elementen gemäß den Absätzen 11.7.3, 11.7.5 und 11.7.6 müssen die Unterlagen über die Sortierung des Ausgangsmaterials und über die mechanischen Prüfungen eingeholt werden, die in den Unterlagen über die werkseigene Kontrolle angegeben sind und denen die an die Baustelle gelieferte Charge zwingend im Werk unterzogen worden sein muss. Außerdem müssen bei mindestens 5 % des an die Baustelle gelieferten Materials die Anordnung der Lamellen im Querschnitt und der Mindestabstand zwischen Verbindung und Knoten nach den Vorschriften der anwendbaren technischen Spezifikationen geprüft werden.
Schließlich muss bei 5 % der an die Baustelle gelieferten Bauteile aus Brettschichtholz und der anderen keilgezinkten Elemente gemäß den Absätzen 11.7.3, 11.7.4, 11.7.5 und 11.7.6 die Abweichung von der theoretischen geometrischen Konfiguration anhand der in Absatz 4.4 angegebenen Toleranzen geprüft werden.
Bei den mechanischen Verbindungselementen gemäß Absatz 11.7.8 muss der Bauleiter im Rahmen der Annahme auf der Baustelle die vorgesehenen Qualifizierungsunterlagen und die Entsprechung der Maße, Geometrie und Leistungsmerkmale mit den Angaben im Projekt prüfen und die Ergebnisse der im Rahmen der Kontrollverfahren im Werk vorgesehenen mechanischen Prüfungen einholen. Der Bauleiter muss ferner mechanische Annahmeprüfungen unter Berücksichtigung der kritischen Aspekte, der unterschiedlichen Art und der Anzahl der Verbindungselemente durchführen.
Wenn die Annahmekontrollen kein zufriedenstellendes Ergebnis haben, wenn Zweifel über die Qualität und die Entsprechung der Materialien und Produkte mit den gemachten Angaben bestehen, wenn Elemente vor Ort bearbeitet wurden oder wenn die Unterlagen über die Prüfungen fehlen, denen die einzelnen Produktionschargen im Werk unterzogen wurden, dann müssen die Leistungsmerkmale durch eine Reihe zerstörender und zerstörungsfreier Prüfungen nach den im Folgenden angegebenen Verfahren bewertet werden.
Für Vollholz können die in der Norm UNI EN 384:2016 angeführten Annahmekriterien zugrunde gelegt werden.
Im Falle von Brettschichtholz und anderen keilgezinkten Elementen gemäß den Absätzen 11.7.3, 11.7.4, 11.7.5 und 11.7.6 kann eine Prüfstelle gemäß Artikel 59 des Dekrets des Präsidenten der Republik Nr. 380/2001 unter Berücksichtigung der Wichtigkeit des Bauwerks Prüfungen unter elastischer Belastung nach den Verfahren gemäß Norm UNI EN 408:2012 oder UNI EN 380:1994, soweit sie jeweils anwendbar sind, auch zur Ermittlung des Elastizitätsmoduls parallel zur Faser durchführen.
Sind die Ergebnisse der Annahmekontrollen nicht zufriedenstellend, muss der Bauleiter die Lieferung zurückweisen. 
11.8.
FERTIGTEILE AUS STAHLBETON UND SPANNBETON 
11.8.1.
ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN 
Die Fertigteile müssen in geeigneten Anlagen und mit organisierten Strukturen und Techniken industriell gefertigt werden. 
Insbesondere muss das Werk über eine ständige Produktionskontrolle verfügen, die die Aufrechterhaltung eines angemessenen Niveaus der Zuverlässigkeit bei der Betonherstellung und bei der Verwendung der einzelnen Bestandteile sowie der Konformität des Fertigerzeugnisses gewährleistet. 
Dieses Kontrollsystem muss auch die Betonherstellung gemäß den Vorschriften in Absatz 11.2 umfassen. 
Bei allen Fertigteilen, die gemäß Fall A oder C aus Absatz 11.1 qualifiziert sind, gelten die Verfahrensanforderungen in Bezug auf die Hinterlegung gemäß Artikel 58 des Dekrets des Präsidenten der Republik Nr. 380/2001 als erfüllt. Es bleibt die Verpflichtung der Erfüllungen gemäß Dekret des Präsidenten der Republik Nr. 380/01 gegenüber dem zuständigen örtlichen Amt sowie der Erfüllungen gemäß Artikel 56 des Dekrets des Präsidenten der Republik Nr. 380/2001 im Falle von Gebäuden mit Tragwerk aus tragenden Platten. Damit sie verwendet werden können, müssen diese Produkte, sofern anwendbar, den Vorschriften der Absätze 11.8.2, 11.8.3.4 und 11.8.5 entsprechen, soweit sie nicht im Widerspruch zu den harmonisierten europäischen technischen Spezifikationen stehen. 
Für die Leistungserklärung und die Etikettierung gelten die von den harmonisierten europäischen Normen vorgesehenen Methoden und zwar im Einzelnen:
· Methode 1:
Deklaration der geometrischen Daten und der Materialeigenschaften.
· Methode 2:
Deklaration der Produkteigenschaften, die anhand der geltenden nationalen Anhänge zu den Eurocodes zu bewerten sind; 
· Methode 3:
Deklaration auf der Grundlage einer gegebenen Bauteilspezifikation, auf die die vorliegenden technischen Normen Anwendung finden. 
Zum Zweck der Abnahme und Verwendung müssen alle Komponenten oder Tragkonstruktionen den Anforderungen der vorliegenden Normen entsprechen; insbesondere muss das Ausgangsmaterial vom Hersteller gemäß Absatz 11.1 qualifiziert worden sein.
Für alle Fertigteile, auf die nicht die Vorschriften für Fall A oder C aus Absatz 11.1 anwendbar sind, gelten die nachstehenden Vorschriften. 
Hierbei müssen nicht serienmäßig hergestellte Bauteile dennoch mit Verfahren hergestellt werden, die einem Produktionskontrollsystem gemäß den nachstehenden Vorschriften unterliegen. 
11.8.2.
MINDESTANFORDERUNGEN AN DIE PRODUKTIONSSTÄTTEN UND -ANLAGEN 
Das Verfahren zur Herstellung der Fertigteile, die Gegenstand der vorliegenden Normen sind, muss mindestens die folgenden Merkmale aufweisen: 
a)
Anlagen, in denen die Bestandteile in Silos, Trichtern und Behältern gelagert werden, die jede Möglichkeit der Verwechslung, des Austretens und des Überlaufens ausschließen; 
b)
Dosierung nach Gewicht der festen Bestandteile und Dosierung nach Volumen oder Gewicht der flüssigen Bestandteile mit Hilfe von geeigneten Geräten, die gemäß den anwendbaren Rechtsvorschriften kalibriert werden; 
c)
Organisation mittels einer vollständigen Abfolge der wesentlichen Vorgänge für Herstellung und Kontrolle; 
d)
Organisation eines Systems zur ständigen dokumentierten Produktionskontrolle; 
e)
Einhaltung der Vorschriften zum Schutz der Arbeitnehmer und der Umwelt. 
11.8.3.
PRODUKTIONSKONTROLLE 
Die Anlagen für die Herstellung von Fertigteilen, die von den vorliegenden Normen geregelt werden, müssen sich zur kontinuierlichen Produktion eignen und über geeignete Verpackungsmaschinen verfügen; ferner müssen sie über erfahrenes Personal und geeignete Geräte für die Kontrolle, Bewertung und Korrektur der Qualität des Produkts verfügen. 
Die Hersteller von Fertigteilen müssen ein Produktionskontrollsystem einrichten, um sicherzustellen, dass die Produkte die von den vorliegenden Normen vorgesehenen Anforderungen erfüllen und dass dies bis zum Einbau ständig gewährleistet ist. 
Das Qualitätsmanagementsystem für das Produkt, dem der Herstellungsprozess unterliegt, muss nach der Norm UNI EN ISO 9001 eingerichtet und von einer unabhängigen Zertifizierungsstelle zertifiziert werden, die über die entsprechende Kompetenz und eine geeignete Organisationsstruktur verfügt und ihre Tätigkeit im Einklang mit der Norm UNI CEI EN ISO/IEC 17021-1 ausübt. 
Für die Zwecke der Zertifizierung des Qualitätsmanagementsystems können der Hersteller und die Zertifizierungsstelle die Angaben in den anwendbaren einschlägigen europäischen oder internationalen Normen zugrunde legen. 
Die Materialkontrolle muss nach den Vorschriften in den vorliegenden Normen oder nach den geltenden Rechtsvorschriften erfolgen. 
11.8.3.1
Materialkontrolle bei serienmäßig hergestellten Bauteilen 
In Bezug auf den Beton, der in den Herstellungsbetrieben der serienmäßig hergestellten Fertigteile für tragende Bauteile verwendet wird, muss der technische Werksleiter den Beton einer ständigen Kontrolle nach den Vorschriften in Absatz 11.2 unterziehen und hierzu Kraft- und Wegmessgeräte verwenden, die jährlich von einer Prüfstelle gemäß Artikel 59 des Dekrets des Präsidenten der Republik Nr. 380/2001 oder von einem unabhängigen Kalibrierdienst kalibriert werden, der nach den geltenden Vorschriften des Sektors akkreditiert ist.
Der o. g. Techniker muss die Ergebnisse täglich mit Datumsangabe in die hierfür vorgesehenen Produktionsverzeichnisse eintragen, die der Hersteller für die Dauer von zehn Jahren aufbewahren muss. Diese Verzeichnisse sind den zuständigen Stellen des Zentralen Technischen Dienstes des Obersten Rates für öffentliche Arbeiten, den Bauleitern und allen anderen berechtigten Personen, die am Bauwerk beteiligt sind, zur Verfügung zu halten. 
Die Prüfungen im Werk müssen nach einer Abbindezeit von 28 Tagen und zu den signifikanten Zeiten in den verschiedenen Phasen des technologischen Zyklus nach den in Absatz 11.2.4 angegebenen Modalitäten ausgeführt werden. 
Die charakteristische Festigkeit muss mit der Kontrollmethode B gemäß Absatz 11.2.5 ermittelt und unverzüglich aufgezeichnet werden. 
Außerdem ist der Beton nach einer Abbindezeit von 28 Tagen in einer Prüfstelle gemäß Artikel 59 des Dekrets des Präsidenten der Republik Nr. 380/2001 zu prüfen. Hierzu ist mindestens eine Probenahme alle fünf effektive Produktionstage bei jeder Betonsorte durchzuführen; diese Prüfergebnisse müssen den Anforderungen für die Kontrolle vom Typ A gemäß Absatz 11.2.5 genügen, wobei unabhängig von der hergestellten Betonmenge drei aufeinanderfolgende Probenahmen durchzuführen sind. 
Der technische Werksleiter ist dafür verantwortlich, dass die Ergebnisse der Prüfungen im Werk und der Prüfungen in der externen Prüfstelle in das gleiche Verzeichnis eingetragen werden. 
Schließlich muss der technische Leiter in regelmäßigen Zeitabständen, jedoch mindestens einmal pro Jahr, eine Prüfung der statistischen Übereinstimmung der Ergebnisse der internen Kontrollen und der Ergebnisse der von der externen Prüfstelle durchgeführten Kontrollen untereinander und mit den Vorschriften in den vorliegenden technischen Normen veranlassen. 
In Bezug auf den Bewehrungsstahl für tragende Zwecke, der von den Herstellungsbetrieben der serienmäßig hergestellten Fertigteile verwendet wird, muss der technische Werksleiter prüfen, dass dem eingehenden Material die vorgesehenen Qualifizierungsunterlagen und die Unterlagen gemäß Absatz 11.3.1.5 (Qualifizierungsbescheinigung des Zentralen Technischen Dienstes, Transportdokumente usw.) beigefügt sind. Der technische Werksleiter muss nicht konforme Lieferungen zurückweisen.
Wird der Stahl gebogen, geschweißt oder gerichtet, obliegt es dem technischen Werksleiter, durch geeignete Prüfungen sicherzustellen, dass die Bearbeitungen nicht die ursprünglichen mechanischen und geometrischen Eigenschaften der Produkte verändern. Diese Prüfungen sind nach den Bearbeitungen durchzuführen. Für die Schweiß- und Biegeverfahren können die anwendbaren europäischen Bestimmungen zugrunde gelegt werden.
Der Biegeversuch muss an drei Proben je 90 Tonnen bearbeiteter Stahl (der die Maschine/n des Werks verlässt) und jedenfalls einmal monatlich nach der Norm UNI EN ISO 15630-1:2010 durchgeführt werden. Es sind Spindeln mit einem geeigneten Durchmesser zu verwenden. Die Probe darf nach dem Versuch keine Risse aufweisen.
Die Prüfungen der tragenden Schweißverbindungen, die von geprüften Schweißern auszuführen sind, müssen im Rahmen der werkseitigen Produktionskontrolle festgelegt werden. Für die Durchführung der Prüfungen und die Zulässigkeitsgrenzen kann die Norm UNI EN ISO 17635 zugrunde gelegt werden. Alle zwei Jahre, bei Erneuerung der Schweißerprüfung, werden die Schweißverbindungen allen von den anwendbaren europäischen Normen vorgesehenen Prüfungen unterzogen.
Nach dem Richten der Ringe werden drei Proben je 10 Ringe in einer Prüfstelle gemäß Artikel 59 des Dekrets des Präsidenten der Republik Nr. 380/2001 einem Zugversuch unterzogen.
Der technische Werksleiter ist dafür verantwortlich, dass alle Ergebnisse der im Rahmen der internen Kontrolle und der von der externen Prüfstelle durchgeführten Prüfungen in ein hierfür vorgesehenes Verzeichnis eingetragen werden, dessen Einsichtnahme allen hierzu berechtigten Personen zu gestatten ist.
Die o. g. Kontrollen gelten nur für Produkte ohne CE-Kennzeichnung, auf die vollumfänglich die Vorschriften der einschlägigen harmonisierten technischen Normen Anwendung finden.
11.8.3.2
Produktionskontrolle bei geprüfter Serienfertigung 
Betriebe, in denen gemäß Absatz 4.1.10.2.2 die geprüfte Serienfertigung vorgesehen ist, bedürfen vorab der Erteilung der Bescheinigung über die technische Bewertung des Zentralen Technischen Dienstes gemäß Absatz 11.8.4.3. 
11.8.3.3
Erstprüfung von serienmäßig hergestellten Bauteilen 
Für die geprüfte Serienfertigung von Bauteilen für tragende Zwecke muss eine vom Hersteller beauftragte Prüfstelle gemäß Artikel 59 des Dekrets des Präsidenten der Republik Nr. 380/2001 zuvor die Prototypen Versuchen unterziehen. 
11.8.3.4
Kennzeichnung 
Jedes serienmäßig gefertigte Bauteil muss mit einer dauerhaften, unauslöschlichen oder zumindest nicht zu entfernenden Kennzeichnung versehen sein, damit die Rückverfolgbarkeit des Herstellers und des Herstellungswerks gewährleistet ist und die Serie bestimmt werden kann, zu der das Bauteil gehört. 
Außerdem muss bei Fertigteilen mit einem Gewicht von mehr als 8 kN zumindest bis zum etwaigen Endguss auch das Gewicht gut sichtbar auf dem Bauteil angegeben sein. 
11.8.4.
QUALIFIZIERUNGSVERFAHREN 
Die Bewertung der Eignung des Produktionsprozesses und der werkseigenen Produktionskontrolle sowie der Konformität des Fertigerzeugnisses erfolgt mit dem nachstehend angegebenen Qualifizierungsverfahren. 
Die Hersteller von serienmäßig hergestellten Fertigteilen müssen die Qualifizierung des Werks und der serienmäßig hergestellten Bauteile veranlassen, indem sie gemäß Artikel 58 des Dekrets des Präsidenten der Republik Nr. 380/2001 die entsprechenden Unterlagen an den Zentralen Technischen Dienst des Präsidiums des Obersten Rates für öffentliche Arbeiten übermitteln. 
Die o. g. Unterlagen werden vom Zentralen Technischen Dienst durch ein besonderes Rundschreiben bekannt gemacht. 
Der Zentrale Technische Dienst ist befugt, die Gültigkeit und Stimmigkeit der Unterlagen sowie die Einhaltung der in den vorliegenden Normen enthaltenen Vorschriften auch durch Inspektionsbesuche festzustellen. 
Der Zentrale Technische Dienst aktualisiert die Liste der zum Erhalt der Qualifizierung erforderlichen Unterlagen im Zuge der technischen Weiterentwicklung und der Aktualisierung der Rechtsvorschriften. 
11.8.4.1
Qualifizierung des Werks 
Die Qualifizierung des Werks ist eine Vorbedingung für die anschließende Anerkennung von Herstellungsverfahren. 
Die Qualifizierung der Organisation des Werks und des Produktionsprozesses muss durch Vorlage der entsprechenden Unterlagen über die Organisationsstruktur der Produktion und das werkseigene Kontrollsystem nachgewiesen werden. 
Werden die Bauteile in mehreren Werken hergestellt, muss die Qualifizierung jede Produktionsstätte einbeziehen. 
11.8.4.2
Qualifizierung der erklärten Serienfertigung 
Alle Unternehmen, die im Werk Fertigteile in erklärter Serienfertigung gemäß Absatz 4.1.10.2.1 herstellen, müssen vor Beginn einer neuen Produktion beim Zentralen Technischen Dienst des Obersten Rates für öffentliche Arbeiten einen entsprechenden Antrag einreichen. 
Diesem Antrag sind die Unterlagen gemäß Artikel 58 des Dekrets des Präsidenten der Republik Nr. 380/2001 und gemäß Absatz 11.8.4.1 beizufügen. 
Der Zentrale Technische Dienst erteilt auf der Grundlage der eingereichten technischen Unterlagen die entsprechende Bescheinigung, die fünf Jahre gültig ist. 
Diese zur Herstellung der Bauteile erforderliche Bescheinigung beinhaltet auch die Qualifizierung der einzelnen Produktionsstätten. 
Die Bescheinigung kann auf Antrag erneuert werden; hierzu müssen vorher die entsprechenden Unterlagen über die im fünfjährigen Gültigkeitszeitraum ausgeführten Tätigkeiten und Kontrollen eingereicht werden. 
11.8.4.3
Qualifizierung der geprüften Serienfertigung 
Zusätzlich zu den Unterlagen, die für die erklärte Serienfertigung genannten wurden, umfassen die zur Qualifizierung der geprüften Serienfertigung erforderlichen Unterlagen auch die Unterlagen über die Bruchversuche beim Prototyp und einen Bericht mit der Auswertung der Versuchsergebnisse. 
Der Zentrale Technische Dienst erteilt auf Grundlage der eingereichten technischen Unterlagen nach Anhörung des Obersten Rates für öffentliche Arbeiten die Bescheinigung über die technische Bewertung, die fünf Jahre gültig ist und auf Antrag erneuert werden kann.
Diese zur Herstellung der Bauteile erforderliche Bescheinigung beinhaltet auch die Qualifizierung der einzelnen Produktionsstätten. 
11.8.4.4
Aussetzung und Widerruf 
Der Zentrale Technische Dienst kann im Falle von Unstimmigkeiten zwischen den eingereichten Unterlagen und der tatsächlichen Produktion oder im Falle der Missachtung der in den geltenden technischen Normen enthaltenen Vorschriften die Qualifizierungsbescheinigungen für das Werk und/oder die erklärte oder geprüfte Serienfertigung aussetzen und in schwerwiegenden Fällen oder im Wiederholungsfall auch widerrufen. Die Aussetzungs- oder Widerrufsverfügung erfolgt durch den Zentralen Technischen Dienst. 
11.8.5.
BEGLEITDOKUMENTE 
Der Bauleiter muss Lieferungen zurückweisen, die nicht die im vorliegenden Absatz genannten Anforderungen erfüllen. 
Über die anwendbaren Vorschriften von Absatz 11.1 hinaus sind allen Fertigteillieferungen an die Baustelle, gleich ob es sich um serienmäßig gefertigte Teile oder Einzelanfertigungen handelt, geeignete Anleitungen gemäß Artikel 58 des Dekrets des Präsidenten der Republik Nr. 380/2001 mit der Beschreibung der Verfahren für den Transport und die Montage der Fertigteile beizufügen, die dem Bauleiter für das Bauwerk zu übergeben sind, in die diese Bauteile eingebaut werden sollen; es obliegt dem Bauleiter, diese Anleitungen aufzubewahren. 
Diese Anleitungen müssen in der Regel mindestens Folgendes umfassen: 
a)
Gesamtzeichnungen mit Angabe der Position und der Verbindungen der Bauteile innerhalb des gesamten Bauwerks, einschließlich der Liste der gelieferten Bauteile mit zugehörigen Kennzeichen; 
b)
Bericht über die Eigenschaften der Baustoffe, die zum Verbinden und zur Fertigstellung erforderlich sind; 
c)
Montageanleitungen mit den erforderlichen Angaben für Handhabung, Einbau und Ausrichtung der Fertigteile; 
d)
Unterlagen mit den Anweisungen für die ordnungsgemäße Verwendung und Instandhaltung der Fertigteile. Diese Unterlagen muss der Bauleiter nach Fertigstellung des Bauwerks dem Auftraggeber übergeben; 
e)
bei qualifizierten serienmäßig hergestellten Bauteilen: Herkunftszertifikat mit Unterschrift des für die Produktion zuständigen technischen Leiters und des Herstellers, der damit die ihm gesetzlich zugewiesene Verantwortung für die Fertigteile übernimmt. Dieses Zertifikat muss die Entsprechung des Fertigteils mit den beim Zentralen Technischen Dienst hinterlegten Unterlagen garantieren und die Angabe des Namens des Planers sowie eine Kopie der vom Zentralen Technischen Dienst erteilten Qualifizierungsbescheinigung enthalten; 
f)
Unterlagen, sofern verfügbar, zur Bescheinigung der Ergebnisse der im Werk an den Betonwürfeln ausgeführten Druckversuche (bzw. Auszug aus dem Produktionsverzeichnis) und Kopie der Bescheinigungen über die von einer beauftragten Prüfstelle gemäß Artikel 59 des Dekrets des Präsidenten der Republik Nr. 380/2001 durchgeführten Versuche; diese Unterlagen müssen sich auf den Zeitraum der Herstellung der Fertigteile beziehen. 
Eine Kopie des Herkunftszertifikats muss dem Bericht des Bauleiters gemäß Artikel 65 des Dekrets des Präsidenten der Republik Nr. 380/2001 beigefügt werden.
Der Bauleiter muss vor der Annahme der Fertigteile prüfen, dass sie tatsächlich gemäß Absatz 11.8.3.4 gekennzeichnet sind.
Hersteller von Fertigteilen müssen dem Bauleiter (und dieser dem Auftraggeber) außerdem die Unterlagen (Zeichnungen, Konstruktionseinzelheiten usw.) übergeben, die je nach den jeweiligen Zuständigkeiten vom Planer und vom technischen Werksleiter unterzeichnet sind und die Anweisungen für die ordnungsgemäße Verwendung der einzelnen Fertigteile enthalten; sie müssen im Einzelnen folgende Angaben enthalten:
g)
Bestimmungszweck des Produkts;
h)
physikalische Anforderungen, die in Bezug auf den Bestimmungszweck von Bedeutung sind;
i)
statische Leistungsmerkmale bei Fertigteilen für tragende Zwecke;
j)
Vorschriften für ergänzende oder Instandhaltungsarbeiten, die erforderlich sind, um die deklarierten Leistungsmerkmale und Eigenschaften zu verleihen bzw. zu bewahren; 
k)
Toleranzen bei Lieferung von Komponenten. 
Der Planer muss in den o. g. Unterlagen ausdrücklich die folgenden Angaben machen:
–
mechanische Eigenschaften der Querschnitte, Werte der Zwangszustände, Betriebsmomente, maximale Scherkräfte, Betriebslasten und ihre Verteilung, Art des Korrosionsschutzes der Verankerungsvorrichtungen aus Metall, Abmessungen und Eigenschaften der Auflager, Anweisungen für ihre fachgerechte Verwendung; 
–
verlangte Festigkeit, wenn der Querschnitt eines tragenden Fertigteils durch das Einbringen von Ortbeton vervollständigt werden muss; 
Einsatzmöglichkeit in aggressiver Umgebung und ggf. hieraus folgende Änderungen der Leistungsmerkmale. 
11.8.6.
MECHANISCHE VERBINDUNGSVORRICHTUNGEN 
Die mechanischen Vorrichtungen für die Verbindung zwischen den Fertigteilen müssen die Leistungsmerkmale gemäß den vorliegenden Normen und insbesondere gemäß Absatz 7.4.5.2 im Falle seismischer Einwirkungen garantieren. 
Auf die o. g. mechanischen Vorrichtungen finden die Vorschriften für Fall A oder C aus Absatz 11.1 Anwendung. 
11.9.
ERDBEBENVORRICHTUNGEN UND SCHWINGUNGSDÄMPFER
Unter Erdbebenvorrichtungen und Schwingungsdämpfern sind die Bauteile zu verstehen, die das seismische oder allgemein das dynamische Verhalten eines Bauwerks beeinflussen und beispielsweise seine Grundperiode erhöhen, die Eigenschwingungsformen verändern, das Energiedissipationsvermögen erhöhen, die auf das Bauwerk übertragenen Kräfte begrenzen und/oder permanente oder temporäre Bewegungsbeschränkungen auferlegen, die das seismische oder dynamische Verhalten verbessern. 
Alle Vorrichtungen müssen eine Lebensdauer von mehr als 10 Jahren im Referenztemperaturbereich haben, der in den technischen Spezifikationen angegeben ist, die auf die jeweiligen Vorrichtungen anzuwenden sind. Sollten in den o. g. technischen Spezifikationen entsprechende Angaben fehlen, muss der Referenztemperaturbereich mindestens –15 °C bis +45 °C betragen. Bei besonderen Bauwerken, bei denen die vorhersehbaren Temperaturen außerhalb dieses Bereichs liegen, können andere als die o. g. Temperaturbereiche zugrunde gelegt werden; bei Vorrichtungen, die in geschützten Bereichen eingebaut sind, kann ein kleinerer Temperaturbereich im Verhältnis zu den Extremwerten der Umgebungstemperatur zugrunde gelegt werden. 
Es sind Pläne für die Instandhaltung und für den Austausch am Ende der Lebensdauer vorzusehen, wobei erhebliche Auswirkungen auf die Nutzung der Bauwerke, in die sie eingebaut sind, auszuschließen sind. 
In den Fällen, in denen die harmonisierte europäische Norm UNI EN 15129 angewendet wird, müssen die dort genannten Bezugsgrößen gemäß den Vorschriften in den vorliegenden technischen Normen für Baukonstruktionen ermittelt werden; im Einzelnen ist unter dbd die bezogen auf den GZM bewertete Verschiebung aufgrund eines Erdbebens und unter x∙ dbd die bezogen auf den GZE bewertete Verschiebung aufgrund eines Erdbebens zu verstehen (dbd und x sind die in der Norm UNI EN 15129 verwendeten Symbole für die Bemessungsverschiebung einer Vorrichtung bzw. den Verstärkungsfaktor gemäß Absatz 4.1.2 der Norm UNI EN 15129).
11.9.1.
ARTEN VON VORRICHTUNGEN 
Im Allgemeinen können für die Zwecke der vorliegenden Normen die folgenden Arten von Vorrichtungen angeführt werden: 
Temporäre Verbindungsvorrichtungen: Diese Vorrichtungen werden verwendet, um in Abhängigkeit von Art und Ausmaß der Einwirkung Bewegungen auf unterschiedliche Weise in eine oder mehrere Richtungen zu erzwingen. Es werden unterschieden: 
Festhaltungen mit Sollbruchstelle: Sie verhindern Relativbewegungen zwischen den verbundenen Teilen bis zum Erreichen eines Kraftgrenzwerts, nach dessen Überschreitung sie alle Bewegungen zulassen. Sie schließen die Erdbebenschutzmechanismen im Gebrauchszustand aus und lassen sie während eines Erdbebens frei arbeiten, ohne ihr Verhalten zu beeinflussen. 
Temporäre (dynamische) Verbindungsvorrichtungen: Sie blockieren schnelle Relativbewegungen der verbundenen Elemente bei Erdbeben und lassen relativ langsame Bewegungen des Gebrauchszustandes oder aufgrund thermischer Einwirkungen zu. 
Verschiebungsabhängige Vorrichtungen, ihrerseits unterteilt in: 
Lineare Vorrichtungen: Sie sind bis zu einer bestimmten Verschiebung durch eine im Wesentlichen lineare Kraft-Verschiebungs-Beziehung gekennzeichnet und haben ein stabiles Verhalten für die geforderte Anzahl von Zyklen, das im Wesentlichen unabhängig von der Geschwindigkeit ist; in der Entlastungsphase dürfen keine nennenswerten Restverschiebungen vorliegen. 
Nichtlineare Vorrichtungen: Sie sind durch eine nichtlineare Kraft-Verschiebungs-Beziehung gekennzeichnet; sie haben ein stabiles Verhalten für die geforderte Anzahl von Zyklen, das im Wesentlichen unabhängig von der Geschwindigkeit ist. 
Geschwindigkeitsabhängige Vorrichtungen, auch als Vorrichtungen mit viskosem Verhalten bezeichnet: Sie sind dadurch gekennzeichnet, dass die Kraft entweder nur von der Geschwindigkeit oder von Geschwindigkeit und Verschiebung gleichzeitig abhängt; ihre Funktionsweise basiert auf den Reaktionskräften, die durch das Strömen einer viskosen Flüssigkeit durch Öffnungen oder Ventilsysteme verursacht werden. 
Isoliervorrichtungen oder „Isolatoren“: Sie haben im Wesentlichen die Funktion, vertikale Lasten aufzunehmen und haben eine relativ hohe Steifigkeit in vertikaler Richtung und eine geringe Steifigkeit oder Festigkeit in horizontaler Richtung, sodass sie beträchtliche horizontale Verschiebungen zulassen. Zu dieser Funktion können wahlweise noch die Funktionen der Energiedissipation, der Rückzentrierung und der Beschränkung seitlicher Bewegungen unter horizontalen Gebrauchslasten (nicht erdbebenbedingt) hinzukommen. Da es sich grundsätzlich um Lager handelt, müssen sie den einschlägigen Normen entsprechen, um ihre volle Funktionsfähigkeit bei Gebrauchsbelastung zu garantieren. 
Im Allgemeinen können für die Zwecke der vorliegenden Normen die folgenden Arten von Isolatoren angeführt werden: 
Elastomere Isolatoren: Sie bestehen aus abwechselnden Schichten aus Elastomeren (Kautschuk oder geeignete Kunststoffe) und Stahl (zum Einfassen des Elastomers) und weisen eine starke Verformbarkeit durch Lasten parallel zur Lage der Schichten (horizontale Lasten) auf. 
Gleitisolatoren: Sie bestehen aus Gleitlagern mit planen oder gekrümmten Oberflächen, die durch einen geringen Reibungswiderstand gekennzeichnet sind. 
Vorrichtungen, die aus einer Kombination der vorgenannten Arten bestehen. 
11.9.2.
QUALIFIZIERUNGSVERFAHREN 
Für diese Erdbebenvorrichtungen gelten die Vorschriften für Fall A aus Absatz 11.1; sie müssen der einschlägigen harmonisierten europäischen Norm UNI EN 15129 entsprechen und über die CE-Kennzeichnung verfügen. Es wird das System zur Bewertung und Überprüfung der Leistungsbeständigkeit angewendet, das die o. g. genannte harmonisierte europäische Norm für kritische Anwendungen vorsieht. 
Im Falle von Erdbebenvorrichtungen, die nicht oder nicht vollumfänglich in den Anwendungsbereich der harmonisierten europäischen Norm UNI EN 15129 fallen, finden die Vorschriften für Fall C aus Absatz 11.1 Anwendung. 
Zusätzlich zu den Vorschriften für Fall A oder C aus Absatz 11.1 muss jeder Lieferung ein Handbuch mit den technischen Spezifikationen für den Einbau und die Instandhaltung beigefügt sein. 
Die Qualifizierungsverfahren haben den Zweck nachzuweisen, dass die Vorrichtung geeignet ist, ihre Funktionsfähigkeit während ihrer gesamten Bemessungslebensdauer unter den vorgesehenen Nutzungsbedingungen zu bewahren. 
11.9.3
ANNAHMEVERFAHREN 
Die Annahmekontrollen auf der Baustelle sind für alle Arten von Vorrichtungen zwingend vorgeschrieben. Sie obliegen dem Bauleiter, der vor dem Einbau die vorgeschriebenen Prüfunterlagen prüfen und nicht konforme Lieferungen zurückweisen muss. Der Bauleiter muss ferner die Geometrie und die Toleranzen prüfen und die nachstehend angegebenen Annahmeprüfungen durchführen lassen.
Die Annahmeprüfungen müssen von einer Prüfstelle gemäß Artikel 59 des Dekrets des Präsidenten der Republik Nr. 380/2001 ausgeführt und bescheinigt werden, die über die entsprechende Kompetenz, Ausstattung und Organisation verfügt.
Bei den Vorrichtungen, die in den Anwendungsbereich der harmonisierten europäischen Norm UNI EN 15129 fallen, sind die für jede Art von Vorrichtung in dieser Norm in Bezug auf die werkseigene Produktionskontrolle (Factory Production Control tests) angegebenen Methoden für die Annahmeprüfungen und entsprechenden Bewertungskriterien anzuwenden. Nachstehend wird für jede Art von Vorrichtung die Anzahl der jeweils den Annahmeprüfungen zu unterziehenden Vorrichtungen angegeben.
Für die Zwecke der Annahmeprüfungen können die Prüfungen für die werkseigene Kontrolle, die im Rahmen der Aufrechterhaltung der Qualifizierung der Vorrichtungen im Sinne der o. g. europäischen Norm durchgeführt werden, mit der dort angegebenen Anzahl verwendet werden, sofern die folgenden Voraussetzungen erfüllt sind:
· die Stichprobenauswahl der Vorrichtungen wird vom Bauleiter der Baustelle persönlich bei den Chargen vorgenommen, die für diese Baustelle bestimmt sind;
· die Prüfungen werden von einer Prüfstelle gemäß Artikel 59 des Dekrets des Präsidenten der Republik Nr. 380/2001 ausgeführt und bescheinigt, die über die entsprechende Kompetenz, Ausstattung und Organisation verfügt.
· Die o. g. Bescheinigungen müssen die Angabe der Baustelle/n enthalten, auf der/denen die Lieferung eingesetzt wird.
Im Falle der nicht in den Anwendungsbereich der harmonisierten europäischen Norm UNI EN 15129 fallenden Vorrichtungen müssen die Annahmeprüfungen, die ebenfalls zwingend vorgeschrieben sind, nach den Verfahren und mit den Bewertungskriterien ausgeführt werden, die in den europäischen technischen Spezifikationen oder in der maßgeblichen Bescheinigung über die technische Bewertung angegeben sind.
Sind die Ergebnisse der Annahmekontrollen nicht zufriedenstellend, muss der Bauleiter die Lieferung zurückweisen. 
Die Vorrichtungen, die Qualifizierungs- oder Annahmeprüfungen unterzogen werden, können nur dann beim Bauwerk verwendet werden, wenn die nichtlinear beanspruchten Elemente ersetzt werden oder wenn ihre Ermüdung bei niedriger Lastspielzahl mindestens eine Größenordnung über der Anzahl der Prüfzyklen liegt; in jedem Fall ist vor ihrer Verwendung durch die anschließend Durchführung der Abnahmeprüfungen und die Kontrolle der entsprechenden Prüfparameter sicherzustellen, dass sie im Anschluss an die Prüfungen vollkommen unversehrt und voll funktionsfähig sind. 
11.9.4.
LINEARE VORRICHTUNGEN 
Das Verhalten der linearen Vorrichtungen ist durch die äquivalente Steifigkeit Ke und den Koeffizienten der äquivalenten viskosen Dämpfung ξe gegeben; die folgenden Grenzwerte sind einzuhalten: 

ξe < 15%
[11.9.1]
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[11.9.2]
wobei Kin die als Sekantensteifigkeit zwischen den 10 % und 20 % der Bemessungskraft entsprechenden Werten bewertete Anfangssteifigkeit ist. 
Um ein stabiles zyklisches Verhalten zu gewährleisten, müssen die Abweichungen innerhalb einer Reihe von Belastungszyklen, die sich auf dieselbe maximale Verschiebung beziehen, wie folgt begrenzt werden: 
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[11.9.4]
wobei sich der untere Index „(3)“ auf die im dritten Belastungszyklus ermittelten Zahlen bezieht und der untere Index „(i)“ auf die im i-ten Zyklus, den ersten Zyklus ausgenommen (i ≥ 2), ermittelten Zahlen. 
Die maximalen Differenzen zwischen den bei den Prüfungen ermittelten mechanischen Eigenschaften und den Bemessungswerten oder Werten unter normalen Gebrauchsbedingungen müssen innerhalb der in Tabelle 11.9.I angegebenen Grenzen liegen. 
Die Abweichungen sind in Bezug auf den 3. Prüfzyklus zu bewerten. 
Tabelle 11.9.I 
	
	Lieferung
	Alterung
	Temperatur
	Prüffrequenz

	Ke 
	±15%
	±20%
	±40%
	±10%

	ξe 
	±15%
	±15%
	±15%
	±10%


11.9.4.1
Annahmeprüfungen der Vorrichtungen 
Den Annahmeprüfungen müssen mindestens 20 % der Vorrichtungen, in jedem Fall mindestens 4 Vorrichtungen, aber nicht mehr als die insgesamt einzubauenden Vorrichtungen, unterzogen werden.
Mindestens eine Vorrichtung muss auch einer quasistatischen Prüfung mit mindestens 5 alternierenden kompletten Verformungszyklen mit einer maximalen Amplitude von ± d2 unterzogen werden.
Wenn die Vorrichtung bauliche Eigenschaften hat, die denen eines elastomeren Isolators gleichen, wenn ihre Geometrie ähnlich ist und sie einer Scherbeanspruchung ausgesetzt ist, jedoch nicht zur Aufnahme vertikaler Lasten dient, müssen die Annahmeprüfungen nach den Modalitäten und Zahlenangaben durchgeführt werden, die für die Prüfungen elastomerer Isolatoren vorgeschrieben sind, doch mit der folgenden Abweichung: 
–
Charakterisierung der Vorrichtungen ohne Anfangsbelastung durch Reproduktion der Zwangsbedingungen auf Ober- und Unterseite der eingebauten Vorrichtung. 
11.9.5.
NICHTLINEARE VORRICHTUNGEN 
Die nichtlinearen Vorrichtungen können ein unterschiedliches mechanisches Verhalten mit hoher oder geringer Energiedissipation, mit Abnahme oder Zunahme der Steifigkeit bei zunehmender Verschiebung und mit oder ohne Restverschiebungen bei Wegfall der Kraft aufweisen. Im Folgenden werden Vorrichtungen behandelt, die einerseits durch eine Abnahme der Steifigkeit und andererseits durch eine bei zunehmender Verschiebung stetig zunehmende Kraft gekennzeichnet sind und deren in Abbildung 11.9.1 gezeigte Kraft-Verschiebungskurven im Wesentlichen unabhängig von der Bewegungsgeschwindigkeit sind. 
Die nichtlinearen Vorrichtungen bestehen aus Grundelementen, die ihre für ihre Verwendung wesentlichen mechanischen Eigenschaften bestimmen. 
Ihr Verhalten ist durch die Kennlinie gegeben, die die von der Vorrichtung übertragene Kraft mit der entsprechenden Verschiebung verknüpft; diese Kennlinien können im Allgemeinen durch bilineare Beziehungen dargestellt werden, die bestimmt werden, indem man die Kurve durch den Koordinatenpunkt (F1, d1), der dem theoretischen Grenzwert des linear-elastischen Verhaltens entspricht, und den Koordinatenpunkt (F2, d2) verlaufen lässt, der der Bemessungsbedingung im Grenzzustand bezüglich der Sicherheit gegen Einsturz entspricht. 
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Abbildung 11.9.1 - Kraft-Verschiebungskurven von nichtlinearen Vorrichtungen
Der theoretische bilineare Zyklus wird durch die folgenden Parameter definiert:
del
=
Verschiebung im ersten Belastungszweig bei einem Versuch, bei dem das Verhalten im Wesentlichen linear ist. Im Allgemeinen kann man einen Wert gleich d2/20 ansetzen; 
Fel
=
Kraft, die im Anfangsbelastungszweig des Versuchs del entspricht. 
d1
=
Abszisse des Schnittpunkts der Verbindungsgeraden zwischen dem Ursprung und dem Punkt (del, Fel) und der Verbindungsgeraden zwischen den Punkten (d2/4, F(d2/4)) und (d2, F2) im dritten Zyklus des Versuchs; 
F1
=
Ordinate des Schnittpunkts der Verbindungsgeraden zwischen dem Ursprung und dem Punkt (del, Fel) und der Verbindungsgeraden zwischen den Punkten (d2/4, F(d2/4)) e (d2, F2) im dritten Zyklus des Versuchs; 
d2
=
maximale Bemessungsverschiebung der Vorrichtung, die dem Grenzzustand bezüglich der Sicherheit gegen Einsturz entspricht; 
F2
=
Kraft, die der Verschiebung d2 beim dritten Versuchszyklus entspricht. 
Die elastische und die plastische Steifigkeit des ersten bzw. zweiten Zweigs werden wie folgt definiert: K1 = F1/d1 ; K2 = (F2-F1)/(d2-d1); die Sekantensteifigkeit ist hingegen gegeben durch Ksec = F2/d2 und die äquivalente Dämpfung ξe ist Ed/(2π( F2 (d2), wobei Ed die Fläche des Hysteresezyklus ist. 
Um ein stabiles zyklisches Verhalten zu gewährleisten, müssen die Abweichungen innerhalb einer Reihe von Belastungszyklen, die sich auf dieselbe maximale Verschiebung beziehen, wie folgt begrenzt werden: 
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[11.9.6]
wobei sich der untere Index „(3)“ auf die im dritten Belastungszyklus ermittelten Zahlen bezieht und der untere Index „(i)“ auf die im i-ten Zyklus, den ersten Zyklus ausgenommen (i ≥ 2), ermittelten Zahlen. 
Der theoretische Zyklus, der ggf. für nichtlineare Analysen zur Bemessung des Bauwerks angenommen wird, einschließlich der mit dem realen Verhalten übereinstimmenden Entlastungs- und Wiederbelastungszweige, muss derart sein, dass die in einem Zyklus dissipierte Energie um nicht mehr als 10 % von der im dritten Belastungszyklus des Versuchs dissipierten Energie abweicht. 
Die maximalen Differenzen zwischen den bei den Prüfungen ermittelten mechanischen Eigenschaften und den Bemessungswerten oder Werten unter normalen Gebrauchsbedingungen müssen innerhalb der in Tabelle 11.9.II angegebenen Grenzen liegen. 
Die Abweichungen sind in Bezug auf den 3. Prüfzyklus zu bewerten. 
Tabelle 11.9.II 
	
	Lieferung 
	Alterung 
	Temperatur 
	Prüffrequenz (1)

	K2 
	±15%
	±20%
	±20%
	±10%

	Ksec 
	±15%
	±20%
	±40%
	±10%

	ξe 
	±10%
	±15%
	±15%
	±10%


(1) Mit Bezug auf die den Prüffrequenzen entsprechenden Frequenzen ermittelte oder deklarierte Werte.
Wenn das Verfestigungsverhältnis K2/K1 ≤ 0,05 ist, wird der Grenzwert für K2 durch den Grenzwert für die Abweichung von K2/K1 ersetzt, der nur um weniger als 0,01 vom Bemessungswert abweichen darf. 
11.9.5.1
Annahmeprüfungen der Vorrichtungen 
Es gelten die Vorschriften von Absatz 11.9.4.1 für die linearen Vorrichtungen. 
11.9.6.
VORRICHTUNGEN MIT VISKOSEM VERHALTEN 
Die Vorrichtungen mit viskosem Verhalten übertragen im Allgemeinen nur horizontale Einwirkungen und haben eine vernachlässigbare Steifigkeit gegenüber den vertikalen Einwirkungen. Kennzeichnend ist für sie eine zu vα proportionale Kraft, weshalb sie nicht nennenswert zur Steifigkeit des Systems beitragen. Die Kraft-Verschiebungsbeziehung einer viskosen Vorrichtung bei sinusförmigem Verlauf der Verschiebung ist in Abbildung 11.9.2 dargestellt. Für α=1 hat der Zyklus eine elliptische Form. 
Kennzeichnend für ihr Verhalten sind die in einem Zyklus bei vorgegebener Amplitude und Frequenz entwickelte maximale Kraft Fmax und dissipierte Energie Ed bzw. die Konstanten C und α. 
Um ein stabiles zyklisches Verhalten zu gewährleisten, müssen die Abweichungen der dissipierten Energie Ed innerhalb einer Reihe von Belastungszyklen, die sich auf dieselben Höchstwerte von Geschwindigkeit und Verschiebung beziehen, wie folgt begrenzt werden: 
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[11.9.7]
wobei sich der untere Index „(3)“ auf die im dritten Belastungszyklus ermittelten Zahlen bezieht und der untere Index „(i)“ auf die im i-ten Zyklus, den ersten Zyklus ausgenommen (i ≥ 2), ermittelten Zahlen. 
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Abbildung 11.9.2 – Vorrichtungen mit viskosem Verhalten
Die maximalen Differenzen zwischen den bei den Prüfungen ermittelten mechanischen Eigenschaften und den Bemessungswerten oder Werten unter normalen Gebrauchsbedingungen müssen innerhalb der in Tabelle 11.9.III angegebenen Grenzen liegen, wobei die Maßstabsverhältnisse zwischen den geprüften und den wirklichen Vorrichtungen zu berücksichtigen sind. 
Tabelle 11.9.III 
	
	Lieferung
	Alterung
	Temperatur
	Prüffrequenz

	Fmax
	±15 %
	±5 %
	±5 %
	±10 %

	Ed
	-15 %
	-5 %
	-5 %
	±10 %


Um möglichen Geschwindigkeitswerten Rechnung zu tragen, die über den Bemessungswerten liegen, muss die maximale Bemessungskraft der Vorrichtung mit einem Sicherheitsfaktor γv erhöht werden, der gegeben ist durch 

(v= (1+td)·(1,5)α
[11.9.8]
wobei td die Toleranz für die vom Hersteller angegebene Bemessungskraft, einschließlich der Streuung aufgrund der Temperatur, und α der Exponent des Stoffgesetzes ist. 
Die Vorrichtung muss an den Enden zwei Kugelgelenke aufweisen, damit die Dichtungen nicht beschädigt und undicht werden, und die Rotationskapazität muss unter Berücksichtigung der Lasten, denen das Bauwerk während seiner Lebensdauer ausgesetzt ist, der seismischen Einwirkungen und der montagebedingten Fluchtabweichungen bewertet werden. In jedem Fall muss die zulässige Drehung der Gelenke mindestens 2° betragen. 
Die Vorrichtungen sind so zu konstruieren, dass es unter Gebrauchslasten nicht zum Fließen und beim Einsturz nicht zum Bruch kommt. Außerdem müssen sie den aus den seismischen Analysen des Tragwerks im Grenzzustand bezüglich der Sicherheit gegen Einsturz hervorgehenden Seitenbeschleunigungen, bzw., in Ermangelung derartiger Analysen, einer Querkraft standhalten, die mindestens das Zweifache des Eigengewichts der Vorrichtung beträgt. Die Konstruktion und die Bauform der Vorrichtung müssen ihre Instandhaltung während ihrer Nutzungsdauer ermöglichen und außerdem Instabilität der Kolbenstangen im vollkommen ausgefahrenen Zustand und in der Einbaukonfiguration ausschließen. 
11.9.6.1
Annahmeprüfungen der Vorrichtungen 
Den Annahmeprüfungen müssen mindestens 20 % der Vorrichtungen, in jedem Fall mindestens 4 Vorrichtungen, aber nicht mehr als die insgesamt einzubauenden Vorrichtungen, unterzogen werden. 
11.9.7.
ELASTOMERE ISOLATOREN 
Die Isolatoren müssen einen Grundriss mit zwei orthogonalen Symmetrieachsen aufweisen, sodass ihr Verhalten möglichst unabhängig von der Richtung der horizontalen Einwirkungen ist. Zur Bestimmung der Wirkungen von senkrechten Einwirkungen auf die Schichten müssen ihre Nutzmaße an den Abmessungen der Stahlplatten, bereinigt um etwaige Bohrungen, ausgerichtet sein; was hingegen die Wirkungen der zur Lage der Schichten parallelen Einwirkungen anbetrifft, ist der gesamte Querschnitt der Gummischicht zu berücksichtigen. 
Die Stahlplatten müssen den Anforderungen der Normen für Lager genügen; die Bruchdehnung muss mindestens 18 % und die Mindestdicke 2 mm bei den Innenplatten und 20 mm bei den Außenplatten betragen. 
Definiert werden zwei Formfaktoren: 
S1
primärer Formfaktor; Verhältnis zwischen der gemeinsamen Fläche A’ der einzelnen Elastomerschicht und der einzelnen Stahlplatte, bereinigt um etwaige Bohrungen (falls nicht nachträglich aufgefüllt), und der freien Seitenfläche L der einzelnen Elastomerschicht, zuzüglich der Seitenfläche der etwaigen Bohrungen (falls nicht nachträglich aufgefüllt); also gilt S1=A’/L; 
S2
sekundärer Formfaktor; Verhältnis zwischen der Grundfläche D der einzelnen Stahlplatte, parallel zur horizontalen Einwirkung, und der Gesamtdicke te der Elastomerschichten; also gilt S2 = D/te. 
Isolatoren aus Elastomer und Stahl sind durch ihre charakteristischen, im Allgemeinen nichtlinearen, Kraft-Verschiebungskurven anhand der zwei folgenden synthetischen Parameter gekennzeichnet: äquivalente Steifigkeit Ke und Koeffizient der äquivalenten viskosen Dämpfung ξe. 
Die äquivalente Steifigkeit Ke ist, bezogen auf einen Belastungszyklus, definiert als das Verhältnis zwischen der Kraft F, die der in diesem Zyklus erreichten maximalen Verschiebung entspricht, und der Verschiebung selbst (Ke = F/d), und sie wird als das Produkt aus dem äquivalenten dynamischen Schubmodul Gdin und A/te bewertet. 
Der Koeffizient der äquivalenten viskosen Dämpfung ξe ist als das Verhältnis zwischen der in einem vollständigen Belastungszyklus dissipierten Energie Ed und 2πFd definiert; also gilt ξe = Ed /(2π Fd). 
Die vertikale Steifigkeit Kv ist als das Verhältnis zwischen der vertikalen Bemessungskraft Fv und der vertikalen Verschiebung dv (Kv = Fv/dv) definiert. 
Die maximalen Differenzen zwischen den bei den Prüfungen ermittelten mechanischen Eigenschaften und den Bemessungswerten oder Werten unter normalen Gebrauchsbedingungen müssen innerhalb der in Tabelle 11.9.IV angegeben Grenzen liegen. 
Die Abweichungen sind in Bezug auf den 3. Prüfzyklus zu bewerten. Zur Bewertung der Variation der mechanischen Eigenschaften werden die Prüffrequenzen 0,1Hz und 0,5Hz verwendet. 
Tabelle 11.9.IV 
	
	Lieferung
	Alterung
	Temperatur
	Prüffrequenz

	Ke 
	±20 %
	±20 %
	±20 %
	±20 %

	Kv
	-30 %
	-
	-
	-

	ξe 
	±20 %
	±20 %
	±20 %
	±20 %


Die Abweichungen aufgrund der vertikalen Last, bewertet als die Differenz zwischen den der maximalen und der minimalen vertikalen Last entsprechenden Werten, dürfen höchstens 15 % des Bemessungswerts betragen. 
11.9.7.1
Annahmeprüfungen der Vorrichtungen 
Den Annahmeprüfungen müssen mindestens 20 % der Vorrichtungen, in jedem Fall mindestens 4 Vorrichtungen, aber nicht mehr als die insgesamt einzubauenden Vorrichtungen, unterzogen werden. 
11.9.8.
GLEITISOLATOREN 
Die Gleitisolatoren müssen bei der maximalen Verschiebung d2 mindestens 5 Belastungs- und Entlastungszyklen standhalten können. Diese Bedingung gilt als erfüllt, wenn der Reibungskoeffizient (f) bei den auf den ersten Zyklus folgenden Zyklen um nicht mehr als 25 % im Vergleich zu den im dritten Zyklus ermittelten Eigenschaften abweicht, wenn also gilt: 
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[11.9.9]
wobei die im i-ten Zyklus bewerteten Eigenschaften mit dem unteren Index „(i)“ und die im dritten Zyklus bewerteten Eigenschaften mit dem unteren Index „(3)“ gekennzeichnet sind. Wenn ddc die maximale Bemessungsverschiebung des Steifigkeitszentrums des Isolationssystems ist, die dem Grenzzustand bezüglich der Sicherheit gegen Einsturz entspricht, dann müssen die Gleitisolatoren, wenn die Zunahme der Kraft im Isolationssystem aufgrund von Verschiebungen zwischen 0,5 ddc und ddc weniger als 1,25 % des Gesamtgewichts des Überbaus beträgt, ihre Lagerfunktion bis zu Verschiebungen von 1,25 d2 garantieren können. 
11.9.8.1
Annahmeprüfungen der Vorrichtungen 
Den Annahmeprüfungen müssen mindestens 20 % der Vorrichtungen, in jedem Fall mindestens 4 Vorrichtungen, aber nicht mehr als die insgesamt einzubauenden Vorrichtungen, unterzogen werden. 
Wenn die Isolatoren mit zusätzlichen Elementen oder Mechanismen ausgestattet sind, die geeignet sind, ihre antiseismischen Leistungen zu verbessern, muss mindestens eine komplett mit diesen zusätzlichen Teilen ausgestatte Vorrichtung auch einer quasistatischen Prüfung mit mindestens 5 alternierenden kompletten Verformungszyklen mit einer maximalen Amplitude von ± d2 unterzogen werden. Die Vorrichtung darf nicht im Bauwerk verwendet werden, es sei denn, ihre vollständige Funktionsfähigkeit kann durch Austausch der Grundelemente wiederhergestellt werden. 
11.9.9.
FESTHALTUNGEN MIT SOLLBRUCHSTELLE 
Festhaltungen mit Sollbruchstelle können in zwei Kategorien unterteilt werden: mechanische Vorrichtungen, bei denen die Blockierung mit Hilfe von Bruchmechanismen aufgehoben wird, und hydraulische Vorrichtungen, wo dies durch Öffnen eines Überdruckventils geschieht. 
11.9.9.1
Annahmeprüfungen der Vorrichtungen 
Die Annahmeprüfungen der Vorrichtungen müssen nach den im Folgenden angegebenen Verfahren erfolgen; die Prüfungen gelten als bestanden, wenn die Ergebnisse um nicht mehr als ±10 % von den Ergebnissen der Qualifizierungsprüfungen abweichen. 
▪
Messung der äußeren Geometrie mit einer Toleranz von ±10 % für die Dicke und ±5 % für die Länge bei den für das Verhalten relevanten Komponenten.
▪
Bewertung der Fähigkeit, mindestens 3 monotonen Zyklen mit einer maximalen Belastung standzuhalten, die dem Bemessungswert der Gebrauchslast entspricht; Toleranz +10%, ohne Fließen und Bruch. 
▪
Bewertung der Versagenskraft, indem die Probe einer monotonen Belastung ausgesetzt wird, bis die Sollbruchstelle nachgibt (Versagenskraft). Die Toleranz gegenüber dem Bemessungswert muss vom Planer festgelegt werden; andernfalls beträgt sie ±15 %. 
Den Annahmeprüfungen müssen mindestens 20 % der Vorrichtungen, in jedem Fall mindestens 4 Vorrichtungen, aber nicht mehr als die insgesamt einzubauenden Vorrichtungen, unterzogen werden. Die Vorrichtung darf nicht im Bauwerk verwendet werden, es sei denn, ihre vollständige Funktionsfähigkeit kann durch Austausch der Grundelemente wiederhergestellt werden. 
11.9.10.
TEMPORÄRE (DYNAMISCHE) VERBINDUNGSVORRICHTUNGEN 
Der verfügbare Hub muss von der nicht-seismischen Bemessungsverschiebung aufgrund von langsamen Einwirkungen aus Temperaturänderungen, Schwinden, Viskosität oder sonstigen Relativverschiebungen abhängig gemacht werden, denen die von der Vorrichtung verbundenen Teile ausgesetzt sein können, einschließlich der Verschiebung aufgrund der Komprimierbarkeit des Fluids bei seismischer Einwirkung. Der Hub muss in jedem Fall mindestens ±50 mm bei Brücken und ±25 mm bei Gebäuden betragen. 
Die Vorrichtung muss an den Enden zwei Kugelgelenke aufweisen, damit die Dichtungen nicht beschädigt und undicht werden, und die Rotationskapazität muss unter Berücksichtigung der Lasten, denen das Bauwerk während seiner Lebensdauer ausgesetzt ist, der seismischen Einwirkungen und der montagebedingten Fluchtabweichungen bewertet werden. In jedem Fall muss die zulässige Drehung der Gelenke mindestens 2° betragen. 
Die Vorrichtungen sind so zu konstruieren, dass es unter Gebrauchslasten nicht zum Fließen und beim Einsturz nicht zum Bruch kommt. Außerdem müssen sie den aus den seismischen Analysen des Tragwerks im Grenzzustand bezüglich der Sicherheit gegen Einsturz hervorgehenden Seitenbeschleunigungen, bzw., in Ermangelung derartiger Analysen, einer Kraft standhalten, die mindestens das Zweifache des Eigengewichts der Vorrichtung beträgt. Die Konstruktion und die Bauform der Vorrichtung müssen ihre Instandhaltung während ihrer Nutzungsdauer ermöglichen und außerdem Instabilität der Kolbenstangen im vollkommen ausgefahrenen Zustand und in der Einbaukonfiguration ausschließen. 
Der Sicherheitsfaktor für Überdruck muss in Bezug auf die seismischen Bemessungsbedingungen im Grenzzustand bezüglich der Sicherheit gegen Einsturz 1,5 betragen. Hiervon ausgenommen sind Vorrichtungen mit integriertem Überlastschutz, der bei einer Kraft von weniger als 110 % der Bemessungskraft auslösen muss; der Sicherheitsfaktor muss mindestens mit 1,1 angesetzt werden. 
Die Aktivierungsgeschwindigkeit der Vorrichtungen beträgt typischerweise zwischen 0,5 mm/s und 5 mm/s bzw. 0,01 mm/s bei deutlich höheren Werten. 
11.9.10.1
Annahmeprüfungen der Vorrichtungen 
Den Annahmeprüfungen müssen mindestens 20 % der Vorrichtungen, in jedem Fall mindestens 4 Vorrichtungen, aber nicht mehr als die insgesamt einzubauenden Vorrichtungen, unterzogen werden. Die Vorrichtung kann im Bauwerk verwendet werden, sofern nach den Prüfungen sichergestellt wird, dass sie vollkommen intakt ist. 
Bei den Annahmeprüfungen, für die nicht auf die Prüfungen im Rahmen der werkseigenen Produktionskontrolle zurückgegriffen wird, muss die Überdruckprüfung gemäß der Bewertung des Verhaltens bei Überlast durchgeführt werden. Dabei ist sicherzustellen, dass die Vorrichtung den Überdruckschutzmechanismus bei einer Kraft auslöst, die weniger als das 1,5-fache der Bemessungskraft beträgt, wenn sie über einen internen Schutzmechanismus verfügt, oder, falls sie nicht darüber verfügt, dass bei ihr bei Anwendung des nachstehenden Belastungsszenarios kein Flüssigkeitsverlust und kein Schaden am System auftritt: 
a)
Erreichen der Bemessungsbelastung in weniger als 0,5 s und Aufrechterhalten dieser Belastung für die vom Planer festgelegte Zeit und jedenfalls für mindestens 5 s; 
b)
Inversion der Belastung in weniger als 1 s und Aufrechterhalten dieser Belastung für die vom Planer festgelegte Zeit und jedenfalls für mindestens 5 s. 
11.10.
TRAGENDES MAUERWERK 
11.10.1.
MAUERSTEINE 
Mauersteine für tragendes Mauerwerk müssen den einschlägigen harmonisierten europäischen Normen der Reihe UNI EN 771 entsprechen und gemäß den Vorschriften für Fall A aus Absatz 11.1 mit der CE-Kennzeichnung gemäß dem System zur Bewertung und Überprüfung der Leistungsbeständigkeit versehen sein, das in der nachstehenden Tabelle angegeben ist.
Tabelle 11.10.I 
	Maßgebliche europäische technische Festlegungen
	Kategorie
	System zur Bewertung und Überprüfung der Leistungsbeständigkeit

	Festlegungen für Mauersteine - Mauerziegel, Kalksandsteine, Mauersteine aus Beton (mit dichten und porigen Zuschlägen), Porenbetonsteine, Betonwerksteine, Natursteine, UNI EN 771-1, 771-2, 771-3, 771-4, 771-5, 771-6
	Kategorie I
	2+

	
	Kategorie II
	4


Wie in den harmonisierten europäischen Normen der Reihe UNI EN 771 im Einzelnen angegeben ist, haben die Mauersteine der Kategorie I eine deklarierte Druckfestigkeit, die über den Mittelwert oder den charakteristischen Wert ermittelt wird, wobei die Wahrscheinlichkeit des Nichterreichens dieser Festigkeit nicht über 5% liegt. Die Mauersteine der Kategorie II erfüllen diese Anforderung nicht. 
Die Verwendung von Mauersteinen für tragendes Mauerwerk der Kategorien I und II erfordert bei der Bewertung der Bemessungsfestigkeit die Anwendung des entsprechenden Sicherheitsfaktors γM, der im Absatz 4.5.6 angegeben ist. 
11.10.1.1
Annahmeprüfungen 
Zusätzlich zu den Vorschriften für Fall A aus Absatz 11.1 muss der Bauleiter die an die Baustelle gelieferten Mauersteine für tragendes Mauerwerk weiteren Annahmeprüfungen nach den in den genannten harmonisierten europäischen Normen angegebenen Verfahren unterziehen lassen.
Die Annahmeprüfungen der Baustoffe gemäß dem vorliegenden Absatz sind nur für die Mauersteine zwingend vorgeschrieben, die für tragendes Mauerwerk vorgesehen sind; diese Prüfungen müssen von einer Prüfstelle gemäß Artikel 59 des Dekrets des Präsidenten der Republik Nr. 380/2001 ausgeführt und bescheinigt werden. 
Die mit den Prüfungen beauftragte Prüfstelle nimmt die Proben entgegen, denen das vom Bauleiter unterzeichnete Anforderungsschreiben beigefügt sein muss. Die Prüfstelle prüft den Zustand der Probekörper und die zugehörigen Unterlagen. Wenn bei den Proben Unregelmäßigkeiten festgestellt werden oder wenn geeignete Mittel zu ihrer Kennzeichnung ganz oder teilweise fehlen, stellt die Prüfstelle die Durchführung der Prüfungen ein und macht dem Zentralen Technischen Dienst des Obersten Rates für öffentliche Arbeiten eine entsprechende Mitteilung.
Die Probenahme kann auch von der mit der Durchführung der Prüfungen beauftragten Prüfstelle vorgenommen werden. Die Prüfstellen müssen die geprüften Proben für die Dauer von mindestens dreißig Tagen nach Ausstellung der Prüfbescheinigungen aufbewahren, um die Identifikation und die Rückverfolgbarkeit der Proben zu ermöglichen.
11.10.1.1.1
Druckfestigkeit der tragenden künstlichen oder natürlichen Mauersteine
Durch die Annahmekontrolle auf der Baustelle soll sichergestellt werden, dass die einzubauenden Mauersteine die vom Hersteller deklarierten Eigenschaften haben. 
Wenn der Hersteller eine mittlere Festigkeit angegeben hat, muss die Kontrolle an mindestens einer Stichprobe je 350 m3 gelieferte Mauersteine der Kategorie II und je 650 m3 gelieferte Mauersteine der Kategorie I durchgeführt werden. Jede Stichprobe muss aus n Mauersteinen (n≥6) bestehen, die dem Druckversuch zu unterziehen sind. Bei jeder Stichprobe seien f1, f2, … fn die Druckfestigkeiten der Mauersteine mit f1 < f2 < … < fn; die Prüfung der Stichprobe gilt als bestanden, wenn die folgenden Ungleichungen beide erfüllt sind: 

(f1 + f2 + … + fn)/n ≥ fbm
[11.10.1]

f1 ≥ 0,80 fbm
[11.10.2]
wobei fbm die vom Hersteller deklarierte mittlere Druckfestigkeit ist. 
Falls der Hersteller nicht die mittlere Festigkeit, sondern nur die charakteristische Festigkeit deklariert hat, muss die Annahmekontrolle auf der Baustelle an mindestens einer Stichprobe je 350 m3 gelieferte Mauersteine der Kategorie II und je 650 m3 gelieferte Mauersteine der Kategorie I durchgeführt werden. Bei jeder Stichprobe seien f1, f2, …f6 die Druckfestigkeiten der sechs Mauersteine mit f1 < f2 < … f6; die Prüfung gilt als Bestanden, wenn die folgende Ungleichung erfüllt ist: f1≥ fbk, wobei fbk die vom Hersteller deklarierte charakteristische Druckfestigkeit ist.
Der Bauleiter muss mit Hilfe von unauslöschlichen Kennzeichen, Etiketten oder dergleichen sicherstellen, dass die für die Prüfungen an die Prüfstellen geschickten Proben auch tatsächlich die auf der Baustelle entnommenen Proben sind; hierbei sind die Lieferung und die künftige Position der Mauersteine im Mauerwerk genau zu bezeichnen. 
Die Prüfverfahren sind in der Norm UNI EN 772-1:2015 angegeben. 
11.10.2.
MAUERMÖRTEL 
Die mechanischen Leistungen eines Mörtels werden anhand seiner mittleren Druckfestigkeit fm bestimmt. 
Die Mörtelklasse wird mit einer Kurzbezeichnung angegeben, die aus dem Buchstaben M gefolgt von einer Zahl besteht, die die Festigkeit fm in N/mm² gemäß Tabelle 11.10.II angibt. Mörtel mit einer Festigkeit fm < 2,5 N/mm² dürfen nicht für tragendes Mauerwerk verwendet werden. 
Zur Gewährleistung der Dauerhaftigkeit ist es erforderlich, dass die Bestandteile des Gemischs die Anforderungen der Norm UNI EN 1008:2003 (Zugabewasser) sowie der harmonisierten europäischen Normen UNI EN 13139 (Gesteinskörnungen für Mörtel) und UNI EN 13055 (leichte Gesteinskörnungen) erfüllen.
Mörtel können werkmäßig oder auf der Baustelle durch Mischen von Sand, Wasser und anderen Bindemitteln hergestellt werden.
Werkmörtel sind als Mörtel mit garantierter Leistung oder als Mörtel mit vorgeschriebenen Zusammensetzung auszuweisen.
Die Zusammensetzung der auf der Baustelle hergestellten Mauermörtel muss in den Spezifikationen des Projekts festgelegt sein.
11.10.2.1
Mörtel mit garantierter Leistung 
Mörtel mit garantierter Leistung müssen durch die Angabe der Druckfestigkeitsklasse gemäß der Klassifikation in Tabelle 11.10.II ausgewiesen werden.
Tabelle 11.10.II - Klassen der Mörtel mit garantierter Leistung
	Klasse
	M 2,5
	M 5
	M 10
	M 15
	M 20
	M d

	Druckfestigkeit N/mm2
	2,5
	5
	10
	15
	20
	d

	d ist eine vom Hersteller deklarierte Druckfestigkeit über 25 N/mm² 


Die Verfahren zum Bestimmen der Druckfestigkeit der Mörtel sind in der Norm UNI EN 1015-11:2007 angegeben.
Mörtel für tragendes Mauerwerk müssen ihrer Verwendung angemessene Leistungen im Hinblick auf Dauerhaftigkeit und mechanische Leistungen garantieren und die Anforderungen der harmonisierten europäischen Norm UNI EN 998-2 erfüllen; außerdem müssen sie gemäß den Vorschriften für Fall A aus Absatz 11.1 mit der CE-Kennzeichnung gemäß dem System zur Bewertung und Überprüfung der Leistungsbeständigkeit versehen sein, das in der nachstehenden Tabelle 11.10.III angegeben ist. 
Tabelle 11.10.III
	Maßgebliche europäische technische Festlegungen
	Vorgesehene Verwendung
	System zur Bewertung und Überprüfung der Leistungsbeständigkeit

	Mörtel im Mauerwerksbau UNI EN 998-2
	Für tragende Mauerwerkskonstruktionen
	2+


11.10.2.2
Mörtel mit vorgeschriebener Zusammensetzung
Bei Mörtel mit vorgeschriebener Zusammensetzung müssen die Volumen- oder Gewichtsanteile an der Zusammensetzung vom Hersteller deklariert werden.
Die mechanische Festigkeit ist mit Versuchen gemäß UNI EN 1015-11:2007 zu prüfen.
Mörtel mit vorgeschriebener Zusammensetzung muss außerdem die Anforderungen der harmonisierten europäischen Norm UNI EN 998-2 gemäß dem in Tabelle 11.10.IV angegebenen System zur Bewertung und Überprüfung der Leistungsbeständigkeit erfüllen.
Tabelle 11.10.IV
	Maßgebliche europäische technische Festlegungen
	Vorgesehene Verwendung
	System zur Bewertung und Überprüfung der Leistungsbeständigkeit

	Mörtel im Mauerwerksbau UNI EN 998-2
	Für tragende und nichttragende Mauerwerkskonstruktionen
	4


Den in der Tabelle 11.10.V angegebenen Zusammensetzungen in Volumenanteilen kann die angegebene Festigkeitsklasse zugeordnet werden. 
Tabelle 11.10.V - Entsprechung zwischen der Festigkeitsklasse und der Zusammensetzung in Volumenanteilen der Mörtel 
	Klasse
	Mörtelart
	Zusammensetzung

	
	
	Zement
	Luftkalk
	Hydraulischer Kalk
	Sand
	Puzzolan

	M 2,5
	Hydraulisch
	–
	–
	1
	3
	–

	M 2,5
	Puzzolanisch
	–
	1
	–
	–
	3

	M 2,5
	Kalk-Zement
	1
	–
	2
	9
	–

	M 5
	Kalk-Zement
	1
	–
	1
	5
	–

	M 8
	Zement
	2
	–
	1
	8
	–

	M 12
	Zement
	1
	–
	–
	3
	–


11.10.2.3
Baustellenmörtel
Bei Baustellenmörtel muss das Gemisch nach den Projektspezifikationen kalibriert werden. Der Mörtel muss die seiner Verwendung angemessenen Leistungen im Hinblick auf Dauerhaftigkeit und mechanische Leistungen gewährleisten.
11.10.2.4
Annahmeprüfungen
Mit den Annahmeprüfungen der Mörtel für tragendes Mauerwerk soll ihre Festigkeit im Vergleich zu den vom Planer angegebenen Bemessungswerten geprüft werden. 
Die mit den Prüfungen beauftragte Prüfstelle nimmt die Proben entgegen, denen das vom Bauleiter unterzeichnete Anforderungsschreiben beigefügt sein muss. Die Prüfstelle prüft den Zustand der Probekörper und die zugehörigen Unterlagen. Wenn bei den Proben Unregelmäßigkeiten festgestellt werden oder wenn geeignete Mittel zu ihrer Kennzeichnung ganz oder teilweise fehlen, stellt die Prüfstelle die Durchführung der Prüfungen ein und macht dem Zentralen Technischen Dienst des Obersten Rates für öffentliche Arbeiten eine entsprechende Mitteilung.
Die Probenahme kann auch von der mit der Durchführung der Prüfungen beauftragten Prüfstelle vorgenommen werden. Die Prüfstellen müssen die geprüften Proben für die Dauer von mindestens dreißig Tagen nach Ausstellung der Prüfbescheinigungen aufbewahren, um die Identifikation und die Rückverfolgbarkeit der Proben zu ermöglichen.
Der Bauleiter muss die Annahmeprüfungen der Mörtel nach den folgenden Angaben veranlassen.
Die Annahmekontrolle muss an homogenen Gemischen durchgeführt werden; hierzu sind mindestens 3 prismatische Probekörper 40 x 40 x 160 mm je 350 m3 mit demselben Gemisch errichteten Mauerwerks im Falle von Mörtel mit vorgeschriebener Zusammensetzung oder Baustellenmörtel und je 700 m3 mit demselben Gemisch errichteten Mauerwerks im Falle von Mörtel mit garantierter Leistung zu verwenden, an denen nach den Angaben in der Norm UNI EN 1015-11:2007 der Biegeversuch und dann, an den resultierenden sechs Hälften, der Druckversuch vorzunehmen ist. Der Mittelwert der ermittelten Druckfestigkeiten muss größer oder gleich dem Bemessungswert sein.
11.10.3.
BESTIMMUNG DER MECHANISCHEN PARAMETER DES MAUERWERKS 
11.10.3.1
Druckfestigkeit 
11.10.3.1.1
Experimentelle Bestimmung der Druckfestigkeit 
Die charakteristische Druckfestigkeit wird an n Mauerwerksprüfkörpern (n ≥6) nach dem in der Norm UNI EN 1052-1:2001 beschriebenen Verfahren bestimmt. 
Die Bestimmung der Druckfestigkeit muss durch die Prüfung der Baustoffe in der nachstehend beschriebenen Weise ergänzt werden: 
–
Mörtel: 3 prismatische Probekörper 40 x 40 x 160 mm, an denen nach den Angaben in der Norm UNI EN 1015-11:2007 der Biegeversuch und dann, an den resultierenden sechs Hälften, der Druckversuch vorzunehmen ist; 
–
tragende Mauersteine: 10 Mauersteine, die nach der harmonisierten europäischen Norm UNI EN 772-1 einer Druckbelastung senkrecht zur Bettung auszusetzen sind. 
11.10.3.1.2
Schätzung der Druckfestigkeit 
Bei der Planung kann die charakteristische Druckfestigkeit des Mauerwerks fk von Mauerwerken aus künstlichen Voll- oder Lochsteinen aus der charakteristischen Druckfestigkeit der Mauersteine und der Zugehörigkeitsklasse des Mörtels anhand der Tabelle 11.10.VI abgeleitet werden. Um diese Tabelle auch dann verwenden zu können, wenn die Druckfestigkeit der Mauersteine mit dem Mittelwert fbm angegeben ist und keine experimentelle Bestimmung vorgenommen wurde, kann die charakteristische Festigkeit fbk des Steins mit Hilfe der Beziehung fbk= 0,8 fbm veranschlagt werden. Die Tabelle gilt nur für Mauerwerk, bei dem die waagrechten und senkrechten Fugen mit Mörtel mit einer Dicke von 5 bis 15 mm verfüllt sind. Nicht in der Tabelle angegebene Werte können durch lineare Interpolation gefunden werden; die Extrapolation ist in keinem Fall zulässig. 
Tabelle 11.10.VI - Werte von fk bei Mauerwerk aus künstlichen Voll- und Lochsteinen (in N/mm2) 
	Charakteristische Druckfestigkeit fbk des Mauersteins in N/mm2 
	Mörtelart 

	
	M15 
	M10 
	M5 
	M2,5 

	2,0 
	1,2 
	1,2 
	1,2 
	1,2 

	3,0 
	2,2 
	2,2 
	2,2 
	2,0 

	5,0 
	3,5 
	3,4 
	3,3 
	3,0 

	7,5 
	5,0 
	4,5 
	4,1 
	3,5 

	10,0 
	6,2 
	5,3 
	4,7 
	4,1 

	15,0 
	8,2 
	6,7 
	6,0 
	5,1 

	20,0 
	9,7 
	8,0 
	7,0 
	6,1 

	30,0 
	12,0 
	10,0 
	8,6 
	7,2 

	40,0 
	14,3 
	12,0 
	10,4 
	–


Bei Mauerwerk aus natürlichen Mauersteinen wird die charakteristische Druckfestigkeit fbk des Mauersteins per Konvention nach der folgenden Gleichung veranschlagt: 

fbk = 0.75 fbm
[11.10.3]
wobei fbm die mittlere Druckfestigkeit der behauenen Steine ist. 
Die charakteristische Druckfestigkeit fk des Mauerwerks kann aus der charakteristischen Druckfestigkeit fbk der Mauersteine und der Zugehörigkeitsklasse des Mörtels anhand der Tabelle 11.10.VII abgeleitet werden. 
Tabelle 11.10.VII - Werte von fk bei Mauerwerk aus behauenen Natursteinen (in N/mm2) 
	Charakteristische Druckfestigkeit fbk des Mauersteins
	Mörtelart

	
	M15 
	M10 
	M5 
	M2,5 

	2,0 
	1,0 
	1,0 
	1,0 
	1,0 

	3,0 
	2,2 
	2,2 
	2,2 
	2,0 

	5,0 
	3,5 
	3,4 
	3,3 
	3,0 

	7,5 
	5,0 
	4,5 
	4,1 
	3,5 

	10,0 
	6,2 
	5,3 
	4,7 
	4,1 

	15,0 
	8,2 
	6,7 
	6,0 
	5,1 

	20,0 
	9,7 
	8,0 
	7,0 
	6,1 

	30,0 
	12,0 
	10,0 
	8,6 
	7,2 

	≥ 40,0 
	14,3 
	12,0 
	10,4 
	–


Auch in diesem Fall können die nicht in der Tabelle angegebenen Werte durch lineare Interpolation gefunden werden; die Extrapolation ist in keinem Fall zulässig. 
Alternativ zur experimentellen Bestimmung der Druckfestigkeit kann zur Veranschlagung der charakteristischen Druckfestigkeit eines Mauerwerks aus künstlichen oder natürlichen Mauersteinen auch Absatz 3.6 der Norm UNI EN 1996-1-1:2013, ergänzt durch den entsprechenden nationalen Anhang, zugrunde gelegt werden. Zur Bestimmung der normierten Mauersteindruckfestigkeit fb, auf die sich diese Norm bezieht, werden, falls eine Angabe des Herstellers fehlt, die Umrechnungsfaktoren für die mittlere Mauersteindruckfestigkeit verwendet, die in Anhang A der Norm UNI EN 772-1 angegeben sind.
11.10.3.2
Charakteristische Scherfestigkeit ohne Auflast 
11.10.3.2.1
Experimentelle Bestimmung der Scherfestigkeit 
Die charakteristische Scherfestigkeit wird im Versuch an n Probekörpern (n ≥6) nach den sowohl für die Herstellung der Probekörper als auch den Versuch in der Norm UNI EN 1052-3:2007 und, soweit anwendbar, in der Norm UNI EN 1052-4:2001 angegebenen Modalitäten ermittelt. Alternativ kann die charakteristische Scherfestigkeit durch Diagonal-Druckversuche an n Mauerwerksprüfkörpern (n ≥6) bewertet werden, wobei im Hinblick sowohl auf die Herstellung der Prüfkörper als auch den Versuch nach den Modalitäten zu verfahren ist, die in nachweislich gültigen Normen angegeben sind. 
11.10.3.2.2
Schätzung der Scherfestigkeit 
Bei der Planung kann der Wert von fvk0 für Mauerwerk aus künstlichen Mauersteinen bzw. aus behauenen Natursteinen alternativ zur experimentellen Bestimmung auch aus der Tabelle 11.10.VIII abgeleitet werden. Nicht in der Tabelle angegebene Werte können durch lineare Interpolation gefunden werden; die Extrapolation ist in keinem Fall zulässig. Falls die Eigenschaften der Baustoffe (Festigkeit des Mörtels oder der Mauersteine) von den in der Tabelle berücksichtigten Eigenschaften abweisen, ist die experimentelle Bestimmung erforderlich. 
Tabelle 11.10.VIII - Charakteristische Scherfestigkeit ohne Auflast fvk0 (in N/mm2) 
	Mauersteine
	fvk0 (N/mm2)

	
	Gewöhnlicher Mörtel einer gegebenen Festigkeitsklasse
	Dünnschichtmörtel (waagrechte Fuge ≥ 0,5 mm und ≤ 3 mm)
	Leichtmörtel

	Mauerziegel
	M10 - M20
	0,30
	0,30*
	0,15

	
	M2,5 - M9
	0,20
	
	

	
	M1 - M2
	0,10
	
	

	Kalksandsteine
	M10 - M20
	0,20
	0,20**
	0,15

	
	M2,5 - M9
	0,15
	
	

	
	M1 - M2
	0,10
	
	

	Mauersteine aus Beton
Porenbetonsteine
Behauener Naturstein
	M10 - M20
M2,5 - M9
M1 - M2
	0,20
0,15
0,10
	0,20**
	0,15


* Wert gültig für Mörtel der Klasse M10 und darüber und Steindruckfestigkeit fbk≥ 5,0 N/mm2
** Wert gültig für Mörtel der Klasse M5 und darüber und Steindruckfestigkeit fbk≥ 3,0 N/mm2
Die Tabellenwerte können im Falle von mit Mörtel verfüllten waagrechten und senkrechten Fugen unverändert verwendet werden. Sind die waagrechten Fugen mit Mörtel verfüllt und die senkrechten Fugen mörtelfrei, wobei aber die aneinander angrenzenden Seiten der Mauersteine einander berühren, müssen die Tabellenwerte halbiert werden. Zur Veranschlagung der Scherfestigkeit von Mauerwerk mit unterbrochenem Mörtelbett, bei dem die Mauersteine auf zwei oder mehr gleichen Schichten gewöhnlichen Mörtels angeordnet sind, müssen die Werte für das Vollbett nach den Angaben in der Norm UNI EN 1996-1-1, ergänzt durch den entsprechenden nationalen Anhang, herabgesetzt werden. 
11.10.3.3
Charakteristische Scherfestigkeit 
Bei Vorliegen von Druckspannungen ist die charakteristische Scherfestigkeit fvk des Mauerwerks definiert als der Widerstand gegen die kombinierte Einwirkung von horizontalen Kräften und vertikalen Lasten, die auf die Mauerwerksebene wirken, und kann anhand der folgenden Gleichung bestimmt werden: 

fvk = fvk0 + 0,4 (n
[11.10.4]
wobei gilt:
fvk0
ist die charakteristische Scherfestigkeit ohne vertikale Lasten;
(n
ist die mittlere Normalspannung aufgrund vertikaler Lasten, die auf den Prüfquerschnitt einwirken.
Außerdem muss die folgende Beziehung erfüllt sein: 

fvk ≤ fvk,lim
[11.10.5]
wobei gilt: 
fvk,lim
Höchstwert der charakteristischen Scherfestigkeit, der in der Berechnung verwendet werden darf. 
Der Höchstwert der charakteristischen Scherfestigkeit beträgt:
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[11.10.6]
Hiervon ausgenommen sind Vollsteine aus Porenbeton und alle Mauersteine mit einer Zugfestigkeit (gemessen in waagrechter Richtung parallel zur Einbauebene) von mindestens 0,2 fb, bei denen er den folgenden Wert annimmt:
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[11.10.7]
wobei fb die normierte vertikale Mauersteindruckfestigkeit gemäß den harmonisierten Normen der Reihe UNI EN 771 ist. Die oben angeführten Werte von fvk,lim beziehen sich auf Mauerwerk, dessen senkrechte Fugen mit Mörtel verfüllt sind. Sind die waagrechten Fugen mit Mörtel verfüllt und die senkrechten Fugen mörtelfrei, wobei aber die aneinander angrenzenden Seiten der Mauersteine einander berühren, dann gilt fvk,lim = 0,045 fb.
11.10.3.4
Sekantenelastizitätsmodule 
Der Sekantenelastizitätsmodul des Mauerwerks wird im Versuch an n Mauerwerksprüfkörpern (n ≥6) nach den sowohl für die Herstellung der Prüfkörper als auch den Versuch in der Norm UNI EN 1052-1:2001 angegebenen Modalitäten ermittelt. 
Wenn keine experimentelle Bestimmung erfolgt ist, können bei der Planung die folgenden Werte zur Berechnung zugrunde gelegt werden: 
–
Sekantenelastizitätsmodul
E = 1000 fk
[11.10.8]
–
Tangentenelastizitätsmodul
G = 0,4 E
[11.10.9].
 KAPITEL 12.
TECHNISCHE REFERENZUNTERLAGEN
 TC " KAPITEL 12 - TECHNISCHE REFERENZUNTERLAGEN" \f C \l "1" 
Vorbehaltlich anderslautender Angaben in den vorliegenden Normen versteht es sich, dass die Angaben in den nachstehenden Unterlagen mit den diesen Normen zugrunde liegenden Prinzipien übereinstimmen: 
-
vom Europäischen Komitee für Normung veröffentlichte Eurocodes für die Tragwerksplanung mit den in den nationalen Anhängen enthaltenen Präzisierungen; 
-
harmonisierte UNI EN-Normen, deren Fundstellen im Amtsblatt der Europäischen Union veröffentlicht wurden; 
-
UNI-Normen für Werkstoffprüfungen und Produkte. 
Außerdem können als Ergänzung zu den vorliegenden Normen, sofern vereinbar, die nachstehend angeführten Unterlagen herangezogen werden, bei denen es sich um nachweislich gültige Referenzunterlagen handelt: 
-
Anweisungen des Obersten Rates für öffentliche Arbeiten;
-
Leitlinien des Zentralen Technischen Dienstes des Obersten Rates für öffentliche Arbeiten;
-
Leitlinien für die Bewertung und die Verringerung der seismischen Gefährdung des Kulturerbes und spätere Änderungen des Ministeriums für Kulturgüter und kulturelle Aktivitäten, nach Einholung der Stellungnahme des Obersten Rates für öffentliche Arbeiten zu diesen Leitlinien; 
-
Technische Anweisungen und Unterlagen des Nationalen Forschungsrates (CNR).
Hinsichtlich aller nicht in den vorliegenden Normen oder den nachweislich gültigen Unterlagen behandelten Belange können auch andere internationale Kodizes herangezogen werden; der Planer ist dafür verantwortlich, ausdrücklich ein Sicherheitsniveau zu garantieren, das mit den vorliegenden technischen Normen im Einklang steht.
Der Oberste Rat für öffentliche Arbeiten erstellt und veröffentlicht durch den Zentralen Technischen Dienst nach Anhörung des Nationalen Forschungsrates (CNR) und des italienischen Normierungsinstituts (UNI) die Liste der Unterlagen, welche die technischen Referenzunterlagen für die technischen Normen für Baukonstruktionen im Sinne des vorliegenden Kapitels bilden. Mit einem analogen Verfahren werden auch die regelmäßigen Aktualisierungen dieser Liste sowie die Aktualisierungen der Listen der freiwilligen technischen UNI-, EN- und ISO-Normen, auf die in den vorliegenden Normen verwiesen wird, erstellt und veröffentlicht.
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